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Vorwort. 


Die ehrenvdlle Beförderung des seither]gen Vorsitzenden 
unseres Vereinsausschusses, Herrn Geh. .Regierungs-ßat 
Dr. von Engelberg, zum Ministerialrat und Vortragender 
Rat im Grossh, Bad. Ministerium der Justiz, des Kultus und 
des Unterrichts hat es mit sich gebracht, dass derselbe die 
Leitung unseres Vereins und. damit auch die Herausgabe 
unserer Vereinszeitsehrift abgeben musste. Wir Alle em¬ 
pfinden das aufs Schmerzlichste und stimmen gewiss mit 
einem unserer Herrn Vereinsmitglieder überein, wenn er 
schreibt: „Man konnte doch seit 11 Jahren sich einen 
vStrafanstaltsbeamten-Tag nicht richtig verstellen ohne das 
charakteristische Bild seines klar denkenden und warm 
empfindenden, liebenswürdigen Vorsitzenden“. Zu den 
Hauptleidtragenden gehöre auch ich, dem die Ehre zuteil 
wurde, vom Vereins-Ausschuss, zum Nachfolger des Herrn 
Dr. von Engelberg gewählt worden zu sein. Nur mit 
Zögern und Zagen habe ich mich bereit erklärt, dieses 
Ehrenamt zu übernehmen; bin ich mir doch wohl bewusst, 
wie schwer es ist, der Nachfolger eines so vorzüglichen 
Vorgängers zu werden. Wenn ich die Wahl doch an¬ 
genommen habe, so geschah es im Vertrauen i\uf das mir 
von meinem Herrn Vorgänger gegebenen Versprechen, 
dass er mir bei der Führung der Vorstandsgeschäfte und 
namentlich auch bei der Herausgabe unserer Zeitschrift 
auch künftighin mit Rat und Tat an die Hand gehen wolle 
und in der Hoffnung, dass mich auch unsere verehrten 
Herren Vereinsmitglieder, ebenso wie Herrn Dr. von Engel¬ 
berg, durch Aufsätze, Gutachten und Mitteilungen für unsere 
Blätter und durch Teilnahme an den Referaten für die 
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Der Vorentwurf zu einem deutsciien Strafgesetzbuch 

m 1909. 

Studien zu einer kritischen Besprechung’ desselben. 
Von Geh. ObeiTeg'ievung'srat Dr. Reichardt-Karlsi'uhe. 


Es war eine Ueberraschung — aber eine freudige 
Ueberraschung — für die nicht näher eingeweihten Fach¬ 
kreise, als im Oktober 1909 der Vorentwurf zu einem 
deutschen Strafgesetzbuch zur „öffentlichen Beurteilung“ 
bekannt gegeben wurde. Der Entwurf ist kein amtlicher, 
zu dem die Reichsjustizverwaltung und die verbündeten 
Regierungen schon Stellung genommen haben, sondern 
enthält lediglich die Ansichten und Vorschläge der vom 
Reichsjustizarat im Mai 1906 zusammenberufenen „Sach- 
verständigen-Kommission“. Man hatte diesmal, dem be¬ 
währten Beispiel ausländischer Staaten folgend, nur eine kleine 
Kommission aus fünf Mitgliedern, lauter.praktischen Juristen,^) 
bestehend, zusammengerufen und dadurch jedenfalls eine 
grössere Schnelligkeit in der Fertigstellung und eine grössere 
Einheitlichkeit der Arbeit erzielt. Aber auch die Wissenschaft 
ist in ausreichendem Masse zu Wort gekommen: Der Ent- 
Avurf ist aufgebaut auf jenem monumentalen, wissenschaft¬ 
lichen Sammelwerk, zu dessen Schaffung sich fast sämtliche 
namhaften deutschen Kriminalisten in dankenswerter Ein¬ 
mütigkeit vereinigt haben und das stets ein Ehrendenkmal 
der deutschen Strafrechtswissenschaft sein wird, „der A^er- 
gleichenden Darstellung des deutschen und ausländischen 
krafrechts.“ 

Wer in dem Entwurf etwas vollständig Neues, noch 
nie Dagewesenes erwartet, wird enttäuscht sein. In der 
richtigen Erkenntnis, dass, wie die gesamte menschliche 
Entwicklung, so auch die Rechtsentwicklung nicht auf dem 

') Der Ministerialdirektor im preuss. Justizministerium Dr. Lucas, 
der Vortragende Rat im Reichsjustizamt Dr, von Tischendorf (später 
Dr. Joel), der vertragende Rat im preuss. Justizministerium Dr. Schulz 
(später Kammer gerichtsrat Dr. Kleine), der Reichsgerichtsrat Ditzen 
(später Kammergerichtsrat Oelschläger) und der bayerische Oberlandes- 
gerichtsvat Meyer. 



cji*}' Jle^v ^vi'VaifiVtv Itilr ■ dor MN^oUUioii vorwlifi 



1-1 -j, ^ ■ ' VA ' 1 '• ^ X-^ 1 ‘-‘A'J j'" > *\ - •t'-’ ^ . «’-v:-'-T ■''lAvTtA. 



Eiitwdtft ^ ,4^öie^ -iiUfria ,aui / 


jStra^öset?^. 4#: - virustd'satss; d#: Ver- 

aeJidläüij^ aü%ieBaütV d Z^Y^ok de?*. Strafe isi. i» 

'|ife,?ßl4H fiirsfer'Eßihe die VcfgeUungr,,^-,,...^^^^^^^^ ^ _ 



fiuft' aiidas, J1IJS --vertraute lle}qhp.strafgpeeetzbu<di vom 






Der Entwurf, der 310 Paragraphen (also etwas weniger 
Avie bisher) enthält, zerfällt in einen allgemeinen und einen 
besonderen Teil; der letztere in fünf Bücher, in welche 
die einzelnen Delikte — und zwar, wie hier schon bemerkt 
werden soll, mit besseren Einteilungsgründen — einge- 
ordnet sind: 

Erstes Buch: Verbrechen und Vergehen gegen den 
Staat. 

Zweites Buch: Verbrechen und Vergehen gegen Ein¬ 
richtungen des Staats. 

Drittes Buch: Verbrechen und Vergehen gegen die 
Person. 

Viertes Buch: Verbrechen und Vergehen gegen das 
Vermögen. 

Fünftes Buch: Uebertretungen. 

Wenn ich mich nunmehr anschicke, einen kritischen 
Bang durch den Entwurf zu unternehmen, so möchte ich 
mir gestatten, vor Allem darauf hinzuweisen, dass es mir 
im Rahmen dieser Blätter weder möglich, noch erwünscht 
erscheint und darum auch gar nicht angestrebt wird, er¬ 
schöpfend und vollständig zu sein. Nur einige allgemeine 
Gesichtspunkte von besonderem Interesse möchte ich 
herausgreifen; ich möchte diejenigen Partien erörten, in 
denen unser geltendes Recht hauptsächlich getadelt wird 
lind zeigen, ob der Entwurf hier eine Besserung bringt. 
Aber auch da kann ich das Für und Wider nicht er¬ 
schöpfend, sondern nur skizzenhaft darlegen. Ferne sei 
imn mir, ein abschliessendes, massgebendes Urteil abgeben 
zu wollen, nur Anregungen, Stoff zum Selbsturteilen will 
ich meinen Fachgenossen bieten. 

I. 

Wie gross die Materie sein soll, die das Strafgesetz¬ 
buch zu umfassen hat, ist nicht unbestritten. 

DerEntwurf lässt die sogenannten Nebengesetze beiseite 
und nimmt die Uebertretungen auf. Beides ist wohl zu 
billigen. Die reichsrechtlichen Nebengesetze haben einen 
solchen Umfang und enthalten wie z. B. die Gewerbe¬ 
ordnung, das Nahrungsmittelgesetz, die Seuehengesetze, die 
Gesetze zum Schutz des geistigen Eigentums so viele, an 
sich nicht strafrechtliche Materien, dass ihre Einverleibung 
in das Strafgesetzbuch gar nicht möglich wäre, ohne seinen 
Umfang übermässig zu vermehren und ihm einen ganz 
heterogenen Charakter zu geben. Einige kleinere Gesetze, 
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fester abgegrenzt und mit einem genaueren Inhalt erfüllt 
werden könnten. 

1, Vorschläge neuer Strafmittel sind viele g*emacht 
worden, der Entwurf hat keinen angenommen. 

Mit Recht hat er die Prügelstrafe gänzlich verworfen; 
dies bedarf keiner weiteren Ausführung; ebenso den Haus¬ 
arrest, die Friedensbürgschaft, sowie Freiheitsbeschrän¬ 
kungen und Ehrenstrafen als Hauptstrafen. 

Aber auch der Nichtaufnahme der Straf Verschickung 
(Deportation) wird man zustimmen müssen. Dieses Straf¬ 
mittel als Ersatz langjähriger Zuchthaus- und Gefängnis¬ 
strafen findet lebhafte und geschickte Befürworter nicht 
nur in Laienkreisen. Allein es. wird anzuerkennen sein, 
dass die rechtlichen, finanziellen, wirtschaftlichen und 
politischen Bedenken, die gegen die Einführung der Depor¬ 
tation sich ergeben, die von ihr zu erhoffenden Vorteile 
weitaus überwiegen. Auch die Verwendung der Straf¬ 
verschickung als eine besondere Vollzugsart lang¬ 
jähriger Freiheitsstrafen — etwa mit Zustimmung des 
Verurteilten — dürfte nicht angängig sein. Dagegen halte 
ich eine Verwendung der Abwanderung in die Kolonien im 
Wege der Schutzfürsorge für entlassene Gefangene — 
namentlich für anscheinend Unverbesserliche — wenn sie 
systematisch unter Beihilfe der Staatsbehörden organisiert 
würde, für sehr aussichtsreich.. (Vergi. auch den Beschluss 
des Strafanstaltsbeamten-Vereins Frankfurt 1886.) 

Auch die Strafarbeit ohne Einsperrung ist 
nicht allgemein als Ersatz der kurzen Freiheitsstrafen auf- 
genommen; nur die Tilgung einer unbeibringlichen Geld¬ 
strafe „durch freie Arbeit, soweit sich dazu Gelegenheit 
bietet, kann gestattet werden“. 

So sehr man auch wünschen möchte, dass derjenige, 
der sich nur einer geringeren strafbaren Handlung schuldig 
gemacht hat, unter allen Umständen dadurch vor dem 
Gefängnis bewahrt würde, dass ihm Gelegenheit gegeben 
wird, durch Arbeit, welche für die Allgemeinheit nutzbar 
ist, sein Unrecht abzubüssen, so ist doch die Unmöglich¬ 
keit, für jedermann zu jeder Zeit geeignete Strafarbeit 
bereit zu haben, ohne andere Interessen zu verletzen —- 
man denke nur an unbestrafte Arbeitswillige — zu ein¬ 
leuchtend, um nicht die vom Entwurf eingeschlageiie 
Regelung, die Strafarbeit nur auf beschränktem Gebiet 
versuchsweise einzuführen, zu billigen. Durch die gegen¬ 
über dem geltenden Recht viel ausgedehntere AnAvendung 
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Strafe eintretenden Schriftsteller zugenommen hat und auch 
die Volksüberzeugung’ in dieser Richtung sich bewegt, 
was bei der Zunahme der Mordtaten — man vergesse 
auch nicht diejenigen, bei denen der Mörder sich durch 
sofortigen Selbstmord der irdischen Gerechtigkeit entzieht — 
nicht Wunder nehmen kann. Sehr lehrreich ist in dieser 
Hinsicht das Vorgehen Frankreichs, wo die Regierung im 
Jahre 1906, beeinflusst durch eine auf Abschaffung 
der Todesstrafe gerichtete, lärmende Bewegung einen 
ihre Beseitigung aussprechenden Gesetzentwurf vorlegte, 
wo aber am 8. Dezember 1908 die Deputiertenkammer in 
Uebereinstimmung mit der vielfach zum Ausdruck ge¬ 
brachten Volksmeinung diesen Entwurf ablehnte. 

Das Anwendungsgebiet der Todesstrafe ist im Ent¬ 
wurf nicht erweitert; wie bisher ist mit Todesstrafe 
bedroht: der schwere Hochverrat (E. § 100), dessen Tat¬ 
bestand allerdings —- in einer zu billigenden Weise — eine 
Erweiterung erfahren hat, die Fälle des § 5 Abs. 3 des 
Sprengstoffgesetzes und des § 1 Abs. , 2 des Sklavenraub¬ 
gesetzes und endlich der Mord. (E. § 212.) 

Aber beim Mord ist die absolute Androhung der 
Todesstrafe nicht beibehalten, sondern es sind hier 
mildernde Umstände vorgesehen, bei deren Annahme auf 
lebenslängliches Zuchthaus oder Zuchthaus nicht unter 
10 Jahren zu erkennen ist. Der Entwurf folgt damit dem 
Beispiel der meisten neueren Strafgesetze. Trotzdem sind 
gewisse Bedenken nicht zu unterdrücken: die Fällung 
eines Todesurteils belastet Jeden mit einer schweren Ver¬ 
antwortung, die vom Laienrichter noch mehr empfunden 
wird wie vom Berufsrichter. Es hiesse die menschliche 
Natur verkennen, wollte man beabreden, dass jeder Richter 
gerne einen sich bietenden Ausweg beschreitet, um dieser 
Gewissensbeschwerung zu entgehen. Und deshalb ist die 
Befürchtung nicht zu unterdrücken, dass bei der Be¬ 
stimmung, die ' der Entwurf vorsieht, die Annahme 
mildernder Umstände nicht zur Ausnahme, sondern zur 
Regel werden und damit alle die Gründe, die für die 
Beibehaltung der Todesstrafe sprechen, namentlich der 
wichtige, der Generalprävention hinfällig werden könnten. 

Ich vermisse eine Bestimmung des Entwurfs, auf welche 
Weise die Enthauptung auszuführen . ist; es sollte 
hierin Einheitlichkeit im deutschen Reich bestehen. Die 
Anwendung des Fallbeils (Guillotine) halte ich für die 
empfehlensTverteste Art. 
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der richtige ist, sondern dass wir nach wie vor dringend 
des Strafvollzugs-Gesetzes bedürfen, in dem die ganze 
Materie eingehend und in Einklang mit dem Strafgesetz 
zu ordnen ist, (Vergl. auch Beschluss des Strafanstalts¬ 
beamten-Vereins Berlin 1874.) 

Dies führt uns aber zu der unten noch näher zu be¬ 
gründenden Anschauung, dass Strafprozess-Reform und 
Strafrechts-Reform nur Hand in Hand mit einander beraten 
und beschlossen werden können. 

Trotzdem wollen wir die einzelnen Bestimmungen des 
Entwurfs über die Freiheitsstrafen näher betrachten. 

Von den drei Arten Freiheitsstrafen — Zuchthaus, 
Gefängnis und Haft — hebt sich die Zuchthausstrafe von 
der Gefängnisstrafe als die schwerere Strafart durch die 
grundsätzlich längere Dauer, durch den schärferen Vollzug 
und durch die mit ihr verbundenen Ehrenfolgen ab. Die 
Zuchthausstrafe ist, wie bisher, eine lebenslängliche oder 
eine zeitige von 1—15 Jahren. Beseitigt ist die Be¬ 
stimmung, dass die Zuchthausstrafe hur nach vollen 
Monaten berechnet werden darf. (E. § 24.) 

Die Beibehaltung der lebenslänglichen Zuchthaus¬ 
strafe, deren Anwendungskreis als absolute oder als 
wahlw'eise Strafe ungefähr dem bisherigen gleichkommt, ist 
gerechtfertigt. Die lebenslängliche Zuchthausstrafe findet 
grundsätzlich nur wegen derjenigen strafbaren Handlungen 
Anwendung, auf die sie im besonderen Teil angedroht ist; 
aber als Erweiterung ihres Anwendungsgebiets bestimmt 
der Entwurf (§ 89), dass sie auch wegen sonst mit anderen 
Strafen bedrohter, vorsätzlicher Vergehen verhängt werden 
kann, wenn der Täter ein vielfach vorbestrafter gewerbs- 
oder gewohnheitsmässiger Verbrecher ist. 

Die oft erhobene Forderung nach einer streng und 
konsequent durchgeführten Scheidung des Charakters von 
Zuchthaus und Gefängnisstrafe, mit den Folgerungen, dass 
dem Gefängnis der entehrende Charakter gänzlich genommen 
und dementsprechend auch alle entehrten Elemente fern¬ 
gehalten und demgemäss derjenige, welcher schon einmal 
im Zuchthaus gesessen war, niemals mehr mit Gefängnis¬ 
strafe belegt werden dürfe, oder dass nur Rückfällige zur 
Zuchthausstrafe verurteilt würden, hat der Entwurf nicht 
erfüllt, im Gegenteil er gibt dem richterlichen Ermessen 
in dieser Richtung noch einen weiteren Spielraum, in dem 
er noch häufiger als bisher im Einzelfall seine Straf- 
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in denen, wenn auch in gesonderten Gebäuden noch andere 
Gefangene, seien es Gefängnis- oder Haftgefangene oder 
Arbeitshäusler vervrahrt werden. Diese Vorschrift, die eine 
oft und nachdrücklich erhobene Forderung erfüllt, ist ent¬ 
schieden zu begrüssen. Sie ist geeignet, gerade in der 
Meinung des Volkes, die in solchen Fragen leicht durch 
Aeusserlichkeiten bestimmt wird, der Zuchthausstrafe den 
ihr gebührenden Stempel der besonders schweren, ent¬ 
ehrenden Strafe aufzudrücken; sie ist auch ausführbar, 
Avenn auch in den kleineren Bundesstaaten, namentlich für 
die Frauen nicht ohne gewisse Schwierigkeiten. 

Gefängnis- und Haftstrafen sind in besonderen An¬ 
stalten oder doch in derart von einander getrennten 
Abteilungen derselben Anstalt zu vollziehen, dass die 
Gefangenen beider Kategorien nicht mit einander in Be¬ 
rührung kommen. Von einer gesetzlichen Bestimmung 
darüber, dass Gefängnisstrafen von längerer Dauer nur in 
grösseren Gefängnisanstalten zu vollstrecken sind, ist mit 
Recht abgesehen. Demselben richtigen Gedanken aber, 
dass ungleichartige, nicht zu einander passende Gefangene 
von einander getrennt bleiben müssen, entsprechen die 
Vorschriften des Entwurfs, dass innerhalb der zu gleicher 
Strafe Verurteilten Männer von Weibern, jugendliche von 
erwachsenen Gefangenen und vermindert zurechnungsfähige 
Jugendliche von andern .Jugendlichen unbedingt und die 
nicht im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte befindlichen 
Gefängnisgefangenen von den anderen tunlichst ab¬ 
zusondern sind, und dass bei Zuchthaus- und Gefängnis¬ 
gefangenen Einzelhaft in ausgedehnterem Masse anzuwenden 
ist als dies bisher vorgeschrieben war. Diese Ausdehnung 
der Einzelhaft wird allgemeinen Beifall, insbesondere bei 
den Gefängnispraktikern, finden. Denn gerade in diesen 
sachkundigen Kreisen ist die Ueberzeugung von den grossen 
Vorteilen der modernen, nicht mehr eine vollständige 
Vereinsamung bedeutenden Einzelhaft in Regelfällen und 
deren nur ganzen ausnahmsweisen Schädlichkeit allgemein 
verbreitet. 

Der Entwurf schreibt vor: Zuchthaus-und Gefängnis¬ 
gefangene sind im Anfang der Strafzeit in Einzelhaft zu 
halten und zwar Zuchthausgefangene mindestens 6, Ge¬ 
fängnisgefangene mindestens 3 Monate, bei kürzerer Straf¬ 
zeit während der ganzen Strafdauer. Die Einzelhaft kann 
fortdauerii, so lange sie der Anstaltsbehörde erforderlich 
erscheint, was das Gesetz präsumiert, wenn von dom 
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(E. §§ 16, 17), nicht einwandfrei ausgedrückt sei und die 
Fassung einer ernsten Nachprüfung bedürfe. 

Die Vorschriften des Entwurfs über den Vollzug der 
Haftstrate dagegen bringen den Gedanken, dass es sich 
hier um eine nur für leichtere Verfehlungen angedrohte, 
nicht entehrende, auch von im übrigen moralisch hoch 
stehenden Gesetzesverletzern zu verbüssende Freiheitsstrafe 
handelt, durchaus richtig zum Ausdruck, wenn es heisst: 
„Die Haftstrafe besteht in Freiheitsentziehung mit Beauf¬ 
sichtigung der Beschäftigung und Lebensweise. Sie wird 
in besonderen Anstalten und Abteilungen vollstreckt. Die 
Haftgefangenen dürfen sich selbst kleiden und beköstigen. 
Ihnen ist gestattet sich mit angemessener Arbeit zu be¬ 
schäftigen. Soweit dies nicht geschieht, sind sie zur 
Leistung der ihnen zugewiesenen Arbeiten, die ihrem Beruf ^ 
oder ihrer Lebensstellung entsprechen müssen, verpflichtet. 
Doch ist von ihnen eine geringere Arbeit zu fordern, als 
von Gefängnisgefangenen.“ 

Als etwas gegenüber dem bisherigen Recht ganz 
Neues sieht der Entwurf für die Zuchthaus- und Ge- 
fängnissstrafe Schärfungen vor, welche das Gericht im 
Urteil anordnen kann, wenn.die Tat von besonderer Roh¬ 
heit, Bosheit oder Verworfenheit zeugt oder nach den 
Vorbestrafungen des Täters anzunehmen ist, dass der ge¬ 
wöhnliche Strafvollzug auf ihn nicht die erforderliche 
Wirkung ausüben werde. Die Schärfungen bestehen darin, 
dass der Verurteilte geminderte Kost oder eine harte 
Lagerstätte erhält. Ich halte diese Neuerung der richter¬ 
lichen Strafschärfungen nicht für eine Verbesserung und 
möchte deren Aufnahme in das Strafgesetz entschieden 
widerraten. Die Behauptung der Begründung, dass es 
unter den Verbrechern, namentlich unter dem grosstädti¬ 
schen Verbrecherproletariat Elemente gebe, für welche 
die Freiheitsstrafe in ihrem gewöhnlichen Vollzug ein nicht 
genügend fühlbares Uebel darstelle, ist nur richtig, soweit 
es sich um die kurzzeitigen Freiheitsstrafen handelt. Hier 
ist aber der Ausweg leicht gegeben, indem gegen die er¬ 
wähnten Elemente keine kurzzeitigen Freiheitsstrafen aus¬ 
gesprochen w^erden; das Gesetz bietet hiezu die Möglichkeit 
durch die weiten Strafrahmen, die schon im Entwurf ent¬ 
halten sind und die nötigenfalls noch vermehrt werden 
könnten. Der Entwurf enthält selbst schon diesen Gedtinken, 
indem er vorschreibt, dass das Gericht, wenn wegen des 
körperlichen Zustands des Verurteilten die Vollstreckung 
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öfter als bisher allein oder alternativ neben der Freiheits¬ 
strafe anzudrohen. 

Um die Geldstrafe auch zu einem geeigneten Straf¬ 
mittel zu machen und möglichst zu verhindern, dass 
Unbeibringlichkeitsfälle und Verbüssung stellvertretender 
Freiheitsstrafen eintreten, gibt der Entwurf eine Reihe 
durchaus zu billigender Tilgungserleichterungen kraft 
richterlicher Anordnung. 

Der Mindestbetrag der Geldstrafe ist mit Rücksicht 
auf das Sinken des Geldwerts bei Verbrechen und Ver¬ 
gehen auf 5 M. festgesetzt; ich kann in dem Gedanken, 
dass dem richterlichen Ermessen auch bei diesem Punkte 
der weiteste Spielraum gelassen werden sollte, diese 
Neuerung nicht begrüssen, umsomehr aber die, dass im 
besonderen Teil bei den einzelnen Strafdrohungen viel¬ 
fach der Betrag der angedrohten Geldstrafe wesentlich 
erhöht ist (z. B. einfache Körperverletzung von 1000 auf 
5000 M.; fahrlässige Körperverletzung von 900 auf 3000 M,; 
Beleidigung von 1500 auf 10000 Mk.) Für sehr glücklich 
halte ich auch die Vorschrift, dass allgemein neben der 
wegen eines Verbrechens oder Vergehens verwirkten 
Freiheitsstrafe, wenn die Handlung auf Gewinnsucht beruht, 
auf Geldstrafe bis zu 10000 M. erkannt werden kann. (§ 36.) 

III. 

Dem Reichsstrafgesetzbuch wird der Vorwurf gemacht, 
dass seine wenigen Bestimmungen über Strafbemessung 
durch den Richter (§§ 7, 20, 28 ff., 44, 57, 60, 73 ff.) zu 
dürftig und, da nur für diese einzelnen Fälle bestimmt, 
von so wenig weitgreifender Bedeutung seien, dass ein 
Prinzip daraus nicht zu entnehmen sei. Der Entwurf hat 
diesen Vorwurf für berechtigt gehalten und gibt deshalb 
in einem besonderen Abschnitt (§§ 81—89) eingehende Vor¬ 
schriften über die Strafbemessung. 

Dieses Vorgehen ist zu billigen trotz der unverkenn¬ 
baren Schwierigkeiten, welche sich daraus ergaben, dass 
das Ermessen des Richters in der Strafbemessung unter 
allen Umständen frei bleiben muss und das Gesetz ihm 
nur bei Handhabung der ihm gewährten Freiheit helfen 
soll, indem es ihm angibt, worauf er bei Wahl der Strafart 
und Bemessung der Strafhöhe seine Aufmerksamkeit ric.hten 
soll, damit ein Uebersehen wichtiger Strafbemessungsgründe 
möglichst vermieden wird. *) 


*) Vergl. auch § 259 Abs. 3 des Entwurfs der St.-P.-O. von 1908. 
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Härte enthalten-würde; ein besonders schwerer Fall, 
wenn die rechtswidrigen Folgen der Tat ungewöhnlich 
bedeutend sind und der verbrecherische Wille des Täters 
ungewöhnlich stark und verwerflich erscheint (§§ 83, 84). 

Wenn nun bestimnat ist, dass in besonders leichten 
Fällen das Gericht die Strafe nach freiem Ermessen mildern 
darf, so ist diese Regelung, die das richterliche Ernlessen 
sehr bedeutend, jedoch nicht ins Uferlose erweitert, sehr 
zu begrüssen,^) wenn es aber weiter heisst, dass da, wo 
dies ausdrücklich zugelassen ist, das Gericht, wenn es einen 
besonders leichten Fall für vorliegend erachtet, von einer 
Strafe überhaupt absehen darf, so muss diese Bestimmung 
die lebhaftesten Bedenken erregen und ist m. A. durchaus 
unannehmbar. 

Die Fälle, in denen dieses Absehen von Strafe zu¬ 
gelassen ist, sind aufgezählt im besonderen Teil: beim 
Versuch, bei denjenigen Materien, in denen die Vorschriften 
über Bestrafung des Versuchs für anwendbar erklärt sind 
(gemindert Zurechnungsfähige, Ueberschreitung der Not¬ 
wehr, Jugendliche, Beihilfe), bei Uebertretungen, bei ein¬ 
facher Körperverletzung, Beleidigung, Entwendung, un¬ 
erlaubtem Fischen, falscher uneidlicher Aussage*). 

Mit Rücksicht darauf, dass der Entwurf dem Richter 
für besonders leichte Fälle auch die «-besonders leichten 
Strafen des Verweises und der kleinen Geldstrafe oder bei 
Freiheitsstrafen die Berechtigung der Strafaussetzung zur 
Verfügung stellt, dürfte wohl für die „geringfügigsten und 
entschuldbarsten Taten“ ein angemessenes Urteil geschöpft 
werden können. 

Der Entwurf will solche Fälle aber gar nicht der 
richterlichen Kognition unterstellen: die Begründung sagt: 
„Der Entwurf steht dabei auf dem Standpunkt, dass soweit 
jene Ausnahme Vorschrift Platz greift, auch die Verfolgung 
unterbleiben darf. Ohne diese Folgerung würde diese Vor¬ 
schrift ihren Wert zum grossen Teil verlieren. Ist die 
Staatsanwaltschaft daher der Ansicht, dass der Richter 
nach den Umständen des Falles von der Bestrafung ab¬ 
sehen würde, so hat sie die Verfolgung zu unterlassen.“ 
Sehr richtig gedacht im Sinne einer Schonung des „ent¬ 
schuldbaren“ Täters! Denn diesem ist in der Regel nicht 

*) Es dürfte sich aber empfehlen hier in irgend einer Form auf 
die Strafe des Verweises ausdrücklich hiuzuweisen. 

■) E. § 168, eine neu aufgenommene Bestimmung. 
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2. Mit vollem Recht aber lehnt der Entwurf die Ein¬ 
führung der unbestimmten Strafurteile ab; dagegen hat 
er aus dem bestehenden Recht die vorläufige Ent¬ 
lassung beibehalten, ohne Aufhebung ihres Rechts¬ 
charakters als einer auf dem landesherrlichen Gnadenrecht 
beruhenden Verwaltungsmassregel, aber unter Abänderung 
einer Reihe Einzelbestimmungen. 

Während das geltende Recht die vorläufige Entlassung 
nur bei Zuchthaus- und Gefängnisstrafen kennt und die 
Verbüssung von ^4 <i€>r auferlegten Strafe verlangt, wendet 
sie der Entwurf bei Freiheitsstrafen jeder Art — also auch 
bei der Haftstrafe — an und fordert nur Verbüssung 
von % der Strafe, jedoch ebenfalls mindestens 1 Jahr. 

Die vorläufige Entlassung auch bei kürzeren Strafen 
zuzulassen, lehnt der Entwurf ab, in der Besorgnis, dass 
dadurch die Kraft der strafrechtlichen Repression eine 
erhebliche Einbusse erleide.^) Von den auf Lebenszeit 
Verurteilten abgesehen, nimmt der Entwurf keine Art von 
Verurteilten von der vorläufigen Entlassung aus. Die 
Voraussetzungen der v. E. sind im Entwurf genau bestimmt: 
der Verurteilte muss sich während der Strafverbüssung 
gut geführt haben, nach seiner Vergangenheit und seinen 
sonstigen persönlichen Verhältnissen die Erwartung weiteren 
Woblverhaltens rechtfertigen und endlich muss eine zu 
seinem Unterhalt ausreichende, dauernde Arbeitsgelegenheit 
gesichert sein. Dass das Erfordernis der Zustimmung des 
Verurteilten wegfallen soll, halte ich, wenn es auch nur 
äusserst selten praktische Bedeutung haben wird, nicht für 
richtig; ebenso wünschte ich, dass die Anhörung des 
Gerichts als gesetzliches Erfordernis aufgestellt würde. 
Einen freudig zu begrüssenden Fortschritt bringt der Ent¬ 
wurf, indem er die Bewährungszeit auf zwei Jahre und 
nur bei , längerer Dauer des Strafrestes auf diesen festsetzt. 
Gerne begrüssen wir auch die Vorschrift, dass die Aufsicht 
über die Entlassenen auch Vertretern von Fürsorge vereinen 
übertragen werden könne. Hinter die Bemerkung der 
Begründung jedoch: „Der gegenwärtige Stand der Vereine 

b In Baden besteht die auf dem landesherrlichen Gnadenrecht 
beruhende Einrichtung', dass vom Justizministerium den zur Gefäng¬ 
nisstrafe von 4 Monaten bis zu 1 Jahr Verurteilten bei guter Führung 
nach Verbüssung von der Strafe ein Urlaub auf Wohlverhalten 
erteilt werden kann, mit der Wirkung, dass bei gutem Verhalten des 
Bestraften, der nicht überwacht wird, die Staatsanwaltschaft die 
Vollstreekungsverjährung eintreten lässt. Diese Einrichtung hat sich 
bewährt. 
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Verbrechens oder Vergehens zu einer Freiheitsstrafe ver¬ 
urteilt war, und dass das Urteil auf keine höhere als sechs¬ 
monatliche Gefängnis- oder Haftstrafe lautet. 

In beiden Richtungen ging bisher die Begnadigung 
in besonders gearteten Ausnahmställen weiter: ich halte 
aber bei der gesetzlichen Regelung die Beschränkungen 
för richtig und notwendig. 

Die weitere allgemeine Voraussetzung ist, dass der 
Täter nach den Umständen der Tat und seinem Vorleben 
einer besonderen Berücksichtigung würdig ist und zu der 
Erwartung berechtigt, dass er auch ohne den Vollzug der 
Strafe sich künftig wohlverhalten werde. Die Strafaus¬ 
setzung soll hauptsächlich jugendlichen Verurteilten, kann 
jedoch auch Erwachsenen gew*ährt werden. Im Urteil ist 
in solchen Fällen ahzuordnen, dass die Vollstreckung der 
Strafe während einer Frist, die gleichzeitig zu bestimmen 
ist, ausgesetzt werde. Führt sich der Verurteilte während 
dieser ihm gewährten Probezeit, in der er — mit Recht — 
einer Schutzaufsicht nicht unterstellt werden soll, gut, so 
gilt die Strafe als erlassen. Damit wird in Fortbildung 
des der bedingten Begnadigung zu Grunde liegenden Ge¬ 
dankens eine neue Einrichtung des gesetzlichen Straf¬ 
erlasses geschaffen. Allein dies ist der Fiktion einer 
Strafverbüssung vorzuziehen, weil hier der durchaus not¬ 
wendige Ausschluss der den Rückfall begründenden Wirkung 
nicht gegeben wäre, wie dies beim Erlass der Fall ist. 
Zeigt aber der Täter durch seine schlechte Führung, dass 
die Erwartung, von der der Richter bei Gewährung der 
Strafaussetzung ausgegangen war, nicht zutrifft, so wird 
die Strafe vollstreckt. Ueber die Art, wie dieses Merkmal 
der schlechten Führung festzustellen ist, entwickelt der 
Entwurf (§ 40) ein allzu kunstvolles Verfahren, bei dem 
bald das ursprüngliche Gericht bald das Gericht der 
„Nachtat“ — wenn der Verurteilte neuerdings eine straf¬ 
bare Handlung begangen hat — zu entscheiden hat, bald 
gar keine gerichtliche Entscheidung notwendig ist, da die 
Wirkung ipso jure eintritt. 

Diese Regelung halte ich für wenig glücklich: meiner 
Ansicht nach sollte unter aller Umständen nur das Gericht, 
welches auf Strafaussetzung erkannt hat, eine Entscheidung 
zu geben haben, ob der Verurteilte sich schlecht führt, 
wobei durch entsprechende Vorschriften dafür Sorge zu 
tragen wäre, dass es von den in Betracht kommenden 
Tatsachen Kunde erhält, gegebenenfalls durch das Gericht 



der NiU ti 

tatr 'll'sui ilf: 6 } 1 <M<i; 

iey 

: 4 $tli;W 4 

,r'f% ‘ liff?'^' I'üi lA'-*- 

•stiiutiiler 


: ■:\'^V>;rtiii 

#hhig- 

•!fca c|iiev eihe-br 

lithei!: Fr 

,äUi ,>V'ü|ji' 4 l i 


. e|!käVjtii’;:V 


1 :^ lldi ■ 1 

in 


.;r:vi' 4 >p 

ßia: 



leeidc ■ t 







eiche verhtuden». 

Söliehj- 


diey^^rürteflhwg 

röllyfliiefi 

L yeMielneti Folg« 

hl den 

:^ater'': 

löj- sMö gamxt.s 


l^atey-öhw^ihi’ ; 4 t#^' 

;^felfe: 1 


^erhüsäl, der anr 

:j| 6 iuy 4 e|e 

^ gcdiadeh’ um.l i('h;S 

t::äütsge 

giftdiett 

und der spätere- 

j>eb 4 Tis#ö 

•adeb'dih^^G df rM" 

iidy^'sne] 

lehahilit 

ül'' 44 ? ■ 

Ih twiirf 4 äd urGh 

f 4; U6j|4gi 

leu^, d.aaa- er die. 8 

hlicii; 1 

iiid die Etisöhung’ 

4 er 

afhug/iliyi .feaf reg 

isterieh 

iföiireh 

"miU ; 

-■'■'■•■■•>:-^ä): h 

4 ht:hillfiifcjQn.. • Ybr 

4 hs^u|e 

lihflfeh 

iat, drtss 4 er Ent- 

Wurf dsirä 

j 4 yfesdü 4 i| 5 -. 4 ass; ti 

Hl. der/; 

lldehtjii 

a 4 aatrai 4 >gB 

Kbr^Bfoig- 

&ji von Hechts \re 

ig:e}|- 

libiutdej 

i ::sin 4 -: httd dgeg 

- 4 w 4 fe® 4 $ö 
der: bürge 

J: "yIller ge\V&seit 
sr lif lijea Ehren reel 

^dräti^ 

4 e/-eB|a 

lÄlgei 

Emfewe 

ri hilf den ■ y eriuflf 
rdeii; yhhnijy 0 hu^^ 


M uf diese : tööqM^ Ith du? 

ieil für rieiitiger duHeii wiMl^e, Uöu Vet;!«^ 
der - bid^^eriißlxö^^ ßhr^Treeftfee .sters, al^. ^ese^x.tiVihe JFöige.- 
4^'?: ,;?j 4 beg;tiiiijtM6iii,;' . die:: ,.B.Qäea^.e47 : 

dies zni in lAadcheu f ^ bgi-^ 

.dolidsrhed l5ßl|ktedy ^ adfeiv .beliii'Ttfr- 

:suh:la^'; 411(1:4erfv^^:#^{^ ty Kör 

afletihaJ dTidedt Teil ^eörgt ocTer: 4o4h 

i^ii./sdi’geii igtj.. 4:ass iü. adltheii FaÜ^d -diildöriidev pnisfandev 

4dEtr:::4üV4i4lp>stilöi^ 'itÄflätraFö-' kiri 


dfeeriM: ydtiBp^^ ^eidtafcidar.lsid'edrechte 

:;; ^4r:5l|l? ]f4ö4;4i4 )ßlirewevljfe 


^pi04 U^r, 




^iiiit4rliedi^abep^:4i4v >?f'"t^ >■ ■ .l": '•!'?y 

Uie ■g4.nr4iilitd'ie: :Wiö.48ce4XHetÄ^^^ 


r. 


L J;ftoe: Wf 
’ Pesoifderen 




27 


Berücksichtigung sich würdig gezeigt, auch sich nach 
Kräften bemüht hat, den durch die strafbare Handlung 
verursachten Schaden wieder gut zu machen, kann das 
Grericht durch Beschluss (?) die Wiedereinsetzung anordnen, 
(E. § 50, dessen Fassung nicht ganz einwandfrei ist!) 

b) Die Löschung gewisser leichterer Bestrafungen 
im Strafregister und in den sonstigen amtlichen Straf- 
verzeichnissen kann vom Gericht angeordnet werden, 
wenn der Verurteilte sich während eines längeren Zeit¬ 
raums gut geführt hat. Dieser Zeitraum beträgt, wenn 
die Strafe keine schwerere ist als eine dreimonatige Freiheits¬ 
strafe bei Jugendlichen mindestens 2, bei Erwachsenen 
mindestens 5 Jahre: sonst bei Jugendlichen mindestens 5, 
bei Erwachsenen mindestens 10 Jahre, Zuchthausstrafen 
überhaupt und bei Erwachsenen längere als einjährige Haft- 
und Gefängnisstrafen sind von dieser Bestimmung aus¬ 
geschlossen. Die Wirkung dieser Löschung soll sein, dass 
bei der Erteilung eines Strafregisterauszugs die Strafe als 
gelöscht zu bezeichnen, bei einer anderen Auskunftserteilung 
überhaupt nicht mehr anzügeben ist. 

Ich halte diese Regelung für keine glückliche. Der 
durch die Einrichtung erstrebte Erfolg, dass der Verurteilte, 
der'sich Jahre lang gut geführt hat nicht unter dem Drucke 
der Befürchtung stehen soll, dass eine vielleicht geringere 
Vorstrafe bekannt werden könne, kann völlig nur erreicht 
werden, wenn die Verurteilung selbst getilgt wird. Hierzu 
sollte man sich entschliessen: Wenn die Bewährungsfristen 
bei erheblicheren Strafen entsprechend ausgedehnt werden, 
entstehen die für die Rechtsordnung befürchteten Nachteile 
— die Kenntnis der Vorstrafe sei nicht entbehrlich für die 
Strafzumessung, den Rückfall, die Beweisfrage — nicht. 

c) Im Interesse des Fortkommens der entlassenen 
Strafgefangenen glaubt der Entwurf auf das viel ange- 
fochtene Institut der Polizeiaufsicht verzichten zu sollen, 
zumal deren Wirkungen grösstenteils gar nicht dem Straf¬ 
recht angehören, sondern Materien des landesgesetzlichen 
Polizeirechts sind. An dessen Stelle setzt er die vom 
Richter neben der Zuchthausstrjafe stets, neben der Ge¬ 
fängnisstrasse in den vom Gesetz besonders benannten 
Fällen zu verhängende Beschränkung des Aufenthalts, 
wodurch die Landespolizeibehörde die Befugnis erhält, 
nach Anhörung der Gefängnisbehörde dem Verurteilten 
den Aufenthalt an demjenigen Orte zu untersagen, wo er 
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Der Entwurf sucht dieser Forderung nachzukommen, 
indem er in zutreffender Weise im Zusammenhang mit dem 
Begriff der Zurechnungsfähigkeit den Begriff der geminderten 
Zurechnungsfähigkeit entwickelt. 

Nach dem Entwurf (§ 63) ist nicht strafbar, wer zur 
Zeit der Handlung geisteskrank, blödsinnig oder bewusstlos 
war, so dass dadurch seine freie Wiilensbestimmung aus¬ 
geschlossen wurde. War die freie Willensbestimmung durch 
einen der vorbezeichneten Zustände zwar nicht ausge¬ 
schlossen, jedoch in hohem Grade gemindert, so finden 
hinsichtlich der Bestrafung die Vorschriften über den Ver¬ 
such Anwendung, wobei Freiheitsstrafen in Berücksichtigung 
des Geisteszustandes der Minderwertigen zu vollstrecken 
sind, insbesondere, soweit erforderlich, in besonderen, aus¬ 
schliesslich für solche Abnorme bestimmten Anstalten oder 
Abteilungen. Der Entwurf verkennt aber dabei nicht, dass 
solche Unzurechnungsfähigen oder beschränkt Zurechnungs¬ 
fähigen trotz des gänzlichen oder teilweisen Fehlens straf¬ 
rechtlicher Schuld für die menschliche Gesellschaft ebenso 
gefährlich oder gerade wegen ihrer abnormen Geistes¬ 
beschaffenheit noch gefährlicher sein können wie gesunde 
Verbrecher und gewährt die im bisherigen Kecht schwer 
vermisste Abhilfe durch die Bestimmung, dass die wegen 
Unzurechnungsfähigkeit Freigesprocheneii oder ausser Ver¬ 
folgung Gesetzten oder wegen geminderter Zurechnungs¬ 
fähigkeit zu milderer Strafe Verurteilten — diese nach 
Verbäs.sung der Freiheitsstrafe — in einer öffentlichen Heil- 
und Pflegeanstalt verwahrt werden sollen. Auf Grund einer 
dahin geltenden gerichtlichen Entscheidung hat die Landes¬ 
polizeibehörde für die Unterbringung zu sorgen und auch 
die Dauer der Verwahrung zu bestimmen. Ich möchte hier 
die Vorschrift empfehlen, dass die Entlassung- eines gericht¬ 
lich Eingewiesenen nur mit Zustimmung des Gerichts erfolgen 
darf. Bezüglich der durch Trunkenheit herbeigefülirten Unzu¬ 
rechnungsfähigkeit oder geminderten Zurechnungsfähigkeit 
sind besondere Vorschriften gegeben, die wir im Zusammen¬ 
hang mit den im Entwurf vorgesehenen Massregeln zur 
Bekämpfung der Trunksucht besprechen wollen. 

7. Auch- eine Reihe Einzelfälle sind in der Diskussion 
erörtert worden, in denen das geltende Recht unbillige 
Härten zeige: 

a) durch zu hohe Strafen bei Eigentums vergehen. 

Hier versucht der Entwurf Abhilfe zu schaffen, in 
der Richtung, in der schon der zur Zeit dem Reichstag 
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jährungsfrist endet (§ 98, Abs. 3) und endlich die Vorschrift, 
dass da, wo das Gesetz für den Fall, dass eine strafbare. 
Handlung einen bestimmten, nicht gewollten Erfolg herbei¬ 
führt, eine erhöhte Strafe androht, diese Strafe nur darin 
ein tritt, wenn der Täter die Möglichkeit eines solchen 
Erfolges voraussehen konnte (§ 62). 

V. 

Während der Vorwurf zu grosser Härte dem geltenden 
Recht von den verschiedensten Seiten und sehr häufig 
gemacht wird, ist es nur selten, dass über zu grosse Milde 
geklagt wird. Mitunter geschieht aber auch dies: und 
zwar, abgesehen von wenigen Einzelheiten, die wir unten 
noch kurz erwähnen wollen, ist es die Behandlung der 
sog. Gewohnheitsverbrecher, welche nach dem Reichsstraf¬ 
gesetzbuch ungeeignet und namentlich zu milde sein soll. 

1. Die Herausarbeitung und Differenzierung des Be¬ 
griffes, „Gewohnheitsverbrecher“ im Gegensatz zum „Ge- 
legenheits- oder Affekt Verbrecher“ ist erst den Arbeiten 
der neueren Strafrechtswissenschaft zu danken. Diese 
Unterscheidung ist aber durchaus keine blos theoretische, 
sondern eine ungemein .praktische, wie dies wohl niemand 
mehr empfindet als der Strafvollzugsbeamte, der die tief¬ 
gehenden Verschiedenheiten in Charakter, Denkungsweise 
und Bestrebungen beim Gelegenheitsverbrecher gegenüber 
dem Gewohnheitsverbrecher am genausten kennen zu lernen 
Gelegenheit hat. Nicht am wenigsten ist daher aus den 
Kreisen der Gefängnisbeamten die Forderung nach einer 
verschiedenen Behandlung dieser beiden Kategorien erhoben 
worden. Die Wissenschaft nimmt aber vielfach eine Drei¬ 
teilung an: in GelegenheitsVerbrecher, besserungs¬ 
fähige Zustands- oder Gewohnheitsverbrecher und un¬ 
verbesserliche Gewohnheitsverbrecher und fordert für 
die erste Kategorie kurze Abschreckungsstrafen, für die 
zweite langdauernde Besserungsstrafen und für die dritte 
sehr lange oder zeitlich unbestimmte Sicherungsstrafen 
oder Sicherungsmassnahmen. Der Entwurf geht m. E. mit 
Recht von der Anschauung aus, dass bei aller Anerkennung 
des Werts dieser Unterscheidung auf diese Dreiteilung das 
Strafrecht nicht gegründet werden kann, neben andern 
Gründen einmal deshalb nicht, weil es nicht gelungen ist, für 
die Gesetzgebung verwendbare Begriffsbestimmungen dieser 
3 Kategorien aufzustellen, sodann weil es praktisch zu 
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schwierig ist, die verbrecherische Gesinnung in jedem 
Einzelfall mit aller Zuverlässigkeit festzustellen. 

Jedoch trägt der Entwurf der von ihm für theoretisch 
richtig anerkannten Unterscheidung auch praktisch weit¬ 
gehend Rechnung, wenn er es auch nicht überall aus¬ 
drücklich ausspricht: alle die oben in Abschnitt IV von 
uns unter dem Gesichtspunkt erörterten Neuerungen, dass 
durch sie unbillige Härten vermieden werden sollen, sind 
nach den gesetzgeberischen Gedanken, die ihnen zu Grunde 
liegen, nur auf die sogenannten GelegenheitsverbrCcher 
anwendbar. 

Eine besondere Behandlung und damit auch Be¬ 
stimmung des Begriffs findet aber im Entwurf der „ge- 
werbs- oder gewohnheitsmässige Verbrecher“ (§ 89). Das 
Gesetz geht hiebei vom Rückfalle aus, der eine wesentlich 
andere Behandlung erfahren hat, wie im geltenden Recht. 
Dieses kennt den Rückfall als Strafverschärfungsgrund nur 
bei einigen wenigen strafbaren Handlungen, nämlich bei 
Diebstahl, Raub, Hehlerei und Betrug und zwar in einer 
so grundsatzlosen, ja geradezu widerspruchsvollen Weise, 
dass sie den lebhaften Tadel, den sie von jeher erfuhr, 
wohl verdient hat. Auch in dieser Beschränkung auf einige 
besonders häufig begangene Vermögensdelikte kommt die 
schon erwähnte Ueberschätzung der materiellen Rechts¬ 
güter durch das geltende Recht zum Ausdruck. 

Der Entwurf macht keinen Unterschied zwischen 
gleichartigem und ungleichartigem Rückfall und be¬ 
handelt allgemein den Rückfall als obligatorischen Straf¬ 
schärfungsgrund. Wer wegen eines Verbrechens oder 
eines vorsätzlichen Vergehens Freiheitsstrafe erlitten hat 
und binnen 5 Jahren wiederum ein Verbrechen oder ein 
vorsätzliches Vergehen begeht, wegen dessen er Freiheits¬ 
strafe verwirkt hat, befindet sich im Rückfall und seine 
Strafe ist innerhalb der gesetzlichen Grenzen angemessen 
zu erhöhen. (E. §§ 87, 88). Im dritten und ferneren 
Rückfalle beträgt die Strafe mindestens ein Viertel und 
höchstens das Doppelte der angedrohten höchsten Strafe; 
wenn aber besondere Umstände vorliegen, welche diese 
hiernach verwirkte Mindeststrafe zu hart erscheinen lassen, 
so kann die Strafe milder bestimmt werden, sie soll aber 
die gesetzliche Mindesstrafe erheblich übersteigen. Man 
sieht, diese dem Richter erteilten Anweisungen für die Straf¬ 
bemessung — sie könnten wohl noch einfacher und kürzer 
gefasst werden — lassen dem richterlichen Ermessen einen 
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so weiten Spielraum, dass den Bedenken, die gegen die 
Festsetzung des Rückfalls als allgemeinen obligatorischen 
Strafschärfungsgrund aufsteigen müssen, wohl keine weitere 
Folge zu geben ist. 

Aus der Klasse der allgemein Rückfälligen, die nach 
der Regelung des Entwurfs sehr zahlreich sein werden, 
sind herausgehoben die gewerbs- und gewohn- 
heitsmässigen Verbrecher, die Unverbesserlichen. 
Ihre Behandlung im Strafrecht ist ohne Zweifel das 
schwierigste Problem für den Gesetzgeber und Niemand 
wird es Wunder nehmen, dass der Versuch, einer Lösung, 
den der Entwurf unternimmt — mehr zu erreichen wird 
er gar nicht anstreben — lebhafte Anfechtung erfährt; 
hat man doch auch über das geltende Recht das harte 
Urteil vom „Bankerott des Strafvollzugs“ in die Massen ge¬ 
schleudert. Gibt es überhaupt absolut Unverbesserliche, 
oder sind es nur relativ Unverbesserliche, unverbesser¬ 
lich wegen der Mängel unserer Erziehungsmittel und unseres 
Erziehungsgeschicks? Dass dies jedenfalls ausserordentlich 
schjrer zu erkennen ist, wurde schon erwähnt. Da aber 
die Erfahrung nur zu deutlich zeigt, dass es Verbrecher 
gibt, die für uns eben unverbesserlich sind, was machen 
wir mit diesen ? Eine grosse Gefahr für die Gesellschaft 
bilden sie ohne Zweifel, vor der diese durch das Gesetz 
geschützt werden muss. Ein Blick in die Gesetzbücher 
früherer Zeiten zeigt uns, dass die dauernde Unschädlich¬ 
machung solcher Verbrecher einstmals durch Tötung oder 
lebenslängliche Einsperrung ohne grosse Gewissensbedenken 
erreicht wurde. Die Rückkehr zu den damals geltenden 
Anschauungen würde aber einen grossen Rückschritt be¬ 
deuten: "Wir dürfen trotz allen sozialen Empfindens unter 
keinen Umständen die Achtung vor dem einzelnen Indi¬ 
viduum verlieren, die ebensosehr der wahren christlichen 
wie der liberalen Weltanschauung entspricht. Wenn wir 
daher den Unverbesserlichen nicht einfach vernichten 
können, um die Gesellschaft vor ihm zu schützen, so bleibt 
gar kein anderes Mittel, als ihn von jeder Berührung mit 
der freien Gesellschaft tunlichst lange fernzuhalten, das 
heisst, ihn einziisperren. Ob wir diese Einsperrung dann 
als Strafe oder als sichernde Massnahme gegen ihn ver¬ 
hängen, scheint mir von untergeordneter Bedeutung und 
vielfach nur ein Streit um Worte. Der Entwurf wählt 
eine Regelung, wonach die Unverbesserlichkeit als be¬ 
sonders ins Gewicht fallender Strafschärfungsgrund be- 
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lässt er die Abhilfe dem Richter, dem er iu allen den 
genannten Fällen ein genügendes Straf maxiraum zur Ver¬ 
fügung stellt. 

Wir können hierbei den Wunsch nicht unterdrücken, 
dass unsere Strafrichter von diesen Maximen in geeigneten 
Fällen auch Gebrauch machen.: dann werden die Klagen 
über zu grosse Milde, die auch gegenüber dem geltenden 
Recht in den meisten Fällen ohne genügenden Grund er¬ 
hoben werden, überhaupt verstummen. 

3. Auch gegen den Ruf nach neuen Strafbestimmungen 
verhält sich der Entwurf, meiner Ansicht nach mit Recht, 
im Ganzen ablehnend: so hat er namentlich sich von der 
Versuchung, die berüchtigte sog. lex Heinze teilweise 
wieder auf leben zu lassen, freigehalten und auch die am 
ehesten diskutable, aber immer noch sehr bedenkliche 
Bestimmung, dass das unzüchtige Verhalten des Dienst¬ 
herrn, Fabrikherrn, Werkmeisters gegen sein Dienstmädchen 
oder die bei ihm arbeitenden oder ihm unterstellten Fabrik¬ 
arbeiterinnen als Deliktum sui generis bestraft werde, nicht 
aufgenommen. Auch dass der Entwurf die sog. Bestechung 
von Privatangestellten nicht auf genommen hat, ist richtig. 
Sollte ein Bedürfnis für ein strafrechtliches Einschreiten 
gegen das sog. Schmiergelderunwesen feststehen, so müsste 
schon aus dem Grunde, weil wohl auch die zivilrechtliche 
Seite zu regeln wäre, ein besonderes Nebengesetz geschaffen 
werden. 


VI. 

Auch das geltende Recht hat es als seine Aufgabe 
betrachtet, durch strafgesetzliche Bestimmungen die Lieder¬ 
lichkeit und Arbeitscheu zu bekämpfen; der Entwurf geht 
in dieser Richtung noch wesentlich weiter, vor allem, indem 
er den Kampf auch gegen die Trunksucht richtet und die 
hauptsächlichen Kampfmittel als „sichernde Massnahmen“ 
grundsätzlich von den Strafen unterscheidet. 

1. Nach dem Reichsstrafgesetzbuch kann gegen die 
wegen Uebertretnng der § 361 Ziff. 3—8 (Landstreicherei, 
Bettel, verschuldete Verwahrlosung Angehöriger, ungeregelte 
Prostitution, Arbeitsscheu, Nichtverschaffens eines Unter¬ 
kommens) und wegen Vergehens gegen § 181a (Zuhälterei) 
Verurteilten neben einer Freiheitsstrafe auf üeberweisung 
an die Landespolizeibehörde erkannt werden, welche dadurch 
die Befugnis erhält, die verurteilte Person entweder bis zu 
zwei Jahren in ein Arbeitshaus imterzubringen oder zu 
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10. Betteln (§ 305, Ziff. 2) ' 

11. Arbeitsscheu (§ 305, Ziff, 3) 

12. Gewerbsunzucht (§ 305, Ziff. 4) 

13. Sichentziehen der Unterhaltspflicht (§ 306, Ziff. 1) 

14. Nichtverhindern gewisser strafbarer Handlungen. 

Eine ziemlich lange Liste, gegen die ich Be¬ 
denken habe. Nach der Begründung sollen es die Fälle 
sein, „bei denen nach der allgemeinen Volksanschauung 
in der Regel schon die Tat als solche den Schluss recht¬ 
fertigt, dass sie auf einem durch Liederlichkeit oder Arbeits¬ 
scheu geschaffenen Zustande der Verwahrlosung beruht“, 
mit anderen Worten, diejenigen strafbaren Handlungen, 
die in der Regel nur von Gewohnheitsverbrechern begangen 
werden! Dies trifft aber meines Erachtens bei einer grossen 
Reihe der aufgezählten Fälle nicht zu; nicht bei Diebstahl, 
nicht bei Erpressung, Betrug oder Hehlerei; diese sollten 
unbedingt weggelassen werden. Oder auf der anderen 
Seite; wenn der Diebstahl genannt ist, warum fehlt der Raub ? 

Ich möchte mich überhaupt mit aller Entschiedenheit 
gegen eine weitgehende Anwendung der Unterbringung 
ins Arbeitshaus aussprechen. Hat sich denn etwa diese 
Massregel im Gegensatz zur Freiheitsstrafe als Besserungs¬ 
mittel bewährt ? Gewiss nicht. Sie soll ja aber auch gar 
kein Besserungsmittel sein; namentlich der Entwurf fasst 
sie konsequent als- sichernde Massnahme auf. Diesen 
Standpunkt teile ich vollständig. Das Arbeitshaus ist nicht 
zu entbehren da, wo es sich darum handelt, einen Uebel- 
täter, dessen Schuld zwar im Einzelfall gering, dessen Ge¬ 
fährlichkeit für die Gesellschaft aber gross ist, für einen 
längeren Zeitraum zu verw'ahren als die Freiheitsstrafe 
beträgt, die seiner Schuld im Einzelfall entspricht. 
Dem Arbeitshaus soll aber dabei auch das Merkmal des 
entehrenden Charakters und der besonders harten Be¬ 
handlung verbleiben, was auch der Entwurf anerkennt, 
indem er es nicht neben der Zuchthausstrafe und nicht 
für Jugendliche zulässt. Aus diesem Grunde muss aber 
auch die Liste der Fälle, in denen Arbeitshaus zulässig 
ist, möglichst knapp gehalten werden; der Gefahr eines 
Missbrauchs muss angesichts der Tatsache, dass in Richter¬ 
kreisen die Anschauungen über den Wert solcher sozialen 
Massnahmen weit auseinandergehen, das Gesetz verbeugen. 

In Einzelheiten bringt der Entwurf in diesem Ab¬ 
schnitt manche Fortschritte. Das geltende Recht beschränkt 
sich darauf, die Ueberweisung an die Landespolizeibehörde 
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Unzucht) gewerbsmässige Unzucht treibt, wenn sie die.in 
dieser Hinsicht zur Sicherung der Gesundheit, der öffent¬ 
lichen Ordnung oder des öffentlichen Anstands erlassenen 
Vorschriften Übertritt, Der Bundesrat bestimmt die Grund¬ 
sätze, nach denen diese Vorschriften zu erlassen sind“. 

Der Entwurf knüpft also an die Ueberwachung der 
gewerbsmässigen Unzucht, die er voraussetzt, an und straft 
nicht mehr die gewerbsmässige Unzucht als solche, sondern 
jede — auch die männliche — Person, die gewerbsmässig 
Unzucht treibt, wenn sie die hierauf bezüglichen Polizei¬ 
vorschriften Übertritt. 

Die Begründung des Entwurfs lehnt es ab, sich hin¬ 
sichtlich dieser Vorschriften für ein bestimmtes System, 
etwa für die sog. Kasernierung oder Lokalisierung aus¬ 
zusprechen. Ich möchte aber sehr hoffen, dass der Bundes¬ 
rat sich für dieses System entscheiden oder doch mindestens 
es zulassen wird, da es allein eine wirksame Ueberwachung 
der Prostitution und eine Säuberung der Strassen der 
grossen Städte ermöglicht. Dass desswegen keine wirklichen 
Bordelle geduldet werden brauchen, bedarf wohl keiner 
Ausführung. 

Auch bei den Strafbestimmungen gegen die Kuppelei 
gibt der Entwurf jede Heuchelei auf und beseitigt damit 
den geradezu unmoralischen Zwiespalt zwischen Polizei — 
und Strafrecht; § 251 lautet: „wer gewerbsmässig oder 
aus Eigennutz der Unzucht Vorschub leistet, wird . mit 
Gefängnis bestraft.“ Diese Vorschrift findet auf dieGewährung 
von Wohnung keine Anwendung, sofern nicht der Täter 
mit Rücksicht auf die Duldung der Unzucht einen unver¬ 
hältnismässigen Gewinn zu erzielen sucht. 

Je klarer in den letzten Jahrzehnten dargelegt worden 
ist, welche verheerende Folgen der Alkoholmissbrauch 
nach sich zieht, um so lauter wurde auch die Forderung 
erhoben, dass eine Reform des Strafrechts wirksame Mittel 
zur Bekämpfung des Missbrauchs bieten müsse, um so 
mehr als die Trunkenheit eine der wichtigsten Ursachen 
strafrechtlichen Handelns sei. Es ist nun zwar ohne 
weiteres einleuchtend, dass der Kampf gegen den Alkohol¬ 
missbrauch mit den Mitteln des Strafrechts und der Polizei 
allein in wirksamer Weise nicht geführt werden kann; 
allein der Entwurf hat es doch mit Recht für seine Auf¬ 
gabe betrachtet, soweit irgend möglich auch strafrechtliche 
Waffen für diesen Kampf zu liefern. 
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Ordnung der Unterbringung in eine Trinkerheilanstalt 
niemals obligatorisch, sondern immer in das Ermessen des 
Richters gestellt ist und wir allen Grund haben zu ver¬ 
trauen, dass der vorsichtige deutsche Richter von diesem 
Ermessen den richtigen Gebrauch machen wird. 

Auch auf dem Gebiet der repressiven Massregeln schlägt 
der Entwurf neue vor zum Nachteil der Trunkenen. Die 
selbstverschuldete Trunkenheit ist in ihrer Geltung als 
Strafausschliessungs- und Strafmilderungsgrund stark be¬ 
schränkt. Während der Entwurf, wie oben schon dargelegt, bei 
Minderung der freien Willensbestimraung mildere Bestrafung 
— nach den Vorschriften über den Versuch — anordnet, 
soll diese Strafmilderung ausgeschlossen sein, wenn es 
sich um einen Zustand selbstverschuldeter Trunkenheit 
handelt, eine Vorschrift, die nur zu billigen ist, zumal die 
Auslegung des Begriffes „selbstverschuldete Trunkenheit“ 
kaum Schwierigkeiten bereiten wird. Sobald durch die 
Trunkenheit völlige Bewusstlosigkeit und damit Ausschluss 
der freien Willensbestimmung herbeigeführt ist, kann Strafe 
unter dem Gesichtspunkt vorsätzlicher Begehung nicht 
verhängt werden. Die Begründung meint, die Zahl dieser 
Fälle sei nicht gross, da bei dem, der überhaupt noch 
strafbare Handlungen zu begehen vermag, sinnlose Trunken¬ 
heit meist nicht vorliege. Immerhin glaubt der Entwurf, 
eine strafrechtliche Verantwortlichkeit bei selbstverschul¬ 
deter Trunkenheit in solchen Fällen aus dem Gesichtspunkt 
der Fahrlässigkeit festsetzen zu sollen, von dem Gedanken 
ausgehend, dass, wo schon die fahrlässige Verursachung 
eines rechtswidrigen Erfolgs vom Gesetz unter Strafe ge¬ 
nommen ist, eine Fahrlässigkeit auch schon in dem Handeln 
desjenigen gefunden werden könne, der sich sinnlos betrinkt. 
§ 64 des Entwurfs bestimmt daher: „War der Grund der 
Bewusstlosigkeit selbstverschuldete Trunkenheit und hat 
der Täter in diesem Zustand eine Handlung begangen, die 
auch bei fahrlässiger Begehung strafbar ist, so tritt die 
für die fahrlässige Begehung angedrohte Strafe ein.“ 
Mit Rücksicht auf die dringende Notwendigkeit eines 
energischen Kampfes gegen den Alkoholmissbrauch kann 
diese Bestimmung trotz der etwas gewaltsamen Begründung 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit für annehmbar 
erachtet werden. 
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VII. 

Viel kritisiert worden sind im geltenden Recht auch 
die Bestimmungen über den Versuch. Der Entwurf hilft 
den Klagen aber nur teilweise ab. 

Ein Fortschritt gegenüber dem geltenden Recht ist die 
Begriffsbestimmung des Versuchs dahin (§75): „Wer die 
Ausführung eines Verbrechens oder vorsätzlichen Vergehens 
begonnen bat, ist, wenn dieses nicht vollendet worden ist, 
wegen Versuchs zu bestrafen“, da sie besser wie die bis¬ 
herige geeignet ist, die straflose Vorbereitungshandlung im 
Einzelfall abzugrenzen. Dagegen vermisse ich im Ent¬ 
wurf eine gesetzliche Entscheidung der Streitfrage, ob die 
sog. subjektive oder die objektive Theorie vom Gesetze 
gebilligt wird. Die Begründung behauptet zwar, der Ent¬ 
wurf bekenne sich grundsätzlich zu der „konsequenteren“ 
subjektiven Theorie: Dass die Verfasser des Entwurfs 
dieses Bekenntnis abgeben, steht sonach fest; aus dem 
Gesetze selbst aber scheint es mir nicht mit Sicherheit 
hervorzugehen. Nachdem aber Wissenschaft und Praxis 
sich seit über 30 Jahren mit dieser praktisch sehr be¬ 
deutungsvollen Streitfrage abquälen, sollte sie durch aus¬ 
drückliche Gesetzesbestimmung entschieden werden: nach 
meiner Ansicht allerdings in der entgegengesetzten Weise, 
wie dies nach der Begründung in Aussicht genommen ist. 
Die Strafbarkeit des Versuchs mit untauglichen Mitteln 
und am untauglichen Objekt gehört entweder ganz be¬ 
seitigt oder — wenn sich ein Weg dazu finden lässt — 
auf das praktisch annehmbare Mass zurückgeführt. Denn 
eine Theorie, die zu der Konsequenz führt, wie die Be¬ 
gründung selbst angibt, dass derjenige sich des strafbaren 
Versuchs schuldig macht, der seine eigene Sache zerstört 
in der Meinung, es sei eine fremde, oder der eine neue 
Ehe eingeht, in dem Glauben, seine frühere Ehe bestehe 
noch, während sie ohne sein Wissen durch den Tod gelöst 
ist, sollte nicht Gesetz werden! 

VIII. 

Das geltende Strafrecht gibt keine Bestimmungen 
auf dem Gebiet der sog. subjektiven Verschuldung, also 
über die Begriffe Vorsatz, Fahrlässigkeit, Irrtum; und doch 
handelt es sich hier um die entscheidensten Momente für 
die Anwendung der Strafgesetze überhaupt! Der Richter 
ist hier vom Gesetz total im Stich gelassen: er Mürd, wenn 
er vernünftig ist, sich Rats erholen bei der Wissenschaft. 
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Die Wissenschaft ist aber selbst durchaus nicht einig; im 
Gegenteil sie gibt dem Suchenden, je nachdem er zu der 
einen oder anderen Richtung Vertrauen fasst, die entgegen¬ 
gesetztesten Ratschläge. Wenn aber der Richter nicht 
vernünftig ist, dann macht er sich seine Theorie selber 
und zu dem Dutzend wissenschaftlich begründeter kommt 
noch eine Theorie des gesunden Menschenverstands. Und 
dabei hängt das Schicksal des Angeklagten davon ab, 
welcher Theorie der Richter in Bezug auf die Fragen über 
Vorsatz sich anschliesst! Die Rechtsprechung hat sich 
zwar ohne grosse Störungen auch so beholfen, obwohl man 
es kaum für möglich halten sollte. 

Trotzdem kann meines Erachtens darüber nicht mehr 
gestritten werden, dass der Entwurf hier Wandel schaffen 
musste. Auch die Art, wie er dieses schwierige Problem, 
an dessen Lösungsmöglichkeit das Reichsstrafgesetzbuch 
verzweifelte, behandelt, ist durchaus brauchbar. Auf eine 
Kritik im Einzelnen einzugehen, muss ich mir hier ver¬ 
sagen, sie würde ein über den Rahmen dieser Arbeit 
hinausgehende grundsätzliche Erörterung erfordern, die ich 
mir Vorbehalten möchte. Hier soll nur eine kurze Darstellung 
des Lösungsversuchs gegeben werden. 

An die Spitze des Abschnitts über „die Schuld“ 
(P 58—62) stellt der Entwurf den Satz, dass nur da Strafe 
eintritt, wo eine Schuld vorhanden ist. Diese selbstverständ¬ 
liche Regel wird nur aufgestellt, um auf die Zulässigkeit 
von Ausnahmen hinzuweisen, die teils gesetzlich aus¬ 
gesprochen sind, wie in Zoll- und Steuergesetzen, teils aus 
dem polizeilichen Zweck einer Strafbestimmung oder der 
geringen Natur der strafbaren Handlung herzuleiten seien. 

In Uebereinstimmung mit dem geltenden Zivilrecht 
sagt der Entwurf: „schuldhaft handelt, wer entweder vor¬ 
sätzlich oder fahrlässig handelt“. „Der Vorsatz wird immer 
bestraft, die Fahrlässigkeit bei Uebertretungen stets, soweit 
nicht das Gesetz die vorsätzliche Begehung ausdrücklich 
erfordert oder unzweideutig voraussetzt; (dies eine be¬ 
denkliche Fassung) bei Vergehen nur, wenn das Gesetz 
dies ausdrücklich anordnet.“ 

Dann definiert der Entwurf den Vorsatz als ein 
Handeln mit Wissen und Willen, wobei Wissen und Wille 
auch dann als vorliegend angenommen werden müssen, 
wenn der Täter die zum Tatbestand gehörigen tatsäch¬ 
lichen Umstände als nicht unwahrscheinlich vor¬ 
handen und sofern zum Tatbestand ein bestimmter Erfolg 
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wegen solcher Vergehen fast ausnahmslos aus gemeinen 
Motiven erfolgen werden. Daselbe gilt aber—wenn auch nicht 
in so hohem Masse — auch von der Behandlung der Homo¬ 
sexualität der Männer. Einen viel grösseren Schaden 
hat die Sittlichkeit des deutschen Volkes, namentlich seiner 
Jugend, dadurch erlitten, dass die homosexuellen Neigungen 
und Betätigkeiten bekannter Männer gerichtlich behandelt 
und darum von der Presse ausführlich besprochen worden 
sind, als wenn sie und noch tausend andere im Geheimen 
diesem Laster fröhnten. Ich stehe durchaus auf dem Stand¬ 
punkt, dass es sich hier in der Kegel um ein recht ekel¬ 
haftes Laster handelt, und dass die Fälle, in der die gleich¬ 
geschlechtliche Unzucht durch einen unwiderstehlichen 
Naturtrieb verursacht wird, der die strafrechtliche Zu¬ 
rechnungsfähigkeit aufhebt, nur die seltenen Ausnahmen 
bilden. Allein man hat von jeher zwischen Laster und 
strafbarer Handlung unterschieden und die Grenzen der 
Ethik weiter gesteckt, wie die des Strafrechts, Soweit die 
widernatürliche Unzucht mittels Gewalt, Verführung oder 
unter öffentlichem Aergernis, und bei der Päderastie auch, 
soweit sie von Grossjährigen gegen Minderjährige verübt 
wird, soll sie bestraft werden, weiter aber soll man nicht 
gehen. Dann soll aber auch jede unzüchtige Handlung 
mit Strafe bedroht werden, und solche künstlichen Unter¬ 
scheidungen wie sie das Reichsgericht zum derzeitigen 
§ 175 R,St-G.B. mit vielem Scharfsinn erklügelt hat, um 
nicht zu gar zu ungeheuerlichen Ergebnissen zü gelangen, 
werden unnötig. 

3. Auch die Behandlung des Zweikampfs im Entwurf 
ist durchaus zu billigen: ira Allgemeinen etwas schärfer 
und strenger wie bisher — die Festungshaft ist wie schon 
erwähnt durch die gewöhnliche Haft ersetzt, beim frevent¬ 
lich verschuldeten Zweikampf tritt Gefängnisstrafe ein — 
hat der Entwurf auch einige in der Praxis hervorgetretene 
Härten gemildert. Zur Streitfrage, ob die studentischen 
Schlägermensuren unter den Begriff des Zweikampfs mit 
tödlichen Waffen fallen, nimmt der Entwurf leider keine 
Stellung; ich hätte die Erklärung gewünscht, dass sie auch 
vom Gesetz nicht als Zweikämpfe, sondern als das, was 
sie in der Tat sind — als Waffenspiele angesehen werden. 
Es könnte den Universitätsbehörden überlassen bleiben, 
diese immerhin mitunter gefährlichen Waffenspiele über¬ 
wachen zu lassen, um sie bei Missbräuchen im Hochschul- 
disziplinarweg zu verbieten. Eine Fortdauer des heutigen 




4^ Es ist mauw^^icü 

ivif rtftt^ n.iif'>;ii}ifihftn; • i'to* Ii1h 



mit_ ist i 

boUen Kiiiturg^i^.; an'Uessetj. ■BßstattÄ?fl@l3^SKs 
driivgebti-fe'^tttei'esse-ImL-; dass^' er ''dinilÄliillii^'^liHä^ 
■v^aihrdlift' 



stimmun^mi iit dieg^r ^^i]iM|rbrdedtind<i^v ;b#jeda 







49 


R.St.G. B.), „sich zusammenrotten und es unternehmen“ 
(§ 122 R. St. Gr. B.) sind weggefallen oder umgestaltet worden; 
auch sonst bat sich der Entwurf in der Formulierung der 
einzelnen Tatbestände z. B. des Betrugs, der Urkunden¬ 
fälschung, Erpressung u. a. von der Kasuistik des gegeh- 
wärfigen Strafgesetzbuchs freigemacht und seine Be¬ 
stimmungen elastischer gestaltet. 

Nach allen diesen vielen Einzelheiten, unter denen 
noch manche sehr interessante unerwähnt bleiben mussten^ 
ist es nun Zeit, zu einem allgemeinen Urteil über den 
Entwurf zu gelangen. 

Dieses ist, wie dem Leser meiner Ausführungen kaum 
zweifelhaft sein dürfte, ein durchaus günstiges: aus dem 
Entwurf kann ohne umstürzende, grundsätzliche Aende- 
rungen und zeitraubende Vorarbeiten ein Strafgesetz 
herausgebildet werden, welches einen grossen Fortschritt 
gegenüber dem geltenden Recht' bringt und geeignet ist, 
die ethische, kulturelle und wirtschaftliche Weiterent- 
wickelung des deutschen Volkes vor Erschütterungen zu 
schützen und darum zu fördern. Man sollte daher auch mög¬ 
lichst rasch an die legislatorische Behandlung des Entwurfs 
gehen ; dies vor allem auch darum, weil nur dann ein 
Ziel erreicht werden kann, welches ich für ausserordent¬ 
lich wichtig, ja geradezu für die Grundbedingung einer 
befriedigenden Erledigung der im Flusse befindlichen 
Strafrechtsreform halte: die gleichzeitige Beratung 
und Beschlussfassung über das Straf- und das Strafprozess- 
Gesetz. 

Der kleine Strafgesetzentwmrf, der dem Reichstag 
vorliegt, sollte ganz zurückgezogen werden. Die Beratung 
des Strafprozess-Entwurfs sollte zurückgestellt werden, bis 
zugleich mit ihm das Strafgesetz — und daä Strafvollzugs- 
Gesetz beraten werden können. 

Der enge Zusammenhang aller dieser Materien ist so 
einleuchtend, dass das Vorgehen der Reichsregierung, wo¬ 
nach die Reform des Strafprozesses der des Strafrechts 
vorangehen sollte, nur darin seine Erklärung findet, dass 
die Reichsregierung sehr pessimistische Anschauungen über 
die Zeit des Erscheinens eines annehmbaren Strafgesetz¬ 
entwurfs hatte. Wenn eine getrennte Beratung der beiden 
Materien unbedingt erfolgen müsste, so wäre eine Vor¬ 
anstellung der Reform des Strafrechts vor die des Straf¬ 
prozesses noch eher zu ertragen gewesen. 

Blätter für Gefängniskunde. XLIV 4 
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zeitgemässer behandelt, aber auch die Gesellschaft gegen 
ihn erfolgreicher geschützt werden, als dies unter der 
Herrschaft der heute geltenden Strafgesetze tunlich ist. 

Kriminalpolitische Untersuchungen berufener Forscher 
haben hiezu die Bahn gewiesen. Inwieweit sich die Be¬ 
arbeiter der einzelnen Vorentwürfe die Ergebnisse dieser 
Untersuchungen zu Nutze gemacht haben, wde ihnen der 
Reformversuch gelang, darüber haben bereits Strafrechts¬ 
gelehrte und Autoritäten unter den praktischen Juristen 
ihr Urteil abgegeben. Ich beschränke mich auf die Be¬ 
sprechung jener Normen des allgemeinen Teiles des Oester- 
reichischen Strafgesetzvorentwurfes, die für eine zeitgemässe 
Anwendung und für eine zw^eckdienlichere Ausgestaltung 
des Strafvollzuges der Freiheitsstrafen, für den Ersatz des¬ 
selben durch andere Massnahmen, sowie für die Schaffung 
eines vollständigen Systems notwendiger Sieherungsmittel 
grundlegend sind. Dieser Besprechung schliesse ich meine 
kritischen Bemerkungen zum XXIX, Hauptstück der Vor¬ 
entwürfe zu den Gesetzen, welche das Strafprozessrecht 
ändern, an. Dieses Hauptstück handelt von dem Vollzüge 
der Freiheitsstrafen und der Verwahrung wegen Gemein- 
gefäbrlichkeit. 

Die Vorentwürfe zu den Strafgesetzbüchern knüpften 
an die historische Entwicklung der Strafgesetze und des 
Strafrechtes der einzelnen Staaten an. Sie mussten auf 
die Eigenart und das Niveau der Bevölkerung Rücksicht 
nehmen und schon aus diesen Gründen allein resultiert, 
dass die in diesen Entwürfen zu Tage getretenen Ver¬ 
schiedenheiten nicht ohne weiteres dem Mangel an fort¬ 
schrittlicher Gesinnung oder einem richtigeren Erfassen 
der Straf zwecke, seitens der Redaktore der einzelnen 
Staaten zuzuschreiben sind. Dass Deutschland und be¬ 
sonders die Schweiz der modernen Richtung noch mehr 
Rechnung tragen können, als der Vorentwurf zu einem 
österreicMschen Strafgesetzbuch, ist schon deshalb erklärlich, 
da Ja unser geltendes Strafgesetz über 100 Jahre alt ist. 
Der österreichische Vorentwurf, dem das von deutschen 
Reehtsgelehrten verfasste Sammelwerk „Vergleichende 
Darstellung des deutschen und ausländischen Strafrechts“ 
ebenfalls zur Grundlage diente, hat den Boden der 
sogenannten klassischen Strafrechtsschule nicht verlassen, 
macht aber der modernen Schule mehr oder weniger 
bedeutungsvolle Zugeständnisse. Wenn er auch die Tat 
allein zum Ausgangspunkt, zum Objekte der Strafe nimmt, 
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Jahren verhängt und nach Jahren oder Monaten bemessen. 
Die Gefängnisstrafe wird auf die Dauer von drei Tagen 
bis zwanzig Jahren, die Haftstrafe auf die Dauer von 
einem Tage bis zu fünf Jahren und die Hausarreststrafe 
auf die Dauer von einem Tage bis zu zwei Wochen ver¬ 
hängt. Zeitige Freiheitsstrafen und Geldstrafen können 
bei Anwendung des ausserordentlichen Milderungsrechtes 
bis auf die Hälfte der Untergrenze herabgesetzt werden. 
An Stelle einer Haftstrafe bis zu vierzehn Tagen kann 
Hausarrest verhängt werden, wenn der Vollzug der Haft 
den Verurteilten wegen seines Gesundheitszustandes oder ^ 
seiner Erwerbs Verhältnisse besonders hart treffen würde. 
Verschärfungen der Freiheitsstrafen können nur bei Ver¬ 
urteilungen zu einer Gefängnisstrafe, deren Dauer sechs 
Monate nicht überschreitet und wenn zu lebenslangen 
Kerker verurteilte Sträflinge ein Verbrechen oder ein von 
Aratswegen zu verfolgendes Vergehen begehen, stattfinden. 
Als solche sind vorgesehen, Fasten bei Wasser und Brot 
und hartes Lager durch vierundzwanzig Stunden. Das 
Gericht wählt die Verschärfungsmittel und bestimmt wie 
oft sie anzuwenden sind. In einer Woche darf eine Frei¬ 
heitsstrafe nur an drei nicht unmittelbar aufeinander¬ 
folgenden Tagen verschärft werden. Der Vollzug einer 
Verschärfung ist so lange auszusetzen, als er mit dem 
Gesundheitszustand des Sträflings nicht vereinbarlich ist. 

Es ist lebhaft zu begrüssen, dass der österreichische 
Vorentwurf die Dunkelhaft als Strafverschärfungsmittel 
fallen liess und bei Anwendung der Verschärfungen viel 
humaner vorgeht als der Deutsche Entwurf. Bei Jugend¬ 
lichen tritt an Stelle der Todesstrafe und der lebenslangen 
Kerkerstrafe Gefängnis in der Dauer von drei bis zu fünf¬ 
zehn Jahren, an die Stelle der zeitigen Kerkerstrafen treten 
Gefängnisstrafen. Das Höchstausmass der zeitigen Frei¬ 
heitsstrafen wird auf zehn Jahre, die im Gesetze bestimmten 
Untergrenzen w'^erden auf die Hälfte herabgesetzt, Straf¬ 
verschärfungen dürfen gegen Jugendliche nicht angewendet 
werden. Schmälerung der bürgerlichen Ehrenrechte und Ver¬ 
öffentlichung eines verurteilenden Erkenntnisses sind bei 
diesen ausgeschlossen.. Die Geldstrafe beträgt mindestens 
zwei und höchstens fünfzigtausend Kronen. Der Erleich¬ 
terung wegen kann sie in Teilbeträgen innerhalb dreier 
Monate nach Rechtskraft des Urteiles entrichtet werden. 
Ihre zwangsweise Eintreibung ist nur insow^eit gestattet, 
als dadurch der Verurteilte weder in seinem Unterhalte 







TW;v^;;v,- 





. l^r ttliirf^ xmiä;\^0rL Z\v^wi^aai't*eH«v' 

a ti#ialt# isu t y^äöc d ^ liÄvvil JiQOii dfeRexiriv oder d i 



, adoji izoi’ 



J:ahre^' d^y^Ö d(^: Mxteii 

■ .ijof eif^yK^vkor ■ d^er, 

JitMtrfrfRW detji y^d|:i;-^^y:^od6rhdifc’ 


njvtoi'liOgC drri' fär - Rfttikf^üge; feReiM^iCl^ 

11 tvfi der l’ätei' bot‘kds ?;we] iladfR 

Itiripü voadjöskk 

■-»'tr-»4^>V . Wii' •''fr.-i-.'V'r-^' iT-'y T..^ •'. ‘ ■ xr**- T-x i.- -.'-:v-i^’k■ •. 





oder selbst wegen des gleichen Deliktes nicht als wieder¬ 
holter Rückfall beurteilt werden, denn die Umstände des 
Falles können die Annahme ausschliessen, dass die neue 
Tat aus derselben Neigung verübt wurde, wie die frühere. 
Nach den Bestimmungen des besonderen Teiles haben die 
wiederholt Rückfälligen erhöhte Strafen zu gewärtigen. 
Bei jenen Delikten, die einer gleichbleibenden Gesinnung 
entspringen und daher in einer bestimmten Willensrichtung 
des Täters ihre Ursache haben, wird der Rückfall zur 
Bildung qualifizierter Strafsätze verwertet. Gegen gemein¬ 
gefährliche Verbrecher wird mit der Verwahrung nach 
vollzogener Strafe vorgegangen, doch kann die Ver¬ 
wahrung höchstens zehn Jahre andauern. (Warum nicht 
länger?) 

Die wahlweise Androhung der Strafen ermöglicht 
eine mehr inviduelle Behandlung des Täters. Sie ist ein 
ebenso grosser Vorzug des Entwurfes, wie die Verschiebung 
der Strafmündigkeitsgrenze bis zum vollendeten vierzehnten 
Lebensjahre. — Jugendliche, das sind Personen vom 
vollendeten vierzehnten bis zum achtzehnten Lebensjahr, 
sind nicht strafbar, wenn sie wegen zurückgebliebener 
Entwicklung oder mangels der geistigen Reife nicht die 
Fähigkeit besassen, das Unrecht ihrer Tat einzusehen oder 
ihren Willen dieser Einsicht gemäss zu bestimmen. Jugend¬ 
liche die aus diesen Gründen nicht strafbar sind und 
Unmündige werden der Fürsorgeerziehung überwiesen, 
sofern die häusliche Zucht nicht ausreicht. Wir sehen 
schon nach dem bisher Gesagten, dass der österreichische 
Vorentwurf tief eingreifende Neuerungen bringt, dass er 
dem Zeitgeiste Rechnung zu tragen bestrebt ist. 

Erwachsenen gegenüber hält er aber am starren 
Vergeltungsprinzipe fest, wenn er beispielsweise gerade 
die kriminal-politisch hoch wichtigen Institutionen des 
bedingten Straferlasses und der Rehabilitation für sie nicht 
gelten lassen will. Eine haltbare Begründung kann hiefür 
wohl nicht gefunden werden und dies umsoweniger, wenn 
man die grossen, auch sozial-politisch wuchtigen Erfolge 
richtigt würdigt, welche durch zweckmässige Ausgestaltung 
dieser Institutionen in anderen Kulturstaaten erzielt wmrden. 

Durch die Wohltat der bedingten Strafaussetzung 
werden nicht nur die Betroffenen vor einem schweren 
Eingriff in ihre soziale Stellung und einer Beeinträchtigung 
ihres Fortkommens bewahrt, sondern auch ihre Familien 
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nach seinen Beweggründen und seinem Verhalten nach 
der Tat anzunehmen ist, dass es des Vollzuges dev Strafe 
nicht bedarf, um ihn von weiteren strafbaren Handlungen 
abzuhalten. Das Gericht hebt den bedingten Straferlass 
auf und ordnet den Vollzug der aufgeschobenen Strafe 
an, (§ 50), wenn der Jugendliche während der Probezeit 
einen liederlichen Lebenswandel führt, den Weisungen 
des Gerichtes böswillig und beharrlich nicht nachkommt 
oder wenn er wegen einer w^ährend der Probezeit be¬ 
gangenen strafbaren Handlung zu einer Gefängnisstrafe 
verurteilt wird. 

Die österreichischen Gesetzgeber w^erden sich einer 
zeitgemässeren Ausgestaltung des Institutes des bedingten 
Straferlasses nicht verschliessen können. Lehrt doch die 
Erfahrung und sind die im Strafvollzüge tätigen -Beamten 
diesbezüglich einer Ansicht, dass alljährlich Tausende von 
Verurteilten dem Strafvollzüge ganz zwecklos zu ihrem 
und der Gesellschaft Schaden unterwarfen w^erden. 

Aber auch das Institut der Rehabilitation wird auf 
Erwachsene zu erstrecken sein, denn auch ihnen soll die 
Möglichkeit geboten sein, sich die Löschung des- Straf¬ 
urteiles durch jahrelanges rechtliches Verhalten zu ver¬ 
dienen. Eine Neuerung von grundlegender Bedeutung ist 
die Einführung der anderw’ärts schon lange erfolgreich 
gehandhabten bedingten Entlassung. Die vorläufige Ent¬ 
lassung ist nicht Freilassung, wenn auch eine bedingte 
Freilassung des Gefangenen, sondei'n wie dies die Be¬ 
gründung zum deutschen Vorentwurfe sagt, nur Milderung 
und Lockerung des Strafzwanges. Der Sträfling bleibt 
weiter dem Strafzwange unterworfen, der in der Aufsicht 
über ihn und den damit verbundenen Beschränkungen 
seinen Ausdruck findet; die Probezeit ist Strafzeit, nicht 
Freiheit, wird aber im Falle des Widerrufes der bedingten 
Entlassung in die urteilsmässige Strafzeit nicht eingerechnet. 
§ 23 des österreichischen Vorentwmrfes bestimmt: hat ein 
Sträfling zwei Drittel einer ein Jahr übersteigenden 
zeitigen Freiheitsstrafen verbüsst, so kann er bedingt ent¬ 
lassen w'^erden, wenn nach seinem Lebenswandel, seinem 
Verhalten während des Strafvollzuges und den Aus¬ 
sichten auf ein redliches Fortkommen anzunehmen 
ist, er werde sich in der Freiheit bewähren. Unter den 
gleichen Voraussetzungen kann ein Sträfling, der zu lebens¬ 
langem Kerker verurteilt ist, entlassen w'erden, w^enn er 
fünfzehn .Jahre verbüsst hat; ein Jugendlicher schon dann, 
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gemäss zu bestimmen, zur Zeit der Tat infolge eines an¬ 
dauernd krankhaften Zustandes wesentlich vermindert, so 
ist an Stelle der Todesstrafe auf lebenslangen Kerker zu 
erkennen. Hat der Täter eine Freiheitsstrafe verwirkt, 
deren Vollzug in ihrer regelmässigen Art seinen Zustand 
verschlimmern würde, so ordnet das Gericht an, dass die 
Strafe nach den der Eigenart solcher Personen angepassten 
Vorschriften vollzogen Averde. Der Vollzug solcher Strafen 
^ findet in einer besonderen Strafanstalt oder in einer be- 
^ sonderen Abteilung einer Strafanstalt oder eines Gefangen- 
C 'r hauses statt. Laut § 37 können solche vermindert Zurech- 
'* nungsfähige, wenn sie wegen eines Verbrechens oder eines 
mit einer sechs Monate übersteigenden Freiheitsstrafe be¬ 
drohten Vergehens verurteilt wurden, nach dem Vollzüge 
der Strafe weiterhin verwahrt werden, wenn sie als gemein¬ 
gefährlich anzusehen sind. Hat der Täter in einer an 
Zurechnungsunfähigkeit grenzenden Herabsetzung oder 
Schwäche der Fähigkeit, das Unrecht seiner Tat einzusehen 
. oder seinen Willen dieser Einsicht gemäss zu bestimmen, 
f . gehandelt, so kann, soferne dieser Umstand nicht durch 
r selbst verschuldete Trunkenheit hervorgerufen war, statt 
. der ausschliesslich angedrohten zeitigen Kerkerstrafe auf 
■^j Gefängnis erkannt werden; zeitige Freiheitsstrafen und 
Geldstrafen können bis auf die Hälfte der Untergrenze 
herabgesetzt werden. Der deutsche Vorentwurf drückt 
: sich ähnlich wie der schweizerische bei der Benennung 

S' der abnormen Zustände, welche die Zurechnungsfähigkeit 
^ ausschliessen, wie folgt aus; „Nicht strafbar ist, wer zur 
^ Zeit der Tat geisteskrank, blödsinnig oder bewusstlos war, 
so dass dadurch seine freie Willensbestimmung ausge¬ 
schlossen wurde“. Diese Fassung wurde von ärztlicher 
Seite gebilligt und von juristischer Seite ihrer Einfachheit 
und Gemeinverständlichkeit wegen gutgeheissen. War 
nach dem deutschen Vorentwurf die freie Willensbestimmung 
des Täters durch einen der vorbezeichneten Zustände zvrar 
nicht ausgeschlossen, jedoch im hohen Grade vermindert, 
so ist eine mit dem Tode bedrohte Handlung in lebens¬ 
länglichem Zuchthaus oder zeitiger Zuchthausstrafe 
nicht unter drei Jahren, und eine mit lebenslänglicher 
Freiheitsstrafe bedrohte Handlung derselben Art nicht 
unter drei Jahren zu bestrafen. In den übrigen Fällen 
kann die Strafe unter das für die vollendete Handlung 
angedrohte Mindestmass herabgesetzt, auch kann auf eine 
mildere AYt der Freiheitsstrafe erkannt und in beson- 
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das Legalitätsprinzip eine Einschränkung erfahren, welche 
zur Folge haben würde, dass gegen Jugendliche die öffent¬ 
liche Anklage nur erhoben würde, wenn dies im öffentlichen 
Interesse liegt. In dem Umfange, in welchem der öster¬ 
reichische Vorentwurf ein Absehen von der Strafe bei 
jugendlichen Erstlingsdelinquenten gestattet, sieht dies der 
deutsche Vorentwurf (§ 83) für Erwachsene vor. 

Der schweizerische Gesetzentwurf sieht bei Behandlung 
Jugendlicher ebenfalls vom Erfordernis des sogenannten 
ünterscheidungsvermögens vollkommen ab und geht gegen 
dieselben, wenn sie verwahrlost oder sittlich verdorben sind, 
in Anbetracht der Zweckmässigkeitsgründe mit strengen, 
ein bis zwölf Jahre währenden Zwangserziehungs- und 
entsprechenden Schutzmassnahmen vor. 

Das dem französischen Rechte entstammende Erforder¬ 
nis des sogenannten Unterscheidungsvermögens ist jetzt 
allgemein in der deutschen Wissenschaft angefochten, da 
der Begriff unklar sei und entweder zu Schwierigkeiten 
oder zu rein schematischer Handhabung in der Praxis 
geführt hat. Auch wir haben wiederholt darauf hingewiesen, 
dass die Strafbarkeit keinesfalls mit der geistigen, noch 
weniger aber mit der sittlichen Reife in Verbindung ge¬ 
bracht werden, sondern in Anbetracht der Zweckmässig¬ 
keitsgründe vom sozialen Standpunkte aus erfolgen soll, 
denn nur die notwendige Strafe erscheint uns gerechtfertigt. — 

Die verschiedenen Freiheitsstrafen erhalten ihren 
Inhalt erst durch die Art ihres Vollzuges. Der Wunsch, 
ihn so auszugestalten, dass der Vorwurf der Unwirksamkeit 
und Schädlichkeit der Freiheitsstrafen nicht mehr aufrecht 
erhalten werden kann, tritt im XXIX. Hauptstück der 
österreichischen Vorentwürfe zu den Gesetzen, welche das 
Strafprozessrecht abändern, deutlich zu Tage. Wir Straf¬ 
anstaltsbeamten begrüssen die gute Absicht freudigst. 

Eine wesentliche, eines modernen Straf Vollzuges würdige 
Neuerung plant der Gesetzentwurf durch Beseitigung der 
bisherigen nackten und höchst verderblichen Gemeinschafts¬ 
haft, indem er sie in eine modifizierte Einzelhaft umwandelt 
und die Einrichtung auch solcher Einzelzellen in allen 
Strafanstalten und Gefängnissen verfügt (§ 563), die zur 
abgesonderten Anhaltung der Gemeinschäftssträflirige bei 
Nacht und während der arbeitsfreien Zeit dienen soll, 
(§ 564). Hiedurch entspricht er den wiederholt und mit 
allem Nachdrucke gestellten Forderungen der Strafanstalts¬ 
beamten. Er bestimmt weiters sehr riclitig, dass die Kerker- 
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Anstalten hiefür eingerichtert sind und sich der üeberwachung 
der Organe des Strafvollzuges unterstellen. Diese geeigneten 
Anstalten werden durch Verordnung bezeichnet. 

§ 556 scheint darauf hinzudeuten, dass der Entwurf 
auch eine entsprechende Neuregelung des Strafvollzuges 
an Weibern im Auge hat und die Weiberstrafanstalten, 
deren Leitung noch immer in Händen von Ordenskongre- 
g’ationen liegt, endlich in staatliche Verwaltung übernehmen 
will. Die Bestimmung dieses Paragraphen, dass die Sträf¬ 
linge von anderen Personen, die in den gerichtlichen 
Gefangenhäusern angehalten werden, abzusondern sind, 
lässt leider erkennen, dass das in diesen Gefangenhäusern 
bestehende Chaos aufrecht erhalten werden soll, wiewohl 
dies erst kürzlich in der Versammlung der Verwaltungs¬ 
beamten der österreichischen Strafanstalten und Gerichts- 
hofgefängnisse allgemein bekämpft und verurteilt wurde. 
Es kamen da geradezu schrecken erregende Zustände 
öffentlich zur Besprechung von denen hier nur einzelnes 
erwähnt sei: 

„Bezüglich der Verwahrung von Polizeigefangenen, 
Häftlingen der politischen Behörden, Gefällshäftlingen und 
Schüblingen kommt zu erwähnen, dass diese nicht auf Grund 
eines richterlichen Ausspruches Verhafteten nur deshalb 
i.ra Oefangenhause, wo hauptsächlich Verbrecher büssen, 
untergebracht werden, weil es den zuständigen Behörden 
an Arresten mangelt. Abzuschiebende Landstreicher, 
Zigeuner, Bettler, Ausländer und solche Personen, deren 
Zuständigkeit erst ermittelt werden muss, sind ganze Monate 
— einzelne über ein Jahr hinaus — „Gäste“ der gericht¬ 
lichen Gefangenhäuser. Ruhestörer, Betrunkene, ünter- 
standslose, Prostituierte, kurz alle Personen, die anderorts 
zur Polizei zu bringen sind, werden in die Gefangenhäuser 
zu jeder Tages- und Nachtszeit, oft in ganzen Scharen, 
eingeliefert, bringen Schmutz und Ungeziefer mit, verun¬ 
reinigen das Haus, stören die Ruhe und regen die anderen 
Gefangenen auf. Oft bleiben diese Personen nur einige 
Stunden in Haft, machen aber selbstverständlich die ganze 
Prozedur der Aufnahme-Reinigung, Geldabnahme, Leibes¬ 
visitation, Trennung, Entlassung usw^ notwendig. Polizei¬ 
kommissäre kommen und gehen, nehmen in der Ver¬ 
waltungskanzlei Protokolle auf, geben Aufträge an die 
Beamten, obwohl das Gericht als solches nur dann mit 
diesen Verhafteten zu tun hat, wenn sie sich auch eine 
Uebertretung des Strafgesetzes zuschulden haben kommen 
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und noch keine Strafe oder nur Geldstrafen oder nur 
6 Monate nicht übersteigende Haftstrafen oder eine. 3 Mo¬ 
nate nicht übersteigende Gefängnisstrafe verbüsst haben, 
sind bis zur Dauer von 2 Jahren in Einzelhaft anzuhalten. 
Andere Sträflinge können bis zur Dauer von 2 Jahren 
in Einzelhaft angehalten werden; eine in dieser Richtung 
von dem Sträflinge gestellte Bitte ist nach Möglichkeit zu 
berücksichtigen. Arbeitsscheue oder sittlich verdorbene 
Sträflinge, von denen ein nachteiliger Einfluss auf Mit- 
Sträflinge zu befürchten ist, können während des Straf¬ 
vollzuges mehrmals in Einzelhaft, aber niemals länger als 
je zwei Jahre hindurch angebalten werden.“ 

Nachdem — wie bereits früher erwähnt —die in 
Aussicht genommene Gemeinschaftahaft sich als eine sehr 
zweckmässig modifizierte Einzelhaft darstellt (§ 564) erscheint 
die obligatorische Bestimmung betreffend die Anwendung 
der Einzelhaft hinsichtlich Erwachsener und noch gar nicht 
oder nur in geringem Grade vorbestrafter Personen nicht 
zweckmässig, weil hiebei einerseits nach der Schablone 
vorgegangen werden muss und anderseits dem Gedanken, 
den Sträflingen die zur Ausübung ihres Berufes oder ihrer 
Beschäftigung erforderliche Hebung, und Fertigkeit, die 
notwendige Körperkraft zu erhalten oder sie durch Unter¬ 
weisung in einem Handwerke für den Erwerb in der Frei¬ 
heit tauglich zu machen, nicht entsprechend Rechnung 
getragen werden kann, da es ja allgemein bekannt ist, 
dass nur die wenigsten Handwerke in der Zelle betrieben 
und die nötigen Unterweisungen nur sehr schwer erteilt 
werden können, von der Ausübung landwirtschaftlicher 
Arbeitszweige gar nicht zu reden. Ueberdies bringt die 
Anhaltung in Einzelhaft den bisher geltenden Vorteil der 
Strafkürzung nicht mehr, da das Gesetz vom 1. April 1872 
ausser Kraft treten wird. Er wäre die Anhaltung in 
Einzelhaft somit nicht selten eine unangemessene Ver¬ 
schärfung des Strafvollzuges gerade besseren Elementen 
gegenüber. Sträflinge unter 20 Jahren, deren Strafdauer 
3 Wochen übersteigt, werden inderRegelin besonderen 
Anstalten (Jugendabteilungen) angehalten. 

Sehr zeitgemäss ist die Bestimmung, dass die Justiz¬ 
verwaltung für Gefängnis- und Kerkersträflinge, die min¬ 
destens die Hälfte ihrer drei Jahre oder mehr betragenden 
Strafe verbüsst haben, landwirtschaftliche Zwischenanstalten 
errichten kann. In diesen Zwischenanstalten sollen aber 
beide Sträflingskategorien vereint verwendet werden, was 

Blätter für Gefängniskunde. XLIV, 5 
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Vorschriften verfügen können. Jeder Sträfling haftet mit 
seinem ganzen Verdienste, wenn er vorsätzlich Sachen, 
die im Staatseigentum stehen, beschädigt. Zu diesen Be¬ 
stimmungen wäre zu bemerken, dass die Prämienbeträge 
fleissig arbeitender Sträflinge unter Bedachtnahme auf die 
Freibeitsverbältnisse derart bemessen werden sollen, dass 
sie in den Stand versetzt werden, sich einen tatsächlich 
ausreichenden Notpfennig für die erste Zeit nach ihrer 
Strafentlassung zu ersparen, da es — wie die Erfahrung 
lehrt ■— sehr schwer hält, sofort nach dem Austritte aus 
der Strafe Beschäftigung zu finden. Unser Fü;:*sorgewesen 
lässt in dieser Hinsicht beinahe noch alles zu wünschen 
übrig. Anderseits soll der Sträfling während der Strafe 
zur grössten Sparsamkeit und Enthaltsamkeit angehalten, 
respektive erzogen und folglich der Verbrauch eines Teiles 
seiner Arbeitsprämien auf das äusserste Mindestmass 
reduziert werden. Ganz überflüssig erscheint die Ver¬ 
wendung der Arbeitsprämie zur Aufbesserung der ihm 
vom Staate verabreichten, sowohl qualitativ als quantitativ 
allen hygienischen Anforderungen entsprechenden Kost. 
Dies umsomehr, wenn man erwägt, dass tausenden Familien 
in der Freiheit eine bei weitem nicht gleichwertige Ver¬ 
pflegung zur Verfügung steht. Diese Kostverbesserung 
„Nebengenösse“ genannt, verleitet die Sträflinge zur An¬ 
gewöhnung an Bedürfnisse, die sie sich in der Freiheit 
meist selten gewähren können, und absorbiert heute in 
den 15 Männerstrafanstalten allein jährlich zirka 120 000 
Kronen, das ist innerhalb zehn Jahren ein Kapital von 
mehr als einer Million Kronen! Ganz verwerflich ist die 
Gestattung der Selbstbeschaffung alkoholischer Getränke. 
Wo die Verabreichung nach ärztlichem Gutachten not¬ 
wendig ist, erfolgt sie ohnedies von Staats wegen. Wenn 
schon die Strafe ein fühlbares Uebel bleiben muss, so soll 
man diesen Grundsatz nicht gerade hier durchbrechen. 

Laut § 579 h a t der Vorsteher des Gefangenhauses oder 
der Strafanstalt für den Eintritt bedingt zu entlassender 
Sträflinge, die das zwanzigste Lebensjahr nicht vollendet 
haben, in einen redlichen Erwerb im Einvernehmen mit 
der Vormundschaftsbehörde oder mit Organen der Fürsorge 
zu sorgen. In den übrigen Fällen der Entlassung aus 
der Strafe soll er nach Möglichkeit dafür Sorge 
tragen, dass dem Entlassenen ein redlicher Erwerb ver¬ 
schafft werde. Zu diesem Zwecke ist ein ständiger Ver¬ 
kehr mit Fürsorge vereinen und Organen der Stellenver- 
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Als Zuchtmittel dienen: Verweis, Zuweisung einer 
schwereren Arbeit, Entziehung von Begünstigungen, die 
dem Sträflinge nach den für den Strafvollzug bestehenden 
Vorschriften eingeräumt werden; Versetzung in eine 
niedrigere Klasse, zeitweise Entziehung des warmen Früh¬ 
stücks, Fasten bei Brot und Wasser, hartes Lager, Anhal¬ 
tung in dunkler Zelle oder in besonders dazu bestimmten 
Zellen, allenfalls geschärft durch Entziehung der Arbeit, 
für Kerker- und Gefängnissträflinge. Verweis, Entziehung 
von Begünstigungen die dem Sträflinge nach den für den 
Strafvollzug dienenden Vorschriften eingeräumt werden, 
Entziehung der Selbstverköstigung, Fasten bei Brot und 
Wasser, im Falle besonderer Widerspenstigkeit hartes 
Lager und Anhaltung in dunkler Zelle, für Haftsträflinge. 
Fasten und hartes Lager dürfen nur an 2 Tagen in einer 
Woche, Anhaltung in dunkler Zelle ununterbrochen nicht 
länger als drei Tage und dann erst wieder nach einer 
Woche angewendet werden. Sträflinge, die das achtzehnte 
Lebensjahr nicht vollendet haben, dürfen nicht in dunkler 
Zelle angehalten werden. Untersuchungsgefangene und 
andere in einem gerichtlichen Gefangenhause angehaltene 
Personen unterliegen den Zuchtmitteln, die für Haftsträf¬ 
linge zulässig sind. Sträflinge die sich gewalttätig be¬ 
nehmen, andere aufreizen, zu flüchten versuchen oder die 
Flucht vorbereiten, können zur Sicherung gefesselt werden. 
Diese Massregel darf weder der Art noch der Dauer nach 
ihren Zweck überschreiten. 

Diese Zuchtmittel sind bedeutend milder, als die 
gegenwärtig statuierten Disziplinarstrafmittel. Speziell die 
Sti’iife des Kurzschliessens ist gänzlich eliminiert. Wenn 
die Verringerung der urteilsmässigen Strafverschärfungen, 
ja deren Beseitigung mit vollem Recht gefordert und dieser 
Wunsch im vorliegenden Entwürfe teilweise berücksichtigt 
wurde, so ist dies auf Grund wohlbegründeter Erwägungen 
geschehen. Eine Abschwächung der gegenwärtig gegen 
Kerkersträflinge festgesetzten Disziplinarstrafmittel jedoch 
dürfte zur Lockerung der Disziplin beitragen. Gegenüber 
dem grösseren Teil der Sträflinge genügt in Fällen von 
Ordnungswidrigkeiteil sicherlich die Anwendung gelinder 
Zuchtmittel und wirkt die Drohung der zur Verfügung 
stehenden scharfen Disziplinär mittel abschreckend, also 
wohltätig. 

Ich bin ein Feind der Anwendung selbst der aller- 
gelindesten Zuchtmittel, die nach den Hausvorschriften 
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strengen Massnahmen Schaden leide! Diese Strafmittel 
müssen steigerungsfähig, daher auch so zahlreich und 
verschiedenartig sein, damit sie den jeweiligen Bedürfnissen 
bezüglich des einzelnen Falles und ganz besonders der 
Eigenart des Gefangenen entsprechen nach dem Grund¬ 
sätze : »Si duo faciunt idem, non est idem.^ Es ist für jeden 
dem Strafvollzüge ferne Stehenden geradezu unglaublich 
und unfassbar, welche verrohte und bestialisch verwilderte 
Elemente sich im Sträflingsstande der Strafanstalten be¬ 
finden, wie unwirksam gegen dieselben selbst 2 bis 3 
Wochen andauernde Disziplinarstrafen sind, und welch 
bösen und schädigenden Einfluss die nicht zu bändigende 
Unbotmässigkeit eines solchen Sträflings auf seine übrigen 
Mitsträflinge und somit auf die Disziplin der Strafanstalt 
selbst ausübt. Gegen solche Sträflinge müssen äusserst 
strenge und wirkungsvolle Disziplinarstrafen und Sicherungs¬ 
mittel zulässig sein, denn kleine Strafen, wenn auch wieder¬ 
holt angewendet, nützen da gar nichts; ja es ist ihr Effekt 
ein gegenteiliger, da sich die gegen solche Strafen physisch 
abgehärteten und verrohten Gefangenen über dieselben nur 
lustig machen. Wo bleibt dann die Autorität des Straf¬ 
vollzuges? Ich habe dies während meiner Dienstzeit öfter 
erfahren; am deutlichsten aber im Jahre 1890, als infolge 
eines Erlasses des Justizministeriums 24 Revoltenführer 
einer anderen Strafanstalt an die mir unterstandene Straf¬ 
anstalt zur Korrektion überwiesen wurden. Einige derselben 
brachten einen bereits mit Disziplinarstrafen überfüllten 
trafextrakt mit, einer batte sogar schon über 100 Dis¬ 
ziplinarstrafen überstanden, ohne dass der böse 
Wille dieser Unmenschen gebrochen und ein Respekt vor 
der Disziplinarstrafe sichtbar gewesen wäre, denn mit 
Gejohle, Gebrülle und Drohungen wmrde ich, zur üeber- 
nahme des Transportes erscheinend, trotz anwesender 
Gendarmerie und Hausw^ache, empfangen; doch brachte 
ein sofort statuiertes Exempel Ruhe. Fragt sich da nicht 
jeder: „Wie ist es möglich, dass Gefangene angesichts 
der Bajonette solches wagen und wie kann ein Sträfling 
100 Disziplinarstrafen physisch aushalten? 

Sind diese Strafen überhaupt genügend fühlbar ge¬ 
wesen? — Nein! So wie der Lateiner mit seinem Sprich- 
worte: »Si duo faciunt idem, non est idem^ Recht hat, 
ebenso wahr ist der Satz, dass wenn zwei Menschen mit 
gleichen Strafen belegt werden, das Fühlen des Strafübels 
doch nicht dasselbe ist, und so sind die Strafen, welche 
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erfahrener Arzt zu bestellen. Kranken, die eine ihnen 
zugewiesene Arbeit regelmässig verrichten, kann eine an¬ 
gemessene Vergütung gutgeschrieben und in der Weise, 
wie das für Sträflinge festgesetzt ist, verwendet werden,. 
Als Zuchtmittel sind nur der Verweis und die Entziehung 
der Begünstigungen zulässig, doch können Gewalttätige 
den zur Sicherung erforderlichen Beschränkungen ihrer 
Freiheit unterworfen werden. Gemeiiigefährliche Trunk¬ 
süchtige erhalten keine Vergütung für geleistete Arbeit 
und können sich daher auch keine Kostzubesserungen 
verschaffen. Als Zuchtmittel kommen gegen sie die beim 
Vollzüge von Kerker- und Gefängnisstrafen zulässigen in 
Anwendung. Anstalten für göistig Minderwertige stehen 
ebenfalls unter der Leitung eines geeigneten Arztes und 
dienen dazu, die ihnen vom Gerichte überwiesenen Personen 
für die Dauer ihrer Gemeingefährlichkeit zu verwahren. 
Die Verwahrten sind zur Arbeit anzuhalten und erhalten 
hiefür eine angemessene Entlohnung, über die sie nach den 
für Sträflinge geltenden Vorschriften verfügen können. 
Als Zuchtmittel dienen die beim Vollzüge von Kerker- 
und Gefängnisstrafen zulässigen, Anstalten zur Ver¬ 
wahrung gemeingefährlicher Verbrecher sind im allgemeinen 
ebenso eingerichtet, wie die Strafanstalten. Die Verwahrten 
sind bei Nacht stets und während der arbeitsfreien Zeit 
soviel als möglich von einander abzusondern. Sie sind 
ebenfalls zur Arbeit verpflichtet und erhalten hiefür die¬ 
selbe Arbeitsprämie, die für Kerkersträllinge der besten, 
das ist der ersten Führungsklasse, zulässig ist. Sie können 
dieselbe ebenso verwenden wie die Kerkersträflinge und 
sich auch Kostaufbesserung gestatten. Als Zuchtmittel 
sind die für Kerkersträflirige festgesetzten zulässig. 

Aus all dem Vorhergesagten geht hervor, dass in allen 
derzeit bestehenden Strafanstalten und Gefängnissen grosse 
bauliche Veränderungen durchzuführen sein werden, weil 
für die abgesonderte Anhaltung der Gejneinschaftssträflinge 
während der Nacht und der arbeitsfreien Zeit Einzelzellen 
errichtet werden müssen. Die näheren Vorschriften über 
die Einrichtung aller Anstalten, die dem Strafvollzüge oder 
der Verwahrung wegen Gemeingefährlichkeit dienen, und 
über den Wirkungskreis der im Strafvollzüge und bei der 
Verwahrung gemeingefährlicher Personen tätigen Organe 
werden durch Verordnung festgesetzt. 

Es erscheint der Wunsch begründet, dass bei der 
Verfassung dieser Verordnung, sowie d^erDienstesvorschriften 
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des Strafvollzugs betrifft, so macht sich naturgemäss die 
heute noch herrschende Verschiedenartigkeit der Meinungen 
über den Strafzweck auch im Strafvollzüge geltend. Denn 
nicht immer sind die Ansichten der Strafvollzugsbeamten 
und jener Organe, welche die Ueberwachung führen — 
Oberstaatsanwälte und Staatsanwälte — über den Straf¬ 
zweck die gleichen, und so kommt es, dass sich gewisse 
Unebenheiten herausbilden, infolge deren es zu Miss¬ 
stimmungen und schliesslich zu Reibereien kommt, die 
gewiss nicht im Interesse des Dienstes liegen. Ein grosser 
Mangel bestehe in der Organisation. Es gibt zwar im Justiz¬ 
ministerium selbstverständlich ein Departement, welches 
sich „auch“ mit den Strafanstalten zu befassen hat, allein 
es ist naturgemäss, dass es sich mehr mit den reinen Ver¬ 
waltungsaufgaben zu beschäftigen hat, nicht aber mit den 
Einzelheiten des Strafvollzugs. Um nun den Strafvollzug 
möglichst einheitlich zu gestalten und möglichst gleich¬ 
förmige Grundsätze in allen Strafanstalten sowie bei den 
Oefängnisanstalten der Gerichte durchzuführen, wäre es 
von grosser Bedeutung, wenn auf die Idee der Zentral- 
gefängnis-Inspektion zurückgegriffen würde. Das ist ein 
Amt von der allergrössten Bedeutung, das aber 
auch ganz besondere Qualitäten erfordert. 

Diese gewohnter Weise rückhaltlos offene Kennzeich¬ 
nung bestehender Verhältnisse seitens des Ministers offen¬ 
bart, dass jenes Departement im Justizministerium, das 
derzeit auch auf das Gefängniswesen Einfluss nimmt, den 
gesamten Strafvollzug keinesfalls einheitlich leiten und 
überwachen kann. Dieser autoritati ve Ausspruch bestätigt 
aber auch, dass meine in den Blättern für Gefängniskunde 
(XLI. Band, 1. Heft) veröffentlichte Kritik der Leitung 
und Ueberwachung des österreichischen Gefängniswesens 
wohl begründet ist und Dr. Högel auch mit der Schluss¬ 
bemerkung in seiner Erwiderung (XLI. Band, 2, Heft), 
dass der Kernpunkt der Reform des österreichischen Ge¬ 
fängniswesens keineswegs in einer „Zentralstelle“, der 
fachmännisch gebildete und erprobte Strafanstaltsbeamte 
zuzuteilen sind, liege und das Gefängnisdepartement des 
Justizministeriums den Zweck einer Zentralstelle vollständig 
erfülle, Unrecht hat. Wie soll der Justizminister, dem laut 
§ 549 des Entwurfes zum Strafvollzugsgesetze die oberste 
Leitung des gesamten Strafvollzuges zusteht, diese aus¬ 
üben, wenn ihm die dazu nötigen Hilfsorgane fehlen ? Wer 
soll ihm fachlich richtige Berichte erstatten? 
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leidigt werden dürfen, während die Angestellten bei oft 
ganz kleinen Vorkommnissen sogar in Gegenwart der Ge¬ 
fangenen ihre Nase erhalten. Die Justizministerial Verordnung 
ex 1906 beauftragt zwar die Herren Gerichtsvorsteher, 
Disziplinarrapporte ohne Verzögerung sofort nach erfolgter 
Meldung vorzunehmen, aber das steht nur auf dem Papier 
und es kommt nicht selten vor, dass der Angezeigte früher 
entlassen wurde, weil der Herr Gerichtsvorsteher 14 Tage 
auf sich warten liess. Wie soll der Gerichtsvorsteher 
dieser Verpflichtung nachkommen können, wenn er oft 
tagelang durch Verhandlungen und Sitzungen in Anspruch 
genommen ist. Es ist wiederholt vorgekommen, dass der 
Präsident darüber ungehalten war, wenn ich Leute zur 
Anzeige brachte und sie dann derart strafte, dass mir 
dieselben ins Gesicht lachten. Nach § 39 der Hausordnung 
unterliegt der Gefangene auch der Strafamtsbehandlung 
nach dem allgemeinen Strafgesetze, wovon aber die meisten 
Herren Gerichtspräsidenten keinen Gebrauch machen 
wollen, weil sie glauben, dass ein Häftling, der einen An¬ 
gestellten mit allen nur denkbaren Titulaturen wie Gauner, 
Pallot, schwarzgelber Hund, Trottel, Vieh etc. beehrt hat, 
mit einem Verweis oder mit einmaliger Entziehung der 
Morgensuppe genug bestraft sei. Dass infolgedessen das 
Beschimpfen und Beleidigen des Aufsichtspersonales an 
der Tagesordnung ist, ist logisch und erst vor ungefähr 
zwei Jahren behauptete ein Staatsanwalt nach erfolgter 
Strafanzeige des Gefangenhausbeamten, dem ein sehr 
renitenter und äusserst gefährlicher Sträfling mit dem 
Wasserkrug in der einen und mit einem scharfgeschliffenen 
Arbeitsmesser in der anderen Hand gedroht hatte, dass, 
falls er die Zelle betrete, er eine Leiche sei: für ein be¬ 
waffnetes Organ gäbe es keine gefährliche Drohung! Zu 
wiederholten Malen war ich Augen- und Ohrenzeuge, wie 
ein Aufseher beim Rapporte mit Trottel betitelt wurde, 
ohne dass der Gerichtsvorsteher, wie es in diesem Falle 
sein sollte, ausser der Disziplinarstrafe wegen Wache¬ 
beleidigung, die Anzeige erstattet hätte. Eine derartige 
Disziplinlosigkeit, wie sie dermalen in manchen Gerichtshof- 
gefängnissen existiert, würde unter dem Strafrechte eines 
Verwalteis gewiss nicht verkommen“. 

Von Bedeutung für diese Auslassungen ist, dass die 
Aufsichtsbeamten in den Gefängnissen auf die neuen Ge¬ 
fangenhausverwaltungen keinesfalls gut zu sprechen sind, 
weil ihr Wirkungskreis durch letztere eingeengt, das heisst 
auf den Aufsichtsdienst beschränkt wurde. 
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Gefangenhaus gehört, als Vorsitzendem, zwei Vertrauens¬ 
männern und zwei Ersatzmännern, die auf die Dauer von 
drei Jahren vom Justizminister ernannt werden, und dem 
Staatsanwalte; der Kommission ist ein Schriftführer zu¬ 
zuziehen. Zu Vertrauensmännern können abgesehen von 
Angehörigen des Lehrstandes nur Personen berufen werden, 
die nicht im Staatsdienste stehen. Der Kommission soll 
ein Arzt und ein Mitglied eines Fürsorgevereines angehören. 
Die Vertrauensmänner sind vom Vorsteher des Gerichts¬ 
hofes auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten 
zu verpflichten. Die Gebühren, auf die sie Anspruch haben, 
werden durch Verordnung bestimmt. Die Strafvollzugs¬ 
kommission hat einmal im Monate die Strafanstalt oder 
das Gefangenhaus in Gegenwart des Vorstehers, Seelsorgers 
und Lehrers zu besichtigen. Je nach Erfordernis ist der 
Arzt des Hauses und mindestens zweimal im Jahre der 
Amtsarzt der politischen Behörde erster Instanz beizuziehen. 
Die Kommission hat jeden eingelieferten Sträfling und 
ausserdem jeden Sträfling, der sich zur Einvernahme meldet, 
über seine Verhältnisse, sein Begehren oder seine Be¬ 
schwerden zu befragen. Sie hat das Ergebnis ihres Be¬ 
suches, insbesondere wahrgenommene Gebrechen und vor¬ 
gebrachte Beschwerden dem Oberstaatsanwälte oder dem 
Oberlandesgerichtspräsidenten mitzuteilen und hiebei ein 
Gutachten über die Abstellung wahrgenommener Gebrechen 
abzugeben, soferne diese nicht unmittelbar im Einvernehmen 
mit dem Staatsanwalte oder dem Vorsteher des Gerichts¬ 
hofes behoben werden können. 

Die Strafvollzugskommission entscheidet über die be¬ 
dingte Entlassung des Sträflings, nachdem sie ihn ver¬ 
nommen hat; sie entscheidet auch über den Widerruf der 
bedingten Entlassung. Sie wird für diese Entscheidungen 
verstärkt bei den Gefangenhäusern durch einen vom Vor¬ 
steher des Gerichtes bestimmten Richter, wenn aber eine 
eigene Gefangenhausverwaltung besteht, durch deren Vor¬ 
stand und bei den* Strafanstalten durch den Vorsteher der 
Anstalt. Sie fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Stimmen¬ 
mehrheit. Gegen die Bewilligung der Entlassung steht 
dem Staatsanwalte, gegen den Widerruf dem Sträflinge 
die binnen drei Tagen anzubringende Beschwerde an den 
Justizminister zu. Die Beschwerde des Staatsanwaltes hat 
aufschiebende Wirkung.“— 

Wir entnehmen aus diesen Bestimmungen, dass der 
Vorsteher des Gerichtshofes, der gemäss § 549 das ihm 
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besuchen und wahrgenommene Misstände abzustellen oder 
die hiefür erforderlichen Anträge zu stellen. Die tausend 
bezirksgerichtlichen Gefängnisse, in denen Amtsdiener oder 
deren Frauen regieren, sollen sich also auch fernerhin 
selbst überlassen bleiben.! Warum hat man die durch 
den gewesenen Justizminister Dr. Klein eingeführten 
Inspizierungen durch erprobte Fachmänner, die er auch 
auf die bezirksgeriehtlichen Gefängnisse ausgedehnt wissen 
wollte, gegen seinen Willen nach seinem Rücktritte 
eingestellt ? — 

Zum Schlüsse möchte ich noch die Frage auf werfen, 
was angesichts der vom individualisierenden Standpunkte 
aus zu erfolgenden Verurteilung jener wiederholt Rück¬ 
fälligen oder schwer Bestraften vorgesehen wird, die ge¬ 
stützt auf einen falschen Namen das aburteilende Gericht 
über ihr Vorleben zu täuschen wüssten und erst in der 
Strafanstalt oder im Gefängnisse entlarvt werden. 


Zuin Oesterrelcliisclien Gesetzentwurf über Fürsorge- 

Erziehung. 

(Ersatz der Strafe durch Fürsorge - Erziehung). 

Referat des Oberdirektors Marcovich auf dem Kongress für 
Zwangserziehung und Jugendfürsorge in Wien am 15. Mäi’z 1909. 


Den lange erwarteten Entwurf eines Gesetzes über 
die Fürsorge-Erziehung hat die Regierung im November 1908 
dem Abgeordnetenhause vorgelegt, aber später wieder zu¬ 
rückgezogen und im Herrenhause eingebracht, wo auch 
der Gesetzentwurf, betreffend die strafrechtliche Behand¬ 
lung und den strafrechtlichen Schutz Jugendlicher, vorliegt. 
Ueber diesen habe ich in der ersten Versammlung des 
Vereines der Verwaltungsbeamten der österreichischen Straf¬ 
anstalten und Gerichtshofgefängnisse ein ausführliches Gut¬ 
achten abgegeben, das im ersten Hefte der „Blätter für 
Gefängniswesen“ (Verlagsbuchhandlung Karl Konegen in 
Wien) enthalten ist. Ich w'^erde mich daher in meinen 
heutigen Ausführungen, die hauptsächlichst dem Gesetze 

Blätter für Gefängniskunde, XLIV. g 



irofef :ii*t' Uijr.‘Sf>s Mf'»lti)-iucTr 

)>PHivei'i. ;h\- W'T F(i!>'>M-^'r-^,-'Jl^r->/(e,hi<n^; vi;-. 

' vfeiz|;<;-t;J!X?f, r» *i ^hfiinViVnHt ;yf >:rvr^Xi %^i 

•:.?iurc}n>, '"'* 

Bii^|mnj«öge)i dis gleichftfl BedehU eii g^tSddi d^ 



A' 

ri' 


m ■:;|^gd;vtqdÄ- 


■:■ ‘/ V •':■'■ ■ . ■' * ''' 

};dd#d 

dianke; war,. dass? die < 

dqsetzgebuiig 

iü- SHftddildid :;dqTi alll 

?iri rftditi.deii, well den 

802iale«d^qr- 

jbqlidi^dd: u u h'^ d 

‘iigendßn Zweck f et'fqii 

;:ew mqas. dd^ 

tdiddld^ d B 

esqitigtm^ ilirer IdsiW 

ideu zu d0^ 

Ivdftxdfen f dl4 lildd 

jtd'ßlv, ■ d4 adir ä 

oj'marzHqliqd 


als dürsli dis: ofine- }isf^<dgsf{ilirte pidiii 

]j\ der MelifZahl 4'®^^ fdlfe doGdst ^ioldidiiSKedds 5i 
ediBd ^d'äfwldds:^ dis t> qt\v en dif’S, 

Stralq dd>" d 

OdtfentlKiliksd jqnq dei’Hpeziaiprd Mo« tibdi^i^eH-dödsi? 

qide BqssqlTOi^ dlddlr:^^iqdßddß:iddshiaali:n iilcdvt 
frtqbr weiddii kad»d ; LHeserri ItrtflidsdtÄq ivabwi; 



{Md#stredts^x d dllüfßiixqiood l'/mj^qr 4aweJ'tf- Wbü 



-Str^id: adsi: did IcupzJ^qtü^^ 

, vi(d^ 

.sqixd^’S ddcrtiäppi,. >d[f- 

fddidd4Minö|d dqrra^Hdii|: Biihn 'dxfs 

\'^@fIji^xdTqijq pixd ANdfTtöql'i.'iftiiiqiiq iliid 

Äe3^#i>}dd:dds. 'iSs lid sqmit'^^-i^ dSH; löidspä”". 

ifddlddm^drqd' &Tiifß^'idddfed die;:^ ffübsr 

iiqd dd;S Ijebel dei’ kurae-i» 
B^d^ieits^’alen.' -?dBd4^’dd’ sdipiddlbdii. Ätaat '»qd' ilr-;: 
felisqdjfdäadHi'q'l). :nidl3i'.- lil*?. P!Tiet)t:, i5(»;djv3er 



83 


Gerechtigkeit, sondern sie handeln auch im volkswirtschaft¬ 
lichen Interesse, denn Tausende junger Menschenleben 
werden alljährlich vor dem Untergänge bewahrt und dem 
Staate als Nachwuchs wertvoller Arbeitskräfte erhalten. 
Die Amerikaner beispielsweise bekämpfen die Verwahr¬ 
losung und das Verbrechertum der Jugend vorerst durch 
ausgedehnte Fürsorge und Ersatz der vergeltenden Strafe 
gegen Jugendliche, die das 16. bezw, 18. Jahr nicht voll¬ 
endet haben, durch andere, besser wirkende Erziehungs- 
massnahmen, und zwar: 

1. Straflosigkeit ohne Urteilsspruch und Stellung 
y>on probation«. 

2. Urteilsspruch und Nicht Vollzug der erkannten 
Strafe bei Ueberweisung unter Schutzaufsicht gegen Be¬ 
währungsfrist, also bedingter Straferlass. 

3. Urteilsspruch und Ueberweisung zur Zwangs¬ 
erziehung mit bedingter Entlassung. 

Eine Verurteilung zur ordentlichen Freiheitsstrafe und 
Abgabe des so Gestraften in besondere Jugendgefängnisse 
erfolgt nur in sehr schweren Fällen. Unverbesserliche 
Jugendliche dagegen werden in die gewöhnlichen Straf¬ 
anstalten abgegeben. 

Auch in Oesterreich konnte man sich den Forderungen 
des modernen Zeitgeistes nicht länger verschliessen und 
sah sich genötigt, die Errungenschaften anderer Staaten 
in der heimischen Gesetzgebung zu verwerten. Leider 
zeigen aber die eingebrachten Gesetzentwürfe, dass wir 
den mustergiltigen Einrichtungen dieser Staaten nur i n 
der Form gefolgt sind, während wir im Wesen die Be¬ 
strafung Jugendlicher beinahe im vollen Umfange aufrecht 
erhalten haben, denn der Gesetzentwurf über Jugendstraf¬ 
recht fordert selbst in dem Falle, wenn es sich um kleinste 
Verfehlungen handelt, den Urteilsspruch und entspricht 
daher selbst hier der berechtigten Forderung des modernen 
Zeitgeistes und einer richtigen Bewertung des Jugend¬ 
deliktes nicht. Wie dieser Gesetzentwurf sich die Sache 
vorstellt, werden manche Jugendliche zwar ohne Strafe 
ausgehen, es wird aber, da die Täter kriminell nicht 
schuldlos bleiben, der Erfolg mit dem, was wir anstreben, 
gar nicht zu vergleichen sein. Unter der Herrschaft dieses 
Grundsatzes ist es nur zu begreiflich, dass auch der Ge¬ 
setzentwurf über Fürsorgeerziehung in dieser sozialen 
Massnahme, soweit die straffällige Jugend in Betracht 
kommt, nur eine andere Form der Strafe erblickt und sie 
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Jugendlichen zuerst ins Gefängnis zu stecken und erst 
nachher einer Fürsorgeerziehung zu unterziehen, gefährdet, 
wie es ja auch der Motivenbericht bestätigt, deren Erfolg. 
Die kundgetane Ansicht, dass der Urgrund der hohen 
Straffälligkeit der Jugend vor allem im Mangel der sitt¬ 
lichen Reife zu suchen sei, wird ui^serer Ansicht nach 
schon dadurch widerlegt, dass beispielsweise von den 6600 
im Jahre 1905 wegen Verbrechen Verurteilten im Alter 
von 10 bis 20 Jahreri 2507 subsistenzlos waren, 3910 in 
ärmlichen, also beinahe alle in elenden Verhältnissen lebten 
und mir 183, also bloss 2,7 v. H., besser situiert, jedenfalls 
aber auch Opfer der Vernachlässigung waren. Hieraus 
geht schon klar hervor, dass die Verwahrlosung oder, 
anders ausgedrückt, der körperliche, geistige und sittliche 
Tiefstand — von Ausnahmen abgesehen — nur eine- Folge-, 
beziehungsweise eine Begleiterscheinung des grossen sozialen 
Elendes und daher dieses selbst vor allem der Urgrund 
der Straffälligkeit Jugendlicher ist. Deshalb wurde auch 
wiederholt darauf hingewiesen, dass die Strafmündigkeit 
keinesfalls mit der geistigen, noch weniger aber mit der 
sittlichen Reife in Verbindung gebracht werden soll, und 
dass es meist ungemein schwer, ja unmöglich ist, diesen 
Zustand psychologisch festzusteUen und daher die Frage 
der Strafbarkeit nur in Anbetracht der Zweck¬ 
mässigkeitsgründe vom sozialen Standpunkte 
zu lösen sei. Diesem Grundsätze ist weder im Gesetz¬ 
entwürfe, betreffend die strafrechtliche Behandlung Jugend¬ 
licher, noch in jenem über die Fürsorgeerziehung Rechnung 
getragen, der im § 2, Z, 1 eine Aenderung des Textes des 
§ 4a des Jugendstrafgesetzentwurfes vorsieht, wonach nicht 
bloss zurückgebliebene Entwicklung, sondern der Mangel 
an geisiger Reife überhaupt bei Beurteilung der strafrecht¬ 
lichen Verantwortlichkeit Jugendlicher in Betracht gezogen 
werden soll. 

Der Gesetzentwurf über Fürsorge-Erziehung lautet: 

I Ano i’dnung de V Fürs orgeerzieh aiig'. 

§ 1. Durch Beschluss des Vormundschaftsgerichtes können 
Unmündige und Personen zwischen dem vollendeten vierzehnten und 
dem vollendeten achtzehnten Lebensjahr (Jugendliche) zur Fürsorge¬ 
erziehung überwiesen werden: 

1. Wenn die Eltern ihre Pflichten zu erfüllen vernachlässigen 
oder ihre elterlichen Rechte missbrauchen und deslialb oder wegen 
des ehrlosen oder unsittlichen Verhaltens der Eltern Fürsorgeerziehung- 
notwendig ist, um die Verwahrlosung des Unmündigen oder Jugend¬ 
lichen zu verhüten; 

2. wenn ausser dem in Z. 1 bezeichneten Falle wegen des 
Fehlens oder der Unzulänglichkeit der erziehlichen Einwirkung- der 
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Eltern, soustlf^’eu Erzieher oder der Schule die Fürsorgeerziehung zur 
Verhütung der Verwahrlosung des Unmündigen oder Jugendlichen 
notwendig ist; 

3. wenn ein Unmündiger eine im Strafgesetze als strafbar er¬ 
klärte Tat begangen hat und die Ueberweisung zur Fürsorgeerziehung 
zu seiner Besserung oder zur Verhütung seiner Verwahrlosung not¬ 
wendig ist; 

4. wenn die in Z. 3 bezeichneten Voraussetzungen bei einem 
Jugendlichen vorliegen, vom Strafgerichte aber die Fürsorgeerziehung 
nicht verfügt wurde. Aus diesem Grunde kann Fürsorgeerziehung 
insbesondere angeordnet werden, wenn das Strafverfahren gegen den 
Jugendlichen eingestellt oder wenn er aus anderen als den in den 
§§ 4 a und 269 St. G. bezeichneten Gründen freigesprochen wurde 
oder wenn die Ergebnisse des Strafverfahrens nicht ausreichten, um 
die Fürsorgeerziehung anzuordnen. 

§ 2. Durch Ausspruch des Strafgerichts können Jugendliche 
1)eim Vorliegen der in § 1, Z. 3, bezeichneten Voraussetzungen zur 
Fürsorgeerziehung überwiesen werden : 

1. Wenn der Jugendliche gemäss §§ 4 a oder 269 St. G. frei¬ 
gesprochen wurde, weil er wegen zurückgebliebener Entwicklung 
oder mangels der geistigen Keife nicht die Fähigkeit besass, das Un¬ 
recht seiner Tat einzusehen oder seinen Willen dieser Einsicht ge¬ 
mäss zu bestimmen; 

2. wenn der Jugendliche einer strafbaren Handlung schuldig 
erklärt wurde. Findet das Gericht eine Freiheitsstrafe von drei 
Monaten oder mehr als angemessen, so ist die Ueberweisung zur 
Fürsorgeerziehung neben der Strafe auszusprechen, in anderen Fällen 
ist nur auf Fürsorgeerziehung zu erkennen. Die Verhängung der 
Strafe hat in diesem Falle zu unterbleiben. 

§ 3. In Ansehung von Ausländern findet die Ueberweisung 
zur Fürsorgeerziehung nicht statt; wenn ein Ausländer verwahrlost 
ist oder dessen Verwahrlosung droht, bleibt es der Sicherheitsbehördc 
überlassen, die entsprechenden Vorkehrungen zu treffen. 

II. Art und Zweck der Fürsorgeerziehung. 

§ 4. Die vom Vörmundschaftsgerichte verfügte Fürsorge¬ 
erziehung wird unter öffentlicher Aufsicht in einer geeigneten Familie, 
in einer Erziehungsanstalt oder in einer Besserungsanstalt vollzogen. 

Die vom Strafgerichte verfügte Fürsorgeerziehung ist in der 
Regel in einer Besserungsanstalt zu vollziehen. 

Durch das Statut der Besserungsanstalt kann bestimmt werden, 
dass der Zögling nach Ablauf einer im Statute bestimmten Mindest¬ 
frist in eine Erziehungsanstalt gebracht oder unter Aufsicht des Vor¬ 
standes der Besserungsanstalt in einer Familie erzogen werden kann. 

Zöglinge, die vom Strafgerichte der Fürsorgeerziehung über¬ 
wiesen wurden, können von vornherein unter öffentlicher Aufsicht 
in einer Familie oder in einer Erziehungsanstalt erzogen werden, 
Avenn diese Art der Fürsorgeerziehung dem Zwecke besser entspricht. 

§ 5. Aufgabe der Fürsorgeerziehung ist es, für sittlich-religiöse 
Erziehung, ausreichenden Unterricht sowie für die Unterweisung in 
einer den Fähigkeiten und der. bisherigen Tätigkeit des Unmündigen 
oder Jugendlichen entsprechenden und dessen künftigem Fortkommen 
dienlichen Beschäftigung zu sorgen. Zugleich ist die gesunde, kräftige 
körperliche Entwicklung zu fördern. Insbesondere ist bei Auswahl 
der Beschäftigung für Zöglinge aus dem Stande der* Feldarbeiter, 
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Handwerker oder g-ewerblichen Hilfsarbeiter auf deren Beruf und 
. ihre Fortbildung' in diesem Berufe Rücksicht zu nehmen; anderen ist 
Gelegenheit zu geben, durch Erlernung eines Handwerkes oder einer 
anderen Fertigkeit sich eine bessere Grundlage für ihr wirtschaft¬ 
liches Fortkommen zu schaffen. 

Im Falle der Familienerziehung müssen schulpflichtige Zög¬ 
linge in einer Familie ihres Religionsbekenntnisses untergebracht 
werden. 

IIL Verfahren. 

a) Vor dem Vormundschaftsgerichte, 

§ 6. Das Vormundschaftsgericht hat alle zur Entscheidung 
erforderlichen Ermittlungen zu pflegen und unter Bezeichnung der 
für erwiesen erachteten Tatsachen mit Beschluss zu entscheiden, ob 
und ans welchem der in § 1 bezeichneten Gründe ein Unmündiger 
oder Jugendlicher zur Fürsorgeerziehung’ überwiesen wird. 

Wenn davon Erfolg .zu erwarten ist, kann die Anordnung der 
Fürsorgeerziehung ungeachtet des Vorliegens ihrer Voraussetzungen 
aufgesehoben und vorläufig nur die Ueberwachung der Erziehung in 
der eigenen Familie des Unmündigen oder Jugendlichen verfügt 
werden, womit Verwai’nung des Vaters oder der Mutter oder beider 
verbunden werden kann. Bei ungünstigem Erfolge ist die Fürsorge¬ 
erziehung zu vei’fügen. 

§ 7. Pas Vormundschaftsgericht beschliesst von Amtswegen 
oder auf Antrag. 

Jedermann ist berechtigt, öffentliche Behörden, insbesondere 
die Strafgerichte, die politischen Bezirksbehörden (Magistrat einer 
Stadt mit eigenem Statut), die landesfürstlichen Polizeibehörden sowie 
die Gemeindebehörden und Bezirksschulbehörden, die von der ein- 
g’etretenen oder drohenden Verwahrlosung eines Unmündigen oder 
Jugendlichen Kenntnis erlangen, sind verpflichtet, dem Vormund- 
schaftsgeriehte von ihren Wahrnehmungen Anzeige zu erstatten. Auf 
Antrag der politischen Bezirksbebörden (Magistrat einer Stadt mit 
eigenem Statut), der landesfürstlichen Polizeibehörden sowie der 
Bezirksächulbehörden müssen die erforderlichen Ermittlungen ge¬ 
pflogen werden. 

Vor der Beschlussfassung soll das Vormundschaftsg’ericht, so¬ 
weit dies ohne erhebliche Schwierigkeit geschehen kann, den zur 
Fürsorgeerziehung zu Ueberweisenden selbst höi’en und dessen Eltern 
oder Vormund, Seelsorger und Lehrer mündlich oder schriftlich ein- 
vernehinen. 

Der Beschluss ist den Eltern oder dem Vormund des Unmün¬ 
digen oder Jugendlichen, diesem selbst, wenn er das sechzehnte 
Lebensjahr vollendet hat, und der antragstellenden Behörde zuzn- 
stellen. 

Gegen den Beschluss steht den im vorhergehenden Absätze 
Genannten der Rekurs zu. 

§ 8. Auf gerichtliche Verhandlungen über die Ueberweisung 
zur Füi’sovgeerziehung und deren Aufhebung finden die allgemeinen 
Vorschriften über das Verfahi’en in nichtstreitigen Rechtsangelegen¬ 
heiten Anwendung. 

Im Zuge dieser Verhandlung'en sind alle Eingaben, Protokolle, 
Betlagen, Rechtsurkunden, Legalisierungen, Vidimierungen und 
sonstigen amtlichen Ausfertigungen, sofern hievon kein anderer Ge¬ 
brauch gemacht wird, von den Stempel- und unmittelbaren Gebühren 
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Mit Zustimmuu^ des Jiistizministers köiinen von der Landes¬ 
kommission Jugendliche, die nach Verübung’ einer strafbaren Hand¬ 
lung von dem Vormundsebaftsgerichte (§ 1, Z. 4) der Füi'sorge- 
erziehung überwiesen wurden, in eine staatliche Besserungsanstalt 
abgegeben werden. 

§ 21. Für jede staatliche Besserungsanstalt wird eine ständige 
Ueberwaehungskommission bestellt, die aus dem Vorsteher des Ge¬ 
richtshofes oder des Bezirksgerichtes, in dessen Sprengel die Anstalt 
gelegen ist, als Vorsitzenden, ferner aus drei auf die Dauer von drei 
Jahren zu ernennenden Vertrauensmännern, von denen einer Arzt, 
einer Pädagoge und einer Mitglied eines Fürsorgevereines sein soll, 
und aus dem Staatsänwalte und einem Protokollführer zu bestehen 
liat. Die Vertrauensmänner düi’fen mit Ausnahme der Mitglieder des 
Lehrstandes nicht im Staatsdienste stehen. 

Die Vertrauensmänner und die erforderlichen Ersatzmänner 
werden vom Justizminister ernannt und sind durch den Vorsteher 
des Gerichtshofes oder Bezirksgerichtes auf gewissenhafte Erfüllung 
ihrer Obliegenheiten mittels Gelöbnisses zu verpflichten. Die Ge¬ 
bühren, auf welche die Vertrauensmänner Anspruch haben, werden 
dxirch Verordnung bestimmt. 

§ 22. Die Ueberwaehungskommission hat einmal im Monate 
die Anstalt unter Beiziehung des Vorstehers und nötigenfalls der 
übrigen Beamten zu besichtigen und jeden Angebaltenen, der sich 
zur Einvernehmung meldet, über sein Begehren oder seine Be- 
.schwerden zu hören. Der Amtsarzt der politischen Behörde ist der 
Besichtigung beizuziehen. Die Kommission hat wahrgenommenen 
Mängeln oder berechtigt befundenen Beschwerden im Rahmen der 
bestehenden Vorschriften im Einvernehmen mit dem Staatsanwalte 
oder Oberstaatsanwälte nach Tunlichkeit abzuhelfen und über das 
Ergebnis ihres Besuches sowie übel* die wahrgenommenen Mängel 
oder über Beschwerden, denen nicht bereits vollständig abgeholfen 
worden ist, unter gleichzeitiger gutachtlicher Aeusserung an das 
Justizministerium zu berichten. 

Bei Abstimmung entscheidet einfache Stimmenmehrheit. 

c) Pmtziehung der väterlichen Gewalt und Bestellung eines anderen 

Vormundes. 

§ 23. Falls die Fürsorgeerziehung für zulässig erklärt wird, 
kann das Vormundschaftsgericht dem Vater die väterliche Gewalt 
entziehen oder statt des bisherigen einen anderen Vormund bestellen, 
wenn eine solche Massregel notwendig erscheint, um eine Vereiitlung 
oder Beeinträchtigung’ d^er Zwecke der Fürsorgeerziehung zu ver¬ 
hindern. 

Der Vorsteher einer Erziehungs- oder Besserungsanstalt, deren 
Statut staatlich genehmigt ist, kann vor den in den §§ 196 bis 198 a. b, G. B. 
bczeichneten Personen, zum Vormund der zur Fürsorgeerziehung 
in der Anstalt untergebrachten Zöglinge bestellt werden. Das gleiche 
gilt für Zöglinge, die unter der Aufsicht des Vorstandes der Anstalt 
in einer Familie erzogen werden. 

Das Pflegschaft.sgericht hat alljährlich mindestens einmal in 
geeigneter Weise die Verhältnisse der -in Farailienpflege oder in 
Privatanstalten zur Fürsorgeerziehung- untergebrachten Personen zxi 
ermitteln und hienach die etwa erforderlichen Massnahmen zu treffen. 
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§ 38. An Stelle des § 8 des Gesetzes vom 24. Mai 1885, 
R.G.Bl. Nr. 89, tritt folgende Bestimmung: 

„Gegen Personen, die das achtzehnte Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, darf die Anhaltung in einer Zwangserziehungsanstalt 
weder als zulässig erkannt noch vollstreckt werden. 

Ist ein solcher Ausspruch irrtümlich erfolgt, so hat das er¬ 
kennende Strafgericht von Amts wegen mit Beschluss diesen Aus¬ 
spruch zu beheben und im Sinne des Gesetzes über die Fürsorge¬ 
erziehung Beschluss zu fassen." 

§ 39. An Stelle des Schlussatzes des § 6 des Gesetzes vom 
24. Mai 1885, R.G.Bl. Nr. 90, treten die Worte: „5. Personen, die das 
achtzehnte Lebensjahr nicht vollendet haben“. 

Die §§ 13, 14 und 16, Absatz 2, des Gesetzes vom 24. Mai 1885, 
R.G.Bl. Nr. 90, werden aufgehoben. 

§ 15 desselben Gesetzes hat zu lauten: 

„Die in diesem Gesetze rücksichtlich der Zwangsarbeitsänstalten 
enthaltenen Bestimmungen finden, insoweit nicht in den Vorschriften 

des Gesetzes vom., über die Fürsorgeerziehung, besondere 

Anordnungen enthalten sind, auch auf die zum Vollzüge der Fürsorge¬ 
erziehung bestimmten Landes-Besserungsanstalten Anwendung.“ 

§ 40. Die Vorschriften dieses Gesetzes, mit Ausnahme der 
§§ 37 bis 39 und 41, treten drei Monate nach dem Tage seiner 
Kundmachung in Wirksamkeit. 

Der Zeitpunkt, von dem an die Gerichte die Üeberweisung 
zur Fürsorgeerziehung anordnen können, ist durch Verordnung des 
Justizministers für die einzeluen Königreiche und Länder festeuSetzen, 
nachdem die Möglichkeit, eine solche Anordnung auszuführen, durch 
Verhandlung mit der Landes Verwaltung sicherg'estellt ist. Die Ver¬ 
ordnung ist durch das Reichsgesetzblatt kundzumachen. 

Mit dem durch diese Verordnung bestimmten Tage treten zugleich 
die §§ 37 bis 39 und 41 in Wix-ksamkeit und es kann Üeberweisung 
zur Fürsorgeerziehung auch dann angeordnet werden, wenn eirte 
früher begangene strafbare Handlung dazu Anlass gibt. 

§41, Ausspi'üche auf Zulässigkeit der Abg’abe in eine Besserung.'!- 
anstalt, die in dem in § 40, Absatz 2, bezeichneten Zeitpunkte von 
den Landeskoramissionen noch nicht erledigt sind, sind als straf- 
gerichtliche Ausspi'üche auf üeberweisung zur Fürsorgeerziehting im 
Sinne di**ses Gesetzes zu behandeln. 

Bei Personen im Alter vor vollendetem vierzehnten Lebens¬ 
jahre kann die Landeskommission anstatt der Anhaltung in einer 
Besserungsanstalt auch die Erziehxing in einer geeigneten Familie 
oder die Unterbringung in einer Erziehungsanstaft anordnen. 

Für die Entlassung' von Personen, die im erwähnten Zeitpunkt 
auf Grund der §§ 7 und 8 des Gesetzes vom 24. Mai 1885, R.G.Bl. 
Nr. 89, und des § 13 des Gesetzes vom 24. Mai 1885, R.G.Bl. Nr. 90, 
in Besserungsanstalten angehalten sind, gelten die Bestimmungen 
der §§ 25 bis 28 des gegenwärtigen Gesetzes. 

§ 42. Die Gemeinden sind auf Verlangen der Gerichts- und 
der politischen Behörden zur Mitwirkung bei der Durchführung der 
Pürsorgeei'ziehting verpfliehtet. 

§ 43. Alle Anstalten zum Schutze von verwaisten, verlassenen, 
misshandelten, verwahrlosten oder mit Verwahrlosung bedrohteii 
Kindern und jugendlichen unterstehen der staatlichen Aufsicht. Sit- 
wird, insoweit in diesem Gesetze (§ 20) nicht anderes bestimmt ist, 
vom Minister für Kultus xxnd UnteiTieht im Einvernehmen mit lien 
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liehen Lebensbedingungen der Kinder armer Gesellschafts¬ 
klassen, deren Verwahrlosung unaufhaltsam zunimmt, ist 
jedoch dringendst zu wünschen, dass diese öffentlichen 
Erziehungsanstalten rascher, gewisser und vollkommener 
errichtet werden, als dies bezüglich der in der Schulgesetz- 
nbvelle vom 2. Mai 1883 (R.-G.-Bl. Nr. 53) und im Gesetze 
vom 24. Mai 1885 (R.-G.-Bl. Nr. 90) vorgesehenen Anstalten 
der Fall war. Gegenwärtig bestehen nur 13 öffentliche 
Besserungsanstalten, laut Ausweis für 1905, mit einem 
Belagraum für 2026 Zöglinge. Von diesen sind überdies 
3 lediglich ’ besondere Abteilungen von Zwangsarbeits¬ 
anstalten. Zu Ende des Jahres 1903 waren in denselben 
1809 Zöglinge untergebracht. Zieht man nun in Betracht, 
dass zur selben Zeit in England 198 Erziehungsanstalten 
bestanden und sich 27873 Jugendliche in Fürsorgeerziehung 
befanden, dass in Preussen innerhalb der fünf Jahre 1901 
bis 1905 der Fürsorgeerziehung 33 600 Minderjährige über¬ 
wiesen waren, dass sich am 31. März 1906 insgesamt 
30699 Zöglinge in Fürsorgeerziehung befanden und für 
den Vollzug der Anstaltserziehung 6 staatliche, 51 Provinzial- 
und 441 gut eingerichtete private Erziehungsanstalten zur 
Verfügung standen, so kommt man zur Ueberzeugung, 
dass in Oesterreich zur Durchführung der geplanten Für- • 
Sorgeerziehung noch fast alles fehlt. Die Kosten der 
Fürsorgeerziehung, die in Preussen schon im ersten Jahre 
(1900) 1677 977 Mark betrugen, erhöhten sich innerhalb 
der folgenden fünf Jahre von Jalar zu Jahr durchschnittlich 
um 1000000 Mark und erreichten Ende 1905 die Höhe von 
6776116 Mark. (Die Gesamtkosten der Fürsorgeerziehung 
bezifferten sich innerhalb sechs Jahren auf 25851 211 Mark 
oder 30488 429 Kronen.) Die für 1905 ausgewiesenen 
Fürsorgeerziehungskosten von rund 6 780000 Mark dürften 
annähernd den jährlichen Aufwand darstellen, den Preussen 
für die Fürsorgeerziehung zu verwenden haben wird, denn 
aus der preussischen Statistik geht hervor, dass der durch¬ 
schnittliche jährliche Abgang (1070) 15,9 v. H. des jähr¬ 
lichen Zuganges (6720), dass also die durchschnittliche 
Erziehungsdauer eines Jugendlichen (100:15,9) mehr als 
sechs Jahre beträgt. Der österreichische Gesetzentwurf 
berechnet behufs Ermittlung seiner finanziellen Tragweite 
auf Grund der preussischen Statistik für die 
österreichische Fürsorgeerziehung einen jährlichen Zugang 
von 3800 Zöglingen. Es würde somit die Gesamtzahl der 
Fürsorgezöglinge nach vollständiger Durchführung des 
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lücjk >v:ei'i!mt‘wöi*f)ie}.i geinirtVeUt wVrdan4/-J>6f 
die zur JXtiif 'äer-Tat h« Äiter tarn voiteiKd^taü-ll. 
völi^«<k.tett p>., ataa.d |iM, 

jedem öinzelrtmÄüe 4ri! efwa-gari^ dass ai^re F/dlvek»<^.{rvi'fb; 
datiU zu ■^^^rMngejßA'.ist, .wen« di^ 

^ das' öf fe.ft1iiclian‘ Wöh les ‘jßne der WpezjülfjHVföiJhdd, 
^ ,tth s r wlege!« u d e f V e Ji tt .v o‘ r a m s z u &'eit e,jv keb-.-d a 
ein;jö;^d'^§,s<d.r'Uftg d irrd h b'rßt e lU i eh e/Ala-lliifunj rdfe ä- 
g ti 1 e h t weht' e r reicht wer d &n k ii n n Xaf bei ' 
j|s‘ l!uh|feii^ejn'dieser Vot^u^setzünga/i 'ist wifc der Vbim-ä^fhutg 
mj KU eiuer Freifa«»i(sstraifö t'cä'S>jgefreH-. JSb< ht'ßü*uilfHr-jRrk{iitiß 
JugöTidlißhe $}»'d jnrnsey ^ sU’afgßricd'dlk'he’ w? 

sJ&llaUj geifcihtjitdi zu et-timj'tieh twd’dgT'hddaiHdi|’d;;^^^^ 

'Zü tlhejKssßßj "gpferhe -.xilght die Wjr/tTxsMetzutj^h'n, für ' diß- 
ITehewÖgüijg-jZör' S'prsprg-eerziiditiJJg., zuf ■%:rt',aisgf^;r’Äkd5df<'^v' 
öd0r ^zl4i%dMWIitt^'ö4!]irö|shrg^^^^^ ■. 

^ ^ ^;Qan2¥eÄfeh5t w^dwk'kstäödig'siird dieR^'v^^tuViduwgiVfi 
der || M .ihxd’ SI, das. h^'H’sarikerziqhaag^'-rGe^feit^öi^äikikj^^ 
tved- slh-. die . Aut&ijdhG-Ähd?'' die 
^ fi.rist'nlr.eä doii Oherataats- ithd. 
jUt'. liiSQ öfierdj!ehm;Ä,ak'l%erd4.d^^ 

O; feöKeinen id deti BesseiMarjgsartstaifeu ddd 
^ .>• ■ Ihreä Eljjgi'ekens letzfererij .sowohl deren IhsSRö^dr r:d?<;.dö'ch- 
^ -dör-.OeffeiuJichkeit gegenüber^ den ^biiVp«}' ü b> iinjkk|i| ^ 
defäugit j g-ae auidrttcicen Wi?i;den., ■ Dasse-Hk* btr-- 
xiigileb der im. § gl in AossielVt j^Boni.menee 'ddndigrn 
ÜTPbßi'waclmngs^inünnssioa. Iheso AurBle.htsnricaHe-werden, 
,.öw .biph... doch, irgendwie zu. 
auch^ hier ihren Änklägerberdf ’ herYOgk^brefi^'k' 

.;. diegßibeh Aufsichtebeborden sind- K|to 
^' ■ waohiipg' des S,tral‘vbll2«g^.s tn den kCfatansi^dak>.%xßk^ 

Dg die. BßSSenwtg&a.ni<tal-ten eine . grosse sbäkil^tB.sr.bft' 
und |)ädagbg]|ehe Anfgate lösen soUen^ ^ 

. ArbeitsA ppier, deip; .ÜnbärncbtBwirit^erlüm. 

das icuph, zweoHenrsprecliende Anfsichtsttta$iiwh,f#ls| 

. . treffen haben würde, - ■'4.'''k • 

bürpfa deji ,jm Yoriiege«den ‘GeBet^en>wurfe''bi'. ^«,:4;w^^^^^^ 
genoröJiieneir •Beailt'si'öhtigungsmod.üs , aber' -i^öfdh '-■ dh’' 
Fiir8örgeei74ßhnb§:nur-ibBkrediü^ inebiilr^p'Ä-s^.iÄik'.' 

det ’§ 4 a des jugeridstrafgesetzentwörfes w .m-dwf • 
'lugendlidhen, die döcif-zu Kerkerstrafeji \erd|i.:dli n>'.>4det'; • 










grös§i^c:^^0r0^Ä ich vUV;-O 







' ■ 1. Teil l Ts);. 

Vbu Lftudeisanstaltainsptikfor Qlauning; "SV"a5dH'(f(n> 


.■■. Die J). eiUl^ftlt Jjr i.htv,i)y 

1, Teil'ivom T#. ä-. l90S);d{t^. 

Sfe'findet )AiT#fe4dMtig 

8t!Üft^eJ^f%T'Hig ';4&w,^ tl^n' jVli!jtii)4' 

4tefeöj‘deß '^rf Tojistteßketid^t* . Assf 

/Oiid .)lejästraf6nj,.'£j[le. irrt >^’r.!ri-{«dj 

rldi|l',^es|imiH4n^'tVTii>4r; i lf?(TH;c.k;i m.g 

4itd 414' prgamsfttJoö-, dyi' Scf AK’V4'ß:iügStAekittv.l,0i' ‘e?A£iiU} i.^-^fe- 
.aucii die- über, -diXf '%»■'; ryjxr- 

inteilieiy ■.dl.e,40fesfeeiruag-, ,,Uüd" dk; 

'V#^4itung- der 

•.^4bebDei'ati§enari.‘?!:®uken'; •'.. ■'<■<.['.. ’- ‘ ■- ' 

Die Ms-'8't.’VA'gliedert iFr^Ait k) f/ *4%';'4ii;iiüe« ',' * • \ '-y- 

-', .'Dbi; l. „Abseknitt bekä4<M4;dfe' 

gnafkgudgsgesiäckeii. (I^-T)“).'. -'4.' 

Der' A’bsctiiijtt 
TQCleSgtl’'AfC‘‘' 'Clüreli ;d}’4' 

der. ■ Tödes-Strafe düfek 3.i^lVfi:d'?.k4': Kit' 

^TJüereu; FaU-ist die.''y.blj9trekkö4j?'l!d‘4^d t‘.u-- 

gQK^iijbt ■ berb'elÄii'ftUirep;,. aobTitd- ■ 1.^4: U 4?.®.' 
yorden 

Pepäoiieli. ' ctari*.' .^.eki^Tödesiirieil 

(Fölgen ßiUBelyorgcIinfiee 44*' .4;j<ij:4= 

sirate diireli- die kklkär^^ '' ■ ' •' ''- ' ■• 

_ ; ' ''lieberdieVoil8treckung4liM:i4rT*e.i>4rg;ei'lAi:he.a lieUfeivien 
kbsieiteö folgeKde.y(>rSykr3.ft6M,4'..p ueö^ybiW'feD’ .1 , ii'iyt^fiy 
.liat '«efött nk(}ii;Empfiirig der i-dtrei- illUv: 

HiWjR*. b$i dein A'ikru;, .i<hV 

BefbeiEdhruftg der Hiiiricbtüßif;^'!! ,.rft4\d<£ir 4»*.»'ibtb-- 

ort,' diit für die;mit der '.ycj'P.^t’T''kf'f*'- 4?' 

•■J' b , u'v/i •«i-.'.'l'M. n'*ik<yk’‘H u eeY<. <‘^'> 

fiifi •MiiMi‘isfyafgeri‘cht’iö4k*äpg;k''; T;A• n- , ' 

■ -?) Dlo iH ]kkTOm;exv'b«igkCk^i4S^ ^S\v;i:p;.iV«txt;V.jjid-a'br.<'/>*;|nt’S;'!(;4t; 
■^®e-T&tagtap'H<Ytt'der ' ■'■ ■ S 44 .• '. ■,.. 





ifi i)i«xas-| 

itebopd ist. gi'tinii. bts;^ 

öh ’iihkl «(.csf ddn. 

rnnea Der.''¥e!.i 

;ntAilfe" 

ivivd 4»)). Tage yorü 

er ■.Hinfteliturig 

abgeholtj aäeh 


^berfühbUng^ ih( das: 

2ildJgefäiigi}i8 


wird ihm von dw die AllerhöLdistfe 

stätigiWigäöiiir^ 

tiftrf M de^* 4^ 

öis erbalteii.. Zmd M}^g^^€(ie^. des Knegsgerkdifc^ haben 
def Himichtwiig bei'isuvVohneU. t§B). ^ 

die lPt ei h el t s 91 rät kd.“ 
Sje iätsnaeö bestehen in Oefangtds-; ‘ I^estuHgsfeaft-,, 
üaffc-; Und ÄiTeststt'afe«.. Die. FfBiiteitssträt'ev i# -iehebd- 
l||BgBeh;dfe‘ Äeltig^d^er Söfdistheti-a-gder FreibeitS'. 

SffdfajtoelrigFlrt 3äke0,::der^^^^^M Tag^', (| d)v. 

. = •fidt feine Militärpei’spn dfevS aktiven lieeres vor oder 
nach EintrUt iu den-Dienst eine Freiheitsstrafe venvirkt, 
-öder Wird oinöder in §i, <3—8., 5, J —oder tl MV-St.aji.-Od-) 
bezeichnefeen Persotien HiiliUirgerichtlich. zu einef .Pfelheits-' 
■sfeafe -vefiiFteilt.; so Ist diese Strafe Von den JMiliitärbehdfdej'i 
zd-voltäfeetikc-ß.. Ausgenoflsmen sind die FdUe, 'in denen 
Z\tebtinrus: 'V'eFWfe not Entfenmäg äüs ...ciein Heer 

oder nurDjensEerdhXsHnng erkänüt ward, oder das niilitäBscbe 
Veriiältnts dus eineni atnferen Grund aufgelöst worden'ist-. 
Jii. drbseit Fällen geht die.StrAFvollötrdqk anidi# bärgen^ 

liehen rkihördeB 4b€a*i ebe.osö. China, wrenn eine PerÄon. des 
SoWateustaudes mfelge ;zlvi1gerichti ieber VerurteUang. wuigön 

einer vor durn Dfen^fefe Handlung 

voidädfig vtfleifejf; ;;;äuA. d entlassen 

wird- (§ 5), • ' ■ ;• 

■' ’ Za den. iniiltiiriBChen. Strafaimtalten , gehören, die 
FeBtthigSgellfe Fes.tüngn'Gef/tngßivar^'taltoh Und. 

die FeBiurtgsstobon-'GefeTJgOii-ansr.al:ien söivie Eiie AtiUeär- 
ärrestänufea)len ■ (G ärnlsohge.kyig.nisse, Arnpsdnluserj ArresF' 
räurhe der Ständortej. ■ ' ' 

_Dfe • ^^0%esefefeU Wad' bei deiv.^fest nngsgefängnisten 
•deF^dhgp&feur|; ;:deF :■■ inditärisclnki 
;.;Featnng^r|f lä US taitehfiMd;. ^j^rnng 

ahstaiten sowie den Arrestaristaltcw eines StandonebF itn 
aUgeiöfeiöfeii der Gouverneur (K-omraandant oder f'larrdsou- 
üiiesteh Sie'sind • filr die vomdiriffenniysigelfeiD.ireckhn^^ 
;,;dgbvF^hMläsfedfen-':Veran|Wqi'|Üein-;MhliA)^ 

A : in vHh^i ehung äni Drdh n ng u i ijeiübehkeit^ 

: gu^adhdeiiiigen tmd GesuirdireftsiliAl^ 
die. liekleifjung'^ die HnferkunUsr/linno der,'VeriirteHtöri in. 



-r. im 



. sfr 6 Gkttö^s# 2 !öyöhen »ütli die ü}iters 5 ißhüx/»^«/i;k^s)V-,r 

üftak zyw mindesten Tjaldmögikdiiyf- ruH’iJt',/ 

y.nsiaiifieW fiiTftd ’c^rSJlit'pind hspHi dßr TTfther'HH’iiftvii«»’. «Vt dW- ^ 


i 




wiesen werden, (§| Ö rrnd, l'O-)' 

üebei* Reme oder . Tränspoft. des' ^c.k ktl' 


ist. dßf im Bang .adek Xiif?nsiö?t 0 ^^ 

gielehstelienden Otfi^ier ,(ev. ndbst einem 2- i^itlrJ^r'/öder ' 

emijj'ftn T}«tP',enf?iÄifit>eiS’S: fiaeh der KfrÄfahf4t;fl.]t '<^:i'f li^sniHtlVr. - - 



g^be vöti §c.lms§wäfi'#n^; ,Mttnit30üj.?l%ssedm% 
wird nacii'den TJmstdipdefi. bestimink■ Erkraint^li^i V>t-v , -v''! 

erteilte diirteii erst, a%esnndt’.. 'werden, ;! :sfe.. dei^ • ’ l ' 



Kfe 




.'v<. 






■rMiS.pert 

tabreii werden,,:.diies das jE}ii\^efü'lit des VetntH^kifii '^k,.' 

.... ■■■■■ ■■'■.. ■ ■ ■ 


' Sfo'’”-/'-'. ■: 

'■"fe:-v'- 



■»‘ii'S. ,■' ' > 



• r'sPi 



'‘♦Viv 

■Mi'. 





R«ehtsm;ftfieIa:..-o4eFi - .-.te ■ ^^l^ile^UögfelEfisi 



Seitpöiikt der ^lYt^ - 

-ftiiscälib fib gerecfeöet. Für i'i^hfcfg’e BefetJÜnuHg' der fStjiife. ' 
ist der Gericlitebfrr ’; ■ •' . 

Bei'^erzögeiuiB^ der Üelödi‘t^ die ^ivatanstalt 

weg^öii Erktätikuiig in lijitÄiicdidti'gshuffc .bleibt \<^r V ? 
urteilte bis zur AufhebUT^g des BitHbelölilea- Gftter- , 
sueltungrsliaffe und wird demeB.tspfe.i'iiend. bebutidelt;, ,' y 

.Mehrere gleißliartig’e . öder’ iFi^^heits^- .s" 

Strafen werden geraäs^s derJBejheiiloige d,^i‘ V'oilslreeküngS;'./.' 
ordi-mug;'Voilstreckt Arrest ist jedoph stets., YOi\w^g 'au''''V' 
voilstreeken .{deir atmtge're wer'dein/iieißll.jtrrBii);:^ : ;.■ V ' . 

\ Okziplinaratrafen gegen Gefangenelüögeiu/af^ '' 
vnr öder mich 4er ßihstellaag des MUMrAtrafgn^^^^ 



tder kfrehgere Arrest A^oi'',dem4#0:hrtu%ir^^^ ■' / .: ■ 

■ Die Eitjrcehhting von tdsziplinärj'irreststraMr in die 
Da'uer geridiflieli erka'nmer Btisafen ist unÄUhtsaig., 

' Erneute. OntersimlimYg^jaft;^ .heninyf. di® ‘ 
streekirH;g>:' ntelit sie: Jchnrt aber aus iAtiiö^s- -der' ■dhfers ■-5 
■suehungshdft-Auag'ebeÄ ■'■■ 

\Vlt{u‘ehd/ dei^Tji4örSinjb.iingshäftköimeh did Freihe^^^^ • 
strateu ^soweit, inöglMr.—^ . 

' AVi-pd -. dAr VeiArkhlte' '/ndfö-h: Beginn .. d^ ■ 

streeknhg öhiie-_ öaA§ .'ehie^hilef angeofuhet wird, ., 

HT, eine -Von der .St.cAtauöthliVghti'eH^ ICt:i«inKen.ansii4f'ge 
hrautjt^ so Jsl dei Adieuihall in 'dle JStrafz'ejt einzur^'linori.;^ 
Wenn .hiChi ide Iü.arikhe4: hb.sfehthhh herbeig-efühh:. 



zeit, anziiree.l 

JDeivVerurieilteii ist bpi der Aidnahrnö lir die ,; 
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Das Tragen von Waffen und Anlegen von Orden 
und Ehrenzeichen fällt während der Strafverbüssung weg. 
(§ 13 .) 

Schriftliche Gesuche des Strafgefangenen in Bezug 
auf militärische Angelegenheiten gehen, je nach dem wem 
die Strafanstalt unterstellt ist, an den Inspekteur bez. 
Gouverneur. Begnadigungsgesuche sind auf dem Dienst¬ 
weg dem Präsidenten des Reichsmilitärgerichts einzureichen, 
dem die weitere Veranlassung, und besonders die Vorlage 
der Gesuche an die zur Entscheidung zuständige Aller¬ 
höchste Stelle obliegt. Gesuche der in den Festungsgefäng¬ 
nissen befindlichen Militärpersonen sind vom Inspekteur 
dem zuständigen Gerichtsherrn zu übersenden, der sie eben¬ 
falls an den Reichsrailitärgerichtspräsidenten weiter zu 
reichen hat, Begnadigungsgesuche von zivilgerichtlich 
verurteilten Personen in militärischen Strafanstalten sind 
durch den militärischen Vorgesetzten dem zuständigen 
Staatsanwalt zur weiteren Veranlassung einzusenden. 

Erklärungen bez. der Einlegung oder Zurücknahme 
von Rechtsmitteln sind durch den Vorstand dem Gerichts¬ 
herrn zu übermitteln. (§ 14.) 

Für Beschwerden von oder über Verurteilte gelten 
die Beschwerdevorschriften der Beschwerdeordnung. Es 
ist Sorge zu tragen, dass die inhaftierten Mannschaften 
ihre Beschwerden dem zuständigen Vorgesetzten unmittelbar 
und mündlich vortragen können. (§ 15.) 

Anträge auf Beurlaubung sind nur in ganz dringenden 
Fällen zulässig und bedürfen der Genehmigung des Gerichts¬ 
herrn, der die Strafvollstreckung angeordnet hat. Zu 
Beurlaubung von Militärpersonen, die eine Disziplinarstrafe 
verbüssen, ist der Vorgesetzte zuständig, der die Strafe 
verfügt hat. (§ 16.) 

Der 2. Teil des 3. Abschnittes enthält sodann die 
Vollstreckung der Freiheitsstrafen im Frieden und dürfte 
infolgedessen unser Interesse in ganz besonderem Masse 
in Anspruch nehmen. 

I. Gefängnisstrafe. 

Die zu Gefängnisstrafe verurteilten Militärgefangenen 
können in einer Gefangenanstalt auf eine ihren Fähig¬ 
keiten und Verhältnissen angemessene Weise zu mili¬ 
tärischen Zwecken und unter militärischer Aufsicht be¬ 
schäftigt werden; auf Verlangen sind sie in dieser Weise 
zu beschäftigen. 




.».u'i'J 'Ot-.- 

nVeii^d (idiiii'"?'* ‘■intii. •'.il.i'jjf.* ÄUHtü<ii'iiüiif< >;nsst‘rri'i;>.(n d^-r 

• .MHitf:lt[<Ftrp/öi\d die dMifO 1 ifd'd'uynii)^iSlT:d‘€ 'v^rW 
drördl?H' i^CüdnUt..' Jdi'i* Wifd', in 

odMdo d vollatreßjtt; 

dri^büÄldW^.^ in einer: iFdsüidgs^öefaü ^' 

adstait. IJuteraifi!g,jere and Geiueiii-e^ verbü^stlii .die Oe- 
faiigrüäatrafe- . ' ;■ ': ' ■ ■- • ' - 

A) bei einer Strafe von . iVber ^ü -WoeU^ (oi^ne BilejC";- 
feiebt ayf dje in Anroeiinnng gebrachte erJittene ünteiS 
aitehii!3gshaÖ) in eiiiew betriigi: dbr 

Strafiest ehr eo fcah^ 

b.err sie: iin. Oarnisongefängtiia \erbö iasseri, wenn das 
•Festüiigsgeliäfignis sich nicht aai PlfiUo befiTiäet; 

b}; hei einer Strafe a:öm ünter. 0 Wochen irt oinetu 
-06ffoht«gWd'ti§n1s./ ■ ‘ c . ■. ^ ,■-• 

l)e^^ 0.er^^^ ist; befugt hi geeig^teten F auch- 

' i T»’i r«rx' iiivrV. fVs»» ‘\rr\ rf A ’^^T^/arri-ibri V 



.■iässfeh,:; 


V o 11 81 v-6:C kir;A':gr^-'d r? eltfug'iris..s;t'r:afe i II 
F e 61 )ji -n §• s g e fii n g tO s ^ e n u n d F e ■« t n n .g s g- e f a u 

anü-talten ' . 


n ge p - 


Verstöäse gege-iv .die Dis^jpUn •werdeii p,aeh 
atirlPPnPgii^ ■:der ■ liisAlpUhar-Sti'atordPtipg 4^ 

akndet.-(§''iSb ,,. ' •• ■. ' ' ■ ■ 

jKra.Pkheitep und TodPSfäH«; 

Frkraphte: Murpit^täiigepet die^^ 

] nn Bedhrlep,; ^plpdi;' ui^:::di% •Sh&arkte':'l#psipii|^elÄp 
lazarptte} ■ aü,fÄPneh!hen/ : tu'0^ 

i-sje besöiniere S.liib.ei'i aü b-estimiaen^ die. tbe pötigp'Sicherheit 
gewithrOn. Diese Stuben sind, ötets IniiPr Verdchhiss xu, 
ha 11 ep i bei Ft uph 0^ e rpitcl digep dtp'ch Bosten: aU; bewach en:' 
Gefangepe, die sich l,a; Epiiseihah befPpdPp diatton, öder,; 



aper: 'yop :deFtpaPdörep; Kranken ■ de& Slapdnrtes :fei:itäP-";; 



107 


Bei Todesfällen wird unter Beachtung von §§ 223 ff. 
der M -St.-G.-O.^) wie beim Tode anderer Militärpersonen 
verfahren. Die Beerdigung erfolgt in der Regel in aller 
Stille. (§ 20). 

Entweichungen. 

Entweicht ein Militärgefangener, so sind die zu seiner 
Wiederergreifung erforderlichen Massnahmen sofort an¬ 
zuordnen. Die Beschreibung der Entwichenen ist den 
b e n a c h b a r t e n Polizeibehörden mitzuteilen und durch 
öffentliche Blätter bekannt zu machen. Ausserdem ist der 
heimatlichen Verwaltungsbehörde des Entwichenen zur 
Erforschung seines Aufenthaltes von der Entweichung 
Kenntnis zu geben. Die Ortspolizeibehörden sind verpflichtet, 
die in ihrem Bezirk angehaltenen, entwichenen Militär¬ 
gefangenen an die nächste Militärbehörde abzuliefern. Es 
hat Strafverfolgung wegen unerlaubter Entfernung einzu¬ 
treten. 

Die Umstände, unter denen entwichen worden ist, 
sind genau festzustellen, die etwa ermittelten Pflichtver¬ 
nachlässigungen streng zu ahnden. (§ 21.) 

Vorläufige Entlassung. 

Wenn Militärpersonen ^ 4 » mindestens aber 1 Jahr der 
ihnen auferlegten Strafe verbüsst und sich während dieser 
Zeit gut geführt haben, so können sie mit ihrer Zustimmung 
vorläufig entlassen werden (St.-G.-B. § 23 — 26). Die 
vorläufige Entlassung ist kein Recht, sondern eine Ver¬ 
günstigung, die nur dann zu beantragen ist, wenn die 
Ueberzeugung besteht, dass der Gefangene sich ge¬ 
bessert hat und die ihm durch die vorläufige Entlassung 
gegebene Gelegenheit zum Wiederbeginn eines ehrenhaften 
und gesetzmässigen Lebenswandels nicht missbrauchen 
wird. Im übrigen gelten für die vorläufig Entlassenen 
die Bedingungen der Verfügung der Ministerien der Justiz 
und des Innern vom 21. 1. 71. 

Anträge auf vorläufige Entlassung sind unter Be¬ 
gründung von den Vorständen an den Inspekteur, von den 
Gouverneuren an das Generalkommando zu richten, von 
da gehen sie zum Kriegsministerium, Justiz-Abteilung. 
Gesuche von Gefangenen oder deren Angehörigen, die zu 

‘) § 223 ff, enthält die Vorschriften über Leichenschau und 
Leichenöffnung. 

®) St.-G.-B. = Strafgesetzbuch. 





Mßfi - tlui eh ^ab- 

ibhrtenteA^isWi^M^ . ^ 

^|ii Üe^aoi^ber aiir l^aj^ röxütjr 
ia§j^:l>|:(^^je|Ußrijfj^hi^^ au dfebe^; .itö '^fc- ^- 
:^onät »eitlem u^liebMii ;;sfb ejitJ^setb 
Bie^Üi^llibliaei tat itj K-eböüvis •^b^ sM 

;bebaebi;leliogt^ wijün eui- v^rläti|1g 

H^äjjgbtieir' bßl^^ Üntte^btig: feäle 

nbeii bibbt: gtibK: hat. Öre; ^brlauftge '^htlassuitg^ 

^aita :hM a^leeh^ Fhiu^nag 

;ia^subg /aufßi-fegfcfb, äunl> 
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werden im Frieden nach der Heimat entlassen. Militär¬ 
gefangene, die nach der Entlassung keinen vollen Monat 
mehr zu dienen haben, werden sofort in die Heimat ent¬ 
lassen. (Dabei wird die Zeit von mehr als 6 Wochen 
Freiheitsstrafe auf die gesetzliche Dienstzeit im Heer nicht 
angerechnet). Gefangene, die sich in einem Gefängnis¬ 
lazarett befinden, werden nach dem Garnisonlazarett über¬ 
führt, (wenn transportfähig). (§ 25). 

Die Festungsgefängnisse. 

Beaufsichtigung der Festungsgefängnisse. 

Die militätische Strafanstalten unterstehen dem In¬ 
spekteur. Er ist mit Disziplinarstrafgewalt eines Regiments¬ 
kommandeurs ausgestattet. 

Er ist verantwortlich, dass die Strafvollstreckung in 
den Festungsgefängnissen den Bestimmungen gemäss er¬ 
folgt, und dass der Strafzweck erreicht wird. Von gericht¬ 
lichen Untersuchungen wider Gefangene oder Mitglieder 
des Aufsichtspersonals hat er Kenntnis zu nehmen. Ueber 
die Erfahrungen und Fortschritte des Gefängniswesens 
muss er sich fortdauernd und eingehend unterrichten. 
Erscheinen sie ihm zur Verwertung bei den Festungs- 
gefängnivssen geeignet, so berichtet er an das Kriegs¬ 
ministerium und fügt seine Vorschläge bei. Er besichtigt 
alljährlich die Festungsgefängnisse und berichtet über ihren 
Zustand. (§ 29). 

Der aufsichtführende Stabsoffizier. 

Für jedes Festungsgefängnis ist ein Stabsoffizier des 
Standortes als aufsichtführender Stabsoffizier zu bestimmen. 
Er hat nach näherer Anordrmng des Inspekteurs monatlich 
mindestens einmal den Dienst des Gefängnisses eingehend 
zu prüfen und es auch • über diese Grenze hinaus zu be¬ 
aufsichtigen, wenn dies nach Ansicht des Inspekteurs not¬ 
wendig erscheint. 

Disziplinarbefugnisse stehen ihm nicht zu. (§ 30). 

Personal. 

Die verantwortliche Leitung des Dienstes ist in jedem 
Pestungsgefängnis einem Offzier als „Vorstand des Festungs¬ 
gefängnisses“ zu übertragen. Ihm sind in der Regel ein 
oder mehrere Offiziere beigegeben. 

Aussergewöhnliche Ereignisse hat der Vorstand un¬ 
verzüglich (event. telegraphisch) dem Inspekteur zu melden. 
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ist dem Truppenteil zuzuführen und dem Gefangenen bei 
seinem Eintreffen auszuhändigen. 

Militärgefangene, die nicht schon durch die. Art ihrer 
Beschäftigung genügend an die freie Luft kommen, ist zu 
gestatten, sich täglich eine Stunde unter sorgfältiger Auf¬ 
sicht auf gut ein gefriedigten und abgesonderten Hofräumen 
aufzuhalten. 

Dabei muss vermieden werden, dass Militärgefangene 
des Unteroffizierstandes mit den übrigen Gefangenen Zu¬ 
sammentreffen; auch ist dafür zu sorgen, dass die innere 
Ordnung der Festungsgefängnisse durch die gestattete Ver¬ 
günstigung nicht gestört wird. 

Die Bewegung in freier Luft gilt als militärischer 
Dienst. 

Die Angehörigen dürfen die Militärgefangenen mit 
Genehmigung des Vorstandes oder Abteilungsführers im 
Beisein eines Korporalschafts-Unteroffiziers in den Frei¬ 
stunden auf kurze Zeit sprechen. Angehörige sind: Frau, 
Eltern, Geschwister, Kinder, Vormünder. Speisen, Getränke, 
Geld etc, dürfen nicht mitgebracht werden. Geschieht es 
dennoch, so wird das Geld oder der Erlös für die zu ver¬ 
kaufenden Esswaren und Getränke dem Guthabenkonto 
zugeführt. Andere Gegenstände sind in Verwahrung zu 
nehmen, den beteiligten Angehörigen aber ist für die Zu¬ 
kunft der Zutritt zum Gefängnis versagt. 

Zur Besorgung für dienstliche Zwecke können einzelne 
Gefangene mit Genehmigung des Vorstandes die Anstalt 
verlassen, aber nur in Begleitung eines Mitgliedes des 
Aufsichtspersonals. Solche Ausgänge sind möglichst- ein- 
zuschränken. (§ 45—53.) 

Militärische Ausbildung. 

Alle Vorgesetzten müssen stets im Auge behalten, 
dass die Militärgefangenen noch Soldaten sind und nach 
Verbüssung ihrer Strafe ihrer Dienstpflicht weiter genügen 
sollen. Bei jedem Dienst und jedem sonstigen Verkehr 
muss daraufhin gewirkt werden, den soldatischen Geist 
zu wecken und rege zu erhalten. Schonung des Ehr¬ 
gefühls, strenges Festhalten an den militärischen Formen 
und unausgesetzte Achtsamkeit auf die Körperhaltung und 
den Anzug des Militärgefangenen, vor allen Dingen aber 
ein ernstes, entschiedenes Auftreten des Vorgesetzten werden 
dazu beitragen, dieses Ziel zu erreichen. 

Blätter für Gefängniskunde. XLIV. 
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und in der Regel die Ueberwachung nicht in gleichem 
Masse gestattet wie Innenarbeit. 

Die Innenarbeit ist auf die Befriedigung jeder Art 
von wirtschaftlichen Bedürfnissen der Truppenteile etc. zu 
richten. In erster Linie kommt nach den Arbeiten für die 
Gefängnisse selbst, Schneiderarbeit für die Bekleidungs¬ 
ämter, dann Anfertigung von Magazinsäcken für die 
Proviantämter in Betracht. Fehlen solche Arbeiten, dann 
kommen als Arbeiten Truppenbedürfnisse wie Putz- und 
Reinigungsmaterialien, Pantoffel etc. in Betracht. 

Die Anzahl der Gefangenen, die mit schriftlichen 
Arbeiten beschäftigt werden, bestimmt der Inspekteur 
(hierzu in erster Linie Unteroffiziere!). 

Zur Aussenarbeit sind nur die zuverlässigeren Militär¬ 
gefangenen zu verwenden. Sie werden vom Vorstand oder 
Abteilungsführer ausgewählt, das Ehrgefühl der Gefangenen 
ist zu schonen, daher sollen sie zu Arbeit an verkehr¬ 
reichen Strassen oder Plätzen niemals herangezogen werden, 
ebenso der Marsch durch dieselben vermieden werden. 

Die zur Aussenarbeit bestimmten Gefangenen sind 
stets in grösseren Trupps und stets so zu beschäftigen, 
dass ihre volle Arbeitskraft ausgenützt wird und ihre 
Beaufsichtigung nicht unverhältnismässig viel Personal in 
Anspruch nimmt. Unter Beachtung dieser Gesichtspunkte 
sind die zu Aussenarbeit verfügbaren Gefangenen in erster 
Linie für das etwa am Ort befindliche Artilleriedepot und 
dann für die übrigen Militärverwaltungen zu stellen. 

Die tägliche Arbeitszeit setzt der Inspekteur fest; sie 
soll einschliesslich der Exerzier- und Turnübungen im 
Sommer nicht unter 11, im Winter nicht unter 9 Stunden 
betragen. Im Winter darf im Freien nur so lange gearbeitet 
werden, als die Temperatur nicht unter 7,5 ® C Kälte sinkt. 

Die Militärgetangenen des Unteroffizierstandes sind in 
der Regel nur innerhalb des Festungsgefängnisses und stets 
getrennt von den anderen Gefangenen zu beschäftigen 
und zwar in erster Linie mit Schreibarbeit, können aber 
auch in ihrem Handwerk oder in einem der eingeführten 
Arbeitszweige verwendet werden, wenn sich dabei Trennung 
von den Gefangenen des Gemeinenstandes durchführen 
lässt. Wo nicht, ausreichende Beschäftigung vorhanden, 
sind ihnen vom Vorstand oder Abteilungsführer schriftliche 
Arbeiten zur Förderung ihrer militärischen oder allgemein 
schulwissenschaftlichen Fortbildung aufzugeben. Sie sollen 
mindestens 9 Stunden täglich beschäftigt werden. 

s* 
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I* 

religiösen Schriften hat er sich mit dem Militärgeistlichen 1 

in Verbindung zu setzen. : 

Der Elementarunterricht, an dem alle Militärgefangene i 

mit längerer Strafdauer mit Ausnahme derer, die des 1 

Unterrichts nicht bedürfen, teilzunehmen haben, wird durch | 

Unteroffiziere des Aufsichtspersonals erteilt, der Unterricht I 

in der vaterländischen Geschichte aber, wenn irgend i 

möglich, durch Offiziere. Die Gefangenen mit kürzerer 
Strafdauer sollen dafür mehr Dienstunterricht erhalten. 

(§§ 58-70). 

' ' li 

Disziplin. j 

Dem Inspekteur steht die Disziplinarstrafgewalt eines j 

Regimentskommandeurs, dem Vorstand die eines detachierten i 

Stabsoffiziers, dem Abteilungsführer die eines Kompagnie- ' 

Chefs zu. ■ , 

Die Strafe muss den Disziplinarverfehlungen stets j 

auf dem Fusse folgen, [ 

Wo strenger Arrest verhängt werden kann, ist diesein 
vor dem mittleren Arrest der Vorzug zu geben. 

In den Festungsgefängnissen können gegen Militär- i 

gefangene nachstehende Massnahmen angewendet werden: ' 

A. Entziehung der Erlaubnis zur Beschaffung einzelner 
oder sämtlicher erlaubten Zusatznahrungs- und Genuss¬ 
mittel auf die Dauer von 2 Monaten. 

B. Entziehung des Bettlagers unter Gewährung einer 
Pritsche nebst einer oder mehreren wollenen Decken; 
bei Gemeinschaft bis zu 7 Tagen, bei Einzelhaft bis 
zu 14 Tagen. 

C. Versetzung in die sittlich schlechtere Klasse. ■; 

D. Einzelhaft nicht unter 1 Monat und bis zu 3 Jahren. ' 

E. Bei Isolierten Entziehung der Beschäftigung nicht 
unter 3 bis zu 14 Tagen. 

F. Beschränkung der Verpflegung bei Einzelhaft; 

a) Verringerung der Brotportion um 250 gr bis zu 
14 Tagen; 

b) Entziehung der Fleischportion bis zu 14 Tagen; 

c) Entziehung der Morgen- und Abendsuppe bis zu 
14 Tagen; 

d) Entziehung der Mittagsgemüseportion bis zu 7 Tagen. 

Entziehung der Fleischportion kann verbunden 
werden mit der Entziehung entweder der Morgen¬ 
oder der Abendsuppe bis zu 14 Tagen oder der Ent¬ 
ziehung der Mittagsgemüseportion bis zu 7 Tagen. 
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Einzelhaft. 

Einzelhaft wird angewendet 

a) als Disziplinarmittel 

b) zur Absonderung der sittlich schlechteren von den 
sittlich besseren Gefangenen, jedoch nicht unter 
1 Monat; nur mit protokollarisch festgestellter 
Zustimmung der Gefangenen darf sie über 3 Jahre 
dauern; 

c) zur Schonung des Ehrgefühls und zur Erhaltung 
der Disziplin. (Leute besserer Herkunft und höherer 
Bildung). 

Einzelhaft ist ausgeschlossen oder wird unterbrochen, 
wenn eine Gefahr für den körperlichen oder geistigen 
Zustand des Gefangenen davon zu befürchten ist. 

Die Isolierten werden jeder allein in einem ab¬ 
gesonderten verschlossenen Raum untergebracht, erhalten 
Verpflegung und Beköstigung wie die übrigen Gefangenen. 
Sie sind bei allen Gelegenheiten Von anderen Gefangenen 
und unter sich getrennt zu halten. Exerzier- und Turn¬ 
übungen werden mit ihnen nur insoweit vorgenommen, als 
der Vorstand es für nötig hält wegen besonders nach¬ 
lässiger Körperhaltung. 

Bewegung in der freien Luft und unter Aufsicht des 
Korporalschaftsführers ist täglich für die Dauer einer 
Stunde gestattet. Jedem unerlaubten Verkehr ist vor¬ 
zubeugen. 

Der ausreichenden und angemessenen Beschäftigung 
der Einzel gefangenen muss besondere Sorgfalt zugewendet 
werden. Durch Ermahnung der Offiziere und Geistlichen, 
durch passende Bücher und Schriften ist auf die sittliche 
Besserung hinzuwirken. 

Den zur Schonung des Ehrgefühls und zur Erhaltung 
der Disziplin isolierten Gefangenen kann gemeinschaftliches 
Arbeiten und gemeinschaftliche Bewegung unter sich ge¬ 
stattet werden. 

Der Vorstand hat die Isolierten mindestens 2 mal in 
jedem Monat, der Abteilungsführer (oder ein anderer 
Offizier oder Feldwebel) hat sie mindestens 3 ma.1 in jeder 
Woche aufzusuchen. Der Geistliche hat sie monatlich einmal, 
der Arzt so oft zu besuchen, als er es für nötig hält, dabei 
hat er besonderes Augenmerk auf ihr geistiges Verhalten 
zu richten. 

Bei denen, die aus disziplineilen Gründen oder als 
sittlich schlechtere isoliert worden sind, ist, nachdem sie 
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% der Einzelhaft verbüsst haben, zu erwägen, ob sie vor 
dem ursprünglich festgesetzten Zeitpunkt aus der Einzelhaft 
entlassen werden können. (§ 73—75). 

Die Festungs-Gefangenanstalten. 

Die Festungs-Gefäugenanstalten werden unter der Ver¬ 
antwortlichkeit des Gouverneurs etc. vom Platzmajor 
verwaltet und beaufsichtigt. Zu seiner Unterstützung ist 
ein halbinvalider oder sonst geeigneter Unteroffizier zu 
kommandieren. 

Der Inspekteur nimmt, damit die Gefängnisstrafe 
überall möglichst gleichmässig vollstreckt wird, auf seinen 
Besichtigungsreisen Kenntnis von der Einrichtung und dem 
Dienstbetrieb und berichtet an das Kriegsministerium. 

Zu den Dienstobliegenheiten des Unteroffiziers gehört, 
dass er für die Herbeischaffung der Lebensbedürfnisse der 
Gefangenen Sorge trägt und das Reinigen und Lüften der 
Gefangenzimmer überwacht. Eine Vergütung darf er von 
den Gefangenen nicht annehmen. Ihm ist eine Wohnung 
in der Gefangenanstalt anzuweisen. 

Jedem Gefangenen werden die Bestimmungen der 
Vorschrift, soweit nötig, bekannt gemacht. Soweit möglich 
soll jedem Gefangenen ein besonderes Zimmer angewiesen 
werden. Die Zimmer sind ständig unter Verschluss zu 
halten und durch einen Offizier täglich zu unbestimmter 
Zeit zu untersuchen. 

Zur Bewegung in freier Luft können täglich 2 Stunden 
bewilligt werden. Die Gefangenen stehen dabei stets 
unter Aufsicht und zwar Gefangene des Offizierstandes 
unter der Aufsicht von Offizieren. Während der Bewegung 
im Freien kann die Annahme von Besuchen für kurze 
Frist unter Aufsicht vom Gouveneur gestattet werden. 
Ebenso kann der Gouverneur den brieflichen Verkehr 
gestatten. Der Zutritt eines Aufwärters zu den Gefangenen 
ist gestattet. 

Die Beschäftigung der Gefangenen unterliegt dem 
Ermessen des Gouverneurs etc.; sie wird vorwiegend in 
sprachlichen oder sonstigen wissenschaftlichen Arbeiten zu 
bestehen haben. Benutzung ungeeigneter Bücher kann 
untersagt werden. 

Die Militärgefangenen können unter Aufsicht am Gottes¬ 
dienst teilnehmen. Ist dies nicht möglich, so können auf 
Wunsch besondere Andachten in den Gefangenzimmern 
abgehalten werden. Die Gefangenen sind öfter seelsorglich 
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zu besuchen. Ein Zwang zur Teilnahme am Gottesdienst 
besteht nicht. 

Ausser der Disziplinarstrafordnung kann der Gou¬ 
verneur etc. folgende Massnahmen anwenden: 

1) tägliche statt monatliche Zahlung der Verpflegungs- 
gelder; 

2) Untersagung der Bewegung in freier Luft für 
14 Tagen; 

3) Einzelhaft bis zu 3 Jahren für solche Gefangene, 
die sich dauernd schlecht führen oder üblen Einfluss aus¬ 
üben. 

Die Einzelhaft dauert mindestens 1 Monat. Sie wird 
in einem von den anderen Gefangenenzimmern getrennten 
Zimmer mit eisernen Fensterstäben verbüsst. Bewegung 
im Freien ist für die Dauer einer Stunde täglich gestattet. 
Aufwärter haben zur Einzelhaft keinen Zutritt; notwendige 
Hilfeleistungen vermittelt der Unteroffizier. ♦ 

Die Militärgefangenen haben ihre Lebensbedürfnisse 
aus dem ihnen gebliebenen Gehalt, aus Pension, aus eigenen 
Jlitteln oder aus dem Verpflegungsgeld (das Unbemittelten 
vorschussweise gegeben wird) zu bestreiten. Offiziere etc. 
tragen Während der Strafvollstreckung ihre Uniform, Unter¬ 
offiziere und Gemeine behalten die Uniform ihres Truppenteils. 

Die Gefangenen des Gemeinenstandes haben die täg¬ 
liche Reinigung ihres Zimmers selbst zu besorgen. (§§ 75—97.) 

Garnisongefängnis. 

Strafen von nicht über 6 Wochen werden von Unter¬ 
offizieren und Gemeinen in einem Garnisongefängnis verbüsst. 

Sie werden in Zellen für gelinden Arrest untergebracht, 
die dauernd verschlossen zu halten sind. Unteroffiziere 
sind von den Gemeinen zu trennen. Die Unterbringung 
mehrerer Gefangener in einer Zelle ist zu vermeiden. Die 
Beschäftigung unterliegt dem Ermessen des Gouverneurs 
und ist von den örtlichen Verhältnissen abhängig; sie soll 
nur innerhalb der Anstalt und des Anstaltshofes stattfinden. 
Unteroffiziere sind zu sogenannten Handarbeiten nur auf 
ihren Antrag zu verwenden. Wenn die Beschäftigung 
nicht schon genügend Bewegung in der freien Luft mit 
sich bringt, ist täglich eine Stunde Bewegung unter Auf¬ 
sicht im Freien gestattet. Auch Exerzier- und Turnübungen 
ohne Waffen können abgehalten werden. (§ 98.) 



II. Festungshaft. 

Die Festungshaft besteht in Freiheitsentziehung, mit 
Beaufsichtigung der Beschäftigung und Lebensweise des 
Gefangenen; sie wird in besonders hierzu eingerichteten 
Räumen einer Festung, der „Festungsstubenanstatt“ voll¬ 
streckt. Die Gefangenen werden „Festungsstuben-Gefangene“ 
genannt. 

Das Aufsichts- und Verwaltungspersonal der Festungs¬ 
gefangenanstalt versieht auch den Dienst bei den Festungs- 
stuben-Gefangenen. 

Die Stuben werden in der Regel nicht verschlossen 
uüd nur in längeren Zwischenräumen untersucht. Die 
Fenster sind nicht zu vergittern. Besteht Gefahr auf eigen¬ 
mächtige Entfernung, so ist der Gefangene einzuschliessen. 

Die Festungsstuben-Gefangenen können sich täglich 
bis zu 5 Stunden in freier Luft innerhalb des die Gefangen¬ 
anstalt umschliessendeii eigenen Festungswerks bewegen. 
Während dieser Zeit können die Gefangenen mit Ge¬ 
nehmigung des Gouverneurs innerhalb wie ausserhalb der 
Anstalt Besuche empfangen. Es ist den Personen der 
Zutritt zu untersagen, von denen Missbrauch des Besuches 
zu besorgen ist. Gefangenen, von denen ein Missbrauch 
der Vergünstigung nicht zu befürchten ist, kann die Er¬ 
laubnis erteilt werden, die Festungsstadt zu besuchen. 
Genehmigung erfolgt von Fall zu Fall. 

Der Besuch öffentlicher Lokale, Gesellschaften oder 
Anlagen ist den Festungsstuben-Gefangenen untersagt. 

Brieflicher Verkehr ist im allgemeinen gestattet. 
Nötigenfalls hat ihn jedoch der Gouverneur einzuschränken. 

Die Gefangenen können sich einen eigenen Auf Wärter 
halten (keinen Militärgefangenen!). Sie sollen sich auf 
eine ihren Fähigkeiten und Verhältnissen entsprechende 
Weise beschäftigen. Zwang darf jedoch nicht ausgeübt werden. 

Die Gefangenen können auch — je nachdem ohne 
Beaufsichtigung — den Gottesdienst besuchen. Zwang be¬ 
steht nicht. 

Ausser den Disziplinarstrafen der Disziplinar-Straf- 
ordnung kann der Gouverneur gegen Festungsstuben- 
Gefangene folgende Massnahmen an wenden: 

1. tägliche statt monatliche Zahlung der Verpflegungs¬ 
gelder, 

2. Untersagung der Bewegung in freier Luft auf 
14 Tage und Beschränkung auch über diese Frist 
hinaus bis auf eine Stunde täglich. (§§ 99 —109.) 
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Für die Vollstreckung- von zivilgerichtlich 
verhängten Festungshaftstrafen in den Festungs^ 
stuben-Giefangenanstalten bestehen besondere Verein¬ 
barungen. Weibliche Personen werden nicht aufgenommen. 
Selbstgestellung oder Einlieferung der Verurteilten ver¬ 
anlasst die Zivil-Justizbehörde. Der Gouverneur ist der 
unmittelbare Vorgesetzte; er kann die oben erwähnten 
Massnahmen, nicht aber Strafen nach der Disziplinar¬ 
strafordnung für das Heer gegen Gefangene des Zivilstandes 
verhängen. 

Gesuche von diesen Gefangenen sind an den Gouver¬ 
neur zu richten. Für Beschwerden bez. Strafvollstreckung 
ist der militärische Dienstweg. Bei Begnadigung ist zunächst 
der Gouverneur hinsichtlich Führung und Verhalten des 
Gefangenen zu hören. (§§ 110—113.) 

III. Haft. 

Die Strafe der Haft besteht in einfacher Freiheits-* 
entziehung. Sie wird verbüsst 

a) von Offizieren etc. in einer Festungs-Gefangenanstalt 
ohne Verschluss und regelmässige Untersuchung des 
Gefangenzimmers und bez. Besuch, Bewegung, brief¬ 
lichen Verkehrs gemäss den Anordnungen der Festungs- 
stuben-Gefangenanstalten, 

b) von den übrigen Militärpersonen etc. in den für ge¬ 
linden Arrest bestimmten Zellen; die Verurteilten 
werden im allgemeinen wie im Garnisongefängnis 
behandelt, jedoch ohne Arbeitszwang; Tabakrauchen 
und massiger Genuss geistiger Getränke kann gestattet 
werden, wenn die Ordnung der Strafanstalt nicht ge¬ 
fährdet wird; Lesen und Schreiben ist erlaubt. (§ 121.) 

IV. Arrest. 

Bei Widerstand, Toben und Schreien können Hand¬ 
fesseln, Zwangsjacke etc. angewendet werden. Jedoch ist 
sobald wie möglich der Arzt herbeizuziehen. 

Bei Vollstreckung mehrerer Arreststrafen hinter- 
einnander darf die gesetzliche Höchstdauer nicht über¬ 
schritten werden. 

Im strengen und mittleren Arrest können nachts 
Erleichterungen im Anzug, gestattet werden. Ruhen und 
Schlafen auf der Pritsche ist auch bei Tag gestattet. 

Beschuldigten, die sich im Arrest befinden, ist auf 
Wunsch . Gelegenheit zur Einlegung oder Zurücknahme 
von Rechtsmitteln zu geben. (§ 122.) 
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den Bestimmimgen für den gelinden Arrest behandelt; 
Bewegung im Freien jedoch von vorne herein täglich eine 
Stunde. Genuss von Tabak und geistigen Getränken ist 
erlaubt, soweit es sich mit der Anstaltsordnung verein¬ 
baren lässt. 

Vollstreckung der Freiheitsstrafen während 

des Krieges. 

Soweit möglich bleiben bei der Besatzungsarmee die 
fär das Friedensverhältnis gegebenen Vorschriften gütig. 
Ist eine Festung vom Feind eingeschlossen oder belagert, 
so kann der Gouverneur die Militärgefangenen — je nach 
ihrer Führung — in Truppenteile der Besatzung einstellen. 
Auch ist er ermächtigt, unter Umständen Freiheits- und 
Ehrenstrafen ganz oder teilweise zu erlassen. 

Gefängnis, Festungshaft, Haft und Arrest können im 
Felde in den nächsten besten Räumen unter Beobachtung 
der für die einzelnen Straf arten gegebenen Vorschriften 
vollstreckt werden. Der Strafantritt kann aus dienstlichen 
Gründen ausgesetzt werden. 

Sind geeignete Räume nicht vorhanden und kann 
die Strafe aus dienstlichen Gründen einen Aufschub nicht 
erleiden, so ist gelinder, mittlerer und strenger Arrest in 
der Weise zu vollstrecken, dass dem Verurteilten für die 
Dauer der Strafe während seiner dienstfreien Zeit der 
Aufenthalt auf einer Wache als Arrestat angewiesen 
wird. Bei mittlerem Arrest wird er dabei ausser der Reihe 
zu beschwerlichen Dienstverrichtungen herangezogen; bei 
strengem Arrest wird er 2 Stunden täglich angebunden. 
Das Anbinden geschieht auf eine seiner Gesundheit nicht 
nachteilige Weise in aufrechter Stellung mit dem Rücken 
nach einer Wand oder einem Baum gekehrt, sodass er 
sich wieder setzen noch legen kann. Zweistündiges An¬ 
binden nebst Aufenthalt auf der Wache gilt als ein Tag 
strenger Arrest; am 4., 8, und weiter jedem 3. Tag fällt 
das Anbinden weg. (§ 129.) 


Der 4. Abschnitt der M.-St.-V. behandelt dann die 
Ehrenstrafen. Sie bestehen in: 

Entfernung aus dem Heer, Dienstentlassung, Versetzung 
in die 2. Klasse des Soldatenstandes, Degradation und 
Aberkennung der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Aemter. 
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Der 5. Abschnitt enthält Bestimmungen über die Geld¬ 
strafen und die Einziehung der Geldstrafen. 

Der 6. Abschnitt endlich befasst sich mit dem Verweis. 


Ich möchte dann auch in aller Kürze noch die An¬ 
lagen erwähnen, die eine grosse Anzahl von Uebersichten 
und Muster, dann aber auch eingehende Bestimmimgen 
über die persönlichen und dienstlichen Verhältnisse des 
Rendanten und, was eventuell für den Strafvollzugsbeamten 
noch besonders interessant, Bestimmungen über den Ver¬ 
kehr des Untersuchungsgefangenen enthält. Als Anhang 
sind der M.-St.-V. (I. T.), weiter die Bestimmungen über die 
vorläufige Entlassung von Gefangenen beigegeben, wie sie 
durch die gemeinschaftliche Verfügung des Ministers des 
Innern und des Justizministers vom 21. 1. 1871 zur Aus¬ 
führung der §§ 23—26 des Strafgesetzbuches für den 
Norddeutschen Bund (jetzt Deutsches Reich) festgesetzt 
worden sind. 


Was entarten wir für den Strafvollzug von der Seelsorge? 

Von Pfarrer J. Ambos in Butzbach. 


y> Filius hominis non venit animas per der sed salvare f. 

Luc. 9. 56. 

Der Staat macht als der berufene Hüter der Rechts¬ 
ordnung pflichtgemäss Gebrauch von der ihm zustehenden 
Gewalt, errichtet im Strafgesetz im Interesse des honum 
commune Schranken für die Freiheit des Individuums, zieht 
den, der diese Grenzen überschreitet vor seinen Richter¬ 
stuhl und vollstreckt schliesslich die über den Rechtsbrecher 
verhängte Strafe. Mag man nun mit der klassischen Straf¬ 
rechtstheorie in der Strafe eipe Vergeltung sehen oder mit 
den Modernen nur den Schutz der Gesellschaft erstreben, 
alle stimmen wohl darin überein, dass der Strafvollzug 
den nötigen Ernst und eine angemessene Strenge nicht 
entbehren dürfe, wenn die Strafe nicht ihren Zweck ver¬ 
fehlen soll, und dass zugleich mit der Strafpein möglichst 
auch die Heilung des unsozial gewordenen Gesellschafts¬ 
gliedes zu erstreben sei. 
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Klassizismus und Moderne kommen also in fraxi 
hinaus auf den altchristlich'en und altkirchlichen Gedanken 
des Apostels Paulus, der von der weltlichen Obrigkeit 
schreibt: enim minister est tihi in bonum. Si autem 

malum feceris, time; non enim sine causa gladium portat. 
Dei enim minister est: vindex in iram ei, qui malum agiU. 
(Rom. 13, 4; cf. 13, 1. ff.). Aber derselbe Völkerlehrer, 
der die Christen hin weist auf die empfindlich strafende 
und darum zu fürchtende Justiz der Staatsgewalt, weiss 
recht gut, dass der Strafe der christlichen Aera, die von 
dem inauguriert worden ist, der gesagt hat: » Veni quaerere, 
quod perierat, et sahum facere», das medizinelle Moment 
nicht fehlen dürfe. Deshalb hat er wohl auch den Blut¬ 
schänderin Korinth gestraft, aber nachdem er ihn in interitum 
carnü, ut spiritus salvus sit, aus der Gemeinde ausgeschieden 
hatte, wollte er nicht, dass er auch dem Geiste nach zu 
Grunde gehe, sondern rehabilitierte ihn wieder kirchlich, 
als er von der heilsamen Wirkung der christlichen Strafe, 
von der reumütigen Gesinnung des Sünders Kenntnis er¬ 
hielt. Siehe 1. Kor. 5, 1. ff. 

Wäre es daher nicht unverständlich gewesen, wenn 
die Kirche ihre Mitwirkung versagt hätte, als die deutschen 
Regierungen sie einluden, sich beim Strafvollzug zu be¬ 
teiligen? Und war dies andererseits nicht ein Beweis für 
den Ernst der Regierungskreise, mit dem seitherigen noch 
mehr korrumpierenden Strafsystem der Gemeinschaftshaft 
zu brechen und die Isolierhaft als Prinzip durchzuführen, 
da sonst eine gedeihliche Mitarbeit der kirchlichen Kräfte 
an den Gefangenen nahezu ganz unmöglich gewesen wäre? 
Aber jetzt, nachdem Jahrzehnte verflossen sind seit fast 
allgemeiner Erneuerung des Gefängniswesens ünd der kirch¬ 
lichen Betätigung ira Strafvollzug, möchte sich doch 
vielleicht der eine oder andere fragen, ob sich die Er¬ 
wartungen, die man an die den Gefangenen gewidmete Seel¬ 
sorge knüpfte, auch erfüllten. Wenn man gerecht sein 
will, darf man freilich bei dieser Fragestellung nicht bloss 
einseitig die Kirche vor das Forum seiner Kritik stellen, 
sondern müsste alle in den modernen Strafvollzug ein¬ 
gestellten Faktoren, Wieisolierung, Schule, Arbeitsbetrieb usf,, 
zur Verantwortung heranziehen. Aber gleich wohl wird 
der Vertreter der Gefangenenseelsorge nicht anstehen 
dürfen, wenigstens für sein Ressort, Rechenschaft abzulegen 
zur Rechtfertigung der Ministerien vor den parlamen¬ 
tarischen Körperschaften und den Steuerzahlern, die zur 
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Durchführung der Gefängnisreform mit ihrer Einzelhaft 
viel tiefer in die Tasche greifen mussten, um neben zahl¬ 
reichen anderen Beamten, die der moderne Strafvollzug 
nötig machte, auch noch einen Geistlichen im Hauptamt 
zu besolden. Bei den kirchenfeindlichen Strömungen der 
verschiedensten politischen Richtungen wäre es gar nicht 
verwunderlich, wenn eines Tages auch der Ruf ertönte: 
Wozu brauchen wir beim Strafvollzug die Kirche? Gehört 
wurde er wenigstens schon vor einiger Zeit in der badischen 
Kammer, wo ein sozialdemokratischer Abgeordneter statt 
des etatsmässigen Geistlichen einen zweiten Arzt eingesteUt 
haben wollte. Erweckt es aber nicht den Verdacht, als 
spreche der Gefängnisgeistliche nur pro domo^ wenn er 
seine Position verteidigt ? Wohl tut er es; doch nicht, 
weil ihm sonst „die Fleischtöpfe Aegyptens“ genommen 
würden, da ihm auch von der ;^rche die susientatio congrua 
garantiert ist, und mehr braucht er nicht, wenn es sein 
muss. Uebrigens haben sowohl die evangelischen wie 
katholischen Geistlichen, was die Höhe des Gehaltes an¬ 
belangt, heutzutage im Strafanstaltsdienst kaum etwas oder 
doch nicht allzuviel vorihren Amtsbrtidern im Dienst der freien 
Gemeinden voraus. In Hessen trifft das bezüglich der 
evang. Anstaltsgeistlichen zu, und der katholische hat bei 
dem eigentümlichen Besoldungssystem, das Pfründe und 
Dienstaltersstufen miteinander verbindet, immerhin Aussicht, 
eine entsprechende Pfründe zu erhalten. Somit dürfte die 
etwaige Annahme, als seien andere denn sachliche Mo¬ 
tive bei dieser oratio pro domo bestimmend gewesen, auf 
schwachen Füssen stehen. Uebrigens ist der Seelsorger 
an grösseren Anstalten mit Zellenhaft im Vergleich zu sehr 
vielen seiner freien Amtsbrüder mit so reichlicher Arbeit 
bedacht und so angebunden, dass er sich eine etwas bessere 
finanzielle Position auch sauer verdient. 

Zur Beurteilung der Seelsorge als Wertfaktor im Straf¬ 
vollzug genügt es aber wohl nicht, einen Blick zu tun in 
die Werkstätte des Anstaltsgeistlichen. Denn da dieser 
nur ein Glied eines geschlossenen Beamtenorganismus ist, 
muss auch in Rechnung gestellt werden, welche Förderung 
er in seiner Realisierung des korrektionellen Strafzweckes 
durch die übrigen Beamten erfährt, so dass Hemmnisse 
von dieser Seite nicht gegen die Seelsorge als solche in 
die Wagschale fallen dürfen. Wenn ich mir aber erlaube, 
auch auf letzteres hinzu weisen, so geschieht es keineswegs, 
um zu verallgemeinern, sondern nur in der Absicht, Mensch- 



129 


iitsmeiMijehp 5iiW'öelÄadrÄiigßn‘.>iiid die; volle:.WiWsaqg. 
der Beelsocrge .ais üJögliX;^; 2:9::ie& ''-fetWaiim Imqii' 



,$te1je icii 1»« Strafvoliaagj' jjftbe AbstaUenviioi 

tißd Aoslaiide ,W£tr erst dieseS' ;wtllciieri' 



.mr' aiTCli seBon aaf Kp%re8s,eii ^vdii ;f^lf#an!stät^^^ 
iftid soHsllgen äbidiclißH Veraristäl.tjjbgfeB^ SO das^ -WöM 




AnstaltegeistlTche- seine volle Hiigjit/ertidli $ls auc^J die 
ilbrigen BeÄiute«, vom Direktor hßf'ü'n'fcei"tii> ^imi ■jluiggfcen. 
Aufeeher^ rpeht. bemmßiid^ gar xerstärfeiid, aoüdern die 



Dem Zweck dieser Dafiegung entspre-elieEftlj Ijegfc m 



«/«, »u dierud«/.’<leP,.soz1aI'\geHckto'ie' ki^^^^^ 

''ri vii Sr^rJ ■ 'X 7 m j-.. v--:.'t-. ».2*.^ — ■»v'.fc. ■'<.^>*i-.^--. ^»■'i.'i ■ .. .»•'A-IS-' ‘ •■• vw-i-.it* IvT .■ "Isr.i -«.•<. - 


die' Advukä^ton der’/^<?bl'cciitlgkeiCslnd,:;^ä^ 
llfölegeMkeit bielen' musste) 

giltwilligen >tj/g'etangenen vollends :zn -verderben, sind, 
fef den Zellengefarif^ii^ dlt^Bbdi«|1dbkdn.f'^^,gebell,-StitÄ^^^ 
.Jsiehen'mls. Xlöitös- Wor4 . ßtis 'Samenkdtnißiß |§llit' 
ikw ;an;^len- Bötin^^ m^ Fdi'ertogmi' in die:.Beele. vieltöfe^bt 
auf recht steinfgen^^" mreh nieht bei derl 

Bi'eistem Aber ^^(äi 'n&H vd j-cd. 



-/-.‘lUnU^r'iUr: Zk Li‘V. 


■?: 



iirbcftoi; Ut«> ^'{4KU«nkbft rlev 

Vb?lc PU’1^;{n.^(y!ib S'-iKiH ;<'i 

'tvJ^*r t vVfp/pp;, • iiN'- iipob:;«' 

fs i.i!? dOi'- biUvol'Y^'p.H--'5^^ 

wr Y^bvbviiU'ifp i^Pljjenv; 0 iPi's ist 

jj« sk’'boi^ dpv iidl i^b'YVi br*'! ’'V 

Ktmhbjg'; .fjij.;:»} intnifv»; u^vi ' äu' 

: sibtl . dur^‘it^Yiu 


f' !Str(Y ■'<i >«*i y pL‘ii:t;Jirb«'’^^‘b;^'(<'iü;.- 

(Ipy -tlratidt' :: 

'cbi'i -vibX'; i'HAilbYb; )Yir.; 

_4{><;;r, ■' YbKbHx'f' " '; vu.tP-' spipeti vYr-. 

KiriljfYlYVl ; JSt,',- •’''? vibCfTll ; ^i'Ht'iif.,. if-l^ . t* iC" yM 


\‘‘.tlj W0:; VUY-- 

Benr^oW sd» w ird' lJusere Str?d?au&taBc:d in: 
iiireiij Off^jidwdh, dit$ 

Bcxmäde dißt? i iidd au» IdiÜTiZj dj^i: feitdi. 

^Z<i-liir^r Zd Ivessiscbdn llQ6ld>u% 
deid Wegd ist,,i^öf ddd Bfefe 

söiiv, däss di<Y ilirßm ItrdBigßw 

pjaffewlßindlißheii BlMdldag ■ uinl Kriid^ 

j^ w<aiPeid.^iph dux TKedT0^n 

iiXtßi^Mbd^i ::ddd^^^: d jej'siMBgpft -^^depV: jEdg’ßhi utid- don 
dlV^td^öcijv üdei-att&starlvßvi PröKcBtsatz d 

Bdvpjstedv für exdefpBßdanked dii:?dipanii^liB^^ 
aijfw^smB V ^rMsidej« Bitid abar; duidi wntdr diesen ^ Ä dB 
■^^al^^drte3iBdldllQfBdi^d paad M idtder;Btdld 

r^fusatplcdifc dej^ 'Xelfe dd tpi* dßBdddd^tvd laial dßd Baligi ofr 
■^v% wieder' znredhffiriddd»: d-Jö; die^f audli naofi- aben- iiKdit 
dübdteodt^B : ersoimidt die BtaJldM^ialima 

jenes badischen i^b^^coialtYCfCB vcrstniidddbv : 

Y: • 1^ wäre ab er fileh f indt drdüiii||,, löiidcr^ ü W cckwidri k 
uird ' ^^ei^ .'Ibe)1i|;dv (iBCs: wallte dei- 

B ejötliCliß' Äiif dei: Kmize l Pali f.ib trei ben, und sei (tc ngril fe 
gegbn die; eide od^ poUbsehd Pyrtei ritditc^^ 

Zubdrer hiit Sö^iajistiseher' ^WcltaBÄcHauiTng,^^; m 
nnn in dei’ Wolle g’Bl'üfbt seitt gdei- Ynh'r als NatdjVüufer 
iiji(l gcdankeriarrnf' |iFa.chbcter figurfeir'ib vvird e» datinreb 

,niiiweixeh; etbiBßboniidiüdbt gevv idiieuv ibve „ WiMscnsclmfi ^’ 

die- cjfefccce ü bei- Beitgien ij nd Cdii’istettttiU» geseladvft iiüUcn, 
.w:lrd; dtit-eli Ftriotbife gegCB die piddoi jdnbf crseldjltc 
;tlier liahb iinr iBbe ruXjige, iefdejiS('barisioss jdür^fßi)dvig 



— Ä 



beleoe^JjtejQt., üna: so- Ziele fUbre«', . nftmentlieh., ’Vf'mn. 



voö-^äTOtliebBb AbsfeaUsg-eiStUehen, die ioh keuners gelernt 



pS^v- 

#fe ■ 


' ' ' lis«;; 


tJin durch ■ dfe fnitde Macht;' des ■ 



wird »iehiftüd etwäa eihziiVTendeitliabö»^ obwohl es raeinem ‘ - 
Gesebniäcke jn'ehr: das Pösitivh. der; eigeaeji .. 

Konfessloh öhnd-Seiti^bikit: -au'f di© ander© vcravi.liyii’ftni^L; ■ 
Abei: auf alle Fälle tiittss verinledeh' werden, ^ilf di© ^ader© ' . 
Kojafe^slöh ln. krhnkendeh^, A 2 ü::S^r%'hin 

kciäimen- Ist . das;.§chdh Mcht soliön^ wehti. ©s; treieii;. 
Gehieinde^i ^escbiehk so wird es im Mund© des,<5fef4iigeneii- - 
Seelsorgers ■ XU ©iuer'' Verieü^^nutig seitieW Behttes, den, 
Strafvoirzug XU .einem -Mi .gesfc#lierk- ;^0d©r, dajd. 

ea’ sei?ver Oemeiiide^ . grosserkcdlh mit; 



'■(., .' . 

'• '/■.;'v'. 




.1 ^ 
‘ V 

' 'l’, 


rrt \' 


durüH-chts Öel der ohr.istliciveh IJehe und V'erträglfcdik'eit ' 
geglättet >'erden ? Saßunii sßU - ' . ' . 

Was soll aber dem Gefangenen .gepredigt werden?:.5..; 
Dasselfeö^. w treten, ffeißeinde geboten xu. werderr: 

pflegt. Der ganze Inhalt der Offeiibarung\ tiarait der Seef- ^ 
Borger von siel) sagen kann, was-Paulus bei'aolijew Ab-^ . 
sdhted von der Ohrisrengeinelnrtö 210 Mikd von sieh- he- 




l äV deu Prediger/ idcJ&l: foloss dk< LeiiPe yoh,: 

Öeboleir/. (Jemv Kennt nis und 1 iVelK^ unsetk^f PH 
f {‘irglos bitter' not tu t, son fiern ai i ci i (Üb l yeUre vn w den 

it^uberiSg'ebeininistiien und dej)^^ 

WIb kolleir doni^ die Leute, die »ich d«ireli. 

llehci'iretung des »Gesetzes strafbar gctniiebt, haben, ihre- 
Jpebitritte eiiiseheM, sie bereuen rurd ernste V'orstitze fusscnj 
Svenu ihutnr der Defealog unbekanhi ist ? Wold h.ftbeii sie 
einst in der'^ in der ( Miristenlehrß die Gebote 

fenineb gOlern Aber jetzt rubt ihr Wissen nur im Ibtellekt;, 
■btieV es ist und vei-dunkelt dureli andmB Ibnge. . 

genheit 


/>iun iiuiss e* w aus uem uujuv^ 

bel'^ku’gehoit wernlen. damit sielt dei' 
■darin orieniiere für \'’'et‘gaT) gen beit; 
wird es sieb der SeGlsorger 


der V« 

TTeberirelef wieder 
und Zukunft. Dabei, 
nicht eiitgehe« lassen, 

grUndlieliste naitientlieb .das 4, Gebot, ins Liöbt zu - 

luvd tieiieti den Pflicl-iten der Kinder gegen die Eltiu-ti nUclK 
die, der Eltern gegen die Kinder krafdg bervor.zabebi/ 
weiss er doeli nur zu gut, dass sich die Gefatigeneiiatsstblteii; 
haui>tsäehlieb infolge der ZuciulosigkeU der Kinder üiid 


Eltern immer wieder von neuem füllen: 


mag 


er 


auch 


(d'»en ein llaupt der Verbreclierhydra abgescblageii 
was ntitzt die Besserung eines einzelnen, sie 

standhielte, gegenüber dem Unheil, das. ISltern durGh Ver- 
iiacbiässigung ihrer Erziehüngspflicbten aiirichten ? Durch 
eine wahrhaft (.hidstliehe Erziehung im Ellernhause würde 
noch eine andere Hauptquelle der Kriminalität ünserer Tage 
verstopft, nämlich der Maiigel an Achtung vor der Autorität. 
Der „moderne“ Meuscdi will sieh schrankenlos auslehen. 
Dass ihm dabei die Autorität unbecjuei^ ist, sei 
kirchlicher oder staatlicher oder privater xVrt, 
der Hauet, Darum gilt es in Eltern und tUndern 
4. Gebeit: auch den Respekt, vor jeglicher legalen Autorität 
wdeder bei/ziLstelleu ode zu befestigen. "Wenn aber kirch¬ 
liche unäw^Stliche Obrigkeiten im Herzen des 
wieder den Rang ehmehnien, der ihnen als Hüter der Ordnung 
zu'kommt, wie viele A'ergehen und Verbrecdieii bloss gegei^^^ 
das Gesetz 
t^palteu nieht: 


sie 
liegt 


nun 

auf 


Staateswürden 
füllen! 


in miseren Statistiken die 


Es wäre ganz gewiss atieb die Zartheit im Extrem^ 


gen- 


wollte man nicht ebenso entschiedeii als taktvoll 
die G ebbte aufs gründliehste besprechen, deren \"erletzung' 
die meisten Gefangenen liefeiL Die notonsche Empfihdlicli- 
der Lente, die dem Sittengesetze am stumpfsten und 






über, ü’ire ArtmaSiSU.ng’ . debü^. 

MiH vin^ic^J. j^fan. \y,ii-d^ öje ater aiu?h 

diif die geljpimeD Ouellcai. in'dte •Meristeenbfüi^v 

die fielen'' luss^ren. Ürisaöh0a':^id •■ 

soleben Vprfebluitgea fitlu’ei),' 'lliifr>*i?d- dftntrit'gP^‘'C?p1.d!- ', 
t{lieüten sicJb ei’ratji'nngHgenias^f bbef' dtp ■0kdK?-"«nd/^d;{. ' 
Jldjkejtsvorbrecher eriud»eft fuiiieib sp.gik p 5 ihr . 

nm. SD ?Tiehr zlu seliärfoii und ihnen za he:\t'’eiaek d?k'4 denn '•: 
doeii elu. Metmch, der da$ lieben, daj^ köstbftVV« 5 .'< 

(kti seities „^itelisten, bedroht, au Bhrentelthk^tdr’ nndi/,' 

über dem tdeh «tphi der, x^ieilehdifc g'ar nQqh In. A;.a. ph», ' 

paar tSdher.HtQcke ai) st(*-h Tiiinurt. Hi 4-T-b ih'ethje;rnt-,dü>k : 

sieh■,die; liier eiiiseitljgige Alatferie. 

iiiali aujeii ttoch cfe' ^öteithiugeu gegen- dak''etgedA,V>'^te^^^^ 

den Selbstuumk mit dem Ja .von niHUchem 

gespielt .wjpcl die Verfüteuo,g andere.i: :.|iu .yfigu.;'!tii|f;g;v.::j;; 

lidieu Frerelfi mi’' Be!^prer*hu‘ng' bringen ivird,-'' ' ‘ ik;;/•'•'.>>'; 

Oeriide daö khpil'el von ..der Ver]l 4 lmti,tgJ^ 10 >k:^o^^^^^^^ 
diö' Brixcke 7ai Precbgten über daa b. f^eböt^ ', 

ireinng; in jönggter 5Seit so' bnde gniiloirthcbefBvvü-i'Vlfnng^’lk r i 
berbeitühms ibrft.Ä:ihl in der Hmebsk'>rinib>a.jÄr:b4yj[k • 
nteht niehr wie brulier an 4,, sondern S'teiic^ ,>n.VA4jrc;nj. 
i^afbsiverständlite, wird nmn bei di€.s.em 
otine gerade eXuer'. .ImarigebraPhten FidXderib/.ktfr.dbtd'iCg^^ 
tragen,- die Sünde selbst taehrnndeiiten als ; 

Viel- wJkditiger und' wirbstürngi.^ ober.'in'fr es,' 
folgen fiir 'dfe eigene PteMbn- nnd das Ter'dOid><^tk’®klü,>^^ 
über andere'bringt,;‘knikligl-iervör^idiebeb: dbd.'::'|;||>|ilbi'divj^ 
.nobnß, den JTeilmifetein-. ^dg'en solnhd 
die Uesanlidn^ sownhl ^u?.sei^n afe Jbüct'O, ansujr'dHnr''. Uo 
der ,$kdinbteitsvetdn.'ncdie3d/‘roAis't - n'n , ,wiiliensVXnVvb<,t-nnt 
ilßiiadb. ist/ döb . g^rtesetbrd-Xfidorkni^ 70 ii''üi/Uj*nbtHi;). i ' 
tnuss' maii'dltin Wlbnt der «iidrgTe]ny^'T>rO)\v-' .->,0 -. 

litig/dteX'#;,’d'aVf’r;'v'^tiO;/ ' 

seiner AugeVi' liiid ' a&nX'iV'Ho’ 'kndltere ' <i'slsetiit''hi’ ^Hbdv-'‘ 
Verleugnungen narb und nrndi liuOil-Heister über bK)/k’i'tvk ' 
VersuchiTtigen wird, die ihm für seinen 7hb'j> unw‘-ivr‘-;kblhu 
"VQrkttni'oTj.,-\ Onn-si' b&äonders; bber Wird dtci^bb' 

Krinnnelten' dringend jtm empl’eblen. 5|feid,, dass -av ''ii,?d<; ; - 





134 


imr nicht die Gelegenheit caufsuchen, da dies ja schon 
ihren Rückfall bedeutet, sondern sie geradezu, wenn irgend 
möglich, fliehen. Das gilt namentlich auch von der Lektüre 
gefährlicher Schriften, dem Besuch leichtfertiger Schau¬ 
stellungen und dem Verkehr mit verführerischen Personen. 

Bei den Erörterungen über Eigentumsvergehen ge¬ 
nügt es nicht, bloss die Versündigungen nach ihren Spezies 
und den Momenten, die deren eigentümliche culpa dar¬ 
stellen, zu illustrieren: man muss unbedingt auch die 
Pflicht der Restitution einschärfen. Schon beim unentdeckt 
gebliebenen Sünder, der fremdes Gut angetastet hat, hält 
es zuweilen schwer, bis er sich dazu versteht den Schaden 
zu ersetzen, namentlich wenn das corp^is delicti nicht mehr 
in seinem Besitze ist, oder wenn sein Unrecht in Sach- 
.beschädigung besteht. Aber noch weit häufiger stösst mau 
auf Widerstand bei Bestraften, die vielfach meinen, ihre 
Tat hinreichend gesühnt zu haben, wenn sie ihre gericht¬ 
liche Strafe verbüsst hätten. So hat mir ein Einbrecher, 
der noch nicht zu den für Seelsorge unzugänglichen Ele¬ 
menten gehört, erklärt, dass er seinen Raub, dessen Versteck 
nur ihm bekannt war, nach der Entlassung erhebe, und 
als ich ihm die Forderung der Moral vorhielt, wollte er 
von dem res clamat ad dominum durchaus nichts mehr 
wissen, weil er durch seine zweijährige Zuchthausstrafe 
seine Schuld abgetragen habe und zu nichts weiter ver¬ 
urteilt sei. Dass solche Gefangene, die es mit der Rück¬ 
erstattung leicht nehmen, rascher wieder rückfällig werden, 
als andere, die sich ihrer heiligen Pflicht bewusst sind und 
sich sagen, sie müssten jetzt sparen und entsagen, um ihr 
Gewissen zu entlasten, lehrt die Erfahrung. 

Da aber die meisten Eigentumsdelikte dem Müssig- 
gang und verschuldeter Not entspringen, ist hier der Platz, 
von dem Segen der Arbeit zu reden. Wenn es dem Straf¬ 
vollzug gelänge, unsere Diebe, Betrüger und alle Unred¬ 
lichen mit Liebe zur Arbeit zu erfüllen, würde die Rück¬ 
fallsstatistik erfreulicher aussehen. Denn die Not schaut 
in den wenigsten Fällen dem Fleissigen zur Türe herein, 
und wer angestrengt arbeitet und sein Verdienst sauer 
erworben hat, wird damit auch haushälterischer umgehen. 
Darum muss das Straf haus unbedingt auch ein Arbeitshaus 
sein, das ora darf nicht ohne das labora gepflegt werden. 
Der ganze Bau religiöser Einwirkung ist auf Sand errichtet, 
wenn der Mann nicht gelernt hat, fleissig zu arbeiten. 
Auch schon deshalb kann der Seelsorger nicht umhin, 
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Liebe zur Arbeit zu wecken, weil Unfleiss in der Einzel¬ 
haft zu Träumereien, zu Selbstbefleckung und Selbst¬ 
schwächung führt. Was nützt es Italien, dass es in den 
verschiedenen Städten noch so schöne Zellengefängnisse 
hat, ihre Insassen bringt die Langeweile um und die 
sexuellen Exzesse schauen ihnen aus den Augen, da man 
den Arbeitsbetrieb noch nicht so ausgestaltet hat, dass die 
meisten Gefangenen beschäftigt werden könnten! In der 
italienischen Presse lassen sich von Zeit zu Zeit Stimmen 
dagegen hören, aber ob man dort so rasch Abhilfe treffen 
kann, ist bei dem Mangel an Arbeitsgelegenheit in der 
freien Bevölkerung eine andere Frage. Dass uhter diesen 
Umständen der Hausgeistliche nicht viel wirken kann, 
sollten ihm daher die italienischen Staatsklerikalen, wenn 
sie gerecht urteilen wollen, nicht aufs Schuldkonto setzen, 
indem sie, wie es die in Rom erscheinende Zeitung „La 
vita“ 1908 in einem Artikel über den Strafvollzug getan 
hat, diesen überschrieb: »// cappellano dei penitenziari e 

2 ina lustrm. Damit will ich keineswegs den italienischen 
Gefängnisgeistlichen ganz weiss waschen. 

Beim 8. Gebot rückt die Predigt sodann besonders 
der Unwahrhaftigkeit, die auch ein tüchtiges Kontingent 
von Rechtsbrechern stellt, zu Leibe. Da gilt es vor allem, 
den Meineid zu beleuchten und namentlich auch hinzu¬ 
weisen auf die schmachvolle Unmenschlichkeit, vor Gericht 
oder auch bloss durch falsclie Anschuldigung seinen 
Nächsten um seine Ehre, sein Glück, seine Gesundheit usf. 
zu bringen und dessen Angehörige in das Verderben mit 
hineinzuziehen. Aber noch wichtiger als diese Weckung 
des Schuldbewusstseins beiden Meineidigen,Ehrabschneidern 
und Verleumdern ist es, sie zu erziehen zu solcher Wahr¬ 
heitsliebe, dass sie auch nicht in geringfügigen Dingen die 
Unwahrheit sprechen und selbst die kleinen Fehler ihrer 
Nebenmenschen im Hinblick auf ihre eigne Fehlerhaftigkeit 
betrachten lernen. Amor proximi incipit ab ego ! Quipauca 
speruit, paulatim decidet 

Aber wenn wir auch alle unsere Pflichten kennen 
und mit dem ganzen Gesetze vertraut wären, so bleibt 
eben doch in uns allen als Widerpart das „Gesetz in 
unseren Gliedern, das dem Gesetze unserer Vernunft 
widerstrebt“, die angeborene Neigung zum Bösen, sodass 
der Römer mit seinem nitimur in vetihim hG.\ite noch recht 
hat und der Völkerlehrer schreiben durfte: „Ich tue nicht 
das Gute, das ich will, sondern das Böse, das ich hasse, 
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^Jachsten, gut zu machen, da es ohne diesen ernstlichen 
Willen, nach Kräften Schadenersatz zu leisten, keine rechte 
Reue habe und darum auch keine Nachlassung seiner 
♦Sünden, finden könne usf. Dass ein solches Seelen geschält, 
wenn es nicht zur mechanischen oder heuchlerischen 
Täuschung der eigenen Person und anderer führen soll, 
ganz und gar Sache freier Selbstbestimmung sein müsse, 
ist klar. Die „Grundsätze“ bestimmen daher mit Recht im 
§ 28: Zur Teilnahme an den kirchlichen Heilsmitteln wird 
kein Gefangener gezwungen. 

Da aber manche Gefangene den Wunsch äussern, 
auch ausser der Zeit der regelmässigen Spendungen der 
Sakmmente zum Empfang zugelassen zu werden, sei es, 
dass sie nur eine ganz kurze Strafe haben, oder dass sie 
infolge innerer Kämpfe darum nachsuchen, so hat man in 
entgegenkommender Weise auf den Vorschlag von geist¬ 
licher Seite in der Dienstordnung für die Zellenstrafanstalt 
Butzbach, die sich auf den „Grundsätzen“ aufbaut, dem 
Paragraphen, der diese pastorale Angelegenheit regelt, die 
Fassung gegeben: „Den gesunden Gefangenen wird mehr¬ 
mals im Jahre Gelegenheit zum Empfang des Abendmahles 
und (für Katholiken) des Bussakramentes gegeben. Kranken 
Gefangenen ist der Empfang des Abendmahles und des 
Bussakramentes auch ausser diesen regelmässigen Spen¬ 
dungen gestattet. Ausnahmsweise kann die gleiche Erlaubnis 
auch gesunden Gefangenen \om Direktor im Einverständnis 
mit dem Geistlichen erteilt werden.“ Es kommt denn auch 
wirklich nicht so selten vor, dass Gefangene, die nach der 
letzten periodischen Spendung zugingen und vor der 
nächsten entlassen werden, oder andere aus persönlichem 
Bedürfnis unter der Zeit zugelassen zu werden bitten. 
Besonders gern wird der Seelsorger dazu bereit sein, wenn 
einzelne Gefangene am letzten Sonntag ihrer Busszeit noch¬ 
mals durch die kirchlichen Gnadenmittel für den Kampf 
des Lebens sich stärken möchten. 

Jeder Seelsorger von Gefangenen, namentlich aber 
der Hausgeistliche an grösseren Anstalten, wird auch jedes¬ 
mal an Konkurstagen Gelegenheit bieten, bei einem fremden 
Beichtvater die Beichte abzulegen. Die Gefahr liegt für 
manchen zu nahe, unaufrichtig zu beichten, seinen Seelen¬ 
zustand zu verschlimmern und so nicht ins psychische und 
moralische Gleichgewicht zu kommen, sobald er keinen 
Ausweg hat, sondern nur dem Anstaltsgeistlichen beichten 
soll, mit dem er so oft zu verkehren hat und vor dem er 
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vielleicht schon seine Straftat, deren er sich schuldig 
weiss’, geleugnet hat. Um so nicht bei vielen den wichtigsten 
und schönsten Zweck der Pastoral im Strafvollzug in Frage 
zu stellen oder gar zu vereiteln, wird man es sicherlich 
dem Hausgeistlichen nicht unmöglich machen, einen 
confessoriusperegrinus heranzuziehen. Für die Mühewaltung 
und die etwaigen Reisekosten erhält in den grösseren An¬ 
stalten Hessens der „Fremde“ sogar eine entsprechende 
Vergütung, 

Während man sich in der Predigt, die doch nur 
höchstens eine halbe Stunde dauern kann und auch nicht 
länger dauern dürfte, wenn ihre Wirkung nicht beeinträchtigt 
werden soll, möglichst kurz fassen muss, bildet der Religions¬ 
unterricht, der für alle Gefangenen wöchentlich in einer 
Stunde zu erteilen ist, eine vortreffliche Ergänzung. Nach 
dem Hauptaxiom der geistlichen Beredsamkeit hat die 
oratio den Zweck, »ut veritas pateat, placeat, moveat«. Es 
wird daher keine Predigt des belehrenden, unterweisenden 
Momentes entbehren dürfen, aber das Hauptgewicht liegt 
doch bei der Predigt auf dem movere und auf dem 
logischen und psychologischen Aufbau zur Eroberung des 
Willens. Nun soll aber der einzelne sich auch intellektuell 
mit den religiösen Lehren auseinandersetzen und sie sich 
zum geistigen Eigentum machen, und dazu dient vorzugs- 
Aveise die wöchentliche Religionsstunde, Sie nimmt ihren 
Stoff, wie die Predigt, aus der gesamten Glaubens-, Sitten- 
und Gnadenlehre, überlässt vielleicht der Predigt für 1—2 
Jahre die Partien der Glaubenslehre und wählt sich die 
Lehre von den Geboten, um die Glaubenslehre zu behandeln 
und die Predigt für die Gebote in Anspruch zu nehmen. 
Es wird dadurch auch erreicht, dass in 3 Jahren das ganze 
depositum fidei zur Besprechung kommt. Damit aber Ge¬ 
fangene mit sehr kurzen Strafen, die sie nur auf Wochen 
der Anstaltspastoration zugänglich machen, gleichfalls 
möglichst viel profitieren, wird man sich bemühen, in der 
Predigt und in dem Religionsunterricht ein abgerundetes 
Ganzes zu bieten, das im Zusammenhang steht mit dem 
Vorausgehenden und Nachfolgenden, aber auch für sich 
allein vollkommen zu befriedigen, über einen bestimmten 
Punkt zu belehren und moralische Richtlinien zu geben 
geeignet ist. 

Zur eingehenderen Belehrung und gleichzeitig zur Er¬ 
bauung lässt sich sodann noch die hl. Schrift prächtig 
verwerten. Jeder Religionsschüler hat ja das neue Testament 
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Schreibwerk, bureaukratische Weitschw'eifigkeit und Um¬ 
ständlichkeit und anderes dürften hier zu Schädlingen 
werden. Und damit wirklich eine individuelle Behandlung 
ins Bereich der Möglichkeit gerückt wird, sollte man 
grundsätzlich für 200 befangene derselben Konfession einen 
Geistlichen im Hauptamt anstellen, sofern es sich um 
Zellenhaft handelt. Eine nebenamtliche Ausübung der 
Seelsorge ist in diesem Falle nicht einmal halbe Arbeit, 
namentlich wenn der betreffende Geistliche durch seine 
freie Gemeinde nicht unerheblich in Anspruch genommen 
ist. Andererseits möchte wohl als Maximalgrenze die Zahl 
von 300 Gefangenen der Konfessionsgemeinde festzuhalten 
sein. Grössere Anstalten, die nicht mit genügenden Ar¬ 
beitskräften ausgestattet werden, so dass eine Teilung der 
Seelsorge ermöglicht wird, führen zur Verflachung des 
Erziehungswerkes. Diesem Umstande ist es mit zuzuschreiben, 
dass in Italien für die Beseitigung der etatsmässigen Stellen 
der Anstaltsgeistlichen in der Presse Stimmung gemacht 
werden kann. Denn ich traf in Italien Anstalten von über 
1000 Gefangenen, die mit verschwindenden Ausnahmen der¬ 
selben Konfession angehören und trotzdem nur einen ein¬ 
zigen Geistlichen aufweisen, obgleich die Mehrzahl der 
Insassen in der Zelle untergebracht ist. Wenn auf 300 
Gefangene der gleichen Konfession ein Geistlicher kommt 
in ruhigen Anstalten, mit geringer Bewegung, wie dies in 
Zuchthäusern mit ihren längeren Strafen der Fall ist, so 
hat der Seelsorger, sofern er vorwiegend in Einzelhaft 
operieren muss, genug zu tun. In Anstalten aber mit 
raschem Wechsel der Leute und mit Strafen von 5 Wochen 
an, sollte man eher noch die Maximal grenze herunter- 
dröcken, um es zu ermöglichen, dass sich der Seelsorger 
mit den Gefangenen, die nur kurze Zeit da sind, intensiver 
beschäftigen kann. 

Zum überflüssigen Schreibwerk darf man es aber 
keineswegs rechnen, dass der Anstaltsgeistliche bei der 
Entlassung seiner Geraeindeglieder über jeden einzelnen 
an die Pfarrämter des nächsten Aufenthaltsortes zu be¬ 
richten hat. Die hessische Dienstanweisung wenigstens 
verlangt, dass er „einige Zeit vor der Entlassung oder im 
Falle der Begnadigung sofort mit dem zuständigen Geist¬ 
lichen des künftigen Wohnortes ins Benehmen tritt, um 
ihm von den Verhältnissen, namentlich dem Verhalten des 
Gefangenen während der Strafzeit und den an den Tag 
gelegten Zeichen der Besserung Kenntnis zu geben“, Ancli 
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Betten, Matratzen, Teppiche auszuklopfen. Eine nette 
Illustration zu der Predigt von der Sonntagsheiligung! 
Zum grossen Reinemachen dürften die Werktage Zeit 
genug bieten. Wenn von der Arbeitszeit nichts verloren 
gehen soll, mag man den Spaziergang opfern. Selbst¬ 
verständlich müsste auch alles vermieden werden, was das 
Schamgefühl verletzt. Die körperlichen Untersuchungen 
der Gefangenen sind unter Wahrung dieses Gesichtspunktes 
vorzunehmen und unbefugte Augen streng auszuschliessen. 
Es wäre ein Verstoss gegen die elementarsten Gesetze 
einer Erziehung zum sittlichen Empfinden, wenn man die 
Gefangenen truppweise, vielleicht gar mitten in der Zentrale 
und in den Gängen der Flügel splitternackt hinstellte zu 
Zwecken polizeilicher oder ärztlicher Untersuchungen. Dass 
dadurch eine raschere Erledigung der Geschäfte ermöglicht 
wird, kann dem moralischen Schaden gegenüber, der bei 
solchen meist in diesem Punkte defekten Naturen gestiftet 
wird, nicht in die Wagschale fallen. Auch die Bade¬ 
einrichtungen verdienten unter diesem Gesichtswinkel geprüft 
zu werden. 

Auch die Verwendung einzelner Gefangenen zu schrift¬ 
lichen Arbeiten auf der Schreibstube führt ebenfalls zu 
Korruptionen, die oft nicht mehr auszugleichen sind. Wer 
lange in grossen Anstalten gewirkt hat, dem wird auch 
einmal wie mir ein Rückfälliger in die Finger geraten, der 
dazu verwendet worden ist. Er kennt ganz genau die 
internen Vorgänge jener Anstalt, ihm waren Personalakten, 
Berichte aller Art, die Geschäftszimmer der Beamten zu¬ 
gänglich, da hat er nun so vieles beobachtet und gehört, 
das nicht dazu beigetragen hat, ihn sittlich zu heben, 
zumal er auch Kunde erhielt von der chronique scandaleuse 
einzelner Beamten und ihrer Familien, von den Differenzen 
persönlicher und dienstlicher Natur zwischen dem Vor¬ 
steher und anderen Beamten. Der betr. Gefangene, der 
mir dieses und ähnliches aus seinen Strafanstaltserlebnissen 
mitteilte, ist für die Erzieher ein komme perdu. Was soll 
man viel darauf antworten, wenn man ihm mit religiösen 
oder ethischen, auf christlicher Basis beruhenden Motiven 
kommt und er wendet ein: ein Direktor, der während 
einer längeren Strafhaft sein Vorgesetzter war, habe ihn 
gefragt, ob er in seiner Religion Ruhe und Frieden finde, 
und ihm sodann erklärt, auch ihn befriedige die Religion 
nicht? Da ich in der Lage war, die Verhältnisse jener 
Anstalt nachzuprüfen und die gravierendsten Punkte von 
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des MeiiBolieii wii-d sie 2 « DllletjtriteiQ and 

Küfpfu&ühern niaeheü; sondern im ö^^entei) aur ,lieber- 
aeqgmig’ bi’tn^ß; dass aut diesem noeti dunklen "Gebiete, 
wo selbst die ,Facbpsychiater ibaftcbmal daneben raten, 
ein Laie gana und gar nbbt komp^ient s^n darL 

Wejjn, aber der. Anstaltsgeistliebe seiiefls des Ärgtes' 
Misstraoe.ri Dicht verdient, so, ,dö,rf er gö-wiss' vom 

lirzte wob) wollende B^riickäiiihÖgüng u 
der Auf^bmi des Seelsorgers erwartßij,- . W ieben in einer 
Zelt des. religiö&eii SXepdsisbids-^^^ :*pauseücie und. Aber- 
rangende bekennen sich .an, Qiäd 

£^i neffimS' Und zu dem DubölsdieymoBds'r ignom^nm M 
'igmraMwus / '— Wnnö ste nicht g'ar mit dem grafifsen 
rilaterlalrömus, . de(' aijerdlögn in Vogt, Boeclnmr' und 
iroiegehott BCiBen Höhepunkt ftbersehntten hat und jetut 
vom paßtlieiBtischen Äronismus abgelöetist, -sprechen r Nm 
eit Bfiiis ‘f Bas■ Äü dek. JLi’tjcbeinup^welt 1^, GolL, Eiii; 
Ärzt, der dö.p sinnn . oder ariddrdn.Äph^ angeKört lüM, 

för seine Berson der Ansicbi ist, der Kemseb könne keine- 
Seele iip Simm der fdinstliehen Religien besiteen, dä ..^1b 
seinem Seuiermesser find heinor. Sonde fiboll nicht begegnet. 
sei; wird es dnbmvkauuf ibebtrortigen,können, wenn er aui 
Grunvl einer schwankeuden SehulmeSnung die Zirkel des 
Anstaltsgcjstiltdmn -MÖren. wollte ■ ßie gie-iGlie. Erwägung, 
.die dem Arzt .das Recht gibL zu. verlangen,: dass kein 
AiivStiiltsbeamter rlie Scliidlheräplej; die doch imsserörde-nt-; 
liehen, Wandlungen- UhterW'örten' ist, yhe seinen Rätleiiteh. 
verdächtige, davL der Seelsorger auch -t'Or sich ins Feld 
fuhren. Dasselbe' gilt aber auch von chrisülchcn ÖiUeti' 
Vorschriften, wobei . öS sich allerdings uuw-eden um g'e- 
.melnsebaftlißhe Gebiete händelu kann Und die Aiediziu ein 
Recht mitzureden für sich in Änspr.ueh nimmt, üm nuf 
einen solcher Berührungspunkte berauszoheben,.: ,so erklärt 
die Theologie in gewissen Fällen das aexuellc Leben für 
gebuiide», während eine mediziniache Richtung ea frei 
gibt tuid die "Betnediguug .des.Sexualtriebe^ erlaubt,’ 
anräi AVeim bcdspifelsw.eise ein -SittÜchkehsverbrechmV 
ledig,.-verwitwet ist-.oder .eine kränk© #ran hat, voai 8'ecL 
Borger zur Entlmllaamkeit erhiabut wird, b.o kann m feöhi, 
dass ihm der Arzt na helegt, Betäreti ä;rtfzösuche.u oder 
sonst bei ErwutChseuen. Äfizüklopi'ei). Aucii-lliCk balWi wh: 
es mit einer -medjzimsehch .-Rmd'fVA’ursfrnge -zu tuhrf dtd; 
alte^ ehilsttiefie,, durch Jäiff.tiWise.ntlfö gehetligde A.nAebau.uirg 
■befmdet - sieh aber in Pössesk und A'arf -hach dem'RiechtS’ 
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gTundsatz: Nemo malus praesumendus est, niti prohetur 
fordern, dass ihr erst der stringenteste Beweis vom Gegenteil 
erbracht wird. Bis dahin sollte deshalb auch die betreffende 
medizinische Lehrmeinung mit ihren Ratschlägen, die tief 
in das Gebiet der Ethik einschneiden, äusserst zurück¬ 
haltend sein. 

Wenn aber schon im Strafvollzug, der zumeist in inter¬ 
konfessionellen Anstalten seine Heimstätte hat. Weltliches 
und Geistliches einmütig Zusammenwirken und einander 
in die Hände arbeiten müssen, damit nicht der eine pflanzt 
und der andere ausreisst, so dürfen die Weltlichen von den 
Geistlichen der verschiedenen Konfessionen zweifellos er¬ 
warten, dass diese sich miteinander mindestens vertragen. 
Man wird jedem Geistlichen zugestehen müssen, dass er 
den Forderungen seines Gewissens und den Vorschriften 
seiner Kirche nachkommt und seinen Besitzstand zu wahren 
sucht. Ebendarum muss es ihm auch fern liegen in den 
Jagdgründen des Anderen zu pirschen. Bis jetzt hat mir 
denn auch noch kein Anstaltsgeistlicher hierüber geklagt. 
Trotzdem halte ich jene Bestimmung der hessischen Dienst¬ 
anweisung nicht für überflüssig, wonach „Besuche eines 
Geistlichen bei Gefangenen eines anderen Bekenntnisses 
nicht statthaft sind“ und „Ausnahmen nur auf ausdrück¬ 
liches Verlangen des betr. Gefangenen und mit Genehmigung 
des Direktors“, der aber vorher das Ministerium um Er¬ 
mächtigung bitten muss, zugelassen werden. Bei Gefahr 
im Verzüge ist die ministerielle Erlaubnis nachträglich 
einzuholen. Dadurch wird selbst jeder Verdacht der 
Proselytenmacherei ausgeschlossen und dem Frieden unter 
den Geistlichen, die doch wohl auch hierin für ihre Mit¬ 
beamten und vor allem für ihre in diesem Punkte kranken 
Gemeindeglieder vorbildlich sein sollen, am besten gedient. 

Der heutige Strafvollzug hat mit Recht auch die 
Schule in seinen Dienst genommen. Wissen ist heutzutage 
mehr als je Macht. Wer an geschulter Intelligenz andere 
überflügelt, kommt vorwärts ■ der wissensarme und geistig 
lahme bleibt zurück und hat dann grössere Versuchungen, 
sittlich zu entgleisen, wenn er sich nicht mit seinen 
schwachen Kräften wirtschaftlich über Wasser halten kann. 
Darum ist es nur freudig zu begrüssen, dass unsere An¬ 
staltsschule hier den Hebel einsetzt und in den ver¬ 
schiedenen Fächern Lücken ausfüllt und Vorhandenes 
vervollkommnet. Aber dieselbe Waffe, die der Straf¬ 
anstaltslehrer dem Gefangenen in die Hand gibt, um im 
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wirtschaftlichen Ringen nicht unterzugehen, wird zum 
zweischneidigen Schwert, das gegen die Gesellschaft ge¬ 
kehrt wird, sobald das Wissen nicht auf religiös-sittlicher 
Grundlage beruht. Wenn dem mit Wissensstoff bereicherten 
Gefangenen der innere Halt fehlt, so wird er mit um so 
grösserer Findigkeit und Raffiniertheit seine antisozialen 
Triebe zur Ausführung bringen, oder wie dies der alte 
Cicero ausdrückt: » Qui froficit in lüteris et deßcit in vir- 
tuiibus, plus deficit quam proficit«. Unsere Anstaltsschule 
kann daher nur dann ihrer Aufgabe gerecht werden, wenn 
sie neben der Pflege der intellektuellen Vermögen auch 
an der Herzensbildung kräftig mitwirkt und so der Seel¬ 
sorge förderlich zur Seite steht. Sie vermag aber sowohl 
negativ wie positiv viel zur Schaffung eines neuen Menschen 
beizutragen. Vor allem wird sie vermeiden, das, was die 
Pastoration aussäet, nicht durch Nachsprechen unbewiesener 
Theorien, wie sie von Zeit zu Zeit dieser oder jener Ge¬ 
lehrte auf- und dem Christentum gegenüberstellt, zu unter¬ 
graben. Dagegen sollte der Anstaltslehrer mit aller An¬ 
spannung der Kräfte und unter zu Hilfnahme aller Lehrmittel 
und • pädagogischen Kunstgriffe das dankbarste Feld der 
Erziehung bebauen. Keine Stunde dürfte vorübergehen, 
ohne dass er seine Schäler für ein sittliches Gut interes¬ 
siert oder gegen das allgemein als Unrecht empfundene 
Böse einnimmt. Selbst die Rechenstunde lässt sich in 
diesem Sinne erzieherisch verwerten. Das erfordert frei¬ 
lich eine gründliche Vorbereitung für jede Stunde, bei der 
man das zu erstrebende spezielle sittliche Ziel von vornherein 
festhalten muss, damit sich um dieses, wie um den Kern 
alles andere gruppiere; sonst kommt das non multa, sed 
multum, dieses goldene Axiom des Unterrichtes, das leider 
in unserem ganzen Unterrichtsbetrieb immer noch nicht 
genug beachtet wird, zu wenig zur Geltung. 

Da ferner dem Anstaltslehrer wohl in den meisten 
Anstalten die Verwaltung der Gefangenenbibliothek obliegt, 
so kann er aüch hier parallel mit dem Seelsorger arbeiten 
oder schaden. Ueber die Wirksamkeit der Lektüre ein 
Wort zu verlieren hiesse Eulen nach Athen tragen. Wenn 
daher der Lehrer bei seinen Bücher Vorschlägen Werke, 
die vielleicht für andere Leser unschädlich, aber für Ge¬ 
fangene ungeeignet sind, zur Anschaffung empfiehlt oder 
vorhandene, die einem religiös gefestigten Gefangenen 
recht wohl gegeben werden können, anderen zugängig 
macht, so möchte bald der Anstaltsgeistliche, wie jener 
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werden, um den besser Gesinnten nicht die Andacht zu 
verderben und keinem begründetes Aergernis zu geben. 
In unseren simultanen Anstalten wird man auch auf die 
Frage stossen, ob es sich nicht empfehle, im Gottesdienst 
nur oder doch wenigstens grundsätzlich Aufseher der be¬ 
treffenden Konfession zu verwenden. Es mag dies ja nicht 
immer durchführbar sein, namentlich wenn die Zahl der 
Aufseher der einen Konfession eine kleine ist. Aber man 
sollte doch als Regel festhalten, dass im Interesse einer er- 
spriesslichen Seelsorge die Aufseher, die die Gefangenen 
von vorne oder von der Seite her zu beobachten haben, 
tunlichst der gleichen Konfession angehören. Die Liturgie 
verlangt von Besuchern des Gottesdienstes bei dessen ver^ 
schiedenen Teilen gewisse Zeremonien, so das Kreuzzeiehen, 
Niederknien bei der Wandlung, dem sakramentalen Segen usf. 
Selbstverständlich erwartet niemand vom Andersgläubigen, 
dass er sich den Uebungen anschliesse. Wenn dieser 
sich nun auch durchaus korrekt benimmt, so sind 
sich die Gefangenen eben doch bewusst, welche Auf¬ 
fassungen über seinen kirchlichen Kult bestehen und das 
muss sie ganz natürlicher Weise je nach der Individualität 
mehr oder weniger genieren. 

Im übrigen wird alles darauf ankommen, ob der Auf¬ 
seher jene sittliche Persönlichkeit ist, die dem ständigen 
Umgang mit den Gefangenen jenen heilsamen Einfluss 
verleiht, den der Strafvollzug haben soll. Dass der Auf¬ 
seher vor allem ein männlicher, fester, entschlossener, 
bestimmter Charakter sein müsse, wird niemand bestreiten. 
Er muss wissen, was er soll und will, aber auch mit Ent¬ 
schiedenheit und unerbittlicher Konsequenz seinen Dienst 
tun. Das wird ihn zum Prachtexemplar eines Aufsehers 
machen für alle jene im Willen geknickten, halben Menschen, 
die scharenweise als Müssiggänger, Betrüger, Diebe, Sittlicli- 
keitsverbrecher etc. die Schmarotzer am sozialen Organismus 
sind. Ein Waschlappen als Aufseher wäre für solche 
Schädlinge das richtige Schlaf pul ver. Andererseits darf 
aber die Schneidigkeit, wenn sie nicht nachteilig wirken 
soll, gewisser anderer Eigenschaften nicht entbehren. Denn 
wenn sie nicht in der Güte wurzelt, wenn der Aufseher 
nur Beschliesser, nur Zerberus ist, wird der Erzieher zwar 
gefürchtet, aber nicht geliebt; und schliesslich haben wir 
es ja alle einmal selbst erfahren, dass man sich einen 
Menschen, der nur Stacheln hat, nicht zum Muster nehmen 
mag. Und doch haben gerade unsere Gefangenen es so 
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nötig, dass die Menschenfreundlichkeit ihrer Helfer und 
Retter die Güte in ihrem kalten Herzen, das den Altruismus 
bis zur kriminellen Betätigung verletzt hat, entzünde. Es 
soll freilich nicht eine sentimentale, zärtliche Freundlich¬ 
keit sein, die den Aufseher beseelt, sonst möchten unsere 
Weichlinge wieder darunter leiden, aber die Empfindung 
müsste ein Gefangener immer seinem Aufseher gegenüber 
haben, dass dieser, obwohl er streng auf Ordnung hält, 
es doch von Herzen gut mit seinen Leuten meint. Wer 
sodann das Heer der Betrüger und Lügner überblickt und 
die Verleumder samt den Meineidigen hinzu nimmt, die der 
Ehre und dem Eigentum ihres Nächsten mit Unwahrhaftig¬ 
keiten zu nahe treten, müsste es aufs tiefste beklagen, 
wenn unsere sämtlichen Aufseher nicht so wahrhaftig und 
glaubwürdig wären, dass man Häuser auf ihr Wort bauen 
könnte, sonst hätte man ja merkwürdige Gärtner in die 
Erziehungshäuser des Strafvollzugs gestellt. Dass ferner 
unsere vielen Ungerechten Vorbilder strengster Gerechtig¬ 
keit und Unparteilichkeit bedürfen, liegt auf der Hand. 
Das Suum cutque muss dem Aufseher stets vorschweben. 
Hat der Gefangene nach Kräften seine Schuldigkeit getan, 
so gebührt ihm kein Tadel und kein unwirsches Gesicht, 
weil der Aufseher eben gerade nicht gut gelaunt ist; und 
wenn er sich verfehlt hat, so bezieht er seinen Verweis, 
und sollte er es auch verstehen, den Aufseher durch 
Schmeichelei für sich einzunehmen. Nicht zu vergessen 
ist auch, dass der Aufseher im Dienste unverdrossen sein 
muss, da so oft unsere vielen Tagdiebe sich leicht recht- 
fertigen können. 

Das Bild eines vollkommnen Aufsehers mag noch 
andere Züge fordern, aber so viel steht doch wohl schon 
fest, dass die Auswahl eine sehr sorgfältige sein müsse, 
und dass das gefundene brauchbare Material gut zu 
schulen ist. Es genügt keineswegs, dass die jüngeren 
Aufseher nur vom Lehrer Nachhilfestunden erhalten, um 
die Arbeitsbücher führen und Meldungen schreiben zu 
können: weit wichtiger ist, dass sie mit dem Geist unseres 
Strafvollzugs bekannt gemacht werden. Das Wie und 
Wann und Wie oft hier zu erörtern, liegt nicht in dem 
Zweck dieser Zeilen. Durch welche Oberbeamte Instruk¬ 
tionskurse für die Aufseher zu halten seien, dürfte nach 
dem Ausgeführten klar sein. Es bleibt aber auch zu 
ei wägen, ob nicht die älteren Aufseher von Zeit zu Zeit 
wieder an die Richtlinien des Strafvollzugs erinnert und 
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mit Liebe zu ihrem nicht leichten, verantwortungsvollen 
Berufe erfüllt werden sollen. Unter allen Umständen 
werden sich sämtliche Oberbeamten nicht verhehlen 
dürfen, dass der Segen des Strafvollzuges, insoweit er er¬ 
zieherisch wirken soll, durch die Aufseher nur dann auf 
die Gefangenen weiter geleitet wird, wenn die Aufseher 
durch die guten Beispiele von oben erkennen, dass durch 
das ganze Haus das hohe Lied erklingt: f>Recede a malo 
et fac bonum — 

Es wäre sonach ungerecht, wenn man angesichts der 
Zunahme der Kriminalität im deutschen Reiche das System 
der Strafvollstreckung in der Einzelhaft in Bausch und 
Bogen verurteilen oder wenigstens die Wirksamkeit der 
Seelsorge überhaupt bezweifeln wollte. Der Strafvollzug 
wird von Menschen geübt, und wo Menschen sind, gibt es 
Fehler und Unvollkommenheiten. Je besser und tüchtiger 
diese Organe sind, je höher sie moralisch stehen, um so 
erfolgreicher wird sich auch das Zellenhaftsystem er¬ 
weisen. 

Freilich, wenn man das stete Wachstum der Krimi¬ 
nalität der letzten Jahrzehnte als Masstab für die Be¬ 
urteilung des Wertes der Zellenhaft nimmt, liegt eine 
abfällige Kritik sehr nahe. Ob sie aber logisch richtig 
ist ? Man kann die Zelle doch gewiss nicht verantwortlich 
machen für die erstmalig Bestraften. Wenn also feststeht, dass 
diese sich gemehrt haben, müsste man eben nach anderen 
Verbrechensursachen Umschau halten. Allerdings bietet 
auch die Statistik der Rückfälle ein wenig erfreuliches 
Bild. Aber warum soll denn da gerade der Strafvollzug 
in der Zelle das Karnikel sein? Was kann die Zelle an 
einem Rückfälligen bei seiner ersten oder zweiten Strafe 
viel gut gemacht haben, wenn diese 5 Wochen oder 2 
Monate gedauert hat, zumal da sie vielleicht in beschränkter 
Gemeinschaft vollstreckt wurde, weil man in den Arbeits¬ 
betrieben die Leute mit kurzen Strafen nicht unterzubringen 
weiss? Aber selbst wenn der Rückfällige auch schon 
eine längere Strafe in der Zelle verbüsst hätte und alle 
Finessen der Erziehungskunst an ihm geübt worden wären, 
so beweis»! seine Rückkehr in das Strafhaus doch wahr¬ 
haftig noch nichts gegen die Einzelhaft und unseren Straf¬ 
vollzug, da ja noch so und so viel andere Faktoren in 
Betracht kommen, für die der Strafvollzug nicht haftbar 
gemacht werden darf. Vor allem müsste man erst einmal 
die Gesellschaft auf die Höhe gehoben haben, dass diese 
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Zur Frage der Auskunftserteilung. 

Von Direktor Dr. Gennat. 


Die Band 42, Seite 725 dieser Zeitschrift aufgeworfene 
Frage betrifft einen Einzelfall. Ueber die Entscheidung 
und deren Begründung wird man ganz oder teilweise 
anderer Meinung sein dürfen, und das, obwohl Dr. Leon¬ 
hard Zustimmung oder Nachfolge gefunden hat. Es 
scheint mir nun wünschenswert, der Angelegenheit einen 
weiteren Rahmen zu geben und sie auf breitere Grundlage 
zu stellen, indem allgemein gefragt wird: 

Wie haben sich die Gefängnisverwaltungen gegen¬ 
über Anfragen Privater, betreffend Gefangene oder 
Entlassene zu verhalten? 

Nach meiner Auffassung so, wie dies die Behörden 
überhaupt zu tun haben oder doch üblicherweise tun. 

Dass die Zuständigkeit gegeben sein muss, betrachte ich 
als selbstverständlich. Die Auskunft darf also nicht durch 
eine Vorschrift oder den Inhalt der Anfrage, z. B. ob ein 
Wiederaufnahraeantrag Erfolg verspreche, ob ein Gnaden¬ 
gesuch werde befürwortet werden, ob es richtig sei, eine 
Klage — etwa auf Ehescheidung — zu erheben, verboten 
sein. Davon abgesehen, will mir nicht einleuchten, weshalb 
die Gefängnis Verwaltung sollte mit besonderem Masse ent¬ 
weder messen müssen oder gemessen werden. Davon 
später. 

Denn es handelt sich zunächst um die Vorfrage, was 
als amtliche Auskunft anzusehen ist und zu gelten hat. 
Meiner Ansicht nach: Die Offenbarung einer einer Behörde 
dienstlich auf welche Weise immer bekannt gewordenen 
Tatsache. Die dafür gewählte Form spielt keine Rolle. 
In diesem Sinne ist Auskunft auch die Gewährung der 
Einsicht in Schriftstücke und Akten. 

Vielleicht wird mir entgegengehalten, die Behörde sei 
dabei nicht aktiv, sondern dulde nur etwas. Nun wird 
wohl aber niemals und nirgends gestattet, dass die Einsicht- 
nehmenden. sich die Akten usw. holen, und von mehr-, 
oder gar vielbändigen Akten wird nur der einschlagende 
Teil vorgelegt, der mithin amtlicherseits herauszusuchen 
ist. Letzterenfalls lässt sich von einer bloss mechanischen 
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Tätigkeit nicht mehr reden, noch weniger, wenn Ab¬ 
schriften erteilt w^erden. Ich gebe zu, dass darin kein Er¬ 
gebnis eigener Gedankenarbeit zu erblicken ist. Stellt 
sich denn aber die Mitteilung über einen sofort und ohne 
jegliches Bemühen und Nachdenken feststellbaren Umstand 
als solche dar? Und worin besteht der Unterschied, ob 
der Fragesteller in diesem Falle das Gesuchte selbst auf¬ 
schreibt oder behördlicherseits aufschreiben lässt? Freilich 
ist letzteren falls die amtliche Stelle für die Richtigkeit 
haftbar, aber doch auch für die Fehlerlosigkeit der vor¬ 
erwähnten Abschriften und ich möchte wenigstens eine 
gewisse disziplinarische Verantwortlichkeit nicht von der 
Hand weisen, wenn durch Vorlegung falscher Akten — 
sofern diese nicht etwa irrtümlicherweise verlangt 
worden sind — ein Schaden entsteht. 

Diese Betrachtungen sind nicht um ihrer selbst willen 
angestellt, sondern haben praktische Bedeutung, was bald 
klar in die Erscheinung treten wird. 

Recht und Pflicht zu amtlicher Auskunftserteilung 
wird durch kein Gesetz grundsätzlich geregelt und der 
Gebrauch bei den Dienststellen ist verschieden. Es gibt 
aber einzelne gesetzliche Bestimmungen, die sich darüber 
aussprechen, sowohl in welcher Art, als welchen Personen 
Auskunft zu geben ist. 

Es wird einerseits teils nur die Einsicht in Listen, 
Verzeichnisse, Register usw., teils auch in zugehörige 
Schriftstücke — bald unentgeltlich, bald gegen eine Ge¬ 
bühr — gestattet, teils auf Verlangen eine Abschrift erteilt 
und auf weiteres Verlangen beglaubigt, und zwar ent¬ 
weder ohne weiteres oder nur unter Bedingungen, teils eine 
Tatsache bescheinigt, andererseits teils jedermann, teils 
nur derjenige zugelassen, der ein berechtigtes Interesse 
darlegt. So steht die Einsicht in das Verzeichnis derer, 
die den Offenbarungseid geleistet habend), in die Liste der 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen während der Dienst¬ 
stunden ^a), in die Gebrauchsmusterrolle sowie die An¬ 
meldungen, auf Grund deren die Eintragungen erfolgt 
sind^), und in die Patentanmeldungen mit sämtlichen Bei¬ 
lagen^) jedermann frei und ist die Einsicht der Register 
sowohl der See- als der Flusschiffe während der gewöhn- 

Z.-Pr.-O. S. 915, 

‘a) Genossenschaftsgesetz § 12 Abs. 3. 

-) Gebrauchsmusterschutzgesetz § 3 Abs. 5. 

”) Patentgesetz § 23 Abs. 3. 
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Dienststelle sich anders verhalten soll als die übrigen Be¬ 
hörden. Sie dient genau so gut dem allgemeinen Wohle 
und ist gerade so ein Organ des öffentlichen Rechtes als 
diese. Sie wirkt im Lichte des Tages und darf nicht mehr 
Geheimnisse, als unumgänglich ist, haben. Und die Ge¬ 
fangenen sind uns zwar nicht bloss mit ihrem Wehe, sondern 
ebenso sehr mit ihrem Wohle, aber eben nicht bloss mit 
ihrem Wohle, sondern auch mit ihrem Wehe anvertraut, 
so dass es nicht unsere Aufgabe ist, sie zu schädigen oder 
zu quälen, aber auch nicht, alles Ungemach, jede Unbe¬ 
quemlichkeit oder Unannehmlichkeit, die die Gefangenschaft 
unmittelbar oder mittelbar mit sich bringt, von ihnen fern¬ 
zuhalten. 

Endlich wird die Spur ihres Dagewesenseins durch 
die Entlassung nicht restlos verwischt. Es ist doch nicht, 
als wäre ihnen eine Tarnkappe ubergeworfen gewesen oder 
entstiegen sie einem Jungbrunnen als völlig neue und andere 
Menschen. Sie dürfen nicht der Neugierde preisgegeben 
werden, lassen sich aber auch nicht gänzlich verleugnen. 
Ja, sie melden sieh nach erlangter Freiheit häufig genug, 
um wegen allerlei anzufragen oder dies oder das zu ver¬ 
langen, z. B. Feststellung darüber, wo sie untergebracht 
waren, was sie gearbeitet haben, wo der eine oder andere 
Mitgefangene geblieben sei, Neuausstellung verlorener Ent¬ 
lassungsscheine, Erteilung von Führungszeugnissen, Unter¬ 
stützungen. Die Auskunft über einen Gefangenen oder 
Entlassenen kann sogar sehr wohl in dessen Interesse 
liegen, wie wenn ein gegenwärtiger oder zukünftiger Arbeit¬ 
geber über die Persönlichkeit unterrichtet werden will und 
sich günstig berichten lässt. 

Mag nun dahingestellt bleiben, ob und inwieweit 
Private ein Recht auf Auskuiiftserteilung seitens der 
Gefängnis Verwaltungen haben, die Billigkeit wird solche 
häufig erheischen. Beantworten wir doch unter Umständen 
Anfragen selbst über Beamte und zwar auch für den 
Fall, dass sie nicht mehr im Dienste stehen. Soll der 
Gefangene oder Entlassene günstiger gestellt sein und die 
Freiheitsstrafe eine Art Freibrief gegen das Andrängen 
lästiger Gläubiger gewähren? Sollen sie, denen die Ver¬ 
folgung, geschweige Durchsetzung ihrer Rechte eben um 
der Gefangenschaft ihrer Schuldner willen schon schwer 
genug gemacht ist, vielleicht um jene gebracht werden 
und somit leer ausgehen? Wohl haben die Gefangenen 
Anspruch auf Schutz gegen Ungebühr Dritter, diese aber 

Blätter für Gefängniskunde. XLIV, 
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über ihr zukünftiges Unterkommen, sodass selbst die Auskunft 
der Gefängnisverwaltung nichts nützt *) und will ich diese 
nur beim Nachweise eines berechtigten Interesses geben, 
während die Polizeibehörde sie ohne Weiterungen erteilt. 
Endlich wird gewiss keine Behörde,, die den Aufenthalt 
jemandes, der nicht Gefangener ist oder gewesen ist, kennt, 
während ihn die Polizei nicht kennt, die Auskunft ver- 
w^eigern, wenn ihr sowohl dieser Umstand als das berech¬ 
tigte Interesse klargelegt wird. Der Gefangene oder 
ehemalige Gefangene wird also nicht schlechter gestellt 
oder benachteiligt. Eine Schädigung der Gefangenen oder 
Entlassenen ist weder beabsichtigt, noch zu erwarten, aber 
auch eine Schädigung Dritter abzuwehren. 

Vielleicht ist der Einwand zu gewärtigen, dass durch 
die Auskunft die gegenwärtige oder frühere Gefangen¬ 
haltung verraten werde. Das kann aber auch die Wir¬ 
kung einer polizeilichen Auskunft sein und jene Tatsache 
ist den Änfragenden allermeist bekannt und gerade die Grund¬ 
lage für das Auskunftsersuehen. Anfragen, ob jemand sitze 
oder gesessen habe, tragen sich gelegentlich zu. Nicht ein¬ 
mal das wird den Polizeibehörden stets zur Kenntnis 
kommen. Erhalte ich doch beinahe täglich Anfragen 
dieser, ob sich Personen hier befinden oder befunden haben. 

Wie und wodurch das berechtigte Interesse nach¬ 
gewiesen werden soll, lässt sich nicht ein für alle Mal 
sagen, sondern hängt von den Umständen des Falles ab. 
Man mag meinetwegen einen strengen Masstab anlegen, 
Oefter wird es aktenkundig, bei gewissen Personen, als 
nahen Angehörigen (Ehegatten, Kindern, Eltern, Ge¬ 
schwistern) und dem als solchen bekannten Verteidiger — 
besondere Verhältnisse, die unlauteren Gebrauch befürchten 
lassen ausgeschieden — zu unterstellen sein. 

Hegt man irgendwie Zweifel, ob das Interesse ge¬ 
nügend berechtigt sei, so steht mindestens während der 
Haft die Befragung des Gefangenen offen, ob und was er 
gegen die Auskunft einzuwenden habe.^) Es begegnet 
mir fast nie, dass Widerspruch erhoben wird. Zuweilen 
bitten mich die, die es angeht, ihrerseits mit den Frage¬ 
stellern in Verbindung treten zu dürfen, was ich selbst- 

Eine Mitteilung, dass die Adresse unbekannt oder angegeben 
ist: Hamburg, in das Mecklenburgische, nach dem Auslande ist ge¬ 
wiss unverfänglich. 

*) Wer will, mag auch bei den Entlassenen anfragen. Im 
Wege steht dem nichts. 
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denke ferner daran, dass oft genug grosse oder gefährliche 
Gauner — ich habe z. B. Logisdiebe und Kautionsschwindler 
im Auge — gerade unter kleinen Leuten ihre Opfer suchen 
und meist finden. Man halte sich endlich gegenwärtig, 
dass auch die vertragsmässigen Forderungen an die Ge¬ 
fangenen zum weit überwiegenden Teile Leuten zustehen, 
die hart zu kämpfen und ihr bischen Dasein mühsam zu 
fristen haben, wie Zimmervermieter, Kleinkrämer, die Brot¬ 
frau, der Milchmann, um zu der üeberzeugung zu kommen, 
dass von unserer Seite schlechtweg und grundsätzlich jede 
Hilfe zur Ermöglichung der Rechts Verfolgung oder Rechts- 
verwirklichung nicht nur eine Verleugnung sozialen Empfin¬ 
dens, sondern sogar den Schutz des Verbrechers auf Kosten 
des Schutzes ehrlicher Menschen bedeuten kann. Wahr¬ 
hafter Gerechtigkeit aber entspricht es nicht. 


Eine Frau als langjährige Yerwaiterin eines Zucht- und Arbeitshauses. 


Mittels Landesherrlichen Dekretes vom 21. Oktober 1775 wurde 
eine Frau, Wittwe des vorigen, im 34. Lebensjahre ermordeten, Vor¬ 
stehers, zur Verwalterin des Zucht- und Arbeitshauses in Fulda er¬ 
nannt, Sie blieb im Amte weit über ein Viertel Jahrhundert hindurch 
und zwar in einer Zeit, welche aus bekannten Gründen eine besondere 
Zunahme der Verbrechen auf wies. 

Man kann sich einen weiblichen Verwalter unter Geltung des 
dermali<>ea Strafrechtes und der damaligen Art der Gefangenen- 
Behandlung nur schwer vorstellen. Ob ihre Dienstführung den Beweis 
geliefert hat, dass auch eine Frau, wie in der Versammlung in 
Närnbei-g 1901 von einzelnen Rednern bei der damals behandelten 
Frage über weibliche Beamte in den Strafhäusern behauptet wurde, 
die Fähigkeit habe, einem Strafhause vorzustehen und oh sie diesen 
Beweis um deswillen um so gründlicher erbracht hat, als auch männ¬ 
liche Gefangene, gewiss in der Mehrzahl in Fulda detiniert wai'en, 
diese Frage muss hier offen gela.ssen werden, da mir genügendes 
Material zur Prüfung nicht vorlag. Insbesondere fehlten Angaben 
über die Handhabung der Disziplin, wie über das Verhältnis zu den 
jedenfalls meist männlichen Beamten. An Energie und Mut, ihr Recht 
zu vertreten hat es der Verwalterin nicht gemangelt, wie ich aus 
einigen, der Vernichtung anheim gefallenen alten Papieren mir aus¬ 
gezogen habe. Besondere La.st hat die Rechnungslegung, wie es 
scheint, dauernd verursacht. Wenn man ihre eigentümlichen Ant¬ 
worten und Ergüsse lie.st, so will einem zuerst der scharfe Ton im 
Gegensätze zu den sonstigen, dermaligen Devotionalien gar nicht 
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recht passen. Aut jeden Fall dürfte heute kaum ein Rechnungsführer 
es nötig haben oder sich veranlasst fühlen, so — tapfer und pikiert 
zu antworten und zu berichten, wie sie. Oder erklärt hier vielleicht 
alles der Umstand, dass eine leichter erregbare und leichter sich 
beleidigt fühlende Frau die Feder führte? Zu einem Schlüsse in der 
Richtung der Nürnberger Tagung deutscher Strafanstaltsbeamteu 
möchte ich nicht,schreiten, überlasse vielmehr alles dem Leser. 

Ich gebe in Folgendem den Inhalt der genannten Papiere 
zum Teil wörtlich wieder und Ich glaube, dass die Zeilen nicht ohne 
Interesse sein werden, zumal von einer weiblichen Verwalterin eines 
Strafhauses in diesen Blättern, so weit ich dieselben nachschlagen 
kann, noch nie die Rede war. 

Für Schreibmaterialien hatte die Zuchthausverwalterin 15 Taler 
jährlich berechnet. Die Oberrevisionsbehörde forderte die Beibringung 
der Erlaubnis zu solchem Jahressatze, „man solle vordersamst de¬ 
tailliert vorlegen, dass man wirklich so viele Schreibmaterialien nötig 
habe.“ In dem Berichte zu d«r Spezifikation des wirklichen Gebrauches, 
sagt die Verwalterin, dass die Revisionsinstanz nur deshalb Anstand 
nehme, den Betrag zu genehmigen, „weil jene hohe Behörde mit den 
in der Verwalterei vorkommenden Geschäften nicht genug be¬ 
kannt sei“. Man reiche daher eine gewissenhafte Spezifikation der 
hohen Einsicht ein, deren Richtigkeit man eidlich zu erhärten im 
Stande sei. „Es sollten aber solche Weitläufigkeiten gar nicht nötig 
sein, indem jeder Sachkundige beim ersten Ueberblicke von der 
Richtigkeit der Ansätze schon volle moralische üeberzeugung erhält 
und folglich die Anerkennung dieser so überaus bescheidenen 
Forderung die gewisse Folge sein wird.“ Die Spezifikation führt 
Briefe zwecks Beitreibung fälliger Zinsen, Speisezettel, Wochenzettel, 
Monatslisten, Berichte etc. „mit nur ailzubilligem Preiss“ auf. Zu der 
Verwalterin „eignem Schaden“ wird der „über alle Massen niedrige 
Preiss“ für Papier zu Rechnungen, Quittungen, Beilagen, Rezepten 
für Arzt und Wundarzt, Kuverts xind sonstigen Emballagen mit 
2 Talern jährlich angesetzt. Für Herstellung der benötigten Tinte 
werden liquidiert 2 Taler 16 Sgr. für Essig, Galläpfel, Alaun, Gummi- 
arabicum, Vitriol und dabei wird gesagt: „wer mit Schreibereien sich 
beschäftigt, weiss aus eigener Erfahrung, dass nichts mehr vertrocknet, 
wie Tinte und dass somit in diesem Ansätze gar nichts übertriebenes 
liegt.“ Die Verwalterin fährt dann fort: „Mit 4 Bund Federkiel 
komme ich zwar kaum aus, doch will ich aus schädlicher Vorliebe 
zur Billigkeit nicht mehr ansetzen, als drei Taler; dass ich monatlich 
einen Bleistift gebrauche, das wird gewiss Niemand bezweifeln woben. 
Wenn ich ein Pfund Siegellack für das ganze Jahr ansetze, so erträgt 
es erst auf IV, Monat eine Stange, wo ich oft in einem Monate mehr, 
wie eine Stange verbrauche. Also auch dieser Ansatz trägt das 
Gepräge der übertriebenen Billigkeit.“ Streusand, Bindfaden und ein 
Federmesser werden dann noch angesetzt und mit dem Bemerken, 
dass man noch andre Sehreibbedürfnisse gar nicht rechnen. wolle, 
der Jahresbedarf für Bureaukosten auf 16 Taler 30 Sgr. festgestellt. 

bei Gelegenheit von Beantwortung von Anständen gegen Zinsen¬ 
berechnung vom Kapitalstoeke des Zuchthauses bemerkt die Ver¬ 
walterin scharf und bündig, dass sie den ihr gemachten Vorwurf ganz 
und gar nicht verdiene, dass vielmehr die Sache in Ordnung sei, 
was sie mit ihrer Ehi’e verborgen könne. Mit der Rechnungslegning 
und Revision hatte man es übrigens dermals sehr wenig eilig. Am 
4. März 1810 berichtet die Verwalterin, man habe Ende 1803 die Zucht- 
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hausreehnung pro 1802 dem ehemaligen Hof- und Polizeikolleg unter¬ 
tänigst vorgelegt und zur Beantwortung der Monita sei diese Ende 
des Jahres 1807 (!) an die Zuchthausverwaltung zurückgekommen. 
Zu der Beantwortung bedurfte die Verwaltung einiger Rechnungs¬ 
auszüge und sie erbat dieselbe zeitig; „aber bis zur Stunde (4. März 
1810!) hat man nicht ausmachen können, wo diese Rechnungen zu 
suchen seien.“ Man (Zuehthausverwaltung) habe doch selbst das 
grösste Interesse daran, dass die rückständigen Rechnungen von 
sieben Jahren auf einmal fertig gestellt würden. Laut Bericht vom 
8. August 1810 ist endlich die Rechnung von 1802 revidiert zurück¬ 
gekommen, nachdem sie 6—7 Jahre „in der Revision lag“. 

Uebrigens erging Juli 1810 ein höchster Befehl, dem zufolge 
alle rückständigen Rechnungen bis zum November gestellt werden 
sollten und zwar von jedem,- „den es nur immer betreffen mag.“ 
Wer nicht zeitig einreichte, erhielt Strafe einznhaltender Besoldung 
und andre harte exzentrische Strafen angedroht. Das Zuchthaus 
aber hat sich, wie es scheint, nicht sehr beeilt, denn im folgenden 
Jahre wird seitens des Staatrates verfügt; „Seine königliche Hoheit 
{Grossherzogtum Frankfurt, Departement Fulda) sei fest entsci lossen, 
mit anhaltendem Ernste die Zwecke zu erreichen, Ordnung in der 
Comptabilitö herzustellen. Zu dem Ende werden Militärexekutionen 
und Geldstrafen von 5 oder 10 Talern angedroht. Es mag wohl der 
passive Widerstand gegen die Fremdherrschaft mitgesprochen haben 
und es klingt so etwas bei der tapferen Frau durch, wenn sie, als 
ihr Gegenzeichnungen auf gewissen Quittungen abverlangt wurde, 
deren es früher nicht bedurfte, schreibt: „ . . . Da es indessen be¬ 
fohlen ist, muss man Folge leisten.“ 

Im Jahre 1811 sollte sich die Zuchthausverwaltung geweigert 
haben, mit der Spitalverwaltung abzurechnen; kraft höchster V’^oll- 
macht wird’s indes befohlen. Darob aber ergrimmt die Verwalterin 
und erklärt, dass ihr eine Weigerung gar nicht eingefallen sei. Die 
Verzögerung der Sache sei vielmehr durch die gnädigste Herrschaft 
Selbsten verm-sacht worden und wenn diese Sache wirklich nun 
geändert werden sollte, dann müsste man das Institut des Zuchthauses, 
welches 45 Jahre bestanden, erst über den Haufen werffen. „Aus dem 
(besagten geht nun gewiss hervor, dass mich der Vorwurf einer Ver- 
zöprung nicht treffen kann und dieses ist meine Beruhigung. Durch 
Widerspenstigkeit eine hohe Behörde vorsätzlich gegen mich auf¬ 
zubringen, habe ich mir nie beigehen lassen, indem mir Befehle von 
oben her heilig sind und zudem auch meine Person, die ohnehin 
bis itzt vom Glücke isoliert war, so ein Beginnen in liefen Schatten 
setzen würde.“ 

Sehr erbost ist dann die Verwalterin im Jahre 1812 auf den 
Beamten, der ihre Rechnung revidierte. „Wenn ich“, so schreibt sie, 
„den Herrn Revisor meiner Rechnung zu kennen die Ehre hättp, so 
würde ich im Stillen vielleicht denken — Gedanken sind ja zollfrei? — 
dass derselbe mich ein wenig chikaniren wolle. Denn ich begreife 
nicht, wie diese die Vorlage der Rechnungen und Quittungen über 
angeschaffte Viktualien verlangen kann, da ich doch die Berechnungen 
grade so gemacht habe, wie von der Zuchthauskommission schon 
über 40 Jahre vorgeschrieben. Der Herr Revisor irrt daher sehr, 
wenn er glaubt, meine Rechnung sei nicht in Ordnung. Diese ist so 
gestellt, wie sie nach bestehenden Verhältnissen gestellt werden muss 
nnd fast durch ein halbes Jahrhundert gestellt wurde.“ 
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Früher hatte die Zuchthauskommission sich mit den einzelnen 
Einkäufen selbst befasst, es war aber dann ein „Accord“ gemacht, 
mit welchem „die Kommission dem Hause Nutzen und sich selbst 
eine grosse Last vom Halse geschafft hatte.“, d. h. die Verwalterin 
hatte für vorgeschriebene Atzung zu sorgen und die genannte 
Kommisson hatte nur die gehörige Quantität und Qualität zu be¬ 
aufsichtigen. „Es war und musste ihr (d(^r Kommission) also einerlei 
sein, ob mich viel, wenig oder gar nichts die Anschaffung kostete' 
und die Aufsicht über ordentliche und ausreichende Kost ist überdies 
kein Gegenstand, der zur Revision einer Rechnung gehört!“ Nach¬ 
dem sie so dem Revisor heim geleuchtet, schliesst sie mit den Worten 
an den Geheimrat und Schlosshauptmann von Varicourt: »Kw. Hoch¬ 
wohlgeboren nehmen mir zu keiner Ungnade, wenn ich hier freimüthig 
spreche; denn hier ist die Rede von Mein und Dein, und wo dieses 
der Fall ist, da kann man es nicht verargen, wenn gegen Delikatesse 
die Wahrheit so nackt hingestellt wird, dass man alle ihre Blosse 
beschauen kann. Mit dem schuldigen Respekt unterzeichnet . . . . „ 
Demselben, ersichtlich ihr höchst unbequemen Revisor, der ein 
andermal eine Rechnungslage zu schleunigst verlangt hatte, bemerkt 
die Verwalterin: 

„Der Herr Revisor scheint diese Rechnung sehr in Affektion 

g enommen zu haben“, und mit Bezug auf die Atzungskosten und 
elege dafür bemerkt sie nochmals, „dass sie ebensowenig in diese 
Rechnung gehören, als es die Sache des Revisors derselben ist, über 
meinen Privatbeutel Rechenschaft zu verlangen !“ 

Der Revisor scheint nun auch nervös geworden zu sein, wenig¬ 
stens hat er die Bemerkungen der erregten Frau übel vermerkt und der 
Behörde von ihr Kenntnis gegeben. Die Verwalterin verteidigt sich nun 
in folgender, energischer Weise. „Es ist kein Mensch, der nicht seine 
Feinde hat; von dieser Wahrheit überzeugt dachte ich nun, dass es 
vielleicht möglich sei, meine Rechnung wäre vielleicht einem Herrn, 
Revisor zugeteilt worden, der gegen meine Person nun einmal ein¬ 
genommen sei. In welchem Falle es sehr leicht geschehen kann, 
dass eine Sache nicht so bt*urteilt wird, wie sie sollte; daher ist es 
auch einem jeden gesetzlich erlaubt, aus Gründen sogar einen Richter 
zu perhorresziren; es muss somit auch einem Rechnungsführer ge¬ 
stattet sein, eine Perhorreszie.rung des Revisors zu begründen und 
wenn dieses geschieht, so ist deswegen die Achtung eines ganzen 
hohen Collegs oder der ganzen hohen Commission nicht auf die Seite 
gesetzt. Doppelt schmerzhaft ist es mir daher, dass Ew. Hochwohl¬ 
geboren mein letztes Schreiben als gegen die Achtung für die hohe 
Commission ausgelegt haben. 

Ich weiss, dass ich der hohen Revisionskommission allen mög¬ 
lichen Respekt schuldig bin und ich fühle nur zu sehr, dass ich 
subaltern bin! 

Mir steht jedoch die Befugnis zu, wenn ich mich durch einen 
Ausspruch einer hohen Revisionsbehörde gravirt fühle, Beschwerde 
zu führen. Dieses steht ja jedem Unterthan, selbst auch bei allen 
Justizstellen zu und wird gar oft von einer wieder aufgehoben, was 
von der anderen ve.rordnet war. Bei Rechnungsrevisionen muss diese 
Befugnis noch weiter ausgedacht sein, da jene selbst? (unleserlich) 
wird, wenn strittige Rechnungsfälle zur rechtlichen Verhandlung 
gebracht werden. 

Durch die hohe Auflage zur Beibringung der Verzeichnisse und 
Quittungen fühle ich mich ein für allemal gravirt, weil ich 1) die Ver- 
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pflegTing der Züchtlinge in Accord habe und 2) die hohe Auflage 
auch Selbsten für mich eine Unmöglichkeit enthält. Denn Ew. Hoch- 
wohlgeUoren -wollen doch nur gnädig erwägen, dass ich die Viktualieu 
auf dem Samstagsmarkte pp. einkaufe, wo man Quittungen sich nicht 
geben lassen und diese noch nachzubringen um deswillen nicht 
geschehen kann, weil ich nicht mehr weiss, wenn ich unter so vielen 
Menschen abkaufte und diese nicht wissen, dass sie mir verkauft 
haben. Aber eben weil das diesseitige Institut wegen dem bestehenden 
Akkord eine Vorratskammer nicht hat und nicht braucht, so sind 
diese Einkäufe privat und geschehen blos auf mein Risiko und ich 
kann eine Entschädigung nicht verlangen, wenn ich Käufe mache, 
die mir nicht vorteilhaft sind; ich muss mir in solchen Fällen selbst 
Zurufen: Tue die Augen auf oder den Beutel! Dass ich aber über 
Privatanschaffungen nur mir, meiner Familie und Gott Rechenschaft 
schuldig bin, ist eine Wahrheit, welche Ew. Hochwohlgeboren als ein 
gerechter Mann gewiss nicht verkennen werden. 

Damit aber auch Ew. Hoch wohlgeboren meinen Widerstand 
nicht für Starrsinn halten, so lege ich die Forderung des Bäcker¬ 
meisters X für geliefertes Brod Hochdemselben hier vor und bitte 
unterthänig, meine Rechnung nunmehr abschliessen, oder diese in 
ein andres Departement zur weiteren Revision senden, oder aber die 
Frage, ob ich Verzeichnisse und Quittungen über angeschaffte Vik- 
tualicn zur Verpflegung der im Akkorde habenden Züchtlinge schuldig 
sei, bei einem Justizkolleg gnädig entscheiden lassen zu wollen!“ 

Als nicht lange darauf der Maire der Stadt Fulda wieder die 
Recimung über das Vorjahr binuen 14 Tagen bei eigner Ver¬ 
antwortlichkeit forderte, antwortete die Verwalterin, dass sie ohne 
Erlt-digung der noch nicht zurückgekommenen vorhergehenden Rech¬ 
nung dem Aufträge nicht Folge leisten könne,; „meine Schuld ist 
es daher gewiss nicht, dass ich, im Rückstände bin und es wird sich 
auch Hovhdieselbe überzeugt halten, dass es mir sehr unangenehm 
sein muss, bei dem Herrn Präfekten angesehen zu werden, als wenn 
ich hier in culpa sei: Ich habe mivh schon einmal über den Gegen¬ 
stand der Revision meiner Rechnung bei dem Herrn Geh. Rat von 
Varicourt freimütig erklärt, es ist aber diese meine Erklärung nicht 
gnädig Hufgenommen worden. Ich schweige also und tue nach Kräften 
meine Pflicht und hoffe auf den Zeitpunkt, wo meine Vorgesetzten 
die Ueberzeugung meines Diensteifers erhalten werden!“ Trotzdem 
kommt der gemessene Befehl zur Einreichung*, dem Folge versprochen 
wird mit den Worten: „ich werde es tun, bin auch jederzeit dazu 
sehr bereit gewesen, bin es noch; doch wird mir Zwang angelegt, 
dem Himmel sei mein Schicksal geklagt!“ 

Im Jahre 1814 hatte die Verwalterin sich wieder wegen der 
Schreibmaterialien zu verteidigen, für diese waren inzwischen 15 Taler 
zugebilligt und ausbezahlt worden. Trotzdem fand Beanstandung 
statt, es wurde die Bewübgungsverfügung der Kommission vorgelegt, 
ohne Erfolg! „Ich dachte gewiss Genüge geleistet zu haben. Ich 
irrte, meine Rechnung wurde wiederholt auf die Probe gestellt — 
die Feuerprobe!! — und es hielt dieser Posten sie wieder nicht aus,“ 
Man hatte ihr ferner einen Betrag, den sie für die Zuchthaus-Cas.sa- 
ßeehiiuug bezogen hatte, gestrichen, dem widersprach sie, „mit 
schmerzlicher Empfindung“: — „es besteht allerdings diese Cassa- 
Rechnung jetzt, wie zuvor, wie die.ses in der Zuchthausrechnung 
selbst zu lesen ist; dass aber diese Rechnung nicht mehr separat 
geführt wird, das ändert doch wohl in der Hauptsache nichts. Dieses 



hier näher zu zeigen, würde ein unverzeihlicher Ueberfluss sein, da 
Hoehdieselben mit dem ganzen Geschäftsgänge zu genau bekannt 

sind. Ich bitte daher etc. Sollte ich aber verblendet sein und 

Recht für Unrecht erkennen, so müsste man dieses als eine mensch¬ 
liche Schwachheit ansehen und mir verzeihen. Fällt dann auch mein 
jährliches Honorar geringer aus, so werde ich nicht murren, — ein 
Erdenunglück mehr oder weniger!“ 

Diese bewegliche Eingabe hatte Erfolg. 

Es standen der Verwalterin aber auch andre Töne zu Ver¬ 
fügung und je nach Stimmung und Anlass wurde sie recht deutlich 
schadenfroh und hämisch. Zum Beispiel im Jahre 1815 hatte die 
Präfektur nach dem Verbleibe der Zuchthausobligationen gefragt; 
die Antwort lautete: „um aber der hohen Stelle wegen der Zucht¬ 
hausobligationen die volle Beruhigung zu verschaffen, bitte ich, mir 
zu bescheinigen, dass alle Zuchthausobligationen bei Hochderselben 
in Verwahrung liegen und somit — Gott sei bei uns! — der böse 
Feind die Unterzeichnete, vom Glücke zwar ganz und gar vergessene 
Rechnungsführerin nicht in Versuchung führen kann!!“ 

Zehn Klafter Holz waren den Berichten nach statt in das Zucht¬ 
haus irrtümlich an das Spital in Fulda geliefert. Im Juli 1803 wurde 
das Zuchthaus beauftragt, dies Holz von der Spitalsverwaltung 
zurückzufordern. Das geschah, aber ohne Erfolg. Darauf ^ im 
August der Befehl an das Spital, das Holz au die berechtigte 
Stelle zu liefern. Das Spital scheint sich geweigert zu haben, 
denn Ende August wird das Zuchthaus angewiesen, sich mit dem 
Revierjäger in’s Einvernehmen zu setzen darüber, welche „Bewand- 
same“ es mit dem Holze habe. Das Zuchthaus berichtet, wird aber, 
damit „die wegen des Holzes obwaltenden Irrnngsn gehörig be.seitigt 
werden können“, nochmals angewiesen, sich „vordersamst“ mit dem 
Jäger Müller sich zu benehmen. Endlich am 20. Dezember 1803 wird, 
„weil der entstandene Irrtum in der Holzlieferung schwieriger Um¬ 
stände halber nicht zurückgenommen werden kann“, das Spital an¬ 
gewiesen, dem Zuchthause im Bedarfsfälle Holz vom Ueberflusse 
abzngeben. Nun entdeckt man aber das fragliche Holz, abgeliefert 
h'rtümlich auf dem Gute eines Geheimrates, und endlich kam die 
überaus schwierige Holzgeschichte dadurch zum glatten Abschlüsse, 
dass das Zuchthaus sein Holz an der Fundstelle abholte Ende 
Januar 1804! Des höflichen Revierjägers Brief, der der leicht erreg¬ 
baren Verwalterin gewiss gefallen, sei hier als Schluss hergesetzt. 
„Hochedelgeborene, Insonders hochgeehrteste Fx-au Verwalterin! 
Anbei folget die verlangte Bescheinigung, wie das Holz nach meinem 
Holzfüllungsplane für das Spital, Waisenhaus und Zuchthaus ist ge¬ 
macht und abgefahren worden. Ich glaube nicht, dass durch mich 
ein Fehler geschehen ist, denn mir ist es gleich, wer das Holz be¬ 
komme; wenn es verordnungsmässig gemacht und abgezählet ist, 
so bin ich nicht schuldig, weiter dafür zu sorgen. Dass ich Ihnen für 
Fuhrleute in etwas sorgte, geschähe nur aus Freundschaft. Dass Sie 
nun 10 Klafter zu wenig bekommen haben, so bin ich nicht schuld 
daran. 

Uebrigens hat die Ehre mit vorzüglichster Hochachtung zu 
harren Jhr bereitwilligster Diener Müller. 

Oslebshausen im November 1909. 

F/iegensch m idt. 
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üRbestiinmte Verurteilung. 


Auf verschiedenen Gebieten modei*ner Strafgesetzgebung haben 
die Vereinigten Staaten von Amerika den europäischen Ländern gegen¬ 
über einen bemerkenswerten Vorsprung. Einer der einschneidensten 
derselben ist die bei uns in Deutschland über einzelne Fachkreise 
hinaus so gut wie unbekannte „Unbestimmte Verurteilung“. 
Unser deutsches Strafgesetz steht unter der Devise der „Vergeltung“. 
Wer ein Vergehen oder Verbrechen begangen und dadurch die 
öffentliche Gemeinschaft geschädigt hat, soll durch die öffentliche 
Gemeinschaft, die durch den Richter vertreten wird, eine Strafe 
erleiden, die das begangene Unrecht als gesühnt erscheinen lässt. 
Die möglichst vollkommene Vergeltung ist bei uns das Ideal der 
Gerechtigkeit. Anders in Amerika. Die amerikanischen Strafgesetze 
haben die „Zweckstrafe“ zu ihrem Ideal erhoben, das heisst: Der 
Rechtsbrecher soll so bestraft weiden, dass der durch die Strafe 
beabsichtigte Zweck, ihn wieder zu einem brauchbaren Mitgliede der 
menschlichen Gesellschaft zu machen, möglichst erreicht wird. 

In der Praxis zeitigen diese beiden Strafsysteme nun höchst 
bemerkenswerte Unterschiede. Der Dieb, der in Deutschland ein 
Pferd stiehlt, wird zu einer bestimmten Freiheitsstrafe verurteilt. 
Die Strafe wird dem begangenen Uebel angepasst und vom Richter 
wohl erwogen, ob der Dieb aus Not oder Gewinnsucht, mit Ueber- 
legung oder aus plötzlicher Eingebung gehandelt hat, ob er von 
freiem Felde oder aus doppelt und dreifach verschlossenem Stall die 
Pferde mit sich genommen e.tc. Der Art der Tat und dem Mass der 
Schuld entsprechend fällt das Urteil aus, und der Mann wird, sagen 
wir, zu 2 Jahren Gefängnis verurteilt. Wie er die Strafe absitzt, ob 
er sich den Regeln des Strafhauses fügt, ob er Reue zeigt, ob er 
fleissig im Gefängnis arbeitet, dem Schulunterricht, dem auch ältere 
Gefangene unterworfen sind, sowie dem Gottesdienst mit Hingebung 
folgt, ob er pünktlich, gehorsam, sauber, pflichttreu ist, oder alles 
dieses nicht, das ist völlig einerlei. Hat der Rechtsbrecher seine Zeit 
abgesessen, so öffneh sich ihm die Pforten zur Freiheit. Und wenn 
er am Entlassungstage Gott und die Welt verflucht und dem Direktor 
der Anstalt zuschwört, sobald wie möglich erst recht eine neue Untat 
zu begehen — es gibt kein Mittel, die Person in der Haft zurtick- 
zubelialten, sie wird auf die Menschheit losgelassen, sie hat ihre 
Strafe verbüsst und ist frei! 

Ganz anders in Amerika. Der Richter der Vereinigten Staaten 
verurteilt einen Rechtsbrecher lediglich zur Freiheitsstrafe. Damit 
ist der Mann der Gefängnisverwaltung überliefert, und diese stellt 
unter Kontrolle des Staates und einer Vereinigung freier Bürger 
ein Erziehungs- und Bessemngsverfahren an dem Manne an, das er 
mit Erfolg absolviert haben muss, sonst sieht er unter Umständen 
niemals die Freiheit wieder. 

Der Verurteilte wird in der Strafanstalt der untersten von drei 
Klassen zugefuhrt. Es wird ihm bedeutet, dass er bei täglicher 
Pflichterfüllung, die sich auf Gehorsam, Pünktlichkeit, O'dnung, 
Sauberkeit,, Fleiss bei der Arbeit und in der Schule, Aufmerksamkeit 
beim Gottesdienst etc. erstreckt, täglich einige „Gutmarken“ erhalten 
wird. Nach Erlangung einer bestimmten Anzahl Gutmarken wird 
ihm die Versetzung in die II. Klasse, später die in die I. Klasse und 
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Mängel im amerikanischen Gefängniswesen. 


Das amerikanische Gefängniswesen ist in den letzten beiden 
Jahren in Fachkreisen auffallend in den Vordergrund des Interesses 
gerückt. In der reformreicheu Zeit, in der wir leben, wird nicht mit 
Unrecht nach Durchführung der Strafrechts- und Strafprozessreform 
einer Strafvollzugsreform verlangend entgegengesehen. Bei dem 
Sachen nach mustergiltigen Vorbildern boten die amerikanischen 
„Reformatories“, die „Herr“ so trefflich und erschöpfend zu schildern 
verstanden hat, einen besonders weiten Ausblick und lohnenden Stoff 
zu Erörterungen, vorzüglich darüber, welche der amerikanischen Ein¬ 
richtungen in diesen Anstalten wohl nutzbringend auf deutsche Ver- 
hältuisse übertragen werden könnten. Den Vorzügen der amexi- 
kanischen Anstalten war mit Eecht in Büchern, Abhandlungen und 
Vorträgen das Augenmerk besondei’s zugewandt. Der Schäden 
und Mängel, der Jails, Prisons und Peiiitentiaries, wurde darüber 
ein wenig vergessen. Nützlich und lehrreich ist es aber, auch diese 
Mängel einmal in den Vordergrund zu rücken. Das Urteil wird 
dadurch reifer, der Masstab genauer und das Nachahmenswerte, das 
wir suchen, wird uns in hellerem Lichte gezeigt. 

Ecin geringerer als Herr Samuel J, Barrows, Vertreter der 
Regierung der Vereinigten Staaten bei der iuternationaleu Geiängnis- 
gesellschaft und Sekretär der bedeutenden „Prison Association of 
New York“ spricht im 62. Jahresbericht dieser Gesellschaft in knapper 
Form rücksichtslos über die Mängel im amerikanischen Gefängnis¬ 
wesen. Einer massgebenderen, aufrichtigeren Kritik als der seinigen 
können wir kaum begegnen, sie berührt auch die Errungenschaften 
sowohl wie die Rückständigkeiten, deshalb verlohnt es sich vielleicht 
ganz besonders ihr hier einmal zu folgen: 

Barrows sagt zunächst, dass es nur mit dichterischer Freiheit 
geschehen kann, von einem „System“ im amerikanischen Gefänguis- 
wesen zu sprechen. Es ist mit jedem anderen Namen besser bezeichnet, 
als mit einem solchen, denn es ist nicht geordnet, nicht gleichförmig, 
nicht logisch und nicht gerecht iVohl sind die amerikanischen Gesetze 
gerecht, die die Meinung der Allgemeinheit gegenüber den Dingen, 
die der Gesellschaft schädlich sind, zutreffend und erschöpfend wieder¬ 
geben; aber die verhängten Strafen stehen im Gegensätze dazu, sie 
sind widersprechend, unvernünftig und ungerecht. Sie beruhen nicht 
auf dem Grundsatz der Besserung und Erziehung. Sie wollen ab¬ 
schreckend sein, schrecken aber nicht ab. 

Wohl gibt es eine Anzahl von „ Reformatox'ies“, die ein gutes 
Werk vollbringen, aber die weitaus meisten Anstalten sind prisons, 
jails, peiiitentiaries und durch ihre Einrichtungen ganz dazi^ngetan, 
die Menschen schlechter zu machen, als sie waren. Dunkl^dumpfe, 
schlecht ventilierte Zellen führen der Tuberkulose zahüeiche Opfer 
zu, und wer diesem Schicksal entgeht, läult Gefahr, moi’alisch infiziert 
uud Verderbt zu werden. 

Viel zu viele Menschen, sagt Barrows weiter, werden den 
Gefängnis-sea zugeführt. Die Erfahrung hat gezeigt, dass bei tausenden 
von Besti'aften es möglich ist, ohne Einkerkerung mit Strafaufschub 
auszukommen. In den letzien 8 Jahren sind in .Massachusetts 57 000 
Bestrafte bedingt entlassen worden und in Frankreich im letzten 
Jahre 39 000. Die Zahl derjenigen, die davon rückfällig wurden und 
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Besserungsanstalt (Reformatory) zu kommen, während der 1-Pferde- 
dieb dieser Aussicht beraubt ist und seine Strafe in einem Unter¬ 
suchungsgefängnis mit kurzzeitigen Freiheitsstrafen (coimty jail) ver- 
büssen muss, wo jeder Besserungseinfluss von vornherein aufgehoben 
ist, vielmehr die grosse Gefahr sittlicher Verschlechterung vorh^errscht. 
25000 Verurteilte im Staate New-York sind diesem unheilvollen Zu¬ 
stande ausgesetzt. 

Eine besondere Eigenheit der amerikanischen Gefängnisse ist 
die Anstellung der Beamten nach Massgabe der jeweiligen politischen 
Strömung. Barrows sieht darin einen Krebsschaden für die Straf- 
vollstrecUungsinstitute, da oft die unberufensten Personen durch die 
Macht politischen Einflusses in Stellungen kommen, denen sie absolut 
nicht gewachsen sind. Bessere Kräfte an Oberbeamten und Aufsehern 
täten den Anstalten bitter not. 

Die Tatsache, dass Tausende von Männern in den Gefängnissen 
ohne Arbeit sitzen, bedauert Barrows sehr als eine ganz be>ondere 
Härte und Gefahr, auch hebt er hervor, wie meist die zurückbleiben¬ 
den Ehefrauen und Kinder viel härter bestraft sind, als der im 
Gefängnis sitzende Gatte und Vater, für dessen Obdach und Lebens¬ 
unterhalt gesorgt ist. Es würde gerechter sein, wenn der Staat 
erlauben würde, dass der Verdienst des Sträflings in reicherem Masse 
den notleidenden Familien zu gute käme. Vor allem ermahnt er 
aber zur Beseitigung des zwangsweisen Müssiggangs, der im letzten 
Jahre im Staate New-York 500000 Tage betragen hat. 

Zum Schluss empfiehlt Barrows das gesamte Gefängniswesen 
wie alle einschlägigen Gesetze und Bestimmungen einer gründlichen 
Revision zu unterziehen, die bestimmte Verurteilung aufzuheben, das 
Strafaufschub- und Selbstbeaufsichtigungssystem auszubauen, die jails 
nur mit Untersuchungsge.fangenen zu belegen, das System der Be¬ 
zahlung der Beamten durch die Gefangenen gänzlich abznschaffen, 
die Strafvollstreckung unter vermehrte Staatskontrolle zu stellen, für 
Arbeitsgelegenheit in den Anstalten zu sorgen, den Familien die 
drückendsten Lasten abzunehmen, die .Mängel des Geldstrafensystems 
zu beseitigen, geeignetere Beamte anzustellen, der Besserungsidee 
einen würdigeren Platz einzuräuinen und schliesslich die Minder¬ 
wertigen und Schwachen in Schutzhaft zu nehmen, anstatt die Ge¬ 
fängnisse mit ihnen zu füllen. Vor allem aber dauernde Absonderung 
der berufsmässigen und unverbesserlichen Verbrecher durch den Staat! 

G. Stammer-Berlin. 
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Vortlage und musikalische AuffOhrunpn in Strafanstalten. 

Von Dr. Fr. Recke, früherem kommissarischen Dezernenten der 
Zentralstelle für Volkswohlfahrt, Berlin, jetzigem Geschäftsführer der 
Gesellschaft für Gemeinwohl in Cassel. 


Auf Einladung des evangelischen Gefängnisgeistlichen in 
Plötzensee, Pastor Peters, habe ich vor einiger Zeit in Plötzensee 
sowohl in der Abteilung für Gemeinschafts- als auch in der für 
Einzelhaftgefangene einen Vortrag über „Alkohol und Wohnungsnot“ 
gehalten. Ferner haben wir mit Unterstützung von angehenden 
Künstlern ein Konzert (am Totensonntag) in der Kirche für die 
Gemeinschaftshäftliuge veranstaltet, jedesmal mit gütiger warmer 
Unterstützung des leider inzwischen verstorbenen Direktors Sauer 
und mit freundlicher Zustimmung der oberen Behörden. Bei aller 
Bescheidenheit kann ich, auch was meine Person anlangt, von einem 
unzweifelhaften Erfolge dieser verschiedenen Veranstaltungen reden.^) 
Diese Tatsache legte uns den Gedanken nahe, unsere Versuche der 
Kritik eines Kreises von Sactiverständigen zu unterbreiten und so 
hielt ich denn, wiederum auf Einladung von Pastor Peters, in der 
Konferenz 1908 der Strafanstalts-, Gefängnis- und Korrektionshaus¬ 
geistlichen der Provinz Brandenburg ein Referat über das obige 
Thema, das erklärlicherweise den Anlass zu einer lebhaften Besprechung 
mit überwiegenden, zum Teile sehr warmen Zustimmungserklärungen 
bot und zur Einsetzung einer Kommission führte, die die von mir 
gemachten Feststellungen und Vorschläge prüfen sollte, damit sie 
dann in der Form von Richtlinien zur Diskussion in der breiteren 
Oeffentlichkeit gestellt werden könnten. Letztere erhielten schliesslich 
folgende Fassung: 

Richtlinien, betreffend die Veranstaltung von 
Vorträgen und musikalischen Aufführungen in Straf¬ 
anstalten. Aufgestellt von der Kommission der Strafanstalts-, 
Gefängnis- und Korrektionshaus-Geistlichen der Provinz Brandenburg 
auf Grund eines von Herrn Dr. Recke in der Konferenz 1908 über 
dieses Thema erstatteten Referats. 

A. Die Bedeutung undi Stellung der Veranstaltungen 

im Strafvollzüge, 

Der neben der Vergeltung vor allem auf die Erziehung und 
Besserung der Gefangenen zu richtende Zweck der Strafe kann 
sowohl in den Anstalten mit Gemeinschaftshaft, als auch in denen 
mit Einzelha ft — 

i) Besser als alle Schilderungen charakterisiert den Vorgang der Artikel eines 
früheren Getangenen» der in einer sehr weit links stehenden Berliner Zeitung» der 
»»Zeit am Montag**. 1908 Nr 20 (28. Mai) meinen Vortrag bezw. unsere ganze Veranstaltung 
folgendermassen kritisiert: »»An einem Sonntag des letzten November sass ich so in 
einem Kreise von etwa dreihundert Strafgefangenen der Einzelhaft, die mit verwunderten 
Augen auf das ungewohnte Bild sahen. Herr Dr Recke von der ».Zentrale für Wohl¬ 
fahrtspflege** sprach über »»Alkohol und Wohnungsnot“, ein Thema also, das tief in die 
Interessen dieses Zuhörerkreises einschnitt. Gewiss waren einige» besonders jüngere 
Elemente darunter, die die Sache nur als einen Spass ansahen Aber mit einem Gefühl 

Rührung bemerkte ich doch bei den meisten aufrichtiges Interesse und lebhafte 
Teilnahme für den Vortrag. Und ich habe die feste Ueberzeugung» die von dem 
Direktor der Anstalt geteilt wird, dass diese Vorträge einen hervorragenden anregenden 
und erzieherischen Wert haben» und dass die Einzelhäftlinge ebenso tagelang über das 
Gehörte nachdenken, wie es in Gemeinschaft einen willkommenen Debattierstoff bildet.** 
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lind zwar in ersteren als Gegengewicht gegen die nngühstigen 
Einflüsse roher Mitgefangener, in letzteren zur Milderung der 
seelisch vielfach nachteiligen Wirkungen der Einzelhaft — 
in bester Weise durch freiwillige, die Tätigkeit der Geistlichen und 
Lehrer unterstützende und ergänzende Veranstaltungen erfüllt werden. 
Als solche kommen zurzeit hauptsächlich folgende in Betracht; 
]. Vorträge, 2. musikalische Aufführungen. 

Die Bedeutung dieser Veranstaltungen liegt zunächst all¬ 
gemein in folgenden Erwägungen und Tatsachen; 

1. Sie sind geeignet, die sonst unter Umständen in unnützer 
oder schädlicher Weise verbrachte arbeitsfreie Zeit (Sonntag-Nach¬ 
mittag) usw. in nutzbringender Weise auszufüllen; 

2. Sie bringen Anregungen, Stimmungen, Bildungsstoffe in das 
Gefängnisleben hinein,, die der engere Dienstbetrieb mit den amtlich 
zur Verfügung stehenden Kräften und Mitteln nicht in dem Masse 
zu bringen vermag; • 

3. Ihre Wirkung ist deshalb so hoch einzuschätzen, weil die 
Gefangenen unter dem Drucke einer strengen,' auch die geringste 
Abwechselung ausschliessenden Disziplin stehend, für jede ausser- 
gewöhnliche Darbietung doppelt empfänglich sind, zumal sie ausserdem 
noch „alkoholfrei“ und unbeeinträchtigt von ungünstigen äusseren 
Einflüssen der Politik, des Milieus usw. den eigenen Eindrücken sich 
frei hingeben können. 

Unter der Voraussetzung einer richtigen Organisation sind 
diese Veranstaltungen geeignet, den Strafvollzug nicht nur nicht zu 
schädigen oder gar aufznheben (eine in Amerika bestehende Gefahr), 
sondern seine Wirkung vielmehr in befriedig'eiider, wenig Kosten 
verursachender Weise zu vertiefen. 

Sie sind auch geeig’tiet, ilini den Makel der von ihm nicht 
erstrebten Gefährduiig% ja Vernichtung von seelischen und geistigen 
■ Werten der ihm unterworfenen Persönlichkeiten zu nehmen. 

B. A^orschläge füi* die Organisation. 

J. Allgemein. 

1. Die Veranstaltungen müssen durchweg einen ernsten Charakter 
tragen; rein unterhaltende Darbietungen (wie sie' in amerikanischen 
Strafanstalten möglich sind), müssen ausgeschlossen sein. 

Das Ziel aller Darbietungen muss sein: den Einzelnen durch 
Läuterung zur Vertiefung und Festigung seiner seelischen Kräfte 
zu bringen. Zu vermeiden ist dabei anderseits; 

a) hei Vorträgen: die Gefahr einer Gefühlsduselei, des flachen 

Moralisierens, der systematischen Belehrung, sowie der Ent¬ 
wickelung des reinen Intellekts; 

b) bei musikalischen Darbietungen: die Bevorzugung des rein 

Kunstmässigen. 

2. Die Mitwii'kenden müssen sich ans echter Menschenliebe 
und warmer Beg'eisterung für die Sache zur Verfügung stellen. 
Jedenfalls sind bezahlte, geschäftsmässig tätige Kräfte nach Möglich¬ 
keit nicht heranzuziehen. Die Gefangenen sollen merken, dass sie 
nicht von der Teilnahme der Welt ausgeschlossen sind, sondern dass 
sich Menschen, die nicht zum Anstaltsorganismus gehören, finden, 
welche von ihrem Wissen und Können ihnen gern mitteilen wollen. 

Hieraus ergibt sich nebenbei noch die Forderung, dass Geist¬ 
liche, die mit der Anstalt in Verbindung stehen, dort tunlichst nicht 

Tilauer für Gcfan.cniskunde. XLIV. J2 
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raitwirken sollen. Andererseits kann es unter Umständen angebracht 
sein, dass bei musikalischen Veranstaltungen Gefangenenchöre zur 
Mitwirkung herangezogen werden. 

3. Den erwünschten Erfolg werden alle diese Massnahmen nur 
dann haben, wenn sie in den Rahmen des besonderen Anstaltsbetriebes 
gut passen. Die Anregung zu ihnen zu geben, wird Sache des 
Geistlichen oder des Lehrers sein; der Geistliche besonders wird in allen 
Fällen bei Vorträgen das Thema, bei musikalischen Veranstaltungen 
das Programm zu prüfen haben, schon um deswillen, weil als Raum 
für die Veranstaltung in der Regel die Kirche inbetracht kommen wird. 

4. Für die Veranstaltungen sind kirchliche und patriotische 
Fest- und Gedenktage besonders zu berücksichtigen. 

II. Im Besonderen. 

Zur Darstellung empfehlen sich folgende Gegenstände: 

1. für Vorträge: 

Die Weltordnung; Naturgeschichte und Sittengesetz; Bilder 
aus der kirchlichen und vaterländischen Geschichte; Lebensbilder 
berühmter Männer; die Bedeutung und Organisation des Staates; die 
Wichtigkeit der Armee; die Aufgaben der Verwaltung; der Zweck 
der Rechtsordnung; die Organisation der Volkswirtschaft; Arbeit und 
Arbeitsfreude; das Zusammenwirken der verschiedenen Stände und 
Berufe; Armut und Reichtum; Ehe und Familienleben; Alkohol¬ 
missbrauch und Unsittlichkeit. *) 

2. Für musikalische Veranstaltung'en. 

Sehr dankbar werden Gesangvorträge aufgenommen. So sind 
neben der Oratorienmusik und geistlichen Liedern, die ja ebenfalls 
aus dem Gottesdienste bekannt sind, besonders zu pflegen: Balladen. 
Volkslieder, Soldatenlieder, und zwar sind von den beiden letzteren 
Kategorien solche mit sentimentalem Einschläge zu bevorzugen, weil 
sie innerlich wertvolle Erinnerungen an Heimat, Jugend und An¬ 
gehörige wachrufen. Einfache Volkslieder sind namentlich da stark' 
in den Vordergrund zu stellen, wo es sich entweder um geistig" 
liefstehende Insassen oder um „hartgesottene Sünder“ handelt. 

Zu vermeiden ist alles rein Kunstmässige, ferner eine starke 
Bevorzugung von orchestraler Musik, während z. B. Solis von Streich¬ 
instrumenten von tiefer Wirkung sein können. Eingangs- und Schluss¬ 
lied ist von den Gefangenen zu singen. 

Soweit die im wesentlichen auf meinen Vorschlägen beruhenden 
Richtlinien der Kommission. Für die Verwertung* in der Praxis bezw. für 
die Verwaltung habe ich noch folgende Organisationsvorschl äge 
zu machen, die hier ebenfalls zur Diskussion gestellt sein mögen; 

a) Zur Besprechung über technische Einzelheiten, Auswahl der 
Redner, Anordnung der Programme, Erfahrungen usw. sind Orts¬ 
ausschüsse •zu bilden, und zwar aus Gefängnisbeamten und aus- 
solchen Laien, die sich für die einschlägigen Bestrebungen interessieren 
und tunlichst selbst schon an derartig'en Veranstaltungen mitgewirkt 
haben. Letztere haben auch für die Heranziehung von Vortragenden 
aus ihrem Bekanntenkreise zu sorgen. Es dürfen nur solche Per¬ 
sönlichkeiten herangezogen werden, die mindestens einem Ausschuss- 
mitgliede bekannt sind. 

b) Zur Verbreitung dieser Anregungen und Versorgung der 
Anstalten ist ein Bezirksausschuss für jede Oberstaatsanwalt- 

, 1 Für weitere \ orschhige würde sowohl die Kommission als auch der Verlasser 

sehr dankbar sein. 
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Schaft zu empfehlen. Dieser hat einerseits regelmässige Aussprachen 
über den Erfolg der verschiedenen Veranstaltungen in den einzelnen 
Unterbezirken vorzubereiten, andererseits eine Liste von solchen 
Vortragenden zu führen, die sich für derartige Veranstaltungen zur 
Verfügung gestellt, bezw. auf diesem Gebiete schon bewährt haben. 
Ausserdem hat der Ausschuss Berichte über die örtlichen Veran¬ 
staltungen zu sammeln, zu prüfen und mit seinen Bemerkungen dem 
Zentralausschuss (c) einzureiehen. 

c) Zur ständigen Verfolgung dieser wichtigen Frage ist die 
Begründung eines Zentralausschusses in den betreffenden 
Ministeiien ins Auge zu fassen. Ebenso müssten neben den Fach¬ 
leuten des Strafvollzuges erfahrene Pädagogen, Vertreter der in den 
Veranstaltungen behandelten Gebiete, Leiter grosser Wohlfahrts¬ 
vereine und interessierte Schriftsteller angehören. Von ihm müssten 
Referenten für die Bearbeitung der aus den Bezirken eingehenden 
Berichte, Durchführung persönlicher Inspektionen und Aufstellung 
von Grandsätzen bestellt werden. 
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Karl von Köstlin. 

Wieder ist ein Gründer und Ehrenmitglied unseres 
Vereins aus dem Leben geschieden: am 22. Mai v. J. 
starb zu Stuttgart der langjährige, hochverdiente Vor¬ 
stand des Heilbronner Zellengefängnisses 

Direktor a. D. Karl von Köstlin 

im hohen Alter von 82 Jahren. Seine grossen Verdienste 
um die Gestaltung des württembergischen Strafvollzugs, 
seine tatkräftige Mitwirkung bei Gründung unseres Ver¬ 
eins und sein warmherziges Interesse an der Weiter¬ 
entwicklung desselben lassen es als Ehrenpflicht er¬ 
scheinen, ihm auch in diesen Blättern Worte des dank¬ 
baren Gedenkens zu widmen. 

Geboren am 15. Mai 1827 als Sohn des ehemaligen 
Präsidenten des evang. Konsistoriums, des Staatsrats 
August von Köstlin, verlebte Karl v. Köstlin eine 
sonnige Kindheit; seine Mutter war die Schwester des 
schwäbischen Dichters Karl Mayer und durch diese 
verwandschaftlichen Beziehungen verkehrte im elter¬ 
lichen Hause ein anregender Kreis von Männern unter 
denen Namen wie Ludwig U h 1 a n d und Jüstinus Kerner 
leuchten. Solche Eindrücke und Beziehungen gaben dem 
Knaben auch geistige Befruchtung und ursi^rüngliche 
Frische ins Leben mit. Nach dem Besuch des Stutt¬ 
garter Gymnasiums bezog Köstlin im Herbst 1845 zum 
Studium der Rechtswissenschaft die Universität Tübingen, 
woselbst er sich der Burschenschaft anschloss. Im 
Sommer 1848 diente er nach der damals für Studenten 
geltenden Vergünstigung 100 Tage als Soldat und durch¬ 
lebte 1848/49 als Student in Heidelberg die aufregenden 
Zeiten des badischen Aufstandes. Nach Ablegung der 
juristischen Staatsdienst-Prüfungen in den Jahren 1851 
und 1852 und unständiger Verwendung bei verschiedenen 
Amtsgerichten des Landes wurde Köstlin 1856 definitiv 
als Gerichts-Aktuar bei dem Amtsgericht Waiblingen 
angestellt, woselbst er. auch seinen Hausstand mit Anna, 
geb. Scholl, gründete. Sein mit gründlichen Kenntnissen 
verbundenes reges Interesse an allen Fragen des Straf- 
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rechts und Strafvollzugs bewog ihn 1859 die Leitung des 
Kreisgefängnisses ßottenburg und 1860 diejenige der Weiber¬ 
strafanstalt in Heilbronn zu übernehmen. In dieser Stellung 
beteiligte sich Köstlin 1863 an der Stuttgarter Verhandlung 
süddeutscher Strafanstalts-Beamten, aus der in der Bruch- 
saler Verhandlung von 1864 der Verein deutscher Straf¬ 
anstaltsbeamten hervorgegangen ist. In seiner engeren 
Heimat beeinflusste er nachhaltig die Entwickelung des 
Strafvollzugs und nahm lebhaften Anteil an dem Zustande¬ 
kommen des w. Gres. v. 15. XII. 65, betr. die Einführung 
der Zellenhaft für weibliche Gefangene, über welches er 
im II. Band unserer Vereinsblätter (S. 217 ff) in einem 
vorzüglichen Aufsatz geschrieben hat. Mit der württ. 
Justiz-Organisation des Jahres 1869 trat Köstlin als Land¬ 
gerichtsrat in Ellwangen wieder in den Richterstand zurück; 
als aber die Errichtung eines Zellengefängnisses für männ¬ 
liche Strafgefangene in Frage kam, stellte er sich dem 
Strafvollzug wieder zur Verfügung und leitete, zum Direktor 
ernannt, den Bau und die Einrichtung des Heilbronner 
Zellengefängnisses, mit dem eine Abteilung für jugendliche 
Gefangene verbunden wurde. Hier kam der richtige Mann 
auf den rechten Platz. Köstlins ernstes, mildes und menschen¬ 
freundliches Wesen, seine reichen Erfahrungen als Richter, 
seine umfassenden Kenntnisse verbunden mit seiner viel¬ 
seitigen Geistesbildung und sein hervorragendes Organi¬ 
sationstalent Hessen ihn für dieses Amt ganz besonders 
geeignet erscheinen. Davon geben seine im Band XII, 
S. 281 ff veröffentlichten Jahresberichte deutliches Zeugnis. 
Köstlins Verdienst ist die Organisation der Einzelhaft in 
Württemberg; er hat seinem Freund S i c h a r t die Wege in 
dem württemb. Strafanstaltendienst geebnet; auch lag ihm 
die Heranbildung junger .Juristen zu diesem Dienst ganz 
besonders am Herzen; er hat es vorzüglich verstanden, 
uns Jüngeren Liebe und Verständnis für die Aufgaben 
und den Dienst des Strafvollzugs einzuflössen. Auch an 
der Hebung des Standes der Strafanstalts-Vorstände in 
Württemberg und um ihre Gleichstellung mit den Richtern 
und Staatsanwälten nach Rang und Gehalt hat Köstlin 
grosses Verdienst sich erworben. An unserem Vereins¬ 
leben nahm er immer lebhaften Anteil; aus Anlass der 
Stuttgarter Vereinsversammlung im Jahre 1877 wurde ihm 
die Freude zu Teil, den Teilnehmern derselben seine in 
musterhaftem Stand befindliche Anstalt zeigen zu dürfen, 
und im Jahre 1880 finden wir ihn im statistischen Aus- 
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Schuss, vom Jahr 1884 ab im Vereins-Ausschuss. Die 
zweite Stuttgarter Versammlung im Jahre 1903 ernannte 
den seit 1896 im Ruhestand in Stuttgart Lebenden zum 
Ehrenmitglied: er seinerseits hatte die Teilnehmer der 
Versammlung, der er wegen leidender Gesundheit nicht 
anwohnen konnte, mit einer sinnigen dichterischen Gabe: 
dem vade mecu7)i für Beamte der Strafanstalten erfreut, 
eine Sammlung von Denksprüchen und Dichterworten, die 
sich auf die Gefangenenfrage und Schutzfürsorge beziehen. 
Obenan stellte er das Goethesche Wort, das ihm selbst 
immer als Richtschnur im Beruf gedient hatte: Der edle 
Mensch sei hilfreich und gut! Unermüdlich schaff er das 
Nützliche, Rechte, Sei uns ein Vorbild jener geahnten 
Wesen!“ 

Geschmückt mit dem Ehrenkreuz des Ordens der 
württembergischen Krone durfte sich v.Köstlin noch 13 Jahre 
lang des wohlverdienten Ruhestandes erfreuen an der Seite 
seiner Gattin, mit der er im Jahre 1908 das, auch durch eine 
Ehrengabe des Königs verherrlichte Fest der goldenen Hoch¬ 
zeit feiern konnte, umgeben von einem blühenden Kreise von 
Kindern und Enkeln, in regem geselligen Verkehr mit der 
grossen Zahl seiner Freunde, den öffentlichen Angelegen¬ 
heiten, sowie künstlerischen und wissenschaftlichen Bestreb¬ 
ungen bis in sein hohes Alter mit feinem Verständnis und 
lebhaftem Interesse zugewendet. Nach dem Köstlin noch am 
15. Mai V. J. seinen 82jährigen Geburtstag im engeren 
Kreise bei leidlicher Gesundheit hatte feiern dürfen, ist er 
6 Tage nachher nach kurzem Leiden sanft verschieden. 

Wer das Glück hatte, dem edlen, feinsinnigen und 
charaktervollen Mann, der stets Freundestreue pflegte und 
hochhielt, näher zu kommen, wird ihm dauernd ein treues, 
dankbares und verehrungsvolles Andenken bewahren. 

S c h w a n d n e r. 
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Korrespondenz. 


1. Versammlungs-Berichte. 


A.11S deii wii.i*tteiiibergiscli 6 ii F&rsorg©-V©r©iiieii. 

1. Der württemb. Verein zur Fürsorge für ent¬ 
lassene Strafgefangene veröffentlicht seinen 37. Jahresbericht 
für 1907 und 1908, aus dem hevorzuheben ist, dass die Tätigkeit des 
\ ereins durch die SchutzfürsorgC/ für die bedingt Begnadigten in immer 
höherem Masse in Anspruch genommen M'ird; sind es doch jetzt im 
ganzen 1227 bedingt Begniadig’te, die der Verein unter seiner Füi'sorge 
hat. In den beiden Berichtsjahren Avurde bei 60 Verurteilten der 
Strafaufschub Aviderrufen, bei 20 die Strafe nach Ablauf der Probe¬ 
zeit vollstreckt und bei 14 die Probezeit verlängert. 299 Verurteilte 
haben sich gut gehalten und wurden begnadigt, 5 sind gestorben,^ 
3 durch Verzicht auf Strafaufschuf aus der Vereinsfürsorg’e ausg’C- 
schieden, insgesamt: 401; am 31. Dezember 1908 sind noch 826 in 
der Vereinsfürsorge verblieben. Eine aa' eitere Ausdehnung hat der 
Wirkungskreis des Vereins durch die Uebernalime der Fürsorge für 
vorläufig Entlassene, unter Polizeiaufsicht Gestellte und mit Aufent¬ 
haltsbeschränkung Belegte erfahren. 

Durch diese gesteigerte Inanspruchnahme des Vereins ist auch 
der GeldaufAA'^and für UnterstütziingszAvecke gestiegen: 

1907 betrug er . . 8871.68 

1908 betrug er . . 10338.16 ^ 

zusammen . . 19209.84 ^ 


gegen 16 947.82 in den beiden Vorjahren. Dem Bericht ist ein 
oitiag des evangelischen Hausgeistlichen am Kgl. Laudesg'efäng’nis 
Kottenburg, Pf. Pf eifle, beigefügt über den „Einfluss der Tjektüre 
JC^i’iDiinalität der Jug'endlichen, und Avas kann geschehen, um 
diesem Einfluss zu begegnen“, ein sehr Ai^ertvoller Beitrag zum Kapitel 
ei bchund-Litteratur und ihrer Gefahren für das Wohl unseres Volkes. 

-.r . Avichtige Ergänzung seiner Arbeit hat oben ei'Avähnter 

, das im Jahre 1907 unter dem Vorsitz Amn Staatsrat 

Hao y 91 ^ p|®oi’Uddete ,,Stuttgarter Fürsorgeheim“ gefunden^ 
, . ^ 3L Dezember l908 seinen 1. Jahresbericht herausgegeben 

cnn-Qa Fursorgeheim hat den ZAV’^eck, junge Männer, ohne Unter- 
Sr i.r T eigene oder fremde Schuld in eine 

«ia ^ gekommen sind, vor Aveiterem Verfall zu behüten, 

fw'dern und Avieder in geordnete Lebensver- 
bietet zu diesem ZAveck in seinem neu- 
pvpni- Stuttgart Unterkunft, Arbeit, Arbeitsvermittelungv 

hat das Heimat. In den ersten IV. Jahren 

•niph pnfi.iQOQ^^^ J^nge Leute aufgenommen und gefördert, darunte.^' 
ene Untersuchungsgefangene und vorläufig entlassene 
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des allgeiiiein<.‘n Rechtsgefühls, zu einer bestiiumten Entscheidung 
zu kommen und der Ucberzeugung Ausdruck zu geben, dass solchen 
minderwertigen Individuen der Strafvollzug im Allgemeinen recht 
zuträglich ist. Der Verlauf der in Weinsberg behandelten Fälle, 
von denen nur zwei im Strafvollzug ernstere Schwierigkeiten gemacht 
haben, bestärkt den Vortragenden in dieser Ueberzeug'ung. Aller¬ 
dings liegen, wie er hervorhebt, die Verhältnisse in Württemberg 
insofern günstig, als die Irrenabteilüng für Strafgefangene in Hohen- 
Asperg nicht nur zur Beobachtung zweifelhafter Geisteszustände dient, 
sondern auch zur Behandlung’ Geisteskranker während des Straf- 
■\ ollzugs und ausserdem dieser Irrenabteilung eine Straf-Invaliden- 
Abteilung angegliedert ist, welche körperlich und geistig- defekte 
Strafgefangene (Epileptiker, Hysteriker u. a. m.) aufnimmt. An beiden 
Abteilungen wird der hausärztliche Dienst von einem erfahrenen, 
langjährigen Irrenärzte versehen. Diese zweckmässige Einrichtung 
ermöglicht es, den Sti’afVollzug irrenärztlichen Wünschen und Forde¬ 
rungen entsprechend zu modifizieren und gibt eine Gewähr dafür, 
dass bei vorübergehenden geistigen Störungen von Psychopathen 
irrenärztliche Behandlung zur Verfügung steht. 

Von den yon Dr. Schott aufgestellten Leitsätzen interessieren 
uns folgende: 

1- Psychopathische Individuen eignen sich zum grössten Teil 
für den Strafvollzug und sind recht wohl einer Disziplinierung zu¬ 
gänglich, wobei irrenärztliche Uebeuwachung notwendig ist. 

2. Es ist bei der irrenärztlichen Bearbeitung und Begutachtung¬ 
vorbestrafter, entarteter Individuen die Anwendung des § 51 St.G.B. 
mit grosser Vorsicht und Zurückhaltung auszuüben. 

3. Den Irrenärzten ist dringend anzuraten, die Psychologie des 
Verbrechers genau zu studieren und sich im Verkehr mit Strafanstalts¬ 
ärzten über diese Individuen möglichst zu unterrichten. 

4. Den Strafanssaltsärzten wird irrenärztliche Ausbildung un- 
ei’lässlich sein. 

•5. Die Irrenanstalt muss sich nach Möglichkeit hüten, zur 
Detenlionsstätte psychopathischer Individuen zu Averden; sie schadet 
dadurch ihrem Charakter als Krankenhaus, verletzt durch frühzeitige 
Entlassung dieser Individuen das Rechtsempfinden des Volkes und 
gefährdet die Rechtssicherheit des Staates. 

6. Die Frage der Strafvollzugsfähigkeit verdient eine eing-ehende 
Bearbeitung, welche nur durch Zusammenwirken von Irren- und 
.Strafanstaltsärzten erspriesslich gestaltet Averden kann. 

Schzoautlncr. 


Die Rheinisch-Westfälische Gefängnis - Gesellschaft 

hielt 15. Oktober 1909 ihre 81. Jahresversammlung ab. 

\ ei^chiedene Fachkonferenzen leiteten die Versammlung ein. Dr. jur. 
N. Hermann K r i e g s m a n n (Kiel) behandelte das Thema: „Empfiehlt 
es sich, den Gesellschaften zur Bekämpfung der Unsittlichkeit, Volks¬ 
bildungsvereinen und ähnlichen Gesellschaften bei Reform der Straf- 
piozessorihiung das Recht der selbständigen Klage einzuräumen?“ — 
ei allen Einsichtigen steht die Ansicht fest, dass die Fronde gegen 
uie sogenannte lexHeinze zu, weit gegangen ist. Man wollte die 
Erzeugnisse der wirklichen Kunst schützen, aber nicht die Afterkunst, 
< en Schmutz m Wort und Bild, Es gilt deshalb nachträglich einen 
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Weg zti finden, auf dem der Schundliteratur beizukommen ist. 
Referent empfahl mit guten Gründen den oben bezeichneten Ver¬ 
einen das Beeht der subsidiären Anklage zu gewähren. 

Es ist interessant, dass jüngst der Kassationsbof in Paris den 
Antrag des Senators Beranger betreffs Gewährung des Bechtes der 
Privatklage an Vereine zur Bekämpfung der öffentlichen Unsittlichkeit 
mit grosser Siimmenmehrheit angenommen. — In Düsseldorf kam 
man zu dem Ergebnis, dass zwar das prozessuale Becht in Deutsch¬ 
land genügende Handhaben in dem wichtigen Kampf gegen die 
pornographischen Produkte gewähre, dagegen das materielle Becht 
auf diesem Gebiete nicht ausreichend sei — qtwd erat demonstrandum. — 

Aintsgerichtsrat a. .D. Dr. Sch eurer, Strafanstaltsdirektor in 
Lüttringhausen, sprach in der Konferenz der Strafaitstaltsbeamten 
über: „Die Behabilitation vom Standpunkte des praktischen Straf¬ 
vollzugs.“ — Gefängnispfarrer Timmers in Elberfeld referierte in 
der Konferenz der katholischen Geistlichen über: „Die erzieherische 
Bedeutung der Tätigkeit des Gefangenenseelsorgers.“ — In der Fach¬ 
konferenz der evangelischen Gefängnisgeistlichen hielt Strafanstalts¬ 
pfarrer Dr, Meinardus (Münster’) ein tiefgründiges Beferat über 
den „Beligionsunterricht bei den Gefangenen.“ Der General-Super¬ 
intendent der Provinz Westfalen und der Vertreter des Herrn Justiz¬ 
ministers nahmen an dieser Konferenz teil, wo u. a. auch das Problem 
der religiösen Einwirkung auf die kurzzeitigen Gefangenen gestreift 
wurde, welches bei einer künftigen Konferenz eingehend behandelt 
werden soll. — In der Fachkonferenz der Strafanstaltslehrer sprach 
Seminavlehrer Schippers (Batingen) über die „Psychologische Ein¬ 
wirkung auf den Willen des Gefangenen, um diesen in gesetzmässige 
Bahnen zu lenken.“ — 

In der Mitgliederversammlung am 15. Oktober stand 
als erster Punkt der Bericht des Geschäftsführers auf der 
Tagesordnung. 

Dieser Bericht weist hin auf die schwere Zeit des allgemeinen 
wirtschaftlichen Niedei’gangs, welche auch an die Fürsorgevereine 
höhere Anforderungen gestellt hat, als Zeiten gewöhnlichen Geschäfts¬ 
ganges. Der Gesellschaft war es jedoch dank ihrer Einnchtungen, 
der Arbeitsnachweise, der Wanderarbeit.<5Stätten und der Schreibstuben, 
möglich, die grössere Zahl der Hilfsbedürftigen unterzubrit)gen, wenn 
auch nicht sofort in allen Fällen lohnende Arbeit nachgewiesen 
werden konnte. In der Bheinprovinz wurde 1345 und in Westfalen 
676 Entlassenen Unterkunft und Arbeitsgelegenheit vermittelt. Die 
Zahl der Fürsorgefälle betrug' im ganzen 6171, davon 5072 in der 
Bheinprovinz und 1432 in Westfalen. Von den Ministerien des Innern 
und der Justiz ist der Zentralstelle für Gefangenenfürsorge eine Bei¬ 
hilfe von 7000 Mk. beAvilligt worden, die zu Beihilfen an Arbeits¬ 
nachweise, Schreibstuben und Wanderarbeitsstätten verwendet worden 
ist; ferner sind solche Fürsorgevereine, deren geringe Mitgliederzahl 
in keinem Verhältnis zur Grösse der an sie gerichteten Anforderungen 
steht, unterstützt und bei abgelegenen grösseren Gefängnissen den 
angestellten (3-eistlichen Beträge überwiesen worden, um schnell und 
wirksam in solchen Fällen einzugreifen,' in denen andere Mittel nicht 
zu Gebote standen. 

Die Zentralstelle will sich in Gemeinschaft mit dem.Bheinisch- 
westfälischen Provinzial-Kornitee zur Bekämp fung des Mädchen¬ 
handels der in Holland abgeschobenen weiblichen Personen au- 
«ehinen. Verhandlungen mit der holländischen Begierung’ haben 
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dahin geführt, dass luinmehr die betreffenden Personen alle über 
Zevenar-Emmerich abgeschoben werden. In Emmerich wird ein Vor¬ 
asyl eingerichtet, von wo aus solche Personen, die sich helfen lassen 
wollen, entweder nach ihrer Heimat, oder in ein Zufluchtshaus be¬ 
fördert werden. Mit der Zentralstelle bauen auch die Hilfsvereine 
ihre Einrichtungen immer weiter aus; so hat der Barmer Verein ein 
M ä n n e r h e i m für geistig und körperlich M i n d e r w e r t i g* e 
eingerichtet; in Mülheim a. d. Ruhr ist eine Schreibstube für Stellen¬ 
lose und eine Arbeitsstätte für vermindert erwerbsfähig'e Personen 
geschaffen worden. Nach dem Geschäftsbericlit ist jetzt in sämtlichen 
grösseren Frauengefängnisseh der beiden Provinzen die Vorfürsorge 
g'eregelt. Der Gefängnis-Gesellschaft sind, im Berichtsjahr neben 
grösseren Anstalten auch die Städte Witten und Herford mit einem 
festen Jahresbeitrag als Mitglied beigetreten. Auch das Netz der 
Hilfsvereine, der eigentlichen Träger der Fiirsox'g*earbeit, hat sich 
wesentlich erweitert; ihre Zahl beträgt jetzt 103. Die Bestrebungen 
der Gesellschaft finden auch Förderung durch die Regierung: als 
geldliche Beihilfe hat sie im vergangenen Jahr 1200 Mk. geleistet. 

Bei der Besprechung des Geschäftsberichts lenkte Superintendent 
Stursberg (Bonn) die Aufmerksamkeit auf-das Wand erar bei ts- 


s t ä 11 e n g* e s e t z, besonders auf die Einrichtung* von Natural- 
verpflegung'sstellen. Der Vorstand und der Ausschuss habe sich mit 
dem Gesetz beschäftigt, nachdem bekannt g’eworden sei, dass der 
J^rovinziallandtag demnächst wieder die Sache aufnehmen werde. 
Der Redner wies darauf hin, dass das Gesetz in Westfalen zur 
Durchführung' komme und in Hessen in Angriff g'eiiommen worden 
sei; er beantragte, den Hauptausschuss zu ersuchen, auf die Durch¬ 
führung des Wanderarbeitsstätteng'esetzes in der Rheinprovinz hin¬ 
zuwirken. Oberpräsident F r }i r. v. S c h o r 1 em e r bemerkte hierzu, 
nach den in der Rheinprovinz gemachten Erfahrungen könne er sich 
nicht ohne weiteres der Ansicht anschliesseu, dass die Einführung 
des Gesetzes für die Rheinprovinz als ein unbedingtes Bedürfnis an¬ 
gesehen werden müsse. Derselben Auffassung sei auch der Provinzial¬ 
ausschuss, Er würde es jedoch begrüssen, wenn die Gefängnis- 
Gesellschaft das für die Beurteilung der Bedürfnisfrage erforderliche 
Material sammeln und hiermit nochmals an die Provinzial Verwaltung 

Dr. voiiRenvers erklärte, dass der 
loö4 mit der Einführung von Naturalverpflegungsstationen gemachte 
Veisuch ganz verunglückt sei. Die Stationen seien schliesslich nichts 
Aveiteres als öffentliche Schnapskneipeu gewesen. Auch in Westfalen 
seien die Erfahrung'en auf diesem Gebiete nicht so g'ünstig. Das 
gehe schon daraus hervor, dass neuerdings in den Naturalverpflegungs- 
stationen nur Leute aufgenommen werden sollen, die in den letzten 
drei Monaten sechs Wochen gearbeitet hätten und solche Leute treffe 
man aut der Landstrasse kaum an. Dagegen seien die im Wander- 
ai eitsstätteng'esetz vorgesehenen Arbeiterkolonien in der Rheinprovinz 
eingerichtet und hierfür wende die Provinz weit mehr auf als West- 
taleii und Hessen. Die Versammlung erklärte sich mit dem Anträge 
btursberg’ein verstanden. Oberlandesgerichtspräsident Dr. H o 1 tg r e v e n 
(Hamm) leitete hierauf eine Besprechung über die Frage der B e- 
cu SIC tigung der mit Strafaufschub verurteilten 

sprach sich dahin aus, dass die Fürsorge- 
1 * .V. Vv unbedenklich mit der Beaufsichtigung dieser Jugend- 
^ könnten. In anderen Landesteilcn werde seit langem 

I a len und auch im Justizministerium seien Bedenken hierg'egeii 
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nicht erhoben worden. Den Schluss der Verhandlungen bildete ein 
hochinteressanter Vorti'ag des Universitätsprofessors Dr. van Calk er 
(Strassburg’) über Probleme der Gesetzgebungspolitik in Strafrecht 
lind Strafprozess, dem eine rege Aussprache folgte. Das Nähere 
findet sich im 02. Jahresbericht der Rheinisch - Westfälischen 
Gefängnis-Gesellschaft, ^ , 


Rheinisch - W estfälische Gefängnis-Gesellschaft. 

Die Zahl der angeschlossenen Hilfsvereine ist in den letzten 
Jahren rasch gestiegen xiud hat beinahe die Zahl 100 erreicht. Vor 
drei Jahren betrug die Zahl der Tochtergesellschaften und Hilfs¬ 
vereine noch 79 (vor 10 Jahren 32), heute dagegen schon 97. Davon 
entfallen auf die Rheinprovinz 76, auf Westfalen 20, nebst dem Det- 
niolder Verein, In erster Linie ist die Fürsorgetätigkeit nicht un¬ 
beträchtlich erweitert worden. Die Katholischen Frauen-Fürsorge- 
vereine in Münster und Köln sowie der Evang. Frauen-Asylverein 
in Düsseldorf, der Katholische Fürsorgeverein für entlassene Ge¬ 
fangene in M.-Gladbach und die Fnrsorgevereine in Hermeskeil, 
Ahrweiler, Oberhausen, Emmerich und St. Goar haben 
sich der Gesellschaft angeschlossen. Den letzten Nachweisungen dev 
Vereine gemäss beträgt die Gesamtzahl der Vereinsmitglieder 20016, 
die Gesamtausgaben belaufen sich auf 94636 M., die Zahl der Für¬ 
sorgefälle stieg auf 6171, Zahlen, die zur Genüge dartun, dass in 
beiden Provinzen mit Eifer xind Opferwilligkeit gearbeitet wird. Die 
Fiirsorgetätigkeit war bei den meisten der angeschlossenen Vereine 
eine rege. Die Dienste des Geschäftsführers wurden daher auch stark 
in Anspruch genommen. In der Vorstandssitzung am 24. April 1908 
teilte der Vorsitzende mit, dass der bewährte Geschäftsführer, Herr 
Pastor Dr, von Rohden zum Mitglied des Konsistoriums in Berlin 
ansorsehen sei. Was die Nachfolge anbetrifft, so ist dui’ch das Ent¬ 
gegenkommen des Ministers des Innern die Kombination des Ge- 
schäftsführei’amtes mit der hauptamtlichen evangelischen Gefängnis- 
Itredigerstelle in Derendorf bestehen geblieben und dementsprechend 
Herr Pfarrer Just, bis dahin evangelischer Pfarrer am Kgl. Gefängnis 
zu Elberfeld und Schriftführer der Elberfeld-Barmer Gefängnis- 
Gesellschaft zum Geschäftsführer gewählt worden. — Der Vorstand 
hatte sich u. a. auch mit einem Antrag zu befassen, der von der 
letzten Mitgliederversammlung zur weiteren Bearbeitung an ihn zu¬ 
rückverwiesen worden war. Die 79. Mitgliederversammlung hatte, 
nämlich den Ausschuss beauftragt, „eingehend zu prüfen, ob 
nnd in weleher Weise die Bemühungen der massgebenden 
Behörden um eine bessere Aus wähl und Ausbildung der 
Aufseher unterstützt rverden können.“ Es wurde allgemein 
anerkannt, dass auf Hebung der sozialen Stellung und bessere Aus¬ 
bildung der Aufseher gedrungen werden müsse; über die Organisation 
solcher Ausbildung aber, ob durch besondere Aufseher sc hule oder 
durch vorbereitende Kurse an bestimmten geeigneten Gefängnissen 
oder durch Fortbildungskurse, darüber gingen die Meinungen aus¬ 
einander, Der Vorstand hält es für wünschenswert, dass die kleineren 
Gefängnisse nach Möglichkeit so versorgt werden, dass ihnen aus¬ 
gebildete Aufseher von den grösseren Anstalten überwiesen werden. 
— Weiter beschäftigte sich der Vorstand mit einem Antrag des Hilfs¬ 
vereins Essen. Der Antrag, der folgenden "Wortlaut hat, wurde nach 
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ein^ch ender Beratung angenommen: „DieRheinisch-Westfälische 
Gefängnis-Gesellschaft wird ersucht: 1. auf die ihr an¬ 
geschlossenen Vereine dahin zu wirken, dass sie die 
Beaufsichtigung der Jugendlichen, denen Strafauf¬ 
schub zwecks späterer Begnadigung bewilligt ist, zum 
Gegenstand ihrer Tätigkeit machen; 2. die zuständigen 
0 b er 1 an d esg er i eh t s - Pr äsi d eh t e n zu ersuchen, den Ge¬ 
richten und Staatsanwaltschaften zu empfehlen, dass 
sie von diesem Anerbieten der Vereine Gebrauch 
machen und bei etwaigem Verzug der betreffenden 
Jugendlichen deren Ueber Weisung an die nunmehr 
zuständigen Vereine ermöglichen.“ 

Die 80, Jahresversammlung wurde am 15. und 16. Oktober 1908 
in Düsseldorf in der bisher üblichen Weise gehalten. In den Fach¬ 
konferenzen des ersten Tages kamen folgende Themata zur Ver¬ 
handlung : 

I. Gemeinsame Konferenz der Beamten, Geistlicheii und Vertreter 

der Fürsorgevereine. 

Thema: DasErZiehungsprinzip im Strafvollzug mit 
Rücksicht auf amerikanischeAnregungen. Berichterstatter: 
Rechtsanwalt Dr. Herr in Hamm. 

Leitsätze: 

T. Bei Vollstreckung der Sti*afen, insbesondere gegenüber jugend¬ 
lichen Delinquenten bis einschliesslich zum 30. Lebensjahre, ist eines-- 
teils die erzieherische Bedeutung der Arbeit, andererseits das künftige 
Fortkommen der Sträflinge in Betracht zu ziehen. 

II. Dem vom Reichsjustizamte veröffentlichten Entwurf einer 
Strafprozessordnung nebst Novelle zum Gerlchtsverfassung'sgesetze 

i.st darin zuzustimmon, dass im Verfahren gegen Jugendliche 

1. die staatliche Einwirkung auf die Erziehung gegenüber der 
Bestrafung in den Vordergrund tritt, 

2. die Anklagepflicht der Staatsanwaltschaft eingeschränkt uurd, 

3. unter Trennung von den erwachsenen Verbrechern besondere 
Jugendgerichte mit weitgehenden richterlichen Befugnissen ein¬ 
gerichtet werden, 

4. ein enger Zusammenhang zwischen der staatlichen Gerichtsbarkeit 
und den der Jugendfürsorge gewidmeten Vereinigungen ge¬ 
schaffen wird. 

Die Leitsätze wurden unverändert und einstimmig angenommen. 

II. Konferenz der Strafsanstalts- und Justizbeamten. 

Thema: Besti'afung oder Siche rheitsmass regein 
geg’en Gewohnheitsverbrecher. Berichtei’statter: Professor 
Dr, W. Mittermaier in Giessen. 

Leitsätze: 

1. Es ist verkehrt, von Gewohnheitsverbrechei*n ohne Beachtung 
ihrer psychologischen Verschiedenheiten zu sprechen. Statt des 
Ausdrucks „Gewohnheitsverbrecher“ ist der andere „Zustands¬ 
verbrecher“ richtiger. 

2. Rückfällige sind ebenso gut Gelegenheitsverbi’echer wie Zu- 
stan ds verbrech er. 

3. Unter den Zustandsverbrechern bilden die schlechthin gewohn- 
heitsmässig handelnden keineswegs die wichtigste Gruppe. Es 
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ist Tvichtigev, die Gruppen der Minderwertigen, Gewerbsmässigen 
und Unverbesserlichen hervorKuheben. 

4. Zustands verbrech er sind im allgemeinen nicht anders als Gelegen- 
heitsverbvecher zu behandeln. Niir so weit von erhöhter Schuld 
gesprochen werden kann, ist erhöhte Strafe berechtigt (besonders 
bei den Gewerbsmässigen); im übrigen aber sind je nach der 
psychologischen Eigenart sichernde Massnahmen neben oder statt 
der Strafe am Platze (langdauernde Einsperrung, Ueberwachung 
und andere zwangsweise Anhaltungen). Diese können aber nur 
die schweren Fälle treffen. Härte im Strafvollzug ist gegenüber 

■Zustandsverbrechern regelmässig -völlig nutzlos; sie entspricht 
auch nicht der Vergeltung. 

5. Wenn auch praktisch Strafe und sichernde Massnahmen völlig 
im Zweck und in der Ausführung tibereinstimmen und vielfach 
die eine sehr wohl für die andere eintreten kann, so ist es doch 
nicht augezeigt, sie völlig zu verschmelzen; denn der Strafe 
eignet das besondere Merkmal der Schuldvergeltung. 

Die Versammlung liess einstimmig durch den Vorsitzenden er¬ 
klären, dass sie von dem Vortrage und den Leitsätzen mit Dank und 

Interesse Kenntnis genommen habe. 

III. Konferenz der evangelischen Anstalts- und Asyl-Geistlichen. 

Thema: Die Gefangenen-Seelsorge nach staat¬ 
lichen und kirchlichen • Prinzipien. Berichterstatter: 

Gefängnisgeistlicher Schulte in Essen. 

Leitsätze : 

1. Die nach Einführung der Freiheitsstrafe von freier Liebestätigkeit 
angebahnte religiöse Versorgung der Gefangenen ist vom Staat 
in Verbindung mit der Kirche übernommen worden. In der 
Gefangenen-Seelsorge begegnen sich daher staatliche und kirch¬ 
liche Prinzipien und fordern zu einer Auseinandersetzung’ 
hinsichtlich der Theorie (Leitsatz 2) wie der Praxis (Leitsatz .3) auf. 

2. a) Der Staat ordnet die Gefangenen-Seelsorge dem von Sühne- 

und Erziehung’sprinzipien geleiteten Strafvollzüge an Gesetzes- 
übertretene ein und hat daher an ihrer Ausübung ein seinem 
Wesen entsprechendes bürgerlich-sittliches Interesse.' Dieses 
deckt sich nicht völlig mit dem weitergehenden Intex’esse der 
Kirche und der von ihr geübten Seelsorge, 
b) Die Kirche sieht in der Gefangenen-Seelsorge prinzipiell nichts 
anderes als einen Teil ihrer Seelsorge an der sündigen Mensch¬ 
heit überhaupt und hat daher an ihrer Ausübung ein ihrem 
eigenen Wesen und dem der Seelsorge entsprechendes religiös¬ 
sittliches Interesse. Dieses befasst dasjenige des Staates in sich. 

3. a) Der Staat sorgt in den grossen Strafanstalten durch Anstellung 

von Geistlichen im Hauptamt für ausreichende Seelsorge, ohne 
aber die aus einer staatlichen Organisation ihr erwachsende!!! 
eigentümlichen Hemmnisse vermeiden zu können. 

Die für die Seelsorge in den mittleren und kJeineren Straf- 
und Untersuchungsgefängnissen zwischen Staat und Kirche 
vereinbarten Bestimmungen über die vortragsmässige Annahme 
von Geistlichen im Nebenamt reichen für die religiösen Bedürf- 
, nisse der Gefangenen nicht aus, zu deren Befriedigung vielmehr 
eine stärkere Beteiligung der Kirche wünschenswert ist. 
b) Die Kirche ist imstande, durch eine von ihr zu schaffende und 
ihrer - Gesamtaufgabe sich eingliedernde Oi’ganisation eim- 
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ungehemmte und ausreichende Seelsorge in allen Anstalten 
zu gewähren, ohne den Interessen des Staates Eintrag zu tun. 

4. Eine in erster Linie wünschenswerte Neuordnung der Gefangenen- 
Seelsorge in den mittleren und kleineren Gefängnissen vermag 
Gelegenheit zu geben, einen Ausgleich der sich jetzt noch durch¬ 
kreuzenden staatlichen und kirchlichen Prinzipien anzubahnen 
und Klarheit zu schaffen, inwieweit die Kirche gewillt und in 
der Lage ist, eine ausreichende religiöse Versorgung der Gefangenen 
zu gewährleisten. 

Für die Neuordnung empfiehlt sich folgende Grundlage: Der 
Staat übergibt die religiöse Versorgung der' Gefangenen grund¬ 
sätzlich der Kirche, unter Wahrung seines Hausherrnrechtes, 
d. h. Voraussetzung der Aufrechterhaltung der Hausordnung, 
Forderung geeigneter Persönlichkeiten, sowie des Bestätigungs¬ 
und Beschwerderechtes. 

Die vom Referenten aufgestellten Leitsätze werden mit über¬ 
wiegender Stimmenmehrheit angenommen. 

IV. Konferenz der katholischen Austaltsgeistlichen. 

Thema: Dieindividuellen xind sozialen Hemmnisse 
der menschlichen Willensfreiheit und ihr Einfluss 
auf die Moralität der Gefangenen. Berichterstatter: Ge¬ 
fängnispfarrer D 0 n d (* 11 i n g e r in Wittlich. 

Leitsätze: 

1. Die Frage der Hemmnisse der menschlichen Willensfreiheit ist 
nicht bloss für die Strafrechtspflege, sondern, auch für den Ge¬ 
fängnisgeistlichen von der grössten Bedeutung. Als Seelenarzt 
muss er den moralischen Zustand des Gefangenen untersuchen 
und genau kennen lernen; es ist daher notwendig, bei dem 
einzelnen Delinquenten in Erwägung zu ziehen, inwiefern dessen 

' Freiheit gehemmt, eingeschränkt oder durch besonders starke 
Motive nach einer Richtung hingedrängt oder gar tatsächlich 
aufgehoben würde. 

2. Die Wurzel und das Fundament von Schuld und Strafe, Ver¬ 
antwortung und Strafbarkeit ruht in der richtigen Auffassung 
der menschlichen AA^illensfreiheit. Diese bekämpfen besonders 
die modernen natur- und sozialwissenschaftlichen Theorien eines 
auf materialistischer und unchristlicher Grundlage aufgebauten 
Determinismus, welcher behauptet, dass die menschlichen Hand¬ 
lungen allein das Produkt der Veranlagung und Erziehung, 
des individuellen Faktors einerseits, der sozialen Verhältnisse 
andererseits seien. Doch auch der Indeterminismus, xvelcher 
einzig und allein auf die Freiheit des Willens pocht und 
dessen vielfache Abhängigkeit übersieht oder ignoriert, erfasst 
den inchtigen Begriff der Willensfreiheit nicht und trägt den 
tatsächlichen Verhältnissen, unter denen der Mensch lebt und 
handelt, keineswegs Rechnung. 

.4. Die Wahrheit liegt in der Mitte; Natur und Offenbarung beweisen 
klar und deutlich, dass der menschliche Wille, das Wahl¬ 
vermögen zwischen einem Ding* und seinem Gegenteil auch 
nach dem Sündeufall noch frei ist, wenngleich geschwächt, und 
durch die Konkupiszenz zum Bösen geneigt. Obwohl der Mensch 
also i\i seinem Tun und Lassen im allgemeinen von äusserem 
Zwang’ und innerer Nötigung frei ist, es daher in jedem einzelnen 
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Falle in seiner Macht steht, das göttliche nnd menschliche Gesetz 
zu überschreiten oder nicht, so ist er doch in seinen Entschliess» 
ungen abhängig von äussern nnd inneren Einflüssen, welche 
nicht seiten seine Willenskraft schwächen, die Wahlfreiheit 
erheblich einschränken und bewirken, dass er gegen besseres 
Erkennen handelt. 

4. Unter den verschiedenen und mannigfachen Einflüssen und 
Einwirkungen, welche die menschliche Willensfreiheit beein¬ 
trächtigen, können wir unterscheiden; 

a) Die individuellen Hemmnisse, wdlche durch Abstammung, 
Erziehung und Angewöhnung verursacht werden. 

b) Diejenigen, wefche sozialer Art sind, d. h, die ihren Grund in 
den religiösen und sittlichen Anschauungen der Umgebung, 
in wirtschaftlichen oder sozialen Verhältnissen haben. 

5, Voreichtig und milde soll daher das Urteil des Gefängnisseelsorgers 
über das widersittliche Verhalten des Gefangenen sein.^ Zwei 
Punkte sind besonders im Aug‘e zu halten: nämlich a) die leib¬ 
liche und seelische Verfassung des Delinquenten; b) die Zu¬ 
ständigkeiten und Umstände, unter denen das Vergehen zustande 
kam, den prüfenden Blick also mehr auf den Täter als auf 
die Tat, mehr auf den Sünder als auf die Sünde richten. 

Obige Leitsätze wurden nach lebhafter Debatte, an der sich 
fast sämtliche Anwesende beteiligten, mit verschiedenen Kürzungen 
angenommen. 

V. Konferenz der Lehrer an den Strafanstalten. 

Thema; Wie pflegt der Strafanstaltslehrer die 
Vaterlandsliebe bei den Gefangenen? Berichterstatter: 
Strafanslaltslehrer Boeker in Herford. 

Leitsätze; 

1. Der Wert, den die Vaterlandsliebe für den Einzelnen sowie für 
die Gesamtheit hat, ist ein so unbestreitbar hoher, dass die Pflege 
derselben eine wichtige Aufgabe aller derer ist, die dazu durch 

' Stellung oder Amt berufen sind. , 

2. Die Pflege der Vaterlandsliebe ist eine Forderung der Natur, der 

Vernunft uiid der Religion. „ , , . j l 

3 Beim Gefangenen ist die Pflege der Vaterlandsliebe deshalb so 
wichtig und notwendig, weil der Gefangene vielfach mit Religions¬ 
und Staatsgesetzen mehr oder weniger zerfallen ist. 

4. In den Strafanstalten ist der Lehrer in erster Linie berufen, die 
Vaterlandsliebe zu pflegen und zu fördern. 

5. Zur Erreichung des Zieles stehen dem Strafanstaltslehrer folgende 
Mittel zu Gebote; 

1. Der Schulunterricht. 

2. Die vaterländischen Gedenktage. 

3. Die Lektüre. 

4. Die Zellenbesuche. 

5. Die eigene Persönlichkeit. 

6. Trotz gewissenhaftester Arbeit wird bei einigen Gefangenen- der 
Erfolg ein negativer sein. 

Die vom Referenten aufgestellten Leitsätze wurden unverändert 
angenommen. 

Blätter für Gefängniskunde. XLIV. 


13 
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VI. Freie Besprechung über Fragen praktischer Fürsorge. 

Thema: Vorbereitung der Fürsorge in der Straf¬ 
anstalt. Berichterstatter: Strafanstaltspfarrer Just in Düsseldorf. 

Leitsätze: 

1. Die Vorbereitung der Fürsorge in der Strafanstalt muss mit aller 
Umsicht und Treue geschehen, damit nichts ausser acht gelassen 
wird, was dem Gefangenen nach seiner Entlassung die Rückkehr 
zu einem geordneten Leben bahnen und ihn vor Rückfall ins Ver¬ 
brechen bewahren kann. 

2. Es tiilt hier zunächst die rechte Unterscheidung zu treffen 
und diejenigen Personen zu erkennen, bei denen Fürsorge er¬ 
forderlich und angebracht ist, und sodann rechtzeitig die 
geeignet.en Massnahmen zu treffen. 

3. Die Vorfürsorge darf sieh nicht auf die langzeitigen Insassen der 
Zuchthäuser und grösseren Gefängnisse beschränken, sondern muss 
auch in den Untersuchungs- und Kantongefängnissen systematisch 
betrieben werden. 

4. Ein schablonenhaftes Verfahren ist dabei sorgfältig zu vermeiden, 
während die Fürsorgevereine ein weitherzige* Entgegenkommen 
zeigen müssen. In schwierigen Fällen wird die Zentralstelle Rat 
und Hilfe nicht versagen. 

Die lebhafte Besprechung wird nach einstimmiger Annahme 
der vom Referenten aufgestellten Leitsätze geschlossen. 

In der Mitgliederversammlung am folgenden Tage hielt Herr 
Wirklicher .Geheimer Oberregierungsrat Dr. jur. Krohne in Berlin 
seinen Vortrag über: „Ideale und Irrtümer. Rückblicke 
und Ausblicke auf die Entwicklung des Gefängnis¬ 
wesens in den letzten fünfzigJahren.“ — Der Referent batte 
keine Leitsätze aufgestellt. — Der mit grossem Beifall und Interesse 
aufgenommene Vortrag befindet sich abgedruckt mit den übrigen 
Vorträgen im 81. Jahresbericht der Rheinisch-Westfälischen Gefängnis- 
Gesellschaft. T * 


Die ausserordentliche Tagung der Internationalen 
kriminalistischen Vereinigung, Landesgruppe Deutsches 
Reich zu Berlin am 3.—5. Januar 1909 betreffend. 

I. 

Die Sitzungen die nicht übermässig zahlreich, aber von einem 
auserlesenen geistig durchweg sehr hochstehenden Publikum besucht 
waren, fanden im Abgeordnetenhause unter dem Vorsitze des Unter- 
staatssfkretärs v. Mayr aus München statt. Als stellvertretende 
Vorsitzende,wurden Generalstaatsanwalt Gessler von Dresden und 
der Unterzeichnete gewählt. Die Sitzungen dauerten am ersten Tag 
von VjlO Uhr bis Uhr mit ®/4 ständiger Pause und von 8 Uhr bis 
nach 10 Uhr. Am 2. Tag von “/^lO Uhr bis 5 Uhr mit einstündiger 
Pause. 

Zweck der Versammlung war: Stellungnahme zu dem Entwurf 
der Strafprozessordnung. Um dies zu ermöglichen wurde wie folgt 
verhandelt; 

1, Generaldebatte über den gesamten Entwurf nach eingehenden 
Referaten von Landgerichtsdirektor a. D., Dr. A sehrott-Berlin 
und Geheimer Justizrat Prof. Dr. v. L i s z t - Berlin. 
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2. Debatte über „Weitergehende Durchführung der Anklageform“ 
nach einem Referat von Prof. Dr. v. Lilienthal-Heidelberg. 

3. Debatte über „Die Organisation der Strafgerichte unter Berück- 
siclitigung der Einführung der Berufung“ nach einem Referat 
von Kammergerichtsrat Geh. Justizrat Dr. Krön eck er-Berlin. 

4. Debatte über „Die Stellung der Staatsanwaltschaft im Strafprozess“ 
nach einem Referat vou Oberlandesgerichtsrat Ro^enberg- 
Eolmar i. Eis. 

Au.sserdem fand am ersten Abend ein Vortrag von Medizinalrat 
Dr. Lepp mann-Berlin und Professor Dr. Asch affenburg-Köln 
über „Die Stellung der Aerzte zu, dem Entwurf der Strafprozess¬ 
ordnung“ statt, nach dem noch Professor Sommer-Giessen seinen 
Standpunkt darlegte. 

II. 

Der von der Versammlung geteilte Standpunkt der General¬ 
referenten war, wie Oberbürgermeister A d i k e s (der übrigens in der 
Vorbesprechung heftig dafür kämpfte, den Entwurf einfach zurück¬ 
zuweisen) sich ausdrückte, derjenige wehmutvoller Entsagung. Es 
wurde tief bedauert, dass das Deutsche Reich es nicht fertig bringe, 
eine Reform in grossem Stile, das Strafrecht, don Strafprozess und 
den Strafvollzug umfasst-nd, durchzuführen. Trotzdem wurde be¬ 
schlossen, dem Entwurf nicht lediglich ein unon possumusv. entgegen- 
zusetz«-n, da man überzeugt war, dass die Regierung von dem fehler¬ 
haften Wege nicht abzubringen sei, und der Entwurf trotz vieler 
Mängel neue Grundsätze aufweist, die man nicht leichten Herzens 
preisgehen wollte. 

Da infolge der vorausgegangenen Generaldebatte in den 
Spezialdiskussionen viele Punkte, wenn auch unter verschiedenen 
Gesichtspunkten, nochmals berührt wurden, empfiehlt es sich an 
Stelle eines chronologisch gegliederten Berichts die Hauptgesichts- 
pnnkte zu kennzeichnen, welche sich im Laufe der Verhandlung 
heraushoben. 

Als Halbheiten und Mängel wurden erachtet: 

I. a) Die Besetzung der Berufungskammern mit ö gelehrten 
Richtern ohne Zuziehung von Laien wurde allgemein beanstandet. 

In dieser Beziehung wurde geltend gemacht, dass man 
Unbestrittenermassen nur deswegen Laien in die erste Instanz berufen 
habe, um das Vertrauen des Volkes in die Justiz wiederzugewinnen. 
Dieser Zweck werde vereitelt, wenn diese Laiensprüche durch ein 
Urteil gelehrter Richter wieder aufgehoben werden könnten. Aschrott 
empfiehlt zur Beschaffung der nötigen Laien eine Aenderung der 
Gerichtsorganisation, nämlich völlige Verlegung der ensten Instanz 
an Amtsrichter beziehungsweise aratsgerichtliche Schöffengerichte und 
Errichtung der Berufungskammern von 3 Richtern und 2 Laien an 
den Landgerichten. Die Bedenken, dass nicht genügend tüchtige 
Amtsrichter zu finden sind, will Aschrott dadurch beseitigen, 
dass er entweder ein Schöffengericht für grössere Sachen benach¬ 
barter Amtsgerichte einführen will, oder dass solche Gerichte an 
einem Landgericht gebildet werden, bis ein neues Strafgesetz erscheint 
üud die Zuständigkeit anders geregelt wird. 

V. Liszt befürwortet dagegen die Besetzung mit 1 Berufs¬ 
richter und 4 Schöffen, da dann die bei 2 Richtern zweifellos ein¬ 
tretenden Streitigkeiten über juristischen Fragen vermieden würden^ 
die auf die Schöffen ungünstig wirkten und diese verwirrten. 


13 * 
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b) Die Berufungssenate wurden für bedenklich 
gehalten wegen ihres unausgesprochenen Charakters, da sie weder 
Land- noch Oberlandesgericht seien, mithin nicht als vollwertig gelten 
werden und wegen der Gefahr, dass Misstimmungen entstehen, wenn 
ein Teil der Mitglieder ein und desselben Gerichts in der Strafkammer, 
ein anderer in der Berufungsinstanz sitzt. Professor Harburger 
befürwortete deshalb, sowie im Interesse der Einheitlichkeit der Rechts¬ 
sprechung, die Verlegung der Berufssenate an die Oberlandesgerichte, 
wie sie der Entwurf von 1894/95 auch für möglich gehalten und vor¬ 
gesehen gehabt habe. 

c) iMassregeln zur Verhütung des Missbrauchs der 
Berufung wurden vermisst. 

Während Exz. Hamm in dieser Beziehung die Einführung der 
reformatio m/«yW befürwortete, verlangte Oberbürgermeister Adikes 
Garantien für die Beseitigung des Unfugs, dass das höhere Gericht 
zUm Schaden des Ansehens und Vertrauens in die Rechtsprechung 
das Strafmass der ersten Instanz um wenige Mark, Tage oder Wochen 
kürze. Adikes verlangte weiter zur Vermeidung von Berufungen 
eine vorzügliche I. Instanz. Diese sei zu gewinnen, durch die An¬ 
stellung hervorragend bezahlter Richter, die vom Schreibwerk mög¬ 
lichst entlastet seien. Dies sei zu erreichen, wenn man weniger aber 
bessere Richter anstellen, auf welche die jetzt an viele Richter be¬ 
zahlten Gehälter verteilt würden und wenn man die Richter z. B. von 
der Niederschrift der Urteilsgründe entbinde. Endlich solle es auch 
bezüglich reiner Rechtsfragen keine Berufung, sondern nur 
Revision geben. 

II. Die Regelung des Vorverfahrens im Entwurf. 

Seinen Einwendungen und Wünschen hatte der Referent folgende 
Fassung gegeben: 

Thesen des Herrn Geheimrat von Lilienthal. 

I. Die wichtigste Aufgabe des Vorverfahrens ist die Vorbereitung 
der Anklage und der Verteidigung für die Hauptverhandlung. 

Für die Staatsanwaltschaft geschieht sie am besten dadurch, 
dass, abgesehen von ganz einfachen Fällen, die Ermittelungen per¬ 
sönlich geschehen, soweit nicht Voruntersuchung eintritt. 

Auf Seiten des Beschuldigten ist dazu erforderlich: 

1. grössere Be.wegungsfreit tind deshalb möglichste Einschränkung 
der Untersuchungshaft, besonders wegen Kollusionsgefahr; 

2. ausgiebige Unterstützung durch einen sachkundigen Verteidiger 
und deshalb möglichst häufige Bestellung von Amtsverteidigern 
für mittellose Beschuldigte; 

3. Unterstützung durch die Behörden bei Vorbereitung des Ent¬ 
lastungsbeweises und deshalb rechtzeitige Bekanntmachung mit 
dem Belastungsmaterial in einem besonderen Termine, in dem 
die Anträge des Beschuldigten auf weitere Beweiserhebung ent¬ 
gegen zu nehmen sind. Eine Ablehnung muss begründet und mit 
der Mitteilung verbunden werden, dass dem Beschuldigten 
weitere Rechtsbehelfe zustehen. 

Die im Entwurf vorgesehene Parteienöffentlichkeit bietet eine 
weitere, aber für sich allein nicht ausreichende Unterstützung des 
Beschuldigten bei der Beweisvorbereitung. 

II. Die Anklageschrift ist spezialisiert abzufassen mit genauer 
Angabe der Beweismittel für die einzelnen tatsächlichen Behauptungen. 

Der Beschuldigte hat das Recht, in einem besonderen Termine 
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dem Vorsitzenden des erkennenden Gerichtes seine Einwendungen 
gegen die Anklageschrift vorzubringen und Beweisanträge zu stellen. 
Deren Ablehnung muss begründet und mit der Belehrung über die 
weiteren Beweisbefugnisse verbunden werden. 

III. In der Hauptverhandlung hat der Staatsanwalt den Inhalt 
der Anklageschrift mündlich vorzutragen. 

Der Beschuldigte ist darüber zu vernehmen, was er zu seiner 
Verteidigung Vorbringen will. Er ist darauf hinzuweisen, dass er 
Erklärungen nicht abzugeben braucht. Jede inquisitorische Be¬ 
fragung ist verboten. 

Die Beweisaufnahme leitet der Vorsitzende. Die Akten des 
Vorverfahrens dürfen, abgesehen von antizipierten Beweisaufnahmen, 
dem Gerichte nicht vorliegen. ■ ‘ 

Die Führung des Eiitlastungsbeweises darf nicht beschränkt 
werden. Der Grundsatz des § 244 Absatz 1 StPO, ist beizubehalten. 
Die Zurückweisung von Beweisanträgen ist durch einstimmigen 
Gerichtsbeschluss möglich; wenn sie offensichtlich nicht zur Sache 
gehören, auf Verschleppung der Verhandlung gerichtet siud, un¬ 
erreichbare Beweismittel oder, Tatsachen betreffen, die das Gericht 
schon zu Gunsten des Angeklagten für erwiesen hält. 

Unzulässige Beschränkung der Verteidigung bildet einen ab¬ 
soluten Revisionsgrund. 

Diese Grundsätze wurden von der Versammlung angenommen, 
mit Ausnahme der Forderung, dass der Vorsitzende des erkennenden 
Gerichts die Akten der Voruntersuchung nicht kennen dürfe. 
So heftig dies ein Teil der Versammlung als Garantie für die Ün- 
befangenheit des Versitzenden verlangte und im Hinblick anf die 
Praxis in Norwegen für möglich erklärte, so bestimmt wurde ander¬ 
seits auf die Unmöglichkeit hingewiesen, schwierigere Verhandlungen 
ohne Aktenkenntnis zu leiten, wenn auch die Anklageschrift noch 
so ausführlich sei. 

Abgesehen von den sehr au.sgedehnten Debatten um die Vßr' 
Wertung der Akten des Vorverfahrens in der Hauptverhandlung 
wurden hauptsächlich noch folgende Punkte betont: 

a) Die Unmöglichkeit der Einengung des Grundsatzes der unein¬ 
geschränkten Beweisaufnahme (§ 244 S. P. O.); 

b) der mangelhafte Schutz des Angeschuldigten, der keinen Ver¬ 
teidiger habe, und der Mangel des Rechtes auf Stellung eines 
solchen: 

c) die Art der Regelung der Parteienöffentlichkeit im Vorverfahren, 
welche bewirke, dass diese nur auf dem Papier stehe ^ 

d) die Einführung’ der Präsumptive des Fluchtverdachts, wenn 
nach den Umständen des Falls anzunehmen sein wird, dass wegen 
der Tat auf Todesstrafe, Zuchthaus oder eine die Dauer eines 
Jahres übersteigende Freiheitsstrafe anderer Art zu erkennen 
sein wird (§1102 E) sei viel bedenklicher und wirke viel un-r 
jgleicher, als die doch auf festen Vorausetzungen aufgebaut ge¬ 
wesene, nunmehr abgeschaffte Präsumptive des Fluchtverdachts, 
wenn ein Verbrechen vorlag; 

e) die Abhängigkeit des Verteidigers vom Untersuchungsrichter 
bezüglich der Akteneinsicht und der Misstand, dass die Be¬ 
schwerde weg’en Versagung nur an die Strafkammer des Gerichts 
gehen, dem der Untersuchungsrichter angehöre, unter Ausschluss 
eines anderen Rechtszuges. 



III. Durchbrechung des Legalitätsprinzips ohne genügende 
Garantien. 

So sehr man der Ansicht war, das wir an einer Ueberspannung 
des Legalitätsprinzips kranken und dieses zu unleidlichen Zuständen 
führt, namentlich so lange noch die Uebertretungen einen Bestandteil 
des Strafgesetzbuches bilden, so sehr war man sich der Gefahr be¬ 
wusst, die eine Durchbrechung dieses Prinzips in sich birgt, indem 
das Vertrauen des Volkes in die Rechtspflege durch die Ueberzeugung 
bedingt ist, dass jede Gesetzesübertretung vom Staatsanwalt ohne 
irgend welche Rücksichten erfolgt werden muss. Die Versammlung 
war deshalb einig, dass die § 154 und 157 E. unannehmbar seien. 
Der Referent, Oberlandesgerichtsrat Rosenberg machte folgende Vor¬ 
schläge : 

I. Das Legalitätsprinzip ist als gesetzliche Regel beizubehalten. 

II. Bei Vergehen und Uebertretungen kann die Staatsanwaltschaft 
in besonders leichten Fällen von einer Strafverfolgung ab- 
sehen. In diesen Fällen ist Jeder, der ein berechtigtes Interesse 
an der Strafverfolgung nachweist, zur Erhebung der subsidiären 
Privatklage befugt. Auf politische Delikte findet dies keine 
Anwendung. 

III. Bei Vergehen und Uebertretungen, welche von jugendlichen 
Personen begangen werden, wird die öffentliche Klage nur 
dann erhoben, wenn dies im öffentlichen Interesse liegt. 

IV. Die Fälle der Privatklage sind zu vermehren, 

V. § 154 und 157 des Entwurfs sind zu streichen 

VI. In dem Gerichtsverfassungsgesetz (§ 147) ist zum Ausdruck zu 
bringen, 

a) dass die dienstlichen Anweisungen der Vorgesetzten mit dem 
Legalitätsprinzip nicht in Widerspruch stehen dürfen, 

b) dass die dienstlichen Anweisungen der Vorgesetzten sich 
nicht auf die tatsächliche Würdigung des Beweismaterials 
in der Hauptverhandlung erstrecken dürfen. 

VII. In der Strafprozessordnung (§ 162 des Entwurfs) ist zum Aus¬ 
druck zu bringen 

a) dass im^ Ermittlungsverfahren alle wichtigen Erhebungen 
durch die Beamten der Staatsanwaltschaft persönlich be¬ 
wirkt werden sollen, 

b) dass an denjenigen Orten, an welchen besondere Kriminal- 
Abteilungen bestehen, ein unmittelbarer Geschäftsverkehr 
zwischen den Vorstandsbeamten dieser Abteilung und der 
Staatsanwaltschaft stattfinden soll. 

Andere Redner, insbesondere v. Liszt wiesen darauf hin, dass 
bezüglich politischer Verbrechen die subsidiäre Privatklage nicht 
genüge, sondern die Zulassung der subsidiären Popularklage gefordert 
werden müsse. Da diese die Regierungen wahrscheinlich nicht zu¬ 
lassen würden, so bliebe nichts übrig’ als das Lericht entscheiden zu 
lassen, ob im Einzelfall ein öffentliches Interesse vorliege oder nicht. 

Diesen Mängeln gegenüber wurden folgende Verbesserungen 
betont, die der Entwurf bringe. 

1. Gute Disposition, klare Fassung und schöne Sprache. 

2. Ausgestaltung dreier besonderen Verfahren : Das Verfahren gegen 
Jugendliche, das Privätkia.'e- und das summarische Verfahren, 
von denen das erste wegen seiner wahrhaft modernen Anschau¬ 
ungen be.sondere Beachtung verdiene, und die beiden anderen 
einen entschiedenen Fortschritt bezeichneten. 
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betreffenden Leute, denen es gelungen ist. durch Fleiss und Energie 
sieh grosses Vertrauen und eine gesicherte PoS'tion zu erwerben- 
Einer von ihnen, dessen Rehabilitierung ausserordentlich viel Schwierig¬ 
keiten gemacht hatte, der frühere Leutnant, Freiherr vo'n Sch. . , , 
aus Nürnberg, ist im Innern Argentiniens in einem grossen lanilwirtf 
schaftlicben Betiieb untergebracht worden und schreibt unter anderm; 

. Herr R hält strenge darauf, dass ich alle Arbeiten lerne 
und durchmache, und mein einziger Kummer besteht darin, dass ieh 
eben gar nichts weiss. Ich gebe mir die erdenklichste Mühe und 
ieh g aube, Herr R. ist zufrieden mit mir. Die Arbeit ruht von 
Sonnenaufgang bis zum späten Abend nicht. Es gibt Kühe zu melken, 
Kälber zu besorgen, Schafe zu hüten, Pferde zu füttern, Holz, zu 
fahren, zu schlachten, Tiere abzuhäuten und die Häute zu präparieren, 
an den Gebäulichkeiten auszubessern, und jnider Tag bringt etwas 
Neues, und mit jedem neugelernten Ding fühle ich mich glücklicher 
und zufriedener.“. ... 

Ein anderer, mit dem wir uns ebenfalls schon lange beschäftig¬ 
ten, Rolph Sch. aus Strassburg i. E., ist in einem grossen Elektrizitäts¬ 
werk in Brasilien angesteJlt und hat dort eine gesicherte Lebens¬ 
stellung, die es ihm ermöglicht, seine Frau, die mit ihm hinausgegangen 
ist und mit verdient, zu ernähren und sein Kind, das er vorläufig in 
Deutschland zurückgelassen hat, jetzt nachkotnmen zu lassen. Er 
berichtet ausführlich über seine Tätigkeit und schreibt unter anderm: 

„ . . . Ich würde Ihnen noch gerne mancherlei erzählen, bin 
aber mit meiner Zeit gar zu knapj): jede Stunde ist ausgekauft. 
Während ich -des Morgens frühstücke, geniesse ich den Unterricht 
eines brasilianischen Professors, während des Abendessens erfreue ieh 
mich der Unterhaltung mit einem englischen Lehrer, und dazwischen 
beschäftige ich mich mit Gas und Licht und Kraft und arbeite mich 
im Bureau immer mehr ein in meinem neuen Beruf.“. . . . Auch 
dieser war von Beruf früher Offizier. 

Der Dritte, ein Kaufmann B. aus Strassburg i. E. meldet, dass 
er zum II, Beamten des ausgedehnten Geschäftshauses, in dem wir 
ihn v<'r 3 Jahren untergebracht haben, aufgerückt ist, und er erfreut 
sich des uneingeschränkten Vertrauens seines Chefs, wie dieser ge¬ 
legentlich eines- Besuches in Europa dem Geschäftsleiter persönlich 
mitgeteilt hat. 

Es beweisen diese 3 Fälle, dass Leute, die vor keiner Arbeit 
zurückscheuen und mit ernstem Sinn vorwärts streben, trotz ihrer 
getrübten Vergangenheit sich sehr wohl noch einmal in nenerUmgebung 
und fremden Verhältnissen emporringen können. 

Weiter berichtete der Geschäftsleiter über die Schützlinge, 
welche seit der letzten Sitzung sich in der Uebergangsstation 
aufhalten und ihre Probezeit noch jetzt darin absolvieren, sowie über 
die, welche dieselbe inzAvischen passiert haben. Einem von ihnen 
war leider nicht zu helfen: es ist dies Hans R. aus Berlin, der früher 
Fähnrich war, dann Schiffbruch gelitten hat und uns von Berlin aus 
überwiesen wurde. Die verschiedensten Versuche, ihn zu rehabilitieren, 
sind gescheitert. Um seinen Wunsch, sich in Brasilien als Kolonist 
niederzulassen, der Erfüllung nahezubringen, sollte er in einem kleinen 
landwirtschaftlichen Betrieb in Holstein den Sommer über Stellung 
nehmen, damit er sich an schwere, körperliche Landarbeit gewöhnte 
und auch in der Schmiede des Dorfes sowie bei einem dort ansässigen 
Ziramermann die nötigen Handfertigkeiten erwerben konnte. Nur 
auf diese Weise glaubten wir eine gedeihliche Vorbereitung auf den 
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schweren Beruf eines Urwaldkolonisten ermöglichen zu können. 
Alles war aufs beste eingeleitet, aber R. erschien wohl dieser Weg 
zU SMinem Ziele zu dornenreich; er trat diese Stellung nicht an und 
zog es vor, die Station zu verlassen und auf eigene Faust in der 
Grosstadt sein Heil zu versuchen. Die übrigen 8 Schützlinge geben 
begrdndete Aussicht, dass sie fest und ernst genug sind, um auch 
unter schwierigen Verhältnissen sich zu behaupten. Einer von ihnen 
wird demnächst in Argentinien, ein andrer in Italien, ein dritter in 
Egypten untergebracht werden. Für 2 frühere Lehrer schweben 
Verhandlungen mit Vertrauensleuten in Brasilien, die übrigen sind 
noch nicht länge genug in der Station, als dass sich über ihre Zukunft 
etwas entscheiden Hesse. Sämtliche Schützlinge erhalten einen ge¬ 
regelten Unterricht, der täglich 2—3 Stunden in Anspruch nimmt; und 
zwar nehmen sie an einem spanischen Sprachkursus in der Berlitz- 
School teil, an einem Kursus in Buchführung und kaufmännischem 
Rechnen in dem Handels-Lehrinstitut von Grone, und an einem 
Kursus im Englischen und in der Stenographie, der in der Ueber- 
gaiigsstation selbst abgehalten wird, woselbst sie sich auch alle im 
Maschinenschreiben üben müssen. Es geschieht alles Erdenkliche, um 
sie. für ein gesichertes Vorwärtskommen im Auslande tauglich zu 
machen. 

Einer unserer Schützlinge, der nur einen Tag in der Station 
war, hat ein tragisches Ende genommen. Es ist der frühere Kauf¬ 
mann M. aus Flensburg, der wegen Unterschlagungen eine Freiheits¬ 
strafe in Fl. verbüsst hatte. Beim Antritt derselben hatten seine Frau 
sich selbst und ihre 3 Kinder durch Einatmen von Leuchtgas ver¬ 
giftet, da sie sich diesem Schicksaisschlag nicht gewachsen fühlte. 
M. hatte während seiner Gefangenschaft seelisch schwer an diesem 
Leid getragen. Auf Ersuchen seiner Vorgesetzten erboten wir uns, 
ihm sofort nach seiner Entlassung in unsrer Station ein Heim zu 
schaffen, aber schon nach dem ersten Tage seines hiesigen Aufent¬ 
haltes überwältigte ihn die Sehnsucht nach Weib und Kindern, er 
verliess die Station und machte -seinem Leben durch Erschiessen 
ein Ende. 

Darauf berichtete der Geschäftsleiter über die Unterbringung 
der Jugendlichen, welche seit einigen Jahren ein grosses und 
wichtiges Arbeitsgebie des D. H. V. bildet. Seit dem 1. Januar 1909 
sind dui’ch unsere Vermittelung 180 Jugendliche dem seemännischen 
Beruf zugeführt worden, von denen nur 5 sich schlecht geführt 
haben, so dass sie in ihre Heimat zurücktransportiert werden mussten. 
Im grossen und ganzen erscheint diese Fürsorge für viele, die ge¬ 
fährdet waren und sich in andere Berufsarten nicht schicken wollten, 
ein sicherer Weg zu ihrer Rettung geworden zu sein. Einige sind 
bereits so weit vorgeschritten, dass sie sich zum Steuermannsexamen 
vorbereiten, und fast alle, welche dem Stationsleiter von ihren Reisen 
Nachricht zugehen lassen, schreiben befriedigt und glücklich. Es ge- 
• schiebt von unsrer Seite somit alles, um möglichst geeignete Kapitäne 
ausfindig zu machen, und die Jungen werden während ihres Aufent¬ 
haltes in unserer Schiffsjungen-Abteilung unter strenger Zucht und 
Aufsicht gehalten und dadurch den Versuchungen des Lebens in der 
Hafenstadt so gut wie völlig entzogen. Sie werden an Bord ihrer 
Schiffe begleitet und finden nach ihrer Rückkehr in den Hamburger 
Hafen in unsrer Station stets wieder eine Heimat, wo sie sich wohl 
fühlen und von wo aus die weiteren notwendigen Schritte für ihr 
Fortkommen erfolgen. Wie schon in früheren , Sitzungsprotokollen 
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erwähnt, haben wir uns genötigt gesehen, in Anbetracht der grossen, 
durch diese Fürsorge erstehenden Arbeitslast einen II. Beamten in 
der üebergangsstation fest anzustellen, damit aber auch eine Ein¬ 
richtung geschaffen, welche die grösste Gewähr bietet, dass unsere 
Tätigkeit von Erfolg gekrönt wird. Sehr viele Behörden, Waisen¬ 
häuser, Stadtgemeinden, Erziehungsanstalten und private Persönlich¬ 
keiten aus allen Teilen Deutschlands nehmen unsere Hilfe in Anspruch, 
und die Zahl der Gesuche die bei uns eingehen, speziell für Jugend¬ 
liche, wächst immer m<*hr. Wie eingangs bemerkt, sind seit der 
letzten Sitzung vom 11. Juni 67 Knaben als Schiffsjungen untergebracht 
und mit einem Kostenaufwand von rund M. 20000— seemännisch 
ausgerüstet und gegen Seegefahr versichert worden. Die entstandenen 
Kosten sind bis auf einige Fälle, wo es sich um gänzlich unbemittelte 
Knaben handelte, für die niemand eintreten konnte, dem Verein 
zurückvergütet worden. 

Um dem Verein neue Mittel zuznführen, welcheihm 
bei dem Umfang und der Wichtigkeit seiner Arbeit zur Erreichung 
seiner Ziele nötig sind, hat der Geschäftsleiter den Versuch gemacht, 
die Verwaltungen von 100 grossen Städten zur Erwerbung der Mit¬ 
gliedschaft des D. H. V. zu gewinnen. Soweit sich bis jetzt übersehen 
lässt, wird der Erfolg dieses Unternehmens den Erwartungen nicht 
entsprechen. Bisher haben nur 2 Stadtverwaltungen einen einmaligen 
Beitrag von je M. 100.— zugesichert, die meisten übrigen aber mit 
der Begründung abgelehnt, dass sie bereits die Lokal-Fürsorgevereine 
für Entlassene unterstützten. 

Weiter hat der Geschäftsleiter einRundschreiben an alle 
evangelischen Geistlichen des aussereuropäischen 
Auslandes erlassen mit der Bitte, zur Unterbringung unserer 
Schützlinge hilfreiche Hand zu leisten, und ebenso ein ähnliches 
Schreiben an die katholischen Vertrauensleute des St. Raphaels-Vereins 
zum Schutze katholischer Auswanderer, deren Adressen ihm durch 
den Präsidenten des genannten Vereins, Herrn Kommerzienrat P. 
P. Cahensly (Limburg), welcher unserem Vorstande angehört, gütigst 
zur Verfügung gestellt wurden. Eine Reihe von Antworten sind 
bereits eingetroffen und geben zu erkennen, dass unsern Bestrebungen 
überall warmes Interesse entgegengebrachi wird, wenn auch die 
örtlichen Verhältnisse und früher gemachte schlechte Erfahrungen 
vielen eine tatkräftige Mitarbeit verbieten. 

Ein an den Direktor der Raiffeisenschen Darlehenskassen, die 
ja über ganz Deutschland verbreitet sind, gerichtetes Gesuch, hin 
und wieder einen unsrer Schützlinge, die für das Ausland nicht ge¬ 
eignet sind, innerhalb Deutschlands in der genannten Organisation 
einzustellen, wurde mit der Begründung abgelehnt, dass schlechte 
Erfahrungen den Mut zu weiterer Arbeit an der Rettung Entlassener 
genommen hätten. 

So stösst man fortgesetzt auf Berge von Schwierigkeiten in 
unserem Rettungswerke. Andere Liebeswerke werden getragen von 
der Teilnahme weiter Volkskreise, aber die Fürsorge für Entlassene 
ist durch die vielen Misserfolge, die sie zeitigt, unpopulär und er¬ 
fordert eine bei weitem grössere und intensivere Arbeit, um sie zu 
fördern, als irgendein anderes christliches oder humanitäres Unter¬ 
nehmen. Trotzdem darf man sich nicht entmutigen lassen, sondern 
muss immer neue Mittel und Wege ersinnen, um das Ziel zu er¬ 
reichen, dass kein Mensch umkommen darf, der den redlichen Willen 
hat, gerettet zu werden. 
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Nach Erledigung der Tagesordnung und nach der erfreulichen 
Erklärung der Herren Dr. Poelchau, Gustav Eichholz und Paul 
Eichenberg, sich bei Freunden in Montevidio und Holland für die 
Förderung unserer Bestrebungen zu verwenden, wurde um 10 Uhr 
die Sitzung durch den Herrn Präsidenten geschlossen. 

' Pastor Dr, Seyfarth. 


IL Verschiedenes. 

Die Invaliden-Versicherung der Strafgefangenen ist 
durch die Mannheimer Beratungen des Verbandes deutscher Schutz¬ 
vereine im Juni 1907 erheblich gefördert worden. 

Schon vorher war bekanntlich überall in Deutschland angeordnet, 
dass die Gefangenen über den Stand ihres Versicherungs-Verhältnisses 
zu befragen und dabei auf den drohenden Verlust ihrer Rechte aus der 
Versicherung, sowie auf die Möglichkeit und die Vorteile der frei¬ 
willigen Versicherung hinzuweisen, dass ferner die Quittungskarten, 
soweit nicht eingebracht, einzufordern seien. 

Bei der Mannheimer Verhandlung wurden hauptsächlich darüber 
Erörterangen gepflogen, ob der Gefangene zu der Weiterversicherung 
seine Zustimmung zu geben habe, oder ob auch ohne diese im In¬ 
teresse seines besseren Fortkommens weiterzuversichern sei. Die 
Mehrheit entschied sich für Ersteres. 

Unter den auf Grund der Mannheimer Beschlüsse erlassenen 
neuen Verfügungen — soweit sie mir bekannt geworden sind; für 
weitere Mitteilungen wäre ich dankbar — bestimmen die von Preussen 
(Ministerium der Justiz und des Innern), Bayern, Hessen, Baden 
und Bremen, dass bei Gefangenen mit Strafzeiten von mehr 
als 1 Jahr (Baden 6 Monaten) auch ohne Zustimmung des Gefangenen 
weiterzuversichern sei; Sachsen und Württemberg dagegen verlangen 
die Zustimmung des Gefangenen. 

Anlangend die Höhe der Versicherung, so ist in Preussen, 
Bayern, Hessen, Baden und Bremen bestimmt, dass die Beiträge 
zu leisten seien nach derjenigen Lohnklasse, welcher die Mehrzahl 
der in der Quittungskarte bereits verwendeten Marken entspricht und 
dass soviel Beiträge zu leisten seien, als zur Einhaltung der Anwart¬ 
schaft erforderlich und ausreichend ist (= 20 Marken in 2 Jahren). 
In Sachsen sind Marken der 1. Lohuklasse zu verwenden. In Württem¬ 
berg richtet sich die Höhe des Beitrags nach der jeweiligen Zustimmung 
des Gefangenen; anzustreben sind auch hier Beiträge in der Höhe 
der Mehrzahl der bei'eits verwendeten Markenund wöchentliche Klebung. 

Die Mittel für die Weiterversicherung sind aufzubringen: in 
erster Linie aus eingebrachten Mitteln des Gefangenen, soweit solche 
vorhanden sind, doch dürfen diese allgemein nur mit Zustimmung des 
Gefangenen verwendet werden; in zweiter Linie durch die Arbeits¬ 
belohnung, wenn nötig, vorschussweise; reichen diese nicht zu, so 
sind heranzuziehen: in.Preussen die allg’emeine Gefangenen-Arbeits- 
kasse, in Sachsen, Württemberg’, Hessen und Bremen die Armen- bezw. 
Zinsgelde.rkasse, in Bayern und Baden die laufenden Anstaltsmittel. 
In Württemberg ist ausdrücklich bestimmt, dass bei Heranziehung 
der Armenkasse nur die Beiträge der niedersten Lohnklasse in der 
gesetzlich zulässigen Mindestzahl geleistet werden dürfen. 
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Literatur. 


Die Psychologie des Verbrechers (Kriminalpsychologie) 
von Dr. med. Paul Pollitz, Königl, Sti*afanstaltsdirektor in Düssel¬ 
dorf-Derendorf. Mit 5 Diagrammen. Druck und Verlag von 
G. B. Teubn er-Leipzig 1909. Gebunden 1.25 M , geheftet 1.— M. 

Der 248. Band der Sammlung wissenschaftlich-gemeinverständ¬ 
licher Darstellungen (aus Natur und Geisteswelt) bringt uns aus der 
Hand des als Arzt und als Strafanstaltsvorstand in besonderem Masse 
hierzu befähigten Verfassers eine klare umfassende Darstellung des 
grossen Gebiets der Kriminalp.sychologie. Auf Grund eigener Er¬ 
fahrungen nimmt Pollitz Stellung zu den wichtigsten Theorien 
und Problemen dieser verhältnismässig jungen und doch schon so 
sicher fundierten Wissenschaft. Nach eingehender Darstellung der 
verschiedenen Anschauungen speziell Lombros^os und anderer 
Autoren wird im Abschnitt „Allgemeine Kriminalpsychologie“ die 
Bedeutung von Lebensalter, Geschlecht, Ehe, Erziehung, uneheliche 
Geburt, Beruf, Konfession und wircschaftlichen Verhältnissen be¬ 
sprochen. Die „spezielle Kriminalpsychologie“ führt die Beziehungen 
zwischen Geisteskrankheit und Verbrechen, die Bedeutung des 
Alkoholismus, der Prostitution und des Bettels, der Kriminalität des 
jugendlichen Alters, der Sittlichkeitsverbrecher aus. Eingehende 
Besprechung erfährt der gewerbs- und gewohnheitsmäs.sige Ver¬ 
brecher. Den Schluss bilden interessante Ausführungen üb^er Ver¬ 
brechersprache und Tätowierung. 

Wenn auch das grosse Geheimnis des menschlichen Trieblebens 
auch bei sorgfältigster Analyse ein dunkles und unerforschtes Phänomen 
bleibt und eine grosse Zahl gerade schwerster Verbrechen oft nur 
als Ausdruck eines plötzlichen Impulses sich erklären lassen, so er¬ 
geben sich nach Pollitz auf der anderen Seite auch einfachere und 
klarer liegende Erscheinungen. Ein sicheres Ergebnis der kriminal- 
psychologi.schen Forschung ist der deutliche Zusammenhang des ver» 
brecherischen Handelns mit dem wirtschaftlichen Leben oder mit 
einer angeborenen geistigen Minderwertigkeit. Deshalb ist das Ver¬ 
brechen keine unheilbare soziale Krankheit. Die praktische Ver¬ 
brechensbekämpfung liegt z. T. auf persönlichem Gebiet (Vermeidung 
degenerierter Nachkommen, Bekämpfung des Alkoholismus, frühzeitige 
Fürsorge für verwahrloste Jugend, gute Gefängnisorganisation) z. T. 
hauptsächlich auf sozialem und wirtschaftlichem Gebiet. 

Dem Buche, das in gemeinverständlicher Form über eine der 
wichtigsten Kulturfragen Auskunft gibt, ist weiteste Verbreitung zu 
wün.schen. 

Hohenasperg. Dr. Staiger, 


Das Kultur-Parlament. Herausgegeben von Otto Neumann- 
Hofer, Doppelheft 3/4. 1909. 

Jugendrecht und Jugendgericht. (Vita, deutsches 
Verlagshaus Berlin Charlottenburg). 

9 Abhandlungen, geschrieben von erfahrenen, in der Arbeit 
der Jugendsehutz-Bewegung bewährten Männern unter Bezugnahme 
auf die bevorstehende Neuregelung unseres Strafgesetzbuchs. 



1. Amtsgerichtsvat Dr. Köhne, Berlin hebt übersichtlich die 
gesetzgeberischen Probleme herraus und sieht ihre voll¬ 
ständige Lösung nur in einem grosszügigen Kinder- und Jugend¬ 
schutzgesetz. 

2. Direktor J. Tvüper im Erziehungsheim Sophien-Höhe bei 
Jena „Pädagogische Theorie und Praxis bei Ver¬ 
fehlungen Jugendlicher“ lässt das Erziehungs-Problem in den 
Vordergrund treten und verlangt einheitliche, reichsrechtliche 
Regelung des Gesamtgebiets der Ersatz-Erziehung. 

3. D. Klumker, Professor an der Frankfurter Hochschule 
für Handels- und Sozialwissenschaften behandelt die Zwangs-Fürsorge- 
Erziehung, während 

4. V. Baehr, Strafanstalts-Sekretär in Sonnenberg 

die Strafvollstreckung an Jugendlichen zum Gegen¬ 
stand seiner Erörterungen macht; diese soll nur ausnahmsweise, 
soweit Ersatz - Erziehung nicht nötig oder aussichtslos erscheint, 
solnng Platz greifen, aber der Eigenart des Jugendlichen Rechnung 
tragen. Das Verfahren gegen kriminelle Jugendliehe soll ein Sonder¬ 
verfahren sein in angemessener Verbindung mit dem Vormundschafts¬ 
gericht, unter sorgfältiger Erforschung der Eigenart des Täters und 
des Milieu und unter Zusammenarbeit des Richters mit den Organen 
der gesellschaftlichen Fürsorge, namentlich aber noch mit dem Arzt, 
dessen Aufgaben 

5. Dl*. Fürstenheim, Berlin in dem Aufsatz: „Der Jugend¬ 
gerichtsarzt“ erschöpfend schildert. 

6. Den theologisch-erzieheriehen Standpunkt bei 
der strafrechtlichen Behandlung der Jugendlichen vertritt Konsistorial- 
rat Dr. V. Rohden, Berlin in besonders feinsinniger Weise, indem 
er die christliche Persönlichkeits-Idee in den Vordergrund stellt und 
sorgsam abwägt zwischen den Vergeltungs- und Erziehung.s-Maximen. 

7. Das unentbehrliche Gegenstück des Jugendstrafrechts: Der 
Schutz der Kinder gegen strafbare Handlungen Dritter, und 
gegen den Missbrauch der elterlichen Gewalt, ist von Amtsgerichtsrat 
Landsberg in Lennep in juristisch-scharfsinniger und doch allge¬ 
mein ansprechender Art unter Beifügung eines gut formulierten 
Gesetzesvorschlags bearbeitet. 

8. Die Eigenart des Seelenlebens der Kinder und Jugendlichen 
ist vom Gesetzgeber überall dort zu berücksichtigen, wo das Kind 
mit der Rechtspflege in Berührung kommt: Dieser Gedanke ist von 
Professor Dr. William Stern, Direktor des psychologischen Seminars 
an der Universität Breslau, in dem Aufsatz: „Kinder und Jugend¬ 
liche als Zeugen“ erörtert und zwar nicht bloss in Absicht auf 
WürdigTing ihrer Aussagen, sondern auch in Beziehung auf die sitt¬ 
lichen Gefahren, die aus ihrer Vernehmung für sie entstehen können. 

9. Geh. Justizrat Prof. Dr. v. Liszt lässt in trefflichem Schluss- 
■'vort über „unsere legislativen Forderungen“ die in den 
voraufgegangenen Abhandlungen lautgewordenen Stimmen zusammen¬ 
klingen in dem Ruf nach einem umfassenden reichsrechtlichen Jugend¬ 
gesetz, das er als Jugend-Schutzgesetz bezeichnet wissen will, 
■wenn auch von Freiheitsstrafe, die ja auch im Dienst des Jugend¬ 
schutzes stehe, die Rede sein müsse. Es gilt vor Allem, den Jugend¬ 
lichen zu retten; dabei spielt auch die Strafe eine Rolle, aber erst 
dann, wenn alle anderen Mittel vergeblich geblieben sind. Und wenn 
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aiich nur zu einem kleinen Teil diese Rettung gelingt, will v. Liszt 
den Vorwurf gerne in den Kauf nehmen, dass vom Vergeltungsstraf¬ 
recht nichts übrig geblieben sei. 

Das Studium dieser fein zusammengestimmten Aufsätze, denen 
man die reiche Sach- und Fachkenntnis und die Begeisterung ihrer 
Verfasser für die zurzeit im Vordergrund des Interesses stehende 
Jugendschutz-Frage anmerkt, kann allen denen, die das Jugendwohl 
als eine der stärksten Grundlagen des Volkswohls anerkennen, warm 
empfohlen worden. Schwandner. 


Die „Württembergische Zeitschrift für Rechtspflege 
und Verwaltung** (herausgegeben von Oberverwaltungsgerichtsrat 
Dr. Haller und Rechtsanwalt Dr. Natter; Verlag von J. Hess, 
Stuttgart) bringt in Nr. 12 ihres II. Jahrgangs einen Aufsatz als letzte 
Arbeit unseres vor Jahresfrist verstorbenen Kollegen v. Sichart 
über „Strafbemessung.“ 

Mit der ihm eigenen Konsequenz und Wärme der Ueberzeugung 
kämpft Sichart darin vom Standpunkt der „Zweckstrafe“ g;egen die 
Dreiteilung der Delikte mit der Wirkung der Verschiedenartigkeit der 
au sie geknüpften Strafen; er will nur 2 Strafarten: Zuchthaiis für 
die Unverbesserlichen als Schutz- und Sicherungsstrafe und Gefängnis 
als Besserungsstrafe für die Besserungsfähigen. Sichart führt Klage 
über den Mangel eines einheitlichen Strafmasses nach geltendem 
Recht und namentlich über das System der mildernden Umstände und 
über dessen Handhabung, die Behandlung des Rückfalls und der 
Strafbarkeit der Jugend, des Versuchs und der Teilnahme. 

Es ist von Interesse, die Forderungen eines sq eifrigen Vor¬ 
kämpfers für .ein neues Strafgesetzbuch, wie v. Sichart es war, mit 
dem Vorentwurf des Strafgesetzbuchs, den er nicht mehr erleben 
durfte, zu vergleichen. Die Dreiteilung der Delikte hat der Vorentwurf 
beibehalten; das Zuchthaus als Strafe nur für Rückfällige eintreten 
zu lassen, hat er abgele.hnt, da eine solche Regelung einseitig alles 
Gewicht auf die Persönlichkeit des Täters, seine Gesinnung und Ge¬ 
fährlichkeit richte; sie übersehe die der Tat selbst als Symptom der 
verbrecherischen Gesinnung nur nach der objektiven Seite zu¬ 
kommende Bedeutung (Begründung S. 58). Der Vorentwurf stellt sich 
nicht und konnte sich nicht stellen auf den einseitigen Standpunkt 
der „Zweckstrafe“. Dagegen hat der Vorentwurf im Sinne der 
Sichart’schen Forderung den Rückfall als allgemeinen Strafschärfungs¬ 
grund behandelt; er hat es aber abgelehnt, bei Rückfall die Zu¬ 
billigung mildernder Umstände allgemein auszuschliesseii, wie Sichart 
dies in dem erwähnten Aufsatz ausdrücklich verlangt. Der § 81 vor- 
entwurf hinwiederum, der dem Richter „eine genügende Handhabe 
zur Beurteilung der sozialen Gefährlichkeit der Täters und der Tat 
(v. Liliental) gibt, hätte gewiss Sicharts Beifall gefunden, wogegen er 
die Beibehaltung der mildernden Umstände (§ 82) nicht gebilligt 
hätte, wenngleich er damit einverstanden gewesen wäre, dass der 
Vorentwurf eine andere Bestimmung des Begriffs der mildernden 
Umstände aufstellt: er lässt sie nur dann vorhanden sein, 
die für die Milderung der Strafe sprechenden Gründe überwiegen , 
und nicht, wie die Motive zum Reichsstrafgesetzbuch sagen: „wenn der 
ordentliche Strafrahmen keine angemessene Strafe bietet“. Die B^ 
Stimmungen des Vorentwurfs über jugendliches Alter, Versuch un 
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Gehilfenschaft entsprechen der Siehart’schen Forderung, dass sie 
nicht als gesetzliche Strafmilderungsgründe, sondern unter dem all¬ 
gemeinen Gesichtspunkt der Strafzumessung in Betracht .kommen 
sollen, nicht. Schwandner. 


»»Straffällige Schulknaben*« heisst das 66, Heft (Preis 65Pfg.) 
der bei H. Beyer-Langensalza erscheinenden „Beiträge, zur Kinder¬ 
forschung und Heilerziehung“, in welchem Oberlehrer Birkigt an 
der K. Lan<le8Strafanstalt zu Bautzen auf Grund einer reichen Er¬ 
fahrung und scharfen Beobachtung mit den jüngsten unter den 
jugendlichen Rechtsbrechern sich beschäftigt. In den drei ersten 
Kapiteln beleuchtet er die intellektuelle, moralische und soziale Rück¬ 
ständigkeit derselben, um in einem vierten Kapitel das Resultat zu 
ziehen. Dieses ist de lege lata eine dankbare Anerkennung der 
verschiedenen neuerdings auf dem Gebiet der Prophylaxe und der 
Verurteilung dieser Verbrecherrekruten getroffenen Neuerungen wie 
Fürsorgeerziehung, bedingter Strafaufschub, Jugendgerichte. De lege 
ferenda plaidiert er im Blick auf die neue Strafprozessordnung für 
Hinaufrückung des Strafmündigkeitsalters. 

Weder das eine noch das andere Resultat zeigt neue Ziele und 
Wege. Aber sofern der Verfasser alte Klagen und Misstände durch 
neues, wertvolles Material erhärtet, ist die Schrift auch um ihrer 
lebendigen Sprache und ihrer ruhigen Sachlichkeit willen ein wert¬ 
voller Beitrag zu einer zeitgemässen Beurteilung und Behandlung 
unserer jugendlichen Verbrecher. A. B. in L. 


Die Seelsorge an jüdischen Strafgefangenen von Dr. 
M. Behrmann, Rabbiner in Insterburg (24 Seiten). Verlag von 
Seholem in Berlin. 

Diese kleine Schrift wird Anfängern in der Gefängnisseehsorge 
gute Dienste leisten. — Behrmann beklagt sich über die preuss. 
Regieruugsverfügung von 1897, durch welche die Zentralisierung der 
jüdischen Sträflinge in bestimmten Anstalten aufgehoben worden ist, 
und fordert solche zurück ebenso im Interesse einer planmä^sigen 
Seelsorge wie einer Wiedereinführung der jüdischen Sonderkost. 
Ist diese Frage in grösseren Staaten vom jüdischen Standpunkt aus 
diskutabel, so erscheint uns unter allen Umständen folgender Rat 
bedenklich: „Hat der Geistliche die Ueberzeugung gewonnen, sein 
Zögling sei zu Unrecht verurteilt, so muss er mit allen zu Gebot 
stehenden Rechtsmitteln eine Wiederaufnahme des Verfahrens an¬ 
bahnen.“ Bertsch. 


Der Gefängnisarzt. Leitfaden für Aerzte an Gefängnissen, 
Zucht- und Arbeitshäusern, Zwangs- und Fürsorgeerziehun^sanstalten. 
Von Dr. Friedrich Leppmann, Arzt an der Köuigl. Strafanstalt 
Moabit. Berlin 1909. Verlagsbuchhandlung von Richard Schoetz. 
206 Seiten. Broschiert 5.60 M. 

Es ist ein verdienstvolles Werk Leppmanns, uns zusammen¬ 
hängend die vielseitigen und nicht immer einfachen Aufgaben des 
Strafanstaltsarztes vorzufühi-en. Es hat bisher an einem solchen 
Buche gefetilt und doch verlangt, wie Leppmann in der Einleitung 

Blätter für Gefängniskunde. XLIV. 




-jiXj , M.'. !:A.i*st»ilfo:^a, ' :!■ 

aliait ^ 

vfi lijiS-Biadt ■ 

'^bschnittey >, -• ',//'. 

GrunailagtiD tles Ge- 

fäta^öM; üml - ^ 

jjfvteHiau^; itiinf fiel' 

}>aK|ff,tjltc^^ y^ iiecbfcen aitid Pfllehtett , Iii döif ' 

Idöilii^^ijift A wijit'titm. ÄörKfö lauf.. Vöii FAU M FAi^ 

Alle gvöSÄtjrtia AlvsataUtyn.^ ihi'W» liaüs^airzr-, .<ifts:li ßind Uly# 

jvfUiyjiAaaVtlitvfi arige#UI<i, »itf Wüt'ttftirtbet'g', BaaleTy 

yi-öe byUiitAnijfc^ ;prin7.ipt.eU »»lässig: ^ « #eailgeH 

■j,>Einflu# -AeJ''I|ai?feiÄiir Uift - '" \ 

f!]iMUifel>t fijA'ßyttAtoaiagv ; 

UAj* Geföbi^liiiytrv l?j#ipiina#trAfti‘ri ttVi;#l «Jas - 

.$eeleiüeiaett -U«* <#fH>n^ejieta- ^ s«;AÜrtftH l:i 

BeUen^tbai d# Äkv fnilaer nbJliUiö Gfefä-o^nf^ky# ijftst;«nde»i.: 

:^ .'i-fi FdtA aiß!l Efwxjl^A, def . 

ErivAbGA^-t# yolamintfet^ -Nathtungy AüfssiihaUuii^’^^^U 

IvVuakrejj duj'clt $upi)eTi unjl Bw'lfiabFnrjg’ etCiv pAifc ihren Fojgtni.jnk- ..; 

In'^iXaraxierg, U»»in Abgy.g'eK^^^ ; ;I#m; jftKt ; - ; 

jitvJichi^ Kost cUnen geav?ilM'g<Aj Lep|itnaf>i! ti’ot'AÜph 

(S. äOj UHn KttifiuHß tier |ot»lg*i*ji Ko&fe Ahf Ü# :i‘#!iiutdheit. G ■,; , 
fiviig'üußti dähin xusamuKpifasif^, dass- Ule g‘öA?Alp‘hehx'' 
nAßo'htlieh JiHtUj vieivhon»tbl<r|iev rhtrre|t;hurig tM^i Teil 

der |iItage :Bß#hXV<>rtten: Aml; \'eveiti uang&AiagXil- .Ijewlek^ 
tU^Ti Ofg”ii«lyiXTai& evaiKtllch #bU<iigeu kUo^ ß:c> tteei^- weit rtiiR-Hjät 
wvikerevM Ei'/a Bei g u e den SefAnganven riiÄ die 

JvhÄfc ktUne^ i^^^ Iveje^ik sich, so; setariii5>k 

EepÄfh^Uh der 0afe AohsKdle bei sjnngeandesey , 

Ahwfendahg Mögiichkeiiexx, die ;s,i'hon ge#t»ii‘iU bez,, j’AgiAftteh" 
t'Hi’ikch gegehxW) simi» xviekliidio Öi'ssnadhtHt^Schiidl^^^ 

‘Haft;niü- aiikhhhiaaöAeeise eutg^hAÄ dAi-feh», -Äfhf' lichtig dsE daas . 
bei vfeißiv Oehuighrndr^^ dKmcit dle^ iJAtt l^tklire^ \ym den. >' . 

ditr'ihi fr<*ien LehtMi eUid ginissw: Bällh spdUyn r Aikoliotl^^^^^^^ 

xylvd iioüla der ßiiifliiä$ der IJoft äu;l dak uiul mHl'esa'tyhge 

die Fenge oh WinÄOlhHft oddiv GerneidAidähtöhA^t« rt\H deid JErgd#^ 
dass y/iy keiiiöit l^egr^lnd^^te^i di^Age« IxUbtton) , ‘ 

vyeim. Ton^ deixt’icltyo Btj'alAnk faaid; eitttellig Ü<h’ 

Gaomd^iz yertveb'n yvird • diisiliestei 

Öe-rvorgehobeii. Avird alie AH’ji^ld Bed clev-tJiitQrMmijtöigiäbÄft tut 

die PsA’ehe. ' liohe EelbsItmardKi^itdl ' ; '■^■/'::/ ': -^ ■ - X ' • 

4 . «Gdr GySdiidhgd^adstfiti^f^^^^ der Nv-üoihg‘eitet*x^leik^-^^^.G dcb 
.HuMerfh Yidmfecl'ieh*;iir#jd^^^^^ Ist die yviöhtigdtp/ diTt' Äpnmt. IBA- 
verbfmt6t.siei> RTaiiiclieiteh der Artfion sind Blhiarjuiit, EaChlliSi - ; 
vSerobhülusd, TüberknAwol Alfediio • ■ 

A. gTetdaral; uiid TakiH>' dei arafUichen x Pie “ . 

aügemetne • Seh\Viei'tgUr|i: des ärzflicheu Adstkiltr<lNd»;stek wird mn ' 
be.?m^ ^djavakteristerf duvidi deri ^widf »jlos riehtigind ^uli;^ von Ktohtie? 

ftper krüMli^ GBfa«gen«dst zn darin limnkerA. - 

• V d- der Äiistaltsiiisassdh.*^ 

g^lr l^öiottam; iai#^ heha«pftn, _d^ä. die Mortalhdt in den iZudhG 

hddse# nnd Gefadgiiissen g'ünätiggF tsfei aJa in der fjHdI# BeydiKiH-ahg^ 






211 


(S. 143). Dieser Satz trifft für die Tuberkulose nicht zu, die Tuber¬ 
kulosensterblichkeit in den Anstalten ist immer noch grösser als in 
der freien Bevölkerung. Eigene Abteilungen für Tuberkulöse sind 
wünschenswert, wie auch Irrenabteilungen. Beide sind mit durchaus 
befriedigendem Erfolg auf Hohenasperg eingerichtet. 

Abschnitt 7 bespricht „die Gutachtentätigkeit des Anstalts¬ 
arztes“. 

Als Anhang ist ein Dienstanstellungsformular und die Dienst¬ 
anweisung des Arztes gebracht. 

Das Buch Leppmnnns kann den an Strafanstalten tätigen 
Aerzten warm empfohlen werden. Es bringt alles auf diesem Gebiet 
Wissenswerte. 

Dr. Staiger, Hohenasperg. 


Revue de droit p6nal et de criminologie publiö par Bay- 
mond du Ryekere et Henri Jaspar, Brüssel, Veuve Ferdinand Lascier. 
Abonnement 22 fr. 


Novemberheft 1909. 

Belgischer Gesetzesentwurf über Gefängnisasyle 
zur Unterbringung irrer Verbrecher, gefährlicher 
Geisteskranker und Alko h oliker. Der Artikel befasst sich 
zunHchst mit der Vorgeschichte des Entwurfs. Bereits im Jahre 1890 
brachte Minister Le Jeune einen Gesetzesentwurf ein, über die Er- 
rich{ung von Spezialasylen für Geisteskranke und kranke Unter¬ 
suchungsgefangene und Verurteilte, den er nach erfolgter Ablehnung 
1897 unter Einbeziehung der Alkoholiker wieder einbrachte, ohne ihn 
jedoch im Senat durchsetzen zu können. Er wurde 1899'verworfen, 
teils wegen der unverhältnisrnässig hohen Kosten solcher Sonderasyle 
gegenüber der relativ geringen Zahl der in Betracht kommenden 
Kranken, teils unter der Bestreitung der Notwendigkeit. Unter 
Bezugnahme auf die früheren Erhebungen, nach denen die Zahl der 
verbrecherischen Irren sich in der Zeit von 1889—1899 gegenüber 
der vorhergehenden Dekade um 40*/o vermehrt habe, unter Hinweis, 
dass im letzten Jahrzehnt die Beunruhigung des Publikums durch 
freigesprochene Irre gewachsen sei und unter dem Hinweis auf die, 
Einführung solcher Spezialasyle io England, Amerika und Frankreich, 
wurde nun abermals ein Antrag eingebracht, der sich mit zwei Ab¬ 
weichungen dem früheren Entwurf Le Jeune’s'anschliesst. Die Haupt¬ 
gedanken des Entwurfs sind: Es sind staatliche Spezialasyle zur 
Unterbringung von Irren und Alkoholiker zu errichten. 

In dieselben sind aufzunehmen: Die zu Zuchthaus, Keklusiöu 
oder Gefängnis Verurteilten,nach eingetretener Geisteskrankheit. Ferner 
freigesprochene Alkoholiker und vom Schwurgericht freigesprochene 
Irre, mit einem Hang zti Mord, Gewalttätigkeiten, Brandstiftungen 
oder Neigungen, die sie für andere Kranke gefährlich machen, wenn 
das Gericht sie nicht freilassen zu können glaubt. Sodann alle 
wegen Vergehen oder Verbrechen freigesprochene Irren und die 
Irren aüs gewöhnlichen Irrenanstalten, sobald bei ihnen Hang zu 
Mord, Gewalttätigkeiten oder Brandstiftung festgestellt ist. Die Frei¬ 
lassung erfolgt in allen diesen Fällen imr auf Grund eines Gerichts¬ 
beschlusses,. dessen Voraussetzung völlige Heilung oder die Be¬ 
scheinigung ist, dass der Arzt zu keiner Zeit der Internierung 

14* 
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NeigTing zu Mord, Gewalttat oder Brandstiftung bemerkt hat. Letz¬ 
teres ist: auch dann notwendig, wenn die Ueberführung in eine 
g^ewöhnliche Irrenanstalt erfolgen soll. 

Fernerhin kann das Gericht die Einsperrung in ein Spezialasyl 
nach Strafverbüssung aussprechen bei Verurteilung zu Gefängnis 
von mehr als 15 Tagen und weniger als 2 Jahre wegen Mord, Körper¬ 
verletzung, Sittlichkeitsverbreehen und Brandstiftung, wenn der Täter 
im Zustand selbstverschuldeter Trunkenheit handelte oder chronischer 
Alkoholist ist. 

Endlich kann das Gericht die Einführung in ein staatliches 
Spezialasyl aussprechen, wenn eine Person innei'halb 4 Jahren 5 mal 
wegen Artikel 1 des Gesetzes vom 16. August 1887, betreffend die 
öffentliche Trunkenheit, bestraft wurde. 

Es folgt dann eine Uebersetzung des englischen Kinder¬ 
schutzgesetzes, das in musterhafter deutscher Uebersetzung 
unseres Mitgliedes Dr. Bosenfeld, Staatsanwalt in Berlin, in den 
Mitteilungen der internationalen kriminalistischen Vereinigung er¬ 
schienen ist. 

Hieran schliesst sich eine Besprechung des Gesetzes Jules le 
Jenne vom 30. Mai 1892 zum Schutze der Arbeitswilligen, welche die 
Strafbestimmungen des Gesetzes als viel zu scharf bezeichnet und auf 
die diesbezüglichen italienischen und holländischen Gesetze verweist. 

Das Heft enthält sodann ausser dem eingehenden Bericht der 
neuesten gerichtlichen Entscheidungen zwei Reden. In der einen 
spricht Generalstaatsanwalt Gallier in Gent sehr interessant über die 
neuen Anschauungen, welche zum Schutz der Gesellschaft die Be¬ 
strafung aller Handlungen verlangen, dip sich als gesellschafts¬ 
feindlich darstellen, ohne Rücksichtnahme, ob der Täter verant¬ 
wortlich ist oder nicht. Er behandelt eingehend die Frage der Zu¬ 
nahme der Kriminalität, die er bezüglich der sogenannten „grosser 
Kriminalität“ leugnet, sowie diejenigen der Rückfälligkeit, die er 
ebenfalls hinsichtlich der schweren Verbrecher in Abrede stellt, ver¬ 
wirft die Berechtigung der Schutzstrafe und wendet sich gegen die 
neuerdings öfter vorgeschlagenen Strafschärfungen, indem er sich 
von der Heranbildung einer geschickten, wachsamen und prompt 
eingreifenden Kriminalpolizei und gesetzlichem Vorgehen gegen 
gesellschaftliche Schäden, wie Armut, Trunksucht, Verwahrlosung 
Jugendlicher Erfolg verspricht. 

Die andere Rede gibt die Ausführungen wieder, die General¬ 
staatsanwalt Henoul in Lüttich über die 2 Entwürfe betreffend die 
Gestaltung der gerichtlibhen Voruntersuchung hielt, die gegenwärtig 
die belgische JurijStenwelt beschäftigten. 

Den Schluss bildet eine Bibliographie und Notizen über Dakty¬ 
loskopie, statistische Mitteilung u. a. 


Dezemberhett 1909. 

■ _ Hbf ^ erste Artikel ist der Versammlung der internationalen 

kriminalistischen Vereinigung gewidmet, die am 2. bis 4. August 1910 
in Btössel; tagen wird. Die zur Diskussion stehende Frage lautet: 
In- welchen vom Gesetz zu bezeichnenden Fällen kann der Begriff 
der Gemeiugefährlichkeit des Täters an die. Stelle des Begriffes, der 
v-erfolgtBn Tat gesetzt werden und in wieweit kann dies ^urch 
Sdcberungsmassnahmea geschehen, ohne dass dadurch die zu; ge- 
•vrährlöistendie Freiheit des Einzelnen gefährdet wird? 
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Ferner wird Professor v. Bar und Garrand übey die:Frage der 
internationalen Regelung der Auslieferung sprechen; iund Professor 
Cla|»ar6cle und Werner von Genf über die Psychologie der Zeugen*- 
aussage vortragen. , . > / ■ 

Es .folgt dann die Fortsetzung der englischen i Kindergesetze 
und ein Artikel über Pressdelikte, die Besprechung gerichtlicher 
Entscheidungen, eine umfassende Bibliographie und in der „Chronique“ 
eine Reihe interessanter Angaben z. B. über den Selbstmord in 
Belgien, Alkoholismus und Untersuchungen über Zeugenaussagen 
und den Zusammenhang von Alkohol und Verbrechen, v. Engelberg. 


Bas XXIV. Jahrbuch der Gefängnis-Gesellschaft für 
die Provinz Sachsen und das Herzogtum Anhalt enthält 
folgende Referate. 

1. Was wir wollen! EinWort über unsre Ziele, eine Bitte um Mitarbeit; 

2. Die Bedeutung der Anstaltssehule im Strafvollzüge.: Von. Straf-- 

anstaltslehrer Henschel in Halle a. S. . ’ 

. 3. Die Bedeutung der Anstaltsschule im Strafvollzüge. Von Straf¬ 
anstaltspfarrer Eyssell in Delitzsch. 

4. Ueber Gefangenenbibliotheken. Von Strafanstaltspfarrer , W. 
Speck in Moabit. 

5. Grundsätze betreffend die Fürsorge für entlassene Strafgefangene. 
Von Konsistorialrat F. Sigmund-Schultze in Magdeburg.; 


.Ein Kind. Gegenseitige Rechte und Pflichten zwischen Eltern 
und Kindern. Das Erbrecht dev Kinder. Die Rechten der unehelichen 
Kinder. Ein Ratgeber für Eltern und Kinder, sowie für Mütter^ 
Väter und Vormünder von ausserehelichen Kindern. Von Rechts¬ 
anwalt Dr. Rudolph. (Band VII der Praktischen Bibliothek „Im 
Kampf ums Dasein“). Verlag von Hermann Schneider Nachf., 
Pöstneck. — 79 S. Preis broschiert 1 Mark. .i 

' Das Titelblatt bring’t eine kurze Inhaltsübersicht. Der Stand 
des Verfassers bürgt für die Richtigkeit der Ausführung. In einer 
Zeit umfangreich betriebener Jugendfürsorge und lebhaften Interesses 
für Jugendliche vor Gericht ist das überaus klar geschriebene; Buch 
dem Beamten des Strafvollzuges doppelt wertvoll, insbesondere das 
11. Kapitel: Soziale Fürsorge. 1. Kinderschutz (Kinderarbeit)., 2t Ver¬ 
sicherungen (Unfall-, Kranken- und Invalidenvevsicherung), wo: die 
einschlägigen Bestimmungen kurz angegeben werden:, , : 

: Kleemann. 


Das Wesen der strafrechtlichen Zurechnungsfähigkeit. 

EineKi'itik der neuesten Bcstrebungdn zu einerRefprin des Strafrechts. 
Von Dr. phil. Richard Hamann, Köln 1907. M. Dü Mont Schauf 
berg’sche Buchhandlung. 42 S. ' ' 

Wie rufen die Femrichter i-m Götz von Berlichingen ? — „Auf 
Strang und Schwert — Wehe! Wehe! — Damit ist der Standpunkt 
des Verfassers gekennzeichnet. Er ist absoluter Indeterminist. Die 
Geschichte des modernen Strafvollzuges dürfte über das Schriftehen 
hinweggehen, wenn auch v. Liszt und seine Schule von Herrn Dr. 
phil. Hamann, der im praktischen Strafvollzug nicht tätig gewesen 
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besonders die bei gewissen Geisteskrankheiten (mit geringeren Graden 
von Intelligenzabuahtnen und Bewustseinsstörangen), sowie bei 
Kindern oft konstatierte gute Beobachtungs- und, Reproduktions¬ 
fähigkeit, die Zunahmen der Fehler beim Kreuzverhör und bei 
häufigeren Detailbesprechungen (Suggestion), endlich die grössere 
Suggeribilität und die Neigung zum Ausschmüeken und Verfälschen 
bei weiblichen Zeugen. 

Aschaffenburg, Alkohol und Zurechnungsfähigkeit 
Die Behandlung des Alkoholrausches im Strafrecht der verschiedenen 
Kulturstaaten ist eine sehr differente. In Deutschland erwähnt das 
Strafgesetzbuch den Alkohölrausch nicht. Er muss aber als Straf- 
ausschliessungsgrund gelten, wenn er die Bedingungen des § 51 
erfüllt, d. h. wenn der Ausschluss freier Willensbestimmung anzunehmen 
ist. lieber die Kompetenz des medizinischen Sachverständigen weichen 
die Ansichten von einander ab. Aschaffenburg ist der Meinung, dass 
der Sachverständige bei Rauschzuständen stets gehört werden sollte, 
schon zur Eruierung der oft. nicht sofort augenfälligen komplizieren¬ 
den Krankheitszuständen, möglicherweise z. B. eines sogenannten : 
„pathologischen Rauschzustands“. Zur Feststellung des Grades der 
Trunkenheit genüge nicht die Kenntnis der genossenen Alkoholmenge 
und des äusseren Verhaltens, sondern es sei hierzu die Beurteilung 
der Gesamtpersönlichkeit des Delinquenten, sowie die Beachtung der 
besonderen Umstände des betr. Tages (Ueberarbeitung, Stimmung etc.) 
unentbehrlich, eventuell sei auch das Experiment — Verabreichung 
von Alkohol und Beobachtung der Wirkung — dienlich. Ein hoch¬ 
gradiger Rausch müsste nun eigentlich nach jeder Analogie mit 
verwandten Geisteszuständen (Vergiftungen mit Narcoticis etc.) 
koDsequenterweise als ein Zustand von Unzurechnung.sfähigkeit 
angesehen werden. Bei der Häufigkeit des Rausches und der in 
diesem Zustande begangenen Delikte würde dies jedoch bei dem 
jetzigen Stand der Gesetzgebung praktisch zu einer ausserordentlichen 
ßechtsunsicherheit führen. Und in diesem Falle sei der Schutz der 
Gesellschaft als richtiger zu erachten als das Recht des Individuums. 
Im neuen Strafgesetzbuch hofft Verfasser diese Divergenz der prak¬ 
tischen Bedürfnisse von der theoretischen Rechtslage beseitigt zu 
sehen; statt Strafe soll Behandlung eintreten. 

Sternberg, Zwei österreichische Gesetzentwürfe 
betr. Bestimmungen zur Hintanhaltung der Trunk¬ 
sucht und Errichtung öffentlicher Trinkerartstalten. 
Der erste Entwurf enthält gewerbereehtliche (Einschränkung der 
Branntweinkonzessionen), privatrechtliche (Beschränkung der Ein¬ 
klagbarkeit von Schulden für Alkoholiker) und strafrechtliche Be¬ 
stimmungen. In letzterem bemängelt Verfasser mit Recht die schlecht 
fassbaren Begriffe der „vollen“ Berauschung und der „offenbaren“ 
Trunkenheit. 

Der 2. Gesetzentwurf behandelt die durch Richterspruch zu 
vollziehende zwangsmässige Unterbringung rechtbreehender Alko¬ 
holiker in Trinkerheilanstalten. 

Ilberg, Morphinismus und Urkundenfälschung. Es 
■wird an der Hand eines besonders demonstrativen Beispiels erörtert, 
wie der chronische Morphinismus durch die Demoralisierung und die 
Sehwäehpng des Willens, neben dem immer heftiger werdenden Ver¬ 
langen nach dem gewohnten Betäubungsmittel, zu Delikten führen 
kann, die — einzig zum Zweck des Erwerbs von Morphiums verübt — 
nicht selten unter den Schutz des § 51 R.-St.-G.-B. fallen müssen. 



216 


HeflYIII. 

Wagner von Jauregg, zum Unzurechnungsfähig¬ 
keitsparagraphen im österreichischen Strafgesetz- 
en'twurf. üas auf dem österreichischen Irrenärztetag 1907 erstattete 
Referat kommt zu folgenden Anträgen: 

1. Es soll im Gesetz (Strafgesetz oder Strafprozessordnung) aus¬ 
drücklich bestimmt werden, dass dem Sachverständigen nur die Auf¬ 
gabe zukomme, sich über die Geistesstörung auszusprechen, dass es 
aber Sai-he des Richters sei, die Frage der Zurechnungsfähigkeit zu 
entscheiden. 

2. Der Arzt ist nicht in der Lage, aut die Frage, ob beim An¬ 

geklagten freie Willensbestimmung vorhanden ist, eine wissenschaftlich 
begründete Antwort zu geben. • 

3. Die Unzurechnungsfähigkeit bedingenden Störungen sollen 
im Gesetz als Geistesstörung, Geistesschwäche und Bewusstseinsstö¬ 
rung angeführt werden. 

4. Das Gesetz soll in geeigneter Weise Ausdrücken, dass nur 
ein gewisser Grad von geistiger Störung Unzurechnungsfähigkeit 
bedinge. 

5 Das Gesetz soll ausdrücklibh bestimmen, dass die Beurteilung 
der Zurechnungsfähigkeit nicht bloss im Allgemeinen, sondern auch 
in Beziehung auf die konkrete Strafhandlung zu erfolgen habe. 

6. Falls über die Beziehung der Trunkenheit zur Unzurechnungs¬ 
fähigkeit eine eigene gesetzliche Be.stimmung getroffen wird, soll der 
Ausdruck „volle Berauschung“ vermieden und auch hier ausge¬ 
sprochen werden, dass die Beurteilung der Zurechnung.sfähigkeit mit 
Beziehung auf die konkrete strafbare Handlung zu erfolgen habe. 

7. Es sind gesetzliche Anordnungen über die Verwahrung ge¬ 
meingefährlicher, krimineller Geisteskranker zu treffen. Am meisten 
zu empfehlen ist die Errichtung von Staatsirrenanstalten für kriminelle 
Irre. Daneben ist auch die Errichtung von Adnexen bei Straf¬ 
anstalten, nicht, aber bei Irrenanstalten, zu empfehlen. 

8. Es wäre als ein Fortschritt anzusehen, wenn das neue Gesetz 
die „verminderte Zurechnungsfähigkeit“ aufnehmen würde, was 
allerdings entsprechende Aenderungen im Strafvollzug notwendig 
machen würde. 

von Siehart, Nordamerikanischer und deutscher 
Strafvollzug. Ein kritischer Vergleich der Grundsätze, Ziele und 
der Ausführung des deutschen und nordamerikanischen Strafvollzugs 
unter Benützung der Herr’schen Abhandlung: „Das moderne aineri- 
kani.sche Besserungssystem“ und mit besonderer Berücksichtigung 
der an die künftige Strafgesetzgebung für das deutsche Reich zu 
stellenrlen Forderungen, von Siehart empfiehlt in erster Reihe die 
Einführung einer Unterscheidung zwischen Besserungs- und Sicherungs¬ 
strafe; dagegen glaubt er die unbe.stimmte Verurteilung, die eigen¬ 
artige Form <ler vorläufigen Entlassung (Grad- und Markensystem), 
sowie die Einführung der an den amerikanischen AnstaltW be¬ 
stehenden weitgehenden Freiheiten und Begünstigungen nicht befür¬ 
worten zu können. j: 

Feigenwinter, Ueber anonyme Briefe. Eine „sozial¬ 
psychologische Skizze“, die den psychologischen Ursprung der ge¬ 
nannten Erscheinung einerseits als Produkt unserer modernen gesell¬ 
schaftlichen Verhältnisse, andererseits aber auch einer speziellen und 
zwar psychopathisch minderwertigen — Veranlagung darzutun sucht. 
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Heft IX. 

Mönkemoller, Eine Vag^ibundenfamilie. M, hat sich 
der mühsamen Arbeit unterzogen, der Genealogie einer Vagabunden¬ 
familie nachzug>ehen, von der er zahlreiche weibliche Mitglieder in 
der hannoverschen Korrektiousanstalt Himmelstür persönlich kennen 
gelernt hatte. Unter den 76 aufgezählten Mitgliedeim der Familie ist 
nur von 8 nichts „Besonderes“ bekannt, 45 dageg'en waren ausge¬ 
sprochene Vagabunden, die anderen fast durchweg mehr oder weniger 
verkappte Landstreicher, die ihrem wirklichen Stand den Schild eines! 
Scheingewerbes (Schirmflicker, Kesselmacher, wandernder Musikant) 
vorhielten. Neben dem immer wiederkehrenden Vergehen des Bettels, 
der Landstreicherei, der Unzucht, kommen auch häufig (bei 26 Mit-' 
gliedern) Diebstahl, Hausfriedensbruch, Körperverletzung, Betrug, 
Kuppelei u. a. vor; immerhin aber handelte es sieh in der Regel 
nicht um allzüschwere Vergehen. 15 Weiber waren der Prostitution 
bekanntermassen ergeben. Eine grosse Rolle spielt bei beiden Ge¬ 
schlechtern der Alkohol; alkoholistische Entartungen sind häufig, in 
7 Fällen wurden Krämpfe, in 8 ausgesprochene Geisteskrankheit 
konstatiert. Bei 20 Mitgliedern wurde — natürlich mit fraglichstem 
Erfolg — die Korrektionsanstalt in Anspruch genommen. Sehr er¬ 
heblich ist die fananzielle Last, die durch solche Familien an Armen-, 
Kranken-, Gebärhauskosten etc. der menschlichen Gesellschaft auL 
gebürdet wird. 

Eine Tendenz zum Aussterben — wie dies vielfach von Ver¬ 
brecher- und Landstreicherfamilien behauptet wird — zeigte die ge¬ 
nannte Familie, die sich im Gegenteil durch grosse Fruchtbarkeit 
auszeichnet, durchaus nicht. 

Eine Zunahme der Degeneration schien — soweit dies dem 
Verfasser zu konstatieren möglich war nicht stattzufinden; die 
Tatsache der Vagabondage mit ihren üblichen Nebenerscheinungen 
allein konnte bei der Familie Y. überhaupt nicht ohne Weiteres in 
dieser Richtung in Rechnung gezogen werden, da die Urahnen des 
Stammes, eine Zigeunerin, die Vagabondage schon als uralt vererbte 
Stammeseigenschaft eingebracht hatte. Im Ganzen mag nach der 
Ansicht des Verfassers für Familienvagabondage weder ei’bliche Be¬ 
lastung allein, noch ausschliesslich das Milieu verantwortlich gemacht 
werden; eine gemeinsame Beteiligung beider Faktoren ist vielmehr 
anzunehmen. 

Kühlewein, Handhabung der vorläufigen Ent¬ 
lassung. Die vorläufige Entlassung wird bekanntlich in den ver¬ 
schiedenen, deutschen Bundesstaaten in recht differenter Weise 
gehandhabt. Verfasser führt aus, dass weder der Nachweis der 
Besserung, noch die Würdigung der Straftat für die vorläufige Ent¬ 
lassung massgebend sein dürften, sondern einzig und allein — dem 
Schutzzwecke der Strafe entsprechend — die genaue Kenntnis der 
psychischen und sozialen Gesamtpersönlichkeit des Verbrechers. 

Pollitz, Die vorläufige Entlassung im gegen¬ 
wärtigen und künftigen Strafgesetzbuch. Der in der 
Rheinisch-Westfälischen Gefängnisgesellschaft gehaltene Vortrag 
kommt zu folgenden Leitsätzen; 

1. Alle Anträge von Gefangenen auf vorläufige Entlassung sind 
roit dem befürwortenden oder ablehnenden Urteil der Beamtenkonferenz 
der zuständigen Behörde zu überreichen. Die Auffassung der An¬ 
staltsbeamten ist eingehend zu motivieren. 
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Vormundschaftsrichter zu übertragen, der sowohl zur Ermittelung 
der genauen persönlichen Verhältnisse des jugendlichen Verbrechers, 
als auch zur Ausführung der Erziehungsaufgaben besonderer Hilfs¬ 
organe notwendigerweise bedarf. Hierzu kommen in Deutschland 
Berufsrormünder in Betracht. 

Heft XI and XII. 

Eollmannt Das Problematische der freien Rechts¬ 
bewegung. 

Dr. jur. Aschaffenburg, Zur Frage der Ersparung 
richterlicher Schreibarbeit bei der Urteilsabfassung. 
Im Sinne der Adickes’schen Mahnungen zu Einschränkungen des 
Schrmbwerks in der kommenden Strafgesetzgebung regt Verfasser 
an, bei zivil- und strafrechtlichen Urteilen erster Instanz die schrift¬ 
liche Ausax’beitung auf diejenigen Fälle zu beschränken, in denen 
Berxifung eingelegt wird. 

Hauck, üeber Strafe und Strafvollzug. Bei der 
künftigen Regelung des Gefängniswesens ist dieses nach der Ansicht 
des Verfassei's der Justiz, nicht der Verwaltung zu unterstellen. Der 
richterliche Ausspruch der Strafe und deren Vollzug gehören organisch 
zusammen. Nur die Erfahrungen über die individuellen Wirkungen 
der Strafe auf die verschiedenen Arten von Rechtsbrechern befähigen 
den Richter, in jedem Falle eine die Besserung ermöglichende Strafe 
zu fällen. Zudem sei es eine eigentlich selbstverständliche Forderung, 
dass der Richter vonWesen und Inhalt der von ihm zu verhängenden 
Strafen genau unterrichtet sei. 

Boas, Alkohol und Unzurechnungsfähigkeit. Ohne 
seiner eigenen Ansicht Raum zu gönnen, beschränkt sich Verfasser 
auf eine recht willkürliche Zusammenstellung im Alkohol begangener 
Delikte (die Berichte sind zum Teil der Presse entnommen!) und auf 
die Wiedergabe der Ansichten anderer Autoren über die Behandlung 
der Alkoholfrage im künftigen Strafrecht. 

Dr. Nitka-Mannheim, 


Studien zur praktischen Theologie. 2. Band. Heft 2. 
Probleme der Gefangenens eelsorge und Eutlassenen- 
fürsorge von Dr. G. von Rohden, Konsistorialrat in Berlin. 
Verlag von Alfred Töpelmann. Giessen 1908. 144 Seiten. Preis 

3.60 M. „Die Beantwortung der Gefangenenfrage ist eine gemeinsame 
Aufgabe des Staates und der Kirche“. Diese These Wichers gilt 
auch heute. Gegenüber den Forderungen rigoroser Juristen (v. Mittel¬ 
stadt) und gegenüber den allzu milden Anschauungen der natur¬ 
wissenschaftlich - soziologischen Kriminalistik (v. Liszt) hat unser 
Strafvollzug die rechte Mitte gehalten (Wiehern—Krohne). Er will 
1. strafen und sodann 2. bessern. Der Gefangene ist vor Verschlechterung 
zu behüten, Möglichkeiten zur Besserung sind darzubieten. Damit 
ist auch der Boden für die Seelsorge geschaffen, — Die Statistik 
(der Masse) gibt uns lehrreiche Winke zum Verständnis gesellschaft¬ 
licher Zustände, das Werden der Persönlichkeit erklärt sie nicht in 
ausreichendem Mas.se, und der Einzelne ist nicht von der Verant¬ 
wortung zu entbinden. — Einzelhaft und Einzelseelsorge sind Korrelat- 
begriffe, doch ist Seelsorge auch in Gemeinschaftshaft möglich. 
Seelsorgernch wirken neben dem Geistlichen auch andere Beamte, 
doch soll er sich nicht zum Hilfsorgan der Polizei und der Strafjustiz 
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degradieren lassen, namentlich nicht in der Frage des Schnldgeständ- 
nisses (gegen Stade). Er hat es mit dem ganzen Menschen zu tun, 
das Evangelium zu predigen, Reue zu erzielen. Ersimalig Bestrafte, 
Kranke, Minderwertige, sowie Untersuchungsgefangene sind besonders 
zu pflegen. Die intimere Seelsorgearlieiü tritt zurück bei Erziehung 
der Jugendlichen und bei weiblichen Gefangenen. Der Gottesdienst 
ist als eine Wohltat zu betrachten. Daher möchte Dispensation selbst 
bei Strafgefangenen möglich sein. Sogar Dissidenten sind zu pastorieren. 
Insgesamt ist psychologisch-religiöse Einwirkung nötig. — Die Seel¬ 
sorge stellt eine reift kirchliche Funktion in einer rein staatlichen 
Institution dar. Infolgedessen sind Verwickelungen unvermeidlich, 
indem der Geistliche als Beamter neben und unter anderen Beamten 
steht und er sodann als Staatsdiener für den Gefangenen leicht auf¬ 
hört, Seelsorger zu sein. Der Staat überlasse die religiöse Versorgung 
der Gefangenen grundsätzlich allein der Kirche unter Wahi’ung seines 
Haüslierrnrechtes, zunächst bei der bedeutungsvollen nebenamtlichen 
Pastorierung in Justizgefängnissen, später event. auch bei haupt¬ 
amtlicher in Zentralanstalten. — Seelsorge und Entlasseftenfürsorge 
gehören zusaipmen. Hier ist weitgehendste Hilfsbereitschaft am 
Platze, doch soll sie nur Hilfe zur Selbsthilfe bieten, nicht den Faulen 
überhelfen. Freie Liebesiätigkeit und staatliche Unterstützung wirken 
zusammen (Kahl). Hoffnungslose übernehme der Staat, doch ist keine 
direkte Verstaatlichung der Fürsorge zu empfehlen. Die beste Für¬ 
sorge ist Bewahrung vor Verbrechen: Fürsorgeerziehungsgesetz und 
bedingte Begnadigung. Das Publikum vermeide unnötige Anzeigen. 
Die Kirche arbeite an diesem Werke von neuem tatkräftig mit. — 
Das Buch ist dazu angetan, dem Geistlichen die Tätigkeit an 
den'Gefangenen lieb und wert zu machen und anderen Beamten 
Achtung vor rechter Seelsorgerarbeit einzuflössen. Zur Ableitung 
der Seelsorgerpflicht aus Matth. 25, .36 vergleiche Haupt, die Ver¬ 
pflichtung der christlichen Gemeinde gegenüber den Gefangenen, 
Jahrbücher für Kriminalpolitik und innere Mission, 2. Band 1698 — 
zur mehrfachen Erwähnung von „Kahl“ dessen Rektoratsrede vom 
15; Oktober 1908 „Aphorismen zur Trennung von Staat und Kirche“ 
(Seite 24 und Anm. 32) — zur Dissidentenseelsorge die Geschäfts- 
ördft'ftn'geri der verschiedenen Staaten. Nur Probleme will das Buch 
aufzeigen, nicht fertige Arbeit liefern. Freilich Probleme genug! 
Mögen durch sie und aus ihnen heraus grf-ifbare Erfolge entstehen 
zur Förderung unserer Gefangenen, zur Gesundung unseres gesamten 
Strafvollzuges, zum Wohle unseres Volkes! 


Dr. Becker, Schutz der kriminell gewordenen Jugend 
im; Strafrecht und Strafprozess. Nach dem Entwurf einer Straf¬ 
prozessordnung. Dresden, v. Zehn und Jaensch. 

Das Heft gibt ein übersichtliches Gesamtbild der Grundsätze 
und'Formen, die nach dem Entwui'f der S. P. O. das Verfahren gegen 
Jugendliche künftig beherrschen sollen. Es ist unseren Lesern zur 
Orientierung warm zu empfehlen. 


Bbert, Das Sterben armer Sünder., Mitteilungen aus der 
seelsorgerlichen Arbeit des f Gefängnispredigers Ebert. Preis 80. Pfg. 
Gustav Schloessmann’s Verlagsbuchhandl. (Gustav Fick), Hamburg, 
Königstrasse 21—23. 
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Zunächst wird in der obigen kleinen Schrift der Verbrecher 
und sein Seelsorger behandelt, um die einzelnen Vorkommnisse bei 
Unterredungen der zum Tode Verurteilten von vornherein dem Ver¬ 
ständnis näher zu rücken. Alsdann folgen die ernsten Aufzeichnungen 
des Verfassers über Unterredungen mit fünf Mördern, die et zum 
Schafott begleiten musste. 


P. Sommer. Das Amt des Waisenrats. Koblenz W. Eed- 
hardt, 1909. Preis 1 Mark; bei Abnahme von 30 Stück 70 Pfg. 

Die kleine Schrift will den Waisenräten, ihre Rechte und 
Pflichten gemeinverständlich auseinandersetzen und behandelt deshalb 
unter Anführung der gesetzlichen Bestimmungen die Pflichten des 
Waisenrichters bei Vermögensverhältnissen, Angelegenheiten in der 
vormundschaftsgerichtlichen Genehmigung bedürfen, bei Pflegschafteu, 
Fürsorgeerziehung, bedingter Begnadingung etc. Sie wird zweifellos 
ein willkommener Ratgeber bei Antritt des Amtes sein. 


Der Rechtsschutz des Beschuldigten im Strafverfahren. 
Inaugural-Dissertation der juristischen Fakultät in Heidelberg vor-- 
gelegt von H. 0. Eichberg, Strafaustaltspfarrer in Lackau, Halle a. S. 
H. John. 

Das 128 Seiten umfassende Buch behandelt- den Rechtsschutz 
des Beschuldigten nach seinem historischen Entwicklungsgang und 
in seiner modernen Ausgestaltung, um daun ganz eingehend die 
Regelung zu behandeln, die er in den Beschlüssen der „Kommi.ssion 
für die Reform des Strafverfahrens“ erfahren hat. Wir beglück¬ 
wünschen unser Mitglied zu dieser Arbeit und ihrem Erfolg, v, E. 


Bibliographie für Gefängniskunde. 


Jugendwohlfahrt, Zeitschrift für Jugendwohlfahrt, heraus¬ 
gegeben von Dr. Lin de nau - Berlin, B. G. Teubner 
12 Hefte. 12 M. 

Rangliste der Oberbeamten der zum Verwaltungsbereieh des 
Kgl. Preuss. Min. d. Inn. gehörenden Strafanstalten, Gefängnisse 
und Erziehungsanstalten von G. S tammer-Simmern, Böhmers 
Buchdruckerei. 

Statistik über die Gefängnisse der Justizverwaltung in Preussen. 
für 1907. Reichdruckerei Berlin. 

Ueber Unterbr ingung geisteskranker Verbrecher 
Referat auf der Versammlung süddeutscher Irrenärzte 1908 
von Dr. Stengel-Bruchsal und Dr. Hegar-Wiesloch. Sonder- 
abdruek aus der Zeitschrift für Psychiatrie Bd. 66. G Rinner. 
Berlin. 

Ueber die klinischen Formen der Seelenstörungen bei 
zu lebenslänglicher Zuchthausstrafe Verurteilten, Habilitations¬ 
schrift von Dr. Rüdiu. 

Dr. Becker, Schutz der kriminell gewordenen Jugend im Strafrecht 
und Strafmass nach dem Entwurf einer S.P.O. Dresden, 
V, Zähn u. Jaensch. ; , j , 
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M. Liepmann, Kiel, Die Kriminalität der Jug'endlichen und ihre 
Bekämpfung. Tübingen. J. C. B. Mohr. 1 M. 

De Danske Faengselsselkaber i fernauret fra 1. April 1903. 

til 31. marts 1908. Kjöbenhavn. Centraltrykkeriet. 
Schildmacher, Der Lohntarif und der Arbeitsbetrieb in den 
Gefängnissen der Justiz Verwaltung, sowie Grundsätze für die 
Vorprüfung bez. Prüfung der Jahresrechnungen der Gefangenen- 
arbeiiskassen und der dazu gehörigen Unterlagen. Selbstverlag. 
Magdeburg. l.ftO M. 83 S. 

Vergleichende Darstellung des deutschen und aus¬ 
ländischen Strafrechts. Begisterband. Berlin, Otto 
Liebiftann. 7.50 M. 

Wolffgartner, Q esetzesverletzung durch Jugendliche, ihre Ahndung 
und Verhütung. Val. Höfling, München. 31 S. 60 Pf. 

_ Die sachlichen Ausführungen sind unseren Lesern schon aus¬ 
führlicher und gründlicher geboten worden. Wichtig aber ist, dass 
der Verfasser für die Prophylaxe eintritt und wir halten es für wert¬ 
voll, dass dieses offenbar aus Lehrerkreise stammende Buch auf das 
Ungenügende der heutigen Erziehung hinweist. Gerade deshalb und 
wegen der Ratschläge des Verfassers zur Verbesserung der Erziehung 
verdient das Büchlein gelesen zu werden. v. Engelberg. 


Hoegel,H. Die Einteilung der Verbrecher in Klassen. IX. 201. 
Leipzig, Engelmann 1908. 5 M. 

Heilborn, P. Die Kurzzeitige Freiheitsstrafe. 91 Seiten. 
Gebunden 3 M. 

Die beiden Schriften bilden Heft 2 und 3 der „Kritischen 
Beiträge zur Strafrechtsreform“, die Prof. Birkmeyer in München 
seit kurzem mit Prof. Koegler, Basel und anderen Gelehrten herausgibt, 
Heft 1 brachte eine 160 Seiten umfassende Abhandlung von Beling 
über die Vergeltungsidee und ihre Bedeutung für das Strafrecht, 
gewissermassen eine grundsätzliche Einleitung der Beiträge, in der 
vor allem auf die oft irrige Auffassung des Problems hingewiesen 
und dargetan wird, dass der Vergeltungsgedanke das Verbrechens¬ 
verhütungsrecht nicht ausschliesst. Die Kritischen Beiträge wollen 
diejenigen Gelehrten zu Worte kommen lassen, die die Auffassungen 
der sog. Soziologen als unklar und unausgegoren betrachten und die in 
^ren Verbreitung eine Gefahr für die Gesetzgebung erblicken. Die 
Herausgeber betonen mit Recht, dass „in dem für die bevorstehende 
neue deutsche Strafgesetzgebung so überaus wichtigen Streit der 
sog. klassischen und der sog. soziologischen oder modernen Schule 
des Strafrechts die Anhänger der ersten bis jetzt nur verhältnismässig 
wenig zu Wort gekommen sind. Diese — wie sich je länger je mehr 
herausstellt inopportune — Zurückhaltung hat mancherlei Ursachen; 
nicht zuletzt beruht sie auf dem Fehlen einer Organisation, wie sie 
die Soziologen in der Internationalen Kriminalistischen Vereinigung 
besitzen, auf deren Allgemeinen und Landes-Versammlungen ihre 
Anschauungen immer wieder proklamiert werden, um dann in den 
Zeitungen und in den Mitteilungen der IK V.“ die weiteste Ver¬ 
breitung unter den Juristen wie unter den Laien zu finden.“ 

Dem ge.genüber soll in den Beiträgen ein Organ geschaffen 
werden, wobei es sich weniger um eine Apologie der schon in der 
seitherigen Gesetzgebung grundsätzlich bewährten sog. klassischen 
Schule, als um eine Kritik der Lehre ihrer Gegner handelt.. „Wir 
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Praxis voranschickt. Den Grundsätzen, die er da' über Bedeutung, 
Gegenstand und Form der Gefängnispredigt entwickelt, kann ich nxir 
durchaus beipflichten. 

Soll die Gefängnispredigt mit der Gemeindepredigt schjechthin 
identisch sein, so dass den Gefangenen nichts anderes als was der 
freien Gemeinde verkündigt wkd, oder hat sich jeder Satz der 
Gefängnispredigt mit Bewusstsein an Gefangene zu richten? Wird 
das Dilemma so ge.stellt, dann ist es in beiden Teilen falsch. Ihm 
gegenüber entscheidet Stade so: „Gewiss, unsere Gefängnispredigt 
ist an sich dieselbe wie dort auf der Gemeindekanzel, denn wir haben 
ja auch unseren Gefangenen kein anderes Evangelium zu bringen, 
aber doch, was seine Zusammenfassung und seine Nutzanwendung 
anlangt, in einer deutlichen, kasuellen Zuspitzung auf den besonderen 
vorliegenden Fall. Wenn auch die allgemeinen christlichen Bedürfnisse 
der Gefangenen dieselben sind wie die eines jeden Christen draussen, 
so befindet er sich doch auch wieder in einer Gemütsdisposition ganz 
eigentümlicher und besonderer Art. Sein Innenleben ist von einer 
Menge von 'Vorstellungen, Hoffnungen und Wünschen, Sorgen und 
Kümmernissen angefüllt und beherrscht, von welchen der Christ 
draussen keine Ahnung hat, und die doch irgendwie in dem Predigt- 
wort des Seelsorgers Berücksichtigung und Beantwortung 
finden müssen. Es ist unerlässlich, dass auch der einfachste Hörer 
merkt, dass das ewigreiche Gotteswort sowohl mit seiner für alle 
gleichen ernsten Mahnung, als auch mit seinem allen nötigen ver¬ 
gebenden Tröste doch auch gerade ihm, dem einzelnen armen schuld¬ 
beladenen Gefangenen, der der Gemeinde draussen entnommen und 
gleichsam in eine ganz fremde Welt versetzt ist, etwas Besonderes 
sagen und sozusagen in kasueller Form Himmelstrost und Himmels¬ 
frieden in sein Herz ausgiessen will.“ 

Diese besondere kasuelle Beziehung kann ja in der eigentlichen 
sonntäglichen Hauptpredigt vor deren universalem Charakter, zart 
und diskret zurücktreten. Dagegen macht sich die persönliche Foinu 
der Predigt in den Nebengottesdiensten und Andachtstunden natur- 
gemäss lebhaft geltend. Da darf man viel intimer, von Person zu 
Person, von Herz zu Herz sprechen, seelsorgerlich eindringlich au 
das Gemüt der Hörenden herantreten. Es ist gewissermassen ein 
verallgemeinertes seelsorgerliches Zellengespräch^, das wir führen, 
übertragen auf die gemeinsamen Nöte aller, die ja auch in ihren 
Grundzügen bei einem jeden dieselben sind. 

Ich freue mich, dass Stade die Bedeutung der Nebengottes¬ 
dienste im Gefängnis in dieser feinen Weise würdigt und ins rechte 
Lieht stellt. Auch ich habe den Eindruck, dass diese ganz vor¬ 
zügliche Handhabe der Gemeinscbaftsseelsorge noch nicht hinreichend 
in ihrer Ausnützungsmöglichkeit und Kraft ei'kannt worden ist. Die 
Handreichung, die der verehrte Verfasser in seiner seelsorgerlichen 
Plerophorie mit den Ansprachen dieser beiden Bänden den Amts¬ 
genossen, zumal den jüngeren, darbietet, ist höchst dankenswert. 
Manche der vorliegenden Reden werden sich aucl>, wie der Verfasser 
es sich denkt, sehr wohl zu Lesegottesdiensten eignen. 

Dr. von Rohden, Steglitz. 
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Aus der englischen Literatur. 


Der Bericht der Pennsylvania Gefängnis-Ge¬ 
sellschaft 1907 stellt den Lesern zunächst in einem Titelbild 
ihren neuen Vorsitzenden, Herrn Josua Bailey vor. 

Sie besucht die Gefängnisse Pennsylvaniens durch ihre Besuch- 
Kommissionen, deren sie 8 in ihrem Mitglieder-A^erzeichnis mit den 
Namen ihrer Mitglieder aufführt. Unter ihnen sehen wir einen 
Hoffmann, Kassel, Meyer, Ohl, Klemmer, Antinger, Sulzberger und 
freuen uns, dass an dem grossen wohltätigen Werk, das die Gesell¬ 
schaft pflegt, auch das Deutschtum teil hat. Von dem durch die 
Gesetzgebung wiederholt, zuletzt 1903 ihr verliehenen Recht die 
Staatsgefängnisse offiziell zu besuchen, macht die Gesellschaft fleissigen 
Gebrauch. Der Sekretär derselben, Herr Ly tle, hat allein das Eastern 
Penitentiary während des Berichtsjahres 300 mal besucht und dabei 
über 3000 Einzelunterredungen mit den Gefangenen in ihren Zellen 
gehabt. Solche Besuche Avirken nach dem Bericht sehr segensreich 
und das gesamte Gefängnispersonal begünstigt sie. Natürlich greift 
die Gesellschaft auch durch mateiüelle Unterstützung in das Leben 
der Gefangenen ein und zwar bei ihrer Entlassung. Hier gilt es den 
Weg in die Gesellschaft dem vorher Ausgesonderten wieder zu 
erschliessen und ihm die Mittel zu gewähren, an Arbeit und Erwei'b 
lieranzukommen. 3000 Dollar hat die Gesellschaft dafür aufgewendet, 
das sind also über 10000 Mark. Allein für 300 Mark wurde den 
Entlassenen Werkzeug gekauft. Die Gesellschaft arbeitet ausserdem 
für die Entlassenen durch einige Hilfsgesellschaften. Eine von ihnen, 
„Die Tür des Segens“, ist von einer Dame der Besuchs-Kommission 
der Pennsylvania Gesellschaft begründet und verschafft entlassenen 
Aveiblichen Gefangenen Unterkunft und Stellung. Für entlassene 
männliche Gefangene sorgen ein Arbeitsheim, die „Galiläa Mission“ 
Aind die Hoffnungshalle. 

Der Jahresbericht geht dann zum nationalen Gefängnis- 
Kongress über. Interessant ist es zu hören, Avie das Gefäng¬ 
niswesen Ne av- Yorks A^oiA der Einwanderung beein¬ 
flusst Avird. Von Oesterreich, Russland und Italien treffen nach 
der Eröffnungsrede des Kongress-Vorsitzenden jährlich je 200000 Ein- 
Avanderer dort ein und liefern gegen 12 000 Insassen für die Gefängnisse. 
Das sind meist Leute, die gewerblich und sittlich noch erzogen werden 
müssen und daher der Fürsorge während und nach der Gefangen¬ 
schaft grosse Aufgaben stellen. Im Verfolg dieser Aufgaben hat sich 
das Gefängniswesen des Staates New-York besonders entwickelt. Es 
Aväre wünschenswert, führte der V ersitzende aus, Avenn dieser Führung 
die ganze Nation folgte. Ausserdem AA’^äre zAveckmässig, dass eine 
gewisse Gleichförmigkeit in den Einrichtungen herrsche, die mit dem 
Gefängniswesen Zusammenhängen. Diese Gleichmässigkeit fordert er 
für GefängnisA'erwaltung, Hausordnung, Einteilung, Erziehung und 
vorläufige Entlassung, aber auch für Heranbildung der Gefängnis¬ 
beamten. Nach seinem Vorschlag wurde von der Versammlung auch 
sofort eine Kommission zur Vorberatung und Berichterstattung* über 
diese Gegenstände auf dem nächsten Kongress g'eAVählt. 

c o 
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Von einem anderen Kongressredner erfahren wir, dass d i c 
„Besserungsanstalt der Stadt New-York“, aus der ältern 
sogenannten Besserungssehule auf Hart’s Island hervorgegangen, bei 
den auf Ehrenwort nach guter Führung am Strafort Entlassenen mit 
einem Erfolg von 837o arbeitet. Dieser Anstalt werden alle männ¬ 
lichen Verurteilten zwischen 16 und 30 Jahr Alter zngefuhrt, sofern 
sie nicht ein schweres Verbrechen begangen haben. Sie bleiben hier 
3 Monate bis 3 Jahre, um dann auf Ehrenwort entlassen zu werden. 
Eine Kommission von 9 Mitgliedern, die ehrenamtlich je 1 Jahr der¬ 
selben angehöreh, wird über die Entlassung bestimmen. Es gibt in 
der Anstalt 3 Grade von Gefangenen. Beim Antritc gehören sie dem 
2. Grad an, erhalten für Bewährung im Betragen, Fieiss und Leistungen 
Verdienstmarken und treten, wenn sie 300 solcher Marken haben, in 
den ersten Grad über. Bei ungünstigem Verhalten verfallen sie in 
den 3. Grad, aus dem sie sieh durch Erwerb von 300 Marken tvieder 
herausarbeiten müssen. Bedingung für Entlassung auf Ehrenwort 
ist ausser gutem Verhalten sichere Unterkunft und lohnender Erwerb 
und für völlige Entlassung eine monatliche tadellose Führung nach 
jener ersten Entlassung. Während der Probezeit stehen sie unter der 
Aufsicht eines probat!on officer. Die folgenden Kongressreferate 
betrafen die Vorzüge des probation System, die Arbeit 
des-Gefängnisgeistlichen, die als ganz besonders wichtig 
für erfolgreiche Behandlung der Gefangenen hingestellt wurde. 
Weiterhin wurde empfohlen, alle Verurteilte eines Staates 
in ein einziges Gefängnis aufzunehmen, um dort durch 
Beobachtung zu erfahren, welche Art von Haft und Behandlung und 
welche Strafanstalt dementsprechend dem Sträfling am nützlichsten 
sein würde. Dabei sollen besonders 1. die geistig Beschränkten, 
2. die Kranken berücksichtigt werden. Als letzte Station der Straf¬ 
zeit sollen alle Gefangenen eine Anstalt haben, in der sie allmählich 
an Selbständigkeit und Freiheit gewöhnt werden. Die Durchführung 
dieses Systems bedarf der Einrichtung einer Zentralbehörde, welche 
den nötig werdenden Wechsel der Strafanstalt verfügt. 

Auch eine Dame kam zum Wort: Die Vorsteherin des staat¬ 
lichen industriellen Heims in Adrianopolis, Michigan, berichtete über 
straffällig gewordene Mädchen. Als Ursache der Straf¬ 
fälligkeit hat sie meist schlechtes Verhältnis zwischen den Eltern 
beobachtet. Sie meint bei 80®/,, solcher Straffälligkeit spricht Zer¬ 
rüttung der häuslichen Verhältnisse mit. Die Mädchen müssen freund¬ 
lich behandelt, der Mangel an elterlicher Liebe muss ihnen irgendwie 
ersetzt werden. Weiter müssen sie nie Müsse, sondern stete Be¬ 
schäftigung haben, die nicht immer Arbeit zu sein braucht. Die 
Insassen des Heims haben jeder ein eigenes hübsch ausgestattetes 
Zimmer und alle zusammen haben Garten und Feld zur Verfügung. 
Eine Nähschule, Haushaltungsschule und Kochschule sorgen für Aus¬ 
bildung der Zöglinge in weiblicher häuslicher Tätigkeit. 

Natürlich kam auch der Jugendgerichtshof zur Be¬ 
sprechung. Einige 20 Staaten haben denselben innerhalb 6 Jahren 
angenommen, die Entwicklung der Sache schreitet stetig fort und 
befindet sich noch in den Anfängen. Der Berichterstatter begründen 
seine Berechtigung durch drei Momente: 1. Der Wert des Kindes für 
den Staat. 2. Die Absage an die lex talionis. — Niemand kann die 
Strafe dem Vergehen anpassen. 3. Die Anerkennung der Verant¬ 
wortlichkeit des Staates für seine Angehörigen, namentlich die irren¬ 
den und verwahrlosten. 
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Auch besonders charakterische Merkmale hat die Einrichtung. 
Sie beherrscht ein weites Gebiet: das der Straffälligkeit und der Ver¬ 
wahrlosung. Sie besitzt eine eigene Art gerichtlichen Verfahrens, 
das einzig dem Zweck dient: das Beste zum Besten des Kindes zu 
tun. Ferner sorgt sie für Unterbringung des Kindes da, wo das vor¬ 
her Gesagte geschehen kann. Endlich ist bezeichnend für dieselbe 
die Person des Aufsichtsbeamten und die Betonung der Familie als 
Bildungsstätte des Charakters. 

Besondere Aufmerksamkeit ward dem letzten Bericht über 
Gefängniszucht zuteil. Sie umfasst nach dem Redner alles, 
was mit dem Missetäter etwas zu tun hat, also seine körperliche, 
sittliche, geistige und geistliche Erziehung, die fCntwicklung der 
Arbeitskraft und Leistungsfähigkeit in jeder Hinsicht, sein volles 
Auswachsen zu einem normalen Menschen und Mann. Das Ideal 
derselben ist, was der bekannte Hr. BarrOAVS bereits gemacht hat: 
Erziehung des Willens durch Anspannen desselben ohne ihn zu zer¬ 
brechen. Das erste und nötigste Mittel der Disziplin d. h. der erzieh¬ 
lichen Einwirkung auf den Gefangenen ist die Arbeit, »für die ein 
allen Anforderungen entsprechendes System schwer zu finden ist. 
Der Berichterstatter hält das Kontraktsystem, bei welcheni 
Leitung, Beaufsichtigung und Behandlung ausschliesslich von Ge¬ 
fängnisbeamten ausgeüb^t wird, für das passendste unter' den 
vorhandenen 

Zweck der Beschäftigung ist nicht sowohl eine Fertigkeit für 
eine bestimmte Beschäftigung, deren Art durch die Fortschritte der 
Technik stetem Wechsel unterworfen ist, sondern vielmehr die Er¬ 
weckung von Lust und Liebe zur Arbeit als Lebensbeschäftigung. 
Das nächstwichtigste Mittel ist Schulbildung, dazu Lektüre. Diese 
darf sich aber nicht auf literarische Werke oder gar Meisterwerke 
beschränken. Letztere können fehlen und zu den ersteren müssen 
Bücher praktischen Inhalts z. B. über gewerbliche Arbeit kommen. 
Auch Zeitungen aller Art können gelesen werden. Jedes Gefängnis 
muss ein Gewächshaus haben, das die Zellen der Gefangenen, die 
Plätze auf den Höfen und ähnliche Stellen reichlich mit Blumen 
versorgt. Theater und Musik muss den Gefangenen geboten werden. 
Jedes Gefängnis soll ein Gefangenen-Orchester besitzen. Der Bericht 
geht dann zu den Personen über, welche mit diesen Mitteln erziehen 
sollen. Allen voran steht der Geistliche. Er hat eine schwere Atif- 
gabe — zwischen den Gefangenen zu unterscheiden, denen es wirk¬ 
lich um geistliche Nahrung zu tun ist und denen, die durch ein 
erheucheltes Verlangen sich materielle Vorteile verschaffen wollen- 
Ebenso hat er eine schwierige Stellung: er muss das Verti’auen Aller 
im Gefängnis haben, sowohl der Beamten wie der Gefangenen. 
In dieser Beziehung tut namentlich enges Zusammenhalten des 
Direktors mit ihm not. Was die Notwendigkeit seiner Arbeit betrifft, 
so geht diese schon aus der einfachen Erwägung hervor, dass ein 
ordentlicher Mensch der Religion bedarf, vielmehr also noch ein in 
Unordnung geratener. Trotz dieses entschiedenen wichtigen Be¬ 
dürfnisses ist es aber nicht zu empfehlen, viele die von draussen her 
als Besucher sie dem Gefangenen biüngen wollen, zuzulassen. Der 
Gefängnisgeistliche, der solche Besucher abwehrt, hat oft nur all¬ 
zurecht. — Was endlich die Aufseher angeht, so ist erstens ihre 
besondere Heranbildung*, zweitens aber auch ihr steter Zusammen¬ 
hang* mit ihren höheren und niederen Arbeitsgenossen auch aus 
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auderen Anstalten zur Erhaltung und Pflege ilu:er Tüchtigkeit er¬ 
forderlich. 

In einem Flugblatt mit dem Titel: „Ungeeignet 
für Gefängniszucht“ tritt der Seki’etär der Howard-Gesellschaft, 
Hr. Holmes für diejenigen ein, die mit Epilepsie oder geistigem 
Defekt behaftet sich vergehen, ins Gefängnis komiUen, ungebessert, 
weil unempfänglich für die Besserungsarbeit am Strafort diesen wieder 
verlassen und so zwischen Gefängnis und Vergehen in beständigem 
Wechsel leben, sich selbst und andern Menschen zur Last. Ihre Ge¬ 
fahr für Staat und Gesellschaft wird dadurch noch grösser, dass nach 
dem Gesetz „Gleich und Gleich gesellt sich gern“, aus ihnen Ehen 
erstehen, deren Sprösslinge durch erbliche Belastung von Kindesbeinen 
an zu steten Störenfrieden der menschlichen Ordnung bestimmt sind. 
So wird die Masse dieser bedauernswürdigen Menschen immer grösser. 
Aber wie helfen? — Der Verfasser sagt: „es ist so leicht!“ AVir 
können ihm nicht zustimmen, wenn er die dauernde Internierung 
solcher Menschen für ein Heilmittel des Schadens hält. Er spricht 
es nicht aus, er spricht nur davon, dass ein Kind oben bezeichneter 
Art sorgfältiger Pflege und Erziehung bedarf. Hofft er, erbliche 
Belastung damit zu heilen? Und die Erwachsenen? — Wer hat ein 
Recht sie gefangen zu halten über die durch ihre Straftat bedingte 
Zeit hinaus?! — 

Ein anderes Flugblatt betitelt sich: Amtliche Pfleger für 
vorläufig Entlassene und Verurteilung auf unbe¬ 
stimmte Zeit. Es hat denselben Verfasser wie das vorher erwähnte 
und macht auf die Gewohnheitsverbrecher aufmerksam. Unter 888 
in die Zuchthäuser gelieferten bat er 698 schon vorher Bestrafte 
gezählt49 von ihnen waren mehr als zwanzigmal bestraft. Ob auch 
vielen unter solchen immer und immer wieder Bäckfälligen vielleicht 
eine Verantwortlichkeit wegen ihres geistigen Defektes nicht bei¬ 
gemessen werden kann, auf jeden Fall bedeuten sie so gut wie die 
Verantwortlichen eine Gefahr für die Gesellschaft, die durch immer 
erneutes Einsperren und Wiederentlassen weder, vcirmindert noch 
beseitigt wird. Es muss etwas geschehen, was sie bessert oder un¬ 
schädlich macht, Herr Holmes sieht die Reftuhg nur in der Ver¬ 
bindung einer Verurteilung auf unbestimmte Zeit lind . einer 
Beaufsichtigung durch einen besonders dazu angestellten Beamten 
nach ihrer vorläufigen Entlassung on parole, d. h. aüf das Versprechen 
hin, ordentlich zu leben. Sobald der Gefangene das ernste Verlangen 
zei^, die Freiheit zur Bewährung eines guten gesetzmässigen Wandels 
zu haben, natürlich stets nach einer vorher befetimmten Strafzeit, 
wird er auf Ehrenwort entlassen. Für seine Unterkunft und eine 
Erwerbsstelle ist dann gesorgt und so ein neuer Boden im Leben 
der Gesellschaft für ihn bereitet. Damit ist vielem Rückfall vor¬ 
gebeugt. Seine Vorsätze werden durch die Furcht, an den Strafort 
auf voraussichtlich lange Zeit zurückkehren zu müssen, lebendig 
erhalten. An seiner Seite gewissermassen steht sein gerichtlich'Pfleger. 
Wenn Polizeiaufsicht, so notwendig sie ist, doch andererseits auch ebenso 
schädlich zur Wiedergewinnung und Befestigung eines Platzes in der 
menschlichen Gesellschaft für den Entlassenen werden kann, so ist der 
Parole Officer die verbesserte Auflage des früheren Geheimpolizisten. In 
der Lebens- und Menschenkenntnis, in der Umsicht und Beobachtungs¬ 
fertigkeit steht er ihm gleich, in der menschenfreudlichen Absicht 
und Art dev Ausübung seiner Pflicht unterscheidet er sich von ihm. 
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Er ist Polizist, Pfleger, Freund, Seelsorger, Vertrauter in einer Person^ 
Mit seiner Hilfe kann es gelingen, den früheren Verbrecher von 
innen heraus wieder zu einem guten Menschen zu machen und zu 
einem nützlichen Mitglied der Gesellschaft zu erziehen. Darum 
wünscht die Howardgesellschaft die Anstellung von solchen Beamten 
bei allen Strafanstalten für deren Entlassene. 

Die Vorzüge der versuchsweisen Entlassung schil¬ 
dert ein drittes Flugblatt des Herrn Holmes. Er wünscht sie auch 
in England eingeführt zu sehen. Die Zahl der Rückfälligen zeigt, 
sagt er, dass das Gefängnis weder bessert noch abschreckt. Passende 
Männer und Frauen könnten nach seiner Meinung bei den verschiedenen 
Strafgerichten angestellt werden, denen unter Oberaufsicht der Behörde 
einzelne Straffällige nach der Verurteilung unter vorläufiger Aus¬ 
setzung der Strafe zur Pflege übergeben werden. Das Gelingen der 
Besserung durch diese Behandlung hängt davon ab, dass 1. die 
Pflegebeamten und 2. die Pflegebefohlenen gut ausgesucht werden. 
Weder Polizisten noch Brüder frommer Gesellschaften sind gute 
Pflegebeamte und zu Schutzbefohlenen eignen sich keine Gewohnheits¬ 
verbrecher. Besonders wertvoll könnten nach der Meinung des 
Verfassers solche Beamte bei der Wiederherstellung häuslicher Ver¬ 
hältnisse in den Familien wirken, wo ein Gatte oder beide Gatten die 
sittlichen Pflichten der ehelichen Gemeinschaft vergessen. 

Zur Frage der Zunahme der Morde in Frankreich 
und zu der andern, ob Abschaffung der Todesstrafe dieselbe ver¬ 
schulde, bemerkt der Ehrenpräsident der Horward-Gesellschaft, Herr 
Tallack, in der „Times“, dass mindestens ein gutsprechender Grund 
für diese Erscheinung das Verhalten' des Landes gegen die Religion 
als Erziehungsmittel sei. Zeitlich ist die Zunahme der Morde nach 
der Verbannung der Religion aus der Schule, ja sogar aus den Volks¬ 
bibliotheken erfolgt und den ursächlichen Zusammenhang haben selbst 
französische Kriminalisten und Literaten zugegeben. Der Meinung 
des Herrn T a 11 a c k dürften noch mehr sein ! 

Auf eine Zusendung der Aus sehr eiben zum 7. na¬ 
tionalen Kongress der Straf entlassen en-Fürsorge zu 
Toulouse antwortet Herr Tallack in einem offenen 
Brief, dem er den Gesetzentwurf über vorläufige Entlassung und 
Stellung unter einem Pflegebeamten anfügt. Er weist darauf hin, 
dass in Toulouse, die Strafwissenschaft in die Fächer der Jurisprudenz 
Aufnahme gefunden hat und Frankreich auf diesem Gebiet bereits 
international gewirkt hat. Er ersucht den Kongress der unter¬ 
schiedlichen Behandlung der Gewohnheits- und erstmaligen Ver¬ 
brecher sein Interesse zuwenden und hofft er dafür mitsorgen zu 
helfen, dass letzteren die Einsperrung möglichst lange erspart bleibe 
und durch freundliche, väterliche Behandlung die Rückkehr zum 
gesetzmässigen Leben gebahnt werde. Der Kongress hat, wie ein 
von Herrn Tallack uns übersandtes Exemplar zeigt, den Brief desselben 
in einer französischen Ausgabe erscheinen lassen. 

Einen interessanten Artikel bringt die Westminster Gazette 
über das Borstal-System; das Borstal-Gefängnis befindet sich 
bei Rochester. Es ist in eine Reformanstalt für straffällig gewordene 
Jugendliche verwandelt. Die Beobachtung, dass 1894 nicht weniger 
als 16000 Jugendliche durch die englischen Gefängnisse gingen und 
die weitere, dass der Anfang des Gewohnheitsverbrechertums in der 
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Altersstufe von 16—25 Jahren liegt, wurden die Veranlassung, dass 
das Ministerium des Innern auf private Anregung hin dies neue Ver¬ 
fahren mit jugendlichen Verbrechern versuchte. Auch in Dartmoor. 
und zu Lincoln hat es Eingang gefunden, Borstal aber gehört ihm 
völlig. Nur einer von den früheren Gefangenen gehört ihm noch an, 
einer, der wegen Totschlag 10 Jahre bekam und den Rest davon 
noch abzumachen hat. Sonst ist das ganze Gefängnis von Jugend¬ 
lichen besetzt. Das Wesen des Systems ist Verwandlung des Ge¬ 
fängnisses in ein Internat mit tüchtigem Schulunterricht in 5 Stufen. 
Zum Schulunterricht kommen industrieller Unterricht und Beschäftigung 
in Garten und Feld. Weder Anzug noch Hausordnung erinnere an 
ein Gefängnis. Keiner wird eher entlassen, ehe nicht ein anständiger 
Erwerb für ihn gefunden ist. Bei seiner Entlassung erhält. der Zög¬ 
ling eine neue Ausstattung in Kleidungswäsche. In der ersten Zeit 
der Freiheit wird er durch die Borstal-Gesellschaft überwacht und 
behütet. Die Erfolge sollen sehr gut sein, J. Rauchstein, 


Berichtigung. 

Im 3. Heft, Jahrg. 1909, S. 607, muss es in dem Artrikel 
•»Die Zahnpflege der Gefangenen“ von Hofrat Dr. Schicking, 
Dr. Schill ing heissen. 
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Personalnachrichten. 


Ehrenmitg^lieder. 

Verliehen erhielt: 

V. S ch wab, Staatsrat in Stuttgart, das Kommanturkreuz des Ordens 
der württ. Krone. 


Vereinsmitglieder. 

Königreich Württemberg. 
Ordensauszeiehnungen erhielten: 

Röcker, Ministerialrat, vertragender Rat im Kgl. Justizministerium 
in Stuttgart, das Ritterkreuz desselben Ordens. 

Jehle, Ober justizrat, Vorstand des Kgl. Landesgefängnisses Rotten¬ 
burg, das Ritterkreuz I. Kl. des Friedrichsordens. 

Verliehen erhielt: 

Klein, Landgerichtsrat, Stuttgart, Titel und Rang eines Landgerichts- 

Direktors. . , 

Eingetreten sind: 

Königreich Sachsen. 

Hübner, Anstaltslehrer an der Landesstrafanstalt Hoheneck. 
Königreich Württemberg. 

Maisch, Ober Justizrat, Vorstand des Landesgefängnisses Hall. 

G ö t z, Staatsanwalt in Stuttgart. 

Herzog, Gerichtsassessor in Ludwigsburg. 

Schräg, Kriegsgerichtsrat in Ludwigsburg. 

Bühner, Kriegsgerichtsrat in Ludwigsburg. 

Rail, Amtsrichter in Ludwigsburg. 

Bardili, Amtsrichter in Schorndorf. 

Ellwangen, K. Amtsgericht. 

Göppingen, K. Amtsgericht. 

Schussenried, Direktion der K. Heilanstalt. 

Weissenau, Direktion der K. Heilanstalt. 

Winnental, Direktion der K. Heilanstalt. 

Zwiefalten, Direktion der K. Heilanstalt. 


Ausgetreten: 

Freie Hansastadt Bremen. 

Meier, Dr., Rechtsanwalt und Notar. 

Grossherzogtum Oldenburg. 

Ruhstrat, Oberregierungsrat in Oldenburg. 

Königreich Preussen. 

Clodius Geheimer Justizrat, Erster Staatsanwalt in Magdeburg. 
Fleischhauer, Inspektor des Landgerichtsgefängnisses m Kassel 
Werner, Dr., Regierungsrat in Oppeln. 

Königreich Sachsen. 

Gelbke, Dr., Ober-Medizinalrat in Chemnitz. 

Ungarn. 

Meeser, Josef, Direktor des Bezirkskerkers in Seged. 


Für 

dankbar 
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Auszug 

aus der Rechnung für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 1909 


I. Einnahmen. 


Pos. 

1. 

Kassenrest aus voriger Rechnung . 

M. 

107.21 

?! 

2. 

Rückstände . 

* • 55 

24.- 

V 

3. 

Mitgliederbeiträge .... 

• • 55 

4636.— 

?! 

4. 

Kapitalzinsen . . 

* * 55 

247.33 

5.» 

5. 

Rückerhobene Kapitalien . 

• • 55 

1800.- 

?7 

6. 

Absatz von Heften .... 

• * 55 

547.80 

?J 

7. 

Erlös aus Inseraten .... 

• • 55 

10.— 


8. 

Sonstige Einnahmen . . . 

* ‘ 55 

11.37 

yt 

9. 

Vorschuss und Ersatz 

• • 55 

1 535.10 


Summa der Einnahmen M. 8918.81 


II. Ausgaben. 


Pos. 1. Druekkosten und Buchbinderlöhne . 

„ 2. Porto und Versendungskosten . 

„ 3. Einrichtungsgegenstände . 

!) 4. Honorare . 

u ö- Kapitalanlagen. 

II 6. Bureaukosten und Kassenführung . 

II Ijiteratur ...... 

" 8. Sonstige Ausgaben .... 

•' 9. Vorschuss und Ersatz 

Summa der 


Abschluss. 

Einnahmen 

Ausgaben ... 


M. 3 976.25 


V 

J» 

W 

V 


1016.42 
17.50 
78.— 
595.33 


55 


438.10 
1.12 
1420.46 
1299.10 


Ausgaben M. 8 842.28 


M. 8918.81 
^ 8842.28 


Kassenvest M. 76.53 
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Zurechnungsfähigkeit und Trunkenheit 
nach dem Vnrentwurf zu einem Deutschen Strafgesetzbuch. 

Von Dr. Beinhard Frank, Professor der Kechte in Tübingen. 

Referat für die Stuttgarter Versammlung von Juristen und 
Aerzten am 1. Mai 1910. 


Die nachfolgenden Erörterungen sollen sich mit der Behandlung 
der Zurechnungsfähigkeit und der Trunkenheit insoweit befassen, als 
sie für den Juristen und den Mediziner gleichmässig interessant ist. 
Sie lassen daher rein juristische Fi*agen beiseite. Dahin rechne ich 
die, ob die Unzurechnungsfähigkeit, wie es der Entwurf will, als persön¬ 
licher Strafaüsschliessungsgrund anzusehen ist oder ob sie der Straf¬ 
barkeit der Tat objektiv entgegenstehen soll. Auch beschäftige ich 
mich nur mit den Fällen, in welchen unzurechnungsfähige- oder 
trunkene Personen Täter einer normalerweise strafbaren Handlung 
sind, nicht aber mit denjenigen, in welchen sie als Objekte er¬ 
scheinen oder die Ünzui-echnungsfähigkeit durch die Tat erst her¬ 
vorgerufen wird. 

Schon das römische Kecht erkannte an, dass gewisse 
geistige Mängel die Strafbarkeit ausschliessen. Namentlich 
galt ihm die Tat des /uriosus als etwas rein zufälliges. 
Auch das deutsche Recht hat spätestens von der Zeit des 
Sachsenspiegels an die Straflosigkeit des „sinnlosen" Mannes 
betont. So brachte die Rezeption in dieser Beziehung 
nichts neues. Endlich hat auch die gesamte moderne 
Entwicklung an den mitgeteilten Sätzen festgehalten und 
daraus. die Lehre von der Unzurechnungsfähigkeit ent¬ 
wickelt. Allerdings fehlt es gerade in der neueren Zeit 
nicht an Widersachern. Denn da nach der Lehre Lom- 
b r 0 s 0 s die Strafe von der Gefährlichkeit des Täters 
abhängt und die Gefährlichkeit trotz, ja gerade wegen 
eines geistigen Mangels vorhanden sein kann, so sind seine 
Anhänger, mehr oder weniger geneigt, die Zulässigkeit der 
Strafe von der allgemeinen psychischen Beschaffenheit 
unabhängig zu machen. Es ist nicht meine Aufgabe, zu 
dieser Lehre Stellung zu nehmen; dagegen habe ich auf 
die Schwierigkeiten hinzuw’'eisen, welche die nähere Aus¬ 
gestaltung der Zurechnungsfähigkeitslehre auch der herr¬ 
schenden Lehre verursacht. 


i* 



240 


Das gemeine Recht ging von dem Satze aus, dass 
zum Verbrechen eine freie Handlung gehöre; deshalb 
erklärte es den Begriff des Verbrechens und somit auch 
die Strafbarkeit für beseitigt, wenn es dem Täter an der 
Willensfreiheit fehlt. Die Zurechnungsfähigkeit 
ist ihm Willensfreiheit, die Unzurechnungs¬ 
fähigkeit Willensunfreiheit. 

Nur vorübergehend hat das deutsche Recht diesen 
Standpunkt verlassen. Das geschah unter dem Einflüsse 
Feuerbachs. Die von ihm behauptete Aufgabe des 
Strafgesetzes, durch die Strafdrohung ein Gegengewicht 
gegen die Anreizung zum Verbrechen zu bieten, führte 
zu dem Ergebnis, dass unzurechnungsfähig sei, wer 
durch die Strafdrohung vom Verbrechen nicht abgehalten 
werden kann. Aber dem ausgesprochenen Indeterminismus 
der Hegelianer, die in B e r n e r und K ö s 11 i n die glänzend¬ 
sten Kriminalisten zu den Ihrigen zählten, gelang^ es um 
die Mitte des 19. Jahrhunderts, den Strom der Entwicklung 
in sein altes Bett zurückzuleiten. So wird denn nicht nur 
in dem geltenden Strafgesetzbuch, sondern auch in dem 
Entwurf das Wesen der Unzurechnungsfähigkeit in dem 
Ausschluss der freien Willensbestimmung 
gefunden. 

Wie man aber auch den geistigen Mangel bezeichnen 
mag, der zu Unzurechnungsfähigkeit führt, die Technik 
des Gesetzgebers hat verschiedene Methoden, ihn kenntlich 
zu machen. 

1. Zunächst die psychologische. Sie bezeichnet 
den Mangel als solchen, legt aber auf seine Ursache kein 
Gewicht. Besteht der Mangel selbst im Ausschluss der 
freien Willensbestimmung, so muss der Richter zur Un¬ 
zurechnungsfähigkeit gelangen, sobald er die Willensfreiheit 
für ausgeschlossen hält, gleichgiltig aus welchem Grunde. 

2. Sodann die bi 0 logische Methode. Sie bezeichnet 
nur die Ursachen, indem sie davon ausgeht, dass gewisse 
Umstände immer die Unzurechnungsfähigkeit nach sicli 
ziehen, während sie andere Ursachen der Unzurechnungs¬ 
fähigkeit überhaupt nicht anerkennt. 

3. Endlich die gemischte Methode. Sie nennt 
wie die biologische exklusiv als Ursachen die nach der 
Auffassung des Gesetzgebers allein denkbaren oder allein 
zu berücksichtigenden geistigen Mängel, lässt sie aber nur 
dann zur Unzurechnungsfähigkeit führen, wenn sie ini 
Einzelfall die Willensunfreiheit (oder worauf der Gesetz- 
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geber sonst abstellen mag) verursacht haben. Dies ist be¬ 
kanntlich die Methode des geltenden Strafgesetzbuchs, aber 
auch die des Entwurfs, der im § 63 Abs. 1 vorschlägt: 

Nicht strafbar ist, wer zur Zeit der Handlung geistes¬ 
krank, blödsinnig oder bewusstlos war, sodass dadurch 
seine freie Willensbestimmung ausgeschlossen wurde. 

Der gemischten Methode liegt, soweit es sich um 
Geisteskrankheit handelt, der Gedanke zugrunde, dass der 
Psychiater und der Richter ihre Tätigkeit teilen. Jener 
sagt, ob der Täter geisteskrank war, dieser, ob zufolge 
der Geisteskrankheit seine Willensfreiheit ausgeschlossen 
wurde. Die Neigung, diesen Gedanken in die Praxis um¬ 
zusetzen, ist weit verbreitet und tritt namentlich bei 
psychiatrischen Autoritäten wie Mendel und Gramer 
hervor. Tatsächlich ist nun aber der Richter genötigt, 
den Arzt nicht nur nach der Krankheit, sondern auch 
nach deren Wirkung auf das geistige Leben des Indivi¬ 
duums zu befragen. Er stellt ihn somit vor Aufgaben, die 
ihm deshalb höchst unbequem sind, weil der Begriff der 
Willensfreiheit überhaupt nicht in seine Denkungsweise 
hineinpasst. Deshalb rät Gramer dem Psychiater ein 
Ausweichen an, indem er ihm sagt: „Ist der Angeklagte 
in der kritischen Zeit so krank gewesen, dass sein Tun 
oder Lassen durch krankhafte Momente bestimmt gewesen 
ist, dann ist auch ohne tief gründliche gelehrte Auseinander¬ 
setzungen verständlich, dass der Kranke im Sinne des 
Gesetzes unter Ausschluss der freien Willensbestimraung 
gehandelt hat “i) 

Dass dieser Weg im Sinne des Gesetzes nicht zum 
Ziele führt, ist sicher. Er ist gewählt vom Standpunkte 
der biologischen, aber nicht vom Standpunkte der gesetz¬ 
lich anerkannten gemischten Methode aus. Auch wenn 
nian ohne weiteres zugibt, dass jede geistige Erkrankung 
die Freiheit der Willensentschliessung beeinflusst, so kommt 
es doch nach dem Gesetze nicht auf die Beeinflussung, 
sondern auf die Ausschliessung an. Ganz besonders 
deutlich wird es werden, wenn der Entwurf Gesetzeskraft 
erlangt. Denn er unterscheidet scharf zwischen den Fällen, 
in denen die Freiheit der Willensbestimmung durch Geistes¬ 
krankheit ausgeschlossen, und solchen, in denen sie 
nur vermindert wird. 


*) Gerichtliche Psychiatrie 4. Aufl. S. 44, 45. 
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Die Sachlage ist also die, dass sich der Richter nicht 
traut, die Frage der Willensfreiheit zu entscheiden, weil 
ihre Beantwortung abhängt von dem Grade der geistigen 
Erkrankung, und der Psychiater nicht, weil er mit dem 
Begriffe der Willensfreiheit überhaupt nichts anfangen kann. 
Der Arzt ist naturgemäss Anhänger der biologischen 
Methode, der Richter neigt meist der p s y c h o 1 o g i s c h e n 
2 u — mit der gemischten vermag sich keiner recht 
zu befreunden, es sei denn, dass es gelänge, eine Ver¬ 
ständigung über den Begriff der Willensfreiheit herbeizu- 
führeh, oder ihn durch einen dem naturwissenschaftlichen 
Denken geläufigeren zu ersetzen. 

Darauf, dass der Begriff der freien Willensbestimmung, 
wo er gesetzlich verwendet wird, nicht im metaphysischen 
Sinne, sondern in dem des gewöhnlichen Lebens zu 
stehen sei, weist die Begründung des Entwurfs ausdrück¬ 
lich hin. Der Entwurf unternimmt es nicht, den Streit 
zwischen Determinismus und Indeterminismus zu entscheiden, 
sondern wendet den Begriff der freien Willensbestimmung 
nur an, um dadurch die normale Determinierbar¬ 
ke i t, die normale Bestimmbarkeit durch Motive 
zu verzeichnen. 

Diese besonders im Anschluss an v. Liszt häufig ge¬ 
brauchte Formulierung erklärt also im Sinne des Gesetzes 
den Menschen für frei, der auf Reize so reagiert, wie es 
der Regel, der Norm entspricht, während unfrei sei, wer 
abweichend reagiert. 

Gegen die Richtigkeit dieses Gedankens wird sich 
theoretisch nicht viel einwenden lassen. Es fragt sich nur, 
vras praktisch damit erreicht ist. Denn der Norinaltypus 
des Menschen, auf den alles ankommen soll, existiert in 
Wahrheit nicht. Was heisst normale Bestimmbarkeit. 
Wie verschieden reagieren doch die Menschen auf Lockungen 
des Reichtums, des Alkohols, des Geschlechtsgenusses! 
Will man also die Liszt’sche Formulierung in die Sphärö 
praktischer Brauchbarkeit erheben, so muss man die in 
ihr liegende blosse Nomina Idefinition der Willensfreiheit 
in eine R e a Idefinition verwandeln. Hierauf haben un¬ 
gefähr gleichzeitig und unabhängig von einander v. Bar 
und ich hingewiesen.i) Mein eigener Versuch einer ReaL 
definition führte mich zu folgendem Satze: die Willensfreiheit 

V. Bar, Gesetz und Schuld 2. Bd. S. 17, Frank, Das Straf¬ 
gesetzbuch 5.— 7. Aufl. S. 108. 



ist ausgeschlossen, 1. wenn die Fähigkeit fehlt, das Ver¬ 
halten nach sozialethischen Vorstellungen zu richten, 
2. wenn es an der Fähigkeit fehlt, den Anreiz zum Handeln 
richtig zu würdigen oder Hemmungsvorstellungen ein¬ 
zuschalten. 

Nachdem v. Lilienthal diesem Versuche Beifall gezollt 
hat und selbst zu ganz ähnlichen Ergebnissen gelangt ist^), 
scheint mir die Möglichkeit einer Verständigung über den 
Begriff der Willensfreiheit, so wie er im Gesetze ge¬ 
braucht wird, gegeben zu sein. Dennoch fragt es sich, 
ob nicht der Gesetzgeber an seine Stelle lieber einen andern 
treten lassen, ob er ihn nicht in Unterbegriffe auflösen 
sollte, ähnlich wie man es in der Theorie getan hat. Denn 
solange der Begriff der Willensfreiheit als ein gesetzlicher 
auftritt, ist er jeder subjektiven Skepsis preisgegeben. 
Nun scheint mir in dieser Beziehung der kurz vor dem 
unsrigen veröffentlichte österreichisch e' Entwurf 
im wesentlichen das Richtige getroffen zu haben, indem 
er in § 3 sagt: 

Nicht strafbar ist, wer zur Zeit der Tat wegen Geistes¬ 
störung, Geistesschwäche oder Bewustseinsstörung nicht 
die Fähigkeit besass, das Unrecht seiner Tat einzusehen 
oder seinen Willen dieser Einsicht gemäss- zu bestimmen. 

Ich glaube nicht, dass zwischen dieser gesetzlichen 
Formulierung . und meiner wissenschaftlich dogmatischen 
ein erheblicher Unterschied besteht. Auch der deutsche 
Entwurf wird zu wesentlich den gleichen Ergebnissen 
führen wie der österreichische, sofern man die in dem 
letzteren gebrauchte Umschreibung in ihn hereinnimmt. 
Beide Entwürfe lehnen die psychologische Methode 
ab; denn sie gewähren nur bestimmten geistigen 
Defekten Einfluss auf die Zurechnungsfähigkeit. Beide 
lehnen auch die biologische Methode ab; denn 
auch beim Vorhandensein jener Defekte fordern sie 
noch ein bestimmtes Mass von Einwirkung auf das 
geistige Leben der Person. Nur um der Richtung 
Genüge zu tun, die den Willen als ein psj^chologisches 
ürphänomen überhaupt leugnet, möchte ich vorschlagen 
dass in dem österreichischen Entwurf anstatt der Worte 
„oder seinen Willen dieser Einsicht gemäss zu bestimmen“ 


Vergleichende Darstellung des Strafrechts Allg. TI. Bd, 5 S. 21. 
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schon die geringfügigen positiven Werte gleich Null setzt 
und damit der Unzurechnungsfähigkeit zuweist. Mit andern 
Worten: sofern er zu dem Ergebnis kommt, dass die Frei¬ 
heit der Willensbestimmung in hohem Grade beeinträchtigt 
sei, spricht er sich für Unzurechnungsfähigkeit 
aus. Dieses Verhältnis muss sich aber, wenn die Entwürfe 
Gesetze werden, naturgemäss verschieben. Denn bei „hoch¬ 
gradiger“ oder „erheblicher“ Verminderung der Willens¬ 
freiheit nehmen sie nicht etwa Unzurechnungsfähigkeit, 
sondern nur verminderte Zurechnungsfähigkeit 
an. Die Folge wird also die sein, dass eine 
grosse Anzahl Personen, die seither straflos 
ausgingen, für strafbar erklärt werden. 

Darüber, ob dieses Ergebnis erwünscht oder uner¬ 
wünscht wäre, enthalte ich mich absolut jedes . Urteils. 
Was ich aber behaupte, ist, dass man sich über das Er¬ 
gebnis klar sein muss. Will man die Mehrheit der In¬ 
dividuen, die seither für unzurechnungsfähig galten, auch 
in Zukunft dafür angesehen wissen, so darf man nicht, 
wie es der deutsche und der österreichische Entwurf tun, 
das Kriterium der verminderten Zurechnungsfähigkeit in 
die hochgradige oder erhebliche Verminderung der freien 
Willensbestimmung verlegen. 

. Diesen Fehler vermeidet der schweizerische Ent¬ 
wurf. Er erklärt in seiner neuesten Fassung § 14, dass 
unzurechnungsfähig ist, wer zur Zeit der Tat geisteskrank 
oder blödsinnig oder in seinem Bewusstsein gestört war, 
und fährt dann fort: 

War die geistige Gesundheit oder das Bewusstsein 
des Täters nur beeinträchtigt oder war er geistig mangel¬ 
haft entwickelt, so mildert der Richter die Strafe nach 
freiem Ermessen. 

Dass hier der Uebergang von der Unzurechnungs¬ 
fähigkeit zur verminderten Zurechnungsfähigkeit als ein 
flüssiger aufgefasst wdrd, ist klar. Der psychologischen 
Richtigkeit dieses Standpunktes würde man auch Rechnung 
tragen können, ohne gerade (wie der schweizerische Ent¬ 
wurf) zur biologischen Methode überzugehen. So habe ich 
denn längere Zeit geglaubt, die Abgrenzung in der Weise 
vornehmen zu können, dass man bei einer starken Beein¬ 
trächtigung des Geisteslebens durch den psychischen Mangel 
Unzurechnungsfähigkeit, und bei jeder Beeinträchtigung 
verminderte Zurechnungsfähigkeit anzunehmen habe. Aber 
an dieser Auffassung hat mich namentlich L e p p m a n n 
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irre gemacht, der mit Recht darauf hin weist, dass dieser 
Weg in das Uferlose führen werdet). Ich möchte deshalb 
anregen, etwa in folgender Weise zu scheiden: absolute 
Unzurechnungsfähigkeit, wenn die freie Willensbestimmung 
(oder was man an ihre Stelle setzen mag) in „besonders 
hohem G-rade“ — verminderte Zurechnungsfähigkeit, 
wenn sie „nicht unerheblich“ beeinträchtigt war. 

Damit habe ich mich implicite schon für die gesetz¬ 
liche Berücksichtigung der verminderten Zurechnungs¬ 
fähigkeit ausgesprochen. Nachdem sich der deutsche 
Juristentag unter dem massgebenden Einflüsse Kahls in 
demselben Sinne erklärt hat und der Entwurf das gleiche 
tut, scheint mir der Streit im wesentlichen entschieden zu 
sein. Immerhin möchte ich meinen eigenen Standpunkt 
präzisieren und die wesentlichsten Einwendungen der Gegner 
kurz würdigen. 

Für mich sind vermindert zurechnungsfähig solche 
Personen, die zufolge einer geistigen Minderwertigkeit ver¬ 
brecherischen Anreizen geringeren Widerstand zu leisten 
vermögen als der normale Mensch. Eben deshalb sind 
sie im Einzelfalle auch Tveniger schuldig als ein solcher. 
Wer nun Gewicht auf die Uebereinstimmung zwischen 
Schuld und Strafe legt, muss logischerweise zu einer mil¬ 
deren Strafbarkeit dieser Personen gelangen. Man sollte 
also meinen, dass gerade Birkmeyer diesen Standpunkt 
verträte. Er tut es aber deshalb nicht, weil er einen 
übermächtigen Einfluss der allem Strafrecht feindlichen 
Psychiater befürchtet^). Dass diese Feindschaft in ge¬ 
wissem Masse besteht, ist ohne weiteres zuzugeben. Aber 
die Besorgnisse Birkmeyers wären nur dann begründet, 
wenn die Entscheidung dem Psychiater allein zustände. 
Das aber wird vermieden, sobald man, wie es der Ent¬ 
wurf auch in dieser Beziehung tut, nicht die biologische, 
sondern die gemischte Methode befolgt und dadurch dem 
Richter einen gebührenden Einfluss sichert. 

Stärkeren Eindruck haben die Bedenken auf mich ge¬ 
macht, die der österreichische Oberstaatsanwalt H o e g e 1 
und der deutsche Irrenarzt Longard äussern. Beide 
weisen nämlich u. a. darauf hin, dass es ungerechtfertigt 
sei, unter den Bedingungen, die für den Willensentschluss 
massgebend sind, nur eine, nämlich die geistige Minder- 

*) Aerztl. Sachverständigen-Zeitung'. Jahrg. 16 S. 98. 

■) Was lässt von Liszt vom Strafrecht übrig? (1907) S. 47ff. 
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Wertigkeit, zu privilegieren*). Mit demselben Recht könnte 
mau z. B. den starken Affekt als Grund verminderter Zu¬ 
rechnungsfähigkeit anerkennen. Das ist an und für sich 
gewiss richtig, aber es muss beachtet werden, dass es sich 
bei der Minderwertigkeit um eine Massenerscheinung 
handelt, die wie jede andere eine gesetzliche Regelung 
nicht nur zulässt, sondern geradezu fordert. 

Ihren Inhalt kann diese nach der streng kriminalistischen 
Seite hin nur in einer milderen Bestrafung finden. Man 
darf aber u. a. nicht soweit gehen wie einige Irrenärzte 
und unter den Juristen namentlich Finger®), dass man 
nämlich geradezu Straflosigkeit verlangt. Denn die Voraus¬ 
setzung, dass der Täter noch die Möglichkeit hatte, 
dem verbrecherischen Anreiz Widerstand entgegenzusetzen 
und dass man ihm die Unterlassung dieses Widerstands 
zur Schuld rechnen kann, wird man machen dürfen und 
müssen. 

Die Milderung selbst lässt sich nun in sehr ver¬ 
schiedener Weise denken und wird auch bald in dieser, 
bald in jener Form vorgeschlagen. Zunächst sind unter 
den Gegnern einer gesetzlichen Regelung der ganzen An¬ 
gelegenheit Birkmeyer und Longard der Ansicht, dass die 
allgemeine richterliche Befugnis der Strafmilderung aus¬ 
reiche. Der Entwurf lehnt diese Regelung aus verschiedenen 
Gründen ab. Zunächst deshalb, weil die richterliche Straf¬ 
milderung nicht bei allen Delikten Platz greifen könne; 
sodann, weil die Aufmerksamkeit des Richters stets auf 
die verminderte Zurechnungsfähigkeit gelenkt werden solle; 
endlich, weil sich nur durch ausdrückliche Berücksichtigung 
die eigenartige Behandlung der vermindert zurechnungs¬ 
fähigen Personen erreichen lasse. Hauptsächlich aber 
kommt meines Erachtens der von Wo 11 e n b erg u. a. 
hervorgehobene Gesichtspunkt in Betracht, „dass sowohl 
der Rechtsbrecher als seine Angehörigen Wert darauf legen 
müssen und den Anspruch erheben können, den krank¬ 
haften Strafmilderungsgrund deutlich erkennbar zum Aus¬ 
druck gebracht zu sehen.“®) 

In zweiter Linie fragt es sich, ob den Minderwertigen 
eine besondere, gerade für sie bestimmte mildere Behand- 
lung zu Te il werden soll oder aber eine auch sonst vor- 

‘) Hoegel, Monatsschinft für Kriminalpsychologie Bd. 1 S. 333 ff, 
Longard, das. Bd. 3 S. 90. 

*) Ger. S. Bd. 64 S. 257 ff, 27. Juri.stentag 4 Bd. 2. Abt. S. 439/440. 

*) Kahl i. d. Vergleich. Darstellung des Strafrechts Allg. TI. 
1. Bd. S. 71. 
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Hiermit verbindet sich unmittelbar die Frage: Soll 
die Strafmilderung obligatorisch sein oder nur nach richter¬ 
lichem Ermessen eintreten? Der Entwurf entscheidet im 
ersteren Sinne und, wie ich glaube, mit Recht. Allerdings 
haben sich namentlich v. Bar und KahD) für Freiheit 
des richterlichen Ermessens auch in dieser Beziehung aus¬ 
gesprochen. „Der Richtigkeit des Hinweises, sagt Kahl, 
dass einzelne auch von gemindert Zurechnungsfähigen im 
Affekt begangene strafbare Handlungen nicht eben mildere 
Ahndung verdienen, dass die Widerstandslosigkeit gegen 
strafbares Handeln durch gewohnheitsmässige Verübung- 
verschuldet sein kann, welche weder unter dem Gesichts¬ 
punkte der General- noch der Spezialprävention mildere 
Bestrafung rechtfertigt, kann man sich nicht verschliessen“. 
Das mag sein, aber mir scheint, dass eine so bestrittene 
Massregel wie die Strafmilderung wegen verminderter Zu¬ 
rechnungsfähigkeit in der Praxis nur dann eine einiger- 
massen gleichmässige Anwendung finden wird, wenn sie 
dem Richter bindend vorgeschrieben ist. Es geht nicht an, 
dass trotz festgestellter Minderwertigkeit der eine Richter 
die Todesstrafe ausspricht, der andere nicht. 

Sow^eit die Frage der Strafbarkeit. Nun steht bekanntlich 
das geltende St.-G.-B. auf dem Standpunkte, dass sich der 
Richterum den frei gesprochenen Unzurechnungsfähigen nicht 
zu kümmern hat. Die Frage, ob er wiegen Gemeingefährlich¬ 
keit einer Anstalt überwiesen w^erden kann, beurteilt sich 
heutzutage lediglich nach Landesrecht. AVenn er es kann, 
so steht die Entscheidung nicht dem Richter, sondern der 
Verwaltungsbehörde zu. Dass an diesem Punkte die Reichs¬ 
gesetzgebung einzugreifen und eine einheitliche Regelung 
herbeizuführen hat, wird wohl von allen Seiten zugegeben. 
Aber das Wie ? bildet den Gegenstand einer vielbesprochenen 
Streitfrage. Nach der einen Ansicht soll die Entscheidung- 
Sache des Richters, nach der anderen Sache der Ver¬ 
waltungsbehörden sein. Die Anhänger der ersten 
Meinung teilen sich wieder in zwei Gruppen: die eine will 
den Strafrichter, die andere den Entmündigungs- 
richter für zuständig erklären. Der Entwurf tritt für die 
Zuständigkeit des Strafrichters ein in dem Sinne, dass seine 
auf Unterbringung in eine Anstalt lautende Entscheidung 

9 V. Bar, Gesetz und Schuld Bd. 2 S. 50, Kahl in der Ver¬ 
gleichenden Dai'stellung Allgemeiner Teil Bd. 1 S. 72. Früher (27. Juristen¬ 
tag 1. Bd. S. 229) hatte Kahl sich ebenfalls für obligatorische Strafer- 
niässigung erklärt. 
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von der Landespolizeibehörde vollstreckt werden muss. Es 
biete eine Entscheidung durch den Richter, so heisst es 
ungefähr in der Begründung, grösserer Garantien der Un¬ 
abhängigkeit als die Entscheidung durch eine Verwaltungs¬ 
behörde. Ueberdies sei der Richter durch den Straff all 
schon mit der Sache bekannt und könne sie daher rascher 
und zuverlässiger erledigen als eine andere Behörde. 

Nun liegen meines Erachtens die Dinge so, dass eine 
rein theoretische Betrachtung zur Zuständigkeit der Ver¬ 
waltungsbehörde führt. Denn die Verwahrung des Geistes¬ 
kranken soll nicht in seinem Interesse, auch nicht in dem 
der Familie, sondern im Interesse der öffentlichen Sicher¬ 
heit erfolgen. Anderseits aber hat schon das geltende jEl,echt 
auf diesen Gesichtspunkt kein besonderes Gewicht gelegt. 
Denn die im BGB § 6 Nr. 3 vorgesehene Entmündigung 
ei,tes Trunksüchtigen erfolgt auch dann durch das Gericht, 
Wi \n die Gefährdung der Sicherheit Dritter ihren Grund 
bijilet. In der Tat wird es sich aus den vom Entwurf 
angegebenen Gründen empfehlen, auch die Anordnung einer 
Verwahrung gefährlicher Geisteskranker auf eine richter¬ 
liche Behörde zu übertragen, zumal da das Verwaltungs¬ 
streitverfahren in Deutschland nicht überall eingeführt ist 
und daher die Verwaltungsbehörden eine absolute Garantie 
für sachgemässe Behandlung der Angelegenheit jedenfalls 
der öffentlichen Meinung gegenüber nicht bieten. 

Dagegen- vermag ich dem Entwurf nicht beizutreten, 
wenn er den Strafrichter für zuständig erklären will. 
Zunächst scheint ihm dabei ein prozessuales Versehen 
unterzulaufen. Nach § 60 soll nämlich das Gericht einen 
Beschluss über die Verwahrung fassen, wenn der Unzu¬ 
rechnungsfähige als solcher freigesprochen oder ausser 
Verfolgung gesetzt wird. Dabei bleiben aber die Fälle 
unbeachtet, in denen der Staatsanwalt, weil ihm die Un¬ 
zurechnungsfähigkeit bekannt ist, eine Anklage nicht 
erhebt und nicht erheben darf. In diesen Fällen ist es 
nicht verständlich, auf welche Weise der Strafrichter mit 
der Sache befasst werden sollte. Möglicherweise ist die 
Ansicht des Entwurfs die, dass alsdann die Verwaltungs¬ 
behörde die Entscheidung treffen solle. Indessen geht es 
doch nicht an, die Zuständigkeit der einen oder andern 
Behörde von dem Zufall abhängig zu machen, ob der 
Staatsanwalt die Unzurechnungsfähigkeit kennt oder nicht. 
Ueberhaupt rechtfertigt es sich nicht, neben dem Richter 
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auch noch eine Verwaltungsbehörde für zuständig zu er¬ 
klären. Denn hält man diese nach Begehung einer rechts¬ 
widrigen Handlung für ungeeignet, so muss man sie erst 
recht ohne eine solche als ungeeignet ansehen. Alles 
dies führt zu einer Konzentrierung der ganzen Angelegen¬ 
heit in der Hand derselben Behörde, und da diese der 
Strafrichter nicht sein kann, und die Verwaltungsbehörde 
nicht sein soll, so ergibt sich ganz von selbst die Zustän¬ 
digkeit des Entmündigungsrichters, wie dies namentlich 
auch V. Liszt und Oetker vorgeschlagen haben. Man 
kann nicht einwenden, dass der Strafrichter am besten 
informiert sei. Dies gilt nicht einmal für die Fälle, in 
denen er mit der rechtswidrigen Handlung des Unzurech¬ 
nungsfähigen befasst war. Denn diese letztere bildet ja 
nicht den eigentlichen Grund für die Verwahrung. Grund 
ist die Gefährlichkeit, und die Tat lediglich ein 
Symptom für diese. Aber ob dieses Symptom wirk'^ch 
beweiskräftig ist, das kann nur aus den allgemeinen -•er- 
hältnissen des Unzurechnungsfähigen beurteilt werden, 
und wollte man diese in das Strafverfahren hiueinziehen, 
so würde es über Gebühr belastet und somit die erwünschte 
Beschleunigung der Angelegenheit gerade nicht erreicht 
werden. Es kommt hinzu, dass bei einer Zuständigkeit 
des Strafrichters die Entscheidung bald diesem, bald jenem 
Gericht gebührte, die Zuständigkeit also von reinen Zu¬ 
fälligkeiten abhängig wäre, wie vom Orte der Tat oder 
von der .Zahl der gerichtlichen Stadien, welche die Sache 
durchläuft. Dagegen ist der Entmündigungsrichter immer 
derselbe. Er kennt regelmässig nicht nur die Tat, sondern 
auch die Person und die Verhältnisse, in denen sie lebt. 
Allerdings müsste dafür Sorge getragen werden, dass sich 
zwischen das freisprechende Urteil des Strafrichters und 
die Entscheidung des Vormundschaftsrichters keine Pause 
einschiebt. Zum mindesten müsste dem Strafrichter die 
Befugnis übertragen werden, eine vorläufige Verwahrung 
des Freigesprochenen anzuordnen. 

Was ich bis jetzt für die voll Unzurechnungsfähigen 
ausgeführt habe, gilt auch für die vermindert Zurechnungs¬ 
fähigen, bei denen der Entwurf ebenfalls eine Verwahrung 
kraft richterlichen Urteils vorsieht. Auch hier halte ich 
eine Entscheidung durch den Vormundschaftsrichter für 
dringend geboten und zwar in dem von Aschaffenburg 
vorgeschlagenen Sinne, dass ein vollständiges Entmün¬ 
digungsverfahren vorausgehen müsste. Die Folgen 
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Er begibt sich nun in ein Hotel und gerät unterwegs mit 
Schutzleuten in Konflikt. Von Fahrlässigkeit kann hier 
nicht die Rede sein. 

Dennoch würde der Entwurf auch hier zur Strafbar¬ 
keit führen. Denn er operiert nicht mit wirk¬ 
licher, sondernmit fingierter, zum mindesten 
aber mit präsumierter Fahrlässigkeit. Aber 
dieses Ergebnis befriedigt deshalb nicht, weil dadurch der 
Grundsatz der Schuldhaftung durchbrochen wird. Die 
Erfahrungen, die wir mit den Resten des Prinzips der 
Erfolgshaftung geimacht haben, geben wahrlich keinen An¬ 
lass, sie zu vermehren. Ich würde deshalb empfehlen, 
anstelle des § 64, oder besser noch bei § 60, nur zu sagen, 
dass der durch Trunkenheit herbeigeführte Ausschluss der 
Willensfreiheit der Bestrafung wegen fahrlässiger Täter¬ 
schaft nicht im Wege steht. 

Bleibt somit mein Vorschlag um einen Schritt hinter 
dem Entwurf zurück, so möchte umgekehrt v. Lilien- 
thal einen Schritt weitergehen. Der Entwurf will nämlich 
die in Rede stehende Haftung wegen Fahrlässigkeit nur 
dann eiiitreten lassen, wenn die Handlung auch sonst bei 
fahrlässiger Begehung strafbar ist, v. Lilienthal dagegen 
unbeschränkt. Er weist darauf hin, dass eine dem Ent¬ 
wurf entsprechende Bestimmung gerade die am häufigsten 
in der Trunkenheit begangenen Delikte, wie Widerstand 
gegen die Staatsgewalt oder Sachbeschädigung, straflos 
lassen würde.i) Nun glaube ich aber, dass die Frage der 
Sachbeschädigung sich auf zivilrechtlichem Wege genügend 
erledigen lässt, und was den Widerstand gegen die Staats¬ 
gewalt anlangt, so kann man auf deren Strafbarkeit in 
den unterstellten Fällen ruhig verzichten, solange sich keine 
Körperverletzung damit verbindet. Ist das aber der Fall, 
so gelangt auch der Entwurf zur Bestrafung. 

Sollte je eine Lücke vorliegen, so würde sie durch 
§ 306 Nr. 3 ausgefüllt werden. Nach dieser Stelle soll 
mit Geldstrafe bis zu 300 M. oder mit Haft oder mit Ge¬ 
fängnis bis zu 3 Monaten bestraft werden, 

wer sich durch eigenes Verschulden in einen Zustand 
von Trunkenheit versetzt, in dem er eine grobe Störung 

Vergleichende Darstellung Allg. TI. Bd. 5 S. 85. In diesem 
Sinne auch der öst erreichisch e Entwurf § 242. 
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der öffentlichen Ordnung oder eine persönliche Gefahr 
für andere verursacht. 

Allerdings kann ich mich mit dieser Bestimmung nicht 
befreunden. Es fällt zunächst auf, dass der Trunkene für 
ein Verhalten haftbar sein soll, wegen dessen der Nüchterne 
nicht strafbar ist. Der Gedanke ist wohl dieser; die selbst¬ 
verschuldete Trunkenheit ist strafbar unter der Be¬ 
dingung, dass sie eine grobe Störung der öffentlichen 
Ordnung oder eine Gefährdung einer Person zur Folge hat. 
Der Sache nach handelt es sich also wiederum um eine 
Ausnahme von dem Prinzip der Schuldhaftung, und alle 
Bedenken gegen solche Ausnahmen treffen auch hier zu. 
Eben deshalb scheint mir die vorgeschlagene Bestimmung 
nur dann annehmbar, wenn sie etwa lautete: 

Wer weiss, dass er in der Trunkenheit zu Aus¬ 
schreitungen neigt, wird bestraft, wenn er in einem Zu¬ 
stande selbstverschuldeter Trunkenheit eine grobe Störung 
der öffentlichen Ordnung oder eine persönliche Gefahr 
für andere verursacht. 

Noch erheblicher sind meine Bedenken gegen die 
„grobe Trunkenheit" des § 309 Nr. 6. .Hiernach Soll 
mit Geldstrafe bis zu 100 Mark oder mit Haft bis zu einem 
Monat bestraft werden, wer 

in einem Zustande selbstverschuldeter Trunkenheit, 
der geeignet ist, Aergernis zu erregen, an einem öffent¬ 
lichen Ort getroffen wird. 

Diese Stelle ist eine Umbildung aus dem im Jahre 1891 
veröffentlichten Entwurf eines Trunksuchtsgesetzes. Schon 
damals habe ich mich auf dem deutschen Juristentag gegen 
die Bestrafung ausgesprochen, und der Lauf der Jahre hat 
die Entschiedenheit meines Widerspruchs nicht geschwächt. 
Zunächst würde die Frage, ob die Trunkenheit geeignet ist, 
Aergernis zu erregen, in hohem Masse von dem subjektiven 
Ermessen und zwar meist des Schutzmannes abhängen. 
Wer in einer Universitätsstadt lebt, weiss, was das be¬ 
deutet. Sodann aber enthält die Bestimmung eine juristische 
Ungeheuerlichkeit, indem sie eine Norm gerade für den 
Betrunkenen aufstellt und zwar umso energischer, je höher 
der Grad der Trunkenheit ist. Die Norm lautet aber un¬ 
gefähr: Nimm dir eine Droschke! Ist keine solche zu 
finden oder kann sie der Trunkene nicht zahlen, so ver¬ 
fällt er der Strafe. Das Gesetz wird also die unteren 
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Der „Vorentwurf zu einem Deutschen Strafgesetzbuch" 

und die Psychiatrie. 

I 

Von Oberarzt Dr. Adolf Ho ppe-Pfullingen. 

Referat für die Stuttgarter Versammluiig von Juristen 
und Aerzten vom 1. Mai 1910. 


Wie noch jedesmal, wenn grosse Probleme der Gesetz¬ 
gebung zu lösen waren, so halten auch jetzt, beim Erscheinen 
des Vorentwurfs zu einem Deutschen Strafgesetzbuch, weite 
Kreise den Moment für gekommen, da es gilt, bisher unter¬ 
drückte Wünsche und Forderungen ans Licht zu stellen, 
und auf die Beseitigung alter und überlebt erscheinender 
Vorschriften hinzuwirken. Glaubt doch jede Zeit im Besitze 
gerade ihr eigentümlicher Wahrheiten zu sein, und dass 
da die Aerzte, in der Mehrzahl wohl Vertreter dessen, 
was man heute naturwissenschaftliche Weltanschauung 
nennt, nicht schweigen wollen, wird man begreiflich finden. 
Ob aber daraus allein sie für sich eine erhöhte Beachtung 
der von ihnen vertretenen Ansichten ableiten können, 
möchte ich bezweifeln. Trotzdem ist es Tatsache, dass 
eine solche der Kritik der Mediziner für manche Gebiete 
der Rechtsprechung bereitwillig zugestanden wird; es 
genügt daran zu erinnern, dass schon das geltende Straf¬ 
gesetzbuch vielfach auf Gutachten von Medizinalkollegien 
und medizinischen Fakultäten Rücksicht genommen hat. 

Und wenn vor den Aerzten wieder wir Psychiater für 
uns besondere Geltung verlangen, so wird man auch das 
uns nicht als Ueberhebung deuten. Denn gerade auf dem 
für Schuld und Strafe entscheidenden Gebiete der Zu¬ 
rechnungsfähigkeit treten, um mit den Worten des Vor¬ 
entwurfes zu reden^), „weil diese Folgerungen in der Regel 
mit denen der ärztlichen Wissenschaft eng Zusammen¬ 
hängen, hier die Gutachten der sachverständigen Aerzte 
als besonders bedeutsam in den Vordergrund“. Wir Irren¬ 
ärzte werden dieses Zugeständnis, in dem ich den Nachdruck 
auf „sachverständigen“ lege, gerne annehmen, und hoffen, 

Begründung S. 226. 
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dass diese letzteren Bestimmungen für die Oeffentlichikeit 
das verhältnismässig geringste Interesse bieten, zudem 
halten sich die Aenderungen gegenüber dem geltenden 
Kecht in engen Grenzen. Ich hoffe daher auf ihr Ein¬ 
verständnis rechnen zu können, wenn ich diesen Teil 
meiner Ausführungen hier kurz vorwegnehme. 

Zunächst ist zu erwähnen, dass auch der Vorentwurf 
^darauf verzichtet, die ärztliche Tätigkeit besonderen privi- 
legierendenBestimmungen zu unterwerfen. Die vielumstrittene 
Frage, worauf nun eigentlich das Recht des Arztes zu 
chirurgischen Eingriffen oder zur inneren Anwendung sog. 
differenter, d. h. u. U. mit Gefahr für den Kranken ver¬ 
bundener Mittel beruht, bleibt also ungelöst. Die Be¬ 
gründung verneint das Bedürfnis: der Arzt, der infolge 
des ihm gewordenen Heilauftrages innerhalb der Regeln 
seiner ärztlichen Kunst einen Eingriff ausführt, handelt 
schon objektiv betrachtet, nicht rechtswidrig, er handelt 
„jedenfalls subjektiv betrachtet ohne den Vorsatz der 
Körperverletzung, der dem Vorsatze der Heilung direkt 
entgegengesetzt ist.“i) Wo ein Heilauftrag fehlt, kommt alles 
auf die Beurteilung des einzelnen Falles an, selbstverständ¬ 
lich, solange der Arzt nicht die Regeln seiner Kunst schuld¬ 
haft verletzt. Sondervorschriften, die ja doch alle mög¬ 
lichen Fälle nicht umfassen könnten, würden hier mehr 
schaden als nützen. Man wird trotz dieser beruhigenden 
Versicherungen nicht überzeugt sein, dass damit wirklich 
alle Bedenken behoben sind, namentlich bei der Behand¬ 
lung Geisteskranker werden wir uns immer wieder vor 
Konflikte gestellt finden. Sowenig wir uns auch künftig 
wohl besinnen werden, kleine notwendige Eingriffe, z. B. 
Eröffnungen von Abszessen, Zahnextraktionen, auch ohne 
oder gegen den Willen der Kranken vorzunehmen, wobei 
wir auch die Einwilligung des gesetzlichen Vertreters ein¬ 
fach als vorhanden voraussetzen, so kommen doch bei 
ernsteren chirurgischen Erkrankungen recht verwickelte 
Lagen vor. Zudem ist ja die Frage, ob der Vormund be¬ 
rechtigt ist, die mangelnde Einwilligung des Kranken zu 
ersetzen, durchaus nicht geklärt. Wird man nicht mindestens 
besonnenen und intelligenten Kranken, zumal vor lebens¬ 
gefährlichen Operationen, das Recht, über den eignen 
Körper zu verfügen, zugestehen müssen? Bei wirklicher, 
aus der Krankheit selbst drohender Lebensgefahr wird ja 


*) Begründung, S. 660. S. 253. 
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soll sich diese Pflicht auch auf solche Privatgeheimnisse 
beziehen, die den Betreffenden kraft ihres Berufes zugäng¬ 
lich geworden sind, also nicht nur auf solche, die aus¬ 
drücklich anvertraut worden sind. Gegen beide Aus¬ 
dehnungen dürften ernste ärztliche Bedenken nicht zu 
erheben sein. Namentlich im zweiten Falle hat es doch 
auch schon bisher als ein Gebot des ärztlichen Anstands 
gegolten, dass z. B. der Psychiater, der an einem Para¬ 
lytiker die Zeichen überstandener Syphilis entdeckte, auch 
über diese Stillschweigen zu bewahren hatte. Die eigent¬ 
lichen Konflikte dieses Privilegium odiosum liegen ja auf 
einem ganz andern Gebiete, dass eben so oft niemand 
recht weiss, welche Offenbarung nun eigentlich befugt ist 
oder nicht, vor allem aber darin, dass vielfach die sittliche 
Pflicht zu reden objektiv den Tatbestand der unbefugten 
Offenbarung erfüllen kann. Hier lässt die Begründung 
eine Befugnis insofern gelten, als dem Arzte durch das 
Gesetz ein Recht oder gar eine Pflicht zum Reden gewährt 
oder auf erlegt ist — von einer Verpflichtung durch blosse 
Verordnung ist also nicht die Rede. „Auch dann, wenn 
das Schweigen im allgemeinen Staatsinteresse gebrochen 
wird, kann von einem unbefugten Handeln nicht die Rede 
sein.“i) Dagegen soll das Geheimnis Privatpersonen gegen¬ 
über unbedingt zu wahren sein, wenn nicht etwa Notwehr 
oder Notstand vorliegt. Es kommt also alles wieder auf 
den Tatbestand des gegenwärtigen rechtswidrigen Angriffs 
oder den einer gegenwärtigen erheblichen Gefahr an. Diese 
dürfte gegeben sein, wenn etwa ein Mann mit florider, 
ansteckungsfähiger Syphilis ein ahnungsloses Mädchen 
heiraten will, für psychiatrische Fälle wird sie aber nur 
selten anzunehmen sein. Aschaffenburg^) nennt als 
Beispiel, „dass ein an beginnender Gehirnerweichung 
Leidender heiraten will und unser entschiedenes Gebot 
missachtet.“ Hier ist ja trotz alles vorauszusehenden 
Unglücks von einer eigentlichen Gefahr keine Rede, man 
wird aber dem genannten Autor beistimraen können, wenn 
er schreibt: „Ich muss gestehen, dass ich für meine Person 
mich lieber der Gefahr aussetzen würde, wegen Verletzung 
des Berufsgeheimnisses gestraft zu werden, als mit ver¬ 
schränkten Armen dem Unheil zuzusehen.“ Ich will noch 
beifügen, dass hier sogar der Strafrahmen dem geltenden 

Begründung S. 730. 

*) Ho che’s Handbuch der gerichtlichen Psychiatrie. 2. Aufl. 
1909 S. 137. 
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Vorschriften der § 63 ff VE. geeignet, dem geisteskranken, 
bezw. geistig geschwächten Verbrecher gerecht zu werden?, 
m. a. W., kann der Irrenarzt vor Gericht sein Gutachten 
ohne Ausdeutungskünste und ohne seinem wissenschaftlichen 
Gewissen Gewalt antun zu müssen, dem Wortlaute dieser 
Paragraphen anpassen. Es ist nicht zu vermeiden, dass 
dabei die viel umstrittene „freie Willensbestimmung“, die 
sich ja aus dem heutigen Strafgesetzbuch in den Entwurf 
hinübergerettet hat, in den Mittelpunkt der Erörterungen 
tritt. 

Man fragt vielleicht, ob eine Stellungnahme zu diesem 
Begriffe hier nicht völlig ausscheiden könnte. Die Be¬ 
gründung des Vorentwurfs lehnt so gut wie die Motive 
des Strafgesetzbuches es ausdrücklich ab, in dem Streite 
zwischen Deterministen und Indeterministen entscheiden 
zu wollen, die Worte sollen lediglich eine populäre, in der 
allgemeinen Volksanschauung wurzelnde Ansicht wieder¬ 
geben, dass nämlich ein normaler Mensch für seine Hand¬ 
lungen verantwortlich ist. Selbst von ärztlicher Seite ist 
zugegeben wordeni), dass „man sich in der Praxis gewöhnt 
habe, den Begriff in einer naturwissenschaftlich annehm¬ 
baren Weise auszulegen“. Aber etwas anderes ist es, sich 
mit einer geltenden Bestimmung abzufinden, als diese, die 
zweifellos viele Gutachter in Gewissensnöte gebracht hat, 
in ein neues Strafrecht hinüberzunehmen. Es ist nun ein¬ 
mal nicht zu leugnen, dass am Begriff der „freien Willens¬ 
bestimmung“ sich die Geister scheiden. Die Jurisprudenz 
ist Geisteswissenschaft, im speziellen Norm Wissenschaft, 
Logik, Erkenntnistheorie, Ethik sind die Disziplinen, die 
ihr am nächsten stehen, näher als selbst Geschichte und 
Psychologie. Die Psychiatrie aber als Teil der Medizin 
ist Naturwissenschaft oder will es wenigstens sein. Gerade 
an der Stelle aber, wo beide Wissenschaften sich am 
innigsten berühren, wo der Richter die Unterstützung des 
sachverständigen Arztes, der Arzt das Verständnis des 
Richters am meisten braucht, stand bisher ein Wort, mit 
dem der Arzt erklärte, als Naturwissenschaftler nichts an- 
fangen zu können, und so soll es nach dem Willen des 
Vorentwurfs bleiben. 

Marx in der Diskussion zu den Referaten von Kahl und 
Leppmann in der freien gerichtsärztlichen Vereinigung zu Berlin 
am 22. I. 1910.* Aerztliche Sachverständigen-Zeitung 1910. No. 5. 
S. 89 ff. 

®) Nerven und Seele. Jena 1908. S. 411. 
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laut des Paragraphen, nicht der Sache selbsti). Und wenn 
man bedenkt, dass die Schwierigkeiten ja niemals die klaren 
Fälle bieten — über die Unzurechnungsfähigkeit eines 
verblödeten Hebephrenen oder Paralytikers, eines von 
Wahnideen strotzenden Paranoikers ist noch niemals ein 
Streit ausgebrochen —, dass aber bei den sog. Uebergangs- 
und Grenzfällen oft alles auf das überlegene fachmännische 
Urteil des Psychiaters ankommen kann, so würde der 
Arzt, falls er konsequent die Frage nach der freien Willens¬ 
bestimmung nicht, sei es direkt oder indirekt, beantworten 
Wörde, seinerseits das verderblichste Vorurteil fordern, dass 
nämlich über geistige Gesundheit und Krankheit letzten 
Endes jeder mit Hilfe des, berühmten „gesunden Menschen¬ 
verstandes“ zu entscheiden imstande sei. Ich glaube, auf 
Grund dieser Sachlage werden wir Mediziner auch ferner 
uns mit dem bestrittenen Begriffe auseinandersetzen müssen, 
und so bitte ich auch mir zu gestatten, einige Zeit bei 
ihm zu verweilen, sei es auch nur, um den medizinischen 
Dogmatismus, der nach meiner Meinung sich gar zu bereit¬ 
willig auf die Seite des Determinismus stellt, etwas unter 
die kritische Lupe zu nehmen.^) 

Der Naturalismus, der bekanntlich auch vielen Medi¬ 
zinern die einzige folgerichtige Entwicklung der natur¬ 
wissenschaftlichen Tatsachen zu sein scheint, macht sich 
die Antwort leicht. Mit einer eleganten Handbewegung 
erledigt Haeckel in den „Welträtseln“ Dubois-Rey- 
monds skeptische Betrachtungen^), für ihn ist die Willens¬ 
freiheit als „nur auf Täuschung beruhend und in Wirk¬ 
lichkeit gar nicht existierend“ festgestellt. Im gleichen 
Sinne bedeutet für Gramer der Determinismus die einzige, 
vom medizinisch - naturwissenschaftlichen Standpunkt aus 
mögliche Lösung: „alles, was der Mensch tut und unter¬ 
lässt, ist in letzter Instanz abhängig von materiellen Vor¬ 
gängen. Das heisst, für jede Handlung eines Menschen 


U Vergl. Aschaffenburg in Hoehe’s Handbuch S. 18. 

®) „Der Arzt leugnet die Willensfreiheit, oder er ist nicht Arzt“. 
(Kronthal a. a. O. S. 412). Einen Versuch kritischer Auseinander¬ 
setzung der Frage finde ich in psychiatrischen Lehrbüchern neuerer 
Zeit lediglich bei Eschle, Grundzüge der Psychiatrie 1907, S. 248ff., 
dem aber die Vermengung der Ansichten Windelbands und 
0. ßosenbachs nicht gerade zur vermehrten Klarheit gedient 
haben. Vergl. auch Pollitz, die Psychologie des Verbrechers, 1909. 
S. 63 ff. 

Dubois-Reymond. Reden. 1886. I. S, 397 ff. (Die sieben 
Welträtsel) Haeckel, Welträtsel S. 19. 
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aus der Bahn gerückt werden könnte, welche es nach 
den Gesetzen der Mechanik verfolgen muss, so würde die 
ganze „Weltformel“ nicht mehr passen, und nicht einmal 
mehr Sinn haben“, besteht noch heute zu recht. 

Es ist wichtig, sich die Konsequenz dieses Standpunkts 
klarzumachen. Die materiellen Vorgänge verlaufen nach 
ihren immanenten Gesetzen, die psychischen gehen als 
etwas Fremdartiges nebenher, eine Einwirkung auf den 
Verlauf des Geschehens kommt ihnen nicht zu. Der 
äussere Ablauf des Weltgeschehens würde der gleiche sein, 
auch wenn niemals irgend einem Gehirnvorgang ein Be¬ 
wusstsein entsprochen hätte, auch diese Folgerung hat 
unwiderleglich Lange gezogeni). Sie werden mir hier 
den Namen Petersen’s entgegenrufen, der sich ja bis 
zuletzt bemüht hat, den Determinismus zu retten, ohne 
dem Fatalismus zu verfallen; gilt doch noch die letzte, 
erst nach dem Tode des verdienten Gelehrten publizierte 
Arbeit dieser Aufgabe'^). Ich muss gestehen, dass ich durch 
sie so wenig überzeugt worden bin, als durch seine früheren 
Arbeiten: der Versuch, im Naturgeschehen einen Platz für 
Freiheit oder Zufall zu finden, muss scheitern; Bedingungen 
und Konstellationen, die er gewissermassen als Neben¬ 
umstände von den eigentlichen Ursachen zu trennen sucht, 
existieren doch nur in unserer Bewertung, nicht in den 
Vorgängen selbst, ja, je nach unserm Interesse sind wir 
in der Lage, alle diese Begriffe unter einander beliebig 
zu vertauschen. ^ 

Wenn trotzdem der Fatalismus eine so durch und 
durch unbefriedigende Weltanschauung bleibt, so liegt das 
an etwas anderm. Die moralischen Bedenken, die gegen 
ihn geltend gemacht worden sind, teile ich freilich nicht: 
unser Handeln hängt ganz gewiss von allem andern eher 
ab, als von Spekulationen über die Weltformel. Der Fata¬ 
lismus des Islam hat Omars Krieger zu Welteroberern 
und die mönchischen Sufi zu mystischen Ekstatikern ge¬ 
macht, nicht anders würde es auch im Westen gehen. 
Das Schlimme einer fatalistischen Philosophie ist nur, dass 
sie nichts erklärt, das blosse: „Es musste so kommen“, 
löst uns keine der Fragen, die uns bedrängen. Diese 
objektivste aller Weltanschauungen, die ja das Subjekt, 

. ebenda S. 155. 

•) u. a. Willensfreiheit, Moral und Strafrecht 1905Kausalität, 
Determinismus und Fatalismus 1909; Die Entwicklungslehre und die 
Notwendigkeit. Msche. Krim. Psych. VI, 1910. S. 657 ff. 

Blätter für Gefängniskunde. XLIV. 
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samt seiner Freiheitsillusion, aus dem Weltprozess völlig 
ausschaltet, stimmt darin mit ihrem Gegenpol, dem 
Solipsismus tiberein, und mit diesem teilt sie das Schicksal, 
dass niemand sie als das letzte Wort gelten lassen mag. 
Selbst wer den Fatalismus anerkennt, wird stets versucht 
sein, hinter ihm noch irgend ein Asyl der Freiheit oder 
mindestens einen Sinn dieser von jeher unabänderlichen 
Vorgänge aufzuzeigen. 

Weit wirksamer könnte der Angriff von einer anderen 
Seite her erfolgen. Wir sind gewohnt, so zu konstruieren: 
Irgend ein Reiz trifft durch Vermittlung eines Sinnesorgans 
das Gehirn; an ihn schliessen sich ganz bestimmte Ver¬ 
änderungen im Zentralorgan an, ihnen entsprechen ebenso 
bestimmte psychische Vorgänge. Das Resultat ist dann 
ein ebenso bestimmter motorischer Vorgang. Ja, diese 
wesentlich physiologische Auffassung soll gentigen, in 
wirklich naturwissenschaftlicher Darstellung die psycho¬ 
logische Deutung zu ersetzen, mit ihr will z. B. Kronthal 
die Psychiatrie reformieren und von metaphysischen Ele¬ 
menten reinigen. Aber, wenn hier schon die Frage nach 
dem Ursprünge dieser naturwissenschaftlich oder physi¬ 
kalisch völlig tiberfltissigen Begleiterscheinungen ungelöst 
bleibt, so dürfen wir bei kritischer Besinnung erst recht 
nicht vergessen, dass die Auffassung des psychischen 
Geschehens, so vertraut sie gerade uns Medizinern sein 
mag, bisher völlig in der Luft schwebt. Weder kennen 
wir die Gehirnvorgänge, noch wissen wir, welche Gedankeo, 
Gefühle, Strebungen ihnen im einzelnen entsprechen, und 
wenn wir uns das Recht nehmen, gleichartigen Gehirn¬ 
prozessen stets dieselben psychischen Vorgänge zuzuordnen,' 
so handeln wir da nach Analogie des naturhaften Ge¬ 
schehens, ohne dass doch diese Berechtigung über allen 
Zweifel erhaben wäre. Der Satz: „Gleiche Ursachen, 
gleiche Wirkungen“ versagt hier auf den völlig unver¬ 
gleichbaren Gebieten, zumal wenn wir nach dem Prinzip 
des Parallelismus die Anwendung des Kausalitätsprinzips 
je auf die gleichartige Reihe beschränken — und was psychi¬ 
sche Kausalität bedeutet, bleibt auch dann noch bestritten. Es 
ist der grosse Fehler dieser scheinbar so exakt natur¬ 
wissenschaftlichen Auffassung, dass sie einmal das psychische 
Geschehen als blosses Epiphänomen ansieht oder ansehen 
muss, dann aber doch dieses wieder nach den Regeln natur¬ 
wissenschaftlicher Kausalität, womöglich gar nach dem 
Energiegesetze, konstruiert. Jedenfalls hat gegenüber den 



271 


bisher rein hypothetischen Gehirnvorgängen das Freiheits- 
gefühl den Wert einer psychologischen Tatsache, die nicht 
ohne weiteres beiseite geschoben werden kann. Lässt sich 
aber — immer vom Standpunkte des materiellen Gehirn¬ 
vorgangs aus — die Eindeutigkeit des psychischen Ge¬ 
schehens nicht exakt beweisen, so wird damit zweifellos 
dem naturalistischen Determinismus eine gewaltige Stütze 
entzogen, ohne dass freilich deshalb der Indeterminismus 
zu triumphieren brauchte. Nur soviel wird dadurch bewiesen, 
dass die Naturwissenschaft, die doch methodisch und 
prinzipiell von allem Psychischen absieht, von sich aus 
keine Möglichkeit besitzt, die geistigen Vorgänge zu deuten 
oder gar zu meistern. 

Dies aber führt zu einer andern wichtigen Frage. 
Haben wir unter diesen Umständen überhaupt das Recht, 
die Psychiatrie als einen Zweig der Naturwissenschaft an¬ 
zusprechen? Ohne weiteres steht das gewiss nicht fest, 
noch Kant wollte ja die Begutachtung krankhafter Geistes¬ 
zustände dem Philosophen, nicht dem Arzte zugewiesen 
haben, und wenn dieser Standpunkt heute verlassen ist, 
die Psychiatrie unbestritten ein Teilgebiet der Medizin ge¬ 
worden ist, so kann das ebensogut daran -liegen, dass man 
den Arzt für geeigneter hält, pathologische Zustände, seien 
sie welcher Art auch immer, zu beurteilen, als dass nun 
die pathologische Psychologie, wenn ich so sagen darf, 
unbedingt nach naturwissenschaftlichen Grundsätzen auf¬ 
gebaut werden m\iss^). Der erste ernstliche Versuch dazu, 
der von Kronthal, wirkt nicht gerade ermutigend, 
kommt er an die Beschreibung einzelner Krankheitsbilder, 
so muss doch auch er, der so gern mit Reiz, Leitung und 
Reaktion auskommen wollte, wieder psychologische Begriffe 
einführen, sie sind nun einmal für das Verständnis des 
kranken Seelenlebens so unentbehrlich wie für das des 
normalen. Wir wollen daher prüfen, ob wir nicht von der 
Psychologie aus das uns beschäftigende Problem unzwei¬ 
deutig lösen können. 

Hier dürfte vor allem nun feststehen, dass das soge¬ 
nannte Freiheitsgefühl für die objektive Existenz einer 
freien Willensbestimraung nichts beweist, so wenig wie das 
Gefühl der Richtigkeit oder Evidenz für die Wahrheit 
irgend eines Satzes. Auch der Geisteskranke verfügt über 

Dasa alle Fortschritte der praktischen Psychiatrie der ärzt¬ 
lichen Arbeit zu danken sind, bleibt darum natürlich unbestritten. 

3 * 



272 


dieses Gefühl, und doch wird ihm mit bemerkenswerter 
Einstimmigkeit von Deterministen und Indeterministen die 
freie Willensbestimmung abgestritten: es ist Hoches^) 
Verdienst, diesen Tatbestand mit voller Klarheit heraus¬ 
gearbeitet zu haben. Darüber hinaus aber versagt auch 
die Psychologie; ob bei Einwirkung bestimmter Motive auf 
einen bestimmten Charakter der Wille sich mit Notwendig¬ 
keit entscheidet oder nicht, kann sie nicht ausmachen; 
Motivlosigkeit oder gar Ursachlosigkeit der Entscheidung 
wird ja auch von indeterministischer Seite nicht behauptet. 
Ob wirklich stets das stärkste Motiv siegt, oder ob der 
Wille „frei“ auch einem schwächeren folgen kann, werden 
wir mit den Mitteln der Psychologie niemals aufzuklären 
vermögen. Für die Stärke der Motive fehlt uns jedes 
aussersubjektive Mass, die Entscheidung liegt letzten Endes 
beim Charakter, der aber ebensowenig eine feste Grösse 
ist. Der Schluss ist auch hier ein non liquet. Ob man 
Determinist oder Indeterminist ist, wird immer bis zu einem 
gewissen Grade vom Glauben oder der Weltanschauung 
abhängen. 

Und wenn ich mich da nun doch auf die Seite des 
Determinismus stelle, so bin ich mir klar, dass mich dazu 
die bessere Uebereinstimmung bewegt, in der er sich mit 
meinen Ansichten über wissenschaftliche Methodik über¬ 
haupt befindet. Mag unser Wissen noch so lückenhaft 
sein, so dürfte doch feststehen, dass nichts für einen wirk¬ 
lichen Fortschritt der Erkenntnis verderblicher ist, als wenn 
man die Lücken mit metaphysischen Zwischengliedern aus¬ 
füllt, oder gar das als wirklich Erkannte nach Rücksichten 
auf sog. metaphysische Bedürfnisse wertet. Prüft man 
aber unter diesen Gesichtspunkten die beiden streitenden 
Schulen, so wird man sehen, dass stets der Indeterminismus 
dieser Einwirkung des Transzendenten das Wort redet, sei 
es in der Psychologie, in der Moral oder sogar in der 
philosophierenden Naturbetrachtung. Wo die moralische 
Verantwortung nach Jenseitsbegriffen, das Strafrecht von 
der absoluten Heiligkeit der Rechtsordnung aus dargestellt 
wird, da herrscht auch der Indeterminismus. Wer aber 
zur Ueberzeugung gelangt ist, dass Sitte und Recht einer 
überirdischen Begründung nicht bedürfen, wird es darmn 
zwar nicht zu einer klaren Entscheidung der Streitfrage zu 

*) Die Freiheit des Willens vom Standpunkte der Psjxhopatho- 
log'ie. 1902. 
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bringen brauchen, wohl aber wird er bemerken, wie sehr 
mit dem metaphysischen Interesse der Widerstreit der 
Meinungen an Bedeutung verliert. 

Zur vollen Beleuchtung unseres Themas wird es noch 
nützlich sein, darauf hinzuweisen, dass wie der Versuch, 
in der Begründung die Gegner der Willensfreiheit zu be¬ 
schwichtigen, nichts genützt hat, so man bereits von der 
entgegengesetzten Seite aus unternommen hat, nun aus¬ 
drücklich die Bearbeiter des Vorentwurfs für den Indeter¬ 
minismus zu beanspruchen. Wie weit das stimmt, entzieht 
sieh meiner Kenntnis, obwohl eine kleine Bemerkung an 
andrer Stelle^) sich sehr leicht als Unfreundlichkeit gegen 
den Determinismus deuten liesse. Was ich hier meine, ist 
ein jüngst in der Internationalen Wochenschrift erschienener 
Artikel von Kitz, Landgerichtspräsidenten in Krefeld^). In 
diesem wird die Meinung des Vorentwurfs kurzer Hand 
dahin umgedeutet, „dass für den normalen Menschen in 
jedem Einzelfalle die Möglichkeit besteht, anders als straf¬ 
bar zu handeln, er (der Vorentwurf) gründet aber diese 
tatsächliche Annahme der Willensfreiheit nicht auf die 
Lehren der Philosophie und Psychologie, sondern auf die 
für den strafrechtlichen Gesetzgeber in dieser Frage mass¬ 
gebende Volksüberzeugung“. Ich glaube, damit geschieht 
dem Entwürfe ein schlechter Dienst; wenn es wirklich 
dem Volksbewusstsein entspricht, dass unsre soziale und 
politische Ordnung, Staat und Familie, Schule und Kirche, 
Verkehrssitte und Achtung der Nebenraenschen den normalen 
Menschen bestimmen sollten, nicht die gemeinsamen Inter¬ 
essen seines Kulturkreises zugunssten des verbrecherischen 
Egoismus aufzuopfern oder sie durch sträfliche Fahrlässig¬ 
keit zu gefährden, so soll das bereitwilligst zugegeben 
werden; das kann aber auch nach meiner Ansicht dem 
Rechte genügen, man deute nun dieses Bewusstsein im 
deterministischen oder inä andern Sinne. Dass aber die 
angebliche Ueberzeugung des Volkes, das doch in der Tat 
je nach Bedarf indeterministisch, deterministisch oder 
fatalistisch denkt — ich erinnere hier nur an die unaus¬ 
rottbare abergläubische Sucht nach Vorzeichen und Weis¬ 
sagungen — in einer der schwierigsten Fragen des Straf¬ 
rechts für den Gesetzgeber massgebend sein soll, werden 
wir niemals zugeben können. Tatsächlich geht ja auch 

Begründung S. 214. 

*) Der Vorentwurf zu einem deutschen Strafgesetzbuch und das 
Problem der Willensfreiheit. A. a. 0. 1910. Seite 177 ff. 
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Kitz alsbald weiter, die Impera*tive des Rechts- und Sitten¬ 
gesetzes haben ihre letzte metaphysische Verankerung im 
göttlichen Willen, dem Sollen muss auch ein Können ent¬ 
sprechen. Gerade dieser Rekurs auf die prima causa aber 
beweist, wie ich vorhin schon erwähnte, für mich die 
methodische Schwäche und Fehlerhaftigkeit des Standpunkts. 

Wir wollen von den Verfassern des Vorentwurfs eine 
bessere Meinung hegen und ihnen die Absicht der Neutralität 
gerne glauben, auch nicht an ihrer eigenen Erklärung 
zweifeln, dass der Ausdruck j,freie Willensbestimmung“ 
seiner Volkstümlichkeit halber und aus Mangel an einem 
besseren gewählt worden ist. Wäre das der Fall, so könnte 
ich Marx beistimmen. Gerade da aber tritt jetzt der öster¬ 
reichische Entwurf von 1909 mit einer Fassung auf den 
Plan, die den Beifall sowohl Aschaffenburgs^), wie auch 
der beiden Referenten in der Versammlung der Berliner 
freien gerichtsärztlichen Vereinigung, des Indeterministen 
Kahl und des Deterministen Leppmann hat, und der 
auch ich mich anschliessen möchte. Die dort gewählte 
Formulierung lautet bekanntlich: 

Nicht strafbar ist, wer zur Zeit der Tat wegen Geistes¬ 
störung, Geistesschwäche oder Bewusstseinstörung nicht 
die Fähigkeit besass, das Unrecht seiner Tat einzusehen 
oder seihen Willen dieser Einsicht gemäss zu bestimmen. 

Der Nachdruck liegt dabei selbstverstänalich auf dem 
durch pathologische Zustände bedingten Unvermögen, nicht 
auf der Handlung als solcher. Damit erledigt sich wohl 
auch der von Kronecker®) gemachte Einwand, dass die 
Definition auf Fahrlässigkeitsvergehen und auf den straf- 
gesetzlichen Irrtum nicht zutreffe. Auch die Fassung des 
Entwurfs exkulpiert die Tat doch nur in Hinsicht auf den 
Täter, auch ein Geisteskranker, der „unter den Voraus¬ 
setzungen der strafrechtlichen Schuld mit vollem Schuld¬ 
bewusstsein gehandelt hat“^) ist freizusprechen. 

Ueber die Einzelheiten dieser Fassung wird man ja 
gewiss reden dürfen; mir selbst scheint darin das Wort 
„Geistesschwäche“ nicht glücklich gewählt, da es einmal 
im medizinischen Deutsch die übliche Uebersetzung von 
„Imbezillität“ geworden ist, aber die Idiotie nicht umfasst, 
und zudem durch die Sprache des B.G.B. für gewisse 

Der Vorentwurf zu einem deutschen Strafg’esetzbxich. Deutsche 
med. Wochenschrift 1909, No. 47—49, S. 6. d. SA. 

2) Aerztl. Sachv. Ztg-. 1910. S. 103. 

®) Begründung S. 224. 
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leichtere, die Strafbarkeit durchaus nicht unbedingt aus- 
schliessende geistige Störungen in Beschlag genommen ist. 
Ich würde da die im deutschen Entwurf gewählte Bezeich¬ 
nung „blödsinnig‘‘ oder „Blödsinn“ unbedingt vorziehen, 
auch entgegen den Einwendungen Cramers,^) die sich 
mit denen Kahls^) zum Teil begegnen. Gewiss ist dem 
Arzte der angeborene Blödsinn nur eine Form der Geistes¬ 
krankheit neben andern; ins Volk gedrungen aber ist diese 
Ansicht noch lange nicht, ja nicht einmal in die Anstalts¬ 
praxis; noch heute befinden sich Idioten und Imbezille 
grösstenteils in nicht ärztlich geleiteten Anstalten, und dass 
selbst sehr tiefstehende Imbezille von ihren Angehörigen 
nicht als „geisteskrank“, sondern nur als „ein bischen 
dumm“ oder ähnlich bezeichnet werden, kann man alle 
Augenblicke erleben, lieber die Tatsache des gestörten 
Geisteszustands werden aber auch künftig nicht Aerzte 
oder lediglich gelehrte Richter, sondern oft genug Schöffen 
oder Geschworene zu entscheiden haben; darum mag die 
ausdrückliche Erwähnung des Blödsinns sich aus praktischen 
Gründen sehr wohl rechtfertigen.3) Weniger glücklich ist 
sicherlich das Wort „bewusstlos" gewählt; der Einwand, 
der schon gegen die Fassung des § 51 Str.G.B. erhoben 
wurde, dass nämlich im Zustande wirklicher Bewusstlosigkeit 
ein Handeln schon physisch unmöglich sei, wird sich 
angesichts des Vorentwurfs wiederholen, und die gleiche 
Umdeutung „bewusstlos - gestörten Bewusstseins“ nötig 
machen. Vielleicht liegt die Schwierigkeit in dem Worte 
selbst, das doch im allgemeinen Sprachgebrauch trotz seiner 
verneinenden Form eine eng begrenzte, positive Bedeutung, 
etwa wie „ohnmächtig“, angenommen hat, und würde sich 
eine negative Fassung, vielleicht „nicht bei Bewusstsein“ 
mehr empfehlen. Den Begriff ganz zu streichen, weil es 
sich in allen Fällen von Bewusstlosigkeit um vorüber- 
gehende,Zustände von Geisteskrankheit handele^), ist wohl 
nicht angä ngig; die Handlungen des Schlaftrunkenen oder 

München, med. Wochenschrift 1910. S. 364. 

*) Aerztl. Sachv. Ztg. 1910. S. 30. 

Goldschmidt (Aerzt. Sachv. Ztg. a. a. O. S. 102) und 
Gramer (Bemerkungen zu dem Vorentwurf zu einem Deutschen 
Strafgesetzbuch: Münch. Med. Wochenschr. 1910. S. 363 ff.) erheben 
Bedenken gegen die Wiedereinführung des Wortes „Blödsinn“. Die 
üble Erinnerung, in der der Begriff vom preussischen Landreeht her 
stehen soll, beruht aber wohl wesentlich darauf, dass die dort ge¬ 
gebene Definition sich so garnicht mit dem Sprachgebrauch des täg¬ 
lichen Lebens deckte. 

*) Gramer ebenda»S. 364. * 
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die in übermässiger affektiver Verwirrung Befindlichen, an 
die man doch vorwiegend gedacht hat, werden wenigstens 
für den Laien, von den eigentlichen Geisteskrankheiten ab¬ 
gesondert bleiben müssen. 

Aschaffenburg^) hat noch an der Fassung 
des österreichischen Entwurfs „seinen Willen dieser Ein¬ 
sicht gemäss zu bestimmen“ Anstoss genommen, und vor¬ 
geschlagen, das Wort „Willen“ in diesem Zusammenhänge 
überhaupt zu beseitigen. Er tat das mit der zweifellos 
sehr hübschen Fassung: „dieser Einsicht gemäss zu 
handeln“. Ich führe sie an, ohne selbst dazu Stellung zu 
nehmen; vielleicht hat ihr gegenüber der Wortlaut des 
österreichischen Entwurfs den Vorzug, auch im Ausdruck 
neutral zu sein und beiden Richtungen entgegenzukommen. 
Ganz werden wir den ominösen Begriff — und nun erst 
seine Zusammensetzungen, freiwillig, böswillig usw. — ja 
doch niemals losw^erden können. Auf die zu diesen Vor¬ 
schriften gemachte Ausnahme, die gesonderte Behandlung 
der selbstverschuldeten Trunkenheit, möchte ich erst im 
Zusammenhänge mit den übrigen vorgeschlagenen Mass- 
regeln gegen Trinker eingehen. 

Ich wende mich vorerst dem Absatz 2 des § 63 zu, 
der die von uns Psychiatern so heiss ersehnte „verminderte 
Zurechnungsfähigkeit“ bringen soll. Die Gründe, die für 
die Wiedereinführung dieses Zwischenbegriffs von medizi¬ 
nischer Seite immer wieder vorgebracht worden sind, darf 
ich wohl als bekannt voraussetzen, und dass zwischen 
voller geistiger Gesundheit und ausgesprochener Geistes¬ 
krankheit Uebergänge existieren, gehört ja sowieso zum 
populärsten psychiatrischen Gemeingut und sollte daher 
auch im Rechte ihre Anerkennung finden. Die Freude, 
dass dies geschehen ist, darf uns aber gegen gewichtige 
Einwände nicht blind machen. Zunächst ist sicher die 
Fassung des Absatzes wenig glücklich, nach dem Wortlaut 
wäre ja auch in jedem Fälle geminderter Zurechnungs¬ 
fähigkeit Geisteskrankheit, Blödsinn oder Bewusstlosigkeit 
nachzuweisen, und nur der Einfluss dieser Zustände auf 
die freie Willensbestimmung wäre vermindert — medizinisch 
bedeutete das also einen psychopathischen Zustand, der 
sich nur in dem kranken Individuum nicht voll äusserte. 
Das will der Entwurf natürlich nicht sagen, heisst es doch 
in der Begründung: „Der mindere Grad des Blödsinns ist 


0 Der Vorentwurf usw, Si 7 d. S. A, 
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der Schwachsinn und der mindere Grad von Bewusstlosigkeit 
die Beeinträchtigung des Bewusstseins“, dass es verschiedene 
Grade der Geisteskrankheit gibt, soll vollends ohne weiteres 
einleuchtend sein; schade nur, dass davon im Texte nichts 
steht, sondern eben nur von verminderter Freiheit der 
Willensbestimmung. Hier wäre also, selbst wenn man die 
Kongruenz zwischen dem ersten und zweiten Absatz des 
§ 63 nach Möglichkeit wahren will, eine Umredaktion 
durchaus vonnöten. Ob es sich andrerseits empfiehlt, nach 
den Vorschlägen des Innsbrucker Juristentages hier den 
Begriff der geistigen Minderwertigkeit einzufügen, möchte 
ich bezweifeln. So medizinisch dieser klingt, und so warm 
er gerade von Medizinern verteidigt worden ist^), so liegen 
doch gerade in dieser allzunahen Verwandtschaft mit der 
medizinischen Terminologie gewisse Gefahren. Geistig, 
oder um den Ausdruck Kochs zu benutzen, psychopathisch 
minderwertig ist schliesslich auch der mehr als normal 
zerstreute Gelehrte oder der nervös gewordene Fabrik¬ 
direktor mit einzelnen Zwangs- oder Angstsymptomen, 
niemand aber wird daran denken, diese Herren bei etwaigen 
Konflikten mit dem Strafgesetzbuch zu exkulpieren. Tat¬ 
sächlich sollen ja auch ganz andre Zustände, leichter 
Schwachsinn, Charakterdepravationen auf krankhafter, 
epileptischer oder hysterischer Basis, auch wohl Zustände 
des beginnenden Greisenalters getroffen werden. Eine 
gewisse Weite der Begriffsbestimmung ist gewiss zu wünschen, 
um auch flüchtige geistige Veränderungen, soweit für sie 
nur eine krankhafte Basis nachgewiesen werden kann, der 
Wohltat des Gesetzes teilhaftig werden zu lassen; ich denke 
da namentlich an den Zustand vieler Frauen während der 
Schwangerschaft und der Menstruation. Da aber, alles 
davon abhängt, welche Fassung schliesslich der grund¬ 
legende Absatz 1 des § 63 erhalten wird, so enthalte ich 
mich aller Vorschläge zu einer Formulierung. Recht gut 
scheint mir auch hier die von Leppmann im Anschluss 
an den österreichischen Entwurf gewählte.2) 

Zu diesen mehr formellen Bedenken, die wohl grössten¬ 
teils durch eine möglichst präzise Fassung des Abschnittes 

S. u. a. Gramer, Die strafrechtliche Behandlung der geistig 
Minderwertigen. Münch, med. Wochenschr. 1904. S. 1834. 

War die Fähigkeit des Täters, das Unrecht seiner Tat ein- 
ssusehen oder seinen Willen dieser Fähigkeit gemäss zu bestimmen, 
zur Zeit der Tat infolge eines krankhaften Zustandes wesentlich ver¬ 
mindert, so tritt mildere (?) Strafe ein. Sachv. Ztg. S. 38. 
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zu beseitigen wären, kommen sachliche. Ich darf nicht 
verschweigen, dass auch aus medizinischen Kreisen der 
Einführung eines Mittelbegriffes zwischen geistiger Gesund¬ 
heit und Krankheit widersprochen worden ist.’^) Mit allem 
Nachdruck hat in der Berliner Versammlung Strassmann^) 
wieder betont, dass diese vermindert Zurechnungsfähigen 
eben Geisteskranke sind, wenn auch Geisteskranke leichteren 
Grades, aber doch so krank, dass sie nach dem später zu 
erörternden § 65 VE. u. U. der Anstaltsverwahrung be¬ 
dürfen, dass es ferner bei der Dehnbarkeit des Begriffes 
reine Willkür ist, ob man hochgradige Verminderung oder 
Verlust der freien Willensbestimmung annehmen will. Auch 
ich glaube nicht, dass der § 63 Abs. 2 uns nun über alle 
Schwierigkeiten pro foro hinweghelfen wird. Kreuser^) 
hat mit vollem Recht hervorgehoben, es sei ausgeschlossen, 
dass das gegenseitige Verhältnis von Geisteskrankheit und 
Verbrechen sich je in stabiler und glatter Gleichung zum 
Ausdruck bringen liesSe. Nicht nur Vorgänge, wie im 
Falle Tessnow, dass ein Laiengericht sich über die be¬ 
gründeten Gutachten von einem halben Dutzend Autoritäten 
kraft seiner besseren Einsicht hinwegsetzt, werden immer 
wieder verkommen, ohne dass wir es ändern könnten; ist 
nur das Verbrechen scheusslich genug, so wird das Volk 
in seinem Sühnebedürfnis selbst die geminderte Zurechnungs¬ 
fähigkeit oftmals nicht gelten lassen, mag der Fall 
psychiatrisch auch noch so klar sein. Auch das Bedenken 
ist sachlich wohl begründet, dass etwa nun auch der 
Sachverständige selbst, der zu einer klaren Feststellung 
nicht kommen kann, seine Zuflucht zu dem bequemen 
Begriff geniinderter Zurechnungsfähigkeit nähme. Das 
kann und wird auch Vorkommen, namentlich bei Aerzten, 
die ohne im lebendigen Kontakt mit der Psychiatrie zu 
stehen, nun doch in die Lage kommen, schwierige Fälle 
begutachten zu müssen. Ganz gewiss liegt darin ein er¬ 
hebliches Moment der Rechtsunsicherheit. Aber auch heute 
schon soll es doch nicht gerade selten sein, dass dort, wo 
die Tat und die zu erwartende Strafe in keinem rechten 
Verhältnis zu einander stehen wollen, etwa statt Mordes 
Totschlag oder Körperverletzung mit tötlichem Ausgang, 
statt Meineids Falscheid oder statt betrügerischen Bankrotts 

-) Vg-l. Werner, Geistig Minderwertige oder Geisteskranke. 
Berlin 1906. ® 

Sachv. Ztg. S. 101. 

') Geisteskrankheit und Verbrechen. Wiesbaden 1907. S. 8. 
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Bilanzverschleierung angenommen wird. Mag und soll der 
Berufsrichter von solchen Gefühlsrücksicbten frei sein, beim 
Laien als Gelegenheitsrichter werden sie sich einfach nicht 
vermeiden lassen. Für uns Psychiater wird es angesichts 
des § 63 Abs. 2 darauf ankommen, den Sachverständige^ 
das Gewissen zu schärfen und sie zu veranlassen, gerade 
in den einschlägigen Fällen, die als Grenzzustände zumeist 
die grössten Schwierigkeiten bieten werden, auf Anstalts¬ 
beobachtung anzutragen. Dann werden die Nachteile 
zweifellos überwogen werden durch den Vorzug, dass nun 
der Arzt sein Gutachten übereinstimmend mit den Ergeb¬ 
nissen seiner Wissenschaft abgeben kann, ohne wie früher 
in Fällen, die ihrer Natur nach durchaus dafür ungeeignet 
waren, ein unbedingtes Ja oder Nein sprechen zu müssen, 
beides niemals ohne Gewissenszwang.i) 

Die Prinzipien der Wissenschaften müssen bestehen 
und können nicht zugunsten andersartiger aufgegeben 
werden. Der Jurist wertet: Ausgleich der widerstreitenden 
Interessen, Schutz der Gesellschaft oder welche Zwecke 
man sonst im Recht annehmen mag, jedesmal handelt es 
sich um echte Wertbegriffe. Das bedingt, dass die Juris¬ 
prudenz immer von gewissen Zeitverhältnissen abhängig 
sein wird; eine Aenderung der sozialen Schichtung, ja, 
vielleicht ein Wandel der herrschenden Lebensanschauung 
spiegelt sich im Volksempfinden, namentlich auch in der 
Kriminalität wieder, und wird dann auch die Aufmerksam¬ 
keit der juristischen Wissenschaft auf sich ziehen müssen. 
Die Naturwissenschaft aber beschreibt: Wertbegriffe, ausser 
der möglichsten Vollständigkeit und Zuverlässigkeit des 
von ihr Beschriebenen, existieren für sie nicht. In engerer 
Anwendung auf unsre medizinische Wissenschaft darf der 
Arzt vor den widerwärtigsten Aufgaben, wenn sie nur 
Forschungsergebnisse versprechen, nicht zurückschrecken, 
schon der junge Mediziner, der den Ekel nicht überwinden 
könnte, müsste im Beginn seines Studiums scheitern. Und 
wer als Psychiater abnorme Geisteszustände beobachten 
und wissenschaftlich verarbeiten will, wird sich auch den 
moralischen Ekel abgewöhnen müssen. Der gemeinste Ver¬ 
brecher kann das interessanteste Studienobjekt sein, ja, die 
Folgerungen aus diesen Studien beweisen ihren wissenschaft¬ 
lichen Wert in gleichem Masse, als sie ihre Objektivität 

Dass nach Einführung der geminderten Zurechnungsfähigkeit 
die Taubstummen einer besonderen Rücksicht nicht mehr bedürfen, 
soll hier als allgemein zugestanden, nicht näher erörtert werden. 
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Litteratur, in der sie eine Zeitlang eine erhebliche Rolle 
spielte, hat sich die Behandlung der geschlechtlichen Per¬ 
versionen mehr und mehr zurückgezogen, sich eigene 
Zeitschriften und Jahrbücher geschaffen. Auf sie einzu- 
gehen, ist hier nicht der Ort, auch reicht meine Kenntnis 
davon nicht aus, dass ich hier mit fachmännischer Geltung 
sprechen könnte, immerhin aber erscheint mir die Art, 
wie der Entwurf in der Begründung sie mit einem Satze 
abtut, keineswegs vorbildlich. Ich weiss, dass auch die 
Anwälte der Homosexuellen weit über das Ziel hinaus¬ 
gegangen sind, dass man mit der Feststellung der kon¬ 
trären Veranlagung alles getan zu haben glaubte, und an 
die sozialen Folgen der Perversion nicht dachte. Die 
Einrede der Begründung, dass auch der normal Veranlagte 
seinen etwa gesteigerten Geschlechtstrieb zu beherrschen 
hat^), ist gegenüber diesem Uebereifer durchaus angebracht. 
Freilich dürfte durch die Aufklärungsarbeit unserer Sexual- 
patholögen doch wohl auch jene Vorstellung, mit der die 
„gesunde Volksanschauung“ die Strafbarkeit der wider¬ 
natürlichen Unzucht begründete, das Bild des Lüstlings 
nämlich, der nach allen genossenen Freuden des normalen 
Verkehrs nun erhöhtes Raffinement in perversen sucht, 
sich als Phantasiegebilde herausgestellt haben. Um so 
weniger ist zu verstehen, dass hier der Entwurf die gel¬ 
tenden Strafen erheblich erhöht, zumal wenn man damit 
die so bedeutend gemilderte Ahndung der Abtreibungs- 
Verbrechen vergleicht, die mit den homosexuellen doch 
das gemein haben, dass sie nur in einem verschwindenden 
Bruchteil der Fälle zur Kenntnis der Behörde kommen, 
und dass trotz der strafrechtlichen Bedrohung sich ein 
öffentlich-geheim betriebenes Gewerbe in beiden Fällen 
ausgebildet hat. Ich glaube nicht fehl zu gehen, wenn 
ich in der Stellungnahme des Entwurfs noch die Ent¬ 
rüstung über den Eulenburg-Prozess und ähnliche in hohen 
Kreisen spielende Skandalaffären verspüre. Gänzlich un¬ 
verständlich wird mir aber die Haltung des Vorentwurfs 
angesichts des § 305 Abs. 4, der nun wieder für gewisse Fälle 
des sexuellen Verkehrs die männliche Prostitution regle¬ 
mentieren will, und diesen Vorschlag gerade mit solchen 
Perversionen begründet, die den Tatbestand des § 250 nicht 
erfüllen, also wohl in erster Linie die passive und mutuelle 
Onanie. Ich meine, es könnte dem Gesetzgeber gleich- 
gültig seih, in welcher Weise sich nun ein Individuum, das 
Seite 690. 
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bis zum männlichen Prostituierten heruntergekommen ist, 
benutzen lässt. Das Gefährliche, Entwürdigende, Familien- 
zerrüttende^) liegt doch im intimen Verkehr mit solchen 
Menschen überhaupt, nicht in den, vom sittlichen und 
psychologischen Standpunkt aus völlig nebensächlichen 
und bei schlaf ähnlichen Handlungen? Man will das ge¬ 
werbsmässige Erpressertum, dessen Gefährlichkeit der Ent¬ 
wurf selbst so beredt schildert, unterdrücken, und schafft 
ihm doch so nur neue Möglichkeiten zu seinem lichtscheuen 
Treiben, Ich meinte, es sollte genügen, wenn die Erregung, 
öffentlichen Aergernisses durch homosexuellen Verkehr, 
der Missbrauch Minderjähriger im gleichen Umfange wie 
bei weiblichen Personen, und schliesslich jede Art homo¬ 
sexueller Prostitution energisch mit den Mitteln des Ge¬ 
setzes bekämpft würde. Ob die Ausdehnung der Straf¬ 
androhung auf den perversen Verkehr unter Frauen durch 
die Umstände geboten ist, entzieht sich noch mehr meiner 
Beurteilung. 

Denselben Gegensatz medizinisch - biologischer und 
sozial-moralisierender Auffassung bemerke ich in der eigen¬ 
artigen Ausnahmestellung, die den von Trunkenen aus¬ 
geübten Straftaten angewiesen ist. Ich darf hier die Fach¬ 
kollegen wohl an eine Diskussion erinnern, die vor einigen 
Jahren im Zentralblatt für Nervenheilkunde und Psychiatrie 
sich zwischen Hugo Hoppe -Königsberg, einem der streit¬ 
barsten Vorkämpfer der Antialkoholbewegung, und dem 
Herausgeber des Blattes anspann ^). Gau pp hat damals 
Hoppes Forderung, jeden Rausch als Geistesstörung im 
Sinne des § 51 gleich den übrigen Geisteskrankheiten zu 
begutachten, mit überzeugenden Gründen zurückgewiesen, 
so wenig ja schliesslich vom Standpunkt der reinen Theorie 
aus gegen Hoppe zu sagen war. Existiert auch der 
„normale Rausch“ (Gramer) ohne Beeinträchtigung der 
Geistestätigkeit, der also ausserhalb der psychiatrischen 
Begutachtung läge, nur in der Phantasie, so würde doch 
eine weitgehende Exkulpierung aller Alkoholisten dem 
Rechtsbewusstsein unseres gesamten Volkes widersprechen®), 
vom Volke gar nicht verstanden werden. Dass aber der 
volle Rausch, namentlich die sog. pathologischen Formen, 
den Tatbestand des § 51 erschöpften, darüber hat bisher 

ebenda. 

Hoppe a. a. O. Jg. XXIX, 1906. S. 49 ii. 259. Gaupp 
ebenda. S. 101 u. 263. 

®) Gramer, Allg. Zeitschr. f. Psychiatrie LXV. 1908. S. 511. 
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je nach den eingetretenen Folgen schärfer oder gelinder 
gestraft würde. Der Schutz der Gresellschaft wäre sicher¬ 
lich auch so, namentlich in Verbindung mit den gleich 
nachher zu besprechenden sichernden Massnahmen, zu 
erreichen; der Anfang ist ja sowieso bereits im § 306 Abs. 3 
gemacht worden*). Ich wende mich nunmehr zur Erörterung 
dieser Massnahmen selbst. 

Auch hierbei gehe ich natürlich auf die juristischen 
Unterscheidungen von sühnender Strafe und sichernder 
Verwahrung nicht ein und will die einzelnen Massregeln 
darnach betrachten, wieweit bei ihnen auf die ärztliche 
Mitwirkung gerechnet wird. Diese dürfte auch künftig 
wohl am wenigsten bei der Ueberweisung ins Arbeitshaus 
in Erscheinung treten, wenn ja auch der ursprüngliche 
Charakter dieser Nachhaft, Nebenstrafe oder präventive 
Massregel bei sozial lästigen Bagatellvergehen zu sein, 
durch die erweiterte Zulässigkeit erheblich verschoben 
werden wird. Zu dem legt ja jetzt der Entwurf auf Arbeits¬ 
fähigkeit und die Möglichkeit einer Besserung Wert, Wie 
sich dadurch das Insassenmaterial der Arbeitshäuser im 
psychiatrischen Sinne gestalten wird, muss die Erfahrung 
lehren, das starke Interesse, das in letzter Zeit diesen In¬ 
validen der Landstrasse von irrenärztlicher Seite entgegen¬ 
gebracht worden ist, wird jedenfalls wohl anhalten. Von 
erheblichem irrenärztlichen Einfluss auf die Anstalten selbst 
wird wahrscheinlich trotzdem noch lange nicht die Rede 
sein. Zu billigen ist, dass die ganze Strafe nunmehr u. U. 
im Arbeitshaus verbüsst werden kann, die. Zweiteilung in 
eine leichte Vorstrafe und in eine um so gefürchtetere Nach¬ 
strafe also in geeigneten Fällen abgeschafft wird. 2) 

Mehr in unseren Bereich werden schon die Trinker¬ 
heilstätten fallen, die ja, falls der Vorentwurf Gesetz wird, 
an Zahl und Ausdehnung erheblich werden zunehmen 
müssen. Man kann im Interesse der zu erwartenden Heil¬ 
erfolge durchaus damit einverstanden sein, dass die Alkoho- 
listen in besonderen, für sie bestimmten Anstalten zur 
Behandlung untergebracht werden, und braucht auch den 
Wert sittlicher und religiöser Beeinflussung, wie sie in der¬ 
artigen Rettungshäusern geübt wird, nicht gering anzu¬ 
schlagen. Trotzdem wird man, da nun einmal vom ärzt¬ 
lichen Standpunkt der Rausch eine akute Geisteskrankheit 

0 Vgl. Aschaffenburg a. a. 0. S. 23. So auch Schwandner, 
Mässigk. Blätter, Februar 1910. 

-) Näheres s. bei Wilmaims, a. a. 0. S. 202 ff. 
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folge, und dass voraussichtlitjh eine Kontrolle dieses Ver¬ 
bots nur in Dörfern und kleinen Städten rüöglich, in der 
Grosstadt aber gänzlich ausgeschlossen sein wird, ist wegen 
der unvermeidlichen Rechtsungleichheit auch sicher kein 
Vorteil. Andrerseits wird man zugeben dürfen, dass viel¬ 
leicht eine derartige erziehliche Ehrenstrafe für empfängliche 
Gemüter von Nutzen sein kann. Dass bei der Einweisung, 
wobei es sich doch nur um eine im Interesse des Trunk¬ 
süchtigen selbst getroffene Massnahme handelt, der wegen 
Bewustlosigkeit freigesprochene Trinker keinen Vorzug vor 
dem Bestraften haben soll, vorausgesetzt, dass eine Ge¬ 
fährdung der öffentlichen Sicherheit vorliegt, wird nur zu 
billigen sein. Die Konsequenz erfordert es wohl, auch den, 
nicht gemeingefährlichen Trinker u. U. der Zwangsbehand¬ 
lung zu unterziehen, was ja die Absicht des § 65, Satz 2, 
ist. Eine etwas gemeinverständlichere Fassung dieses höchst 
orakelhaften Satzes wäre aber auf alle Fälle zu wünschen. 

Den bestehenden öffentlichen Irrenanstalten soll zur 
Verwahrung zugewiesen werden, wer auf Grund von § 63 
Abs. 1 freigesprochen oder auf Grund des § 63 Abs. 2 zu einer 
milderen Strafe verurteilt worden ist, soweit es die öffent¬ 
liche Sicherheit erfordert, und zwar die vermindert Zu¬ 
rechnungsfähigen, sobald die Strafe verbüsst ist. Auch hier 
verfügt also jetzt das Gericht direkt, die Unstimmigkeit, 
dass der wegen Geisteskrankheit Freigesprochene der Landes¬ 
polizeibehörde zur Verfügung gestellt werde, diese aber 
die Aufnahme in eine ihrer Anstalten ablehnen konnte, 
wird so aus der Welt geschafft. Ueber die Dauer der Ver¬ 
wahrung und die Entlassung bestimmt die Verwaltungs¬ 
behörde. Gegen ihre Entschliessung ist gerichtliche Ent¬ 
scheidung anzurufen gestattet. 

Man kann der Absicht dieser Vorschriften durchweg 
zustimmen und doch über ihre Zweckmässigkeit im einzelnen 
sehr verschiedener Meinung sein. Dass der gemeingefähr¬ 
liche Geisteskranke, wenn er ausser Verfolgung gesetzt • 
werden muss, in eine Anstalt gehört, ist unbestritten und 
auch, dass die Unterbringung nunmehr ohne weiteres auf 
Anordnung des erkennenden Gerichts erfolgen soll, wird 
mindestens den Geschäftsgang vereinfachen. Die Aufnahme 
darf, dem öffentlich-rechtlichen Charakter der sichernden 
Massnahme entsprechend, nur in eine öffentliche Anstalt 
erfolgen; dass gemeingefährliche irre Verbrecher in einer 
Privatanstalt untergebracht werden, soll nach der Be- 
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gründung') vermieden werden; Doch ist vorgesehen, dass 
durch Bundesratsbeschluss auch Privatanstalten von halb¬ 
öffentlichem Charakter im Sinne dieses Paragraphen den 
öffentlichen gleichgestellt werden. Diese Vorschrift unter¬ 
liegt, so, wie sie ausgesprochen ist, schweren Bedenken, 
vor allem tritt wieder einmal ein schlecht verhülltes Misstrauen 
gegen die Privatanstalten hervor. Dass der vermögende 
Irre, wenn er auf Grund des § 63 Abs. 1 freigesprochen 
sein sollte, auch in der öffentlichen Anstalt keinerlei ge¬ 
wohnte Bequemlichkeit, die sich mit seinem Zustand ver¬ 
trägt, zu entbehren braucht, wird doch auch den Verfassern 
des Entwurfes bekannt sein, und wenn nun die Privatanstalt 
für die Unterbringung dieser — nebenbei bemerkt nicht 
irren Verbrecher, sondern — verbrecherischen Irren die 
nötige Sicherheit bietet, so sehe ich nicht ein, weshalb 
eine solche nicht in Frage kommen sollte. Ob nun aller¬ 
dings die Privatanstalten, die doch auf ihr Publikum Rück¬ 
sicht nehmen müssen, eine besondere Sehnsucht nach 
verbrecherischen Elementen haben werden, steht auf einem 
andern Blatt, hat aber mit der unterschiedlichen Behandlung 
vor dem Gesetz nichts zu tun. Ich mache auf Grund 
dieser Erwägungen den Vorschlag, ira § 65 statt „öffent¬ 
licher“ zu setzen „geeigneter“ und das Nähere mit dem 
Absatz 4 den bundesrätlichen Ausführungsvorschriften zu 
überlassen. 

Gehören nun schon diese kriminell nicht fassbaren, 
verbrecherischen Irren zu den nicht gerade geschätztesten 
Insassen der Anstalten, so wird zu ihnen ein noch viel 
zweideutigeres Material kommen, wenn auch die milder 
bestraften vermindert Zurechnungsfähigen nach Verbüssung 
ihrer Strafe in Anstalten untergebracht werden. Diese 
Personen sind nach den Vorschriften über den Versuch 
verurteilt worden, es ist also durchaus zulässig und wird 
häufig Vorkommen, dass sie selbst langjährige Zuchthaus¬ 
strafen hinter sich haben, zumal ja auch die geschärften 
Strafen des Rückfalls und des gewohnheitsmässigen Ver¬ 
brechertums auf sie Anwendung finden können^). Und 
wenn auch diese in besonderen Anstalten oder Abteilungen, 
unter Berücksichtigung des Geisteszustandes der Verurteilten, 
vollzogen worden sind, so hat doch auch für sie die Dis¬ 
ziplin der Strafanstalt gegolten; denn dass ja viele dieser 

S. 237. 

*) Begründuug S. 365. 
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Degenerierten oder geistig Minderwertigen einer Diszipli¬ 
nierung durchaus fähig sind ist an dieser Stelle von berufenster 
Seite mehrfach betont worden. So, der Zucht der Straf¬ 
anstalt gewöhnt, mit dem Makel der frischen Strafe behaftet, 
kommen sie in die Irrenanstalten, die grundsätzlich auf die 
Disziplinierung ihrer Insassen verzichten müssen, wenn 
sie ihrer Aufgabe als Krankenhaus eingedenk bleiben 
wollen. Es ist eine üble Sache ums Prophezeien, trotzdem 
glaube ich sagen zu können, dass diese verwahrten 
„Minderwertigen“ alsbald eines der gefährlichsten Elemente 
für die Ordnung des Irrenhauses werden müssen. Die 
Begründung sucht hier zu beruhigen. Für die meisten 
vermindert Zurechnungsfähigen werde die Strafe ohne 
folgende Verwahrung genügen. Aber gerade die un¬ 
zuverlässigsten, gefährlichsten Elemente wird man nicht 
wieder ohne weiteres auf die Menschheit loslassen wollen, 
gerade sie werden nach der Verbüssung die Anstalten füllen 
helfen. Und wenn im Gefängnis ihre Gefährlichkeit durch 
die „Verdünnung“ mit harmloseren, der späteren Ver¬ 
wahrung nicht bedürftigen Minderwertigen herabgesetzt 
wird, in der Anstalt wird man sie später in Reinkultur 
gemessen können. 

Ich verstehe es durchaus, wenn der Entwurf, an der 
Vergeltungstheorie festhaltend, Strafe und sichernde Mass¬ 
nahme streng unterscheidet. Dass diese Theorie aber der 
wichtigen — und in der Praxis vom Entwürfe anerkannten — 
Forderung, den Minderwertigen nicht quantitativ kürzer, 
sondern qualitativ anders zu bestrafen^), nicht oder nur 
gezwungen gerecht werden kann, dürfte für den Soziologen 
einer ihrer angreifbarsten Punkte sein. Auch das wird 
man begreiflich finden, dass, wenn man den Irrenärzten 
soweit entgegenkommt, die geminderte Zurechnungsfähigkeit 
in den Entwurf einzuführen, nun auch wieder der Psychiater 
an der Versorgung oder Verwahrung dieser seiner „Schütz¬ 
linge“ Anteil bekommen soll. Nur dass eben die Irren¬ 
anstalt für solche Experimente nicht der Ort ist. Ich 
selbst habe einmal darauf hingewiesen, dass die Un¬ 
zurechnungsfähigkeit aller Anstaltsinsassen nur eine Fiktion 
ist, dass wir ihrer aber unbedingt bedürfen, um die humanen 
Zwecke der Anstalt durchzuführen'^). Und gerade diese 
würden leiden, wenn nun der Anstalt in erheblicher Zahl 

Aschaffenburg’, Das Verbrechen und seine Bekämpfung. 
2 . Auflage, 1906. S. 271. 

-) Monatsschr. Krim. Psych., III., S. 600 ff. 
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Elemente zuströmten, die nur bedingt- der Anstaltspflege 
bedürften und, trotzdem ihren Betrieb aufs äusserste zu 
gefährden geeignet wären. Wenn daraus Strassmanni) 
in der Berliner Diskussion ein Argument gegen die ge¬ 
minderte Zurechnungsfähigkeit überhaupt herleitete, so 
geht das nach meiner Ansicht zu weit. An der alten 
psychiatrischen Forderung aber nach Zwischen- 
anstalten^) werden wir trotzdem festhalten, Anstalten, 
auf deren Leitung dem Irrenarzte ein entscheidender Ein¬ 
fluss gewahrt ist, die aber zur Durchführung ihrer häus¬ 
lichen Disziplin weit eingreifendere Mittel besitzen, als eine 
Anstalt, schon mit Rücksicht auf ihre nicht kriminellen 
Pfleglinge, an wen den darf. 

Ich schliesse hier gleich die Bestimmung des § 70 an, 
dass Freiheitsstrafen gegen vermindert zurechnungsähige, 
Jugendliche auch in staatlich überwachten Erziehungs,- 
Heil- und Pflegeanstalten vollzogen werden können. Kahl, 
der allerdings bekanntlich der Vaterschaft dieser Vorschrift 
nicht fernsteht, nennt sie vortrefflich^), auch Lilienthal 
tritt diesem günstigen Urteile bei, andrerseits ist sie von 
Gramer beinahe entrüstet abgelehnt worden. Die Er¬ 
ziehungsanstalten scheiden hier für meine Kritik aus; aber, 
ohne dass ich mich den humanen Absichten der vorge¬ 
schlagenen Bestimmung verschliessen möchte, so scheint 
mir doch, dass auch hier der Zweck der Irrenanstalten 
verkannt wird. Vor allem würde es für den Leiter eine über¬ 
mässige Steigerung seiner Verantwortlichkeit bedeuten, wenn 
er, ausser der aus § 65 Abs. 1 sich ergebenden Disziplinar- 
Befugnis gegen geistig Minderwertige, noch mit der Straf¬ 
disziplin gegen jugendliche Verbrecher bepackt würde. 
Und wiederum erhebe ich die Forderung nach Zwischen- 
anstalten, denen Abteilungen für Jugendliche, falls sie in 
den allgemeinen Strafvollzug nicht passen, angegliedert 
werden mögen. Damit w^äre w'ohl auch der etwas sonder¬ 
bar anmutenden und auch in der Begründung nicht weiter 
erläuterten Vorschrift des § 70 Abs. 1, dass voll und vermindert 
zurechnungsfähige Jugendliche im Strafvollzüge von einan¬ 
der zu trennen sind, genügt. 

') Aerztl. Sachv.-Ztg’., 1910, S. 101. 

■) Moeli, ebenda. Gramer, Münchn. med. Wochenschr., 1910, 

S. 365. 

*) Kahl, Aerztl. Sachv.-Ztg-., a. a. 0., S.95. LilienthaI,Msehr. 
Krim. Psych., VI., 1909/10, S. 542. Gramer, Münchn. nied. Wochen^ 
Schrift, S) 366. 
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Vertrauen zum Richterstande Wert legt. Nunmehr aber 
lassen Sie mich auf die eingangs gestellte Frage zurück- 
kommeu: werden wir Psychiater mit dem Entwurf, wenn 
er in dieser Form Gesetz würde, uns zufrieden geben 
können? Für viele Bestimmungen habe ich das verneinen 
müssen. Das Bestreben, unseren Forderungen Verständnis 
entgegenzubringen, werden wir aber ebensowenig ab¬ 
leugnen dürfen; soweit solches von den Vertretern einer 
ganz andern Wissenschaft erlangt werden kann, haben 
sich die Bearbeiter des Entwurfs gewiss redlich und mit 
Erfolg darum bemüht. Was ihnen fehlt, ist die Kenntnis 
der Einrichtungen, praktischen Aufgaben und endlich auch 
der Bevölkerung der Irrenanstalt. Hier aufklärend zu wirken 
wird unsere nächste Pflicht als Psychiater sein, sind wir 
da doch auf unserm eigensten Gebiet. Streitige Punkte 
wird es, möge die endgiltige Entscheidung fallen wie sie 
wolle, immer geben, dafür sind die Wege und Methoden 
der Jurisprudenz und der Psychiatrie nun einmal zu ver¬ 
schieden. Vergessen wir aber nicht, dass beide Wissen¬ 
schaften, soweit sie sich berühren, auf ein gemeinsames 
Ziel, die Erkenntnis der psychopathologischen Natur des 
Verbrechers, hinarbeiten, dass ja schon heute sich der 
moderne Kriminalpsychologe in gemeinsamer Arbeit von 
Aerzten und Juristen entwickelt hat. Mögen die Keime 
der Verständigung weiter gepflegt werden, möge namentlich 
nicht auf streitigen Gebieten die graue Theorie des Dogmas 
über eine objektive Würdigung der Tatsachen den Sieg 
davontragen. Dann wird jedenfalls das Endresultat so 
ausfallen, dass beide Teile zufrieden sein und bei gutem 
Willen mit dem neuen Gesetzbuch arbeiten können. 
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Probleme der Gesetzgebungspolitik in Stratrecbt und 

Strafprozess. 

Vortrag, gehalten in der 81. Jahresversammlung der Rhein.- 
Westf.-Gef.-Gesellschaft am 15. Oktober 1909 in Düsseldorf. 

Von Universitätsprofessor Dr. van Calker in Strassburg. 


Deutschland steht heute auf dem Gebiet des Straf¬ 
rechts und des Strafprozesses vor einem neuen Abschnitt 
der Entwickelung. Dem Reichstag ist im vorigen Sommer 
der Entwurf einer neuen Strafprozessordnung und einer 
Novelle zum Gerichtverfassungsgesetz zur verfassungs¬ 
mässigen Beratung und Beschlussnahme zugegangen und 
auf dem Gebiet des Strafrechts ist für die nächsten Wochen 
das Erscheinen eines Vorentwurfes zu einem neuen Straf¬ 
gesetzbuch angekündigt. So steht für die nächste Zeit 
eine Hochflut von Aeusserungen zu erwarten, welche sich 
mit Fragen des Strafrechts und des Strafprozesses be¬ 
schäftigen werden und wer sich berufsmässig mit den 
Fragen der Gesetzgebungspolitik auf diesen Gebieten zu 
befassen hat, der kann nur mit einiger Sorge den Kämpfen 
der nächsten Zeit entgegensehen. Aber je mehr wir uns 
bewusst sein müssen, dass die Reform der Strafgesetz¬ 
gebung nur nach mancherlei schweren Kämpfen zur glück¬ 
lichen Lösung gebracht werden kann, desto mehr müssen 
wir uns — ein jeder an seinem Teil — bemühen die 
einigenden Gesichtspunkte in den Vordergrund zu stellen, 
nicht in der Absicht hierdurch einem schwächlichen Kom- 
promis den Weg ^u bahnen, sondern zu dem Zweck die 
grossen Grundlinien möglichst deutlich hervortreten zu 
lassen. Es ist nun schon von mehreren Seiten hervor¬ 
gehoben worden, dass die Trennung von Strafrecht ünd 
Strafprozess bei der Reform, wie sie in dem bisherigen 
Vorgehen gegeben ist, zu bedauern sei, weil nur in einer 
gemeinschaftlichen Betrachtung und Behandlung der Fragen 
die Aussicht für eine wirkliche Besserung des heute ge¬ 
gebenen Rechtszustandes gefunden werden könne. Ich 
will zu dieser Frage heute nur insofern Stellung nehmen. 
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als ich betonen möchte, dass es jedenfalls ausserordentlich 
wünschenswert ist, gegenüber den vielfachen Einzelfragen, 
deren Behandlung heute naturgemäss in den Vordergrund 
tritt, auch die bedeutsamen Zusammenhänge zwischen den 
beiden Materien aufzusuchen und die beiden Materien 
gemeinschaftlichen Grundprobleme nicht aus den Augen 
zu lassen. 

Eine einheitliche Behandlung der Grundfragen in 
Strafrecht und Strafprozess hat zur notwendigen Voraus¬ 
setzung, dass zunächst einmal festgestellt wird, in welchen 
Gesichtspunkten die Einheit für die Behandlung der viel¬ 
fachen Einzelfragen gefunden werden kann. Die Auf¬ 
weisung eines einheitlichen Grundgedankens scheint mir 
nun nur dadurch möglich zu sein, dass wir von den viel¬ 
fachen Einzelfragen zunächst einmal hinblicken auf den 
Zweck, der für Strafrecht und Strafprozess im Leben 
des Staates überhaupt gegeben ist. Aber nicht nur den 
Zweck des Strafrechts speziell müssen wir ins Auge fassen, 
wir tun am besten, wenn wir vom Zweck des Rechtes 
überhaupt hier unsern Ausgang nehmen. Befürchten Sie 
Dicht, dass ich nunmehr Ihnen etwa eine Reihe von Theorien 
über den Zweck des Rechtes vorlegen und zu denselben 
Stellung nehmen wdll. Meine Absicht ist lediglich die, 
einen festen Ausgangspunkt für unsere Betrachtungen zu 
gewinnen und da bitte ich Sie mir zu erlauben. Ihnen in 
aller Kürze meine persönliche Auffassung vortragen zu 
dürfen: Ich betrachte als Zweck des Rechtes die Ermög¬ 
lichung und Förderung des Zusammenlebens und Zusammen¬ 
wirkens der Menschen durch Garantierung ihrer Existens- 
und Entwickelungsbedingungen. Das Strafrecht nimmt an 
dieser Aufgabe teil, indem es die Interessen der Gemein¬ 
schaft und ihrer Angehörigen durch das Mittel der Strafe 
gegen Störungen zu sichern sucht. Die Aufgabe des Straf¬ 
prozesses aber speziell besteht in einer Verwirklichung 
der versprochenen Garantie durch die Feststellung des 
entstandenen StrafanSpruches. 

Wenn wir in der Aufweisung dieses Zweckes von 
Strafrecht und Strafprozess den einheitlichen Gesichtspunkt 
der Betrachtung sehen, so müssen wir, wenn wir von der 
Reform der Gesetzgebung auf diesen Gebieten handeln 
wollen, die Frage aufwerfen: Ist der aufgewiesene 
Zweck von der heute bestehenden Gesetzgebung erreicht 
worden, oder ist dies nicht der Fall? Und wenn wir zu 
einem Urteil in letzterem Sinn kommen, so müssen wir 
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fragen : Worin bestehen die Mängel der bisherigen Gesetz¬ 
gebung, welche der Erreichung des Zweckes entgegen 
stehen ? 

Wir wenden uns zunächst dem Gebiet des materiellen 
Rechtes zu. Ich kann nun nicht den Urteilen derer zu¬ 
stimmen, welche ein absolut verwerfendes Urteil über unser 
heute bestehendes Strafgesetzbuch fällen, ich bin sogar 
der Ansicht, dass unser Strafgesetzbuch nicht so schlecht 
ist, dass nicht das zukünftige Gesetzbuch recht gut sein 
muss, um eine wirkliche Verbesserung des heutigen Recht¬ 
zustandes zu bedeuten. Immerhin besteht freilich darüber 
kein Zweifel, dass unser geltendes Recht reformbedürftig 
ist, weil es sich im Kampf gegen das Verbrechen als nicht 
genügend wirksam erwiesen hat. Die Gebiete, auf denen 
sich besondere Mängel gezeigt haben, sind Ihnen ja be¬ 
kannt. Ich hebe hervor die Unwirksamkeit des geltenden 
Rechtes im Kampf gegen das Gewohnheitsverbrechen und 
gegen die für die Gesellschaft gefährlichen Handlungen 
der geistig Minderwertigen, ich erinnere an die grossen 
Mängel, die unser Strafgesetzbuch in Bezug auf die Be¬ 
handlung der Jugendlichen aufweist und ich betone, dass 
die im Strafgesetzbuch aufgestellten Strafrahmen den An¬ 
schauungen und den Bedürfnissen unserer Zeit häufig nicht 
entsprechen. 

Werfen wir nun die Frage auf, worin der entscheidende 
Fehler unseres Gesetzes besteht, so müssen wir davon 
ausgehen, in welcher Weise das Strafgesetz den oben fest¬ 
gestellten Zweck zu erreichen strebt. Jedes Strafgesetz 
enthält ein doppeltes: die Norm und die Strafdrohung. 
Durch die Norm erklärt der Gesetzgeber seinen Willen, 
ein bestimmtes Interesse rechtlich zu schützen. Durch die 
Strafdrohung wertet er dieses Interesse d. h. er stellt eine 
bestimmte Täbelle auf, in welcher er durch die Ver¬ 
schiedenheit der angedrohten Strafe die Bedeutung des in 
Frage stehenden Interesses und seiner Verletzung für den 
Einzelnen und die Gemeinschaft konstatiert und zwar er¬ 
folgt diese Feststellung dadurch, dass er ein dem Verletzer 
zuzufügendes Uebel der geschehenen Verletzung propor¬ 
tional erklärt. Wenn wir nun gegenüber dem Gesetz den 
Vorwurf erheben, dass es seinen Zweck nicht erfülle, so 
sagen wir damit, dass es in der Wertung der Interressen 
und ihrer Verletzung sich Fehler zu Schulden kommen lasse. 
Und tatsächlich liegt meines Erachtens auch wirklich das 
Verhältnis so, dass wur unserm Gesetz gegenüber konstatieren 
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hat, weil der Vollzug der Strafe in einer grossen Anzahl 
von Fällen erweislich den Jugendlichen erst recht auf den 
Weg des Verbrechens führt. Eine richtigere Wertung des 
psychischen Zustandes der Jugendlichen weist also für diese 
Fälle auf eine Ersetzung der Strafe durch Erziehungsmass- 
regeln. 

Auch auf dem Gebiet des Schutzes der Gemeinschaft 
gegenüber Verbrechen geistig Minderwertiger, muss zwei¬ 
fellos der zukünftige Gesetzgeber zu einer andersartigen 
Wertung gelangen. Der geistig Minderwertige bedeutet 
eine Gefahr für die Gesellschaft durch seinen psychischen 
und physischen Zustand. Man denke nur an die grosse 
Anzahl von Sittlichkeitsdelikten, die heute in unserer Kri¬ 
minalität einen so breiten Raum einnehmen und Entrüstung 
und Schrecken in unserem Volk erregen. 

Aber neben diesen Fehlern in der Wertung des sub¬ 
jektiven Momentes begegnen wir im geltenden Recht auch 
Mängeln in der entsprechenden Wertung des objektiven 
Moments. Darf ich auf eine besonders wichtige Frage 
hinweisen: 

Unser Strafgesetzbuch zeigt eine höchst formalistische 
Auffassung der Bedeutung des Erfolges insofern als nach 
seinen Bestimmungen jede Verletzung strafbar ist, auch 
wenn sie noch so geringfügig ist. In dieser Ignorierung 
der Bedeutung der Grösse des Erfolges liegt wiederum ein 
schwerer Fehler des geltenden Rechtes, denn das geltende 
Recht zwingt damit den Richter zu einer Anwendung des 
Strafgesetzes in einer grossen Anzahl von Fällen, in denen 
die Bedeutung der geschehenen Verletzung mit der ange¬ 
drohten und ausgesprochenen Strafe nicht in richtigem 
Verhältnisse, steht.' Die übermässige Anspannung des Straf¬ 
gesetzes aber führt zu einer starken Misstiramung des 
Volkes und damit zu einer Schädigung der Wirkung, die 
der Gesetzgeber durch sein Werk erreichen will. So scheint 
niir eine wichtige Aufgabe des zukünftigen Rechtes gerade 
die zu sein, den Grundsatz des römischen Rechtes „minima 
non curat praetor“ wiederum zur Aufnahme zu bringen. 

Und nun einen Blick auf das Gebiet des Strafpro¬ 
zesses und der Gerichtsverfassung. Aufgabe des 
Strafprozesses ist die Verwirklichung des materiellen 
Rechtes durch Feststellung eines für den Staat erwachsenen 
Strafanspruches nach Existenz und Inhalt. 

Zu diesem Ziel müssen die Bestimmungen der Straf¬ 
prozessordnung und der Gerichtsverfassung so gestaltet sein. 
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zu erkennen und auf Grund dieser Kenntnis richtig zu be¬ 
werten. 

Werfen wir zunächst nun einen Blick auf die vor¬ 
geschlagene Organisation unserer Gerichte! Bekanntlich 
sind diese Vorschläge in den letzten Wochen von zwei 
einander entgegenstehenden Auffassungen aus angegriffen 
worden: Der deutsche Richter tag hat sich in seiner 
grossen Majorität auf den Standpunkt gestellt, dass die 
Beiziehung des Laienelementes über die Grenzen des heute 
geltenden Rechtes hinaus nicht wünschenswert sei und im 
Gegensatz hierzu hat der Anwaltstag den Standpunkt 
eingenommen, dass in noch weiterem Umfang als dies im 
Entwurf vorgeschlagen ist, Laien zur Strafrechtspflege 
zuzuziehen seien. Es kann nicht meine Absicht sein, in 
diesem Zusammenhang zu der so schwierigen Frage ein¬ 
gehender Stellung "zu nehmen. Ich kann nur in Kürze 
betonen, dass ich entgegen dem Standpunkt des deutschen 
Richtertages, ■ die erweiterte Beiziehung des Laien¬ 
elementes im Interesse der Rechtspflege für durchaus wün¬ 
schenswert erachte. Ich hoffe, dass der Reichstag noch 
über die Vorschläge des Entwurfs hinaus eine Mitwirkung 
der Laien bei der Strafrechtspflege herbeiführen wird. Der 
Grund meiner Anschauung liegt in folgendem: Der Jurist 
ist zweifellos zu der einen Aufgabe der richterlichen 
Tätigkeit, der Subsummierung des Tatbestandes unter die 
Bestimrnungen des Gesetzes, in höherem Mass befähigt als 
der Laie. Aber diesem Vorzug stehen meines Erachtens 
gewisse Nachteile gegenüber: Der Jurist hat die Tendenz 
zu generalisieren: Sind doch die Fälle, die heute und 
gestern und morgen von ihm zu entscheiden sind im wesent-. 
liehen gleich geartet, und so übersieht er unter dem Ein¬ 
druck der Gleichartigkeit der äusseren Erscheinung zu leicht 
die Besonderheit des einzelnen Falles. Im Gegensatz 
hierzu wird die Aufmerksamkeit des Laien von jeder 
Einzelheit des konkreten Falles in Anspruch genommen; 
ihm fällt die Besonderheit des einzelnen Falles ins Auge, 
er hat mithin die Tendenz zu individualisieren. Die Besetzung 
der Gerichte mit Juristen und Laien wird deshalb meiner 
Überzeugung nach die Erfüllung der Aufgabe der richtigen 
Klarstellung und Bewertung des einzelnen Tatbestandes 
am besten gewährleisten. Und nun noch einen Blick auf 
die Gestaltung des Strafverfahrens! Hier ist fest- 
^stellen, dass sich bei weitem der grösste Teil aller 
Klagen, welche gegen die heutige Gestaltung unseres 




299 — 


Strafverfahrens erhoben werden, gegen die gesetzliche 
Regelung des Vorverfahrens richten. Die schärfste 
Kritik dieser Gestaltung wird von der Begründung des Gesetz¬ 
entwurfes selber gegeben: „Der Zweck des Vorverfahrens, 
der Anklagebehörde von der Tat und dem Täter, dem 
Beschuldigten von dem gegen ihn vorliegenden Verdacht 
genügende Kenntnis zu verschaffen, beiden Gelegenheit 
zu weiterer Aufklärung zu geben und schliesslich dem 
Gericht und dem Vorsitzenden eine geeignete Unterlage für 
die Erfüllung ihrer Aufgabe zu bieten, wird nur unvoll¬ 
kommen erreicht.“ Wenn nun auch der Entwurf versucht 
hat, durch vielfache Abänderungen des geltenden Rechts 
eine bessere Erfüllung dieser Aufgaben zu ermöglichen, so 
habe ich doch die Ueberzeugung, dass eine wirklich gründliche 
Besserung des bestehenden Zustandes nur durch eine 
prinzipielle Durchführung des Parteiprozesses zu erreichen 
ist, weil nur diese eine völlige Klarstellung des Tatbestandes, 
eine beiden Parteien gerecht werdende Vorbereitung der 
Hauptverhandlung und damit schliesslich eine richtige 
Bewertung der im Prozess überhaupt gegebenen Interessen 
gewährleistet. 

Ich komme zum Schluss. Die Grundfrage der 
Gesetzgebungspolitik im Strafrecht und. Strafprozess ist 
in der richtigen Bewertung der in Betracht kommenden 
Interessen gegeben. Die Aufgabe bei der Reform besteht 
also darin, diejenigen Fehler, die in dieser Beziehung in 
dem heutigen Gesetz als vorhanden festzustellen sind, zu 
tilgen und eine den modernen Kulturanschauungen ent¬ 
sprechende Bewertung zur Durchführung zu bringen! 
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Gefangenen-Fürsorge. 

Referat erstattet in der Generalversammlung des 
Schleswig - Holsteinischen Zentralfürsorgevereins zu Kiel, 

am 29. Oktober 1908 

von Stijafanstaltsdirektoi’ Friebel in Rendsburg. 


Zu meiner lebhaften Freude ist es mir vergönnt, 
Ihnen den derzeitigen Stand der Gefangenenfürsorge und 
die Wünsche und Ansprüche an dieselbe für die Zukunft, 
wie sie aus der Praxis sich ergeben haben, vorzutragen. 

Als Legitimation hierzu darf ich anführen, dass ich 
mehr denn 25 Jahre eine Strafanstalt leite, dass ich fast 
annähernd seit 15 Jahren in hiesiger Provinz tätig bin, 
dass ich stets mit lebhaftem Interesse auf dem Gebiet der 
Gefangenenfürsorge gearbeitet habe und demnach genügend 
Gelegenheit hatte, einschlägige Erfahrungen zu sammeln. 

Der ipoderne Strafvollzug fordert nicht nur die Sühne 
des Verbrechens durch Strafpein, er will auch versuchen, 
den dem Gesetz Verfallenen wieder vollwertig in die 
bürgerliche Gesellschaft einzuftigen, er will — um mich 
des neugeprägten Ausdrucks zu bedienen — ihn wieder 
sozial machen. 

Alle Einrichtungen unseres modernen Strafhauses sind 
unter diesen beiden Gesichtswinkeln getroffen. 

Dem Besserungszweck dienen vornehmlich Absonde¬ 
rung des Uebeltäters vor weiteren unsittlichen Einflüssen 
durch seine Verwahrung in Einzelhaft, Gewöhnung zur 
Arbeitsfreude, Schulunterricht zur Anregung der Denkkraft 
und zur Aufbesserung mangelhafter‘Kenntnisse, um ihn 
wirtschaftlich zu kräftigen, Kirchenbesuch, seelsorgerische 
Tätigkeit des Anstaltsgeistlichen und zuletzt die Zellen¬ 
besuche der Oberbeamten. 

Es ist eine Frage, ob alle diese Massnahmen schon 
jetzt auf gebührender Höhe stehen, ob hier nicht noch 
manches der bessernden Hand bedarf; soviel ist aber 
sicher, dass alle diese Massnahmen, auch wenn sie in 
idealster Weise funktionierten, das gewünschte Ziel nicht 
erreichen, wenn der Strafentlassene nicht in Verhältnisse 
gesetzt wird, in denen er überhaupt anständig bleiben kann. 
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Hieraus ergibt sich ohne weiteres, dass der moderne 
Strafvollzug ohne Gefangenenfürsorge ein Unding ist, da 
es nur deren Sache sein kann, diese Verhältnisse ent¬ 
sprechend zu gestalten, denn der Staat kann wohl durch 
seine Organe Strafe vollstrecken, Fürsorge nach der Ent¬ 
lassung kann er nicht allein ausüben. Seine Organe können 
hier wohl leitend und befruchtend wirken, zur Fürsorge 
aber müssen neben den Kirchenbeamten freie Kräfte heran¬ 
gezogen werden, die vermittelnd auftreten, vor allem auch 
Arbeitsgelegenheit gewähren. 

Welche Ansprüche stellen nun wir Praktiker an die 
Gefangenenfürsorge ? 

Um dieses beurteilen zu können wird es gut sein, 
wenn wir uns die Elemente, die die Gefängnisse und Straf¬ 
häuser füllen, näher ansehen, damit wdr uns klar machen, 
wer von ihnen überhaupt der Fürsorge bedarf und w'ie 
dieselbe beschaffen sein muss. 

Wir haben da zunächst Personen, die bisher ein 
achtbares Leben geführt haben, die aus irgend einem 
Anlass gefallen sind, die wieder in geordnete Verhältnisse 
zurückkehren und der Fürsorge nicht bedürfen. 

Wir haben ferner junge Leute, Kinder achtbarer 
Eltern, die in leichtfertige Gesellschaft geraten sind und 
im Sturm des Lebens — vielleicht auf dem Grosstadt¬ 
pflaster — zu Grunde gingen, deren sich aber die Eltern, 
die in diesem Falle in der Regel die beste Fürsorge üben, 
wieder annehmen. 

Wir haben aber auch bisher achtbare Personen, meist 
den gebildeten Ständen angehörend, die durch ihren Fehl¬ 
tritt aus den bisher geordneten Verhältnissen hinausgefallen 
sind und die völlig zu Grunde gehen würden, wenn sie 
nicht Stütze und geeignete Beschäftigung nach erledigter 
Busse fänden. 

Wir haben schliesslich die grosse Zahl der gewerbs- 
und gewohnheitsmässigen Eigentumsverbrecher, der Vaga¬ 
bunden und Bettler, die ja zum Teil wohl schon derartig 
auf der schiefen Ebene hinabgeglitten sind, dass ihnen 
kaum noch zu helfen ist, die aber zum Teil doch noch 
durch geeignete Pflege wieder hoch zu bringen sind. 

Die Gefangenenfürsorge wird sich — natürlich ohne 
zu schematisieren und ohne Ausnahmen auszuschliessen — 
im wesentlichen mit diesen beiden Kategorien zu beschäftigen 
haben. 

Ich behandele zunächst die letztere. 

Blätter für Gefängniskunde XLIV^ 
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Diese sozialen Schädlinge, die zum Teil weniger 
schlecht als willensschwach sind, die immer wieder ins 
Strafhaus zurückkehren, müssen das eigentliche Objekt der 
Gefangenenfürsorge abgeben. Fraglos ist es ja, dass sie 
die meisten Schwierigkeiten bereiten, dass in vielen Fällen 
bei ihnen die Fürsorge versagt und dass sie manchen Für¬ 
sorger, der redlich mit aller Kraft auf diesem Gebiet 
gearbeitet hat, schliesslich veranlassten, die Flinte ins Korn 
zu werfen. 

Wir dürfen uns aber nicht verhehlen, dass bei diesen 
vor allem die leitende, rettende Hand, um sie vor völligem 
Untergang zu wahren, erforderlich ist, dass Misserfolge 
uns nicht abschrecken dürfen, dass schliesslich die bürger¬ 
liche Gesellschaft einen nicht unerheblichen Grad von 
Schuld an ihrem Falle trägt und dass hierdurch schon 
unsere Hilfeleistung abgeleitet werden muss. 

Diese Elemente sind zum Teil in der Jugend verwahr¬ 
lost, in unsittlichen Verhältnissen aufgewachsen, zum Teil 
durch die Sünde der Väter erblich belastet, durch Trunk 
und andere Ausschweifungen weiter runtergekommen. Hier 
und da folgten sie wohl wieder sittlichen Impulsen, die 
von aussen an sie herantraten, für kurze Zeit. Ihre Willens¬ 
und wirtschaftliche Schwäche vermochte aber nicht den 
Anfordernissen und Versuchungen des Lebens stand zu 
halten, zumal nur wenige Hände, die sie stützten und die 
ihnen geeignete Arbeit boten, sich ihnen entgegenstreckten. 
So verfielen sie dem Gesetz und wurden ständige Gäste 
im Strafhause. 

Ich bin überzeugt, dass ein grosser Teil dieser Leute 
ohne weiteres hätte gerettet werden können, wenn ihnen 
zur rechten Zeit geholfen worden wäre, wenn die Fürsorge 
schon in der Jugend eingesetzt hätte. 

Hoffentlich schafft die neue Gesetzgebung, namentlich 
das Fürsorge-Erziehungs-Gesetz im Laufe der Jahre hier 
einigen Wandel; wir müssen uns zurzeit aber mit diesen 
Willensschwächen und zum Teil geistig minderwertigen 
Leuten abfinden und ihnen helfen soweit unsere Kräfte 
reichen; wir müssen vor allem danach streben, die Leute, 
die am Anfang dieser traurigen Laufbahn stehen, zur 
Wohlanständigkeit zurückzuführen. 

Aus dieser Schilderung ergeben sich ohne Aveiteres 
unsere Ansprüche an die Fürsorge: 

1 Gesunde Verhältnisse bei der Entlassung; 

2. geeignete auskömmliche Arbeit; 
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r 3. Stütze der Schwachen in schwierigen Lebenslagen. 

Was den ei’sten Punkt anbetrifft, so liegt es auf der Hand, 
dass hier die Fürsorge nicht bei der Entlassung aus der 
Strafhaft oder kurz vorher einsetzen darf. 

Es handelt sich vor allem darum, die Umgebung, die 
Familie des Gefangenen anständig zu erhalten oder sie auf 
diesen Punkt hinzustellen. Hier muss die sogenannte Vor- 
fiirsorge eintreten, ein Gebiet, das der ernstesten Pflege 
der Anstaltsverwaltung, namentlich der seelsorgerischen 
Tätigkeit der Anstaltsgeistlichen bedarf, die aber nur mit 
Erfolg arbeiten können, wenn sich draussen die notwendigen 
Organe zur Mitarbeit finden, 

HeiT Pastor R. hat in seinem vorjährigen Vortrage 
ira Zentralverein über die Mitarbeit der Frau in der 
Gefangenenförsorge die einschlägigen Verhältnisse geschil¬ 
dert; der Fürsorgeverein Neumünster hat in dankenswerter 
Weise die Aufnahme der Frau in die Fürsorge vereine an- 
' geregt — und in der Tat muss ich auch nach meinen 
Erfahrungen bekunden — ich habe mehr denn 10 Jahre 
Weiheranstalten geleitet — dass wir die Tätigkeit der Frau 
nicht entbehren können, dass wir aber auch zur Vorfür¬ 
sorge, wo es sich um Erhaltung des Familienlebens handelt, 
in den weitaus meisten Fällen die Frau als den geeignetsten 
Fürsorger erachten müssen. 

Ich möchte dem noch hinzufügen, dass da, wo aus 
irgend einem Grunde Frauen nicht als Mitglieder der 
Fürsorgevereine zu gewinnen sind oder wo diese als Mit¬ 
glieder versagen, es sich empfiehlt, die Hilfe der bestehen¬ 
den Frauenvereine in Anspruch zu nehmen. 

Um diese für die Sache zu interessieren, habe ich 
mich vor einigen Jahren an den Zentralverband der 
Frauenvereine hiesiger Provinz in Schleswig gewendet und 
von dort freundliche Zusage erhalten. 

Die Frauen vereine, namentlich die der grösseren 
Städte, wurden vom Provinzialverein unter Darlegung 
meiner Anträge und Gründe aufgefordert, uns zu unter¬ 
stützen ; und in der Tat haben wir mehrfach Anlass gehabt, 
dankbar für die uns von dieser Seite zuteil gewordene 
Hilfe zu sein. 

Freilich sind hier auch noch Auffassungen zu be¬ 
kämpfen, die der Sache wenig förderlich sind, namentlich 
die allerdings begreifliche Scheu der reinen Frau, sich mit 
einer derartigen von Schmutz und Sünde umgebenen 
Materie zu befassen. 
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I Zum Teil mag ja hier ein intensiveres Wirken wtinschens- 

I wert sein, zum Teil hat es sich aber auch vielfach als 
^ eine Unmöglichkeit erwiesen, hier helfend einzuspringen. 

So müssen noch andere Einrichtungen festgelegt 
werden, die diesem Uebelstande abhelfen. 

Mir erscheint die Gründung von Arbeitsnachweisstellen 
als die geeignetste Einrichtung zur Ergänzung der vor¬ 
handenen. 

Wir haben schon in Kiel eine solche allgemeine, die 
sieh auch der Strafentlassenen annimmt, ihnen nicht nur 
Arbeit verschafft, sondern auch sonst die nötige Fürsorge 
zu teil werden lässt. Sie hat uns seit einer Reihe von 
Jahren redlich geholfen und es gebührt ihr dafür unser 
herzlichster Dank. 

Es wäre zu wünschen, dass ähnliche Einrichtungen in 
anderen grossen Städten der Provinz geschaffen würden; 
die Befürchtung, dass auf diese Weise das verbrecherische 
Proletariat der Grosstadt ungebührlich vermehrt würde, 
lässt sich durch einschränkende Bestimmungen wohl un¬ 
schwer abwenden. 

• Es wäre sogar wünschenswert, dass auch besondere 
Arbeitsnachweisstellen für ländliche Arbeiter — vielleicht 
durch Vermittlung der Landwirtschaftskammern —' ein¬ 
gerichtet würden. 

Ein von mir vor Jahren nach dieser Richtung durch 
Benehmen mit der Landwirtschaftskammer vorgenommener 
Versuch versprach anfangs gute Erfolge, scheiterte aber 
schliesslich wohl an dem Umstande, dass es an der nötigen 
Organisation fehlte. 

Immerhin wäre ich aber dafür, dass nicht Arbeits¬ 
nachweisstellen lediglich für Strafentlassene, sondern all¬ 
gemeine, welche sich auch dieser annehmen, geschaffen 
würden; andernfalls würde der Makel, der an solchen 
I Einrichtungen dem Laienpublikum gegenüber haftet, wohl 
bald deren Fortbestehen in Frage stellen. 

Ich würde also dazu raten, auf Schaffung von all¬ 
gemeinen Arbeitsnachweisstellen zu wirken, die sich auch 
der Strafentlassenen an nehmen und sie für diesen Fall 
alljählich aus dem Zentralfonds zu dotieren. 

Unerwähnt möchte ich hier nicht lassen, dass in jüngster 
Zeit sich in verschiedenen Orten der Provinz, so auch bei 
uns in Rendsburg, Arbeitsnachweis- und Rechtsauskunfts¬ 
stellen — im Gegensatz zu sozialdemokratischer Gepflogen¬ 
heit — auf nationalchristlicher Grundlage gebildet haben. 
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I Der dritte Punkt ist die Stütze der Schwachen; der 
1 geistig und körperlich Schwachen nicht allein bei der 
■ Fürsorge nach der Entlassung, sondern auch bei der Vor¬ 
fürsorge. 

In vereinzelten Fällen werden, wie wir es schon zu 
verzeichnen hatten, auch hier Arbeitgeber einspringen ; 
im wesentlichen wird aber diese Fürsorge Sache der Vereine, 
Geistlichen, Diakonen und bestellten Fürsorger sein, wenn 
nicht auch hier zweckentsprechende, öffentliche Einrich¬ 
tungen helfend ein treten. 

Einen ganz besonderen Wert möchte ich aber auf das 
Mitwirken» der im Laufe der letzten Jahrzehnte immer 
segensreicher wirkenden Enthaltsamkeitsvereine, der Blau¬ 
kreuzvereine, der Guttemplerlogen und wie sie sonst 
heissen mögen, legen. 

Ich habe es mir in den letzten Jahren angelegen sein 
lassen, zu untersuchen, inwiew^eit der missbräuchliche Genuss 
des Alkohols bei den schweren Gesetzesverletzungen eine 
I Rolle gespielt hat, und ich glaube nicht zu viel zu sagen, 
wenn ich behaupte, dass 80 der Verbrechen mehr oder 
weniger mit der Trunksucht in Verbindung stehen. 

Diese furchtbaren Zahlen ergeben schon ohne weiteres, 
dass die Gefangenenfürsorge hier ernstlich einsetzen muss. 

In vielen Fällen lautet mein Abgangszeugnis von Straf¬ 
entlassenen, welches ich der Polizei und den Fürsorgern 
zur Charakteristik übersende: „Grund seines Falles war 
der Trunk; es ist auf künftige Wohlanständigkeit zu rechnen, 
wenn er demselben fern bleibt und wenn er hierzu die 
nötige, leitende Hand findet. Seine Enthaltsamkeit würde 
seine sittliche Gesundung, die Heilung seiner Willens¬ 
schwäche bedeuten.“ 

Wir haben schon in vielen Fällen diese Enthaltsamkeits¬ 
vereine in Anspruch genommen und haben im allgemeinen 
freundliches Entgegenkommen und ernste Stütze gefunden; 
leider nehmen aber die Guttemplerlogen bestrafte Personen 
nicht auf. Vielleicht lässt sich auch hier im Laufe der 
Zeit ein Ausweg finden. 

Unerwähnt möchte ich schliesslich nicht lassen, dass 
die Heilsarmee ebenfalls Gefangenenfürsorge betreibt. Wir 
haben in einem Falle deren Hilfe, die bereitwilligst zur 
Verfügung gestellt wurde, in Anspruch genommen. 

Habe ich mich bisher mit der grossen Masse der 
Willensschwächen und derjenigen Personen, die wir ge¬ 
meinhin als soziale Schädlinge bezeichnen, beschäftigt, so 
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erübrigt es noch kurz der Fürsorge derjenigen zu gedenken, 
deren ich noch weiterhin als fürsorgebedürftig Erwähnung 
getan habe. 

Es sind dieses die im Strafhause vereinzelt auftretenden 
Personen, die nach einem bisher achtbaren Leben durch 
ihre Missetat aus ihrer sozialen Stellung gefallen sind und 
die vollends untergehen würden, weil sie brotlos werden, 
wenn ihnen nicht beigesprungen wird, was Ja allerdings 
besonders schwierig ist. 

Ich habe hier untreue Beamte, Lehrer und Personen 
ina Auge, die vornehmlich den bessern Ständen angehören. 
Hier gilt' es, menschenfreundliche Persönlichkjeiten mit 
weiten Verbindungen zu gewinnen, die sich der G-efallenen 
annehmen können. Wir haben auch hier recht erfreuliche 
Erfahrungen zu verzeichnen. 

Gleichem Zweck dient auch der Hilfsverein zu Hamburg, 
der derartigen Elementen zur Auswanderung behilflich 
sein will, wenn sie sich in einer Probezeit bewährt haben; 
ebenso die eingerichteten Schreibstuben, die wohl auch 
zum Teil gestatten, eine solche Probezeit zu absolvieren. 

Es dürfte sieh vielleicht empfehlen, wenn der gedachte 
Hilfsverein, der zweifellos erheblicher Geldmittel bedarf, 
eine grössere jährliche Geldzuwendung vom Zentralverein 
erhielte. 

Weiterhin möchte ich aber auch auf grund meiner 
Erfahrungen auf das Entschiedenste davor warnen, Straf¬ 
entlassenen und auch deren Familien bare Geldzuwendungen 
zu naachen, wehn nicht ganz besondere Verhältnisse dieses 
erheischen. Ich kenne viele Fälle, wo das tatsächlich 
direkt der Sache und dem Zweck geschadet hat. 

Kleidung, Essen, Handwerkszeug, Medikamente usw. 
werden am besten in natura oder vermittelst Bons von 
zuverlässigen Lieferanten verabfolgt. 

Meines Erachtens müssen überhaupt alle materiellen 
Unterstützungen auf das Mindestmass beschränkt werden; 
die Gefangenenfürsorge hat sich im wesenlichen auf Be¬ 
schaffung geeigneter Arbeit, Raterteilung und Förderung 
des sittlichen Wohles zu beschränken. 

Andernfalls würden diese Personen in ihrer Willens¬ 
kraft nicht gehoben werden, vor allem aber würden sie 
schliesslich auf den Gedanken kommen, dass ihnen ihre 
Missetat ein Anrecht auf pekuniäre Stütze gibt, dass sie 
den rechtlichen Elementen, die keine Bekanntschaft mit 
dem Strafhause gemacht haben, gegenüber im Vorteile 
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Kirchenzucht im Gefängnisse. 

Von Direktor Dr. Gennat. 


* Wer die Ueberschrift dieses Aufsatzes und darunter 
meinen als des Verfassers Namen liest, der ruft vielleicht: 
■^avjiia iöio^ai und glaubt möglicherweise, ich wollte mich 
auf ein Feld begeben, auf dem ich nichts zu suchen habe. 
Nun neige ich aber keineswegs dazu, mich in mir fremde 
Dinge zu mischen, befolge vielmehr das Schriftwort: Wess 
deines Amtes nicht ist, da lass deinen Fürwitz. Ich bin 
auf eigene Art dazu gekommen, mich mit der Sache zu 
befassen, und die des Interesses nicht entbehrende Vorge¬ 
schichte ist diese: 

Im Frühjahr 1906 wandte sich ein mir noch heute 
persönlich unbekannter Geistlicher Westpreussens, der eine 
zeitlang vertretungsweise in der Gefängnisseelsorge tätig 
gewesen war und einen Vortrag über die Fürsorge der 
Kirche für die entlassenen Gefangenen auf der Kreissynode 
übernommen hatte, an mich, um Literaturangaben zu er¬ 
halten, die sich auf die Abendmahlsentziehung für grosse 
Sünder, „also auch für Sträflinge“ bezögen. Er schrieb 
mir, die Kirche sei unbehindert, die in ihrer Eigentüm¬ 
lichkeit als Strafe unangetastet zu lassende Sühne von 
ihrem Standpunkte aus als Züchtigung zu betrachten und 
ausserdem Kirchenzucht zu verhängen. Aus dem neunten 
schmalkaldischen Artikel^ lasse sich folgern, dass den 
Sträflingen — wie von der äusseren Mission den Heiden — 
flur das Evangelium zur Bekehrung zu predigen sei. 

Begreiflicherweise hatte ich die Literatur dieses mir 
als Verwaltungsbeamten fernliegenden Sondergebietes nicht 
verfolgt. Die auf Nachforschungen in der hiesigen reich¬ 
haltigen Beamtenbibliothek verwandte ziemliche Zeit 
lieferte nach und nach eine genügende Ausbeute. Zugleich 

Vom Jahre 1537 und lautend: 

Maiorem illmn excovimimicationeniy qtiam Papa ?ta 7iomhiat, non iiisi 
cmlem poenam esse ducümis^ non pertinentem ad nos müiistros ecclesiae. 
Mmor aiitein^ qnan nominat^ vera et christiana cst excommnnicatio ^ qnae 
^nanifestos et ohstinatospeccatorcs non admittit ad sacramentnni et coinmimioncm 
ecclesiae^ donec emendentnr et scelera vifent. Et mmistri non dehent confitnderc 
hanc ecclesiasticam poenam sen excoimrmnicationem cttm poenis civ/übns. 
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war mein juridisches Interesse erweckt und ich dachte der 
Frage in der Meinung nach, dass auch durch nichttheo¬ 
logische Gesichtspunkte Fingerzeige zu gewinnen sein 
möchten. Hier das Ergebnis, das die ungeteilte und un¬ 
eingeschränkte Zustimmung meiner geistlichen Mitarbeiter 
(vier evangelischer und eines katholischen) gefunden hat, 
die des katholischen mit der besonderen Erklärung, die 
Gnadenmittel dürften Gefangenen nur aus denselben 
Gründen verweigert werden, wie im öffentlichen Löben 
und die Gefangenschaft als solche sei kein derartiger 
Grund. Für Untersuchungsgefangene werde freilich von 
vielen Theologen eine Ausnahme gemacht, aber nicht aus 
Gründen der Kirchenzucht, sondern weil sich bei einem 
nicht geständigen Untersuchungsgefangenen durch Ver¬ 
schweigung der Schuld leicht die Gefahr eines unwürdigen 
Sakramentempfanges ergeben würde. 

Darüber, dass die Kirche zur Anwendung ihrer Zucht¬ 
mittel auch bei Gefangenen berechtigt ist, kann kein 
Zweifel sein. Aber es fragt sich, ob sie die Zuchtmittel 
ohne weiteres oder aus welchen Gründen und in welchem 
Umfange anwenden soll. Was den letzteren betrifft, so 
wird es sich wohl immer nur um die Verweigerung des 
Abendmahles handeln können, die ja auch der Fragesteller 
allein im Auge hatte, und es leuchtet der Zusammenhang 
zwischen kirchlicher Fürsorge für Entlassene und 
Ausübung der Kirchenzucht gegenüber Gefangenen 
nicht ein. Wie dem indessen sei, so gibt es meines Er¬ 
achtens zwischen meiner Auffassung der Strafe als Ver¬ 
geltung und der Auffassung als Sühne keine Vermittelung, 
geschweige, dass die Strafe Beides in Einem wäre. Die 
ursprünglichste und roheste Form der Vergeltung ist Rache, 
deren Ausübung allmählich vom Einzelnen auf die Ge¬ 
meinschaft überging. Sie geschah um des Interesses der 
Gemeinschaft willen, sie erfolgte zur Wiederherstellung 
des sich mehr und mehr herausbildenden Rechtes, sie sah 
nach und nach von dem äusserlichen Gleichmasse („Auge 
um Auge, Zahn um Zahn“) ab und ersetzte es einerseits 
durch einen Masstab des Wertes oder richtiger Unwertes 
der Tat für die Gemeinschaft, andererseits durch Straf¬ 
arten und Strafmittel, die sich der fortschreitenden Ge¬ 
sittung anpassten. 

Hier handelt es sich um ein forum externum. Die 
staatliche Strafe muss sich daran genügen lassen, den 
Verbrecher unter das Gesetz zu beugen. Bringt sie ihn 
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W auch zur innerlichen Umkehr, um so besser. Die Ein- 
I richtungen des Strafvollzuges bezwecken dies ja zum nicht 
I' geringen Teile. 

Die Sühne aber rechne ich zum forum internum. Ich 
sehe sie als einen Akt der Busse zur Versöhnung mit Gott 
und dem, was als göttliche Ordnung gilt, an und halte sie 
von Wert nur als Ausdruck einer Umwandlung des Innern. 

Mag man die Strafe als Züchtigung bezeichnen, so 
doch nur im allgemeinen, nicht im theologischen Sinne, 

I und wenn man davon redet, der Verbrecher verbüsse 
eine Strafe und sühne damit eine Tat, so hat das 
meiner Meinung nach keine sachliche Bedeutung, sondern 
ist eine auf die mittelalterliche enge Verbindung des Staates 
mit der Kirche, die das Recht unmittelbar von Gott ab¬ 
leitete, die Gesetzgebung an sich zog, selbst strafte oder 
sich den Arm des Staates zur Vollstreckung von ihr ver¬ 
hängter Strafen lieh, zurückzuführende Ausdrucksweise. ^ 

Eine Stütze finden diese Betrachtungen bei Hinschius, 
der in Kochs Landrecht 6/5 Auflage (1876) Bd. 4, S. 166 
ausführt,, dass, wenn die Kirche Strafen im eigent- 
lichen Sinne festsetze, deren Zweck in der Vergeltung 
und damit der Genugtuung, nicht in der Besserung be¬ 
stehe, wenngleich die Kirche den Besserungszweck niemals 
ausser Augen lassen sollte. Die Anwendung einer kirch¬ 
lichen Strafe im obigen Sinne neben einer weltlichen liefe 
daher auf dasselbe, nämlich Vergeltung, hinaus und ver- 
stiesse ausserdem gegen den Grundsatz ne bis in idem. Ist 
nun gar die Strafe der Kirche Vergeltung, wie soll die des 
' Staates Sühne sein können ? Das Recht führt zu immer 
neuen Bildungen, die Gesetzgebung befindet sich in stetem 
Flusse. Was heute strafbar ist, hört auf, es morgen zu sein 
und umgekehrt. Wie vieles ist unsittlich oder gar ungött- 

Dieser landläufigen Redeweise bin ich gefolgt, wenn ich in 
Bd. 27 S. 420 dieser Zeitschrift geschrieben habe: Schuld erheischt 
Sühne, Sühne ist Strafe. Jch erwähne dies, um nicht des Wider¬ 
spruches dieser Stelle mit Obigem geziehen zu werden. Die in 
manchen Gesetzen vorkommende „Busse“ ist nicht einmal Strafe, 
sondern Vergütung eines Schadens durch eine Geldzahlung. Siehe 
z. B. § 188 Abs. 2, § 231 Abs. 2 Str.-G.-B.: eine Busse schliesst die 
Gelttndmachung eines weiteren Entschädigungsanspruches 
aus. In dem Sprachgebräuche mag sich noch ein Nachklang des ältesten 
Hechtes erhalten haben, in dem die Todesstrafe ausgedehnte An- 
u^endung fand und einen sacralen Charakter trug, indem der Ver¬ 
brecher der durch seine Tat erzürnten Gottheit zum Opfer gebracht 
wurde. (Brunner bei Mominsen Zum ältesten Strafrechte der Kultur¬ 
völker S. 53). 
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lieh und wird nicht gestraft und wie vieles wird gestraft, was 
nicht einmal unsittlich, geschweige ungöttlich ist. Ich er¬ 
innere an unzählige Uebertretungen, viele Verletzungen der 
Zoll- und Steuergesetze, Gewerbe vergehen, manche straf¬ 
bare Handlung aus Fahrlässigkeit, Hausfriedensbruch, Auf¬ 
lauf. Was soll hier im Sinne der Theologie gesühnt werden, 
warum soll es gesühnt werden, wie soll es gesühnt werden ? 

Was die kirchlichen Zucht mittel angeht, so halte 
ich dafür, dass Gefangene nicht anders behandelt werden 
dürfen als Freie, also nicht die blosse Tatsache der Ge¬ 
fangenschaft an sich und als solche und ohne weiteres den 
Titel zur Verhängung kirchenregimentlicher Disziplinar¬ 
massregeln hergibt. Der Sträfling kann, weil er Sträfling 
ist, ein grosser Sünder sein, er braucht es aber nicht zu 
sein. Es kommt vielmehr darauf an, was er getan, warum 
er es getan, wie er es getan, wem er es getan. Aber auch 
das genügt nicht, sondern es muss dem kirchlichen Leben 
ein Aergernis gegeben sein. Das braucht nicht einmal 
bei mit harter Strafe bedrohten Handlungen zuzutreffen, 
z. B. bei aktiver oder passiver Bestechung im Falle des 
§ 332, St.-G.-B. und ist andrerseits zu unterstellen bei ge¬ 
wissen Straftaten wie Gotteslästerung, Meineid und Fleisches- 
verbrechen, mögen letztere selbst, wie der Ehebruch, vom 
Gesetze milde angesehen werden. Siehe dazu Richter — 
Dove — Kahl, Kirchenrecht, 8. Aufl. (1886) S. 848. Diese 
Dinge verhalten sich aber an und für sich feindlich gegen 
das kirchengemeindliche Leben, d. h. sie widerstreiten ihm 
selbst dann und da, wenn sie bekannt, aber nicht angezeigt 
Tverden und deshalb unbestraft bleiben oder, etwa wegen 
eingetretener Verjährung, nicht mehr bestraft werden 
können. Das Geschehnis also entscheidet, nicht ob der 
weltliche Arm eingegriffen hat. Müsste die Kirchenzucht 
in jedem Falle gerichtlicher Bestrafung eintreten, so würde 
sie zur Dienerin der Justiz und deren Sprüche hätten aus 
sich selbst heraus Bedeutung auf einem Gebiete, für das 
sie nicht bestimmt, oft genug nicht einmal geeignet sind, 
und gleichzeitig könnte es dahin kommen, dass die Kirche 
mit ihrer Zucht nicht nur immer, sondern auch nur 
eingriffe, wo der Richter geredet hätte. Und doch hat 
die Kirchenzucht Sinn und Zweck nur, wenn sie selbständig 
ist und lediglich die Aufgaben und Bedürfnisse der 
Kirche in das Auge fasst und zur Richtschnur nimmt. 

Aus dem Artikel 9 der schmalkaldischen Bekenntiiis- 
schrift vermag ich nichts von Belang zu folgern, denn er 
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I sagt nicht, wer dem Wesen, nicht dem Worte^) nach oh- 
I stinatus peccator sei und kann umsoweniger unbesehen auf 
I Sträflinge bezogen werden, als es solche im heutigen Sinne 
damals nicht gab. Es gab auch nicht die zahllosen Straf¬ 
bestimmungen von der internationalen Vereinbarung 
herunter bis zur dörflichen Polizeiverordnung. Man ver¬ 
gleiche die um jene Zeit (1532) für das Peich verkündete 
Carolina mit der Sammlung strafrechtlicher Polizeiverord- 
nmigen auch nur eines Regierungsbezirks. Und nun gar 
erst die Tatbestände. Dort fast durchgängig noch heute 
als Verbrechen angesehene Handlungen, hier öfter Dinge, 
die sich von Nichtigkeiten nicht viel unterscheiden. Selbst 
wenn daher zur Zeit der Abfassung der schmalkaldischen 
Artikel jeder Verurteilte eo ipso als obstmatus peccator ge¬ 
golten haben sollte, so darf heutigen Tages nicht mehr 
daran gedacht werden. Eine Ausschliessung von den 
kirchlichen Heilsmitteln rechtfertigt sich daher meines 
Dafürhaltens nur dort, wo sie schlechthin und bei jeder¬ 
mann eintreten darf, also etwa wegen der Stellung zur 
Abendmahlslehre, wegen Unbussfertigkeit, wegen der durch 
die Tat stattgehabten Nichtachtung oder Störung des Ge¬ 
meindelebens. 

Zum Schlüsse noch Eins: Unter den Gefangenen ist 
weit verbreitet Gleichgiltigkeit, viel vertreten Feindselig¬ 
keit, manchmal vorhanden Verachtung gegen die Religion 
oder ihre Erscheinungsform in der Earche oder die Geist- 
I liehen als deren Lehrer. Es sollte daher alles geschehen, 
jene dem Glaubensleben wieder zuzuwenden. Wähnt man 
es dadurch zu erreichen, dass man den Gestrauchelten 
ohne Unterschied, bloss weil er gestrauchelt, der Segnungen 
des Abendmahles unteilhaftig macht und den, der sich 
nach Vergebung sehnt — und deren gibt es immerhin 
genug — ohne Rücksicht auf seine Bussfertigkeit zurück- 
stösst ? Alle Bestrebungen richten sich darauf, auch im 
Verbrecher den Menschen zu ehren und ihn als Gefangenen 
nur dessen zu berauben, wessen er zur Verwirklichung 
der Freiheitsenziehung entbehren muss, sein inneres Leben 

‘) Obstinatuspeccator ist doch wohl ZU übersetzen’. ein hartnäckiger 
Sünder, jemand der in der Sünde verharrt, sich von ihr nicht ab- 
bvingen lässt. Auf dem Gebiete der Kriminalität entspricht dem der 
fortgesetzt Rückfällige, der eingefleischte Verbrecher, der Zustands¬ 
verbrecher. Wie gross deren Zahl auch sein mag, sie stellen doch 
nur einen Bruchteil der Kriminalität dar und somit findet jener 
Artikel nicht einmal dem Wortlaute nach auf die Gefangenen schlecht¬ 
hin Anwendung. 
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aber nur insoweit anzutasten, dass man es zu fördern, 
n i c h t zu hemmen sucht. Und die Kirche sollte dem allem 
entgegen sein und den gefallenen Christen seines Falles 
wegen den Heiden gleichstellen wollen? Sie verlöre 
vollends den schmalen Boden, den sie ohnehin nur noch 
ihr Eigen nennt, und müsste sich dessen selbst an klagen, i) 
Auch die literarischen Aeusserungen, die auszugraben 
mir gelungen ist^), und die fast sämtlich von Geistlichen 

Richter-Dove-Kahl bemerken a. a. 0. S. 843, die Kirchenzucht 
zu pflegen, sei eine Aufg’abe, die mit grosser Weisheit gelöst sein 
wolle. 

In einem mir nicht einmal dem Titel nach bekannten Buche 
von Bienengräber — vielleicht der „Pastoraltheologie“ — soll davon 
die Rede sein, dass früher in den Gefängnissen die Abendmahls¬ 
entziehung gründsätzlich angewandt worden sei. In einem Werke 
von Meurer „Der Begriff des kirchlichen Strafvergehens in Deutsch¬ 
land zur Reformationszeit“ (1883) liS'be ich nichts davon finden können, 
vielmehr nur den bewussten Art. 9 auf S. 18, 40 Anm. 7, S. 47, 64 
Anm. 2, S. 102 angezogen gefunden. Der Verfasser bietet eine rechts¬ 
geschichtliche Untersuchung für einen rund 350 Jahre zurückliegenden 
Zeitraum. Seine Ergebnisse lassen sich deshalb nicht ohne weiteres 
für die Gegenwai’t nutzbar machen. Denn damals ist doch kein 
dauernder Stillstand eingetreten und die Entwickelung seitdem fordert 
ihr Recht. Ferner lehrt die Darstellung, wie vielartig, verworren, 
ineinanderlaufend und durcheinandergehend selbst die grundlegenden 
Begriffe waren, sodass es nur mühsam gelingt, ein einigermassen 
klares Bild zu gewinnen. Endlich beschäftigt sich die Schrift mit 
dem kirchlichen Strafvergehen, d. h. dem mit einer Kirchenstrafe 
bedrohten Vergehen (S. 6, 26). Verschieden aber sind Strafe und 
Zucht und darum Strafmittel und Zuchtmittel. Denn „die Strafe hat 
ihren Reehtsgrund in der vollbrachten Tat und blickt in die Ver¬ 
gangenheit. Die Zucht dagegen hat in der bösen Handlung nicht 
ihren Rechtsgrund, sondern höchstens ihre Veranlassung’ und schaut 
in die Zukunft“. (S. 24). Da es sich nun hier um Beti*achtungen 
über die Kirchenzucht handelt, steht anderes als der Gegenstand 
des Buches in Frage, 

Immerhin verdienen zwei Feststellungen Meurers an dieser 
Stelle Erwähnung, dass nämlich 

1. scehis im neunten schrnalkaldischen Artikel nicht die Be- 
deutu^’ von „Verbrechen“ im gemeinen Wortgebrauche gleich straf¬ 
barer Handlung, sondern von peccatum grave (S. 39 bis 40), also etwa 
von Verbrechen ini Sinne des § 1, Abs. 1 Str.-G.-B. bat, 

2. das kirchliche Straf vergehen das un bussfertige Verharren in 

einer schweren, öffentlichen und dadurch Aergernis erregenden Sünde 
ist (S. 101). • ^ ^ 

Es ist also keine Rede davon, dass auch nur zurzeit der Ab- 
assung der schrnalkaldischen Artikel jeder Verurteilte der Abend- 
mahlseutziehung verfallen wäre. Wie viel weniger ist das heute 
möglich, wo der grösste Teil der nahezu unzähligen strafbaren 
Handlungen nicht einmal sittliches Unrecht, geschweige denn Sünde 

übrigen Begriffsmerkmalen meist keins, sonst 
0 ei das andere oder eins und das andere, selten aber sämtliche 
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herrähren, stehen in Ansehung der Kirchenzucht, auf 
meiner Seite. 

1. Der Strafanstaltsprediger Jablonowski äussert 
sich 1842 in seiner Schrift „Das religiöse und kirchliche 
Element in der Bestrafung“ S. 44 dahin, dass ein vortreff¬ 
liches Mittel, auf das Gemüt des Gefangenen Einfluss zu 
üben, in der Beichte und der Feier des Abendmahles ge¬ 
boten werde. Darauf folgen Ausführungen in warmen 
Worten und Erwähnungen des Abendmahles auf S. 57, 
75, 81 Anm. 

2 V. Spesshardt schreibt in seinem „Handbuche 
über Straf- und Besserungsanstalten“ (1843), es müsse 
regelmässig (S. 95), und zwar jährlich mindestens zweimal 
(S. 173), das Abendmahl gereicht werden. 

3. Bei Pfarrer Bergsträsser „Die sächsischen Straf¬ 
anstalten“ (1844) ist zu lesen, dass Beichte und Abendmahl 
Mittel seien recht kräftig auf die Seelen einzuwirken, und 
denjenigen Vorstellungen gemacht würden, die 
sich längere Zeit nicht daran beteiligen (S. 202). 

4. In dem 1866 erschienenen „System der Gefängnis- 
kunde“des Licentiaten und Pastors Haenel, eines hannover¬ 
schen Strenggläubigen, heisst es S. 235, die Gefängnis¬ 
gemeinde habe dasselbe Heilsbedürfnis wie alle übrigen 
und die Gefangenen dürften nicht als besondere Menschen¬ 
klasse mit besonderem Bedürfnisse behandelt werden. Aus 
dem nämlichen Heilsbedürfnisse folge aber die Anwendung 
der nämlichen Heilsmittel. Zwar wird dann S. 236 gesagt, 
die Gefangenen hätten ein öffentliches Aergernis gegeben 
und seien daher der Kirchenzucht verfallen. Ersteres ist 
aber nicht unbedingt richtig und Letzteres gilt von ihnen 
nicht mehr als von anderen. Der Verfasser zieht übrigens 
auch keineswegs den Schluss, dass das Sakrament schlecht¬ 
hin zu verweigern sei, sondern fordert an derselben Stelle 

zutreffen. Wären indessen selbst die Urheber der schmalkaldischen 
Artikel der Meinung gewesen, der neunte solle unbedingt jeden Ver¬ 
urteilten treffen, so bleibt trotzdem zu beherzigen, was ich weiter 
vorn ausgesprochen habe und Bluntschli in der Lehre vom 
modenien Staate, 5. Aufl. (1876) Bd. 2, S. 373 mit etwas anderen 
Worten so ausdrückt: alle Bekenntnisse sind der Ausdruck des Zeit¬ 
bewusstseins und können daher keine absolute Geltung für alle 
Zeiten in Anspruch nehmen, vielmehr muss die zeitgemässe Fort- 
und Ausbildung ihres Inhaltes und ihrer Form anerkannt Averden. 
Soweit der bewusste Artikel 9 in Ansehung Bestrafter eine wirklich 
bedingungslose Herrschaft beanspruchen sollte, wird er ja denn auch 
theoretisch und praktisch nicht mehr aufrecht erhalten, sondern in 
desuetudmem ahiit. 

Blätter für Gefängniskunde. XLIV (> 
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im Gegenteile, dass es keinem, der nicht unwürdig sei, 
verweigert werde, und S. 240 rät er zu grosser Vorsicht 
bei Spendung des Abendmahles an Untersuchungs- 
gefangene, also vielleicht doch Unschuldige, will es aber 
befördern, dass sie vor der Abführung in die Straf haft 
das Abendmahl nehmen. 

5. Zugschwerdt, ein Katholik, hat 1867 ein Buch „Der 
Vollzug der Freiheitsstrafen“ erscheinen lassen, worin er 
S. 340 sagt, dass die Pflicht der Geistlichen, die Gläubigen 
zum Gebrauch der göttlichen Gnadenmittel aufzufordern 
auch in Strafanstalten Geltung habe. In der österreichischen 
Strafanstalt Stein würden die Sträflinge fünfmal im Jahre 
aufgefordert und jeder wisse, dass es gern gesehen 
werde, wenn er Folge leiste. Es werde ein sorgfältiges 
Verzeichnis geführt. 

6. Pastor H i n d b e r g erklärt in Bd. 12 S. 208 dieser 
Zeitschrift (1877) eine grundsätzliche Ausschliessung sämt¬ 
licher Sträflinge vom Abendmahle für ein grosses Unrecht 
und fügt S. 209 hinzu, dass solche, die in ihrer Sünde, in 
ihrem Verbrechen beharren, besonderer Vorbereitung 
und ernster Verwarnung bedürfen. Sie vom Genüsse des 
Abendmahles zurückzuweisen, sei falsch.^) 

7. Aus Böhmes „Grundzügen der Gefängniswissen¬ 
schaft“ (1879) führe ich S. 151 an, wo steht, dass man zum 
Abendmahle jeden in der kirchlichen Gemeinschaft stehen¬ 
den Gefangenen, namentlich aber die Kranken, so oft werde 
zulassen müssen, als sie es wünschen. 

8. Pastor Heinersdorff erzählt, dass er solche, 
die zeigen, dass ihr Herz noch völlig ungebrochen sei, für 
die nächste Feier oder vorläufig ganz zurückstelle (52. Jahres¬ 
bericht der Rheinisch-westfälischen Gefängnisgesellschaft 
[1880] S 68). 

9. Im 58. Jahresbericht der Rheinisch-westfälischen 
Gefängnisgesellschaft (1886) spricht sich S. 31 Pastor Vor¬ 
mann dahin aus, dass der Gefangene durch den Verlust 
der Freiheit nicht der Wohltat des Abendmahles beraubt 
werden solle. 

10. Pastor Heinemann verlangt im 4. Jahrbuche 
der Sächsisch-anhaltischen Gefängnisgesellschaft (1888) S. 22, 
dass,, sobald der Gefangene während der Strafzeit keinen 
Anlass zum Tadel über sein Verhalten gebe, ihm das 

.1 S. 208 wie vor ihm v. Spesshardt a. a. 0. S. 174 

verlangt, dass Gefangene nicht mit Ketten belastet zum Abendmahl 
gehen, so hat das wohl nur noch geschichtliche Bedeutung. 
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Abendmahl nicht verweigert werden könne. S. 28 fährt 
er fort: so wie der Geistliche in freien Gemeinden nicht 
das Recht habe, jemanden vom Abendmahlstische zurück¬ 
zuweisen, der nicht ein öffentliches Aergernis gegeben 
habe, so habe er auch nicht das Recht, einen Gefangenen 
zurückzuweisen, der nicht durch augenfälliges Betragen 
an den Tag gelegt habe, dass ihm aufrichtige Busse abgehe. 

11. Aus V. Holtzendorffs und v. Jagemanns 
„Handbuch des Gefängniswesens“ Bd. 2 (1888) führe ich 
die Auslassungen des katholischen Pfarrers Krauss an, 
die Beichte sei ein mächtiges Hilfsmittel zur Bekämpfung 
und Unterdrückung der Sünde und Verbrechen, es erfasse 
das Verbrechen bei der Wurzel, um sie auszurotten (S. 142). 
Für die Absolutionsverweigerung gelten die allgemeinen 
Grundsätze (S. 143 Anm. 3). Vorher — 1885 — hatte er 
diese Verweigerung ein mächtig packendes Mittel zur 
Erzielung eines Geständnisses genannt (Bd. 19 S. 197 
dieser Zeitschrift). 

12 . Kr ohne drückt sich in seinem „Lehrbuche der 
Gefängniskunde“ (1889) dahin aus, dass die Versagung der 
Teilnahme am Abendmahle ein ernstes kirchliches Zucht¬ 
mittel bilde. Der Geistliche habe besondere Sorgfalt auf¬ 
zuwenden, damit die Gefangenen nicht leichtsinnig, unbuss¬ 
fertig oder frivol hinzulaufen (S. 467). 

13. Im 66 . Jahresberichte der Rheinisch-westfälischen 
Gefängnisgesellschaft (1893) bemerkt Pastor Haf ner S. 70, 
dass der Weg, auf dem inq Allgemeinen die Seelen am 
besten erweckt und gepflegt werden können, das Wort 
Gottes und das Sakrament seien. 

14. Der katholische Pfarrer Zadrow lässt sich im 
71. Jahresberichte der Rheinisch - westfälischen Gefängnis- 
Gesellschaft (1899) auf S. 118 dahin aus, dass die Kommu¬ 
nikanten zu einem würdigen Gebrauche des Sakramentes 
des Altares zu bewegen seien. 

15. Superintendent Stade schreibt in seinem Werke 
„Aus der Gefängnisseelsorge“ 1901 S. 156, dass die Zeit, 
in der man Gefangene als überhaupt unwürdig vom Abend- 
mahle ausschloss, für immer vorbei sei und zur ausnahms¬ 
losen Zurückweisung nur der Grund berechtige und ver¬ 
pflichte, dass ein Gefangener frivol oder lästerlich über 
das Abendmahl gesprochen habe (S. 103), während sonst 
kein Unterschied zwischen „Würdigen“ und „Unwürdigen“ 
vorzunehmen sei (S. 1 Ö 2 ). 

16. Zweimal hat sich über die Angelegenheit hören 

lassen Pastor Benecke, 0 :» 
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a) In seinen „Gefängnisstudien“, erschienen 1903, 
schreibt er auf S. 89, es liege auf der Hand, dass man 
mit dem Ausschlüsse vom Genüsse des Abendmahles sehr 
vorsichtig zu Werke gehen müsse, um nicht Schaden statt 
Nutzen zu stiften. In zweifelhaften Fällen sei daher der 
Genuss des Abendmahles lieber zuzugeben, als zu ver¬ 
bieten. 

b) In der Zeitschrift für die evangelische lutherische 
Kirche in Hamburg Bd. 10 S. 115 heisst es: Der Gefängnis¬ 
geistliche ist verpflichtet, unter Umständen an den Ge¬ 
fangenen Kirchenzucht zu üben. Von allen geistlichen 
Amtshandlungen kommt hier ausschliesslich die Verwaltung 
des Abendmahls in Frage. Der Geistliche muss das Recht 
haben, solche, welche ihm dazu ungeeignet erscheinen, 
von dem Genüsse des Abendmahles auszuschliessen. Aber 
dies Recht gewissenhaft und richtig auszuüben, ist recht 
schwer. 

17. Bei Konsistorialrat v. Rohden „Probleme der 
Gefangenenseelsorge und Entlassenenfürsorge“ 1908 ist 
S. 64 zu lesen, dass vermöge der Wahlfreiheit der Ge¬ 
fangenen in' Ansehung des Abendmahles der Höhepunkt 
des christlichen Kultus gerade im Gefängnisse seine eigen¬ 
artig erhebende, innerlich befreiende Kraft bewähren solle 
und könne. 

18. Der katholische Pfarrer Ambos weist in Bd. 44 
(1910) S. 137 dieser Zeitschrift auf die natürliche, wohl¬ 
tätige Seite einer guten Kommunion und einer würdigen 
Beichte hin. 

Aus diesen Aeusserungen ergibt sieh, dass 

I. niemand von der grundsätzlichen Zurückweisung 
der Gefangenen von der Beteiligung am Abendmahl etwas 
wissen will, 

H. Beichte und Abendmahl als besonders wirksame 
Mittel seelsorgerischer Einwirkung angesehen werden, 

III. die Zurückweisung von einigen Geistlichen nicht 
einmal bei „Hartnäckigen“ und „Unwürdigen“ für richtig 
gehalten wird, 

IV. der eine oder andere sogar darauf hin wirkt, dass 
die Gefangenen das Abendmahl nehmen, 

V. die etwaige Ausschliessung mit dem Umstande der 
Gefangenschaft nichts zu tun hat, weil sie geschieht 

a) wegen ungebührlichen Verhaltens gegenüber dem 
Heilmittel oder 
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ß) wegen ungenügender Kenntnis von dessen Bedeu¬ 
tung oder 

y) wegen Erregung von Aergernis durch das Benehmen 
in der Anstalt’) oder 

5) wegen unbussfertiger Gesinnung. Als solche gilt 
zwar meist auch Mangel des Schuldgeständnisses oder 
Reuebekenntnisses. Aber selbst bei solchem Mangel pflegt 
die Zulassung nach längerer Zeit oder mit besonderer 
Vorsicht zu geschehen, 

VI. wo Anlass zur Ausschliessung gegeben scheint, 
die Teilnahme im Zweifel lieber gestattet als versagt wird. 

Dass Untersuchungsgefangene schlechthin abgewiesen 
werden, ist nicht gerechtfertigt, kommt aber wohl in 
heutiger Zeit nicht mehr vor. 

Auch die Anordnungen der geistlichen und der welt¬ 
lichen Behörden gehen davon aus, dass die Gefangenen 
berechtigt sind, sich an den Abendmahlsfeiern zu beteiligen. 
Denn ein preussischer Ministerialerlass vom 22, Juli 184P) 
spricht den Wunsch aus, dass sämtliche Beamte das Abend¬ 
mahl mit den Sträflingen feiern. Die Anweisung des 
preussischen Oberkirchenrates an die evangelischen Geist¬ 
lichen vom 24. Dezember 18583) bestimmt in § 17, dass 
die Austeilung des Abendmahles nur an diejenigen Gefan¬ 
genen erfolgen darf, deren Herzenszustand dem Geistlichen 
bekannt ist und von deren Bussfertigkeit und Heilsbegierde 
er unzweideutige Zeichen empfangen hat. Dementsprechend 
lautet die Dienstanweisung für die — evangelischen und 
katholischen — Geistlichen an den Anstalten des preussischen 
Ministeriums des Innern vom 9. Juli 1903^) in § 4 Abs. 2 
Satz 1: über die Zulassung oder Zurückweisung vom Abend- 
mable bestimmt der Geistliche. Alle mir bekannten älteren 
und neueren Verwaltungsvorschriften in Preussen, Bayern, 
Sachsen, Baden, Hessen und Hamburg handeln auch vom 
Abendmahle der Gefangenen und bestimmen zum Teile die 
Zahl der jährlichen Feiern, Dass die Gefangenen um 
dieser ihrer Eigenschaft willen nicht vom Sakramente 

i also nicht durch die Straftat. Mithin ist die Gefangenschaft 
selbst nicht die Ui’sache. Höchstens, dass sie Bedingungen zu einer 
Aufführung schafft, die solchergestalt draussen nicht gegeben sind. 
Aber auch das Umgekehrte ist dev Fall. 

i Erwähnt von Jablonowski a. a. 0. S, 76. 

i Abgednickt bei Klein „Die Vorschriften über Verwaltung 
und Strafvollzug in den preussischen Justizgefängnissen“ 1905 
S. 127 ff. 

i Abgedruckt bei Limberg „Die Gefängnisseelsorge“ 1903 S. 26. 



— 322 — 


ausgeschlossen sind, leite ich quasi per argumentu7na contrario 
aus § 28 Abs. 4 der Grundsätze des Bundesrates vom 
28. Oktober 1897 her, weil dort steht, dass kein Gefangener 
zur Teilnahme an den kirchlichen Heilsmitteln — im Gegen¬ 
sätze zur Teilnahme am Gottesdienste — gezwungen werde. 
Wäre die Zulassung zu den Gnadenmitteln schlechthin zu ver¬ 
neinen, so enthielte die Bestimmung Widersinniges. Dass 
sie die Teilnahme freistellt, beweist, dass sie mit der 
Spendung rechnet. 

Ja, in früheren Zeiten wurde sogar ein leiser Druck 
ausgeübt, dass die Gefangenen zum Tische des Herrn 
gingen. So heisst es im § 93 des sogenannten Rawitscher 
Reglements vom 4. November 1835, dass diejenigen Sträf¬ 
linge, welche eine geraume Zeit verstreichen lassen, ohne 
am Abendmahle teilzunehmen, vom Geistlichen deshalb 
besonders zu ermahnen sind. In der in dieser Zeit¬ 
schrift Bd. 71 (1887) S. 43 abgedruckten sächsischen Haus¬ 
ordnung* findet sich die Stelle, dass die Teilnahme der 
evangelischen Gefangenen am Abendmahl freiwillig, aber 
darauf zu halten ist, dass jeder Gefangene an min¬ 
destens zw^ei von den acht bis neun Feiern in jedem Jahre 
sich beteilige (§ 31 Abs. 1). Und v. Wintzingeroda- 
Knorr „Die deutschen Arbeitshäuser“ (1885) sagt S. 27: 
es wird darauf gehalten, dass die Korrigenden sich 
an dem Abendmahle, so oft dasselbe abgehalten wird, 
beteiligen. 

Uebrigens hat die Angelegenheit eine reiche geschicht¬ 
liche Vergangenheit. 

In Strassburg wurde durch den Einfluss des berühmten 
Predigers Geiler von Kaisersberg (1445—1510) die Ge¬ 
wohnheit abgeschafft, den zum Tode Verurteilten das 
Sakrament nicht zu geben, und in Frankfurt beschloss der 
Rat 1467, den Gefangenen das Sakrament reichen zu 
lassen, die es begehrten.^) Die evangelischen Kirchen¬ 
ordnungen des 16. und 17. Jahrhunderts bestimmen, dass 
den zum Tode Verurteilten einige Tage vor der Hinrich¬ 
tung das Sakrament gereicht werde. 2 ) Für Hamburg ver¬ 
fügte die Ordnung des Zuchthauses vom 8. Mai 1622 in 
Teil II Abschnitt H Ziff. 3, dass alle zu einem verständigen 


) Krauss „Die Gefangenen und die Vei’brecher unter dem 
Einflüsse des Christentums“ 1889 S. 37. Derselbe „Im Kerker vor 

S. l30. Also hat der Standpunkt auch der 
katholischen Kirche geschwankt. 

Krauss „Ini Kerker“ S. 131. 
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Alter — über 15 Jahre — Gekommenen, nachdem sie 
fleissig unterrichtet worden, jährlich mindestens zweimal 
das Abendmahl empfangen solltenA) Die Ordnung des 
Spinnhauses vom 12. Mai 1669 Teil III Abschnitt I Ziff. 7 
befahl einen mehrmaligen Empfang des Abendmahles. 2 ) 
Der Vertrag mit dem Pächter des Arbeitshauses in Berlin 
vom 7. Januar 1718 besagt in Ziffer 6, der Pächter habe 
darauf zu sehen, dass die Kommunion von Zeit zu Zeit 
gehalten werde. Die Haus- und Dienstordnung für das 
Zuchthaus zu Celle vom 23. Dezember 1732 handelt in 
§8^) ausführlich vom Abendmahle. Die Gefangenen sollen 
gründlich vorbereitet und, wer zu unwissend oder unbuss¬ 
fertig sei, bis er sich geändert habe, zurückgewiesen werden. 
Und die Hausordnung des — katholischen Zucht- und Ar¬ 
beitshauses zu Mainz vom 9. Mai 1743 verlangt von den 
Insassen, dass sie alle Monate oder so oft es ihnen der 
Priester auferlege, kommunizieren.®) Endlich lautet 
§ 10 des Ediktes wegen Gründung zweier neuer Arbeits¬ 
häuser zu Brieg und Jauer vom 25. März 1747®); Diejenigen 
Häftlinge, welche einige Besserung vermuten lassen und 
zum Genüsse des Abendmahles würdig erachtet werden, 
sind dazu nach eines jeden Religion zuzulassen. 

Besonders interessant hat sich das geschichtliche Vor¬ 
spiel in der Schweiz gestaltet. In dem Werke von Schaff- 
roth „Geschichte des bernischen Gefängniswesens“ 1898 
heisst es darüber S. 103 bis 109: 

„Schon seit Errichtung des Schallenwerks^) war die 
Frage des Gottesdienstes und des Abendmahlsgenusses für 
die Sträflinge eine schwebende; denn auf Weihnachten 
1615 hatte der Rat an die geistlichen Herren die Weisung 
erteilt, „„zu konsultieren, ob die im Schallenwerk ent¬ 
haltenen Malefikanten das hl. Abendmahl des Herrn ge¬ 
messen sollten : weil sie Exkommunizierte in solchem Wesen 
sind und ob es die Kirchen statuta zulassen““. Die Ant- 
wort des K onvents kennen wir nicht; die Frage kehrte 

0 Streuff „Geschichte der Gefänffnisverwaltung in Hamburg“ 
1890 S. 181. » b 

Streug a. a. 0. S. 206. 

’*) Rosenfeld in v. Liszts Zeitschrift Bd. 26 (1906) S. 7. 

*) Abgedruckt als Anlage zur Statistik der Strafanstalten des 
preussischen Ministeriums des Innern für 1908, erschienen 1909, S. 6. 

®) Hoffmann „Das Gefängniswesen in Hessen“ 1899 S. 8. 
Anm. 1. 

®) Mitgeteilt von Rosenfeld in dieser Zeitschrift Bd. 42 
(1908) S. 745. 

Um 1615. 
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oftmals wieder, namentlich in den Jahren 1759 und 1770, 
in welchem letzteren der Rat nochmals ein Gutachten vom 
Konvent darüber verlangte, „„ob den Schallenleuten 
sammethaft oder zum Teil das hl. Abendmahl zu admini¬ 
strieren sei?““ Darauf antwortete die kirchliche Behörde 
kategorisch: „ „ 1. den Gefangenen ist die Kommunion nicht 
zu erteilen, a) weil den symbolischen Büchern zuwider: 
Wer unwürdig isset und trinket, der isset und trinket ihm 
das Gericht. Auch der Heidelberger Katechismus^) sage, 
den offenbaren Sündern sei das Abendmahl nicht zu 
geben f) b) weil die Privatkommunion durch die Refor¬ 
mation abgestellt worden ist; deshalb werde die Kommunion 
auch im Spitale nicht ausgeteilt; c) wenn Bekehrte sich 
im Scballenwerke befinden, so könne ihnen die Aus¬ 
schliessung vom Abendmahle nicht schaden, da sie sich in 
der Unmöglichkeit befänden, es geniessen zu können; d) der 
Abendmahlsgenuss im Schallenwerke könnte auch andere 
Menschen zu leichtsinnigem Hinzutreten zu des Herrn Tisch 
veranlassen; e) da überhaupt der Gottesdienst und die 
Religion an Ehrerbietung eingebüsst haben, so würde die 
Missachlung des Abendmahls im Schallenwerk noch ver¬ 
mehrt. 2. Die Frage, ob nicht ein Unterschied zu machen 
sei unter den Gefangenen selbst, ist ebenfalls zu verneinen, 
weil a) der Unterschied schwer zu machen ist; die Zeichen 
der Besserung seien ungewiss. Der Informator (Werk¬ 
meister), dem man die Sache überlassen müsste, könnte 
sich selbst betrügen im Urteile und erhielte durch die 
Vollmacht eine Gewalt, wie sie kein Geistlicher weder zu 
Stadt noch Land besitze; b) die nicht zum Abendmahl 
Hinzugelassenen würden als Exkommunizierte betrachtet 
werden; das wäre bedenklich und sei in der reformierten 
Kirche nicht gebräuchlich; c) weil diejenigen, die kein 
schweres Verbrechen begangen und denen das Schallen¬ 
werk mehr zur Korrektion als zu etwas anderem gereichen 


*) Aus dem Jahre 1563. 

Heidelberger Katechismus nicht. In der 
WflnHfi Hio unchristlicher Lehre oder unchristlichem 

vnn -iAno 1 Verbietuiig der Sakramente füh ren, wenn 

Vernv^wl^^v^’'' etlicher, brüderlicher und danach der Kirchen- 

abgestanden werde. Wer auf solche 
Besse,rutio''%p,.hiw^^ wieder angenommen, wenn er wahre 

nämlich *dfl< 3<5 a;« erzeigt. Was zu beweisen gewesen wäre, 

fano-enen voriipt^o Ausschlusses bei jedem Ge- 

seitTo't werden w' Gefangenen nachträglich be¬ 

seitigt weiden, wird ohne weiteres als bewiesen hingestellt. 
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solle, gemeiniglich nicht lange darin aufhältlich sind, so 
können sie die Zeit ihrer Loslassung wohl erwarten, um 
kommunizieren zu können. Die Kranken zu Stadt und 
Land müssten oft Jahre lang warten, das heil. Sakrament 
zu empfangen; d) weil es Anstoss und Aergernis erregen 
würde, wenn in einer der Stadtkirchen den Gefangenen 
das Abendmahl ausgeteilt würde, da das Volk sehen müsste, 
dass solche, die von der menschlichen Gerechtigkeit ab¬ 
gesondert sind, das gleiche Recht wie andere wahre Christen 
haben. Die Heiligkeit und Feierlichkeit der hl. Kommunion 
würde Schaden leiden; e) weil auch in anderen Ländern 
protestantischer Religion das Abendmahl nicht erteilt wird. 
Die Erlaubnis, bei uns gegeben, würde den seit langen 
Zeiten besessenen Ruhm unserer vaterländischen Kirche 
verdunkeln.““ Der Rat beschloss zwei Tage nach Empfang 
dieses Gutachtens, „„dass von der Erkenntnis, es sei den 
Gefangenen die heil. Kommunion nicht zu reichen, nicht 
gewichen werden, sondern es bei derselben bewendet 
bleiben soll.““ 

Aber schon 1796 verlangte trotz diesem Dekret der 
Rat ein neues Gutachten des Kirchenrats. Es handelte 
sich darum, ob es nicht ratsam wäre, dieses Dekret ab¬ 
zuändern und zu untersuchen, wie und in welchem Falle 
den Züchtlingen überhaupt der Abendmahlsgenuss gestattet 
werden solle. Der Kirchenrat „„anerkennt in der neuen 
Anfrage mit dankbarer Rührung die religiöse Menschen¬ 
liebe des Rates, indem dieser den Unglüklichen unter seinen 
Untertanen eines der wirksamsten Mittel, das hl. Abend¬ 
mahl, nicht vorenthalten möchte, sofern einer solchen Ver¬ 
fügung nicht ernste Bedenken entgegenständen.““ 

Diese Bedenken setzte der Konvent in einer einläss¬ 
lichen, mehr juristisch als religiös gehaltenen Zuschrift vom 
27. November 1796 auseinander. „„Es scheine hart zu 
sein, heisst es darin, die auf lange Jahre oder lebensläng¬ 
lich verurteilten Schallen werker der Kommunion zu berauben, 
die anscheinende oder wirkliche Besserung bewirken könne, 
hart, solchen Menschen mit den irdischen Gütern, der per¬ 
sönlichen Freiheit und der bürgerlichen Ehre auch noch 
die himmlischen Güter zu entziehen. Aber zunächst streite 
die Darreichung des heil. Abendmahls an Verbrecher wider 
den Begriff der Kirche und des Staates. Wenn jene eine 
Gemeinschaft von Menschen sei, die sich zu sittlichen 
Zwecken verbunden hätten, so sei dieser eine solche mensch¬ 
liche Gesellschaft, die unter sich zu ihrer gegenseitigen 
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Beschützung zusammentrete. Wenn der Staat aber die 
Verbrecher aus seiner Gemeinschaft ausschliesse, so seien 
sie auch keine Kirchengiieder mehr, indem der Zweck 
der Kirche, ohne in der bürgerlichen Gesellschaft zu leben, 
nicht erreicht werden könne. Seien die Verbrecher aber 
keine Kirchenglieder mehr^), so dürften sie auch nicht zu 
einer Handlung zugelassen werden, welche Symbol ihrer 
moralischen Verbindung sei. Die Hinzulassung müsste eine 
stillschweigende Erklärung ihrer Rehabilitation in die Rechte 
eines Bürgers sein, folglich im Widerspruch mit der Fort¬ 
setzung ihrer Strafe. Zum andern sei das heil. Abendmahl 
zur Besserung der Verbrecher auch nicht unumgänglich 
notwendig. Alle übrigen Besserungsmittel der Religion, 
Predigt, öffentlicher Gottesdienst, Katechisation, Gebet, Er¬ 
bauungsbücher würden denselben in den Zuchtahstalten 
reichlich dargeboten; seien diese aber unwirksam, so werde 
nach aller Erfahrung auch das Abendmahl unwirksam 
bleiben. Fruchteten aber jene Besserungsmittel, so sei 
keine dringende Notwendigkeit des Abendmahls vorhanden. 
Zum dritten könnten die Züchtlinge auch zu ihrem Tröste 
desselben entbehren. Nach den Grundsätzen der evan¬ 
gelischen Religion beruhe der Trost des Menschen nicht 
auf äusseren Zeichen und Siegeln, sondern auf dem Glauben 
an die Verheissungen Jesu und der Anwendung derselben 
auf des Menschen Seelenzustand. Daher werde in der 
reformierten Kirche mit Ausschluss aller Privatkommunion 
jeder Kranke und jeder zum Tode Verurteilte angewiesen, 
hierin seinen Trost zu suchen. Es wäre zu besorgen, dass 
bei den Verbrechern eben darum, weil ihnen durch die 
Hinzulassung zum Abendmahle vergönnt würde, mit ihren 
Richtern und der Gemeinde unbescholtener Bürger in Kom¬ 
munion zu treten, Hoffnungen und Ansprüche auf Erlass 
ihrer Strafe erweckt werden müssten, und sie zu diesem 
Ende Besserung heucheln und bei nicht erfolgender Be¬ 
gnadigung die fortgesetzte Strafe mit Widerwillen ertragen 
würden. Des Ferneren würde die Hinzulassung auf die 
anderen Kirchenglieder einen nachteiligen Einfluss haben. 
Bessergesinnte nähmen Aergernis daran, eine in ihren Augen 
so heilige Handlung hierdurch herabgewürdigt zu sehen; 
Schlechte und Leichtfertige, die ohnehin von diesem Sakra¬ 
mente geringfügig denken, würden in ihrem Leichtsinn 

b Hierin spricht sich die Erniedrigung der Kirche zur Hand¬ 
langerin des Staates, von der oben die Rede war, mit dürren 
Worten aus. 
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Das Appellationsgericht wandte sich durch seinen Präsi¬ 
denten Alex Alb. von Wattenwyl und Sekretär, Ge¬ 
richtsschreiber Bitzius, unterm 23. April 1808 ebenfalls 
an den Rat. Eine Gefangene war unter der angeblichen 
Bedingung des zu gewährenden Abendmahlsgenusses ins 
Arbeitshaus aufgenommen worden; durch den Abschlag 
wurde sie wahnsinnig. Das Appelationsgericht fand nun, 
die Frage des Abendmahlsgenusses in den Zuchtanstalten 
sei von den konsultierten Behörden „„sowohl in rechtlicher 
als in religiöser Hinsicht weder in ihrem wahren Lichte 
dargestellt, noch nach ihren eigentlichen Grundsätzen ent¬ 
schieden, und es halte dafür, dass zur Ehre der Regierung, 
sowie zur Entlastung unserer tiefgefühlten Pflichten die 
Verneinungsgründe nochmals geprüft werden sollten.““ 
Das Gericht könne seine Befremdung nicht verbergen, dass 
Diener des Evangeliums Jesu Christi, welches Liebe, Ver¬ 
söhnung, Busse, Besserung und Bekehrung als heilige 
Zwecke aufstellte, zu besorgen schienen, dass eine Strafe, 
die an Ehre, an Freiheit, an den Körper zugleich gehe 
und dem Menschen ausser dem Leben alles raube, nicht 
strenge genug sei, wenn nicht auch der Abendmahlsentzug 
damit verbunden werde. Wenn auch die Sittlichkeit das 
oberste Prinzip des Staates wäre, was zwar theoretisch 
unzulänglich und empirisch falsch sei, so würde es doch 
nicht wider die Sittlichkeit streiten, dass man Unglückliche 
nicht noch unglücklicher mache. Dass das heil. Abend¬ 
mahl zur Besserung des gefallenen Menschen überflüssig 
und entbehrlich sei, das könne man umsoweniger glauben, 
als die Kirche stets lehre, wie unentbehrlich es sei. Noch 
weniger dürfe man sich auf den Ritus berufen, welcher 
die Privatkommunion nicht zulasse. Die Enthaltenen beider 
Zuchtanstalten machten eine Christengemeinde von 200 
bis 250 unglücklichen Menschen aus, der man, weil es 
nicht 800 seien, diesen Trost nicht versagen dürfe. Wehe 
aber denen, welche sich über die Hinzulassung dieser Be¬ 
dauernswerten zum Abendmahl ärgerten! Und auch eine 
exegetische Lektion mussten die Theologen von dem Juristen 
hinnehmen; die zitierte Stelle 1. Kor. 5, 13 beziehe sich 
auf den speziellen Fall des Inzests und schliesse denjenigen, 
der sich dieser Missetat schuldig gemacht habe, nicht nur 
von der kirchlichen, sondern auch von der bürgerlichen 
Gemeinde aus. Der Apostel Paulus habe wohl schw^erlich 
daran gedacht, dass diese Stelle auf den Abendmahlsgenuss 
in den Strafanstalten von Bern angewendet werden sollte. 
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Es gäbe übrigens auch aildere Schriftstellen, wie Luk. 15, 7 
und 1. Kor. 12, 13, 14. Ausschluss von geistlichen Wohl¬ 
taten als Strafzweck dürfe höchstens bei Verbrechern gegen 
die Religion eintreten. 

Auch der Justiz- und Polizeirat liess sich unterm 
21. Mai desselben Jahres noch vernehmen, da ihm die Ein¬ 
gabe des Appellationsgerichtes zur Berichterstattung über¬ 
wiesen w^ar. Doch dieses Kollegium war geteilter Meinung. 
Die Einen wollten es bei dem verneinenden Entscheide 
bewenden lassen, um dem obrigkeitlichen Ansehen keinen 
Eintrag zu tun; die Andern aber fanden, es sei zwischen 
den Züchtlingen des Schallen- und des Arbeitshauses zu 
unterscheiden. In Modifikation früherer Erkenntnisse 
wünschte der Justiz- und Polizeirat, „„dass den sich 
bessernden, von den Geistlichen dazu tüchtig erfundenen 
Züchtlingen des Arbeitshauses der Genuss des heil. Abend¬ 
mahles an dem Oster- und Weihnachtsfest nach einem von 
dem Kirchenrat zu entwerfenden Reglement gestattet 
werden möge““. Der Ratsentschluss geht aus den Akten 
nicht hervor, aber, da die Abendmahlsfrage in späteren 
Jahren noch einmal Anlass zu Differenzen bot,, so scheint 
der frühere Beschluss des Rats aufrecht erhalten worden 
zu sein“. 

S. 110: 

„Die Abendmahlskontroverse hatte der Zuchthaus¬ 
prediger Alb. Schärer veranlasst, indem er ein Gutachten 
über die Verbesserung der Zuchtanstalten unterm 6. Oktober 
1807 eingereicht hatte, worin er die Wünschbarkeit der 
Hinzulassung zum Abendmahl an Festtagen sowohl der 
Arbeitshäusler als der Schallenwerker bei Wohl verhalten 
anempfahl; denn es sei Pflicht, jedes Besserungsmittel und 
jede Aufmunterung zur Besserung bei diesen Unglücklichen 
zu versuchen, und er, als Pfarrer und Seelsorger, bitte in- 
stiändigst, zur Einführung des Abendmahls die Hand zu 
reichen, indem das Schul- und Kirchendepartement keinen 
Einwand erheben würde. Wie ungnädig aber der Kirchen¬ 
konvent die Ansichten und Wünsche des Anstaltsgeistlichen 
aufnahm, das wissen wir schon“. 

S. 167 bis 168: 

„Noch einmal kehrte, wie schon darauf hingewiesen 
wurde, die Abendmahlsfrage wieder. Im Gegensatz zu den 
frühem strikten Verboten der Hinzulassung der Enthaltenen 
der Strafanstalten zum Abendmahlsgenusse siegte endlich 
die mildere Auffassung, der denn auch ein Regierungs- 
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beschluss vom 11. Oktober 1833 Geltung verschaffte. In 
der Absicht, heisst es eingangs desselben, den protestan¬ 
tischen Gefangenen in den hiesigen Zuchtanstalten, insofern 
sie der Besserung fähig und nach derselben zu streben 
scheinen, die Teilnahme am heil. Abendmahl zu gestatten, 
verfügen wir nach eingeholten Gutachten der Synode und 
auf Antrag des Erziehungsdepartements: 1. Das hl. Abend¬ 
mahl soll vom Zuchthausprediger in der Kapelle des neuen 
Zuchthauses jährlich viermal, nämlich zu Ostern, Pfingsten, 
am Kommunionssonntag im September und zu Weihnachten 
ausgeteilt werden; 2. der Genuss des Abendmahls ist den 
Zöglingen, welche zur Klasse der Bessern gehören, frei¬ 
gestellt. Ausgeschlossen von demselben sind die Prüfungs¬ 
klasse und die Klasse der Schlechten; 3. dem Zuchthaus¬ 
prediger wird zur besondern Pflicht gemacht, bei nahender 
Kommunionszeit nicht nur durch die eigentliche Vorberei¬ 
tungspredigt, sondern namentlich durch spezielle Seelsorge 
die Züchtlinge der Klasse der Bessern in diejenige Stimmung 
zu versetzen, welche zum würdigen Genuss des Abend¬ 
mahls erforderlich ist; 4. das Erziehungsdepartement wird 
nach Verfluss eines Jahres von der Direktion der Zucht- 
anstalten und vom Zuchthausprediger über den Erfolg dieser 
Verfügungen Bericht verlangen. Die Polizeisektion wurde 
zugleich beauftragt, die zur Abendmahlsfeier nötigen Ge¬ 
räte anschaffen zu lassen. Als Kelchhalter und Vorleser 
während der Kommunion hatten in der Regel die beiden 
im Zuchthause angestellten Lehrer zu funktionieren“. 

Diese absichtlich in solcher Ausführlichkeit abgedruck¬ 
ten Auszüge haben für mich ein besonderes Interesse da¬ 
durch, diiss die Sache auch dort und damals von juristischer 
Seite, und zwar sogar amtlich, behandelt worden ist, und 
es freut mich für meine Auffassung, möge sie selbst anders 
begründet sein, so würdige Vorgänger gefunden zu haben. 

Den Standpunkt der kirchlichen Behörden kann ich 
nicht anders als widerspruchsvoll, sophistisch, hartherzig 
und abwegig bezeichnen. Der Trost des Menschen soll 
nicht auf äusseren Zeichen und Siegeln beruhen. Ist denn 
aber das Abendmahl nichts besseres und besteht nicht viel¬ 
mehr sein Wesen in dem inneren Segen, um dessentwillen 
es erbeten werden und den es gewähren soll? Dem Ge-, 
fängnisgeistlichen, der sich seiner Pflegebefohlenen anniramt, 
wird von den geistlichen Oberen der Mund verboten! Dem 
reiht es sich würdig an, dass ein Teil der weltlichen Be¬ 
hörden für Belassung des gegenwärtigen Zustandes ist, „um 
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Entlassenen sich entgegenstellenden Schwierigkeiten würden 
nach dem Laufe menschlicher Dinge eher grösser als geringer 
werden, wenn dieStraf tat oder doch dieTatsache derBestraf ung 
nach öffentlicher oder gar geheimer Verhandlung vor einem 
andern Kreise an die Oeffentlichkeit gebracht werden würde. 
Ich zweifle sehr, dass sich daraufhin mehr Arme dem ge¬ 
fallenen Bruder entgegenstrecken würden. Ohnedies werde 
der wahre Christ durch Menschenliebe und nicht von der Ab¬ 
legung eines kirchlichen Bussaktes sich bestimmen lassen. 

Kirchliche Rehabilitation ist aber überhaupt nur da 
am Platze, wo die kirchliche Ehrbarkeit verloren gegangen 
ist, und ich 

bestreite 1., dass das bei weltlichen Vergehungen 
unterschiedslos der Fall ist, 

behaupte 2., dass es ohne Verletzung weltlicher Gesetze 
Vorkommen kann, 

verlange 3. deshalb, dass Gefangenen und Entlassenen 
weder mehr, noch anderes auferlegt werde als Sündern 
überhaupt nach dem Masse ihrer Schuld und 
sehe 4. demgemäss Gefangene und Enlassene allein 
um der Bestrafung willen nicht für der Rehabilitation 
bedürftiger als andere an. 

Für geradezu unrichtig und die Kirche sogar gefährdend 
müsste ich es erklären, wenn Eintritt der Fürsorge ab- 
seiten jener von der Unterwerfung unter die Kirchenzucht 
abhängig gemacht würde. Und dass der Staat durch eine 
kirchliche Rehabilitation zu einer bürgerlichen sich zwingen 
lassen oder auch nur veranlasst sehen würde, glaube ich 
mit Bestimmtheit verneinen zu können. Es ist ja auch 
garnicht der Staat, der den Verbrecher schlechthin ehrlos 
macht, er tut dies vielmehr nur in genau vorgeschriebenen 
Fällen, die gesetzlich angeordnet oder nachgelassen sind. 
Das übrige besorgt die öffentliche Meinung. Dass diese 
infolge eines kirchlichen Rehabilitationsaktes sich ändern 
sollte, wage ich zu bezweifeln. So wie die Dinge heute 
liegen, muss die Kirche festeren Halt als sie, was man 
bedauern mag, besitzt, zu gewinnen suchen. Sie beweise, 
dass sie noch eine Macht ist, durch grosszügige und weit¬ 
herzige Liebestätigkeit. Steht sie wieder ungebrochen da, 
dann zeige sie ihre Kraft auch nach anderer Richtung 
. und übe strenge Zucht, aber nur über die und zugleich 
über alle, die sich gegen ihr Wesen und gegen das Leben 
der kirchlichen Gemeinschaft in ärgerlicher Weise vergingen. 

Im übrigen hat schon 1852 Wiehern auf einer kirch¬ 
lichen Versammlung in Bremen einen Akt der Wieder- 
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aufftahme der Entlassenen in die kirchliche Gemeinde als 
Gegenstand der Fürsorge verlangt^) und mit edler Be¬ 
geisterung dafür angeführt,2) was ich oben widerlegt zu 
haben glaube. Sein Antrag wurde zwar einstimmig an¬ 
genommen,3) aber bereits von Koblinski bemerkt mit 
Recht, dass solcher Akt andere Gemeinden, andere Ge¬ 
fangene und — wenigstens in vielen Gerichtsgefängnissen — 
einen anderen Strafvollzug voraussetze, als wir in der Tat 
haben,'^) und Poensgen spricht sich im 69. Jahres¬ 
berichte der Rheinisch-Westfälischen Gefängnisgesellschaft 
(1897) S. 63 dahin aus, die förmliche Wiederaufnahme des 
Entlassenen in die kirchliche Gemeinde zur Rückgabe der 
kirchlichen Ehren sei zu ideal gedacht und praktisch sqgar 
bedenklich,^) 

Wenn ich die katholische Kirche in die Erörterung 
einbezogen habe, so hat das seinen Grund darin, dass auch 
sie, wie im geschichtlichen Teile nachgewiesen, nicht be¬ 
ständig denselben Standpunkt vertreten hat, sondern von 
einer strengeren zur milderen Auffassung übergegangen 
ist, dass die Dienstvorschriften über die Seelsorge zwischen 
Katholiken und Protestanten nicht zu unterscheiden pflegen, 
dass die katholische Kirche in wesentlich höherem Masse 
als die evangelische Kirchenzucht geübt hat und übt und 
dass ich der Meinung bin, wir evangelischen Christen, die 
wir uns grösserer Freiheit in kirchlichen Dingen rühmen, 
sollten uns in einer Angelegenheit wie dieser nicht von den 
Katholiken überflügeln lassen. Da auch die Reformierten 
nachgegeben haben,würden nur die Lutherischen übrigbleiben, 
wie mir scheint, ohne Not und nicht zu ihrem Ruhme. 

Ob der Vortrag stattgefunden hat und welcher Syno¬ 
dalbeschluss gefasst worden ist, habe ich nicht erfahren. 
Bern Thema lässt sich Bedeutung nicht absprechen und 
sind es auch Gedanken eines Laien in kirchlichen Dingen, 
die ich entwickelt habe, so geben sie doch vielleicht einem 
Berufenerem Veranlassung zu einer Besprechung ex frofesso. 

Siehe Wiehern „Gefängnisreform“ 1905 S. 24. 

-) a. a. 0. S. 18 bis 19. 

*) a. a. O. S. 25. 

*) „Die Pflicht der Kirche gegen die Gefangenen (1889) S. 13. 

Ein Seitenstück oder, wenn man will, ein Vorspiel zu 
Wicherns Rehabilitation kann man in dem Vorschläge Jablonowski 
finden, dass eine feierliche Entlassung aus dem Gefängnisse durch 
den Geistlichen vor allen Mitgefangenen desselben Saales stattfinden 
solle (a. a. 0. S. 60). 


Blatter für Gefängniskunde. XLIV. 


7 



— 334 


Zur Auslegung des Strafgesetzbuches. 

Von Direktor Dr. Gennat. 


Seit einigen Monaten ist der Vorentwurf zu einem 
neuen Strafgesetzbuche erschienen und es läge nahe, wäre 
aber nicht richtig, Avenn sich alles Interesse und alle 
wissenschaftliche Arbeit ihm zuwenden wollte.' Denn der 
Entwurf bedeutet nur den ersten Schritt auf einem langen 
Wege, von dem sich mit nicht einmal einiger Sicherheit 
sagen lässt, wann er zurückgelegt sein Avird. Ebenso 
ungewiss ist, in welcher endgültigen Fassung der Entwurf 
zur Verabschiedung gelangen wird. Vor der Hand und 
für geraume Zeit haben Avir es daher noch mit dem zur 
Stunde geltenden Strafgesetzbuche zu tun und die an 
dieses gewandte Arbeit gilt deshalb keineswegs einer 
abgetanen Sache. Auch an sich ist sie nicht verloren, 
wird vielmehr so oder so dem zukünftigen Rechte zu gute 
kommen. Ich behandle daher nachstehend drei in meiner 
hiesigen Tätigkeit mir aufgestossene Punkte. Sie haben 
mich schon früher beschäftigt und zwei sind nunmehr 
für Hamburg zu einer Lösung geführt, wie ich sie entgegen 
dem früheren Zustande von je und bis zuletzt für richtig 
gehalten habe, 

1. In Band 36 S. 67 ff, der Blätter für Gefängniskunde 
habe ich die Frage erörtert, ob und inwieweit Teilbeträge 
von Tagen zur Vollstreckung kommen dürfen und für 
zwenFälle bejaht. Es gibt aber noch einen dritten, näm¬ 
lich den, dass eine angetretene Strafe nachträglich in eine 
solche schwererer Art umgewandelt wird, d. h. Festungshaft 
oder Gefängnis in Zuchthaus. Dass aber derartiges bei 
einer nicht zum vollen Betrage beitreibbaren Geldstrafe 
nicht Vorkommen kann, bestätigen die beiden a. a. 0. S. 452 
bis 453 mitgeteilten Beschlüsse des Oberlandesgerichtes 
Breslau. Ich übermittelte sie alsbald der hiesigen Justiz¬ 
verwaltung, die indessen von ihrem Standpunkte nicht ab- 
ging, dass Tagesteile zu vollstrecken seien, die nicht 
weniger als eine Stunde betragen, kleinere in Wegfall 
kämen. 

In Gutmanns Buch „Die Natur der Geldstrafe“ wird 
das Breslauer Oberlandesgericht bekämpft. Der Verfasser 
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betrage werden fortan auf Kosten verrechnet oder zurück- 
gegeben. Die preussischen Gerichte sollen schon ent¬ 
sprechend verfahren. 

§ 34 Abs. 2 des Vorentwurfes schreibt wiederum vor, 
dass die Ersatzstrafe für eine uneinbringliche Geldstrafe 
mindestens einen Tag beträgt, und § 24 Abs. 2, dass die 
Dauer von Freiheitsstrafen nur nach vollen Tagen be¬ 
messen werden darf. Neu ist aber der Zusatz, dass, sor 
fern die Bemessung der Strafzeit nach Bruchteilen einer 
bestimmten Zeit zu erfolgen hat, derjenige Teil der Strafe 
in Wegfall kommt, der eine Zahl von vollen Tagen über¬ 
steigt. Das auf die unbeitreibbare Geldstrafe angewandt, 
hat demnach Gutmann insoweit Recht behalten. Ich finde 
aber nicht, dass damit Vorschriften, die es verhindern, 
Beträge die nicht einen vollen Tag der Freiheitsstrafe 
decken, zu pfänden oder, wenn gepfändet, auf die Geld¬ 
strafe zu verrechnen, verboten werden. 

II. 1. In den Jahrbüchern für Kriminalpolitik Bd. 2 
S. 36 ff. habe ich mich ausführlich mit den §§ 23 bis 26 
Str.-G.-B. beschäftigt, namentlich die vielen sich an sie 
knüpfenden Streitfragen behandelt und in der mir richtig 
erscheinenden Weise zu lösen versucht. Eine dieser Fragen 
ist, was man unter der auf erlegten Strafe im § 23 zu ver¬ 
stehen bat. Ich sehe als solche die tatsächlich zu ver- 
büssende (effektive), d. h. nach Abzug anzurechnender 
Untersuchungshaft verbleibende an. (a. a. 0. S. 41.) Dem 
tritt Görlich in der Schrift „Die vorläufige Entlassung“ 
S. 51 bis 54 entgegen, freilich mit Gründen, die ich nicht 
anzuerkennen vermag, nicht zum wenigsten deshalb nicht, 
weil er als seinen Hauptbeweis anführt, die Untersuchungs¬ 
haft sei schon ein Strafleiden. Allein sie ist das weder 
theoretisch, noch praktisch. Vielmehr geschieht alles, ihr 
jede Aehnlichkeit mit einem solchen zu nehmen, und wird 
immer und immer betont, dass Untersuchungs- und Straf¬ 
haft grund- und wesensverschiedene Dinge seien. Des¬ 
halb sind die Folgerungen Görlichs abwegig, besonders 
wenn er von einem Eingriffe des Strafvollzugsbeamten in 
das richterliche Urteil redet. 

Sehr ähnlich stellt sich zu der Sache Mittermaier in 
der „Vergleichenden Darstellung des deutschen und aus¬ 
ländischen Strafrechtes“ Bd. 4 S. 562 Anna. 3. Er erwähnt, 
dass die gemeine Meinung gegen ihn und die Frage ge¬ 
setzlich zu lösen, dann aber zu bejahen sei, denn „diese 
Strafe wirkt genau so wie die eigentliche Strafhaft“. Hier 



338 


werden also Ufttersuchungshaft und Strafe geradezu als 
identisch gesetzt. Es gäbe also eine Strafe vor der Strafe 
und derjenige, dem die Untersuchungshaft nicht oder nur 
zum Teile angerechnet wird, würde insofern zweimal be¬ 
straft. Aber gerade der Umstand, dass es vom Ermessen 
des Gerichtes abhängt, ob und mit welchem Betrage die 
Untersuchungshaft angerechnet werden soll, spricht gegen 
deren Berücksichtigung bei Berechnung der Drei vier telzeit. 
Denn die Gerichte verfahren ausserordentlich verschieden 
und es ergäben sich deshalb Unbilligkeiten) wenn man 
Görlich und Mittermaier folgen wollte. Die Sache wird 
dadurch noch schwieriger, dass das Urteil von einer for¬ 
malen Anrechnung der Untersuchungshaft absehen, aber 
die Strafe mit Rücksicht auf deren Dauer niedriger, als 
es sonst getan hätte, bemessen kann, mit anderen Worten, 
dass Tatsache nnd Zeitdauer der Untersuchungshaft zu 
einem Strafzumessungsgrunde gleich jedem anderen ge¬ 
macht wird. Man beachte auch den Fall, dass, wie es 
die Rechtsprechung des Reichsgerichts für zulässig hält, 
die Untersuchungshaft mit einem längeren als ihrem wirk¬ 
lichen Zeiträume angerechnet wird. 

Für Hamburg hat sich ein Senatsbeschluss vom 
26. Juli 1876 auf den von Görlich und Mittermaier ein¬ 
genommenen Standpunkt gestellt. Aus Anlass der in den 
Blättern für Gefängniskunde Bd. 42 S. 710 ff. abgedruckten 
Bekanntmachung der württembergischen Regierung vom 
3. April 1908, die ihrer früheren Auffassung entsprechend, 
die g’egenteilige Meinung vertritt (§ 3 Abs. 1 Ziffer 3), regte 
ich eine erneute Prüfung der Frage an und erfuhr nunmehr 
zuerst, dass der Senat infolge einer mit dem Reichsjustiz¬ 
amte getroffenen Vereinbarung im Jahre 1882 beschlossen 
habe, die Zeit einer angerechneten Untersuchungshaft nicht 
als Zeit der Strafverbüssung anzusehen. Demgemäss wird 
nunmehr von mir verfahren. Uebereinstimmend damit 
heisst es im Vorentwurfe § 26, Abs. 1, dass als auferlegte, 
die wirklich noch zu verbüssende Strafe zu gelten habe. 

2. In § 3, Abs. 1, Ziff. 2 jener Verordnung wird Ent¬ 
scheidung auch darüber getroffen, wie es zu halten, wenn 
auf eine Zusatzstrafe erkannt ist oder mehrere selbständige 
und gleichartige Freiheitsstrafen in unmittelbarer Reihen¬ 
folge zu vollziehen sind. In beiden Fällen soll zusamnien- 
gerechnet werden. Damit ist Württemberg von seinem 
früheren Verfahren abgewichen und hat sich Preussen 
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angeschlossen. In Hamburg geschieht die Zusammen¬ 
rechnung nur dann, wenn zusätzlich erkannt worden ist. 

Ich habe mich in meiner erwähnten Abhandlung 
(Jahrbücher für Kriminalpolitik Bd. 2, S. 48) gegen jede 
Zusammenrechnung erklärt, mich aber inzwischen davon 
überzeugt, dass ich unter übermässiger Betonung der Worte 
„einer . . . Strafe“ darin zuweit gegangen bin. Denn 
eine Strafe ist nicht blos als Einzel- sondern auch als 
Gesamtstrafe (§ 79, St.-G.-B., § 482 Str.-Pr.-O.) gegeben 
und Zusatzstrafen bilden mit der Hauptstrafe eine Gesamt¬ 
strafe und sind mit dieser isusammen als solche zu be¬ 
handeln. Die Sache ist dieselbe' und nur die formale 
Bildung der Gesamtstrafe eine andere. Da es nun ganz 
und gar und aUein von Belieben und Hebung der Gerichte 
abhängt, ob in dem späteren Urteile an die Stelle der 
früheren Strafe eine Gesamtstrafe gesetzt oder unter Bei¬ 
behaltung jener auf eine Zusatzstrafe erkannt wird, so 
wäre es nicht gerecht, in dem zweiten Falle dem § 23 die 
Anwendung zu versagen und den Gefangenen unter dem 
zufälligen und scheinbaren Umstande, dass mehr als eine 
Strafe verhängt worden ist, leiden zu lassen. 

Ich halte daher die hamburgisehe Hebung für richtig 
und damit die weitergehenden Bestimmungen Preussens 
und Württembergs für nicht zutreffend. Denn Anschluss¬ 
strafen stellen weder unter sich, noch in Verbindung mit 
der oder den vorhergehenden eine Strafe dar. Jede führt 
ein selbständiges Dasein. § 79 a. a. 0. schliesst die Fest¬ 
setzung einer Gesamtstrafe aus, wenn die, abzuurteilende 
Tat nach der früheren Verurteilung begangen ist. Es 
hat Sinn, den Angeklagten es nicht entgelten zu lassen, 
dass seine vor der früheren Verurteilung begangene Tat 
erst nach jener zur Sprache kommt oder, wenn früher 
zur Sprache gekommen, aus irgend welchen, vielleicht von 
ihm unabhängigen Umständen später abgeurteilt wird, aber 
es gibt keinen Grund dafür, die Strafe für eine nach der 
Verurteilung begangene Tat einzubeziehen und dadurch 
zu verkürzen. Das kann sogar zu eigenartigen und 
unerwünschten Folgen führen, z. B. bei Meuterei, schwerer 
—• nicht im engen Sinne des § 224, Str.-G,-B. Körper¬ 
verletzung eines Mitgefangenen, Bestechung eines Gefängnis¬ 
beamten für eine pflichtwidrige Handlung. Der Standpunkt 
des Gesetzes, das von solcher Verkürzung nichts wissen 
will, ist völlig klar, wird aber hinten herum eingeschränkt, 
wenn auf dem Wege des § 23 eine Verkürzung herbei- 
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geführt wird. Diese ist in den Fällen, dass während der 
Strafhaft neue Straftaten begangen werden, um so unan¬ 
gebrachter, als die' Wirkung der Strafe von erneuter 
Begehung strafbarer Handlungen abzuhalten versagt hat, 
noch ehe die Strafe verbüsst ist. Und solcher Misserfolg 
soll eben nie belohnt werden können, statt dass er durch 
Verhängung und restlose Vollstreckung einer entsprechend 
höher bemessenen Strafe scharf getroffen wird. 

Es kommt hinzu, dass die Gesamtstrafe, auch wenn 
zusätzlich erkannt worden, als Ganzes zu vollstrecken ist. 
Bei Anschlusstrafen ist das nicht der Fall, denn sie ge¬ 
langen einzeln und nacheinander zur Vollstreckung. 
Die eine muss beendet sein, ehe die nächste beginnt. Sie 
verdanken ihr Dasein als solche dem zufälligen Umstande, 
dass der Verurteilte sich gerade in Strafhaft befindet. Eben 
dieses Zufalles wegen scheint es mir ausserdem eine 
Unbilligkeit zu sein, hier den § 23 anwenden zu wollen, 
nicht aber dann, wenn aus irgend einem dem Verurteilten 
vielleicht recht unwillkommenen Grunde die spätere Strafe 
erst nach der Entlassung aus der früheren vollzogen wird. 
Folgerichtig ist das nicht und wenn dergleichen bei einer 
Zusatzstrafe Vorkommen sollte, wii-d man sich der An¬ 
wendung des § 23 kaum entschlagen können. Sicherlich 
darf man es nicht, wenn eine Gesamtstrafe mit Unter¬ 
brechungen vollstreckt wird, und dieser Fall liegt doch 
sehr ähnlich, ja sachlich geradezu gleich. Die Gesamt¬ 
strafe ist etwas in sich Geschlossenes und darum eine 
Einheit, Anschlusstrafen entbehren des Zusammenhanges 
unter sich und bilden eine Vielheit. Daher ist die fort¬ 
laufende Vollstreckung bei der Gesamtstrafe eine innere 
Notwendigkeit, bei Anschlusstrafen eine äussere Zufälligkeit. 

Die §§ 74 und 79 setzen im Grunde genommen eine 
Belohnung für Begehung möglichst vieler Straftaten aus. 
Je häufiger sich jemand vergeht, desto billiger kommt er 
im Verhältnisse davon. Nun wird gesagt, der Ausgleich 
sei dadurch gegeben, dass eine Strafe um so einschneidender 
wirke, je länger sie währe. Das kommt sehr auf die 
Person an und das Reduktionsprinzip findet auf die Haft, 
die unter Umständen zwei Jahre dauern (§ 890, Abs. 1, 
Z. Pr.-O.). und auf die an die Stelle uneinbringlicher Geld¬ 
strafen tretende Gefängnisstrafe, die ebenfalls zwei Jahre 
erreichen kann (§ 78, Abs. 2) keine Anwendung. Soweit 
jene V'irkung eintritt, ist sie natürlich nur durch die Tat¬ 
sache der Zeitdauer der Einsperrung bedingt und hängt 
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nicht davon ab, ob letztere die Folge einer einzigen oder 
mehrerer hintereinander zu vollstreckender Strafen ist. 
Ob diese Ervsrägung in Preussen und Württemberg mit¬ 
gespielt haben mag? Im übrigen können die aus einer 
getrennten Vollstreckung mehrerer Strafen dem Verurteilten 
durch Unbequemlichkeiten, Unannehmlichkeiten und wirt¬ 
schaftliche Störungen und Schädigungen erwachsenden 
Nachteile grösser sein, als wenn er sie in Eins abmacht, 
auch schwerer in das Gewicht fallen, als die vermeintliche 
oder tatsächliche Einwirkung der hintereinander vollstreckten 
Strafen auf Körper und Geist. 

Was vorstehend in Breite behandelt worden ist, habe 
ich Ende 1907 in einem auf eine durch die württembergische 
Regierung veranlasste Anfrage des damaligen Vereins¬ 
vorsitzenden nach der von Hamburg eingenommenen Stellung 
erteilten Auskunftsschreiben den Grundzügen nach ent¬ 
wickelt; Ich sollte mich auch dazu äussern, wie es gehalten 
werde, wenn ungleichartige Strafen Zusammentreffen. Das 
können nur Zuchthaus und Gefängnis sein, da auf sie allein 
die vorläufige Entlassung Anwendung findet. Nun kommt 
ja sowohl als EinZel- wie als Gesamtstrafe nur entweder 
das eine oder das andere vor, nötigenfalls nach Umwand¬ 
lung einer kürzeren als einjährigen Zuchthausstrafe in 
Gefängnis oder von Gefängnis in Zuchthaus. Solche Um¬ 
wandlung ist aber bei Anschlusstrafen ausgeschlossen. 
Woran wäre in solchem Falle gemäss § 23 zu kürzen? 
Nehme man als Beispiele; 1 Jahr Zuchthaus Haupt- und 
6 Monate Gefängnis An sch lusstrafe, oder 3 Jahre Gefängnis 
Haupt- und 1 Jahr Zuchthaus Anschlusstrafe. 

Görlich bespricht nur den Fall der Gesamtstrafe 
gemäss meinem jetzigen Standpunkte (S. 54), während 
Mittermaier und der Vorentwurf gänzlich schweigen, also 
die Entscheidung offenhalten. Die Sache bedarf aber 
gesetzlichen Austrages. 
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Der Kampf gegen die Sträflings-Arbeit 

Ein Beitrag zur Lösung ihrer Konkurrenzfrage 
vom k. k. Strafanstalts-Oberdirektor Nadastiny in Garsten. 


Der Kampf gegen die Sträflingsarbeit ist keineswegs 
eine neue ErscÜeinung im wirtschaftlichen Leben der Kultur¬ 
völker; er ist fast so alt, als das auf Grundlage der Freiheits¬ 
strafe aufgebaute Gefängniswesen. 

Auch Oesterreich wurde in den letzten Jahrzehnten 
energischer davon ergriffen und sind es da vor allem die 
Erscheinungsformen des Ringens freiheitlicher Gewerbe 
mit dem judiziellen Fiskus, welche nicht nur weitere Kreise 
der Sozialpolitiker, sondern auch Kriminalisten zur Stellung¬ 
nahme anregt, um so mehr als wir in der jetzigen Zeit 
der wirtschaftlichen Not das heimische Volk sogar nach 
Strohhalmen langen sehen, welche es vor den Fluten eines 
unnatürlich entwickelten, nicht zuletzt durch die Macht 
des Grosskapitals und die Kraft#der Maschinen zernierten 
gewerblichen Wirtschaftslebens retten sollen. 

Bisher haben die gegensätzlichen Anschauungen 
kriminalistischer Theoretiker, wir betonen es: Theoretiker 
einerseits und der sozialen Politiker andererseits eine ein¬ 
verständliche Lösung der hier in Betracht kommenden 
Probleme nicht gefunden, ganz naturgemäss, zumal in 
Oesterreich, weil die vorbezeichnete Sorte 4er heimischen 
Kriminalisten von ihrem Gesichtspunkte philosophischer 
Theoreme aus, die wahren, realen Verhältnisse der Ge¬ 
fangenarbeit ebensowenig erkennen, als ihre realistischen 
Gegner und diese beiden Faktoren nie imstande sind, sich 
über die gegenseitigen Konzessionen zur Lösung der Frage 
ins Einvernehmen zu setzen. 

Dieser Streit wird aber insolange unfruchtbar bleiben, 
als die Parteien über dem realen Boden ihrer Wünsche, 
in höheren Regionen, ja förmlich in den Lüften kämpfen. 
Dieser Boden liegt innerhalb der Gefängnismauern. Zu 
allen Zeiten des staatlich organisierten Erwerbs und Wirt¬ 
schaftslebens \varen die Gefängnisse der Spiegel des Zeit¬ 
geistes und seines wirtschaftlichen Einflusses auf die breiten 
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von dem geheimnisvollen Treiben in Gefängnissen fernzu¬ 
halten. 

Ich habe schon seinerzeit in dem Thema: „Die Fun¬ 
damente der neuen österreichischen Kriminalgesetze im 
Licht der Praxis des Strafvollzuges“ die Tendenz der 
heimischen Gesetzgebung gekennzeichnet, welche über die 
Unsicherheit des Strafzweckes zu einem gekünstelten, ge¬ 
radezu undurchführbaren Strafen- und Gefängnissysteme 
gelangt ist. 

Der Ausdruck „Strafe“ an sich gibt eben in seiner 
Unbestimmtheit weder dem Rechtskundigen, noch dem 
Laien einen Begriff von der „Strafgerechtigkeitstheorie“ 
des Rechtsphilosophen und wird auch das gekünstelte 
System unserer letzten Entwürfe ebensowenig zum Gemein¬ 
gute der Volksmassen werden, als es einem klaren und 
vernünftigen Zweckgedanken der strafenden Tätigkeit des 
Staates entsprungen sein kann. 

Dieser Unklarheit über das Wesen der modernen 
Strafe dürften auch die Direktiven des Handelsministeriums 
entspringen, die für die Einführung von besonders gesund¬ 
heitsgefährdenden Arbeiten plaidieren, weshalb wir es an¬ 
gemessen finden, diesen Irrtum zu beleuchten. 

Es ist eine Ansicht der Kulturvölker, dass die Strafe 
an sich nicht Selbstzweck sein kann, dass sie aber auch 
nicht allein aus den Prinzipien der reinen Vergeltungs¬ 
und Sühn-, noch viel weniger aber aus jenen der Ab¬ 
schreckungstheorie abgeleitet werden darf. 

Aus der modernen Auffassung der Strafe hinsichtlich 
ihrer Sittlichkeit und Rechtlichkeit geht hervor, dass die¬ 
selbe das Uebel eines moralischen und physischen Schmerzes 
zwar hervorrufen wird, dass aber dessen Erregung nie¬ 
mals ein Ziel der strafenden Tätigkeit sein darf, weil der 
schliesslich höchste Strafzweck nur darin bestehen kann, 
dass der Sträfling zu einer rechtlichen und sittlichen Willens¬ 
richtung gebracht werde. 

Die moderne Strafe soll also den Verbrecher zum 
Bewusstsein seines Unrechtes bringen, in ihm eine tat¬ 
kräftige Reue erwecken und hiedurch der bürgerlichen 
Gesellschaft die grösstmögliche Sicherheit gewähren, dass 
er als rechtschaffenes Glied dereinst in sie zurückkehre. 

Aus dieser Strafwirkung, die sich hauptsächlich auf 
das Innere des Verbrechers stützt, woraus schliesslich 
auch die Uebeltat entsprang, ergibt sich, dass der Ver¬ 
brecher die Strafe als eine ihm notwendige und wünschens- 
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Jede noch so kleine Frage der Strafgesetzgebung und 
des Strafvollzuges kann ihre Lösung nur vom prinzipiellen 
Standpunkte aus finden, das heisst auf Grund einer klaren 
und sicheren Auffassung des Zweckes der Strafe, also 
dessen, was wir mit der Strafe erreichen wollen, wozu 
uns ja auch die Vernunft des akademischen Laien drängt, 
um den einzig wahren Rechtsgedanken zu finden. 

Wenn wir die Strafmittel festsetzen wollen, müssen 
wir daher auf die Strafwirkung kalkulieren und zwingt 
uns — abgesehen von allen rechtwissenschaftlichen Ar¬ 
gumenten — schon die primitivste Logik, dass wir uns 
bei Beurteilung der Strafwirkung vor allem die Objekte 
unserer strafenden Tätigkeit vor Augen halten, weil 
schliesslich jeder Mensch ein Lebewesen ist, das mit ge¬ 
wissen, seiner Konstitution anhaftenden geistigen, somit 
auch moralischen Zuständen in das mehr oder minder 
recht traurige irdische Dasein versetzt wird. 

Wir Gefängnisbeamte perhorreszieren daher eine 
Generalisierung der Strafwirkung, weil ein einziges Pflaster, 
man verzeihe den derben Ausdruck, zur Heilung von so 
grundverschiedenen Krankheiten, wie wir sie auf Basis des 
Individualisierungsprinzipes diagnostizieren, nicht tauglich 
erscheinen kann. 

Der Gesetzgeber freilich — und mit ihm der Richter 
der Jetztzeit — kennt nur das Universalpflaster „Freiheits¬ 
strafe“, obwohl dasselbe als Kerker und schwerer Kerker 
— oder nach der neuen Terminologie: Zuchthaus-Ge¬ 
fängnis, Staatsgefängnis — mit differenzierten Vollzugs- 
raitteln künstlich gewürzt appliziert wird. 

Dass unsere heutigen Freiheitsstrafen ihren Zweck 
nicht erreichen, ihm auch niemals in befriedigender Weise 
näher gelangen, liegt eben im Systeme unserer strafenden 
Tätigkeit, weil wir der leichtfertigen Annahme sind, dass 
wir durch gesetzgeberisch angedrohte, richterlich verhängte 
Massregeln allein schon zum Kampfe mit dem Verbrechen 
gewappnet seien. 

Vollständig übersehen wird aber, dass es infolge der 
mit Ausnahme der differenzialen dennoch generalisierten 
Vollzugsmassregeln, wie Lohn, Kost, Lagerung, Kleidung etc., 
welche ja normiert werden können, um mit künstlichen 
Mitteln eine Strafen- und Vollzugsdifferenzierung heraus¬ 
zuklügeln, nicht in der Hand des Gesetzgebers und Richters 
liegt, den Vollzug dem Individuum anzupassen, sondern 
dass es — lediglich Verwaltungssache — in der Hand der 
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dings ganz ungenügenden Gefängnisstatistik und umfassen 
die Jahre 1875—1897. 

Aus dieser Vergleichsstatistik entnehmen wir als Durch¬ 
schnittsziffer des am Beginne eines Jahres in allen/Männer- 
Strafanstalten angehaltenen Sträflingsstandes 9554 Köpfe 
mit einem Jahres-Zuwachse von 4643 Individuen. 

Wenn wir nun die uns in erster Linie interessierenden 
Ziffern und Verhältniszahlen der Kolonnen ^Unl^escholten“, 
„Hang zur Arbeitsscheu, zur Gewalttätigkeit, zur Aus¬ 
schweifung und Trunksucht“ von den Gesammtzuwächsen 
auf den verbliebenen Stand berechnen, so finden wir, dass 
das Kalkül über die Straf Vollzugstätigkeit, von jedem Vor¬ 
jahre auf das Gegenstandsjahr geschlossen, mit der Be- 
ha,ndlung einer fast gleichbleibenden, durch die Entlassung 
und Neueinlieferung ausgeglichenen Zahl zu rechnen hat. 

Diese Anschauung auf unsere Gruppierung der Indi¬ 
viduen angewendet, würde das vorbesagte Kalkül während 
eines Jahres mit 4547 Menschen der I. Kategorie zu tun 
haben, also mit Individuen, bei denen eine Besserung nach 
menschlicher Berechnung ausser Frage steht. — 6397 wären 
in allen Strafanstalten in die II. Kategorie einzuteilen, bei 
welcher ein Hang zur Gesetzesverletzung die Ursache der¬ 
selben war, die jedoch noch besserungsfähig erscheint und 
haben wir die Grenzen dieser Gruppe, um der Wahrheit 
näher zu kommen, auf Uebertretungsvorgestrafte, auf wegen 
Vergehen Vorgestrafte und solche Rückfällige minderen Leu¬ 
mundes ausgedehnt, welche bereits zwei Verbrechens Vor¬ 
strafen erlitten, da — wie wir aus der Praxis wissen — eine 
gewisse, ja die grösste Zahl von Erstlings-Rückfälligen kurze 
Kerkerstrafen in Gerichtsgefängnissen verbüsst haben, 
woselbst bis heute ein geordneter Strafvollzug schon gar 
nicht besteht. — 3222 Rückfällige mit über 3 Verbrechens¬ 
vorstrafen würden in die III. Kategorie eingeteilt und ist — 
die Besserungsmöglichkeit eines geringen Prozentsatzes 
zwar noch immer zugegeben — hierin der Grundstock der 
Unverbesserlichen zu suchen. 

Jlachdem uns bei dem mangelhaften Gefängnissysteme 
Oesterreichs der Kern des Strafvollzuges ganz besonders 
in der Beschäftigungsart zu liegen scheint, wurden, leider 
muss es gestanden werden, nur in höchst unvollkommener 
Weise — da uns eben die Statistik keine Anhaltspunkte 
für die Unterteilung nach unserem Gruppenschema gibt — 
die Zahlen der Beschäftigungsarten vor der Abstrafung 
ermittelt. 
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Untersuchen wir nun einen solchen brennenden 
Uebelstand des Gefängniswesens, dessen Bedeutung wir 
Kriminalisten und nunmehr auch die oppositionelle Oeffent- 
lichkeit als solchen schon mehr oder minder lang erkannt 
haben. 

Es dürfte auch in Oesterreich kaum einen denkenden 
Kopf geben, der darüber im Zweifel sein könnte, ob wir 
die Gefangenen zu beschäftigen haben. 

Es ist ein Axiom und vom Begriffe des Strafrechtes 
untrennbar, dass den Sträflingen schon aus Gründen der 
Disziplin und Ordnung unter den vielen Tausenden von 
Menschen eine Arbeit nötig ist, dass sie aber auch vom 
moralisierenden, ökonomischen, sanitären und volkswirt¬ 
schaftlichen Gesichtspunkte aus als unentbehrlich bezeichnet 
werden muss. 

Je schlechter das System der Gefängnisse, desto 
nötiger ist sie, weil die Führung einer strengen, fühlbaren 
und sichernden Disziplin, sagen wir in gemeinsamer Haft 
ausgeschlossen erscheint und würde ein Fehlen von Be¬ 
schäftigung das verschlechternde Moment der gemeinsamen 
Haft zur Ueberwucherung bringen und zu den krassesten 
Ruhestörungen führen. 

Sie ist das Ideal einer moralisierenden Massregel, 
welche ja auch dem freien Bürger zum Bedürfnisse wird, 
wenn er überhaupt eine volkswirtschaftliche Existenz¬ 
berechtigung besitzen soll. 

Es ist die Arbeit, die eine bedeutende Zahl von Ver¬ 
brechern meidet, um sich auf Kosten anderer dem Genuss¬ 
leben hinzugeben, woraus folgt, dass sie — aber auch 
nur für diese Kategorie — mit dem Zwangscharakter be¬ 
legt werden müsse, ein Zwang, der diese Sorte von 
Menschen sukzessive auf die freiwillige Tätigkeit hinüber¬ 
leitet und zahlreich sind die Fälle der Gefängnispraxis, 
welche zeigen, dass notorisch arbeitsscheue Individuen 
durch die Strafarbeit zur Erkenntnis ihres ethischen Wertes 
gebracht wurden. 

Nachdem den freien Bürgern die Bestreitung der 
Kosten der Anhaltung in unseren Gefängnissen obliegt, 
ist wieder Arbeit erforderlich, um den Aufwand hiefür, 
der ja Millionen beträgt, herabzumindern und ist es klar, 
dass die Leistung der Sträflinge, abgesehen von der Be¬ 
streitung der Haushaltsarbeit im engsten Sinne des Wortes, 
nur eine produktive sein kann, nicht zum mindesten 
auch deshalb, damit sie durch die Bewertung der Leistung 
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auf die Beurteilung des Erfolges hinwirke und so zur 
Moralisierung der Arbeiter beitrage. 

Die Arbeit ist weiters aus sanitären Gründen nötig, 
insofern als durch dieselbe Geist und Körper der Arbeiter 
nicht nur nicht geschädigt, sondern eher gekräftigt werden, 
da bei Nichtberücksichtigung dieser prinzipiellen Forde¬ 
rungen, abgesehen von der Verletzung kapitalster Menschen¬ 
rechte, durch die Strafrechtspflege ein geistig und körper¬ 
lich herabgekommenes Proletariat geschaffen würde, dessen 
Erhaltung im Wege der Armenpflege die freien Bürger 
nur noch mehr belasten müsste. 

Der Sozial- und Wirtschaftspolitiker schliesslich wird 
nicht leugnen können, dass die Gefangenen, in der Regel 
nur vorübergehend dem Arbeitsmarkte des freiheitlichen 
Lebens entzogen, ihre Bedeutung für denselben niemals 
einbüssen können und ist es gerade ein hochwichtiges 
wirtschaftspolitisches Problem, diese Arbeitsfaktoren in 
keiner Weise entwerten zu lassen, weil den hiedurch her¬ 
vorgerufenen Schaden stets das freie Volk zu tragen hätte. 

Vom volkswirtschaftlichen Interesse freilich ist es 
vollauf erklärlich, dass die Gewerbetreibenden — wir 
kommen noch später darauf zurück: ob begründet oder 
unbegründet — ihre Stimme in der Oeffentlichkeit erheben 
und zu dieser Frage Kontrastellung nehmen. 

Wir Gefängnisbeamte begrüssen als Fortschrittsfreunde 
ihre Opposition als ein kräftiges Agens zur Reform unserer 
Kriminalistik. 

Unsere Gefängnismauern sind hoch und stark und 
wird es zweifellos eines vehementen Sturmes unserer 
Wirtschaftspolitiker bedürfen, ehe die neueste Propaganda 
contra Strafhausarbeit die Reform dieses wichtigsten Straf- 
und Erziehungsmittels zu erringen vermag. 

Ehe wir an die EntwiclGung unserer Reformidee 
herantreten — und eine solche werden wir nicht nur im 
allgemeinen Interesse des Volkes, sondern auch im höheren, 
ja idealen Interesse unseres schweren, vielfach verkannten, 
doch schönen Berufes entwickeln — nehmen wir Bezug 
auf die rechtsphilosophischen Anschauungen eines der be¬ 
deutendsten Gelehrten Deutschlands, weil sie uns die 
Richtung zeigen, die wir bei Klarlegung unserer Frage 
einzuhalten haben. 

Es ist eine Anschauung des grossen deutschen Natu¬ 
ralisten Mittermayer, welche von unserem unvergesslichen 
Justizminister Glaser approbiert, von uns schon einmal 
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bezogen wurde. Sie lautet: „Unverkennbar verdanken 
die Naturwissenschaften ihre ungeheueren Fortschritte 
zum grossen Teile der neuen Richtung, durch sorgfältig 
vorgenommene Beobachtung und gesammelte Erfahrungen 
eine zuverlässige Grundlage zur Erkenntnis der Natur, 
der anzuwendenden Mittel und ihrer Wirksamkeit zu ge¬ 
winnen.“ 

„Wenn auf ähnliche Weise auf dem Gebiete des 
Strafrechtes, insbesonders in bezug auf die Strafarten, die 
Bedeutung jeder Strafart für den Zweck der Strafgewalt 
und durch sorgfältig gesamnielte Erfahrungen die wahre 
Natur der Strafart und ihre Wirkungen erforscht würden, 
so würde die Strafgesetzgebung mehr mit den Bedürfnissen 
und dem Zustande der Gesittung im Einklänge stehen und 
sich einer besseren Wirksamkeit erfreuen.“ ' 

Dieser Standpunkt, den auch wir Gefängnisbeamte 
erwählten, wird uns auf die Schäden der heutigen Straf¬ 
rechtspflege führen, welche vor allem gekennzeichnet 
werden sollen. 

Wir haben vorher Gruppen von Menschen kennen 
gelernt, denen gegenüber wir unsere Strafmittel verschieden 
einzurichten haben würden, wenn wir mit Mittermayer 
unsere Strafrechtsreform auf naturwissenschaftlicher Basis 
durchführen wollten, zumal unsere nunmehr halbhundert¬ 
jährigen Erfahrungen mit dem bisherigen probaten Allheil¬ 
pflaster „Freiheitsstrafe“ gezeigt haben, dass es nicht im¬ 
stande ist, eine wesentliche Rückfallsverminderung herbei¬ 
zuführen. 

Wie kann man aber auch von der schablonellen 
Verhängung einer richterlich lediglich nach ihrer Dauer 
bemessenen Strafe annehmen, dass sie rationell wirken soll! 

Dem Richterkollegium ist ja unbekannt, welche Fülle 
von Massregeln des Strafvollzuges auf jedes einzelne Indi¬ 
viduum einwirken wird, obwohl dieselbe schon bei Ver¬ 
hängung der Strafe mitberücksichtigt werden sollte, selbst 
wenn die Strafe lediglich als eine Manifestation irdischer' 
Gerechtigkeit aufzufassen wäre. 

Nachdem die Strafrechtspflege heutiger Kulturvölker 
sich dem kulturellen Boden der Sozialpolitik nicht geradezu 
entfremden darf, müsste das Richterkollegium . aus diesem 
Gesichtspunkte jene Massregeln schon bei Urteilsfällung" 
aussprechen, welche geeignet sind, nicht nur die Forde- 
rungen individualisierender Gerechtigkeit, sondern auch 
die übrigen sozialen Forderungen zu gewährleisten. 
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Als oberste soziale Forderung stellt eine vernünftige 
Strafpolitik auf, dass dem Individuum durch den Straf¬ 
vollzug weder ein absichtlicher noch sonst verhütbarer 
Schaden an dessen physischen und psychischen Potenzen 
zugefügt werde. 

Wenn wir nun sehen, dass — unabhängig vom richter¬ 
lichen Urteile — die Strafen in zweierlei grundverschiedenen 
Haftsystemen in Gefängnissen vollzogen werden, deren 
Einrichtungen bis heute eine planraässige gerechte und 
bessernde Strafvollzugswirkung nicht nur nicht gewähr¬ 
leisten, sondern tiefst schädigen, müssen wir sagen, dass 
sich, unser Rechtsprozess lediglich nach formellen Grund¬ 
sätzen abwickelt, die einen beabsichtigten positiven inneren 
Erfolg überhaupt ausschliessen. 

Der Automat unserer Strafrechtspflege übernimmt zu 
strafende Menschen, um sie der Oeffentlichkeit länger oder 
kürzer zu entziehen und stösst sie in der Regel, zufolge 
seiner tatsächlich rein mechanischen Einrichtungen, als 
gestrafte Verbrecher aus. 

Gibt es denn in Oesterreich wirklich noch so ein¬ 
sichtslose Menschen, welche in der Versetzung von moralisch 
noch nicht verkommenen Individuen in die Gemeinschafts¬ 
haft mit wahren Parias nicht eine Strafverschärfung 
erblicken, wie sie schwerer fühlbar als alle übrigen ge¬ 
künstelten Strafdifferenzierungsmittel erscheint ? 

Die Versetzung in das Haftsj^stem der Gemeinschafts¬ 
haft wirkt tiefer und drastischer in der Regel wohl nicht 
auf diis Sühnobjekt heutiger barbarischer Gerechtigkeits¬ 
theorien, den Körper, doch aber auf die Moralität des 
Individuums und ist es nur befremdend, dass sich die 
Oeffentlichkeit der Konsequenzen eines solchen Strafvoll¬ 
zuges noch nicht bewusst wurde, obwohl die Gerichts¬ 
verhandlungen der Letztzeit mehr denn je beweisen, wie 
sehr die Not des freien Volkes zunimmt, indem sich das 
Verbrechertum zum Kampfe gegen die Rechtsordnung mehr 
und mehr assoziiert und verbrüdert. 

Wir Gefängnisorgane weisen auf diese traurige Wahr¬ 
nehmung hin, welche es uns nahe legen muss, in den 
Strafvollzug eine Systematik zu bringen, die uns vor dem 
Vorwurfe von Ungeheuerlichkeiten wahren soll. 

Lediglich das zufällige Vorhandensein von Räumlich¬ 
keiten ermöglicht es heute, diesem krassen Misstande vor¬ 
zubeugen und zwingt uns ein Gesetz vom Jahre 1872 über 
die Einzelnhaft, welches aus schon damals ganz unklaren 
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Vorstellungen über das Wesen dieser Haft entsprungen ist, 
zu Massregeln, die geradezu widersinnig sind. 

Wegen Raummangels sperren wir hauptsächlich jene 
Kategorie von Bestraften in die Zelle, die zu unserer 
1. Gruppe von Menschen zählen, welche also schon im 
Momente der Tat als gebessert angesehen werden müssen. 
Es sind dies Individuen, auf deren Mehrzahl dieselben 
Erwägungen eines gnadenweisen Straferlasses Anwendung 
finden könnten, wie sie in der letzten ministeriellen Ver¬ 
ordnung für Jugendliche normiert wurden. 

Wir werden auf diese Frage, die daraus abzuleitenden 
Konsequenzen für das Gefängnis wesen und die angeblich 
unerschwinglichen Reformkosten in einer anderen Abhand¬ 
lung zurückkommen und betonen nur, dass das heutige, 
sinn- und planlos applizierte Haftsystem allein die Schuld 
trägt, dass unser Strafvollzug puncto Besserung nicht nur 
nichts leistet, sondern die allgemeinen Rechtszustände 
geradezu gefährdet, insbesonders deshalb, weil die ver¬ 
urteilenden Richter, die Diagnostiker des moralischen 
Zustandes des Inkulpaten, nur mit Straflängen — förmlich 
nach der Klafter — strafen, ohne die Wirkungen der 
Strafen mit in Rechnung ziehen zu müssen, welche zufolge 
des Haftsystemes allein schon individuell verschiedene sind. 

Wenn wdr die Zahl der Unglücklichen, die dem Straf¬ 
gesetze verfallen, schon durch das Haftsystem zum grössten 
Teile moralisch schädigen, verüben wir an ihnen mit unserem 
zweiten Strafvollzugsmittel, der Arbeit im Gefängnisse, 
volkswirtschaftliche Verbrechen, weil die Zuweisung der 
Beschäftigung auch hier von Zufälligkeiten abhängt, d. h. 
nach Massgabe der eingeführten Arbeiten etc. und unab¬ 
hängig vom richterlichen Urteile erfolgt. 

Vor allem fehlt es, wie wir schon betont haben, au 
der Feststellung eines wohldurchdachten, sich der mensch¬ 
lichen Natur anschliessenden, allerdings nicht aus rein 
juridisch-technischen, sondern aus naturwissenschaftlichen 
und volkswirtschaftlichen Grundsätzen hervorgehenden 
Strafen- und Haftsystemes. 

Mangelt es nicht in erster Linie an dieser kapitalsten 
Einrichtung, der ersten Voraussetzung des Strafvollzuges, 
wenn wir Gefängnisbeamte durch Gesetz und Verordnungen 
gezwungen sind, Menschen einer durch das geltende, an 
und für sich problematische Gefängnissystem bedingten, 
ganz und gar naturwidrigen Behandlung zu unterziehen. 
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phischer Theorien, nach den Grundsätzen der Wirtschafts¬ 
politik einzurichten. 

Diese Erwägungen führen uns zu einem Abgehen von 
unserer vormärzlichen Universalstrafe, der heute nur inter- 
muran vollzogenen Freiheitsstrafe, so dass wir auf Grund 
unserer Erfahrungen, die wir mit dem durch längere Zeit 
geübten externen Strafvollzug bei Meliorationsarbeiten und 
Bachverbauungen gemacht haben, die Forderung aufstellen 
können, es sei bei Festsetzung der Strafwirkungen unserer 
künftigen Gesetze mit diesem Reformfaktor zu rechnen. 

Wir können überzeugt sein, dass bei Aufhebung der 
ganz ungerechtfertigten Norm der Kürzungsfähigkeit unserer 
Zellenhaft ein bedeutender Prozentsatz von Verbrechern 
und zwar gerade im Interesse seiner Natur, seines Lebens¬ 
ganges und seiner Zukunft glücklich sein wird, extern 
beschäftigt zu werden, speziell wenn sie Kreisen der land¬ 
wirtschaftlichen Bevölkerung angehört haben. 

Folgt die heutige Aussenarbeit den modernen Rechts¬ 
grundsätzen der Strafgewalt und des Strafvollzuges und 
das muss sie ja, weil sie auch heute’ schon vor der Hoheit 
des Strafrechtes verantwortet werden muss, dann ist es 
gleichgiltig, ob die Strafanstalten hunderte oder tausende 
moralisch und physisch geeignete Leute exmittieren, dann 
ist es auch prinzipiell gleichgiltig, ob die Strafe intermuran 
oder extern vollzogen wird. 

Hier dürfte allerdings der theoretische Einwurf er¬ 
wartet werden, dass eine Entsendung zur Aussenarbeit nur 
dann gerechtfertigt ist, wenn sie als ein Stadium der 
Freiheitsstrafe aufgefasst werden kann, dem gegenüber 
wir aber wieder unsere Erfahrungen ins Treffen führen, 
dass die bei der heutigen Zusammenstellung auf höheren 
Arbeiterstand förmlich erzwungene Exmittierung von Indi¬ 
viduen, die kaum die Strafe angetreten hatten, nur die 
günstigste moralische und physische Wirkung übte, ein 
Umstand, welcher die Strafrechtspflege zu Konzessionen 
der Volkswirtschaft gegenüber zwingt. 

Wenn also festgehalten wird, dass der Verwaltungs¬ 
zweck der Gefängnisse darin besteht, eine möglichst grosse 
Zahl von Gefallenen durch die Strafwirkung so weit zu 
bringen, dass sie wieder zu nützlichen Mitgliedern der 
Gesellschaft befähigt werden, so muss unter Benützung 
eines tauglichen Strafvollzugssystems das Hauptaugenmerk 
auf die Arbeit der Gefangenen gerichtet werden, durch 
welche hauptsächlich die wirtschaftlichen Momente der 
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Strafgewalt im Interesse der Individuen und der Oeffent- 
lichkeit Berücksichtigung finden. 

Wenn wir nun zugeben müssen, dass die Aussen- 
beschäftigung von Sträflingen vom Gesichtspunkte unserer 
geltenden Gesetzgebung, noch dazu in einer ganz ziel- 
und planlosen Form gehandhabt, zulässig erscheint, kann 
eine Reform der Kriminalistik unseres Erachtens nur eine 
Ausdehnung dieses heute embryonalen Vollzugsmodus an¬ 
streben, indem sie in Berücksichtigung des Verwaltungs¬ 
zweckes des Strafvollzuges moialisch geeignete Verbrecher, 
welche der landwirtschaftlichen Sphäre entstammen, dieser 
Beschäftigungsweise zuführt. 

Wie wohltätig die Konsequenzen hieraus auf die 
Volkswirtschaft rückwirken müssen, wird dadurch klar, 
dass die Landwirtschaft vielleicht entfremdet gewesenen 
aber ihr noch anhänglichen Arbeitskräfte körperlich nicht 
geschwächt dorthin zurückkehren, wo es bekanntermassen 
an Gesinde fühlbar mangelt und unsere Gefängnisse räum¬ 
lich entlastet werden, wodurch wieder unsere Gefänguis- 
reformkosten ganz bedeutend verringert werden können. 

Wir haben eingangs approximativ 3557 der während 
eines Jahres intermuran behandelten Taglöhner, Dienst¬ 
boten und Landarbeiter, deren vollständige Besserung fast 
ä priori angenommen werden kann, berechnet, so dass 
wir, selbst körperliche Nichteignung und Strafdauer be¬ 
rücksichtigend, zirka 3000 Menschen gefunden haben, deren 
Natur, Leb^ensgang und Zukunft geradezu gebieterisch ihre 
Würdigung und statt des zweckwidrigen intermuranen 
Strafvollzuges deren Aussenbeschäftigung fordert. 

Wird hier der höchste Strafzweck, der dieser Kategorie 
von Menschen desgleichen die Freiheit — allerdings modern 
gedacht: die Willensfreiheit — entzieht, unter der Norm 
der ihnen wirtschaftlich gebührenden Arbeit nicht eher 
erreicht, als wenn wir diese Burschen zwischen 4 öden 
Mauern der Zellenhaft mit Beschäftigungen martern, die 
ihnen nicht zu frommen vermögen, jedoch eine ganz be¬ 
deutende, vom Richter’ nicht beabsichtigte physische Qual 
auferlegen? 

Der Einwurf von Rechtsplatonikern, welche im Schlag¬ 
worte „Schaustellung, öffentlicher Pranger durch Aussen- 
arbeiten“ sich mit Kennermiene aufwerfen, um einer an¬ 
geblichen Humanität das Wort zu reden, ist angesichts 
der von uns angedeuteten Vorteile wohl zu kleinlich, um 
die Idee der wahren Humanität zu untergraben, welche 
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für gewisse Verbrechergruppen einen interrauranen Straf¬ 
vollzug perhorresziert. 

Freilich müsste unser neues Strafgesetz von den 
historischen, aus einer barbarischen Zeit stammenden Be¬ 
zeichnungen der gekünstelten Freiheitsstrafen „Zuchthaus“, 
„Gefängnis“ etc., wie sie alle heissen, abgehen und einen 
Terminus finden, der unsere co ipso gebesserten Verbrecher 
nicht mit dem Makel vielleicht der „Zwangsarbeit“ belastet. 

Ziehen wir diese bedeutende Zahl von Sträflingen 
aus unseren bestehenden Gefängnissen, so dürften wir bei 
Einführung der bedingten Verurteilung, wie sie in ähnlicher 
Tendenz durch die geradezu ideale ministerielle Verordnung 
„für Jugendliche“ zum Ausdrucke gelangt, unsere Gefäng¬ 
nisse noch weiter entlasten, so dass wir gewiss mit einem 
Ausfälle von 4000 Sträflingen rechnen können. 

Nachdem nur eine einzige Strafanstalt 4 Millionen 
Kronen kostet, erspart die Reform der Kriminalrechtspflege 
unter Geltung dieser Erwägungen zirka 16 Millionen Kronen 
Anlagekapital und jährlich ca. 800000 Kronen Erhaltungs¬ 
kosten, wobei wir eben voraussetzen, dass eine Gefängnis¬ 
reform fast die Mehrzahl der bestehenden, ganz unzu¬ 
reichend eingerichteten Strafanstalten aufzulösen gezwungen 
wäre. 

Durch das Abströmen der Aussenarbeiter werden 
jedoch unsere Strafanstalten entlastet und bieten die besser 
eingerichteten sonach Raum, um selbst einen künftigen 
modernen intermuranen Strafvollzug zu organisieren, so 
dass ein weiterer bedeutender Aufwand für die Reform 
nicht in Betracht zu kommen hat. 

Wir hoffen zur Genüge angedeutet zu haben, dass die 
Aussenarbeit als strafpolitisches Prinzip in unserem künf¬ 
tigen Gesetze Eingang finden sollte, nicht nur im Interesse 
unserer unglücklichen erstmaligen, gebesserten Gesetzes¬ 
verletzer, sondern auch im eminenten Interesse unserer 
Wirtschaftspflege, deren Beziehungen zum Strafvollzüge 
wir nunmehr erörtern wollen. 

Dass die Strafrechtspflege im Wege des Strafvollzuges 
in direkten Beziehungen zum Arbeitsmarkte steht, dürfte 
wohl niemals geleugnet werden können, weil ja in unserer 
vorgeschrittenen Kulturepoche selbst die Strafrechtswissen¬ 
schaft ihre Stütze fast ausschliesslich in der Wirtschafts¬ 
und Gesellschaftslehre findet. 

In welchem Umfange diese Verhältnisse den Arbeits¬ 
markt tangieren, entnehmen wir daraus, dass der Straf- 
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es aber im Bewusstsein, dass sich hiefür ein Modus finden 
lässt, welchen das freie Gewerbe als eine Konzession an 
den allgemeinen Arbeitsmarkt tolerieren Avird, weil er 
schliesslich auch dessen Interessen berücksichtigt. 

Um diesen Modus zu finden, ist es in erster Linie 
nötig zu erheben, welche Umstände in der Gefangenarbeit 
als empfindliche Schädigung des freien Gewerbes auf gefasst 
werden könnten und in welcher Intensität sich diese 
Schädigung heute geltend macht. 

Man sucht die Ursachen der Konkurrenz hauptsächlich 
in den niedrigen Löhnen der Gefängnisarbeiter, in der 
angeblich schlechten Qualität der Waren und in den Kon¬ 
vulsionen, welche die Fabrikate auf dem Arbeitsmarkte 
hervorbringen. 

Angesichts der Wichtigkeit einer endgültigen Regelung 
dieser Angelegenheit sind wir als Kenner aller einschlägigen 
Verhältnisse im Gegensätze zu manchen rein theoretischen 
Kriminalisten so weit objektiv, dass wir eine faktische 
Konkurrenz zugeben. 

Der einfache Hinweis auf die Notwendigkeit der Ge¬ 
fangenarbeit und die Apostrophe der „Logik“ kann freilich 
diese Frage nicht aus der Welt schaffen und kann man 
es dem freien Bürger füglicherweise nicht verargen, wenn 
er verlangt, dass die Interessen der Sträflinge jenen der 
freien Bevölkerung nachgesetzt werden. 

Nur der Fachbeamte weiss es zu würdigen, warum 
sich die Klagen gegen die Konkurrenz der Gefängnis¬ 
fabrikate weniger gegen die Qualität der Konkurrenz und 
deren Grösse, als gegen deren Verkaufspreis richten, mit 
dem das freie Gewerbe nicht konkurrieren kann. 

Wenn erwogen wird, welcher Provenienz die auf dem 
Markte erscheinenden Waren sind, so finden wir, dass die 
heutigen Artikel entweder aus einer „Unternehmung“ der 
Gefängnisse oder aus „Regieftihrung“ des Betriebes stammen, 
wobei bemerkt werden muss, dass Dank der energischen 
Einwirkung unserer Zentralstelle gegenwärtig nur mehr 
die ersteren direkte auf den Markt geworfen werden. 

Wie der Erlass des Handelsministeriums ausführt, be¬ 
steht seit den letzten Dezennien die Tendenz der obersten 
Gefängnisverwaltung, die Pächterunternehmungen aus dem 
Arbeitsbetriebe zu eliminieren und folgen wir hierin dem 
Beispiele Deutschlands woselbst im Jahre 1877 die Be¬ 
seitigung der Unternehmer zum Beschlüsse erhoben wurde. 
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Die Klagen der Gewerbetreibenden gegen die Fabrikats¬ 
preise haben nun in der Tat ihre volle Begründung in der 
niedrigen Kalkulation der Löhne und zwar auf Basis eines 
Tagesdurchschnittsverdienstes von 60—70 Heller pro Kopf. 

Es sind dies Löhne, welche durch den Aufwand für 
Beheizung, Beleuchtung und freie Fabrikationsräume eine 
weitere bedeutende Verminderung erleiden und den wahren 
Durchschnittsverdienst des Staates auf ein Minimum herab- 
dröcken. 

Obgleich nicht verkannt werden darf, dass der Unter¬ 
nehmer sich anderen Produktionsbedingungen, speziell hin¬ 
sichtlich der Qualität der Arbeiter unterwirft, die den frei¬ 
heitlichen Verhältnissen etwas nachstehen, so ist es doch 
das Prinzip dieser Arbeit, welches absolut verwerflich ist, 
weil es die „direkte“ Konkurrenz der Zuchthausprodukte 
am freien Markte begünstigt und die freien Gewerbetreiben¬ 
den ganz unmittelbar schädigt. 

Wie die Ausführungen des obzitierten Erlasses be¬ 
sagen, ist die Gefängnisverwaltung bemtissigt gewesen, dem 
Unternehmersysteme nur deshalb Boden zu geben, weil es 
bisher nicht möglich war, dem anderen Systeme, den Regie¬ 
arbeiten zum Durchbruche zu .verhelfen. 

In unserer Objektivität werden wir im Interesse der 
Sache des Volkes bestrebt sein, nachstehend das Prinzip 
dieses Systemes zu zernieren, obwohl dessen Führung für 
die Verwaltung der Gefängnisse als das bequemste erscheint, 
weil es sich in dieser Art des Arbeitsbetriebes lediglich um 
die Liquidierung der monatlich fälligen Löhne handelt, die 
Verwaltungen daher jeder weiteren Betriebssorge über¬ 
hoben sind. 

Wir verfolgen unsere Darstellungen an unserer lehr¬ 
reichsten Strafanstalt, Stein, welche seit ihrer Errichtung 
an der Spitze der Retriebsentwicklung stand und muss 
bemerkt werden, dass die nachfolgenden Details in keiner 
anderen Anstalt so günstig gestellt, ein so ungünstiges Bild 
für die Konkurrenz entwickeln, weil eben hier Aussen- 
arbeiten seit jeher verpönt waren und in Berücksichtigung 
des Arbeitermateriales, welches sich grösstenteils aus der 
Residenzstadt rekrutiert, hauptsächlich gewerbliche Betriebe 
gehandhabt wurden. 

In der Periode 1890—1900 weist das Arbeitssummar 
der Unternehmungen aus: 
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im 

Jahre 

Ar¬ 

beiter 

Lehr¬ 

linge 

Vorgeschriebene 

Geleistete | 

Arbeitstage 

1890 

3558 

380 

37.404 

118.919 

1896 

5651 

253 

139.057 

157.020 

1899 

4917 

219 

120.354 

133.931 

1900 

4653 

225 

1 

115.001 

130.026 


Der Durchschnittsverdienst des Staates an der Arbeits¬ 
führung durch Pächter betrug im Jahre 1890 69,47 Heller, 
im Jahre 1896 60,17 Heller, im Jahre 1899 57,46 Heller 
und im Jahre 1900 61,95 Heller pro Arbeitstag und Kopf. 

Wir entnehmen diesen Ziffern vor allem die Tatsache, 
dass die Unternehmungen auf Grund ihrer Produktions¬ 
bedingungen stets in der Lage sind, sich den freiheitlichen 
Verhältnissen des Absatzes anzupassen, so dass die Markt¬ 
konjunkturen durch dieselben offenbar ihre volle Ausnützung 
finden konnten, zumal sie nur verpflichtet sind, mit einem 
vertragsmässigen Minimalarbeiterstande zu arbeiten. 

Wir haben vorhin erwähnt, dass insbesonders im letzen 
Jahrzehnt sich der die gewerbliche Schädigung sanierende 
Einfluss der Zentralvervraltung geltend machte, was wir 
in dem bedeutenden Rückgänge der mehrgeleisteten Arbeits¬ 
tage bestätiget finden, in welchen sich hauptsächlich die 
den Unternehmungen zugewiesene niedere Qualität der 
Arbeiter abspiegelt. 

Der Sturz der insbesonders dem Unternehmer zu gute 
kommenden Mehrleistung von 36 % auf 13 % drückt also 
die Sanierungsabsicht der Konkurrenzschäden aus, wozu 
sich vom Jahre 1899 auf 1900 eine Lohnsteigerüng von 
4,43 Heller pro Arbeitstag gesellt, eine Differenz, die besagt, 
dass in der Administration das Bestreben vorwaltete, bei 
minderer Arbeiterqualität die Produktionskosten der Unter¬ 
nehmer zu erhöhen. 

Trotz dieser gewiss anerkennenswerten Tendenz bleibt 
jedoch die Lohnbasis von 60 Heller immer zu gering und 
ist das UnternehraersyStern schon aus administrativen Rück¬ 
sichten a,ls unzulässig zu bekämpfen, weil ein Sträfling dem 
Staate einen täglichen ordentlichen Verwaltungsaufwand 
von zirka 2 Kronen auferlegt, woraus wir entnehmen, dass 
unsere gesamte Lohnkalkulation auf einer falschen Basis 
steht, deren Konsequenzen gerade jene Faktoren begünstigen. 
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welchen im Kampfe gegen das freie Gewerbe die erste 
und massgebendste Rolle zukommt. 

Das Lohnprinzip ist um so verfehlter, weil es — nach 
bureaukratischer Schablone — die Gangbarkeit der Gewerbe 
unberücksichtigt lässt, obwohl die freiheitlichen Produktions¬ 
und Absatzbedingungen wesentlich differieren. 

Wenn wir beispielsweise eine hiesige Privatschusterei, 
die durch die Zentralbehörde als das Kleingewerbe schädigend 
schon vor mehreren Jahren eliminiert wurde, ins Auge 
fassen, so kann an diesem typischen Beispiele die Schäd¬ 
lichkeit der Unternehmungen drastisch erwiesen werden. 

Dieselbe arbeitete nur erzeugte 2201 Paar 

Kinderschuhe, 1473 Paar Herren- und 5814 Paar Damen¬ 
schuhe, welche je nach der Marktlage in Quantitäten bis 
zu 1000 Paaren auf dem freiheitlichen Markte erschienen 
Die Durchschnittsarbeitslöhne auf Basis von 60 Heller 
Tagesdurchschnittverdienst berechnet, betrügen beispiels¬ 
weise bei 

messinggenagelten Kinderschuhen No. 18-34: 9 h 

Damenschuhen 11-12 „ 

Herrenschuhen 12„p.Paar; 

bei gewendeten Schuhen mit gestanztem Materiale und 
englischen Absätzen 
für Kinder: 8 h 
„ Damen: 20 „ 

„ Herren: 27 „ bei gearbeiteten ge¬ 

nagelten 

Kinderschuhen: 32 *h 

Damenschuhen: 50 „ 

Herrenschuhen: 54 „ pro Paar, wobei noch in Betracht 
zu ziehen ist, dass während der 4 monatlichen Lehrzeit 
im 1. Monate 20 h 

«2. , 30 , 

» 7? r> 

4, „ 50 „ pro Tag und Arbeiter vergütet 

wurden. 

Das Verhältnis der Arbeitskraft des Sträflings gleich 
rund ^4 Freiheitsarbeiter als erfahrungsgemäss richtig an¬ 
genommen, ist dennoch konstatiert, dass die Lohnstipulation 
eine derartige ist, dass sie schädigen muss, insbesonders 
dann, wenn der Unternehmer in der Lage ist, seine Waren 
nur nach Massgabe der Kaufkonjunkturen ungehindert auf 
den Markt zu werfen. 
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Die Lohnsätze einer weiteren, heute desgleichen schon 
gegenstandslos gewordenen Unternehmung im Bürstenbinder- 
gewerbe betrugen für 1000 Loch aller Sorten von Wasch-, 
Schmier-, Kot-, Trippei-, Putz- und Militärbürsten, ohne 
Rücksicht auf die Form, 24 Heller; für alle Sorten Reis¬ 
wurzelbürsten und vorstehend nicht tarifierten Bürsten, 
ohne Rücksicht auf die Form, 30 Heller. Da die Erzeugung 
nach Stücken nicht zu eruieren ist, gibt uns die Zahl 
von 5414 431 in einem Jahre eingezogenen Löchern den 
Umfang des Geschäftes. 

Eine desgleichen ehemals bestandene Maschinstrickerei 
erzeugte binnen eines Jahres 3 337 Paar Frauenstrümpfe, 
10656 Paar Socken und 4151 Paar Kniestrümpfe, wofür 
sie pro Paar 

fflatt 1 auf8,9, lOerMasch. 9 


Frauenstrümpfe 43-45 cm lg. 

43-45 , . 


Socken 


Kniestrümpfe 


26-28 

26-28 


oder I 


ge¬ 

streift 


( 


„ 5,6, 7er 
„ 8,9,10er 




5,6, 


7er 

9er 

10er 


h 
7 

4 „ 

3 „ 

6 „ 


bezahlte. 

Dies sind krasse Missverhältnisse der Lohnberechnung, 
die — wie gesagt—unserer Gefängnisverwaltung die Ver¬ 
anlassung boten, solchen das freie Gewerbe gewiss em¬ 
pfindlich schädigenden Unternehmungen zu kündigen. 


Es dürfte schliesslich eine Uebersicht der Durchschnitts¬ 
verdienste pro Kopf und Tag in der hiesigen Strafanstalt, 
welche über die besten administrativen Vorschriften und 
die Mittel verfügt, um selbst arbeitsscheue Individuen zu 
einer vorgeschriebenen Leistung zu zwingen, uns dahin 
drängen, mit dem Unternehmersysteme nicht nur aus wirt¬ 
schaftspolitischen, sondern auch aus rein administrativen 
Erwägungen gründlich aufzuräumen. Es arbeiteten 


von 1880—1899 

„ 1880 —1898 

„ 1880 —1893 

„ 1880 —1890 

„ 1880 —1885 


eine Perlschläger-Unter- ^ 
nehmung | o 52,2 li 

cß 

zwei Schusterei - Unter- 61,03 „ 

nehmungen u. 48,5 „ 

eine Rahmenschnitzerei ® 80,98 „ 

„ Silberarbeiter-Unter- | » 
nehmung -S g 63,55 „ 

eine Metalldreher-Unter- 
nehmung g * 56,52 „ 
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von 1880 —1899 zwei Weissnäherei- 

Unternehraungen i 50,86 h 

^ u. 62,68 „ 

„ 1880 — 1885 eine Herrenschneider- g 

Unternehmung 57,06 „ 

n 1880 ~ 1889 eine Maschinenstrickerei- g 

Unternehmung fe 40,63 „ 

„ 1880 —1881 eine Harmonikafabrikation ^ 53,43 „ 

„ 1880 — 1899 zwei Kokosmatten- -g 

Fabrikanten ^ 81,72 „ 

|u,48,ll„ 

„ 1880 —1893 zwei Knopffabrikanteri % 56,48 „ 

» 1881 — 1885 ein Stockfabrikant u. 30,93 „ 

„ 1884 —1885 ein Suspensorienfabrikant ^ 46,88 „ 

S 94 60 

» 1892 —1899 eine Bürstenbinderei .H 46,69 „ 

„ 1895 — 1896 eine Grürtlerei ® 52,84 „ 

„ 1895 — 1900 eine Masstab-Fabrikation ‘'S 56,89 „ 

„ 1896—1897 eine Garbenband-Fabrik 52,02 „ 

pro Kopf, wovon der einzige Bandagist, dessen Artikel 
den freien Markt allerdings kaum geschädigt haben dürften, 
einen höheren Tagesverdienst zahlte. 

Aus der Vielfältigkeit der bereits bestandenen Unter¬ 
nehmungen, wie in Erwägung des Umstandes, dass die 
Gefängnisse stets über Sträflingsarbeiter der verschiedensten 
Erwerbszweige verfügen, kann behauptet werden, dass es 
keine Arbeitsleistung gibt, welche in der Strafanstalt nicht 
äusgeföhrt werden könnte, sodass eine Rücksichtnahme 
auf gewisse, in der Gefangenschaft angeblich technisch 
undurchführbare Leistungen entfallen kann, wodurch die 
Organisation der Arbeiten bedeutend erleichtert erscheint. 

Freunde des Unternehmersystems und Uneingeweihte 
weisen darauf hin, dass der Vorwurf niedriger Löhne bei 
diesem Systeme nicht so schwer ins Gewicht falle, w'eil 
der Betrieb in den Gefängnissen durch eine Reihe von 
Umständen gehemmt werde, die auf die Qualität und 
Quantität der Produktion wirken. 

Da sind es die Schlagworte „Schulbesuch“, „Rapport“, 
„Spaziergang“ etc,, welche förmlich als Begründung einer 
Minderbewertung der in den Gefängnissen hergestellten 
Produkte ins Feld geführt werden. 

Wenn wdr aber sehen, dass gerade die Unternehmer — 
wie es ja selbstverständlich ist — ihre zu zahlenden Arbeits- 

Blatter-für Gef-Üngnisktinde. XLIV 9 


366 


löhne hauptsächlich für das geleistete Stück stipulieren, 
so ist es klar, dass alle -für das Unternehmersystem vor¬ 
gebrachten Gründe nicht das finanzielle Kalkül über den 
Verkaufspreis des Arbeitsgebers, sondern höchstens den 
Staat tangieren, für welchen die Minderproduktion einen 
weiteren Verlust bedeutet. 

Wenn weiters gesagt wird, dass der Unternehmer 
nicht in der Lage sei, die günstigen Verkaufskonjunkturen 
durch beliebige Vergrösserungen seines Arbeiterstandes 
wahrzunehmen, erweist sich auch dieser Einwurf nur als 
eine Scheinbegründung für die Harmlosigkeit des Systems, 
nachdem in den österreichischen Strafanstalten noch nie 
über den Mangel an Arbeitskräften geklagt werden konnte, 
zumal wir sehen, dass in diversen Strafanstalten Arbeiten 
wie Federnschieissen etc. geführt werden, die kaum zu 
deii erziehlichen gerechnet werden können, daher offenbar 
„Mangel an Arbeit“ bedeuten. 

Wenn sich aber Kalamitäten der Standesführung in 
einzelnen Strafanstalten tatsächlich ergeben haben sollten, 
kann durch sie die Begründung des Verwaltungsprinzipes 
der Unternehmungen nicht aufrecht erhalten werden. 

Ein weiteres Moment, welches die Gönner der Entreprise 
im Munde führen, ist die mangelhafte Qualität der Arbeiter, 
deren Widerwille gegen die Arbeit, deren Bosheit und 
Nachlässigkeit, Umstände, welche auf die Materialgebahrung 
den nachteiligsten Einfluss üben sollen. 

Es entspricht den Erfahrungen der Praxis allerdings, 
dass den diversen Unternehmungen nicht durchwegs fach¬ 
lich geschulte Arbeiter zugewieseii werden können, dass 
aber die Qualität des Arbeitermateriales eine so schlechte 
sei, um ein so gründlich verfehltes Prinzip zu stützen, ist 
unrichtig und konstatieren wir, dass Sträflinge ihre Arbeits¬ 
zuteilung nach eingehendster Erwägung ihrer Fähigkeiten 
und Fertigkeiten finden, sie es sich aber auch angelegen 
sein lassen, gerade in Unternehmungen sich so rasch als 
möglich einzuarbeiten, weil hievon einerseits gesetzlich 
zulässige erhöhte Belohnungen, aber auch durch manche 
Werkführer geübte unstatthafte Bonifikationen abhängen, 
deren heimliche Usance die Führung einer strammen 
Disziplin vereitelt und eine pflichtbewusste Gefängnis¬ 
direktion eo ipso gegen dieses System Stellung nehmen lässt. 

Ausserdem verhindert die disziplinäre Strafgewalt 
eine bei der Materialkalkulation ins Gewicht fallende 
Schädigung der Unternehmer seitens ihrer Arbeitskräfte, 
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Lobe der Sträflingsarbeiter gesagt — exakt verarbeiten 
lassen und sie, wenn sie Schleuderarbeiten wären, als 
Schundarbeit nicht abzusetzen vermöchten. 

Dieser Vorwurf scheint im allgemeinen von Seite des 
freien Gewerbes leichtfertig erhoben zu sein, zumal die in 
Gefängnissen hergestellten Produkte, in Anbetracht des 
Masstabes von Durchnittsqualitäten, sich von freiheitlichen 
Waren nicht unterscheiden, daher selbstredend auch ihre 
Provenienz nicht etwa in der Marke „Zuchthausware“ 
kenntlich machen. 

Die Bedeutung der Unternehmungen für den allge¬ 
meinen Arbeitsmarkt vermindert sich jedoch insbesonders 
dadurch, dass infolge der örtlichen Lage der Mehrzahl 
unserer Strafanstalten bei Kalkulation der Erzeugungskosten 
bedeutende Frachtauslagen mitkalkuliert werden müssen,, 
die als vielleicht einziges günstiges Moment zur Verfech¬ 
tung geringerer Löhne beurteilt werden könnten. 

•Anderseits drängen aber die Unternehmer in Rück¬ 
sichtnahme auf einen höheren Gewinn stets dahin, ihren 
Absatz dementsprechend und zwar gegen die akademische 
Vorschrift zu lokalisieren. 

Wenn wir das Resumö ziehen, stellen sich die Pächter¬ 
arbeiten für den Freiheitsmarkt mehr oder weniger empfind¬ 
lich schädigend dar, sie sind auch weder vom staatswirt¬ 
schaftlichen noch vom disziplinären und ökonomischen 
Standpunkte, aus zu rechtfertigen, daher prinzipiell ver¬ 
werflich. 

Eine künftige Reform des Strafvollzuges müsste daher 
unbedingt damit rechnen, dieses Arbeitssystem in seiner 
heutigen Form von den Gefängnissen grundsätzlich fern 
zu halten, insbesonders auch von den Gerichtsgefängnissen, 
in welchen gegenwärtig unter anderen beispielsweise eine 
Unternehmung einen Taglohn von zirka 16 h pro Mann 
zahlt und mit ihren Erzeugnissen der staatlichen Regie 
der Strafanstalten Konkurrenz bietet. 

Nachdem wir angesichts der Wichtigkeit einer ge¬ 
eigneten Arbeit im Strafvollzüge und ihrer Bedeutung für 
den Arbeitsmarkt fordern müssen, dass sie — gleichwie 
in anderen Staaten — gesetzlich geregelt werde, müssen 
wir ihrer gi'ündlichen Reformvorbereitung schon gegen¬ 
wärtig das Wort reden, da diese Angelegenheit nur im 
Wege einer planmässigen Organisation in Bahnen gelenkt 
werden kann, in denen einerseits das freie Gewerbe nicht 
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Das zweite in Strafanstalten und einzelnen Gefäng¬ 
nissen der Gerichtshöfe g'ehandhabte Arbeitssystem ist jenes, 
in welchem der Staat die Betriebe auf eigene Rechnung 
und Gefahr führt und seine Produkte selbst verwertet. 

Auch dieses System fand in vielen Aussen Staaten 
Eingang, nur mit dem Unterschiede, dass in einigen der¬ 
selben die Erzeugnisse der Gefangenarbeit direkt auf den 
Markt gebracht werden, wodurch auch hier eine Konkurrenz 
geschaffen ist, die, weil der Staat mit beliebig grossen 
Kapitalsinvestitionen zu arbeiten vermag, um so fühlbarer 
werden muss. 

Zur Beruhigung der Interessenten kann gesagt werden, 
dass in Oesterreich eine derartige Schädigung des Klein¬ 
gewerbes nicht geübt wird, nachdem es verboten ist, mit 
den Produkten auf dem Freiheitsmarkte zu erscheinen, ja 
man im übertriebenen Eifer — allerdings vor Jahren 
schon sogar so weit ging, wenigstens in Strafanstalten, 
der geringen Zahl der daselbst wie bekannt unter den 
schwierigsten Verhältnissen dienenden und kärglich be¬ 
soldeten Angestellten den Bezug von Regiefabrikaten gegen 
Erlag des normalen Verkaufspreises einzustellen, welches 
Verbot, nebenbei bemerkt, die armen, mit Familie meist 
reich gesegneten Aufseher schmerzlich empfinden; den 
Erlass dieses Verbotes hätten die freiheitlichen Gewerbe¬ 
treibenden aber gewiss nie verlangt, wenn ihre Interessen 
nur sonst nicht geschädigt würden. 

Wie der Erlass des Handelsministeriums ausführt, 
beschränkt sich dieses Prinzip der Staatsregiearbeiten auf 
Arbeiten für eigene Bedürfnisse der Strafanstalten und für 
den Verkehr nach aussen, d. h. für Bedürfnisse anderer 
staatlicher oder autonomer Behörden. 

Eine Schädigung des Kleingewerbes durch Arbeiten 
für die eigene Anstalt oder die übrigen Staatsbehörden 
kann füglicherweise nur dort behauptet werden, wo zu¬ 
folge einer Lieferungsausschreibung für das Amt Freiheits¬ 
fabrikate durch die Gefängnisverwaltungen unterboten 
werden. 

Dieses Unterbietungsprinzip ist — zu unserer Recht¬ 
fertigung sei es besonders hervorgehoben — keineswegs 
die leitende Idee der Strafanstalten; es ist aber auch 
geradezu ausgeschlossen, weil den Strafanstalten ebenso 
^ie den freiheitlichen Bewerbern die Offertpreise der 
Waren unbekannt sind. 
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meinen Markte auszuscheiden, da ein solcher Vorgang 
den Grundsätzen der Wirtschaftspolitik, noch mehr aber 
jenen der Strafrechtspflege widersprechen würde. 

Auch hier kann unsere Obsorge das Uebel der gewerb¬ 
lichen Konkurrenz ganz unwirksam machen, wenn die Zahl 
der heute in den leider so sehr beliebten Handwerken 
arbeitenden Sträflinge zu Gunsten von Aussenarbeiten ver¬ 
ringert wird, namentlich von solchen, bei denen wir uns 
heute fremdländischer Arbeitskräfte bedienen, die vom 
heimischen Arbeitsmarkte besser ausgeschlossen, eventuell 
unter Grenzsperre ferngehalten bleiben sollten. 

Wie beim Unternehmersj'^stem werden wir unsere 
Schilderungen auch beim gehandhabten Regiearbeitssysteme 
in einer der Aufklärung weiterer interessierter Kreise dienen¬ 
den Weise vornehmen, da wir der Ansicht sind, dass sich 
in der Oeffentlichkeit gerade über das Mass der Konkurrenz 
eine falsche Anschauung festgesetzt hat, die wir zur För¬ 
derung eines Ausgleiches auf klären zu müssen verneinen. 

Wir haben den Betrachtungen desgleichen die 11jährige 
Periode vom Jahre 1890 bis 1900 zu Grunde gelegt und 
die Daten aus der für unsere Frage am besten entwickelten 
Strafanstalt Stein gesammelt. 

Aus der Intensität dieser Konkurrenz kann annähernd 
auf jene im ganzen Reiche geschlossen werden, so dass die 
hiesigen Verhältnisse als allgemeiner Masstab dienen können. 

Wir finden in dem vorbezeichn eten Zeiträume nach¬ 
stehende Daten: 


im 

Jahre 

Arbeiter 

Lehr¬ 

linge 

Vorgeschriebene 

Geleistete j 

Arbeitstage 

1890 

4198 

578 

103.412 

146.182 

1893 

3585 

260 

87.216 

123.501 

1894 

2654 

218 

63.096 

84.074 

1899 

3091 

85 

74.996 

95.613 

1900 

3498 

96 

82.350 

110.882 


Der tägliche Durchschnitts verdienst pro Kopf über- 
ragte jenen der Pächterbetriebe und stellt sich absolut auf 

88,64 h im Jahre 1890 
104,43 „ „ „ 1893 

96,13 „ „ „ 1894 

78,55 „ „ ^ 1899 

85,91 „ „ „ 1900 
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Aus den Verhältnisziffern der Mehrleistungen der Sträflinge 
finden wir einen geringen Rückgang bis zum Jahre 1899 
und eine darauf folgende Besserung im Jahre 1900, die 
auf eine grössere Gleichmässigkeit der Regieftihrung 
schliessen lässt. 

Aus der Gegenüberstellung der Durchschnittsverdienste 
in den beiden Systemen und zwar von 63,42 h bei Pächtern 
gegen 86,83 h bei Regiearbeiten sehen wir, dass die Gefängnis¬ 
verwaltung bestrebt war, über den Normallohn von täglich 
80 h zu Gunsten der Konkurrenzverminderung hinauszu- 
gehen. 

Umfang und Wert der Arbeiten sollen das Bild unserer 
gewerblichen Regietätigkeit vervollständigen. 

Es wurden im Jahre 1901 in der „Regie-Schusterei“ 
erzeugt: 

für den Bedarf der Gerichte 308 Paar Schuhe 

für das Justizwachkorps 357 „ Stiefel 

für die Beteilung entlassener Sträflinge 87 Schuhe 

92Ya Paar Sohlen 7 Paar Vorschuhe 

' 70 „ Absätze 11 „ Halbsohlen 

mit Absätzen. 


Für die staatlichen Krankenanstalten: 

2148 Stück neue Pantoffel für Erwachsene ä 2 K. 14 h 


1455 

1478 

335 

50 


Ganzsohlen für Pantoffel für 
Erwachsene 

Halbsohlen f. Pant. f. Erwachs. 
Kinderpantoffel 


20 

60 

25 

70 


cä 

CÖ 

Ph 

o 

u 

Oa 


Wir überlassen es den P. T. Interessenten, den Um¬ 
fang der Konkurrenz in diesem Gewerbe zu berechnen, 
welcher aus dem Zeitaufwande eines Freiheitsarbeiters zur 
Herstellung dieser zweiten Gruppe konkurrierender Arbeits¬ 
produkte resultiert. 

Die „Schneiderei“ arbeitete: 
für Bedürfnisse der Gerichte 


für das Justizwachkorps 


401 

Stück 

Winterpaletos, 

524 

7? 

Gehröcke, 

1038 


Hosen, 

521 


Tuchwesten, 

365 

71 

Zwilchkittel; 

82 

T) 

Mäntel, 

112 

J) 

Waffenröcke, 

101 

n 

Tuchblusen, 

508 

11 

Tuchhosen; 
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für die Beteilurig entlassener 

Sträflinge 37 Stück Röcke, 

61 „ Hosen, 

65 „ Westen, 

24 „ Hemden, 

72 „ Gattien 

und stehen diese Arbeitsleistungen ausser der Konkurrenz. 

Als konkurrierende Arbeiten könnten nur angesehen 
werden: 

die Teillieferung für die Postverwaltung mit 

1551 Stck. Winterpaletots ä 3 K. 90 h 4285 Stck. Drillhosen ä 1 K 62 h 

2461 „ Winterröcken „ 3 „ 90 „ 3308 „ Drillwesten „ 1 „ 10 „ 

1729 „ Soninaerröcken„ 3 „ „ 3890 „ Zwilchkittel „ 1 „ 05 „ 

4264 „ Tuchhosen „1 „ 82 „ 

Arbeitslohn; 

für die Amtsdiener der Tabakregie: 

11 Stück Pekesche ä 130 K — h 77 Stück Gehröcke ä 29 K 40 h 

13 „ Fracks „ 34 „ 92 „ 86 „ Tuchwesten „ 13 „ 44 „ 

18 „ Paletots „ 48 „ — »87 „ Tuchhosen „20 „ 60 „ 

fertige Sorten; 

für drei Finanzbehörden: 

10 Stück Paletots 4 38 K 90 h 70 Stück Tuchwesten ä 5 K 20 h 

62 „ Gehröcke „ 26 „ 40 „ 351 „ Zwilchkittel „ 4 „ 20 „ 

79 „ Tuchhosen „ 10 „ 50 „ 104 „ Spenzer „3 „ 92 „ 

fertige Stücke. 

Vorstehende Leistung, welche jährlich verschieden 
und im Gegenstaiidsjahre rücksichtlich des Gebührenanfall- 
termines eine erhöhte war, trifft nur in Stein zu und ist 
die Produktion keiner anderen Anstalt auch nur im ent¬ 
ferntesten so gross. 

Nachdem nun berücksichtigt werden muss, dass sich 
diese Produktion auf den Absatz im ganzen Reiche erstreckt, 
mag beurteilt werden, wie weit dieselbe jedem einzelnen 
gewerbetreibenden Meister tangieren kann. 

Jedenfalls muss sodann zugegeben werden, dass selbst 
die Zuweisung der einzelnen Postdienermonturen in irgend 
einer Provinzstadt die daselbst- etablierten Meister kaum 
begünstigt hätte und wäre eine solche Zuweisung ausser¬ 
dem ein Bezugsmodus der Postregie, der weder den An¬ 
gestellten noch den „vielen“ Gewerbetreibenden gleich 
konvenieren könnte. 

Die „Buchbinderei“ lieferte im ganzen Jahre 
1839 Geschäftsbücher für Gerichte, 

6861 Faszikeldeckel für Gerichtsbehörden, 
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Die „Regie-Weberei“ erzeugte im Gegenstandsjahre 
■71 352 m Emballagezwilch für die Tabakfabriken, 

3 962 „ Zwilch, 

490 „ Kalikot, 

689 „ Packleinwand und 
1653 „ Wergleinwand, 
letztere Sorten für Gerichtsbedürfnisse. 


Die „Tischlerei“ lieferte für Gerichte. 


23 Schreibtische, 
22 Tische, 

48 Stühle, 

51 Kleiderrechen, 


12 Kleiderstöcke, 
37 Aktenkästchen, 
16 Bänke und 
7 Leibstühle. 


Die „Binderei“. 

65 Wasserschaffe, 3 Holzzuber, 1 Badewanne. 

Die „Spenglerei“. 

74 Abortkübel, 68 Spucknäpfe, 6 Kerichtschaufeln, 

15 Waschbecken, 10 Wasserkübel, 5 Badewannen. 

Die „Schlosserei“. 

60 Sträflingsbetten, 60 Kloben, 8 Paar Handschellen, 

88 Gewehrhaken, 20 Kübelhenkel, 1 „ Fusseisen und 

1 einzige Krankentragbahre für eine Gemeinde. 

Letzter Artikel wurde auch Gegenstand einer Inter¬ 
pellation im Abgeordnetenhause! 

Angesichts unserer im Interesse der Aufklärung 
breiterer Volksschichten unternommenen Feststellung der 
Arbeitsverhältnisse wird es sich niemand verhehlen können, 
dass die herrschenden Anschauungen über die Konkurrenz 
der Sträflingsarbeiten die Tatsachen bei weitem überragen, 
ein Umstand, der ja erklärlich ist, da das Gefängnisleben 
in seinem mysteriösen Dunkel eben nur von jenen 
wenigstens teilweise erforscht wird, welche die Pforten 
des Strafhauses zwangsweise überschreiten, die aber iii 
der Oeffentlichkeit hierüber zu schweigen allen Grund haben. 

Es ist gewiss ein Fortschritt zum Besseren schon ge¬ 
macht und wir Gefängnisbeamte konstatieren es mit Freude, 
dass in neuerer Zeit von der allerdings auch erst im 
letzten Jahrzehnte mit Bereitwilligkeit erteilten Erlaubnis 
unseres Justizministeriums zum Besuche von Strafanstalten 
seitens an dem Fortschritte interessierter Männer aus¬ 
giebigerer Gebrauch gemacht wird. Während ‘sich in 
unserem Fremdenbuche in früheren Jahren hauptsächlich 
die Namen ausländischer europäischer Justiz- und Ge- 
langnisbeamten finden, zeigt es gegenwärtig nebst den in 
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Zergliedern wir unser zweites Arl>eitssystem analog 
dem Präzedenzfalle in der Armee und scheiden die Arbeiter 
für den eigenen Etat aus, so verbleiben uns Ziffern, die 
das Bild der Konkurrenz in wesentlich anderem Lichte 
erscheinen lassen. 

Es arbeiteten im Jahre 1900 in allen Strafanstalten 
in konkurrenzfähigen Artikeln u. zw. 11 gewerblicher Be¬ 
schäftigungsarten während 256 265 Arbeitstagen — circa 
300 Tage pro Jahr angenommen — 854 Sträflinge für den 
Bedarf des eigenen Etats. 

Die zweite Gruppe konkurrenzfähiger Artikel, nämlich 
für Aemter anderer Staatsverwaltungszweige umfasst 198649 
Arbeitstage in 10 gewerblichen Arbeiten oder 662 Sträflings¬ 
arbeiter. 


Die dritte Gruppe von Regiearbeiten, nämlich für 
nicht staatliche Aemter, aber doch öffentliche Anstalten 
umfasst 6 Gewerbe mit 13443 Arbeitstagen oder 41 Arbeitern. 

Von diesen Gruppen können also nur die beiden 
letzteren dem freiheitlichen Wettbewerbe unterliegen, es 
könnte also eine Schädigung auch nur von den Regieer¬ 
zeugnissen seitens der 703 Sträflingsarbeiter abgeleitet 
werden. 


Diese 703 Arbeiter verteilen sich auf die betriebenen 
Handwerke wie folgt: 

Schneiderei . . . 

Weberei .... 


292 

261 

52 

36 

31 

24 

5 

1 

1 

0,2 


Arbeitskräfte 


Tischlerei .... 

Korbflechter . . . 

Schuster .... 

Buchbinder . . . 

Schlosser, Schmiede etc 

Spengler .... 

Bürstenbinder . . 

Tuchmacher ..... 

Obzwar uns eine Statistik 

zur Verfügung steht, um die .. . ... 

zustellen, müssen doch unsere schärfsten Gegnerzugestehen, 
dass das Mass der Konkurrenz ein so minimales ist, dass 
es eigentlich eine Biosstellung der Opposition wäre, wenn 
sie auf Abschaffung der gewerblichen Regiearbeiten bestünde. 

Effekt dieser Regiearbeiten, der — in gewissen 
1 allen ja zug’egeben — doch nur lokal fühlbar sein kann, 
vermindert sich, je grösser das Absatzfeld wird und ist 
es bache einer künftigen zentralen planmässigen Arbeits- 


des freien Gewerbes nicht 
Relation der Ziffern fest- 
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heblicherem praktischen Werte, da daraus das Bestreben 
hervorleuchtet, für die Sträflingsbeschäftigung die allge¬ 
meinsten ökonomischen Grundsätze festzustellen, auf deren 
Basis sodann die Unterorgane die Details der Betriebe 
einzurichten hätten. 

So sehr nun die zentrale Initiative den kriminalistischen 
und wirtschaftspolitischen Gesichtspunkt zu vertreten be¬ 
strebt war, gelangten wir dennoch zu keinem greifbaren 
Resultate, nämlich einer planmässigen Arbeitsorganisation, 
zu einem ausgesprochenen, zielbewusst arbeitenden Systeme. 

Ich habe schon seinerzeit in der Abhandlung über 
die Fundamente unserer Kriminalgesetzentwürfe in dem 
Abschnitte über die Gefangenarbeit naehgewiesen, wie 
sinn- und planlos ausübende Aemter gerade im Arbeits¬ 
betriebe, dessen Technik ganz ihrer Initiative überantwortet 
erscheint, arbeiten. 

Bei dieser Gelegenheit sei uns gestattet, auf die 
grundlegenden Bestimmungen über den Wirkungskreis der 
Oberbehörden hinzuweisen, welcher mit Allerhöchster Ent- 
schliessung vom Jahre 1865 und zwar aus Anlass der 
Uebernahme des Gefängniswesens in das Ressort des 
Justizministeriums festgestellt wurde. 

In dieser Grund Vorschrift aus den doch alten Zeiten 
ist nur dem letzten Artikel XV zu entnehmen, dass der 
Zentralstelle hinsichtlich der Betriebsverwaltung eine direkte 
Ingerenz Vorbehalten bleibt, wärend die ganze Detail- 
organisation der Oekonomie und des Arbeitsbetriebes den 
Oberstaatsanwaltschaften und zwar jeder nur für ihren 
Sprengel überlassen ist. 

Der XV. Artikel der besagten Vorschrift überlässt 
dem Justizministerium die Bewilligung der Auslagen für 
nicht pauschierte Kanzleierfordernisse, für die nicht zur 
Verpflegung gehörigen Hauserfordernisse, für Anschaffungen 
und Herstellungen von Inventar- und Einrichtungsgegenstän¬ 
den usw. im Betrage von mehr als 1000 K, die Bewilligung 
zum Verkaufe von nicht mehr verwendbaren Inventargegen¬ 
ständen im Schätzwerte von mehr als 1000 K — Fälle, 
welche zufolge ihrer Seltenheit in der Gefängnispraxis die 
untergeordnetste Bedeutung haben - die Genehmigung 
von Verträgen, wodurch die Arbeitskraft von Sträflingen 
auf mehr als 3 Jahre an einen Unternehmer überlassen wird 
oder Fabrikate im Werte von mehr als 6000 K veräussert 
werden. 
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Für die Betriebstechßik sind lediglich die letzten zwei 
Punkte massgebend, was uns bei der veralteten Vorschrift 
nicht Wunder nehmen kann, zumal zu dieser vorsintflutlichen 
Zeit die Verhältnisse unserer heutigen Arbeitsentwicklung, 
die mit jener der Freiheit in den innigsten Wechsel¬ 
beziehungen steht, nicht einmal geahnt werden konnten. 

Aus dem Gesagten geht zum mindesten hervor, dass 
leider auch unsere heutige Zentralstelle über einen ihr 
als wahres Zentrum zukommenden Wirkungskreis nicht 
verfügt, weil eben die damalige Verordnung von parti- 
kularistischen Grundsätzen ausging und die Gesamtheit 
aller Amtsgeschäfte und Tätigkeiten, welche behufs Ver¬ 
waltung und Beaufsichtigung der Strafanstalten bis dahin 
den „Länderstellen“ oblegen hatten, in den ausschliess¬ 
lichen Wirkungskreis der Oberstaatsanwälte übertrug. 

Diese Organisation der Zentrale fusst also in einer 
Zeit, wo das Gefängniswesen noch im Zustande allgemeiner 
verländerter Versumpfung lag, so dass sich eine Kemedur 
an dieser Grundvorschrift angesichts unseres Fortschrittes 
einmal nicht mehr abweisen lassen wird, zumal’ eben die 
seitherige Verländerung im Wege der Oberstaatsanwalt¬ 
schaften die einseitige, geradezu unumschränkte Verwaltung 
der Strafanstalten nach den verschiedensten Anschauungen 
ihrer Funktionäre begünstigt, eine persönliche Kontrolle 
des unteren Getriebes aber um so weniger gehandhabt 
werden kann, als selbst im Justizministerium die Gefängnis¬ 
agenten den eigentlichen, juristischen Aufgaben der Zentral¬ 
beamten beigegeben erscheinen. 

Aehnlich liegen die Verhältnisse des Wirkungskreises 
der Oberstaatsanwaltschaften, die rücksichtlich des Arbeits¬ 
betriebes lediglich in dem Artikel XVIII eine Präzisierung 
erfahren. Nach diesen Normen kommt den Oberstaats- 
anwaltschafteri zu: 

1. Die Genehmigung und Bestätigung der Verträge, wo¬ 
durch die Arbeitskraft von mehr als 50 Sträflingen 
oder auch einer geringeren Anzahl auf die Dauer 
von mehr als 6 Monaten bis zu 3 Jahren an einen 
Unternehmer zur Benützung überlassen wird. 

2. Die Genehmigung und Bestätigung der Verträge, wo¬ 
durch von einer Strafanstalt die Herstellung oder 
Lieferung von Arbeiten im Werte von mehr als 
2000 K übernommen wird. 

3. Die Bewilligung zum Ankäufe von Roh- und' Halb¬ 
stoffen zum Arbeitsbetriebe im Werte von mehr als 200K. 
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4. Die Bewilligung zur Veräusserung von Fabrikaten 
im Werte von mehr als 200 bis 6000 K. 

5. Die Bewilligung zur Aufnahme von Werkmeistern 
mit einer Jahresentlohnung bis 1200 K und 

6 . Die Bestimmung, ob und welcher Geldbetrag aus der 
Anstaltskasse entweder zur Tilgung einer zu Fabrik¬ 
zwecken erhaltenen »Subvention oder als Industrie¬ 
ertrag in die öffentliche Kasse abzuführen sei. 

Von diesem Um und Auf der Organisation ist Punkt 1, 
weil selten, höchstens nach Jahren ein Unternehmerwechsel 
eintritt, gegenstandslos; Punkt 2 total unwirksam, weil 
Regiebetriebe in den seltensten Fällen auf Grund von Ver¬ 
trägen geführt werden, ja die Zersplitterung derselben so 
weit geht, dass fallweise Lieferungen im Werte von 2000 K 
in den Strafanstalten fast nie verkommen; Punkt 5 und 6 
sind für die Betriebstechnik wertlos, so dass nur Punkt 3, 
die Kreditbewilligung auf Grund von Erfordernisaufsätzen 
und Punkt 4, die Bewilligung zur Veräusserung von Fabri¬ 
katen erübrigen, welch' letzterer selbstverständlich gar 
nicht eingehalten werden kann, soll eine rasch pulsierende 
Tätigkeit der Produktion nicht durch eine biireaukratische 
Massregel total gehemmt werden. 

Das Wesen der Betriebsorganisation der Mittelbehörden 
ist daher — ausgenommen die durch die reine Formalität 
des Kreditverlangens und der Gewährung desselben heryor- 
gerufenen vielfachen Störungen geordneter Arbeitstätigkeit — 
ein solches, wie es den im Beginne unserer ersten Reform¬ 
periode herrschenden Anschauungen entsprach und bedarf 
es wohl keiner weiteren Begründung, dass wir auf Grund 
so veralteter Bestimmungen nicht mehr zu arbeiten ver¬ 
mögen. 

In letzter Linie sind sodann noch die Staatsanwälte 
als Hauskomraissäre und die Strafanstaltsleiter bei der 
Arbeitsorganisation insofern engagiert, als der Anstalts¬ 
vorstand zu den Geschäftsabschlüssen im Arbeitsbetriebe, 
deren Genehmigung nicht dem Oberstaatsanwälte Vorbe¬ 
halten ist, die Zustimmung des Hauskomraissärs einzu¬ 
holen hat. 

Wie aus dem Vorstehenden und den zitierten Erlässen 
hervorgeht, stützt sich die Zentralverwaltung auf ihre 
Zwischenbehörden, die Oberstaatsanwaltschaften, welchen 
offenbar die Detailorganisation des im Strafvollzüge so 
wichtigen Arbeitswesens innerhalb ihrer Sprengel zukäme. 
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De facto sind es aber lediglich die Strafanstaltsver- 
waltUDgen, das heisst die Verwalter in grossen, die Direk¬ 
toren in den kleinen Anstalten, welchen die ganze Sorge 
für den Betrieb überantwortet wird. 

So lautet beispielsweise die das Arbeitswesen be¬ 
treffende Vorschrift für den Verwalter in Stein; 

„Als Leiter des Arbeitswesens hat sich der Verwalter 
angelegen sein zu lassen, dass es keinem arbeitsfähigen 
Sträflinge an Arbeit gebreche, dass die Arbeit so viel als 
möglich den Fähigkeiten und Neigungen, sowie der früheren 
Beschäftigung und dem künftigen Fortkommen des Sträf¬ 
lings angemessen und zugleich möglichst lukrativ sei.“ 

Der Verwalter hat daher ; „ 

1. auf die Heranziehung geeigneter und vertrauens¬ 
würdiger Unternehmer bedacht zu sein und die 
hiezu führenden Vorkehrungen zu treffen; 

2. soweit die Beschäftigung der Sträflinge auf Rechnung 
der Strafanstalt stattfinden muss, für die Ein¬ 
führung entsprechender Gewerbsarbeiten, die An¬ 
schaffung der erforderlichen Arbeitsstoffe und Werk¬ 
zeuge, die Instandhaltung der letzteren und für den 
vorteilhaften Absatz der Arbeitserzeugnisse Sorge zu 
tragen.“ 

Darf es bei diesen Vorschriften, die in erster Linie 
auf Pächterarbeiten bedacht sind und durch welche die 
untergeordnetsten Organe zur Durchführung von organi¬ 
satorischen Aufgaben — allerdings nur in ihrer Strafanstalt 
~ berufen werden, uns wundern, wenn sich das Bild der 
Gesamttätigkeit im Gefängniswesen verwirrt? 

Jeder Verwalter spekuliert, selbstredend auf Rechnung 
der eigenen Anstalt, greift zur Arbeit, die er findet, w^enn 
sie nur möglichst viele Sträflinge absorbiert, kalkuliert die 
Erzeugnisse, wie er will und kann, kauft Material und 
Werkzeug nach seinem subjektiven Ermessen, allerdings 
immer mit Genehmigung der Mittelbehörden, denen aber 
sowohl kaufmännisches Wissen, wie Kenntnis dbr Technik 
der einzelnen Arbeiten nicht zugemutet werden kann, da 
deren Funktionäre — als oberstaatsanwaltschaftliche Beamte 
-7 in, der Regel hervorragende Juristen, für Fragen des 
reinsten Verwaltungswesens nicht nur kein Verständnis, 
sondern noch viel weniger dauerndes Interesse haben 
können, da gerade ihre Positionen einem raschen Wechsel 
unterliegen. 


10 * 
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Es ist klar, dass der Mangel einer planmässige'n 
Organisation der Administration des Gefängniswesens, wie 
er ja aus dem Vergleiche der zitierten Ministerialerlasse 
und den Vorschriften für den Verwalter konstatiert wurde, 
in der Praxis geradezu bedenklichst fühlbar ist, den leitenden 
Verwaltern ein Uebermass von Pflichten auferlegt, das 
einer so tief untergeordneten Behörde gar nicht zu¬ 
kommen kann. 

Das Missverhältnis des übertragenen Wirkungskreises 
der Verwaltungen zu ihren behördlichen Befugnissen ist 
ein zu grosses und wird um so schwerer fühlbar, je stärker 
die mit dem Personenwechsel bei den Oberstaatsanwalt¬ 
schaften verbundene Veränderung der Anschauungen ihrer 
Funktionäre auf die Strafanstalten rtickwirkt. 

Bekanntermassen sind alle unsere Strafanstalten den 
am Sitze des Obergerichtes bestellten Oberanwaltschäften 
untergeordnet, die untereinander am allerwenigsten in 
Sachen des Gefängniswesens in Verbindung stehen, so 
dass nicht nur die Strafanstalten unter sich, sondern auch 
ihre Oberbehörden vollkommen selbständig arbeiten und 
lediglich an die vorzitierten Erlässe im Arbeitswesen ge¬ 
bunden sind. 

Der ganz kolossale Spielraum, welchen diese Erlässe 
allen untergeordneten Organen lassen, erklärt es, dass es 
hauptsächlich von den Impulsen der untersten Gefängnis¬ 
funktionäre abhängt, inwieweit die Forderungen der 
Kriminalrechtspflege und Wirtschaftspolitik gefördert werden, 
so dass es auffällig erscheinen muss, wie sehr oft die ganze 
Strafanstalt lediglich die Charakteristik des leitenden 
Unterbeamten trägt. 

Die Verhältnisse sind ungesunde, sie zeigen auffällig, 
dass das Gefängnis wesen erst einer gründlichen Reform 
unterzogen werden muss, insbesonders deshalb, weil die 
Sträflingsarbeit, als eines der ersten ethischen Mittel eine 
zu grosse Bedeutung hat, um unter eine Schablone von 
sogenannten Zuchthausge’yrerben gepresst zu werden und 
für deren’Organisation ein weiterer Gesichtskreis gelten 
muss, als er in der „Tiefe“ der Praxis gefunden wird. 

Wir dürfen die Strafe nicht in naturwidriger Weise 
an dem Individuum vollziehen ! 

Wird sie aber nicht naturwidrig wirken, wenn, sagen 
wir ein Handwerker, z. B. ein Schuster in eine Straf¬ 
anstalteingeliefert wird, in der er — da eine Schuhmacherei 
dort nicht besteht — angenommen zur Schneiderei ein- 
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10. Arbeiter im graphischen Gewerbe: Graveure, Buch¬ 
drucker, Lithographen etc. 

11. Handelsgewerbliche Arbeiter 

12. Arbeiter in den Nahrungsmittelgewerben, wie Bäcker, 
Fleischer, Brauer etc. 

13. Beamte 

14. Ohne Beschäftigung. . 

Bei einer solchen Organisation bleibt das Vorleben 
der Sträflinge berücksichtigt und sind Verschärfungen einer 
inkompetenten Administrativbehörde ausgeschlossen, was 
gewiss der Hoheit des Strafrechtes entspricht. 

Nachdem nun die Frage, ob sich unsere untersten, 
oder nächstvorgesetzten Gefängnisinstanzen zur Durch¬ 
führung einer solchen Organisation eignen, entschieden 
verneint werden muss, so können diese Voraussetzungen 
nur im Wege einer zentralen Organisation geschaffen 
werden, die von ihrem erhöhten Standpunkte aus das 
ganze Getriebe übersieht und die gesamten Fäden der 
ökonomischen und technischen Details vereinigt. 

Eine solche zentrale Organisation finden wir ja in 
allen grossen Etablissements selbst anderer staatlicher 
Produktionszweige, eine Zentralisierung der gesamten 
Käufe von Material und Betriebsmitteln, des Absatzes, der 
Verrechnung und der Kontrolle. 

Das Zentrum ist es, von wo aus die Nerven des 
Arbeitslebens bis ins Detail der Leistung anregend wirken 
.müssen, sollen die Erfolge zutage treten, die in unserem 
Falle auf dem kolossalen Gebiete der Arbeitstätigkeit im 
Gefängnis wesen mit jährlichen zirka 13 OOü Arbeitern nicht 
nur einen bedeutenden moralisierenden, sondern auch 
hervorragenden ökonomischen Wert haben. 

Derlei Erwägungen blieben dem österreichischen Ge¬ 
fängniswesen bisher fremd, wiewohl die Theorie anderer 
Staaten in ihren allgemeinen Grundsätzen auch bei uns 
Eingang fand; hier genügt sie sich selbst und reflektiert 
auf die Praxis nicht, weil man gewohnt war, mit Schlag¬ 
worten zu arbeiten, die eine praktische Regelung des 
ArbeitsWesens nie herbeiführen konnten. 

Die heutigen Betriebe der Gefängnisse entstehen und 
vergehen je nach Massgabe der geistigen Potenzen unter¬ 
ster Organe; herrscht irgendwo Arbeitsnot, wird nach 
Arbeiten gehascht, ob sie dem Endzwecke des Strafvoll¬ 
zuges entsprechen oder nicht, wohl nach dem Grundsätze: 
besser eine SQhlechte, als gar keine Arbeit. Es werden 
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überzugehen vermag, soll eben diese Zentrale tatsächlich 
alle Fäden des Getriebes vereinen und jederzeit in der 
Lage sein, in dem weiten Gebiete des Gefängniswesens 
herrschende Uebelstände unmittelbar zu sanieren. 

Nur eine solche Zentralisierung, welche jederzeit in 
der Lage ist, schon während des Jahres aktiv einzugreifen, 
gewährleistet auf diesem Arbeitsfelde Verhältnisse, die bei 
einem modernen Strafvollzüge in juristischer, aber noch 
viel mehr in administrativer Beziehung von tiefgreifendster 
Bedeutung sind. 

Wir können es übrigens getrost unserer heutigen 
Zentralleitung überlassen, die zur Dui chführung des Regie¬ 
arbeitssystems zu ergreifenden Massnahmen zu beurteilen. 

Es wird dieses Urteil vielleicht zu Gunsten jener 
Kriminalisten lauten, welche auf dem Standpunkte stehen, 
dass zur technischen und administrativen Zentralleitung 
eben nur technische und administrative Erfahrung berufen 
ist, die man nach theoretischer Vorbereitung in der Praxis 
erntet. 

Von diesem Gesichtspunkte aus ist die Reform des 
Behördenorganismus in erste Linie gerückt und fühlen wir 
uns mit jenen hervorragenden Juristen einig, welche für 
die Trennung der Administrative des Gefängiiiswesens von 
ihrem eigentlichen. juristischen, dem anwaltschaftlichen 
Ressort plaidieren. 

Speziell im Sinne einer planmässigen Durchführung 
des Regiearbeitssystemes ist es unerlässlich, dass der 
Wirkungskreis dieser Mittelorgane an die Zentralleitung 
und zwar ganz analog jeder anderen Betriebsleitung an¬ 
gegliedert und organisiert werde, wobei es selbstredend 
nicht ausgeschlossen, eventuell den Staatsanwälten ihre 
juristische Funktion, als Hauskommissäre der Strafanstalten 
zu belassen, in welchem Falle ihre Befugnis jedoch unbedingt 
auch auf die Gerichtsgefängnisse auszudehnen wäre. 

Aus begreiflichen Gründen schwärmen wir freihch 
mehr für den Behördenorganismus der Gerichte und halten 
es daher für zeitgemäss, die Frage aufzuwerfen, ob die 
rein juristische Kontrolle der Gefängnisse nicht eher den 
richterlichen Funktionären zukomme, die an dem rechtlichen 
Vollzüge der Strafenein lebhafteres Interesse besitzen müssen, 
als die Anwaltschaften, zumal sie infolge der zentralen 
administrativen Leitung von den Verwaltungsgeschäften 
befreit würden. 
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minder günstig gestellten Gefängnisregiebetriebes führen, 
die rücksichtlich des Umstandes, dass auch die Gefängnis¬ 
arbeiten als Bestandteil des allgemeinen Marktes aufgefasst 
werden müssen, nicht zu begründen wäre. 

Das freie Gewerbe wird hiedurch um so weniger ge¬ 
schädigt, als die Frachtauslagen unserer entlegenen Straf- 
gbfängnisse ohnehin zumeist den Ausschluss des Akzeptes 
nach sich ziehen. 

Die zweite Forderung nach prinzipieller Aufhebung 
der Maschinenarbeit scheint uns zu weit zu gehen, weil 
gewisse und wir betonen es — „zulässige“ Produktionen 
nur mit maschinellem Betriebe möglich sind und aus von 
uns vorerwähnten Gründen ethischer und ökonomischer 
Natur geradezu gefordert werden müssen. 

. Zulässigkeit eines Motorbetriebes bei Arbeiten in 
Regie für Staatsbedürfnisse und eventuellen Unternehmungen, 
welche die heimischen Freiheitsverhältnisse hie zu schädigen 
imstande, sind, wäre somit von der freien Industrie zu 
konzedieren. 

Die Verwendung von Maschinen würde sogar in Fällen, 
wo es sich um die Herstellung von Halbfabrikaten zur 
Unterstützung des freien Handwerkes, wir sagen, offenbar 
auf Kosten der freien Grossindustrie handelt, auch im 
Interesse gerade des ersteren erfolgen, weil mit der Ver¬ 
ringerung der Produktionskosten auch die Abgabepreise 
verbilligt werden könnten. 

Würden in diesem Falle Maschinen aber nicht ver¬ 
wendet werden, dürften sich die Erzeugungskosten auf 
Grund der von uns verlangten höheren Lohnbasis kaum 

so günstig stellen, dass der Bezug der Halbprodukte lohnend 
erschiene. 

Wenn wir aber weiters erwägen, dass die Maschinen¬ 
arbeit vollständig ökonomisch ausgenützt — zu einer 
assenproduktion führen muss, erscheint es uns freilich 
^ ^ ^ l>edenklich, das freie Handwerk auf diesem Wege 

zu rordern, zumal wir wissen, dass es selbst in seinen 
korporativen Vereinigungen eine viel zu geringe kauf¬ 
männische Organisation besitzt, um den Absatz von Massen 
bewirken zu können. 

Unseres Erachtens könnte der Ausgleich der Gegen- 
s^ze nur in der Richtung verfolgt werden, dass wir — 
a? handelsministerialen Erlasse zu sprechen — 

insofern in den Dienst der freien 
Industrie und des Gewerbes stellen, als wir dieselben 
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der Durchführung des einheitlichen Leitungsprinzipes 
günstig sind. 

Dann, wenn die Arbeiten und die Verwaltung auf 
Grund bindender Vorschriften organisiert sind, die Zentrale 
die Besorgung der gesamten Rohstoffe und Werkzeuge in 
der Hand hat, die Produktion dirigiert, die Produkte ver¬ 
wertet und über die unterstehenden Aemter eine fachliche 
unmittelbare Kontrolle übt, dadurch die spärliche Zahl 
von ausübenden Gefängnisbeamten lediglich zur Ueber- 
wachung der Technik in der Administration entlastet, 
dann wird es sich zeigen, dass das Prinzip der Selbst¬ 
erhaltung keine Utopie ist, zumal es auch ähnliche An¬ 
stalten gibt, die mit Gewinn arbeiten. 

Freilich fordert eine richtige Arbeitsorganisation eine 
Modifizierung des theoretischen Begriffes „Freiheitsstrafe“, 
der leider gegenwärtig nur als eine enge Verwahrung vor 
der Aussenwelt unter Anwendung bestimmter Strafhaus¬ 
regeln überhaupt gedacht werden kann, wiewohl ander¬ 
seits derselbe Strafvollzug in Gerichtsgefängnissen diese 
Charakteristik nicht immer trägt. 

In Erkenntnis der Reformbedürftigkeit unseres Ge¬ 
fängniswesens und der möglichen Ausgleichung der bezüglich 
der Gefangenarbeit herrschenden Streitfragen halten wir 
es für angemessen, auf die Notwendigkeit einer, entquöte- 
mässigen Beratung der Details hinzuweisen, ohne welche 
ein positiver Erfolg ebenso ausgeschlossen ist, als in 
anderen Aktionen, bei denen das geduldige Papier und 
Zeitverlust die Hauptrollen spielen'. 

Diesem Zwecke mögen nachfolgende Thesen dienen, 
die wir einer mündlichen Diskussion berufener Fachmänner 
empfehlen: 

1. Das heutige Pächtersystem in der Gefangenarbeit ist 
aufzulassen, die bestehenden Verträge sind seitens 
der Staatsverwaltung zu kündigen und ein neues 
Uebereinkomraen mit den bestehenden Pächtern gegen 
Halbjahrskündigung auf weitere Jahresarbeiten ab- 
zuschliessen. 

Neue Unternehmungen sind nur dann zulässig, wenn 
dieselben Patent- oder sonst konkurrenzlose Artikel 
erzeugen oder solche Fabrikate herstellen, welche 
der allgemeine heimische Arbeitsmarkt vom Auslande 
beziehen muss. 

2. Der gesamte Arbeitsbetrieb im Gefängniswesen ist 
mit Ausnahme der vorerwähnten zulässigen Unter- 
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nehmungen ausschliesslich auf Basis eines nicht konkur¬ 
renzierenden Regiearbeitssystemes für Zwecke der Be¬ 
dürfnisse von Staatsbehörden zentraliterzu organisieren. 

3 Zur Durchführung dieser Organisation ist ein ge¬ 
eignetes Strafen- und Gefängnissystem gesetzlich 
sicherzustellen, welches es ermöglicht, die Sträflinge 
mit einer ihrer Natur, ihrem Lebensgange und ihrer 
Zukunft entsprechenden Arbeit zu beschäftigen. 

Insbesonders ist die sogenannte „bedingte Ver¬ 
urteilung“ oder „bedingte Begnadigung“ auch auf 
Erwachsene auszudehnen, die planmässige Organi¬ 
sierung von Aussen arbeiten, eventuell durch mobile 
Strafgefängnisse durchzuführen und die gewerbliche 
Tätigkeit nach Massgabe der Räumlichkeiten und der 
Sprachenfrage in von vornherein bestimmten, eventuell 
Zentralgefängnissen der Provinzen dauernd zu regeln. 
4. Zur Durchführung der Organisation und planmässigen 
Oberleitung der gesamten Arbeitstättgkeit im Gefäng- 
niswesen ist im Justizministerium eine eigene Sektion 
zu errichten, welche in Fällen der Neueinführung von 
Gefangenarbeiten unter Beratung mit einer aus den 
Handels- und Gewerbekammern gewählten mehr¬ 
gliedrigen Gewerbekommission über die Zulässigkeit 
der Arbeit zu beschliessen hat. 

Dieser Kommission steht auch das Recht der 
meritorischen Kontrolle der Gefängnisse zu. 

Mit dieser nur durch 4 Thesen ausgedrückten, aber 
ganz kolossalen Reform auf gäbe im Arbeitsw^esen müssen 
wir — wie erwähnt — auch die Reform des eigentlichen 
Verwaltungswesens in Angriff nehmen, da die eine ohne 
die andere nicht zu dem geforderten Erfolge zu führen 
vermag, und dürfen, wenn die Gedanken über die Straf¬ 
rechtswissenschaft unseres grössten heutigen Reformers 
heimischer Rechtspflege auch im Straftrechte Geltung 
erlangen sollen, die hier aufgeworfenen Probleme nicht 
allein durch juristische Theoretiker in vielleicht rein 
akademischer Weise zu lösen versucht werden. 

Es sind dies Gedanken Seiner Exzellenz, des Herrn 
Sektionschefs Dr. Klein, w^elcher in seiner auf dem Berliner 
Juristentage gehaltenen Rede über die moderne Strafrechts¬ 
wissenschaft sagt: 

„Das Strafrecht ist im Begriffe, sich immer mehr zu 
einer allgemeinen sozialen Hygiene zu entfalten, in der 
Humanität, Sozial- und Verwaltungspolitik, Naturwissen- 
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schäften und Medizin an einer stetigen Erweiterung der 
Grenzen und Mittel arbeiten. 

„So entsteht die neue Jurisprudenz, die den vollen Strom 
des sozialen Seins durch sich ziehen fühlen muss, wenn sie 
uns Befriedigendes schaffen will. 

„Es gibt fast keine reine Jurisprudenz mehr, der 
praktische Jurist, der Jurist als Gesetzgeber braucht den 
Oekonomen, den Arzt als Mitarbeiter, deren Wissenschaften 
als Werkzeug“. 

Beseelt von diesen idealen Anschauungen möge der künf¬ 
tige Reformator der Strafrechtspflege seine Vorarbeiten auch 
im Gefängniswesen als einer reinen Verwaltungssphäremit der 
Untersuchung der heutigen Behörden Organisation beginnen. 

Dann wird sich auch die Frage des Befähigungs¬ 
nachweises aller im Gefängnis wesen arbeitenden Organe 
aufrollen müssen, deren geistiges Niveau leider innerhalb 
der praktischen Gefängnisbeamten neuestens erniedrigt iju 
werden, scheint, indem Beamte angestellt werden, welche 
nicht einmal über die Mittelschulbildung verfügen. 

Wir sollten meinen, dass auch im Gefängnis wesen 
jene Gedanken über Theorie und Praxis Erwägung finden 
müssten, denen Seine Exzellenz Unger, gelegentlich der 
Rede über den Zivilprozess eine geradezu anheimelnd 
prägnante Form gab, mit deren Zitate wir einer fachlich 
belebteren Entwicklungsperiode unseres schweren, doch 
schönen Berufes entgegensehen. 

„Die isolierte Theorie berührt mit dem Scheitel die 
Sterne, aber nirgends haften die unsicheren Sohlen, die 
mollerte Praxis steht mit markigen Knochen auf festem 
Boden, aber sie vermag nicht, sich zu den Höhen der 
Wissenschaft emporzuschwingen. 

„Der reine Theoretiker kennt das Recht, aber das 
Leben nicht genügend, der reine Praktiker kennt das Leben, 
aber das Recht nicht genügend. 

»Eine Verbindung von Theorie und Praxis kommt 
eiden zu statten, die Theorie gelangt dadurch von der 
^•1 grüne Weide und wird davor bewahrt, 

gleichsam im luftleeren Raume zu arbeiten, travaüler dans 
le vtde, wie es die Franzosen nennen. 

»Die Praxis wird durch die Verbindung mit der Theorie, 
Glücke nicht immer grau ist, vor Routine und 
bewahrt, geistig aufgefrischt und wissenschaftlich 
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starren Festhalten an dem unserem Strafgesetze durch 
frühere Jahrhunderte überlieferten Rachegeist gescheitert. 
Die zwischen den Anhängern der beiden sich bekämpfen¬ 
den Richtungen früher zustande gekommenen Kompromisse 
waren wertlos, weil den Arbeiten die Einheitlichkeit des 
Gedankens und der Durchführung mangelte und weil sie 
keine der beiden Richtungen befriedigen konnten. 

Der fertiggestellte Vorentwurf eines neuen Straf¬ 
gesetzes lässt uns nun mit Freuden erkennen, dass wir 
uns endlich auf der Bahn des ersehnten Fortschrittes be¬ 
finden. Wenn auch der Gesetzgeber nicht immer einen 
sicheren Kurs steuert und noch zahlreiche Spuren einen 
heftigen Kampf der beiden Anschauungen erkennen lassen, 
so unterliegt es doch keinem Zweifel, dass die neue Schule 
die Anhänger der Vergeltungsidee niedergerungen hat. 
Auch hier hat sich eben der Entwickelungsgedanke nicht 
dauernd aufhalten lassen. 

Wer sich den Werdegang der meisten Verbrecher 
vergegenwärtigt, muss notwendig zu dem Schlüsse gelangen, 
dass nicht so sehr die Menschen, als vielmehr die Ver¬ 
hältnisse besserungsbedürftig erscheinen, in denen viele 
zu leben gezwungen sind. Wie es vor Allem einzelne der 
staatlichen und gesellschaftlichen Einrichtungen sind, welche 
diese Verhältnisse für einen grossen Teil unserer Mit¬ 
menschen — für die auf ihrer Hände kargen Erwerb an¬ 
gewiesene arbeitende Masse — ungünstig beeinflussen, 
hatte das Strafgesetz bisher doch ausschliesslich den Schutz 
der Besitzenden zum Ziele, indem es das Heer der Besitz¬ 
losen immer nur durch die unerbittliche Härte eines „ver¬ 
meintlichen“ Rechtes abzuwehren suchte, ihnen schon 
in frühester Jugend den Stempel der Verworfenheit auf¬ 
drückte und so, anstatt das Uebel an der Wurzel zu fassen, 
die Zahl der mit dem gesetzlich autorisierten Bannflüche 
der Gesellschaft Beladenen stetig mehrte. Es ist erst der 
freisinnig-demokratische Gedanke unserer Zeit, dass wir 
endlich spüren, dass die Armen und Elenden, welche bis¬ 
her als „unter“ der Gesellschaft stehend betrachtet 
wurden, dass diese Millionen eigentlich der Kern sind, 
aus dem die Gesellschaft besteht und dass die dem Staate 
und der Gesellschaft zufallende Sorge für die Armen auch 
die Sorge gegen die Ueberfüllung der Gefängnisse ist. 

Die staatlichen Vorkehrungen und die sie ergänzenden 
gesellschaftlichen Einrichtungen müssen demgemäss ihr 
Streben auf das ewig modern bleibende Ziel vereinen. 
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Blüte. Können wir uns da noch von dem gegenwärtig 
zwecklosen Einsperren einen Erfolg erhoffen? Hat die 
Erfahrung nicht allenthalben gelehrt, dass das gegenwärtige 
System nichts anderes ist, als eine üppig wuchernde Ver¬ 
brecherzucht auf Staatskosten ? Ist es nicht ebenso wider¬ 
sinnig, einen Menschen, an dem nichts zu bessern ist, der 
für niemanden eine Gefahr bedeutet, den nur unselige 
Verhältnisse, ein unbedachter Moment und dergleichen in 
die Maschen des Strafgesetzes verwickelt haben, der also 
vom menschlichen Standpunkte gar kein Verbrecher ist, 
aus übelverstandener „Gerechtigkeit“?! für sein 
ganzes Leben zu brandmarken und ihn in den Kerker zu 
werfen, wie anderseits einen gefährlichen Verbrecher, an 
dem die Strafe spurlos vorübergegangen ist, nach Ablauf 
einer vorausbestimmten „Sühnefrist“ — denn eine „Besse¬ 
rungsfrist“ lässt sich nicht vorherbestimmen — ungehindert 
wieder auf die Gesellschaft losstürzen zu lassen? Ist es 
nicht schädlich, zwecklos und mit der Menschenwürde 
unvereinbarlich einen Menschen, der zwar erziehungs¬ 
bedürftig war, der aber schon untrügliche Proben ein¬ 
getretener Besserung abgelegt hat, nur deshalb noch im 
Gefängnisse zu belassen, weil der nach Rache schreiende, 
verletzte Gesetzesparagraph noch keine vollständige Sühne 
gefunden hat? 

Der modernen Strafe muss der Vergeltungsgedanke 
vollkommen fern liegen, sie darf nur ein dahin zielender 
Akt der Staatsgewalt sein, sich des die Rechtsordnung 
störenden Individuums zu bemächtigen, um zwangsweise 
die mangelnde oder fehlgeleitete Erziehung und Ausbildung 
nachzutragen oder um die Gesellschaft vor unverbesser¬ 
lichen Verbrechern dauernd zu sichern. Auch im 
letzteren Falle handelt es sich nicht um die Befriedigung 
menschenunwürdiger Rache, denn, wenn sich alle Mittel 
als nutzlos erschöpft erwiesen haben, eine Besserung zu 
(irzielen, dann ist es schliesslich ein Akt unumgänglicher 
Notwehr, wenn sich der Staat des „unverbesserlichen“ Ver¬ 
brechers für immer versichert und ihn — der nun der 
Möglichkeit beraubt ist, weiteren Schaden anzurichten — 
anhält, wenigstens durch seine erzwungene Arbeitsleistung 
ein dienendes Glied der Gesellschaft zu werden. Hand in 
Hand mit dieser Auffassung geht die Forderung nach „be¬ 
dingter Verurteilung“ und „unbestimmter Strafsentenz“. 
Nur das unbestimmte Urteil gibt der Strafvollzugsbehörde 
bei der Anwendung der probeweisen Entlassung, die einen 
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Arbeiter erzogenen Gefangenen in die Gesellschaft! Indem 
der Staat den Verurteilten aus dem engen Strafzwange 
des Gefängnisses in den milderen der bedingten Entlassung 
stellt, erklärt er ihn für gebessert und wirbt für ihn um 
das Vertrauen der Gesellschaft und indem er ihn noch 
für längere Zeit unter strenger Aufsicht und unter der 
Drohung der Rückführung in das Gefängnis hält, wenn er 
sich schlecht führt, gibt er jedem, der den Entlassenen 
auf nimmt, eine gewisse Sicherheit für dessen gute Führung. 
Einerseits wird es also dem bedingt Entlassenen leichter 
gemacht, Arbeit und Unterkommen bei ordentlichen Leuten 
zu finden und anderseits bildet das — durch die ihm auf¬ 
erlegten Beschränkungen — wacherhaltene Bewusstsein, 
dass er noch kein völlig freier Mann sei, und dass er sich 
die Freiheit erst durch andauernde Beweise eingetretener 
Besserung verdienen müsse, ein wirksames Gegengewicht 
gegen die Versuchung zum Rückfall in das Verbrechen. 

Die gegen dieses System geltend gemachten Bedenken, 
die darin gipfeln, dass es undurchführbar sei, die Fest¬ 
setzung des Strafendes der „Verwaltungswdllkür“ zu über¬ 
lassen, sind nicht stichhaltig. So wenig der Richter Willkür 
übt, wenn er bei der Bemessung der Strafe unseres heutigen 
Systems von dem ihm gesetzlich zugestandenen Spielraum 
Gebrauch macht, ebensosehr übt die Strafvollzugsbehörde 
nur Gerechtigkeit, wenn sie in dem einen Falle früher 
und in dem. anderen Falle später ein milderes Stadium 
des Strafvollzuges platzgreifen lässt. Die Beurteilung darf 
natürlich nicht einem Einzelnen überlassen, sondern muss 
einem Beämtenkollegium übertragen werden. Ueberdies 
soll der befürchteten Verwaltungswillkür dadurch ein Riegel 
vorgeschoben werden, dass dem Sträfling, wenn er sich 
unnötig angehalten glaubt, ebenso wde dem Staatsanwalte, 
wenn er den in Aussicht genommenen Termin der bedingten 
Entlassung für vorzeitig erachtet, der Appell an die Gerichte 
eingeräumt wird. So kann dem Zweckgedanken Rechnung ge¬ 
tragen w’erden, ohne dass der entscheidende Einfluss der unab¬ 
hängigen Gerichte auch nur im entferntesten eingeengt wird. 

Von diesen allgemeinen Erörterungen auf den Gesetz¬ 
entwurf übergehend, muss bedauert werden, dass in dem¬ 
selben die „bedinute Verurteilung“ überhaupt nicht vorgesehen 
und die „bedingte Entlassung“ schabionisiert wird, was als 
schwerer Mangel empfunden werden muss. Hingegen nimmt 
der Entwurf als Sicherungsmittel gegen gemeingefährliche 
Personen, zu denen unter gewissen Voraussetzungen und 
unter Zugrundelegung des Ergebnisses des Strafvollzuges 












auch die rückfälligen Verbrecher zählen, die „Verwahrung“ 
derselben in Aussicht. Diese Verwahrung ist zum Teil 
als Ersatz und zum Teil als Fortsetzung der Strafe ge^ 
dacht. Durch diese Erfolg versprechende Neuerung kommt 
der Entwurf dem Gedanken der „unbestimmten Strafe“ 
ziemlich nahe. Leider wird hierbei aber der Zweckgedanke 
nicht bis zur äussersten Konsequenz verfolgt und für die 
Verwahrung nach abgebüsster Strafe eine Maximalanhal¬ 
tungsdauer von 10 Jahren festgesetzt. Wenn endlich das 
Hecht der Gesellschaft auf Sicherung vor gemeingefähr¬ 
lichen Individuen anerkannt wird, dann wäre es nur logisch, 
dass dieses Kecht auch wirklich so lange respektiert wird, 
als es im einzelnen Falle bedroht erscheint. 

Alles Vorgelegte kurz resümiert, müssen wir also 
in erster Linie die immer höher anschwellende Kriminalität 
der Jugend durch prophylaktische Massnahmen, durch Er¬ 
ziehung, Ausbildung und Verpflanzung gefährdeter Jugend¬ 
licher in ein ihrer körperlichen, geistigen und sittlichen 
Entwicklung günstiges Milieu anstreben. Wir dürfen uns 
bei der Beurteilung kriminell gewordener Personen nicht 
selbstgefällig und unerbittlich auf das Piedestal flecken¬ 
loser Moral stellen. „Welcher Sterbliche“ frägt K r a u s s, 
„könnte sich am Abend seines Lebens rühmen, er habe 
niemals unter keinen Umständen gegen das siebente Gebot 
in seiner buchstäblichen Strenge gehandelt“ ? — „Jeder 
von uns“, sagt Dr. Ofner, „trägt den Gelegenheits¬ 
verbrecher in der Brust. Jeder von uns kann einmal in 
einem unseligen Momente durch Leidenschaft, Gelegenheit 
oder Not überwältigt werden!“ Wir dürfen also — nament¬ 
lich bei der Jugend — nicht jede Handlung vom abstrakten 
Rechtsstandpunkte unter der juristischen Lupe und durch 
die schwarze Brille des Anklägers betrachten! Wir dürfen 
nicht eine starre Grenze ziehen und sagen: „Bis hierher 
und nicht weiter reicht die gesetzliche Schonzeit“, 
sondern wir müssen der individualisierenden 
Beurteilung jedes einzelnen Falles Raum 
geben. Wir dürfen nicht strafen, wo zu erziehen ist, 
dürfen nicht dort, wo wir die gelinde Form der Erziehung 
für ausreichend erachten, aus zwecklosem und schädlichen 
Hang zum Formalismus durch eine Urteilsfällung die ein¬ 
geräumte Wohltat wieder illusorisch machen. — (Dies¬ 
bezüglich schreibt Professor Löffler: „Die bedingte Ver¬ 
urteilung in ihren verschiedenen Formen hat die ganze 
gebildete Welt erobert, Oesterreich ist so ziemlich der 
einzige Kulturstaat, in dem sie nicht gilt oder vorbereitet 
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wird.) Wir dürfen dort, wo eine Androhung der Strafe 
genügt, nicht zur wirklichen Verhängung oder zum Voll¬ 
züge schreiten. Wir müssen der Strafe auch dann, wenn 
sie aus individuellen Gründen oder aus öffentlichen Rück¬ 
sichten unerlässlich erscheint, bei Festhalten an ihrem sitt¬ 
lichen Ernste den Charakter der Erziehung 
wahren. Wir müssen diese Zwangserziehung solange an¬ 
dauern lassen, bis der Erfolg, gesichert erscheint, wir 
müssen sie aber andernfalls auch sofort einstellen, wenn 
sieh die guten Vorsätze auf Besserung gefestigt haben. 

Trotz der gedrängten Darstellung glaube ich die 
Richtlinien für ein Strafrecht gekennzeichnet zu haben, 
welches unserem heutigen Kulturzustande entsprechen soll, 
für ein Strafrecht ebenso frei von aller Sentimentalität 
und Romantik, als von jenen Schädlichkeiten, die dem 
Rechte und der Menschenwürde des Strafenden und des 
Bestraften widersprechen. 

Ebenso wie die Geschichte der grossen Kaiserin Maria 
Theresia rechtgegeben hat, dass sie bei ihrer Entschliessung 
über die Frage der Auflassung der Tortur der Stimme 
ihres Herzens grösseres Gewicht beimass, als dem wider¬ 
strebenden juristischen Gutachten, ebenso sicher wird die 
Geschichte auch jenen rechtgeben, die sich heute im Gegen¬ 
sätze zur Sühne- und Rachetheorie zu einem System werk¬ 
tätiger Menschenliebe bekennen, das durch vorsorgliche 
und sichernde Massnahmen die Strafe nach, Möglichkeit 
unnötig machen will, die unvermeidliche Strafe 
aber nur als Mittel zum Zwecke und mit Erreichung ihres 
Zweckes als erschöpft erachtet. Staat und Gesellschaft 
erfüllen hiedurch, nicht nur ein Gebot sozialer Gerechtigkeit, 
sondern sie werden sich auch am wirksamsten gegen die 
sie bedrohenden Gefahren schützen, indem sie dem Ver¬ 
brechertum das jährliche Kontingent entziehen und statt 
dessen selbst einen stetigen Zuwachs an guten Menschen, 
rechtlichen Bürgern und wertvollen Arbeitskräften erfahren, 

bestmögliche Kapitalsanlage 
im Dienste des staatlichen und gesellschaftlichen Schutzes 
und ich zweifle nicht, dass die Gesellschaft bei Einführung 
dieses Systems ihre heute so verderbenbringende Resistenz 
aufgeben und dass jeder sein noch so bescheidenes Scherf- 
lein zum Gelingen dieses grossen sozialen Werkes, unter 
1 Zeichen wir leben und für dessen Vollendung wir 

unitigen Geschlechtern Verantwortung schulden, bei¬ 
tragen wird. ® 
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Kammer, wo er seine eigenen Kleider ablegt und die 
blaue Gefängniskleidung erhält. Nun ist er ein Gefangener 
des Knabengefängnisses. Der Oberaufseher legt seine 
Personalakten an. Genau werden seine persönlichen Ver¬ 
hältnisse festgestellt. Dann erhält er seine erste Instruktion 
über sein Verhalten und nun die erste, ernste Ermahnung. 
Der Oberaufseher ist selbst Familienvater, er hat solche 
Jungen, wie der, welcher vor ihm steht und wie viele 
haben schon so vor ihm gestanden ! Der Arzt stellt seinen 
Gesundheitszustand fest, der Jugendliche erhält seine Arbeit 
angewiesen. Der Herr Lehrer lässt ihn sich vörführen; 
geprüft nach dem Stand seiner Kenntnisse wird er der 
betreffenden Klasse überwiesen, welcher sein Bildungsgrad 
entspricht. Der Lehrer, welcher schon jahrelang am 
Knabengefängnis seines so schwierigen und mühevollen 
Amtes waltet, lässt es gleichfalls an eindringlicher Zurecht¬ 
weisung nicht fehlen. 

Nun kommt die erste Religionsstunde mit dem An¬ 
staltsgeistlichen. Welchen Wert hat die erste, wichtige 
Unterredung! Wie sucht man unter ernstem Gebetsringen 
die oft so verkommene und darum so unzugängliche, ver¬ 
stockte. junge Seele auf die Sünde hinzuweisen, und auf 
die Gnade Gottes, die in Christo allen Menschen erschienen 
ist, hinzuzuweisen! So ist denn der jugendliche Straf¬ 
gefangene eingegliedert in die feste Ordnung und heilsame 
Zucht des Knabengefängnisses. Er weis sozusagen, wo er 
hingehört. Die regelmässige Arbeit bringt oft arbeitsscheue 
Burschen wieder auf die Gewöhnung an eine ordentliche, 
geregelte Tätigkeit. Die Schulstunden bieten eine will- 
korhmene Abwechselung zwischen der einsamen, streng 
durchgeführten Einzelhaft. Vergessenes wird gern wieder¬ 
holt und ergänzt. Neues tritt ergänzend dazu. Nach ge¬ 
setzlicher Vorschrift wird jeder Verkehr mit dem Männer¬ 
gefängnis strengstens vermieden. Alles greift helfend und 
ermahnend in sein jugendliches Gemüt ein, die Werkmeister, 
welche seine Arbeit holend und ihm neue gebend seine 
Zelle betreten, die Aufseher, welche ihm zur Freistunde 
aufschliessen und ihm zur bestimmten Zeit seine Mahlzeit 
verabreichen. Vor allem aber ist es der Oberaufseher, 
welcher durch regelmässige Zellenbesuche, bald freundlich 
und aufmunternd, bald ernst und ermahnend ihm näher 
tritt. Zwischen ihm und dem jugendlichen Gefangenen 
bildet sich allmählich eine Vertrauensstellung heraus, die 
man vielleicht mit der eines Vaters zum Sohne vergleichen 
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kann. Die regelmässigen Gottesdienste mit dem Gesänge 
der alten schon meist in der Schule gesungenen und ge¬ 
lernten Lieder erwecken in ihm eine Lust und Liebe zu 
Gottes Wort. Die ihm wöchentlich zweimal erteilten 
Religionsstunden, welche ihm den Katechismus und die 
biblischen Geschichten nahebringen, erleuchten sein Inneres. 
In erwecklioher und lebendiger Weise vorgetragen, fängt 
er in der Einsamkeit seiner Zelle an nachzudenken über 
die Ewigkeit und seine sündige Vergangenheit. Er greift 
zum Neuen. Testamente, das sich in seinem Wandschränk¬ 
chen befindet; das aufgeschlagene Gesangbuch liegt neben 
ihm bei seiner Arbeit, der Brief, welchen die Mutter ihm 
gestern sandte, ist mit Spuren von Tränen bedeckt. Der 
Oberaufseher lobt ihn, dass er ordentlich und fleissig ge¬ 
worden ist, der Lehrer erkennt an, dass er in seinen 
Arbeiten treuer, in seinen Antworten nachdenklicher ge¬ 
worden ist. Forschend ruht das Auge des Geistlichen in 
der Religionsstunde auf ihm. Wird die Gnade Gottes in 
diesem noch so jugendlichen, aber durch die Sünde so hart 
gewordenen Herzen zum Durchbruch kommen? Arbeitet 
der Geist Gottes lebendig an seiner Seele? Denn es soll 
nicht durch Heer oder Kraft, sondern durch meinen 
Geist geschehen, spricht der Herr Zebaoth. So wird es 
denn durch Gottes Gnade gelingen, dies junge Menschen¬ 
kind zurechtzubringen, dass der Zweck und die heilsame 
Zucht der Strafanstalt an ihm erreicht, dass er erkennt, 
wozu der Mensch hier auf Erden seine Tage zubringen 
soll, nämlich, dass er bei Gott in Gnaden und den Menschen 
zum Segen ist. — 

Da tritt eine Wendung ein. Der bisherige einheitliche 
Strafvollzug des Jugendlichen wird unterbrochen. Warum? 
§ 34, III Gef.-Ord. v. 21. 12. 98: Gefangene, welche das 
18. Lebensjahr nicht vollendet haben, sind von erwachsenen 
Gefangenen derart getrennt zu halten, dass jeder Verkehr 
zwischen ihnen ausgeschlossen bleibt. Er ist 18 Jahre 
geworden. Gesetzlich ist seines Bleibens nun nicht länger 
im Knabengefängnis. Seine Ueberführung ins Männer¬ 
gefängnis steht nahe bevor. Bisher hat er 1^2 Jahre seiner 
Strafe verbüsst und 2 Jahre stehen ihm noch bevor. 
Wie ergeht es ihm nun im Männergefängnis? An einigen 
praktischen selbsterlebten Beispielen wird sich der Erfolg 
dieser Ueberführung am besten erkennen lassen, nach der 
alt bewährten Erfahrung: exempla docent. 
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Si ^krfdereä^ Ebenso deafelicbes Beispiel! Fritz Sch. 
mit zwei anderen jagendlicben Gefälirteii wegen zahlreicher 
Diebstähle zu 4 Jahren Gefängnis verurteilt. Er selbst 
war der Anführer gewesen, deswegen bekam er eine be¬ 
deutend höhere Strafe. Er fiel unter der Schar der Jugend¬ 
lichen durch seine schlanke Gestalt und seine gewinnend- 
freundlichen Züge auf. Indessen war sein Inneres heftig 
und leidenschaftlich. Er konnte keinen Frieden finden. 
Er fing an zu beten, aber Satan versuchte ihn und wies 
ihn auf seine Unwnrdigkeit zum Gebet hin. In seinem 
Herzen kämpfte das Licht mit der Finsternis. Ergreifehä 
war es, wie er einst in einem Briefe an seine Mutte«' schrieb: 
Hätt ich gehorchet meiner Mutter Worte, So ruht icli nicht 
an diesem Orte! So schien er allmählich seinen Ungehörsara 
zn erkennen und sieh vor Gott Zu demütigen. Da fordert 
der Erste Staatsanwalt Bericht über alle drei während des 
Strafvollzuges ein. Er äussert dabei die Absicht, bei 
günstigem Berichte Strafunterbreehung eintreten zu lasse«« 
Und die drei einer Fürsorgeanstalt zu überweisen und 
ihnen dort iiach tadelloseF Führung den Rest ihrer Strafe 
im Gnadenwege zu erlassen. Der eingeforderte Bericht 
kann sich über alle drei in durchaus empfehlenden Sinne 
aussprechen. Auf " Grund desselben werden nun seine 
beiden jüngeren Freunde eiiier Fürsorgeanstält zur enU 
sprechenden Beobachtuijg überwieseh, er selbst -—. verbleibt 
in der Strafanstalt. Wahrscheinlich, weil sei«ie Htrafakteii 
doch zu bedenklich Waren und solche Vergünstigung 
eigentli('h vvohl ausschlossen. Da braust er auf, das kann 
er nicht ertragen. Nur mit grosser Mühe gelingt es, ihn 
wieder zurechtzübriugeTi und zu berühigen. Da -- kömmt 
seine Deberführung iiis Mäitiiergelatighis, Wie er bei den 
Jügfenclliöhen in der Schuhniacheret beschäftig war, soll 
er auch bei deri Mänitern diese Beschäftignüg lbtden, ^Man 
gibt ihm zuerst Flickarbeit zuin äusbessern Noch ver^- 
bittert durch die Ihm gew'ordcne ZürückWeismig ej'klärt 
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er im jugendlichen Uebermut: Ich nehme diese Arbeit 
nicht an, ich verfertige nur neue Stiefel. Der Werkmeister 
redet ihm fi’eundlich zu, er verharrt im Trotz und Eigen* 
sinn, antwortet nicht mehr und heisst die Lippen zu¬ 
sammen. So muss er denn vorgemeldet werden und erhält 
wegen Verweigerung der Arbeit 3 Tage Arrest. Zuerst 
war er nun wieder sehr aufgebracht, aber auf längeres 
Zureden sah er ja sein Unrecht ein. Wäre er noch im 
Knabengefängnisse geblieben, wäre er gütlich zurecht ge¬ 
wiesen worden, bei der strengen Disziplin, welche im 
Männergefängnis natürlicher Weise herrschen muss, ist 
das selbstverständlich nicht möglich. In der Bibelstunde 
war er dann ebenfalls sehr schwer wieder auf den rechten 
Weg zu bringen. Aber dadurch, dass er den Wunsch 
äusserte, eine Bibel zu besitzen, — die Gefangenen be¬ 
kommen hier nur das Neue Testament in die Zelle — 
zeigte er doch wieder Empfänglichkeit für das Wort Gottes. 
Aber auch bei ihm ist es. sehr fraglich, ob der bessernde 
Einfluss des Strafvollzuges ein dauernder sein wird, es ist 
für den Jugendlichen, der eine Zeit seiner Strafhaft im 
Knabengefängnisse verbüsst hat, ungeheuer schwer, sich 
in die Ordnung und Disziplin des Männerg'efängnisses 
hineinzufinden. Doch darüber noch weiter unten. 

Nun noch ein Dritter, und zwar „mein Freund“ Paul 
K. Absichtlich nenne ich ihn so, weil ich ihn besonders 
in mein Herz geschlossen habe, und weil, bis jetzt 
wenigstens, der Geist Gottes an ihm noch nicht das hat 
erreichen können, was ich so gern gewünscht hätte. 
Aeusserlich bot seine Gestalt und sein ganzes Wesen ja 
recht wenig Anziehendes. Gross und eckig von Gestalt, 
war in allen seinen Bewegungen etwas linkisches und un¬ 
gewandtes. Wenn er ging, wiegte er ’ mit den Schultern 
hin und her und sein Gang hatte etwas Schaukelndes, 
wie man es bei Seeleuten oft beobachten kann. Seine 
Sprache war unbeholfen, aber auch etwas stotternd. Er 
stiess die einzelnen Worte gewissermassen heraus und 
war dadurch oft schwer verständlich. Aus der Fürsorge* 
anstalt wiederholt ausgebrochen, hatte er sich dann auf 
der Landstrasse umhergetrieben. 

Aber der Hunger tut w'eh, so war er zu Diebstählen 
gekommen und dadurch in unliebsame Berührung mit dem 
Strafgesetzbuch. So war er auch in unsere Anstalt ge¬ 
kommen. Er war der Zweifler, welcher an alleih Anstoss 
nahm und nichts glaubte, aber er war ein ehrlicher 
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vom Satan. Hier eine charakteristische Episode über das 
soeben Geschilderte: 

Wir befinden uns in der Schule des Männergefäng¬ 
nisses und ich habe soeben meine Gedanken in erweck- 
licher Weise über den zu besprechenden Abschnitt ent¬ 
wickelt. Hierauf äusserte Paul: Das glaube ich nicht. 
Sofort weise ich ihm an der Hand anderer Bibelstellen 
die Wahrheit - des von mir Vorgetragenen nach. Dann 
frage ich: Bin ich allgemein verstanden, oder ist noch 
einer anderer Ansicht? Niemand meldet sich. Nun wende 
ich mich an Paul: Sie sind nun wohl auch überzeugt? 
Sofort kommt die Antwort: Durchaus nicht! Seine 
nunmehr vorgebrachten Gründe werden ihm als unwesent¬ 
lich nachgewiesen. Da sucht er die Unterredung auf ein 
anderes Gebiet überzuführen. 

In einigen Wochen wird er stolz als Mann das Männer¬ 
gefängnis verlassen, ohne sich vor dem gebeugt zu haben, 
von dem es heisst, dass in Seinem Namen sich beugen 
sollen aller derer Kniee, die im Himmel und auf Erden 
sind. 

Was hat ihn an dieser Demütigung gehindert? Sein 
erwachter Mannesstolz. Wodurch ist dieser Mannesstolz 
in ihm wachgerufen? Durch seine Ueberführung ins 
Männergefängnis! — 

Fassen wir nun das Gegebene zusammen: 

Soll der Strafvollzug an den Jugendlichen seines 
Zweckes nicht verfehlen und der Jugendliche tatsächlich 
gebessert die Strafanstalt verlassen, so ist eine einheitliche 
Gestaltung des Strafvollzuges nicht nur wünschenswert, 
sondern durchaus notwendig. 

Die durchschlagenden Gründe sind folgende: 

Wie das Knabengefängnis ein in sich abgeschlossenes 
Gebäude bildet, das von den männlichen Gefangenen auf 
das Strengste vermieden ist, so bildet der Strafvollzug 
ohne Ueberführung ins Männergefängnis ein in sich ab¬ 
geschlossenes und darum aus einem Guss bestehendes 
Ganzes. 

Oberauf Seher, Aufseher und Werkmeister, welche aus¬ 
schliesslich lange Jahre im Knabengefängnis tätig sind 
und reiche Erfahrungen gesammelt haben, wirken gleich- 
naässig auf die Erziehung des Knaben zum Manne ein. 
Sie kennen seine Schwächen und Unarten und weisen ihn 
streng, aber in seinem Verhältnis als Knaben zurecht. 
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Strafanstalt verlassen. Zu meiner Einführung verfasste 
er folgendes Gedicht: 

Willkommen unser Hirt und Leiter, 

Der du von Gott bist eingesetzt, 

Sei du für uns ein guter Streiter, 

Wenn wir vom Teufel sind gehetzt. 

Führ uns nach Gottes sichrem Wege, 

Dass uns der Satan nicht begegne. 

Uns dürstet nach des Lebens Quelle, 

0 Hirte, führ’ uns Schafe hin. 

Erquicke uns mit Christi Welle, 

• Wie er einst selbst die Sünderin, 

Dass uns der Seele Durst entschwindet, 

Und bei Gott ew’ge Euh’ sie findet. 

Lass dir das Wort der Wahrheit geben 
Von Gott dem Herrn und Jesum Christ 
Und leit’ uns nach dem Weg zum Leben, 

Auf dass ein treuer Hirt du bist. 

Wir bitten dich aus Herzengrunde: 

Sei du stets mit in unserm Bunde! 

Welche tiefe Sündenerkenntnis liegt in folgenden 
Versen: 


Karfreitag. 

O Herr, du hast gegeben 
Mit Liebe und Geduld 
Dein unschuldiges Leben 
Für unsre grosse Schuld. 

0 Herr der Himmelsscharen, 

Der diese Welten lenkt, 

Nur um uns zu bewahren. 

Hast du dich aufgehenkt. 

Da hast du es bezeuget 
Dass du der König bist. 

Du hast es nicht verleugnet 
Als man dich drang mit List, 

Du hast es vor Pilatus 
Und vor der Welt gesagt, 

Du hast dein wahres Zeugnis 
Nicht vor der Welt versagt. 

0 Heiland für dein Leben, 

Das du gegeben hast, 

Möcht ich auch gern meins g’eben 
Und tragen deine Last, 

0 Heiland willst du führen, 

Mich auf den rechten Weg, 

Auf dass mich nicht verführen 
Der Welten Lust und Lüg. 

o 
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In dem letzten Verse deutet er schon den sehnsuchts¬ 
vollen Wunsch an, einst als Missionar im Dienste seines 
Heilandes sein Leben hingeben zu dürfen. Grott segne ihn, 
dass dieser Wunsch an ihm in Erfüllung gehe. 

Ob er nach einer Ueberführung ins Männergefängnis 
auch so fest geblieben wäre? Wer kanns wissen? In 
kurzer Zeit hat sich unsere Beamtenkonferenz mit der 
*4 Entlassung eines Jugendlichen zu beschäftigen, welche 
voraussichtlich durchgehen wird. Er hat sieh stets brav 
und ordentlich geführt, und ist zur Zeit auf einem Ver¬ 
trauensposten als Flurarbeiter beschäftigt. In den Religions¬ 
stunden ist er mir nie eine Antwort schuldig geblieben 
und hat stets fleissig gelernt. Nach seiner Entlassung 
kehrt er gebessert ins Elternhaus zurück, ein in sich ab¬ 
gerundeter Strafvollzug, welcher seinen heilsamen Zweck 
durchaus erreicht hat. 

Durch die Einrichtung der Jugendgerichtshöfe be¬ 
schäftigt man sich auch in weiteren Kreisen mit dem Straf¬ 
vollzug der Jugendlichen. 

Da schien es mir als Strafanstaltspfarrer nicht un¬ 
angebracht, obige Gedanken, welchen man es ja anmerkt, 
dass sie aus der Praxis heraus entstanden sind, der Oeffent- 
lichkeit zu übergeben. 

Da ich in meiner früheren Stellung als Geistlicher 
der Landeskirche 10 V 4 Jahr einen Jünglingsverein geleitet 
habe, bin ich im Verkehr mit der männlichen, heran- 
wachsendeii Jugend nicht ganz ungewandt. Der Jugend 
gehört die Zukunft! 

Möge Gott der Herr den Strafvollzug an unseren 
Jugendlichen segnen, dass dieselben, im einheitlichen Straf¬ 
vollzug gebessert, würdige Mitglieder der menschlichen 
Gesellschaft werden, welche im Knabengefängnis zu 
Männern herangereift, den Kampf mit der Welt und Sünde 
mit Entschiedenheit aufnehmen. 

Dazu wollten diese Zeilen einen sehr geringen und 
bescheidenen Beitrag liefern. 




Samuel June Barrows 

von Georg’ S tamm er-Berlin. 


Samuel June Barrows, der Präsident der inter¬ 
nationalen Gefängnisgesellsehaft und erwählte Präsident 
des für 1910 nach Washington einberufenen VIII. inter¬ 
nationalen Gefängniskongresses, ist am 21. April 1909 an den 
Folgen einer Lungenentzündung in New-York verstorben. 

Mit ihm ist eine der bedeutendsten Persönlichkeiten 
unserer Zeit dahin gegangen,, ein Mann, dem es vergönnt 
war, weit über die Grenzen seines Vaterlandes hinaus zu 
wirken und dem sozialen Fortschritt aller Kulturvölker 
den Weg zu ebnen. — Sein Lebenswerk galt der Besserung 
des Gefängniswesens, er ist der Förderer des modernen 
amerikanischen Besserungssystems für jugendliche Straf¬ 
gefangene, das heute in allen Ländern vorbildlich ist, und 
ihm ist es zu danken, dass die Jugendgerichtsbewegung, 
die in Amerika die ersten Wurzeln geschlagen hatte, in 
dem Zeitraum weniger Jahre Allgemeingut aller Völker 
geworden und zu einem so bedeutsamen Faktor im Rechts¬ 
leben herangewachsen ist. 

Als „Onkel June“ war er tausenden von unglücklichen 
irregeleiteten Kindern in Amerika bekannt, denen er zum 
Retter geworden ist, und als Menschenfreund, liebenswürdig 
und bescheiden, voller Geist und Reiz, rastlos, die Ver¬ 
körperung der Energie, werden ihn in-Deutschland viele 
Freunde beklagen, denen er auf seinen Reisen zu Studien 
und Kongressen hier näher getreten ist, oder die ihn aus 
seinen zahlreichen Werken und Schriften kennen gelernt 
haben. 

Barrows wurde am 26. Mai 1845 in New-York geboren. 
Er war ursprünglich Kaufmann, wandte sich dann der 
literarischen Tätigkeit zu, studierte in späteren Jahren 
Theologie und wurde 1876 Geistlicher in Dorchester (Mass.). 

Jahre darauf übernahm er die Herausgabe der 
„Christian Register“ in Boston und kurze Zeit gehörte er 
dem Kongress als Mitglied an. Jn engere Beziehungen 
zum Gefängnis wesen trat er 1895 als er als Delegierter 
der Vereinigten Staaten am internationalen Gefängnis- 
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Die Gesundheitsyerhältnisse im Zuciitiiaus zu Untermass- 
feid während der ietzten 20 Jahre 1888 bis 1908. 

Von Sanitätsrat Dr. Schmidtmann, Anstaltsarzt. 


Die nachfolgende Zusammenstellung über die Gesund¬ 
heitsverhältnisse im Zuchthaus zu Untermassfeld erstreckt 
sich auf die Zeit meiner bisherigen Tätigkeit als Hausarzt 
dieser Anstalt vom 1 . Juli 1888 bis 30. Juni 1908. 

Die Gesamtzahl der Gefangenen während dieser 
20 Jahre belief sich auf 6300. In dieser Zahl ist natürlich 
ein und derselbe Gefangene so viel mal enthalten, auf wie 
viel Jahre sich die Verbüssung seiner Strafe erstreckte. 

Zählt man dem Bestände an Gefangenen vom 1. Juli 
1888 die Zugänge während der einzelnen Jahre dieses 
Zeitraumes hinzu, so ergibt dies 2083 Einzelpersonen. 

Der jährliche Bestand an Gefangenen war beträcht¬ 
lichen Schwankungen unterworfen; die schwächste Besetzung 
brachte das Jahr 1902/03 mit 228, die höchste 1904/05 mit 
378 Personen. Der jährliche Durchschnittsbestand betrug 315. 

Die Zahl der einzelnen Krankheitsfälle, welche mit 
Arbeitsunfähigkeit verbunden, waren, schwankte zwischen 
163 im Jahr 89/90 und 53 im Jahr 1901/02. Die Gesamt¬ 
zahl derselben betrug 1912, sodass also auf ein Jahr im 
Durchschnitt 95,6 entfallen, und nach dem jährlichen 
Durchschnittsbestand berechnet 0,3 Krankheitsfälle im Jahr 
auf einen Sträfling- kommen; mit anderen Worten heisst 
das: im Laufe eines Jahres erkrankte durchschnittlich 
jeder dritte Gefangene einmal an einer mit Arbeitsunfähig¬ 
keit verbundenen Krankheit. 

Die Gesamtsumme der einzelnen Krankentage hat in 
den letzten 2 Jahrzehnten eine beträchtliche Höhe erreicht, 
nämlich 56 428; ein Jahr brachte also derselben 2821. * 
Im allgemeinen ist die Zahl der jährlichen Krankentage 
gegen früher sehr zurück gegangen, 88/89 betrug sie 507872 » 
89/90 sogar 5591, dagegen 97/98 nur 688 V 2 und im letzten 
Jahr 1309. Auf den einzelnen Krankheitsfall kommen 29,5 
Krankentage. 
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ist keine Hungerdiät mehr, die Sträflinge erhalten von den 
einzelnen Nährstoffen so viel, als zur Erhaltung ihrer 
Gesundheit und ihrer Körperkräfte erforderlich ist. Es ist 
auch für genügende Abwechslung in der Kostordnung Sorge 
getragen; Gemüse gibt es das ganze Jahr hindurch all¬ 
wöchentlich an mehreren Tagen, sind die frischen Gemüse 
verbraucht, so gibt es getrocknete. Fleisch wird an jedem 
Sonntag und ausserdem 2mal in jeder Woche verabreicht. 
An Stelle des früheren schweren Kommisbrotes ist schon 
seit vielen Jahren ein gutes Roggenbrot zur Einführung 
gelangt, wie es in jeder Familie zur Verwendung kommt. 
Der Erfolg dieser guten Ernährung tritt besonders häufig 
deutlich zutage bei etwas ausgehungerten Neueingelieferten, 
von denen manche innerhalb w^eniger Monate eine Gewichts¬ 
zunahme von 10 bis 15 Kilogr. aufzuweisen hatten. 

Trotzdem finden sich in den Krankenlisten stets die 
Erkrankungen der Verdauungsorgane mit den höchsten 
Zahlen verzeichnet. Das hat mehrfache Gründe: 

1. vertragen nicht wenige Personen, welche an ständige 
Bewegung gewöhnt waren, das Sitzen nicht gut; das 
lässt sich aber in einem Zuchthaus nicht ganz um¬ 
gehen,^ 

2. tritt bei einer Anzahl der Sträflinge nach mehrmonatigem 
Aufenthalte in der Anstalt ein Gefühl der Uebersättigung 
ein mit Appetitlosigkeit und Rückgang des Körper¬ 
gewichts. Verabreichung der Krankenkost und Gebrauch 
von Stomachicis pflegen in der Regel bald zu helfen, 

3. ziehen sich viele vorübergehende Verdauungsstörungen 
zu durch übermässiges Essen, wenn es besonders 
mundende Speisen gibt (Sauerkohl, Obst etc.) und durch 
unverständiges Trinken unglaublicher Mengen kalten 
Wassers, 

4. endlich werden sehr oft auf die Verdauung bezügliche 
Beschwerden simuliert, um dadurch eine andere Be¬ 
schäftigung, eine bessere Beköstigung oder besondere 
Kostzulagen zu erlangen. 

Nächstdem pflegen Katarrhe der Luftwege und da¬ 
nach die Muskelrheumatismen in grösserer Häufigkeit auf¬ 
zutreten, in der Regel beide Arten in den rauheren Jahres¬ 
zeiten, wie das auch bei der freien Bevölkerung der Fall 
ist. Fingerverletzungen finden häufiger bei den Korb¬ 
flechtern statt; vor einer Reihe von Jahren erlebten wir 
auf dem Korbsaal eine ausgebreitete Epidemie von arte- 
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ficiellem Ekzem, durch einen die Haut reizenden Farbstoff 
veranlasst. 

Nicht selten kommen auch Geistesstörungen vor, sodass 
im Lauf der letzten 20 Jahre eine ganze Anzahl von Sträf¬ 
lingen aus dem Zuchthaus in Irrenanstalten überführt 
werden mussten. Sicher waren die meisten dieser Unglück¬ 
lichen schon bei ihrer Einlieferung, vermutlich auch schon 
bei Begehung ihrer Straftaten geistig nicht normal; hier 
entwickelte sich dann das Leiden zu ausgesprochener 
Geisteskrankheit. 

Sonstige Krankheitsarten traten nicht in gehäufter 
Menge auf, weshalb ich von einer weiteren Besprechung 
derselben absehen kann. Einen guten Einblick in die 
Gesundheitsverhältnisse des Zuchthauses bietet auch eine 
Betrachtung der vorgekommenen Todesfälle. In den letzten 
20 Jahren sind in der Anstalt 74 Personen aus dem Leben 
geschieden. Eine Uebersicht über diese Todesfälle folgt 
nachstehend: 

I. Entwickelungskrankheiten. 

Marasmus senilis .3 

(2 waren 72, einer 74 Jahre alt) 

II. A. Infektionskrankheiten. 

Lungentuberkulose ..... 32 

Knochen- und Gelenktuberkulose 3 

Tuberkulose des Peritoneums . . 1 

B. A11 g e m e i n k r a n k h e i t e n. 

Nervenchok.1 

C. Neubildungen. 

Tumoren der Mesenterialdrüsen . 1 

Carcinoma hepatis .1 

III. Oertliche Krankheiten. 

A. Nervensystem. 


Hirnabszess. 1 

Hirntumor.1 

Geistesstörung.1 

Nyelitis spinalis .2 

Epilepsie. 1 

Apoplexie ......... 1 










ß. Atmungsorgane. 

Bronchitis acuta .2 

Bronchiectasie ..1 

Pneumonie » 2 

Pleuritis.2 

C. K r e i s 1 a u f s o r g a n e. 

Herzklappenfehler.4 

Herzruptur . 1 

D. Verdauungsapparat. 

Ulcus -ventriculi .2 

Catarrhus gastro-intest.-acut. . . 2 

E. Harn - und Geschlechtsorgane. 

Nephritis chronica .1 

Blasengeschwüre.1 

F. Bewegungsorgane. 

Coxitis acuta septica .1 


IV. Anderweite Todesursachen. 
A. Innere Verblutung mit Fraktur 
der Beckenknochen (Sturz von der 


Scheune) . 1 

B. Selbstmord: 

Erhängt..2 

Erdrosselt. 1 


Aufschneiden des Leibes ... 1 

C. Hinrichtung .1 

Zur Beurteilung der Gesundheitsverhältnisse in der 
Anstalt sind von diesen 74 Todesfällen die 6 zuletzt auf¬ 
geführten in Abzug zu bringen, weil sie nicht durch Krank¬ 
heit verursacht wurden. Es bleiben mithin im ganzen 68 
Todesfälle, sodass auf 1 Jahr 3,4 entfallen. Legen wir 
diese Verrechnung den oben angeführten Durchschnitts- 
jahresbestand von 315 Personen zugrunde, so ergibt sich 
für das Zuchthaus eine Sterblichkeitsziffer von 1,07 (in den 
bayerischen Zuchthäusern 3,54 ®/o bei den Männern und 
5,06 7o bei den Frauen — Seite 96 im 1. Heft der Blätter 
für Gefängniskunde 1907 —), während diejenige der freien 
Bevölkerung in der hiesigen Gegend etwa 1,4 beträgt; es 
versterben also in unserem Zuchthaus verhältnismässig 
weniger Leute, als in der Freiheit. Doch darf man diese 
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beiden Sterblichkeitszahlen nicht so ohne weiteres mit 
einander in Vergleich bringen, weil in dem Zuchthaus die 
kindlichen und jugendlichen Altersstufen, welche in der 
freien Bevölkerung einen sehr hohen Prozentsatz von Todes¬ 
fällen (25—30 7o) aufzuweisen haben, ganz fehlen und weil 
das Zuchthaus von epidemischen Krankheiten, Typhus, 
Cholera etc., welche bei der freien Bevölkerung so viele 
Opfer fordern, ganz verschont blieb. Die Sterblichkeit in 
den einzelnen Jahren war eine sehr wechselnde, sie richtete 
sich in der Regel nach dem Gesundheitszustände der Neu- 
eingelieferten; wurden uns gesunde Leute eingeliefert, so 
war sie gering, erhielten wir eine Anzahl Sträflinge schon 
als Todeskandidaten zugeführt, war sie natürlich hoch. 
Die höchste Zahl von Todesfällen hatten wir 1888/89 und 
1894/95, nämlich je 8; 1895/96 und im letzten Jahre ist 
uns kein Gefangener verstorben. 

Ungleich schlechtere Verhältnisse haben wir bezüglich 
der Erkrankung und der Sterblichkeit an Tuberkulose zu 
verzeichnen. Den an Tuberkulose des Bauchfells (und 
Gelenktuberkulose, sowie die 3 an Knochentuberkulose) 
verstorbenen Sträflinge will ich bei der ferneren Betrach¬ 
tung ausser acht lassen, weil es uns ja in der Hauptsache 
auf das Verhalten der Lungentuberkulose ankommt. 

Wie ich Eingangs anführte, hat das Zuchthaus Unter¬ 
massfeld in den letzten 20 Jahren im ganzen 2083 Personen 
beherbergt; 51 derselben = 2,44 "/o litten an Lungentuber¬ 
kulose. Von diesen 51 tuberkulösen Sträflingen waren 
schon bei ihrer Einlieferung krank 22 = 43,13 7o, hier im 
Zuchthaus erkrankten 29 Personen = 56,87 7o* welchem 
Lebensalter diese 29 Sträflinge standen, als die Erkrankung 
auftrat, ist aus folgender Zusammenstellung zu ersehen; 

13 Personen standen im Alter von 22—30 Jahren 

» rj 7} n » 

51 » 75 77 77 

« 77 » 77 50 60 „ 

» 77 77 01 „ 

Die meisten erkrankten also im Alter von 22—40 
Jahren. Diese Altersklassen machen den Hauptbestandteil 
der Zuchthausinsassen aus und liefern infolge dessen natür¬ 
lich auch die grösste Zahl der Tuberkulosekranken. 

Wesentliches Interesse beansprucht nun die Frage, 
wielange sich diese 29 hier erkrankten Leute in der Anstalt 
befanden, als die Lungentuberkulose bei ihnen zum Vor¬ 
schein kam. In dieser Beziehung ergibt sich folgendes: 


10 

3 

2 

1 


Person stand 
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Tuberkulose wurde festgestellt 
bei 12 Personen im 1. Jahr ihrer Strafverbüssung 
« ® » » 2 . „ 

K ^ » 

«4 „ ^ „ 4 . „ 

n ^ ri »5. „ 

» 2 „ „ 6. , 

” ^ 55 n V 

55 _ 1 55 55 55 

Wir ersehen hieraus 2 wichtige Tatsachen; 

1. dass die bei weitem grösste Anzahl der hier von Tuber¬ 
kulose befallenen Sträflinge verhältnismässig kurze 
Zeit nach ihrer Einlieferung erkrankte, im 1. Jahre 12, 
im 2. Jahre 6, in den beiden ersten Jahren also von 
'29 Personen zusammen 18 = 62 <>/o, im 3. und 4. Jahr 
insgesamt 5, in den ersten 4 Jahren also nahezu 80®/o 
von Sträflingen, welche länger als 4 Jahre Strafe ver- 
bässten, im ganzen nur 6, und von Personen, welche 
länger als 8 Jahre hier waren, überhaupt niemand. 
Und es befinden sich doch eine ganze Anzahl von 
Leuten hier, welche Strafzeiten von 8 bis 10, bis 20 
und 30 und selbst 31 Jahren hinter sich haben, und 
diese sind, was uns 

2 . in obiger Zusammenstellung sehr auffallen muss, aus¬ 
nahmslos von Tuberkulose verschont geblieben. Daraus 
geht unzweideutig hervor, dass nicht in der Länge 
der Strafzeit und nicht in etwaigen mangelhaften 
hyg^ienischen Einrichtungen des Zuchthauses die Ursache 
für die häufigeren Erkrankungen an Tuberkulose zu 
suchen ist, denn sonst müssten doch gerade diese 
Jahrzehnte lang in Gefangenschaft befindlichen, also 
lange Zeit hindurch den etwaigen Schädlichkeiten aus¬ 
gesetzten Personen vorzugsweise von derselben befallen 
werden. 


ri* 1 entspricht nicht den Tatsachen, vielmehr fällt 
A^f Erkrankungsziffer in den Anfang des hiesigen 

Autentbaltes, also in eine Zeit, in welcher etwa durch das 
uchthaus bedingte Schädigungen noch gar nicht in aus- 
giebiger Weise zur Wirkung gelangt sein können. Diese 
Erscheinung lässt sich meines Erachtens nur 
MAVir.7Qi^i^ eine Annahme erklären, dass die übergrosse 
tubprlriii sicherlich 70—80 % — der hier an Lungen- 
«?ohnn erkrankenden Leute eine vor ihrer Einlieferung 
olgte Infektion, eine latente Tuberkulose, in das 
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hohe geworden war, der gegenüber die Tuberkulosesterb¬ 
lichkeit in jenem Jahr als sehr unbedeutend: 27,28 7» er¬ 
scheinen musste und infolge dessen auch in der Gesamt¬ 
zusammenstellung hier mit einer niedrigeren Zahl — 43,45 
bei den Männern — als bei uns — 47 7o verzeichnet ist. 

Die auffällige Differenz zwischen der Tuberkulose¬ 
sterblichkeit der freien und der Zuchthausbevölkerung hat 
nach meiner Ansicht eine zweifache Ursache, 

1. die an und für sich sehr niedrige Sterblichkeitsziffer 
des Zuchthauses infolge Wegfalles der zahlreichen 
Todesfälle des Kindesalters und der Epidemien, 

2. und das ist der Hauptgrund, entstammen unsere Zucht¬ 
hausgäste nicht in geordneten Verhältnissen lebenden 
soliden Familien, sondern meistens den körperlich und 
geistig verkommensten Kreisen unserer Bevölkerung. 
Diese durch Entbehrungen jeder Art, durch Aufenthalt 
in unhygienischen Wohnräumen durch häufige Er¬ 
kältungen, durch unstetes Vagabundieren, durch Exzesse 
in hacho etvenere herunter gekommene Menschen fahren 
dann oft auch im Zuchthaus fort, ihren nur mit geringer 
Widerstandskraft versehenen Körper durch geschlecht¬ 
liche Ausschweifungen (Onanie), sowie durch häufiges 
Zuziehen von Disziplinarstrafen nochmehr zuschwächen. 
Wunder nehmen kann es dann nicht, dass bei der¬ 
artigen Individuen die Erkrankung an Lungentuber¬ 
kulose in der Regel unaufhaltsam und rasch zum Tode 
führt. Das wird sich auch in Zukunft nicht abstellen 
lassen, dafür kann man aber auch das Zuchthaus nicht 
verantwortlich machen. 
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Die Verwendung von Hunden im Detängnisaufsiciitsdienst 

Von V. Baehr, Strafanstaltssekretär, Oberleutnant a. D. 


Die Sicherheit der Strafanstaltsbeamten an Leib und 
Leben ist unter Berücksichtigung ihres der Allgemeinheit 
gewidmeten, aufreibenden und keineswegs gefahrlosen 
Dienstes eine Forderung, welche zu erfüllen der Staat 
unter keinen Umständen versäumen darf. Umsomehr 
machte Ende 1908 ein Vorfall im Untersuchungsgefängnis 
zu Moabit in Berlin (schwere Verletzung eines Aufsichts¬ 
beamten durch einen ausgebrochenen Gefangenen) grosses 
Aufsehen und erregte nicht nur das Interesse der Oeffent- 
lichkeit, sondern auch dasjenige aller an dem Strafvollzüge 
beteiligten Beamten. Nichts lag näher, als die Frage zu 
ventilieren: „Auf welchem Wege lassen sich die Sicherheit 
der Anstalt in bezug auf Ausbrüche der Gefangenen einer¬ 
seits und die Sicherstellung der körperlichen Wohlfahrt 
der Beamten gegen Angriffe bereits ausgebrochener Ge¬ 
fangenen andererseits ohne Verursachung besonderer Kosten 
für den Staat auf einen höheren Stand bringen?“ 

Da diese Frage mich interessierte, versuchte ich sie 
in einem Artikel der Berliner Neuesten Nachrichten (No. 654 
vom 24. 12. 1908) dadurch zu lösen, dass ich die Einführung 
von Hunden in den Gefängnisaufsichtsdienst empfahl. Dieser 
Artikel lautete folgendermassen: 

„Es ist bekannt, dass viele grössere Polizeiverwaltungen 
sich zum Zwecke der schnelleren Aufklärung von Ver¬ 
brechen gerade unserer vierbeinigen Hausgenossen be¬ 
dienen und zwar mit recht gutem Erfolge. Erst jüngst 
ging durch die Blätter die Nachricht, dass sich eine Polizei¬ 
verwaltung in Russland, veranlasst durch die starke Zu¬ 
nahme der Verbrechen, zehn bewährte Polizeihunde von 
einem braunschweigischen Polizeiinspektor schicken liess 
und diese sofort mit dem günstigsten Resultate anwendete. 
Ziehen wir Nutzen aus dieser Tatsache, die bei uns doch 
schon seit mehreren Jahren bekannt ist! — Wäre der 
Ueberfall auf den Aufseher B ... im Untersuchungsgefängnis 
Moabit wohl möglich gewesen, wenn er einen gut ausge¬ 
bildeten Wachhund bei sich gehabt hätte? Wäre die 
Unterstützung durch einen zweiten Aufseher erforderlich 
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erreicht werden könnte. Einschliesslich des Beamten am 
Eingangstore, welcher keinesfalls entbehrt werden kann, 
sind demnach statt fünf nur drei- Aufseher zu verwenden. 
Ein einfaches Rechenexempel legt klar, dass auf diese 
Weise ganz erhebliche Ersparnisse zu erzielen sind. Die 
Sicherheit der Anstalt leidet nicht nur darunter, sondern 
sie wird zweifellos ganz bedeutend gewinnen, besonders 
schon dadurch, weil die neuen Wächter mit positiver Ge¬ 
wissheit keinen Alkohol zu sich nehmen und nicht schlafen 
werden. Auch die gegenseitige Unterhaltung (wie in Moabit!) 
braucht nicht befürchtet werden. 

„.Ein Versuch mit diesem Ersatz- und Hilfsmittel ist 
bisher noch nicht gemacht worden, wenigstens wurde ein 
solcher noch nicht bekannt. Es wäre aber wohl ein 
leichtes, eine Probe anzustellen, und man kann überzeugt 
sein, dass die bekannten guten Eigenschaften der Hunde 
sich auch in diesem Dienste bewähren werden. Jedenfalls 
würde es kein kostspieliger Versuch sein!“ 

Etwa ein halbes Jahr später erschien in der „Post“ 
(No. 350 vom 29. 7. 1909) folgende Notiz: 

„Die Verwendung von Polizeihunden scheint einen 
immer grösseren Umfang anzunehmen. Die Justizbehörde 
hat neuerdings eine Verfügung erlassen, in welcher die 
Verwendung von Polizeihunden in den Gefängnissen an¬ 
geordnet wird. Es ist dies vermutlich eine Folgeerscheinung 
jenes Ueberfalles auf einen Gefan gen aufsehe r, der vor 
einiger Zeit in dem Moabiter Untersuchungsgefängnis von 
dem Handlungsgehilfen R ... verübt worden war. Es sind 
jetzt dem Untersuchungsgefängnis vier Polizeihunde über¬ 
wiesen worden, welche bei den Nachtwachen verwendet 
werden sollen.“ (Es möge hier eingeschaltet sein, dass 
den Tagesblättern zufolge unmittelbar nach dem erwähnten 
Attentate die vorher aufgegebene Bewachung des Unter¬ 
suchungsgefängnisses durch das Militär wieder eingeführt 
worden war.) 

Vor noch nicht langer Zeit, wenn ich nicht irre, 
anfangs dieses Jahres, versuchten zwei Gefangene des Zucht¬ 
hauses Bruchsal, darunter einer, der eine lebenslängliche 
Strafe verbüsst, ebenfalls auszubrechen, und es gelang 
ihnen auch, bis auf den Hof zu kommen. Dort wurden 
sie aber durch einen Wachhund aufgespürt und von dem 
Wächter festgenommen. Aus dieser Veranlassung gaben 
verschiedene Blätter Auszüge des Originalaufsatzes wieder, 
und bald darauf bat der Leiter einer grösseren Arbeits- 
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hund {hloodhound) ist eben weiter nichts als ein „Spür¬ 
hund“, der sich aber selbstredend zur Wehr setzt, wenn 
er angegriffen wird. 

Die Unterstützung, welche der Hund uns Menschen 
zu bieten vermag, liegt aber auch auf anderen Gebieten, 
und manch ein Landbewohner und Hundeliebhaber wird 
ein Loblieb darauf singen können. Es sei nur an Rettung 
aus dem Wasser und an das Aufmerksammachen auf einen 
Unglücksfall erinnert. AU’ dieses hat die Polizei wiederum 
dazu geführt, sich ihrer zu bedienen und sie offiziell in 
den Polizeiexekutivdienst einzuführen. Die Erfolge, welche 
inzwischen erzielt worden sind, können als durchaus zu¬ 
friedenstellende bezeichnet werden, und in mehr als einem 
Falle haben sich ausländische Behörden unserer bereits 
ausgebildeten Hunde bedient und schliesslich auch diese 
Einrichtung nachgeahmt. Was liegt in Fällen, in denen 
es sich um Entweichung von Gefangenen (auch krimineller 
Geisteskranken!) oder um tätliche Angriffe auf die Straf¬ 
vollzugsbeamten handelt, näher als der Wunsch, auch in 
diesem Dienste solche bewährten Freunde zu haben? 

Unter Bezugnahme auf den eingangs angeführten 
Zeitungsausschnitt wäre im einzelnen folgendes anzuführen: 

I. Zweck und Verwendung. 

Die für den Gefängnisaufsichtsdienst bestimmten Hunde 
sollen dazu beitragen, die Staatsautprität aufrecht zu er¬ 
halten; sie sollen die Allgemeinheit gegen diejenigen schützen 
helfen, welche wegen ihres verbrecherischen Treibens von 
ihr fern gehalten werden müssen; sie sollen schliesslich 
dazu dienen, die Aufsichtsbeamten in ihrem Dienste zu 
unterstützen, und ihnen in Fällen der Gefahr persönlichen 
Schutz gewähren. Zum Teil können sie auch Aufsichts¬ 
beamte ersetzen. 

Die Hunde sind lediglich zur Unterstützung beim 
Nachtwachtdienst und bei der Verfolgung entwichener Ge¬ 
fangenen, unter Umständen auch bei den Aussenkomniandos 
zu verwenden. 

II. Kosten. 

Derart ausgebildete Hunde, wie sie die Polizei not¬ 
wendig gebraucht, sind für den Gefängnisaufsichtsdienst 
nicht erforderlich, und ihr Einzelpreis wird mit 75 Mark 
wohl eher zu hoch wie zu niedrig bemessen sein. Je nach 
der Grösse, Bauart und Lage der Anstalt würden ihr ein 
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oder zwei, in seltenen Fällen, wie vielleicht Tegel, Plötzen¬ 
see usw., drei Hunde zuzuweisen sein, dergestalt, dass 
umfangreiche, wenig übersichtliche und einsam gelegene 
Anstalten, in erster Linie aber die Zuchthäuser und die¬ 
jenigen Gefängnisse, welche zur Verbüssung langzeitiger 
Strafen bestimmt sind, mehrere, mindestens jedoch zwei 
Hunde erhalten. Für kleinere Strafhäuser wird, wenn 
überhaupt erforderlich, nur ein Hund genügen, der sowohl 
den Innen- wie auch den Aussendienst mit versehen kann. 
Wir haben in Preussen, unter dem Ministerium des Innern 
stehend, 32 Zuchthäuser und 15 Gefängnisse mit einer 
Mindestbelegungsfähigkeit von 400 Köpfen; ausserdem 
verfügt das Justizministerium • über 16 Gefängnisse von 
derselben Grösse. Alle diese, d. s. 63 Anstalten, welche 
Anspruch auf je zwei Hunde hätten, brauchten demnach 
zusammen 126 Hunde. Dazu kommen noch 81 Gefängnisse. 
(6 dem Ministerium des Innern, 75 dem Justizministerium 
unterstellt), denen je ein Hund zuzuweisen wäre. Das 
sind insgesamt 126+31—207 Hunde. Unter Zugrunde¬ 
legung des erwähnten Durchschnittspreises von 75 Mark 
kämen demnach als Anschaffungskosten rund 15'525 Mark 
in Betracht. Diese Summe verteilt sich unter Annahme 
von (gering gerechnet) 6 Dienstjahren für den einzelnen 
Hund auf 2587 Mark, welchem Betrage die Futter- etc. 
Kosten ä 50 Mark jährlich mit zusammen 10350 Mark 
hinzugerechnet werden müssen. Als jährliche Gesamt¬ 
ausgabe erscheint demnach die Summe von 12 973 Mark. 
Dieser Ausgabe steht aber eine Einnahme dadurch gegen¬ 
über, dass von den Nachtwachbeamten ein wesentlicher 
Teil eingezogen werden könnte, also eine Ersparnis an 
Gehalt, Wohnungsgeld-, Dienstkleidungszuschuss und last 
not least Pension; denn von den durchschnittlich 4 (zum 
Teil sogar 5) zurzeit im Gebrauch befindlichen Nacht¬ 
aufsehern wird nach Einführung der Hunde ein Beamter 
entbehrt werden können. Natürlich werden nicht alle 
danach überflüssig gewordenen Stellen, d. s. 144, einge¬ 
zogen werden können, denn auch der Tagesdienst verlangt 
sein Recht. Wenn wir aber auch nur die grösseren An¬ 
stalten (über 400 Kopfzahl = 63) rechnen und diese sogar 
nur mit der Hälfte, dann ergeben sich immerhin 31 Be¬ 
amtenstellen, welche ohne Schädigung des Strafvollzuges 
unbesetzt bleiben könnten. Rechnen wir jede dieser Stellen 
mit nur 1600 Mark Gehalt etc. jährlich, dann ergibt sich 
die stattliche Summe von 49 600 Mark jährlicher Ersparnis 



der erwähnten Ausgabe von 12 937 Mark gegenüber. Dabei 
sind noch die Pensionen (31) ausser Ansatz geblieben. 
Dass diese Ersparnis an Strafvollzugskosten in den heutigen 
Zeiten von ausserordentlicher Wichtigkeit ist, wird sich 
nicht bestreiten lassen. 

Inwiefern schliesslich noch die kleineren Gefängnisse 
(mit einer geringeren Belegungsfähigkeit von 400 Gefangenen) 
zur Besetzung mit je einem Hunde in Betracht zu ziehen 
wären, bedürfte näherer Erwägung. Desgleichen auch, ob 
sich nicht durch Zuteilung von Hunden an die Aussen- 
kommandos auch dort eine erhöhte Sicherheit gegen Ent¬ 
weichungen unter den gleichen Umständen erreichen Hesse. 
Die zu erzielende Ersparnis würde sich in diesem Falle 
noch dadurch höher gestalten, dass auch die Tagegelder 
der Beamten in Fortfall kommen. 

III. Verpflegung. 

Der bereits angeführte Satz 50 M. pro Hund und 
Jahr wird ausreichend sein. Für die sachgemässe Er¬ 
nährung etc. hätte derjenige Aufseher Sorge zu tragen, 
dem der Hund zur besondern Beaufsichtigung zugewiesen ist. 

IV. Unterbringung, 

Trotzdem ich Gelegenheit hatte, zu beobachten, dass 
ein Polizeihund bei der „Arbeit auf den Verbrecher“ 
einen als solchen verkleideten, im übrigen ihm aber wohl 
bekannten Schutzmann, wenn auch nicht ganz so stürmisch 
wie sonst, vollkommen seiner Instruktion entsprechend 
behandelte, würde ich doch dafür sein, dass der Wach¬ 
hund ausserhalb der Anstalt, möglichst auch ausserhalb 
der Dienstwohnungen, untergebracht wird, um zu ver¬ 
meiden, dass er irgend wie mit Sträflingen in Berührung 
kommt und sich an sie gewöhnt. Am zweckmässigsten 
erscheint es, den Hund einem ausserhalb der Anstalt 
wohnenden, als tierfreundHch bekannten Aufseher zu über¬ 
geben. Allerdings darf die Wohnung nicht zu weit von 
der Anstalt entfernt sein, damit auch bei Tage der Hund 
im Bedarfsfälle (erfolgte Entweichung eines Gefangenen) 
möglichst bald zur Stelle geschafft werden kann. Darauf, 
dass auch die Familie des betreffenden Beamten Gewähr 
für eine sachgemässe Pflege des Hundes bietet, ist be¬ 
sonderes Gewicht zu legen. Eine angemessene Ent¬ 
schädigung des Aufsehers für seine Mühewaltung wäre 
wünschenswert. Sie dürfte aber zum Teil bereits in der 
angeführten Verpflegungssumme gefunden werden können. 



V. Aufgabe und Ausbildung. 

Das ist der Kernpunkt. 

Die Verteilung der Hunde anlangend, ist bereits darauf 
hingewiesen worden, dass einer derselben im Inneren der 
Anstalt, der andere aber ausserhalb zu verwenden ist. 
a) Innerhalb der Anstalt. 

Der Hund hat neben dem Naohtaufsichtsbeamten auf 
einem ihm zugewiesenen Platz liegen zu bleiben und darf 
sich ohne Befehl nicht von der Stelle rühren. Er muss 
durch voraufgegangeneUebung unterscheiden gelernt haben, 
welches Geräusch verdächtig ist und welches nicht. Er 
hat also nur dann zu melden, wenn er z. B. sägende 
(Schnarchen ausgenommen !) Geräusche, Schritte usw. hört. 
Diese Meldung darf aber keinesfalls durch „Lautgeben“ 
erfolgen, sondern allein durch Knurren. Ist der Hund 
unruhig bezw. hat er sich durch die angegebene Art ge¬ 
meldet, dann hat der Beamte sich von dem angeseilten 
Hunde an die verdächtige Stelle führen zu lassen. Durch 
Mitnahme einer Laterne ist der Beamte in der Lage, die 
betreffende Zelle auch in ihrem Innern einer Prüfung zu 
unterziehen. Jetzt ist eine Oeffnung der Zelle zur Nacht¬ 
zeit nur dann gestattet, wenn ein zweiter Beamter zugegen 
ist. Der Hund ersetzt aber letzteren. 

b) Ausserhalb der Anstalt. 

Das Abpatrouillieren der Höfe und der Umwehrungs¬ 
mauer erfolgt durch einen anderen Aufseher unter Mit¬ 
nahme des-zweiten Hundes, den er an der Leine zu halten 
hat. Diese muss lang genug sein, damit dem Hunde beim 
Vorwärtsdrängen, insbesondere aber beim Passieren dunkler 
Stellen und Ecken genügend Freiheit gegeben werden kann. 
Verdächtiges hat der Hund durch Knurren (nicht durch 
Lautgeben!) zu melden. Einem erfahrenen Hunde kann 
das „Revieren“, d, h. das Absuchen der Höfe ohne Leine, 
wohl gestattet werden. Einen etwa bei der Flucht be¬ 
troffenen Sträfling, möge er sich im Hofe befinden oder 
im Begriffe sein, sich aus dem Zellenfenster herabzulassen 
oder die Mauer zu tibersteigen, hat der Hund zu verbellen, 
ohne ihn zunächst anzurühren; eine weitere Flucht oder 
einen Angriff dagegen durch Fassen (an den Hosen oder 
sonst geeigneten Stellen) zu vereiteln. Auf Anruf des 
herbeigeeilten Aufsehers hat der Hund sofort „abzulegen“, 
d. h. vom Flüchtling abzulassen. Zura Zwecke des Alarms 
muss er auf Befehl „Laut geben“ und im Bedarfsfälle, 
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Zur Frage der Strafen von unbestimmter Dauer. 

Von Dr. med. Beck-Bern. 


Securitas ctvnim stiprema 
lex poenalis esto / 


Es figuriert diese, Frage als erste unter denjenigen 
Fragen, die dem diesjährigen internationalen Kongress für 
Straf- und Gefängniswesen, der am 2. bis 8. Oktober in 
Washington abgehalten wird, zur Diskussion unterbreitet 
werden sollen. In dem Programm dieses Kongresses wird 
die bezügliche Fragestellung in folgender Weise formuliert: 

„Sofern man annimmt, dass das System der Ver¬ 
urteilung zu Strafen von unbestimmter Dauer sich mit 
den fundamentalen Grundsätzen der Strafjustiz in Einklang 
bringen lasse, so tritt die Beantwortung der nachstehenden 
zwei Fragen in den Vordergrund: 

a) Für welche Kategorie von Delinquenten eignet sich 
die Verurteilung zu Strafen von unbestimmter Dauer 
und für welche Kategorie ist die Anwendung von Strafen 
von unbestimmter Dauer als unstatthaft zu erachten? 

b) Auf welche Weise lässt sich dieses Strafensystem, bei 
welchem das richterliche Urteil weder durch eine maxi¬ 
male noch durch eine minimale Strafdauer umgränzt 
wird, derart verwenden, dass die individuelle Freiheit, 
auf deren Genuss der Sträfling nach Verbüssung seiner 
Strafe so gut wie jeder andere Bürger ein Kecht hat, 
keine Beschränkung erleidet? 

Sofern man dagegen andrerseitsannimmt, dass das System 
der Verurteilung zu Strafen von unbestimmter Dauer als un¬ 
verträglich mit den fundamentalen Grundsätzen der Straf¬ 
justiz erachtet werden müsse, so lässt sich immerhin die 
Frage auf werfen, ob es nicht in gewissen Fällen angemessen 
wäre, die Strafe von bestimmter Dauer in subsidiärer Weise 
mittelst einer nachfolgenden Strafe von unbestimmter Dauer 
zu ergänzen? Bejahendenfalls würde die Frage auftreten, 
in welchen Fällen eine solche subsidiäre Strafe von un¬ 
bestimmter Dauer anwendbar wäre und in welcher Form 
deren Anwendung zu geschehen hätte?“ 
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möglich oder nicht möglich ist, je nachdem der Kerzendocht 
für die Flamme zugänglich ist oder nicht und wo von einem 
halbwegs möglichen Anzünden dagegen keine Rede sein 
kann. Ich kann nicht umhin, hier darauf hinzuweisen, 
dass bei normal veranlagten Kindern die Intelligenz schon 
in sehr frühem Alter derart entwickelt ist, dass sie wenig¬ 
stens in Betreff der gewöhnlich von Ihnen verübten Delikte, 
wie Diebstahl, Sach- und Körperbeschädigungen sehr wohl 
begreifen, dass und warum solche Handlungen verboten 
sind. Wenn demnach das >y discernefnent <i als entscheidendes 
Merkmal für die Strafmündigkeit gelten soll, so müsste 
man dieselbe schon in das Alter der ersten Schuljahre 
versetzen. Das Strafrecht befindet sich daher heutzutage 
gewissermassen in einem logischen Widerspruch, wenn 
es einerseits zur Bestimmung der Strafmündigkeit auf dem 
» disßernement <i. der Intelligenzreife herumreitet und andrer¬ 
seits dagegen bestrebt ist (in kultureller Beziehung übrigens 
mit vollem Recht,) den Eintritt der Strafmündigkeit je 
länger je mehr der Grossjährigkeit zu nähern. 

Von der Klarstellung der obengenannten beiden Be¬ 
griffe ausgehend, wage ich nun die These aufzustellen, dass 
nicht die „Zurechnungsfähigkeit“, sondern die Yerant- 
wortungsfähigkeit als Kriterium der Straf¬ 
mündigkeitoder besser gesagt der Strafwürdig¬ 
keit zu dienen habe, sofern man Strafe als „Begleichung 
einer Schuld“ (obligatio ex delicto) m. a. W. als Vergeltung 
auffassen will. Streng genommen wären demnach alle 
noch nicht oder nicht mehr verantwortungsfähigen Menschen 
von Schuld und Strafe freizusprechen. Wenn aber hieraus ge¬ 
folgert werden sollte, dass der Staat sich um solche Menschen 
gar nicht mehr zu bekümmern brauche, so würde diese 
Logik wohl von keinem vernünftigen Menschen, höchstens 
vielleicht von rabiaten Anarchisten akzeptiert werden. 
Denn gerade jene Sorte von Menschen, die ihre zu un¬ 
gesetzlichen Handlungen verleitenden Triebe und Gewohn¬ 
heiten nicht zu bemeistern vermögen, bilden die grösste 
Gefahr für die allgemeine Sicherheit, für welche 
zu sorgen des Staates erste und wichtigste Pflicht ist. 
Daher hat bei diesen Menschen an die Stelle der Schuld¬ 
begleichung (vulgo Vergeltung) die Sicherung zu treten, 
die man meinetwegen Sicherungsstrafe nennen mag, sofern 
man jede Massregel, die zum Zwecke der Verhinderung 
von Straftaten getroffen wird, als Strafe auf fassen will, 
wobei man sich aber stets vergegenwärtigen muss. 
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dass von einer Schuldbegleichung, somit von einer Be¬ 
messung der Strafdauer oder Strafintensität nach der 
Grösse der Schuld bei solchen verantwortungsunfähigen 
Delinquenten keine Rede sein kann und darf, somit auch 
nicht von einer Herabsetzung der Schuld durch „mildernde 
Umstände“. Sobald die Voruntersuchung im Einzelfalle er¬ 
geben hat, dass der Täter zu den durch obige Ausführungen 
gekennzeichneten verantwortungsunfähigenMenschen gehört, 
so ist er zufolge dem hiervor festgestellten Prinzip unter 
Beseitigung irgend welchen prozessualischen 
Verfahrens einer ad hoc amtierenden Admini- 
strativbehörde zu überweisen, welche die zur 
Sicherung der bürgerlichen Gesellschaft vor 
ferneren Untaten des Delinquenten geeignet er¬ 
scheinenden Massregeln zu treffen hat. 

Ich bin mir wohl bewusst, dass ich mich mit dieser 
zweiten These in Betreff der demnächst zu nennenden Kate¬ 
gorien von Delinquenten, welche ich dieser Administrativ- 
behörde unterstellen möchte, gegen das heute noch alle 
Strafgesetzbücher beherrschende fundamentale Vergeltungs- 
prinzip in unversöhnlichen Widerspruch setze und daher 
die Frage der Versöhnung des Vergeltungsprinzips mit dem 
Sichernngsprinzip in Betreff der allein in Frage stehenden 
Art, nämlich der verantwortungsunfähigen De¬ 
linquenten, nicht zu beantworten vermag. 

Indessen gehöre ich keineswegs zu jener' extremen 
Partei, welche dem Vergeltungsprinzip alle und jede spezial¬ 
präventive Wirkung absprechen möchte. Denn sofern 
die Vergeltung, m. a.W. die zwangsweise Schuldbegleichung, 
auf eine der Natur des Delikts entsprechende Weise durch¬ 
geführt wird (ein bisher noch sehr mangelhaft erfülltes 
fium desiderium) so ist sie als intensive Verwarnung zu 
betrachten, die auf verantwortungsfähige Menschen, die ihre 
gesetzwidrigen -Triebe noch zu zügeln imstande sind, eine 
wenigstens abschreckende, wo nicht gesinnungsverbessernde, 
somit ebenfalls sichernde Wirkung auszuüben vermag. 
Solche Leute wegen eines grösseren oder geringeren Fehl¬ 
tritts auf unbestimmte. Zeit ihrer Freiheit zu berauben, 
wäre ein Eingriff in ihre persönlichen Rechte, der sich durch 
keine Staatsraison rechtfertigen Hesse und der auch bei 
wohlwollendster Internatsbehandlung weit eher eine Ver¬ 
bitterung tmd somit keine Besserung ihrer Gesinnung be¬ 
wirken dürfte. 
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Sobald ein Mensch durch 2 bis 3 malige Wiederholung 
eines gleichartigen Delikts, heisse man dasselbe Verbrechen, 
Vergehen oder auch nur Uebertretung, bewiesen hat, dass 
er entweder seine Verantwortungsfähigkeit eingebüsst hat, 
m. a. W. Gewohnheitsverbrecher geworden ist oder 
eine Verantwortlichkeit gegenüber seiner Landesautorität • 
gar nicht anerkennt m. a. W. sich als Zustands ver¬ 
brecher manifestiert, so ist der Moment gekommen, wo 
das oben geschilderte summarische Administrativverfahren 
gleichsam als bürgerliches Stand- oder Kriegs¬ 
recht seine Existensberechtigung erlangt. 

In dieser dritten These wird zugleich, (freilich noch 
nicht vollständig), die erste Teilfrage beanwortet, bezüglich 
deren der Beantworter sich über die Kategorien von Delin¬ 
quenten aussprechen soll, welche dem Internat auf un¬ 
bestimmte Zeit unterliegen sollen. Als dritte Kategorie, 
•auf welche aber dieses von mir als bürgerliches Kriegsrecht 
definierte Prinzip selbstverständlich keine Anwendung 
finden kann, ist die schon früher als noch nicht ver- 
antw ortungsfähige Menschheit, somit die Klasse der minder¬ 
jährigen Rechtsbrecher zu nennen. Hier fusst die 
Berechtigung zur Internierung auf unbestimmte Zeit auf 
dem in allen Zivilgesetzbüchern niedergelegten Grund¬ 
satz, dass der Staat nicht nur für die vermögensrecht¬ 
lichen, sondern auch für die persönlichen Interessen der 
Minderjährigen zu sorgen habe. Auf diesen und keinen 
andern Grundsatz stüzt sich die Berechtigung des Staates 
zur Verwirklichung des wohl in allen zivilisierten Staaten • 
eingeführten Schulzwanges. Aber leider berücksichtigt der 
Schulzwang fast einzig und allein die Verstandesbilduhg, die 
Ausbildung des Discernement, während die Charakter¬ 
bildung, die Ausbildung zur Verantwortungsfähigkeit, welche 
zur Verwirklichung der salus publica noch notwendiger wäre 
als die Verstandesreife, namentlich bei der mittellosen, 
minderjährigen Bevölkerung in allen Länderli noch bedenk¬ 
lich Not leidet. Es hängt indessen diese Frage so innig 
mit der heutzutage in allen zivilisierten Ländern mit grossem 
Eifer verfolgten Frage der Behandlung der verwahrlosten 
und verbrecherischen Jugend und der Jugendgerichte zu¬ 
sammen, dass sie als viel zu weitschichtig erachtet werden 
muss, um in den durch die Fragestellung beschränkten 
Rahmen hineinzupassen. Es genügt hier, darauf hinzu¬ 
weisen, dass der pädagogische Zweck der Internierung der 
verbrecherischen und verwahrlosten Jugend die Dauer- ■ 
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beschränkimg dieser Internierung von vornherein ver¬ 
unmöglicht, dass dieselbe daher der Abschätzung des Inter¬ 
natsvorstehers überlassen bleiben muss. Jeder erfahrene 
Beamte dieser Art wird auch sofort zugeben, dass die 
Schwere des Delikts durchaus nicht immer als massgebend 
für den Grad der Verderbtheit eines jungen Menschen zu 
erachten ist, indem oft genug moralisch gar nicht übel 
veranlagte junge Leute sich zu schweren Delikten verleiten 
lassen während oft ganz perverse Schlingel eben nur bei 
kleinen Diebereien oder bei von den Straf Paragraphen als 
gering taxierten sexuellen Delikten ertappt werden. Im 
erstem Falle dürfte oft eine ernste Verwarnung ohne alle 
Internierung genügen, um den Jüngling auf den rechten 
Weg zurückzuführen, während im zweiten die Erziehung 
zur Verantwortungsfähigkeit eine lange Zeitdauer und 
grosses pädagogisches Geschick von Seite des Anstalts¬ 
vorstehers erfordert. 

Auf die beiden erstgenannten Kategorien der nach 
dem Sicherungsprinzip zu behandelnden grossjährigen Ver¬ 
brecher zurückkommend, so halte ich es für selbstver¬ 
ständlich, dass auch hier die Sicherung wenn irgend mög¬ 
lich und zwar in erster Linie auf die Wiederherstellung 
der Verantwortungsfähigkeit, also auf einen erzieherischen 
Zweck Bedacht zu nehmen hat. Denn diese ist jedenfalls 
die beste Art der Sicherung vor Rezidiven, sofern der Vor¬ 
steher einer derartigen Anstalt sich vor Simulation der 
moralischen Besserung sicher zu stellen weiss. Allein die 
conditio sine qua non für das Sicherungssystem, das in 
diesem Sinne mit dem Besserungssystem identisch ist, be¬ 
steht darin, dass dieses System mit einem wohl organi¬ 
sierten Berufs-Patronat verbunden werde, das 
mit hinreichenden finanziellen Mitteln aus¬ 
gerüstet, für das weitere Fortkommen der aus 
den Internaten entlassenen Sträflinge aller drei 
genannten Kategorien zu sorgen hat. Dieses 
Patronat wird entweder in der Form einer Curatel oder 
in der Form einer eigentlichen Vormundschaft zu funk¬ 
tionieren haben, in ersterer Form bei jenen Entlassenen, 
die nicht mit der zivilrechtlich begründeten Forderung 
belastet sind, den von ihnen geschädigten Personen die 
ihnen gebührende Entschädigung ausrichten zu müssen, 
in der zweiten Form bei jenen Entlassenen, die diese Ent¬ 
schädigung noch zu leisten haben und denen aus diesem 
Grunde die bürgerliche Ehren- und Handlungsfähigkeit noch 
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nicht zugesprochen werden kann, wie auch bei allen Sträf¬ 
lingen der dritten Kategoriej sofern sie vor erlangter 
Grossjährigkeit aus dem Internat entlassen werden können. 

Es erhellt aus den bisherigen Ausführungen, dass ich 
die Beantwortung der letzten Teilfrage, die von der all¬ 
fällig subsidiären Anwendung der Sicherungsstrafe handelt 
in der Art, dass sie der Vergeltungsstrafe entweder vor¬ 
auszugehen oder nachzufolgen hat, des entschiedensten 
von der Hand weise. Denn hier kann es sich nur um ein 
„Enweder — Oder“ handeln. Entweder der Delinquent ist 
als verantwortungsfähig zu betrachten oder nicht. Im 
erstem Fall soll er dem gewöhnlichen prozessualen Straf¬ 
verfahren unterliegen, das über ihn eine der Schwere des 
Delikts entsprechende Strafe von vofaus bestimmter Zeit¬ 
dauer verhängen wird; im andern Fall ist er eben gar 
nicht mehr oder noch nicht strafwürdig, aber sicherungs-, 
bezw. besserungsbedürftig und muss nun einer Behandlung 
sich unterwerfen, für welche ebensowenig wie für eine 
ärztliche Behandlung eine bestimmte Zeitdauer sich fest¬ 
setzen lässt. 
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Erwerbsunfähigkeit und für deren Dauer eine Rente im 
zweihundertfachen Betrage desjenigen ortsüblichen Tag¬ 
lohnes gewöhnlicher Tagarbeiter, welcher für den Ort der 
letzten mindestens drei Monate währenden Beschäftigung 
festgesetzt ist, die der Gefangene innerhalb des letzten 
Jahres vor Antritt der Haft gehabt hat. Bei teilweiser 
Erwerbsfähigkeit wird ein Teil der Rente gewährt, die als 
Vollrente im Höchstbetrage mit dreihundert Mark festge¬ 
setzt ist. Im Falle der Tötung erhalten die Hinterbliebenen 
Renten, die aber erst von dem Termin an gezahlt werden, 
zu dem der Gefangene, wenn er am Leben geblieben wäre, 
infolge Strafverbüssung oder Straferlasses aus der Haft 
entlassen worden wäre. Es bekommt die Witwe des Ge¬ 
töteten bis zu ihrem Tode oder Wiederverheiratung sowie 
jedes hinterbliebene Kind, bis zu seinem zurückgelegten 
fünfzehnten Lebensjahre den sechzigfachen Betrag des orts¬ 
üblichen Taglohnes, jedoch nicht mehr als neunzig Mark. 

Die Renten der Hinterbliebenen dürfen aber insgesamt 
den einhundertachtzigfachen Betrag des Taglohnes und im 
Höchstbetrage zweihundertsiebzig Mark jährlich nicht über¬ 
steigen. Ergibt sich ein höherer Betrag, so werden die 
einzelnen Renten in gleichem Verhältnisse gekürzt. 

Ueberblicken wir das zu Gunsten der Gefangenen in 
Hinsicht auf die Sozialversicherung im Deutschen Reiche 
Geleistete, so muss man bei einem Vergleiche mit den Be¬ 
stimmungen des neuen österreichischen Gesetzentwurfes zu 
dem Resultate kommen, dass das in dem letztgenannten 
Regierungsvorschlage Proponierte vollständig ungenügend 
ist. Es wird weder für den bei einer Arbeit im Straf- 
Arbeitshause oder dergl. Unfallverletzten gesorgt, noch 
auch, was besonders bei der Invaliditäts- und Altersver¬ 
sicherung in Frage kommt, dem Internierten die freiwillige 
Weiterversicherung möglich gemacht. Der Gesetzestext, 
der die Frage der Freiheitsstrafen Verbössenden behandelt, 
ist überhaupt so dürftig, dass er zu den willkürlichsten 
Auslegungen führen kann. Es ist deshalb mit allem Nach¬ 
drucke zu fordern, dass entweder ein selbständiges Gesetz 
eingebracht wird, das sich mit der Sozialversicherung der 
Gefangenen beschäftigt, oder dass vor der Gesetzeswerdung 
der Vorlage die im Entwürfe gegebenen Bestimmungen 
mindestens njich dem Muster des Deutschen Reiches er¬ 
gänzt w'erden. 


Dr. Paul Kompert. 



— 450 — 


Die Pfändung von Geldern und geldwerten Gegenständen 
der unvermögenden Strafgefangenen. 

Von V. Michaelis, Strafanstaltsdirektor in Aachen. 


Die Praxis hat ergeben, dass von der Pflicht, Pfän¬ 
dungen an dem mitgebrachten Eigentum, der Gefangenen 
vorzunehmen, seitens der Strafhaus verstände nicht in 
gleicher Weise Gebrauch gemacht wird. 

Es handelt sich um Gefangene, die zur Zahlung von 
Gerichtskosten bezw. Haftkosten nicht verpflichtet sind und 
infolge dessen die Einziehung der Haftkosten durch die 
Anstaltsvorstände erfolgt.— 

§ 100 der D.-O. für die dem Ministerium des Innern 
unterstellten Anstalten vom 14. November 1902 sagt: Mit¬ 
gebrachte eigene Gelder, Wertpapiere und Wertgegenstände 
sind, wenn der Gefangene zur Zahlung von Haft- und Ge¬ 
richtskosten nicht verpflichtet ist, als Eigentum des Ge¬ 
fangenen zu verwahren. Von der Einziehung befreit sind 
Invalidenpensionen, Unfallrenten, im Gefängnis erworbene 
Arbeitsbelohnungen, gewöhnliche Taschenuhren, soweit 
diese nicht von Gold sind, Trauringe und Geldbeträge bis 
zur Höhe von 3 Mark. — V.-Bl. 1901, S. 97. — Der Erlass 
vom 3. April 1908 — V.-BL 8 — spricht aus, dass nach § 850 
Abs. I, Ziff. 5 der Ziv.-Proz.-Ordnung und nach § 46 Abs. 1 
Ziff. 4 der Verordnung vom 15. November 1899 lediglich 
der Pensionsanspruch der invaliden Unteroffiziere und Sol¬ 
daten, nicht aber die einzelnen Pensionsraten, die in das 
Eigentum der Pensionäre übergegangen sind, von der 
Pfändung befreit sei. Die Vorsteher haben also alle Geld¬ 
beträge über 3 Mark und auch einzelne Pensionsraten zu 
pfänden. — 

Das Eigentum, welches unvermögende Gefangene mit¬ 
bringen, wird in den meisten Fällen erbettelt, gestohlen, 
selten vom Arbeitslöhne herrühren. — 

Bezüglich des in der Freiheit erworbenen Arbeitslohnes 
scheinen Zweifel zu bestehen, ob auch dieser gepfändet 
werden darf. Da sei bemerkt, dass dieser Arbeitslohn 
ebenso der Pfändung unterliegt, wie die einzelnen in den 
Besitz der Betreffenden übergegangenen Pensionsraten. 
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§ 850 der Ziv.-Proz.-Ordiiung nennt die Gelder, welche 
der Pfändung nicht unterworfen sind, so auch Arbeits- oder 
Dienstlohn; es wird aber hierbei auf die zuständigen Reichs¬ 
gesetze hingewiesen. § 1 des Gesetzes vom 5. Juni 1869 
lautet: Die Vergütung (Lohn, Gehalt, Honorar usw.) für 
Arbeiten oder Dienste, welche auf Grund eines Arbeits¬ 
oder Dienstverhältnisses geleistet werden, darf, sofern 
dieses Verhältnis die Erwerbstätigkeit des Vergütungs¬ 
berechtigten vollständig oder hauptsächlich in Anspruch 
nimmt, zum Zwecke der Sicherstellung oder Befriedigung 
eines Gläubigers erst dann mit Beschlag belegt werden, 
nachdem die Leistung der Arbeiten oder Dienste erfolgt 

ist., also der erarbeitete Lohnbetrag, die Rate, 

muss Eigentum des Arbeiters geworden sein. Auch gründet 
sich die Pfändung auf § 241 des B. G.-B. — 

§ 9, 4, die Geschäftsanweisung für die Kassen (Mini¬ 
sterium des Innern) besagt: 

Die einzelnen Gelder der zur Zahlung von Haftkosten 
unvermögenden Gefangenen, jedoch nicht die Arbeitsbeloh¬ 
nungen aus der Untersuchungshaft, die bei Aussen arbeiten 
etc. verdienten besonderen Belohnungen, die aus den Justiz¬ 
gefängnissen mitgebrachten Arbeitsbelohnungen, sind zur 
Deckung der Haft- und Gerichtskosten zur Anstaltskasse 
einzuziehen, wenn der Gefangene damit einverstanden ist. 
Anderenfalls hat der Vorsteher zu entscheiden, ob mit Rück¬ 
sicht auf die Vorschriften des §811 No, 2, 3, 8 der Z-P.-O. 
und des § 17 des preussischen Gerichtskostengesetzes vom 
25. Juni 1895 (G.-S. S. 203®) eine Pfändung vorzunehmen 
ist. Man darf sich nicht beirren lassen, wenn der Gefangene 
sich weigert, sein Privatgeld der Pfändung unterziehen zu 
lassen. Ein bekannter Trick ist dieser: — Das Geld ist 
geborgt! Beruht diese Angabe tatsächlich auf Wahrheit, 
dann hindert dies nicht die Pfändung vorzunehmen. In 
Ansehung der Haftkosten ist der Staat Gläubiger und geht 
in seinen Forderungen. dem Privatgläubiger vor. 

Ueber die Durchführung der Pfändung vergl. §§ 4 
und 6 der Verordnung betreffend das Verwaltungszwangs- 
verfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen vom 
15. November 1899. (G.-S. S. 545.) — 

§ 17 des P, G.-K.-G. lautet: Ein nach den Vorschriften 
der deutschen Z.-P.-O. (§ 109 Abs. 2) für den Schuldner eines 
Kostenbetrages ausgestelltes Zeugnis soll in der Regel aus- 
reichen, um die völlige^oder teilweise Niederschlagung oder 
die Stundung des Kostenbetrages wegen Armut zu be- 
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gründen. Schuldner ist jedoch verpflichtet, auf Verlangen 
der Kassen Verwaltung nach den Vorschriften des § 711 der 
deutschen Z.-P.-O. sein Vermögen anzugeben und den Offen¬ 
barungseid zu leisten. Durch die Niederschlagung der 
Kosten wird deren spätere Einziehung innerhalb der Ver¬ 
jährungsfrist nicht ausgeschlossen. (Verjährungsfrist 4 Jahre 
nach § 13) 

Dieser Paragraph bringt also zum Ausdruck, dass das 
Pfändungsrecht gegenüber Unvermögenden besteht. 

Die Verordnung wegen Betreibung von Geldbeträgen 
vom 15. November 1899 — G. S. No. 39 S. 545 — führt im 
§ 4 aus: 

Diejenigen Behörden oder Beamten, welchen die Ein¬ 
ziehung der der Beitreibung im Verwaltungszwangsverfahren 
unterliegenden Geldbeträge zusteht, bilden die zur Anord¬ 
nung und Leitung des Zwangsverfahrens zuständigen Voll¬ 
streckungsbehörden . ... . . 

Fehlt es an einer nach den vorstehenden Vorschriften 
zuständigen Vollstreckungsbehörde, so hat die Bezirks¬ 
regierung eine solche zu bestimmen .... 

Vollstreckungsbehörde ist für uns unter dem Bereich 
des Ministeriums des Innern der Str^^fhausvorständ für un- 
vermögende Gefangene. 

Die Frage, wann die Pfändung der Beträge über 
3 Mark vorzunehmen ist, beantwortet sich am besten aus 
der Vorschrift, dass dieselbe an das Einverständnis des 
Gefangenen geknüpft ist. 

Bei Uebertritt zur Strafhaft ist sie vorzunehmen, um 
Zeit zur Prüfung zu haben, ob Einwendungen gegen die¬ 
selbe gesetzlich begründet sind, auch um rechtzeitig die 
Entscheidung der Vorgesetzten Behörde einholen zu können. 

Der Einwand, dass geringe Ueberschüsse über 3 Mark 
zweckmässig nicht zu pfänden seien, da diese Beträge zum 
besseren Fortkommen des zur Entlassung kommenden Ge¬ 
fangenen dienten, ist haltlos. § 190 Ab. 6 der Dienstord¬ 
nung tritt für diese Fälle ein, die eben erst zur Verhand¬ 
lung kommen, sofern der Gefangene entlassen werden soll 
und sein Guthaben 15 Mark nicht erreicht. Man darf sich 
nicht auf den Standpunkt stellen, wozu soll die eine Hand 
nehmen, was die andere wieder gibt. Man würde den festen 
Boden unter den Füssen verlieren und gelegentlich einer 
Kassenrevision die Zeche aus seinem eigenen Geldbeutel zu 
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Pflege des Gesanges in den Zuchthäusern und grösseren 
Gefängnissen Preussens und seine erziehiiche Bedeutung. 

Von Strafanstaltslehrer Henschel, Halle a. S. 


Es hat seinen guten Grund, dass der Gesang auch 
hinter Kerkermauern gepflegt wird, dass der zum Schweigen 
verurteilte Gefangene nicht nur im Gottesdienst, sondern 
auch in besonderen Gesangstunden seine Stimme erschallen 
lassen darf. Ist das schon aus gesundheitlichen Gründen 
freudig zu begrüssen, wievielmehr aus vielen andern. 
Luther sagt; „Die edle Musika ist eine halbe Disziplin 
und Zuchtmeisterin, so die Leute gelinder und sanftmütiger, 
vernünftiger und sittsamer macht! Musik ist das beste 
Labsal einem betrübten Menschen, dadurch das Herz wieder 
zufrieden, erquicket und getröstet wird.“ Welchen Wert 
der Gesang im besondern für die Gefangenen hat, das hat 
man an amtlicher Stelle wohl erkannt. In den „Bestimm¬ 
ungen über die Schule und den Unterricht in den Straf¬ 
anstalten und grösseren Gefängnissen im Ressort des 
Ministeriums des Innern“ heisst es: „Der Singunterricht 

.Er besteht in Einübung von Kirchengesängen mit 

sämtlichen Gefangenen, wenn möglich am Sonntag nach¬ 
mittag (1 Stunde) und Einübung vierstimmiger geistlicher 
und ernster weltlicher Lieder mit einem Sängerchor (2 
Stunden wöchentlich).“ 

Was nun den sogenannten Kirchengesang anbetrifft, 
so hat der Lehrer einen schwierigen Stand. Gar viele der 
Gefangenen kommen schon verstimmt zur Kirche, weil sie 
entweder immer verstimmt sind, oder etwas von der freien 
Zeit einbüssen, oder einen spannenden Roman unterbrechen 
mussten. Ist der Lehrer nun nicht gewandt, versteht er 
die Sache nicht interessant zu machen, ist die Stunde nun 
noch langweilig, so kann dieselbe eine Marter für die Ge¬ 
fangenen, eine Strafe für den Lehrer werden. Die Ge¬ 
fangenen, die noch Lust zum Gesang mitbrachten, werden 
sie in diesem Falle sicher verlieren. Versteht es jedoch 
der Lehrer, kann er Interesse erwecken, ist die Stunde 
abwechslungsreich, so werden die Gleichgültigen oder 
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entgegen. Leute, die früher garnicht oder nur noch Lieder 
gemeinen Inhalts sangen, gewinnen den geistlichen Volks¬ 
liedern und schliesslich auch den Chorälen Geschmack ab. 
Dieser und jener nimmt in stiller Zelle das Gesangbuch 
zur Hand, denkt, durch die Gesangstunde angeregt, über 
den Text nach und lernt auch vielleicht eine Strophe aus¬ 
wendig. Bei vielen prallt, wie alles andere, so auch der 
Gesang von dem Panzer ab, der sich um ihr Herz ge¬ 
bildet hat. Bei manchem Gefangenen ist der Gesang wie 
milder Tau auf den guten Samen gefallen; aber unsere 
Augen können davon nichts wahrnehmen. Endlich leider 
reissen wir und andere oft durch ein unbedachtes Wort 
ein, was durch mühevolle Arbeit errichtet war. 

Von viel grösserer Wichtigkeit, allerdings nur für 
eine kleinere Zahl, ist der Chorgesang, der zweimal in 
der Woche stattfindet. Der Chor ist aus einer kleinen, 
auserlesenen Schar mit brauchbaren Stimmen zusammen¬ 
gesetzt. Diesem Chor anzugehören, muss eine Belohnung 
sein, die natürlich nur dem zuteil wird, der sie verdient. 
Deshalb wird er eine Vereinigung der Besseren aus der 
Strafanstalt sein. Jeder muss es fühlen, dass neben den 
notwendigen Stimmitteln musterhafte Führung und lobens¬ 
werter Fleiss die Bedingungen zur Aufnahme in den Chor 
und zum Verbleiben darin sind und muss sich selbst in 
Zucht nehmen. Dass im Interesse des Gesanges einmal 
ein Auge — aber nur nicht alle beide — zugedrückt 
werden muss, ist nicht ausgeschlossen. In diesem Fall ist 
dem betreffenden Gefangenen rund heraus zu erklären, 
dass er solche Vergünstigung nicht verdiene, sondern sich 
erst verdienen müsse, und dass er bei den geringsten 
Vorkommnissen sofort ausgeschlossen werde. In den aller¬ 
meisten Fällen wird eine Besserung des Fleisses und der 
Führung zu verzeichnen sein. So ist die blosse Zugehörig¬ 
keit zur Chorgesangabteilung schon ein Mittel zur sittlichen 
Hebung. Ganz oder zum Teil entschwundenes Ehrgefühl 
wird wieder erweckt oder gestärkt. Konnte der Lehrer 
bei dem Kirchengesang die ungefüge, zähe Masse nur in 
massiger Tiefe hinleiten, so kann er hier seine musikalisch¬ 
pädagogische Geschicklichkeit zeigen, indem er das musi-- 
kalische Verständnis erweckt, fördert und vertieft. Durch 
kurze Belehrungen bringe er es dahin, dass jeder Sänger 
die Zeichen der Tonschrift kennen lerne. Kommen hierzu 
Treff- und Hörübungen, sorgt der Lehrer für richtige Aus¬ 
sprache und Atmung, Beachtung der Vortragszeichen und 
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Veredlung der Stimme, so wird er den Segen seiner Arbeit 
bald spüren. — Die Art der Gesänge ist durch die mini¬ 
sterielle Verfügung yorgeschrieben. Es sollen geistliche 
und ernste weltliche Lieder gesungen werden. In erster 
Linie wird der Chorgesang sich in den Dienst der Kirche 
zu stellen haben; er wird zur Verschönerung und Belebung 
des Gottesdienstes herangezogen werden müssen. Dadurch, 
dass die Leute fühlen, wir sind befähigt und würden ge¬ 
achtet in der Liturgie und in besonderen Gesängen unsere 
Stimmen zum Lobe Gottes und zur Erbauung unserer 
Leidensgenossen zu erheben, kommen sie, meistens zwar 
unbewusst, einen Schritt dem Guten näher. Liegt nun die 
Auswahl der Gesänge in guten Händen, so wird die Ein¬ 
übung derselben nicht ermüden, sondern beiden Teilen 
Freude machen, und die Wirkung im Gottesdienst auf die 
Hörer wird nicht ausbleiben. Und sollten auch nur einige 
durch den Gesang höher gestimmt und für die Predigt 
empfänglicher gemacht werden, so hätte er schon seinen 
Zweck erfüllt. Wird vom Geistlichen in der Predigt auch 
nur andeutungsweise auf das gesungene Lied Bezug ge¬ 
nommen, so hat er sich das Herz des Sängers geöffnet, 
das ihm vielleicht bis jetzt verschlossen war. — Es darf 
aber nicht vergessen werden, dass die Verfügung sagt: 
„.und ernste weltliche Lieder.“ Die meisten Ge¬ 

fangenen sind der Kirche entfremdet und haben zu Anfang 
nichts üblrig für dieselbe, während das Herz doch schneller 
schlägt, wenn von der Heimat, vom Scheiden, vom lieben 
Mütterlein gesungen wird. Gerade solche Lieder bringen 
die starre, eisige Herzensrinde zum Schmelzen und es 
kommt nach so vielem Hass und Groll, nach allem Un¬ 
frieden und aller Zerrissenheit etwas über sie, was sie 
schon lange nicht mehr gefühlt haben. Für diese Stunde 
waren sie einmal wieder besser. Und mehrere solcher 
Stunden, sollten sie nicht den Herzensboden empfänglicher 
machen für den guten Samen! Neben dem Wort wirken 
aber auch Ton und Harmonie und erzeugen Wohlgefallen 
an ihrer Schönheit. So ist der Gesang imstande die 
edelsten Saiten im menschlichen Herzen anzuschlagen 
oder zum Mitklingen, zu bringen. Wirkt es schon er¬ 
hebend, sich mit der edlen Kunst zu beschäftigen, so kann 
doch auch die veredelnde Nachwirkung nicht ausbleiben. 
Melodie und Text werden dem Gefangenen in die ein¬ 
same Zelle folgen, werden in den langen Winternächten 
und Sommertagen bei ihm sein. Während vielleicht früher 
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ein böser Gedanke den andern ablöste und jagte, wird 
jetzt der Gefangene hin und wieder die neu gelernte oder 
wieder ins Gedächtnis zurückgerufene Melodie vor sich 
hersummen; aber auch der Text wird sich ihm aufdrängen. 
Und später wird er, wenn der „Morgen der goldenen 
Freiheit“ angebrochen ist, wie von einem schweren Alp 
befreit, gern auf die Lieder zurückkommen. In den Sielen 
seines Berufes wird er oft nicht anders können, als singend 
sein Tagewerk zu fördern. Und wird auch nicht jeder 
ein „munterer Seifensieder“ wir wollen treu und bescheiden 
im Verborgenen unsere Pflicht tun, an den „stillen Segen 
der Singstunde und der erziehenden Macht der Töne“ 
denkend. 
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4. Zwei ehemalige Zwangszöglinge von Flehingen, die ihrer 
Militärpflicht mit tadelloser Führung genügten, wurden aus dem 
Jünglingsfonds mit Beträgen von 30 M. und 40 M. bedacht. 

Betriebszuschüsse wurden bewilligt: Den oben genannten beiden 
Mädchenfürsorgeheimen, dem Hilfsverein, für entlassene Gefangene 
in Hamburg und dem Verein „Seefahrt“ daselbst. 

Mitgliederbeiträge wurden bezahlt: An den Verband der 
deutschen Schutzvereine, an den Deutschen Flottenverein und den 
Verein für Jugendfürsorge in Berlin, dem Deutschen Verein für 
Armenpflege und Wohltätigkeit in Leipzig, an die internationale 
kriminalistische Vereinigung und an den Verein der Deutschen Straf¬ 
anstaltsbeamten. , Schwandner. 


Aus den Mitteilungen über die Ergebnisse der Ge> 
fängnisverwaltung von Elsass-Lothringen für 1908/1909 
ist hervorzuheben: Bei den Erweiterungsbauten des Bezirksgefäng¬ 
nisses zu Metz ist der Neubau eines Gefängnisflügels in Angriff 
genommen worden. Das neuerbaute Amtsgefängnis in Mörchingen 
ist im Jahr 1909 bezogen worden. Die Vollendung des Neubaues 
eines solchen in Weissenburg und Niederbrpnn steht bevor; in dem 
Etat 1910 sind Mittel für den Amtsgefängnisneubau in Molsheim und 
zur Erweiterung des Bezirksgefängnisses Strassburg vorgesehen 
worden. 

Der Gefangenenstand in den Strafanstalten, Bezirks- und Amts¬ 
gefängnissen einschliesslich der Arbeitshausgefangenen betrug: 18303 
Männer und 2342 Weiber, der tägliche Durchsschnittstand: 1956 Männer, 
190 Weiber. 

Die Verpflegungskosten im laufenden Jahr betrugen in den 
Strafanstalten und Bezirksgefängnissen durchschnittlich 35 Pfg., im 
Arbeitshaus Hagenau 34,2 Pfg. 

Von den im Berichtsjahr überhaupt beschäftigten Gefangenen 


waren beschäftigt: 

für die eigene Anstalt.27,5 ®/o 

für andere Anstalten und für Reichs¬ 
und Staatsbehörden.12,1 % 

im Unternehmerbetriebe.37,0 \ 

anderweit für dritte: 

innerhalb der Anstalt.18,6 ®/o 

mitlandwirtschaftlichen und sonstigen 

Aussenarbeiten.4,8 ®/o 


Der Reinertrag* der Beschäftigung der Gefangenen in den Amts¬ 
gefängnissen. in denen nur ganz kurzzeitig'e Strafen mit Arbeits¬ 
zwang yollstreckt werden, betrug 2580 M., da sich nur wenig Ge¬ 
legenheit zu solchen Arbeiten fand. 

Der Gesundheitszustand der Gefangenen war ein durchweg 

guter. 

Durchschnittsbestand im Lazarett bei Zuchthausgefangenen: 
2,6 Männer, (3 Todesfälle) 6,3 % Weiber (0 Todesfälle), bei anderen 
Gefangenen in Hagenau und in den Bezirksgefängnissen 2,57o Männer 
(7 Todesfälle, darunter 3 Tuberkulose), 2,4 % Weiber (0). 1 Selbstmord. 

Der Zuschuss aus der Landeskasse für die Strafanstalten, Be¬ 
zirks- und Amtsgefängnisse und das Arbeitshaus Pfalzburg betrug 
907 400 M., pro Kopf und Tag 1 M. 15 Pfg., gegenüber 821195 M. 
und 1 M. 0,6 Pfg. im Vorjahr. » , » ö 
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Infolge Zurückziehung der militärischen Bewachung in den 
Gefangenanstalten musste die Zahl der Anstaltsbeamten um 1 In¬ 
spektor und 41 Aufseher vermehrt werden. 

Von den neueingelieferten Zuchthausgefangenen waren 89 7o 
der Männer und 67 % der Weiber vorbestraft, bei den Gefängnis¬ 
gefangenen 57 7o bezw. 42 7o* Von den entlassenen Zuchthaus- und 
Gefängnisgefangenen mit mehr als viermonatlicher Strafzeit war die 
vermutliche Aussicht auf Besserung bei 31,9 7o gut, bei 26,7 7o mässig 
und bei 41,4 gering. 

Die mühevolle Tätigkeit der Fürsorgevereine in Strassburg, 
Mülhausen, Kolmar und Metz nebst den Zweigvereinen ist im Berichts¬ 
jahr still und segensreich weiter gegangen. 

Vorläufig entlassen wurden 10 Zuchthaus- und 52 Gefängnis¬ 
gefangene; davon war bis zum Schluss des Berichtsjahrs 1 Zucht¬ 
hausgefangener rückfällig geworden; von den in fidiheren Jahren 
vorläufig Entlassenen sind im Berichtsjahr rückfällig geworden 4 
Zuchthaus- und 3 Gefängnisgefangene. Bedingter Strafaufschub 
wurde im Jahre 1908 bewilligt: 350 Personen (gegen 321 im Vorjahr); 
in 42 Fällen der 1908 und früher bewilligten Aussetzung der Straf¬ 
vollstreckung erfolgte nachträglich Einleitung der Strafvollstrechung. 

Der Zöglingsbestand in der staatlichen Erziehungs- und 
Besserungsanstalt für Knaben bei Hagenau ist von 305 am Anfang 
des Berichtsjahrs auf 288 am Schlüsse desselben zurückgegangen; 
der tägliche Durchschnittsbestand von 290,81 auf 282,90. 

Auf Grund des § 56 St.G.Bs. wurden untergebracht: 27 Knaben. 
16 Mädchen. 

Auf Grund des Zwangserziehungsgesetzes wurden versorgt: 
143 Knaben, 89 Mädchen (gegen 120 und 78 im Vorjahr). 

Am Schlüsse des Berichtsjahrs betrug der Bestand 1086 Knaben, 
651 Mädchen; davon waren 287 Kinder in staatlichen Anstalten, 
717 Kinder in Privatanstalten, 865 Kinder in Familienpflege und 
Dienststellen, 150 sind flüchtig. 


Der Lokalverein zur Fürsorge für entlassene Strafgefangene 
und Korrigenden zu Ravitsch versendet seinen 29. Jahresbericht für 
das Jahr 1909. 

Die Zahl der eingegangenen Stellenvermittelungsgesuche be¬ 
trug 60; untergebracht wurden 20 Schützlinge, von denen 8 sich 
nicht gut gehalten haben. An Unterstützungen wurden im ganzen 
713 M. 46 Pfg. bewilligt, und zwar an 24 Gefangene bei oder nach 
der Entlassung 142 M. 95 Pfg., davon in barem Geld 128 M., in 
Kleidungsstücken 14 M. 45 Pfg., sowie an 70 Familien von Gefangenen 
570 M. 51 Pfg., darunter 386 M. zu Weihnachten. 

Schwatidner. 


»»Protokoll über die 19. ordendliche Sitzung des Zentral- 
voi'standes Deutscher Arbeiter-Kolonien» verbunden mit der 
Feier seines 25jährigen Bestehens“. (Kroll’s Buchdruckerei, 
Berlin, S, Sebastianstrasse 76). Die 67 Seiten umfassende Druckschrift 
enthält neben dem Geschäftsbericht und neben zwei Referaten über 
interne Angelegenheiten der Arbeiter-Kolonien, nämlich „Geflügel¬ 
zucht“ und „Hat es sich bewährt, mit den Kolonisten bei ihrer Auf¬ 
nahme einen Kontrakt über die Dauer ihres Aufenthalts abzuschliessen ?“ 
eine anregende Verhandlung über das für uns Strafanstaltsbeamte 

15 * 
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sehr aktuelle Thema: „Errichtung von Pensionaten für gescheiterte 
Existenzen aus den gebildeten Ständen“. Wer schon mit derartigen 
„Honoratioren“ unter den Strafgefangenen zu tun hatte, der wird 
mit Interesse und Gewinn die beiden Referate, das eine von einem 
Pastor, das andere von einem Kolonievorstand, lesen. Wenn bei 
den Verhandlungen, die sich daran angeschlossen haben, die zwei 
Möglichkeiten erörtert wurden, nach dem Vorbild von Freistatt bei 
Sulingen in innerer, aber lokal abgesonderter Verbindung mit der 
Kolonie ein Pensionärheim zu errichteii oder wie auf der Kolonie 
Schäferhof bei Pinneberg einige Plätze für den gedachten Zweck zu 
reservieren, so wird man prinzipiell dem ersteren Projekt aus päda¬ 
gogischen Gründen den Vorzug geben müssen, während ärarische 
Rücksichten eher für das letztere System sprechen. Bertsch. 


III. Aus der Praxis des Ünfall-Fürsorge-Gesetzes. 

Der Antrag des X. aus M, jetzt in B., auf Festsetzung einer 
Entschädigung nach Massgabe des Reichsgesetzes vom 30. Juni 1900 
wird zurückgewiesen. 

Gründe. 

Der Antragsteller war vom 13. Dezember 1907 bis 11. Sep¬ 
tember 1908 zur Strafverbüssung in der Zellenstrafanstalt Butzbach 
untergebracht. Vor seiner Entlassung erklärte er zu Protokoll des 
Vorstands der Schreibstube, er habe sich im Arbeitsbetrieb der Anstalt 
einen rechtsseitigen Leistenbruch zugezogen und werde demnächst 
Unfallrentenansprüehe erheben, falls der Bruch ihn in seiner Erwei’bs- 
fähigkeit beschränken sollte. Wenn mithin ein Antrag auf Ent¬ 
schädigung vor der Entlassung auch nur bedingt gestellt worden 
ist, so ist damit doch der Vorschrift des § 10 Abs. 2 des oben an¬ 
geführten Gesetzes genügt. Der unterm 31. Oktober 1908 durch 
Rechtsanwalt Dr. S. in B. bei der Direktion der genannten Strafanstalt 
eingereichte Antrag auf Festsetzung einer Rente oder einer Abfindungs¬ 
summe ist jedenfalls zulässig. 

Wie bereits vor der Entlassung in Aussicht gestellt, wird der 
Antrag auf die Behauptung gestützt, der Antragsteller habe sich in 
Ausführung der ihm übertragenen Anstaltsarbeiten einen Leistenbruch 
zugezogen; es sei dies im April 1908 ärztlich festgestellt worden, 
Heilung sei nicht eing'etreten, der Zustand habe sich vielmehr dadurch 
verschlimmert, dass der Antragsteller ohne das während der Straf¬ 
haft getragene Bruchband, Avelches er an die Ansaltsverwaltung wieder 
habe abgeben müssen, seinje ziemlich schweren Handkoffer von der 
Strafanstalt bis zum Bahnhof Butzbach zu tragen gezwungen gewesen 
sei. Zum Beweis — auch für die behauptete teilweise Erwerbs¬ 
unfähigkeit — wird auf das Zeugnis des praktischen Arztes Dr. B. 
(anscheinend in B.) vom 24. September 1908 Bezug genommen, wonach 
„rechts sowohl die Bimchpforten des Schenkelrings als des Leistenriügs 
Aveit offen sind, ein Hervortreten der Baucheingeweide also stets zu 
befürchten ist.“ 
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b) Von einem solchen Nachweis kann hier nicht die Rede sein 
Der Anstaltsarzt spricht sich dahin aus, dass ein ganz allmähliges 
Vorrücken der Darmschlingen angenommen werden müsse, da 
eine plötzliche Entstehung des Bruches „von akuten, lokalen und 
allgemeinen Erscheinungen begleitet zu sein pflegt, die im vor¬ 
liegenden Falle völlig vermisst werden“. 

c) Unter diesen bei plötzlicher Entstehung eines Bruches immer auf¬ 
tretenden akuten Erscheinungen sind vor allem mehr oder minder 
heftige Schmerzen und Arbeitsunfähigkeit zu nennen. Dass der 
Antragsteller irgendwie erhebliche Schmerzen nicht empfunden 
hat, lässt sich ohne weiteres aus der Tatsache entnehmen, dass 
er trotz des ihm von dem Werkführer W. und dem Aufseher W. 
erteilten Rates sich nicht zum Arzt meldete, sondern seine Arbeit 
ruhig und ohne erkennbare Beschwerden weiter verrichtete. 

d) Der Antragsteller, der Kaufmann ist, war an körperliche Arbeit 
wohl nicht gewöhnt. Wäre nun das Tragen der Bündel von 
Stahlstäben eine Leistung gewesen, die für ihn eine abnorme, 
aussergewöhnliche Anstrengung bedingte, wollte man also unter¬ 
stellen, dass die Anstrengung an sich geeignet gewesen wäre, 
hei ihm einen plötzlichen Bruchaustritt hervorzurufen, so hätte 
dieser Erfolg naturgemäss gleich beim ersten Mal und unter den 
hierbei immer beobachteten drastischen Erscheinungen eintreten 
müssen. Der Antragsteller ist aber bereits vom ü. April an in 
dem Betrieb beschäftigt gewesen. Nach seiner Erklärung vor 
dem Anstaltsarzt am 23. April hatte er die Schmerzen „vor etwa 
8 Tagen“ verspürt, also ungefähr am 15. April, jedenfalls nach¬ 
dem er schon an mehreren Tagen die gleiche Leistung ver¬ 
richtet hatte. 

e) Gelegentlich derselben Erklärung gab er selbst an, dass er die 
Schmerzen erst abends gespürt habe, demnach nicht, wie dies 
bei einem plötzlich in Folge ungewöhnlicher körperlicher An¬ 
strengung ei'worbenen Bruch stets zutrifft, im unmittelbaren 
Zusammenhang mit der fraglichen, angeblich ursächlichen Leistung. 

Fehlt es mithin an der ersten Voraussetzung für einen Ent¬ 
schädigungsanspruch, an einem Unfall i. S. des § 1 des oben zitierten 
Gesetzes, so ist überdies nicht ersichtlich, in wie weit der Antrag¬ 
steller“ durch die bei ihm bestehende, mittels eines Bruchbandes 
r’eponierbare Bimchanlage in seiner Erwerbsfähigkeit beschränkt sein 
soll. Dass er, der jetzt im 42. Lebensjahre steht, jemals zu einem 
Beruf übergeheir werde, der mit einigermassen erheblichen körper¬ 
lichen Leisturrgen verknüpft ist, darf als ausgeschlossen gelten. Er 
war früher Weinhändler und ist jetzt Agent, l^ei Ausübung dieser 
Tätigkeit kann ihm die Bruchanlage in keinerlei Hinsicht hinderlich 
seirr. 


Gegen diesen Bescheid steht dem Antragsteller iirnerhalb eines 
Moirats nach Zustellung das Rechtsmittel der Beschwerde air Grossh. 
Ministerium der Jrrstiz zu. 
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Grossherzoglicher Verwaltungshof. 

Karlsruhe, den 28. Februar 1910. 

Den Unfall des Strafgefangenen Emil Lautenschläger von Unter- 

öwisheim betr. 

Der am 10. Dezember 1878 in ünteröwisheim geborene Maurer 
Emil Lautenschläger hat am 18. März 1909 im Gr. Landesgefängnis 
in Freiburg als Strafgefangener einen Unfall erlitten, indem ihm beim 
Zurichten einer Leiter ein Holzsplitter in den Mittelfinger der rechten 
Hand eindrang. Infolge dieser Verletzung entwickelte sich eine 
Sehnenscheideneiterung des Mittelfingers der rechten Hand, die zwar 
alsbald heilte, aber eine Steifheit im letzten Phalangealgelenk 
des bezeichneten Fingers zurückliess, infolgederen beim Schliessen 
der Hand die Kuppe des Mittelfingers noch etwas vom Handteller 
abstehen bleibt. Dieser Befund den der Hausarzt des Gr. Landes¬ 
gefängnisses Freiburg 30. Juli, 1909 feststellte, war auch, bei der 
Entlassung des Lautensehläger am 11. September 1909 und ebenso 
bei der Untersuchung durch den Hausarzt des Bruchsaler Landes¬ 
gefängnisses am 21. Januar 1910 vorhanden. Nach dem letztge¬ 
nannten Gutachten kann Lautenschläger infolge einer offenbar bei 
einer Inzision bei der Sehnenscheideneiterung entstandenen Narbe 
den Mittelfinger der rechten Hand Aveder ganz strecken noch ganz 
beugen und ist seine Angabe, dass er nicht mehr die frühere Kraft 
in der Hand habe und deshalb in seiner Erwerbsfähigkeit gehemmt 
sei, glaubhaft. Auf Grund dieses Befundes hält der Hausarzt des 
Gr. Landesgefängnisses in Freiburg den Lautenschläger nicht für 
erwerbsbeschränkt, der Hausarzt des Bruchsaler Landesgefängnisses 
eine Minderung der Erwerbsfähigkeit von 5 der von hieraus ge¬ 
hörte Medizinalreferent Herr Obermedizinalrat Dr. Greiff eine Erwerbs¬ 
beschränkung von 10 ®/o für vorliegend. Dem letztgenannten Gut¬ 
achten hat sich die Ausführungsbehörde angeschlossen. 

Die Herstellung von Leitern geschieht im Gr. Landesgefängnis 
in Freiburg in der Anstaltsschreinerei, in der ständig mehr als 10 
Arbeiter beschäftigt und in der Zirkularsäge, Bandsäge und Fräs¬ 
maschine, also mit elementarer Kraft betriebene Maschinen verwendet 
werden und in der auch zum Zweck der Gewiunerzielung für dritte 
gearbeitet Avird. Die unfallbringende Tätigkeit des Lautensehläger 
war daher eine nach den §§ 1 und 2 des Gewerbeunfallversicherungs¬ 
gesetzes versicherungspflichtige Beschäftigung, auf Grund deinen er 
nach § 1 des Reichsges. vom 30. Juni 1900, die Unfallfürsorge für 
Gefangene betr., Anspruch auf Unfallrente hat. 

Nach § 15 Ziffer 1 des Gefangenenunfallgesetzes ruht jedoch 
die Rente, „solange der Berechtigte eine die Dauer von einem Monat 
übersteigende Freiheitsstrafe verbüsst“. Durch Urteil der Strafkammer II 
in Karlsi'uhe vom 16. November 1909 ist Lautenschläger wegen Dieb¬ 
stahls im wiederholten Rückfall zu einer Zuchthausstrafe von zwei 
Jahren, auf die ein Monat der erlittenen Untersuchungshaft ange¬ 
rechnet Avurde, verurteilt worden: Laiitenschläg’er hat die Strafe am 
gleichen Tage angetreten. 

Die Frage, ob auch Avährend desjenigen Teils der Untersuchungs¬ 
haft, die auf die Freiheitsstrafe angerechnet wurde, die Rente zu 
ruhen hat, ist für die § 48 Ziffer 3 J.V.G., § 94 Ziffer GeAA^U.V.G., 
denen die obengenannte Bestimmung nachgebildet ist, bestritten; das 
Reichsversicherungsamt hat, soweit ersichtlich, bisher noch nicht zu 
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Literatur. 


Aus der deutschen Literatur. 

Der Sexualverbrecher, ein Handbuch für Juristen, Ver¬ 
waltungsbeamte und Aerzte, mit zahlreichen kriminalistischen Original¬ 
aufnahmen, von Staatsanwalt Dr. Erich Wulffen. 1910. Dr,P.Langen- 
scheidt, Berlin, Gross-Lichterfelde. . Preis 18 Mark; geb. 20 Mark; 
727 Seiten. 

Jedes Studium der Verbrecherpsychologie hat mit der primären 
Erkenntnis zu beginnen, dass es sich bei der Beurteilung krimineller 
Phänomene nicht allein um Fragen ethischer und juridischer Natur, 
sondern in viel höherem Masse um solche psychologischer und 
biologischer handelt, und dass ohne einen Einblick in naturwissen¬ 
schaftliche und speziell medizinische Erfahrungstatsachen ein ernst¬ 
liches Verständnis für diese Probleme nicht erlangt werden kann. 
Zu denjenigen Forschern, die die verschiedenartigen Aufgaben des 
kriminalistischen Arbeitsgebietes in vollstem Masse erkannt und in 
einer geradezu überraschenden Weise zu beherrschen gelernt haben, 
gehört der Autor des vorliegenden lunfangreichen Buches über den 
Geschlechtsverbi-echer, das u. W. das erste grössere monographische 
Werk auf diesem heiklen und schwierigen Gebiete bedeutet. Man 
wird dem staatsanwaltlich eu Autor, dem wir bereits ein zweibändiges 
Werk über die Psychologie des Verbrechers verdanken, rückhaltlos 
die Anerkennung zollen müssen, dass er nicht nur mit angelernten 
medizinischen und naturwissenschaftlichen Vorstellungen und Begriffen 
arbeitet, sondern, dass er sich in vollkommenster Weise in diese dem 
juristischen Denken fremde Gebiete eingearbeitet und eingelebt hat. 
Nur von einem solchen umfasssenden Standpunkt aus unter Ver¬ 
drängung „der Neigung zur sog. juristischen Gesetzeserklärung mit 
ihren auf Formeln zurückzuführenden Abstraktionen“ war ein Werk 
wie das vorliegende zu schaffen. Mit Recht betont W. in dem Vor¬ 
wort, dass die Betrachtung gerade dieses speziellen Gebietes der 
Kriminalpsychologie, an das die meisten Kriminalisten nur wider¬ 
strebend und mit Misstrauen herangehen, einen Einblick in biologische 
Phänomene von unergründlicher Mannigfaltigkeit darbiete und eine 
Weltanschauung ergebe, die sich zur Weltanschauung des modernen 
Kfiminalisten zu gestalten habe. 

Wie in seiner Psychologie des Verbrechers geht W. auch hier 
von den primitivsten Erscheinungsformen allen geschlechtlichen Lebens 
aus, er zeigt in induktiver Weise, dass sieh die Fortpflanzung bei 
den niedrigsten Lebewesen in ungeschlechtlicher Weise vollzieht, 
dass erst auf höherer Entwicklungsstufe sich geschlechtliche Differen¬ 
zierung und eine Art Begattungstrieb nachweisen lassen, der in 
weiterer Entwickelung an besondere dem Fortpflanzungsakte dienende 
Organe gebunden ist. Mit der fortschreitenden g-eschlechtlichen Diffe¬ 
renzierung in ein männliches und weibliches Keim-Organ, das den 
Niederen hermaphroditisch organisierten Tieren und Pflanzen fehlt, 
treten auch die sogenannten sekundären Geschlechtsunterschiede des 
übrigen Körperbaus immer deutlicher hervor und ergeben, unabhängig’ 
vom Geschlechtlichen, den Typus der männlichen und weiblich('n 
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Es ist ein grosser Vorzug dieser einleitenden allgemeinen 
Darstellung, dass die beherrschende Kraft des geschlechtlichen Triebes, 
der sich meist viel spontaner und machtvoller äussert, als der Selbst¬ 
erhaltungstrieb, mit grot^ser Schärfe biologisch und psychologisch 
nacbgewiesen und zum Verständnis gebracht wird- 

In dem Kapitel über die allgemeine Sexualhiologie gibt W. 
eine Darstellung der Störung des normal gerichteten Sexualtriebes 
und seiner Bed^eutung für die Kriminalität. Die Grenzen zwischen 
Normalem und Anormalem sind hier überaus schwer zu ziehen. Die 
verschiedenartigen Abweichungen werden eingehend gewürdigt. Der 
Geschlechtstrieh kann anormal erhöht {Hyperaesthesia sextialis) oder 
vermindert sein, {Anaesthesta sexzcalü), kann in frühester Kindheit auf- 
treten und zu vorzeitiger Geschlechtsreife führen, oder sich in hohem 
Alter mit grosser Stärke behaupten und Anlass zu den nicht seltenen 
Sittlichkeitsverbrechen der Greise geben. Hierher gehört ferner der 
Autoerotismus (die Onanie) mit ihren zahlreichen Exzessen bei weib¬ 
lichen und männlichen Personen und den zweifellos schädigenden 
Wirkungen auf die Willenskraft und das ethische Empfinden. W. 
misst der Onanie daher eine ganz besondere Bedeutung bei hinsichtlich 
der gesamten Kriminalität der Jugendlichen. Die Anschauungen der 
Autoren über ihre Gefahren für die geistige Gesundheit gehen nicht 
unwesentlich auseinander, nicht weniger wie in der Würdigung des 
gesamten Problems. Wir stossen dabei auf einen Gegensatz, der 
sich an mehreren Stellen wiedex'holt; ein Teil der Autoren erblickt 
in dem Auftreten der Onanie an sich ein Symptom abnormer, degene- 
rativer Veranlagung, ein anderer betrachtet sie als eine aus dem 
normalen Triebe erwachsene Abart des physiologischen Geschlechts¬ 
triebes. Der unbefriedigte Reiz verdirbt bei exzessiv betriebener 
und lang fortgesetzter Onanie die Phantasie und schafft den Boden 
nicht nur für homosexuelle Akte, sondern für die verschiedenartigsten 
Formen sexueller Delikte. Die hier angeschlossene Erörterung über 
die Bedeutung der sexuellen Abstinenz und ihre Bewertung verdient 
ein besonderes Interesse. Mit Recht betont der Verf. die Kraft des 
männlichen aktiveren Reizes gegenüber dem geringeren weiblichen. 
Im übrigen steht Ref. gegenüber W.’s Ausführungen über das weib¬ 
liche Verbrechertum (pag. 190) und die Prostitution (pag. 245) auf 
dem Standpunkt, dass letztere das Aequivalent des männlichen Ver- 
brechei'tums ist, eine Auffassung, die in W.’s These der „verdrängten 
Sexualität“ nur eine Stütze finden kann. In einer Betrachtung über 
die allgemeine Psychologie des Sittlichkeitsverbrechers teilt Verf. die 
Ergebnisse der Untersuchungen von Aschaffenburg, Bonhöffer und 
Leppmann mit. Man kann sehr wohl der Ansicht sein, dass in solchen 
Untersuchungen leicht der Begriff des Pathologischen zu weit gefasst 
wird. Trotzdem ist der allgemeine Vorwurf des Verf., der auf jeder 
Seite seines Buches der Arbeit der Irrenärzte zu Dank verpflichtet 
ist, dass diese ihre Urteile „häufig auf rein fertige und unkoutrollier- 
bare, meist ganz laienhafte Angaben stützten . . . und zu leicht¬ 
gläubig seien“ zwar einer landläufigen Meinung gemäss, aber nichts¬ 
destoweniger falsch und unberechtigt. Wer sich so verständnisvoll 
nnd eingehend, wie W., mit psychiatrischen Fragen beschäftigt hat, 
dürfte wohl wissen, dass kein Arbeitsgebiet so sehr zu kritischen 
Erwägungen zwingt und anleitet, wie gerade die Exploration Geistes¬ 
kranker. 

Die einzelnen Formen geistiger Störung werden in einer kurzen 
aber klaren und gut oidentierenden Uebersicht dargestellt unter An- 
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lehnung an die meist bekannten Lehrbücher dieses Gebietes von 
Kraepelin, Krafft-Ebing, Hoche. Ob die auf pag. 240 mitgeteilten 
übrigens pag, 136 wohl zutreffender bereits verwerteten Beispiele — 
für den politischen Verbrecherwahnsinn — die Paranoia reformatoria— 
charakteristisch sind, erscheint recht zweifelhaft. Dem Altersblödsinh, 
der hier eine etwas allzu summarische Behandlung erfährt, kommt 
gerade im Bereiche- des Sittlichkeitsverbrechens eine ganz besondere 
Bedeutung zu, die auch in foro noch nicht immer vollauf gewürdigt 
wird. Um so eingehender wird dagegen der wechselnden Zustände 
des weiblichen Köi'pers und deren Bedeutung in krimineller Hinsicht 
gedacht. Die eigenartige seelische Veränderung und Beeinflussung, 
die das Weib vielfach — insbesondere das körperlich geschwächte 
oder nervös belastete — durch Menstruation, Gravidität, Laktation 
und Klimakterium erleidet, bedürfen einer besonderen Beachtung 
und Würdigung. 

Eingehend und mit besonderer Kritik ist das Kapitel der 
Sexualkriminalstatistik bearbeitet, und durch zahlreiche Tafeln und 
geographische, der Reichskriminalstatistik entlehnte, höchst instruk¬ 
tive Karten dargestellt. Man muss sich bei dem heute sehr beliebten 
Spiel mit den statistischen Zahlen stets vergegenwärtigen, dass die 
Kriminaistatistik keinen absoluten Masstab der tatsächlichen Sttaf- 
fälligkeit bieten kann und dass bei jeder Verbrechensform ganz 
spezielle Momente auf die Anzahl der tatsächlich abgeurteilten, be¬ 
straften Fälle einwirken. Solches gilt auch für die Statistik der 
Geschlechtsverbrechen, „für deren. Ei'klärung Faktoren herangezogen 
werden, müssen, die in keiner Statistik ziffernmässig erscheinen“ 
(pag. 251). Diese Zahlen vollends zum Masstab einer Moralstatistik 
machen, heisst den Wert derselben total verkennen. Trotzdem bieten 
diese Zahlen mancherlei des Interessanten und wir sind dem Verf. 
für die mühsamen und belehrenden Zusammenstellungen und Grup¬ 
pierungen zu Dank verpflichtet. 

Aus diesen Ergebnissen sei nur kurz erwähnt, dass unter den 
Unzuchtsverbrechen mit Gewalt der vierte Teil den Jugendlicheil 
zukommt, dass die grösste Zahl derartiger Verbrechen in den Juni 
und Juli fällt, und dass der materiellen Lage nur eine geringe 
Bedeutung auf die Häufigkeit der Delikte zukommt, während anderer¬ 
seits eine günstige Verteilung der beiden Geschlechter nach Fest¬ 
stellungen der österreichischen Kriminalstatistik eine entsprechende 
Einwirkung auf die Zahl der Delikte hat, indem eine Minderzahl von 
Frauen zu frühzeitiger Ehescliliessung neigt (pag. 294) und das 
Prostitutionsangebot vermindert. Was Verf. schliesslich über die 
Bedeutung der konfessionellen Verhältnisse und die ungünstigeren 
Zahlen der katholischen Bevölkerung in gleicher Weise, wie in seiner 
Psychologie des Verbrechers sagt, halte ich für durchaus einseitig, 
muss die Widerlegung jedoch Berufenen überlassen. — 

Die weiteren Kapitel beschäftigen sich mit der speziellen Sexual¬ 
kriminalität. Hier geht der Verfasser „von den Abweichungen von 
der normalen sexuellen Triebrichtung aus, die teilweise noch in 
physiologischer Breite, zum grössten Teil aber auf pathologischem 
Gebiete liegen.“ Verfasser vertritt den Standpunkt, „dass fast alle 
Sexualdelikte in einem engen Zusammenhänge mit zum Teil patholo¬ 
gischen Abweichungen von dem normalen Geschlechtstriebe stehen. 
An der Spitze dieser Perversitäten, die im Normalen wurzelnd, ins 
Pathologische hinüber führen, stehen die eigenartigen Beziehungen 
zwischen Grausamkeit und Wollustgefühl, meist Sadismus genannt. 
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W. erblickt in dem Sadismus eine allgemein menschliche, 
viel verbreitete, bald aus dem Milieu erworbene, bald latente instink¬ 
tive Triebrichtung des lustbetonten Ueberlegenheits- und Machtgefühls 
des Stärkeren gegenüber dem Schwächeren. Solche Gefühle be¬ 
herrschen zahlreiche Lebensverhältnisse und geben ihnen ihren 
Charakter (so beim Militär, Polizei, Strafhaus, Lehrer u. a. m.); sie 
finden sich weiterhin in zahlreichen Erscheinungen des öffentlichen 
Lebens wieder, so in der Freude an aufregenden, rohen oder grau¬ 
samen Vorgängen in Ringkämpfen, Wettrennen, Jagd, schliesslich in 
der Lynchjustiz. Wie man sieht, gibt W. dieser von Krafft-Ebing 
für reine Perversion des Geschlechtstidebes geprägten Bezeichnung, 
„die diesem ausschliesslich eine originäre Anomalie der vitasexualis 
bedeutet“, eine so umfassende Bedeutung, dass die Gefahr besteht, 
sie ins Uferlose auszudehen und die rein pathologische Seite dei'selben 
gänzlich zu verlieren. Für W. sind daher die verschieden¬ 
artigsten menschlichen Beziehungen aus den beiden gegensätzlichen 
Gefühlsrichtungen des Sadismus und des Masochismus zu erklären. 
So ist ihm „Napoleon ein Sadist und stand als solcher einem er¬ 
bärmlich masochistischen Zeitalter g'egenüber“. Der sexuelle Sadis¬ 
mus, die Erregung geschlechtlichen Lustgefühls durch Misshandlungen 
des anderen Teils, ist nur eine Spezialform dieser Gefühlsrichtung, 
eine Steigerung einer an sich physiologischen Erscheinung*, wie 
W. in Uebereinstimmung mit Bloch betont. Die Ursache derselben 
wird sehr verschieden gedexitet, von den einen als ein atavistisches 
Phänomen, von anderen als ein Symptom psychischer Degeneration 
oder krankhaft gesteigerter geschlechtlicher Erregbarkeit oder aus 
einer Anlage zur Perversität, schliesslich durch zufälliges Erwerben 
aus den Bedingungen des Milieus. Dieser letzteren Meinung schiiesst 
sich W. an. Eine Reihe sehr interessanter Fälle dieser kriminal¬ 
psychologisch vielleicht wichtigsten Erscheinung des Geschlechtslebens 
stellt Verfasser zusammen; am bekanntesten ist der viel erörterte 
Fall des Lehrers Dippold, an dessen Verurteilung sich s, Z. eine nicht 
unbedeutende kriminalistische Literatur anschloss, ferner der des 
„Erziehungsanstaltsdirektors“ Colander. Gewohnheitsmässige Schüler¬ 
misshandlungen seitens der Lehrer, Soldatenschinderei und Kinder¬ 
misshandlungen durch die eigene Mutter, Vorliebe für Prügelstrafen 
bei Strafanstaltsleitern haben zumeist ihren Untergrund in solchen 
perversen Gefühlen und Neigungen der Beteiligten. In krimineller 
Hinsicht sind hier die Messer- oder Mädchenstecher zu nennen und 
die Besudler, die vorbeigehende Frauen mit Säure, Tinte usw. be¬ 
schmutzen. Ein Teil der mitgeteilten Fälle von Sadismus, die 
aus Zeitungsnotizen zusammengestellt sind, kann nach Auffassung 
desRef. nicht einwandfrei als sadistische gedeutet werden (sopag. 339). 
Allerdings geht, wie wir oben gezeigt haben, W. in der Um¬ 
grenzung des Sadismus sehr weit, er rechnet daher auch ferner¬ 
liegende Delikte wie Kinderdiebstähle ilnd andere Handlungen des 
„Machtgenusses“ hierher oder leitet verbrechei'ische Neigungen wie 
Lügenhaftigkeit, Fälschungen, Brandstiftungen aus dem erhöhten 
Geschlechtstriebe her. „Wir erkennen hier — sagt Verfasser pag. 340 — 
also den neuen Typus eines Sexualverbrechers, dessen Verbrechens¬ 
verübung im einzelnen Falle keinen sexuellen Anlass oder Erfolg^ im 
gewöhnlichen Sinne des Wortes hat und welche doch ihre tiefgeheime 
und letzte Quelle in den sexuellen Energien des Individuums findet.“ 
W. betrachtet diesen neu(‘-n Typus des Sexual - Verbrechers als 
eine Bereicherung unsei*es auf diesem Forschung’sgebiete noch im An- 
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fang’ stehenden Wissens. Es ist hier im Rahmen eines Referates nicht 
der Ort, über die Berechtigung dieser Hypothese zu diskutieren. Nur 
eine Bemerkung mag entgegengestellt werden. W. rechnet das 
Heimweh-Delikt zu den sadistischen. Die Erfahrung lehrt nun, dass 
diese vielfach schweren nostalgischen Verbrechen vorzüglich bei 
Imbecillen oder moralisch-schwachsinnigen Degenerierten Vorkommen 
und meist aus einer regressiven melancholischen Affektlage zu er¬ 
klären sind. Das Verbrechen entspringt einem tiefen Unlustgefühl, 
hat daher mit der Erzeugung eines lustbetonten (sadistischen) ge¬ 
hobenen Gefühls nichts gemein. Die Erklärung für diese uns nicht 
stets verständliche sexuelle Spannung sucht W. in einer medi¬ 
zinischen Hypothese der „inneren“ aus den Keimdrüsen dem Körper 
zufliessenden „Sekretion“, die ebenso vei'giftend wirkt, wie Alkohol 
und andere Gifte. Aehnliche Selbstvergiftungen des Organismus 
setzt man auch bei der Epilepsie voraus. Man erinnert sich dabei 
der Lehre Lombrosos, der den geborenen Verbrecher als einen 
Epileptiker betrachtet. W. sieht dann auch in seiner Lehre 
eine starke Analogie mit der „des viel geschmähten Lombroso“, „der 
in seinem genialen Instinkt der Wahrheit vielleicht näher war“, als 
seine Widersacher zu begreifen vermögen. Bei der Wahl zwischen 
beiden Lehren scheint mir die Epilepsietheorie, deren berechtigter 
Kern doch unseren fortgeschrittenen Kenntnissen der Symptome der 
Epilepsie unverkennbar ist, gegenüber der des Verfasseis vorerst die 
wertvollere und mehr befruchtende zu sein. 

Das wichtige Delikt des Exhibitionismus wird gieichfalls als 
Unterform des Sadismus behandelt, ln seiner Psychologie des ,Ver¬ 
brechers war W. noch der Meinung, dass dieses Delikt „niemals 
von ganz normalen Personen begangen werde“ (2. Bd. pag. 362), 
nunmehr ist er zu der Ueberzeugung gelangt, dass „der Exhibitionist 
auch in der Breite der Gesundheit recht häufig ist“. Er befürwortet 
aber mit grosser Wärme gerade bei diesem statt der Strafe Behand¬ 
lung im Sinne ärztlicher Massnahmen. Zu den schwersten sadistischen 
Verbrechen gehört die Unzucht mit Kindern. Hier verdient Subjekt 
und Objekt der Tat fast gleiches kriminalpsychologisches Interesse. 
Besonders beachtenswert ist das vielfach auffallend fortgeschrittene- 
Sexualleben recht junger Kinder, das einer gründlichen Feststellung 
des Tatbestandes eines Sittlichkeitsverbrechens grosse Schwierigkeiten 
bereiten kann. Im Zusammenhang mit diesem steht die boshafteste 
Lügenhaftigkeit, frühzeitige sittliche Verderbtheit, die im Verein mit 
Gefühlen der Eifersucht und Rache oder suggestiven Einwirkungen 
eine sehr verhängnisvolle Rolle bei derartigen Prozessen spielen 
können, über deren Ausgang für den Angeschuldigten sich in einer 
feinsinnigen Studie neuerdings Noll (Das Sexualleben des Kindes) 
sehr pessimistisch ausgesprochen hat. Am Ende dieser aus sadistischer 
Basis erwachsenden Delikte stehen Notzucht und Lustmord, für die 
Verfasser eine g’rosse Anzahl älterer und neuerer bemerkenswerter 
Kriminalfälle beibringt, z. T. unter Beifügung von instruktiven Ab¬ 
bildungen. Beachtlich ist, dass der Mord aus sexuellen Motiven beim 
Manne stets mit Verstümmelung des Objekts nur unter dem beson¬ 
deren Reiz des Blutvergiessens vollführt wird, während auf weiblicher 
Seite seit Alters her der Giftmord die entsprechende (?) Rolle spielt. 
Als einer der interessantesten Fälle der neuei’en Kriminalistik ist der 
Mord der Grete Beier zu nennen, den W. an ariderer Stelle 
ausführlich mitteilt. Dass unter den Lustmördern die bei weitem 
grösste Zahl pathologisch veranlagte Degenerierte, wenn auch im 
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Sinne des Gesetzes keineswegs ausnahmslos unzurechnungsfähige 
Menschen sind, wird von W. in Uebereinstimmung mit fast, 
allen Autoren anerkannt. Aus dem sonstigen Inhalt dieses Kapitels 
sind noch besonders die geistvollen Ausführungen W.’s über das 
Unzüchtige in der Kunst und die Aufgaben und die Stellung der Straf¬ 
gesetzgebung zu diesem vielumstrittenen Problem hervorzuheben. 

Die dem Sadismus gegensätzliche Form abnormer geschlecht¬ 
licher Triebrichtung, als Masochismus bezeichnet, äussert sich in dem 
wollustbetonten Gefühl des Schmerzerduldens und Untertänigseins. 
Er hat gegenüber dem aktiveren Sadismus den Charakter des Passiven 
und geAvinnt daher nur eine geringe kriminalistische Bedeutung, da 
dieser Trieb, der übrigens nach W.'s Angabe mit jenem nicht 
selten gleichzeitig vorkommt, nur selten zu aktiven Verbrechens¬ 
handlungen verleitet. Eine spezielle und psychologisch besonders 
interessante Spezialfoi’m des Masochismus ist der ei*otische Fetischis¬ 
mus, den Verfasser durch Mitteilung einer Reih6 bemerkenswerter 
Fälle illustriert; er führt nicht selten zu höchst' bizarren Dieb¬ 
stählen aller möglichen Aveiblichen Kleidungsstücke, zum Abschneiden 
oder Entwenden von Frauenzöpfen, Diebstählen von Frauenschuhen 
u.' a. m. (Zopfabschneider, Schuhfetischisten). 

Ungleich Avichtiger in krimineller Hinsicht ist das Verbrechen 
auf homosexueller Grundlage, dessen eingehende und vortreffliche 
Darstellung das siebente Kapitel umfasst. Verfasser geht wiederum 
in geschickter didaktischer "Weise von der Tatsache der bisexuellen 
Anlage des Individuums aus nnd zeigt in den hermaphroditischen 
Missbildungen unter Beigabe zahlreicher äusserst interessanter Ab¬ 
bildungen die verschiedenen Erscheinungsformen dieser geschlecht¬ 
lichen und körperlichen Misstypen, deren halb männliche, halb 
weibliche Organisation sich in den verschiedensten Kombinationen 
und Symptonen zeigen kann. Die Anschauungen der Autoren über 
das homosexuelle Problem gehen, wie W.’s Darstellung* zeigt, 
noch immer recht weit auseinander. Dass die homosexuelle Neigung 
vielfach angeboren ist, scheint unzAveifelhaft, dass sie aber auch recht 
oft durch Eindrücke früher Kindheit, durch Verführung (in Pensionaten 
Internaten usw.) erworben wird, entspricht der Erfahrung vieler 
Fachmänner, Der gleichgeschlechtliche Verkehr ist auch beim Weibe 
keineswegs seltener als beim Manne, strafrechtlich jedoch meist nicht 
verboten. Dass sich diese Neigung durchaus nicht nur auf Wüstlinge 
erstrfeckt, sondern vielfach bei fein.sinnig veranlagten Personen findet, 
zeigt W. durch Mitteilung entsprechender Gedichte und Aeusserungen 
bedeutender Männer über ihre gleichgeschlechtlichen Neig’ungen. 
W. schliesst sich de lege ferenda der Meinung Mittermaiers an, 
dass man diesem Verkehr in gewissen Grenzen Duldung widerfahren 
lassen müsse unter schärfstem Schutz Jugendlicher und Bekämpfung 
der Verführung*. 

Im letzten Kapitel werden alle Sexualverbrechen auf „sozialer 
Grundlage“ betrachtet. Hierher gehören eine Reihe Delikte, die mit 
dem Geschlechts verbrechen im engeren Sinne nur mittelbar Zusammen¬ 
hängen, wie Ehebruch, Bigamie, Blutschande, Abtreibving*, deren heute 
vielfach bekämpfte Strafbarkeit eingehend erörtert wird, ferner Kinds¬ 
tötung, Kuppelei und Prostitution. Neben zahlreichen lehrreichen 
strafrechtlichen Bemerkung*en sind diejenigen, die Verfasser zu diesem 
letzten Abschnitt macht, von besonderem Interesse. Die uralte Ge¬ 
schichte der Prostitution im Verein mit den biolog*ischen Erfahrungen 
über die Stärke des männlichen Geschlechtsbedürfnisses zeigen, dass 
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alle Versuche zur Unterdrückung der Prostitution, von der unsere 
heutigen zwecklosen und ungerechten polizeilichen Massnahmen aus¬ 
schliesslich beherrscht werden, unbedingt zu verwerfen sind. Von 
besonderem Interesse sind ferner noch die Ausführungen über den 
Mädchenhandel, der nach der Erfahrung sachkundiger Mäpner für 
Deutschland keine Bedeutung hat und über die Zuhälterei. 

In seinem Schlusswort betont W., dass die Erkenntnis des 
Sexualproblems und des Sexualverbrechens den Weg zu einer 
neuen Ethik bahnen müsse. „Der Kriminalist fühlte diese Bedeutung 
seines Wirkens und schätzte sich selbst als würdigen Mitarbeiter im 
Webstuhle des Sittengesetzes.“ Dieser ernsten Auffassung seiner 
Aufgabe entspricht der humane und hohe Standpunkt, den W. 
jeder einzelnen Frage seines Themas gegenüber einnimmt und der 
dieser überaus schwierigen und umfangreichen Arbeit ihren ganz 
besonderen Wert verleiht, mag die Kritik auch nicht immer im ein¬ 
zelnen den geistvollen Gedankengängen des Verfassers folgen können. 
Die Kriminalisten und besonders die Männer der Praxis sind 
W. für dieses Werk auf einem ihnen meist fernliegenden Gebiete, 
dessen äussere Ausstattung besonders zu loben ist, zu warmem 
Danke verpflichtet. 

Düsseldorf. Strafanstaltsdircktor Dr. Pollitz. 


Amerikanische Jugendgerichte von G. S t a m m e r. 

V. Decher’s Verlag Berlin. 58. S. 80 Pfg. 

Das Buch behandelt die Entstehung, Entwickelung und Ei'geb- 
nisse der amerikanischen Jugendgerichte, wie sie der Chef des ameri¬ 
kanischen Gefängniswesens-S. Barrows in seinem Buche -»Chüdrds 
Courts tn the United States«, in massgebender Weise g’eschildert hat. 
Die Zusammenstellung Stammers wird allen die das Original zu 
lesen nicht in der Lag'e sind, willkommen sein und sie über die 
amerikanische Einrichtung orientieren. Den Lesern der Blätter für 
Gefängniskunde insbesondere bietet sie eine lehrreiche Ergänzung 
des Aufsatzes. 

E. 


Das Institut der Vormundschaft in seiner Beziehung 
zur Generalpräventive der Kriminalität von Dr. med. G. Beck, 
Bern. Verl. v. A. Prancke. 1€ S. 50 Pfg. 

Eine interessante Schrift, in welcher der unseren Lesern bereits 
bekannte Verfasser auf den wunden Punkt hinweist, dass das Vor- 
mundschaftswesen in den Gesetzgebungen nur rücksichtlich der 
wirtschaftlichen und sachlichen Inseressen des Mündels eine Aus¬ 
gestaltung erfahren hat, während die Bestimmungen bezüglich der 
persönlichen Sorge völlig ung’enügend sind. Nach Erörterungen der 
Ursachen dieser Erscheinung kommt der Verfasser zu dem Schluss, 
dass Abhilfe dieses Misstandes nur durch eine völlige Umgestaltung 
des Vormundschaftswesens erzielt wei'den könne. Er verlangt eine 
eigene mit Machtbefugnissen ausgestattete Vormundschaftsbehörde, 
der die Fürsorg’o für die leiblichen und geistigen bezw. persönlichen 
Interessen des Mündes zu übertragen seien und deren Hauptaufgaben 
Wahrung der moralischen Ineressen der mittellosen minder- 
jahrtgen Bevölkerung, sowie darin zu bestehen hätten, als Jugend- 
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Kompendium der prerichtlichen Photographie, ein 
Handbuch für Beamte der Gerichts- undSicherheitsbehörden 
sowie den Unterricht an kriminalistischen Instituten und 
Gendarmerieschulen- von Wilh. Urban. Mit 103 Abbildungen und 
Skizzen. Verlag' von Otto Nemnich, Leipzig' 1909. Preis 7 M. 50 Pf. 
gebunden). 

Der Verfasser will systematisch auf allen Gebieten der gericht¬ 
lichen Photographie orientieren. Er löst diese Aufgabe in glänzender 
Weise. In einer .kurzen Einleitung spricht er sich über die generellen 
Aufgaben der gerichtlichen Photographie und die für die Aufnahmen 
in Betracht kommenden Personen aus. Hipr ist sein dem Laien 
vielleicht befremdlich erscheinender Rat, bei gerichtlichen, von einem 
Fachphotographen auszuführenden Aufnahmen nicht dom Porträt¬ 
photographen den Vorzug zu geben, sehr beachtenswert. In zwei 
Abschnitten behandelt sodann der Verfasser die Photographie nach 
zwei Richtungen hin, einmal in der Richtung, rein zeichnerisch, 
deskriptiv, zu arbeiten und sodann in der weiteren, Tatsachen aus¬ 
zuforschen, die sich der sinnfälligen Wahrnehmung ganz oder zum 
Teil entziehen ; explorativ zu wirken, sagt der Verfasser kurz. Erstere 
Aufgabe bezeichnet er als Photographie im Dienst der Polizei, letztere 
als Photographie im Dienst der Sachverständigen. 

Der Abschnitt über die Photographie im Dienst der Polizei ist 
für den mit gerichtlicher Photographie nicht oder nur wenig Vertrauten 
in der Tat ein Lehrhuch im besten Rinn des Wortes. Kurz, leicht 
verständlich und anschaulich wird hier eine Fülle photographischer 
Probleme vorzüglich erläutert. Selbst der Fortgeschrittenere findet 
hier’, so bei den Ausführungen über die Aufnahme von Leichen, yon 
Blut-, Finger-, Fuss- und anderen Spuren sicher Neues. Auch er 
wird die von reicher Erfahrung zeugenden Bemerkungen über die 
Optik, die Apparatur, die Beleuchtung und das Plattenmaterial bc- 
grüssen. Ein Unterabschnitt führt die Bertillonage kurz vor Augen. 

Im Abschnitt über die Photographie im Dienst der Sach¬ 
verständigen zeigt der Verfasser an einer Reihe gelungener Auf¬ 
nahmen, wie die Photog^'aphie Dinge zu Gesicht bringt, die das 
menschlische Auge nicht oder nur schwer und unvollkommen wahr¬ 
zunehmen vermag. Hier finden sich ganz überraschende Resultate. 
Erstaunlich ist, was der Verfasser über die Anwendung der Photo¬ 
graphie zum Nachweis von Urkundenfälschungen, mag die Urkunde 
verfälscht oder fälschlich angefertigt worden sein, von strafbaren 
Handlungen im Post- und Versicherungswesen und zu Identifikations¬ 
zwecken zu sagen und an zahlreichen Abbildungen zu veranschau¬ 
lichen in der Lage ist. Dass die Erzielung solcher Resultate die Ver¬ 
wendung einer Spezialapparatur bedingt, ist selbstverständlich. Der 
Verfasser führt denn auch eine von ihm selbst zusammengestellte 
vor. Eine kurze Abhandlung über die Bedeutung der Röntgenstrahlen 
beschliesst den instruktiven Abschnitt, der Beispiele dafür enthält, dass 
in gewissen Fällen der Photograph der bessere Sachverständige ist, 
als der Chemiker. Jeder Richter und Staatsanwalt sollte diesen Ab¬ 
schnitt gelesen haben. Die Gefahr, dass der juristische Leser das 
Interesse verliert, besteht kaum: der Verfasser hat es vermieden, 
durch Voraussetzung zu vieler rein phototechnischer Kenntnisse den 
Laien abzuschrecken oder durch Auseinandersetzung von photo¬ 
technischen Begriffen zu ermüden. Wer über phototechnische Fragen 
Aufklärung braucht, findet solche leicht am Schluss des Buches lu 
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Wer sich mit der hier behandelten Frage der „Jugendgerichte“ 
befasst, wird an dieser Schrift nicht vorübergehen dürfen. 

A. Ä, L. 


Verbrechen und Aberglaube. Skizzen aus der volks¬ 
kundlichen Kriminalistik von Dr. Albert Hellwig, Kammei’gerichts- 
refrendar. (139 Seiten). Verlag von Teubner Leipzig 1908. (In 
der Sammlung: Aus Natur und Geisteswelt). 

Einen erstaunlichen Sammelfleiss zeigt der Verfasser auf dem 
Gebiete des Aberglaubens, indem er seinen vielen Veröffentlichungen 
über diesen Gegenstand vorliegendes Werk hinzufügt. Aus 
allen Teilen der Welt, selbst aus Japan und Neu-Südwales, aus 
der ältesten bis in die neueste Zeit, aus den alten Klassikern, aus 
Zeitungen, Strafakten, mündlichen und brieflichen Mitteilungen stellt 
er die abergläubischen Mittel und Formeln zusammen, welche mensch¬ 
liche Neugierde, in die Zukunft zu schauen, Hilfe in Krankheiten, 
zumal unheilbaren, zu erhalten, die Sucht nach verborgenen Schätzen, 
Kräften und wertvollen Eigenschaften u. s. w. ersonnen hat und die 
Raffiniertheit der Betrüger erfunden hat, andere zu täuschen. Wir 
stimmen voll und ganz mit dem Verfasser überein, wenn er vom 
neuen Strafgesetzbuch Schutz für die Leichtgläubigen gegenüber der 
Ausbeutung verlangt durch energische Bestrafung des Wahrsage¬ 
wesens, der Kurpfuscherei. — Nicht der Wahrheit entsprechen seine 
Behauptungen: Die Dogmen der Kirche ziehen den Hexenglauben 
vielfach geradezu gross (S. 13); Hexerei sei unumstössliches Dogma 
der Kirche (S. 6); der Hexenglaube werde durch die Lehre der Kirche 
befördert (S. 22). Die Kirche warnt vielmehr vor Hexenwahn und 
allem Aberglauben und erklärt ihn für sündhaft. Das lehrt ein 
Einblick in die Katechismen und Lehrbücher der Kirche. Befördert 
wird der Aberglaube durch Kolportagegesehäfte, Buchhandlungen, 
Verlage, welche durch Traktätchen aus der Dummheit anderer sich 
bereichern. — Nicht unwidersprochen sei der Satz: Ein derartig«’ 
falscher Eid (so vor andersgläubigen Behörden) gilt niemals als ein 
Meineid weder für die Schwörenden (nach dem Aberglauben auf 
Korsika) noch für den absolvierenden Priester (S. 120). — Allen 
Interessenten, zuinal Beamten, welche mit Verbrechen und Verbrecher 
zu tun haben, wird diese Schrift Orientierung geben und manche 
Aufklärung in Verbrechen bringen, wo sonst keine Motive zu finden 
wären. 

Mayer. 


Der Gerichtssaal. Zeitschrift für Zivil- und Militär-Straf¬ 
recht und Strafprozessrecht, sowie die ergänzenden Disziplinen. 
Herausgegeben V. Prof. Dr. Oetker, Würzburg und Prof. Dr. Finger, 
Halle. Stuttgart, Verlag v. Ferdinand Enke. 

Aus dem reichen Inhalt der Bände 73—75 interessieren unsere 
Leser namentlich folgende Abhandlungen und Mitteilungen. 

Bd. 73: Der neue bayerische Justizministr.-Erlass v. 19 . IX. 08 
über vorl. Entlassung der Strafg’efangenen, und vom 22. VII. 08 über 
die strafrechtliche Behandlung jugendlicher Personen, sowie die vor¬ 
zügliche Abhandlung Oetkers über die „Strafe und Behandlung 
jugendlicher Personen“. S. 385—476. 

14: Prof. Dr. A. Men del ss oh n Würzburg: „Jugendliche 
vor Gericht nach dem neueu englischen Kinderschutzgesetz“. 
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(„den Gegnern jeder Vergeltung“) einen gefährlichen Einfluss auf die 
Strafrechtspflege eröffne. 

Wenn man nun auch anerkennen kann, dass die Beanstandung 
des Ersatzes der Strafe durch die sichernden Massnahmen, bezw. 
durch die Zwangs-Erziehung und die Einführung des Grundsatzes 
minima non curat fraetor im Vorentwurf berechtigt ist, SO wird man 
doch sagen dürfen, dass Birkmeyer in einseitigem, starrem Festhalten 
am Vergeltungs-Gedanken bei der Verurteilung der bedingten Straf¬ 
aussetzung, der Hinaufrückung des Strafmündigkeitsalters, der Ab¬ 
schaffung des Unterscheidungs-Vermögens, bei Beurteilung der Note 4, 
Seite 315 der „Begründung“ über die Gesinnung des Täters, der 
Ausdehnung des richterlichen Ermessens und endlich bei der Be¬ 
urteilung der Einführung der geminderten Zurechnungsfähigkeit 
entschieden zu weit geht, insofern sich diese Punkte, die eine ganz 
bedeutende Verbesserung unseres Strafrechts im Vorentwurf bedeuten, 
mit einigem guten Willen auch mit der Vergeltungstheorie vereinigen 
lassen, wie das im geltenden Eechte auch schon mit der vorläufigen 
Entlassung der Fall ist. Birkmeyer übersieht auch, dass der Stand¬ 
punkt des Gesetzgebers gegenüber dem des Forschers ein wesentlich 
anderer ist; er muss zwar von einem wissenschaftlichen Grundsatz 
ausgehen, er braucht aber nicht alle Folgerungen mit ihm anzunehmen; 
er kann auch einzelne Forderungen aus einem anderen Grundsatz 
aufnehmen, wenn sie einem praktischen Bedürfnisse des jeweiligen 
Kulturzustandes zu entsprechen scheinen. Nicht Folgerichtigkeit, 
sondern Befriedigung der praktischen Bedürfnisse einer Kultur-Epoche 
ist das Ziel jeder Gesetzgebung (vgi. Lenz in der Oesterr. Zeitschrift 
für St.-R., L, S. 110). 

Schade, dass Birkmeyer sich in einem Schlusswort noch zu 
einem. übermässig scharfen persönlichen Ausfall gegen Liszt und 
dessen Artikel in den „Münchener Neueste Nachrichten“ vom 16. und 
17. XI. 09 hihreissen lässt. Abgesehen davon ist die Birkmeyer’sche 
Schrift als ein sehr wertvoller Beitrag zur Kritik des Vorentwurfs 
jedem zu empfehlen, der sich für die Stellung desselben zum Streit 
der Schulen interessiert; sie zeigt, wie schwer es für den Gesetzgeber 
ist, es allen Parteien recht zu machen; sie lässt aber auch der Hoff¬ 
nung Raum, dass der von der Kommission eingeschlagene Weg doch 
zum Ziele führen werde. Schwandner. 


Der Lohntarif und der Arbeitsbetrieb in den Gefäng¬ 
nissen der Justizverwaltung, sowie Grundsätze für die Vorprüfung, 
bezw. Prüfung der Jahresrechnungen der Gefangenarbeitskassen und 
der dazu gehörigen Unterlagen. Erläutert durch Zusammenstellung 
des vorhandenen Materials von Landgerichtssekretär Bruno Schild¬ 
macher Magdeburg (Sternstrasse 2) Selbstverlag* (87 Seiten); vom 
Verfasser selbst bezogen Jl 150; im Buchhandel JL 2.—. 

Eine mit grossem Fleiss zusammengestellte Schrift mit dem 
Zweck, durch Zusammentragen des gesamten Materials den in den 
Gefängnisdienst eintretenden Beamten das Einarbeiten zu erleichtern 
und den bereits eingetretenen Beamten eine Unterweisung bei der 
Ausführung der bestehenden Bestimmungen zu bieten. Abg'edruckt 
sind alle vom Justizministerium, ebenso die für den Oberlandesgerichts¬ 
bezirk Naumburg vom Oberstaatsanwalt in dieser Materie erlassene 
Rundverfügungen.* Schw. 
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Eine eingehende Besprechung würde zu einer Kritik der Kritik 
werden müssen. Darum nur kurze Bemerkungen. Verf., Professor 
in Göttingen, gibt eine lehrreiche, natürlich subjektive Beurteilung 
des Entwurfs und nimmt zu allen Einzelheiten ganz fest, ablehnend 
oder zustimmend, Stellung. Sein Endurteil lautet ungefähr so wie 
es jeder Fachmann geben wird: Im Ganzen ist der Entwurf so, dass 
sein Scheitern zu bedauern wäre, aber eine unveränderte Annahme 
würde keineswegs nur als Verbesserung des geltenden Rechts auf¬ 
zufassen sein. Vieles ist ja unbedingt zu billigen. H. verwirft mit 
Recht die Ansicht, dass die Reform des St.-G.-B. abzuwarten — wir 
können die neue St.-Pr.-O. sehr bald haben. Verfasser erklärt, es 
wohnen zwei Seelen in diesem Entwurf: Er bringe einesteils be¬ 
deutende Fortschritte, sei ruhig abwägend, anderseits Verschlechte¬ 
rungen, weil er schnelle, schneidige, billige Strafjustiz zum Ideal 
habe. Da nun alle Gesetze heutzutage auf Kompromissen beruhen, 
wird wohl manches am Entwurf geändert werden, ob aber gerade 
gebessert, kann fraglich sein. Darüber hat eben jeder seine Meinung. 

Die meisten und wichtigsten Neuerungen finden H.s Beifall, so 
die Ausdehnung der Privatklagedelikte, die Einführung der Berufung, 
auch die sog. mittleren Schöffengerichte, für die er mehr wie andere 
begeistert scheint. Dass mancher diese nicht für eine Förderung der 
Rechtsstaatsidee ansieht, dafür darf an H. Seuffert (XXII. Juristentag 
Bd. IV. S. 464) erinnert werden. Dass H. den Nacheid begrüsst, be¬ 
darf kaum der Erwähnung. Für den künftigen Rechtshistoriker wird 
es ein Rätsel bleiben, dass man bei einer solchen communis opinto nicht 
schon vor 29 Jahren binnen 24 Stunden diese Bestimmung geändert 
hat. Wenn man will, kann man in dieser Zeit Gesetze zur An¬ 
nahme bringen (ein Fall derart kam im Februar ds. Js. vor). Auch 
die Jugendgerichtsbestimmungen finden Anerkennung, doch vermisst 
H. Jugendgerichte bei der Strafkammer I. Instanz. Dass das Vor¬ 
verfahren im Wesentlichen so bleibt, wie es ist, ist ebenfalls H.s 
Meinung. Angriffspunkte im Entwurf sind für H. besonders folgende: 
Zuviel lieber Weisungssachen (S. 9), Freiheitsstrafen soll nicht der 
Einzelrichter verhängen (19), die Amtsanwaltschaft soU reformiert 
werden — er hat dabei wesentlich preussisehe Verhältnisse im Auge -- 
§ 147 G.-V.-G. soll den Zusatz erhalten: „Für die Gesetzmässigkeit 
ihrer Amtshandlungen bleiben der Vorgesetzte wie der Untergebene 
persönlich verantwortlich“ (31), wo doch wohl „der Untergebene“ 
gestrichen wei’den muss, denn über die Begriffe „gesetzmässig“ und 
„rechtswidrig“ ist bekanntlich viel Streit, was hier praktisch wird, 
und das Problem des Schutzes gegen rechtswidrige Handlungen von 
Staatsanwälten ist eben nicht gelöst, genau so wenig wie die Mög¬ 
lichkeit einer Anklage nach § 336 R.-St.-G.-B.; „Verdächtiger“ und 
„Beschuldigter“ sollen möglichst gleiche Rechte erhalten (41 ff.); das 
Legalitätsprinzip soll nicht so weit wie der Entwurf will eingeschränkt 
werden (31 ff.); „Vorhaltungen“ an Zeugen zur Auffrischung ihres 
schwachen Erinnerungsvermögens sollen unzulässig sein, weil sie die 
Unmittelbarkeit schädigen (113), Privatklagesachen eignen sich nicht 
für Strafrichter (148); das schleunige Verfahren geht dem Ver¬ 
fasser zu weit (136) u. a. m. 

Um auch unserseits eine kritische Bemerkung hinzuzufügen, 
machen wir einen Vorschlag, der merkwürdig’erweise niemals gemacht 
worden: § 318 und 338 steht „binnen einer Woche“. Es ist dies eine 
der gröbsten Ungerechtigkeiten unseres Strafprozesses, die an die 
schlimmsten Mängel des Inquisitionsprozesses erinnert, wie jeder 
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Verteidiger in Strafsachen, jeder Freund der Gerechtigkeit zugeben 
muss. Die Frist muss gleich der sein, die zwischen Urteil und 
Zustellung liegt — der gewiegte Vorsitzende, der natürlich alles a^- 
bietet, dass sein Urteil nicht umgestossen werde, oder der sorgfältige 
Referent nimmt sich oft Wochen Zeit, eine feine Urteilsbegründung 
herzustellen, der vielbeschäftigte Verteidiger soll dann in 7 Tagen 
die Anträge begründen. 

Unsere Leser wird vielleicht noch interessieren, was H. zum 
letzten Abschnitt über Strafvollstreckung sagt. Hier tadelt er 
mit Recht (§ 466), dass nicht formell die Entschliessung des Trägers 
des Begnadigungsrechts eingeholt werden soll, lobt die Möglichkeit 
der Bewilligung von Zahlungsfristen und Ratenzahlungen bei Geld¬ 
strafen (§ 478) und erklärt die Uebertragung der Vollstreckung des 
Verweises an die Vollstreckungsbehörde statt an die Richter für unzweck¬ 
mässig. Kann man dem beistimmen, so muss man der anscheinend humanen 

Ansicht, dass der Verurteilte nicht die volle Eostenpflicht haben solle, 
entgegentreten. Allerdings sind die Kosten in einzelnen Fällen hart 
und es müsste vor allem ein Mittel gefunden werden, die oft ganz 
unnötige und unverhältnismässige Vermehrung von Auslagen einzu¬ 
schränken — vielleicht dadurch, dass eben die Kosten für Beweis¬ 
mittel, die die Staatsanwaltschaft wünscht, der Staatskasse zur Last 
fielen — aber grundsätzlich auf Ersatz der Haftkosten 
verzichten ist doch eine Forderung, deren Erfüllung noch weit alle 
Arbeitslosenversicherungs-, Mutterschutz-Ideale u. dergl. m. übertrifft 
und nichts anderes bedeutet, als dass der ehrliche unbestrafte Steuer¬ 
zahler noch mehr für Verpflegung* der Bestraften aufbringen soll! 

A. V. Kirchenheini. 


Stenglein, Kommentar zu den strafrechtlichen Neben- 
geÄetzen des Deutschen Reiches. 4., völlig neubearbeitete Auf¬ 
lage. Berlin, Liebman. 1909 u. 1910. S. 1—800 (21 M.). 

Es liegen von diesem Werke bisher 4 Lieferungen vor, so dass 
noch etwa 2 ausstehen. Das Werk ist als eingehender Kommentar 
der Nebengesetze bekannt und wurde 1903 in 3. Aufl. noch von 
Rg.-R. Steilglein selbst bearbeitet. Nach seinem Tode haben sich 
die Rg.-R. Ellwanger und Galli und der Senatspräsident G. Linden- 
b e r g in die Arbeit geteilt, während die 3. Aufl. von dem ver¬ 
storbenen Appelius und von Prof. Kleihfeller mit besorgt 
wurde. Die Anlage ist unverändert. Im Einzelnen ist manches ge¬ 
bessert, insbesondere durch Anwendung von Fettdruck, Zufügung von 
kleinen Registern bei einzelnen Paragraphen (z. B. § 7 Verweis) die Ueber- 
sicht erleichert, auch etwas gekürzt, so dass zu hoffen, dass die 
ca. 120 Gesetze nicht viel mehr Raum beanspruchen werden als die bis¬ 
herigen 113, die in 3. Aufl. 1440 S. behandelt wurden. Die vor¬ 
liegenden 4 Lieferungen — einzeln nicht erhältlich — gehen bis 
Nr. 69 und enthalten ausser den Gesetzen im Verkehrswesen, 
Gesundheitspolizei, Urheberrecht, G.-G. im Seewesen, Börse, Geld¬ 
verkehr usw., das Pressgesetz und das neue Vereinsgesetz, das auf 
77 S. von Lindenberg sehr gründlich erläutert ist. Nach Abschluss 
des Werks werden wir darauf zurückkommen. v. K. 


Die modernen Strafrechtsideen und der Strafvollzug« 
Von Eh*, jur. W. Leonhard, Strafanstaltsdirektoi*. (12. Heft der 
Kritischen Beiträge für Strafrechtsreform. Herausgegeben von PrOf. 
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Dr, Birkmeyer-München und Prof. Dr. Nagel-Basel. Leipzig, Ver¬ 
lag von Wilhelm Engelmann, 1910. 

Verfasser will eine Kritik der auf das Wohl des Bestraften ab¬ 
zielenden Kriminalstrafe geben; er setzt sich dabei mit dem modernen 
Prinzip der Besserungs- und Zweckstrafe auseinander und zeigt zu¬ 
nächst, wie die „Läuterungs-Strafe“ aus der altkirchlichen Buss- 
Disziplin hervorgegangen ist, wie sodann die Verbindung zwischen 
dem Ideengehalt der kirchlichen Freiheitsstrafe mit dem bürgerlichen 
Strafrecht erst auf protestantischem Boden in selbständigen Gebilden 
zu Stande gekommen ist; der kirchliche Faktor ist dabei aus der 
entscheidenden Stelle zurückgetreten, doch nicht so, dass nicht sein 
beherrschendes Wiederaufleben auch ausserhalb der säkularisierten 
Freiheitsstrafe noch möglich wäre. • 

Der Bekehrungszweck der Läuterungsstrafe, der es ja in erster 
Linie um das Seelenheil des Gefangenen zu tun ist, darf im Straf¬ 
vollzug nicht massgebend sein. Die Seelsorge muss um ihrer selbst 
willen ihren eigenen Normen und Instanzen überlassen bleiben. In 
erster Linie ist Beugung des Gefangenen unter das Ge¬ 
setz der Zweck der Freiheitsstrafe. Die Beugung verlangt aber aus sich 
selbst eine Ergänzung; es muss auch aufrichtenden Kräften Raum 
gegeben werden. Die innere Besserungs-Aufgabe der zeitigen Frei¬ 
heitsstrafe besteht darin, dass sie den Gefangenen zur Billigung des 
Gesetzes, zur Abstossung seiner gesetzwidrigen Neigungen und zur 
Ueberführung seiner Gedanken auf das sittlich Wertvolle anleiteJ 
Wollte man die Strafe ganz allein der „Erziehung“ des Rechtsbrechers 
Vorbehalten, so käme man zur Abschaffung der Strafe, da ja das 
Leben in der Freiheit an und für sich besser zum Erziehen geeignet 
ist, als die Strafanstalt. Der Besserungs-Gedanke muss der Straf¬ 
notwendigkeit eingeordnet werden, wenn er im Strafrecht Raum 
haben soll; indem sich der Strafvollzug damit bescheidet, bessernde 
Einwirkungen im Rahmen der gegebenen Strafaufgabe zu betätigen, 
kann er sich etwaigen Zweiflern gegenüber auf ermutigende Er¬ 
fahrungen berufen. Verfasser sieht — mit Wiehern — die Aufgabe 
des Strafvollzugs darin, den Sträfling aus der verbrecherischen Ge- 
meinschafc zu entfernen und in eine neue bessere Gemeinschaft 
hineinzusetzen. Damit tritt er für die Einzelhaft, als diejenige Form 
des Strafvollzugs ein, bei der der Besserungsgedanke am besten auf 
seine Rechnung kommt. Seelsorger, Arzt, Arbeit müssen dabei mit- 
wirken, den Verbrecher vom verbrecherischen Trieb zu lösen und 
seine Gesamtpersönlichkeit zu fördern. Bei aller Rücksichtnahme 
auf die persönlichen und sozialen Verhältnisse des Verbrechers, auf 
das „milieu“, aus dem das Verbrechen entstanden ist, muss immer 
wieder im Strafvollzug darauf gedrungen werden, dass der Gefangene 
des Bewusstseins, um seiner eigenen Schuld willen zu leiden, min¬ 
destens nicht verlustig werde. In einem besonderen Kapitel behandelt 
Verfasser in geistreicher Weise „Die Strafrechts-Theorien der Be¬ 
straften“ und wendet sich dabei auch gegen den bekannten Liszt’schen 
Artikel in der „Woche“ über das bekannte Leuss’sche Buch. Der 
Verfasser stellt es als seine Erfahrung heraus — und ich muss ihm 
dabei vollkommen zustimmen — dass bei der grossen Mehrzahl der 
Gefangenen das Gefühl, dass ihre Gesetzesverletzung ein Ver¬ 
schulden sei und dass das Verschulden Strafe nicht nur begründe, 
sondern auch verlange, sich ungebrochen finden lasse. — Die 
Schulderkenntnis ist Ausg’ang’s- und Zielpunkt der Strafe, sie 
darf nicht zu einem selbständigen Komplex heilpädagogischer Mass- 
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arbeit, die Deportations-Frage; er ist bezüglich Letzterer nach Ab¬ 
wägung des Für und Wider zu der Ansicht gekommen, der ich 
vollkommen beitrete, dass das vorgeschlagene Strafmittel nur in be¬ 
scheidenem Umfang und neben der bisherigen Freiheitsstrafe Ver¬ 
wirklichung finden könnt'*, dass es desshalb, > wie immer die Renta¬ 
bilität der Strafverschickung sich gestalten möge, an der wirtschaft¬ 
lichen Unterbilanz des Strafvollzugs nicht viel ändern werde. Nach 
vorsichtiger Abwägung aller Schattenseiten und aller Errungen¬ 
schaften des modernen btrafvollzugs, nach eingehender Erörterung der 
Personalfrage im Strafvollzug und der Grenzen der Individuali¬ 
sierungsmöglichkeiten kommt der Verfasser zum Resultat, dass der 
Strafvollzug von seinem Eigenen sein Daseinsrecht nicht überzeugend 
zu begründen vermöge; sein integrierendes Verhältnis zm* Rechts¬ 
ordnung muss es ihm beglaubigen. Der Strafvollzug muss vorhanden 
sein, weil er angedroht ist und er muss angedroht sein, damit das 
öffentliche Wohl geschützt sei; sein höchster Wert — und das i.st ein 
Merkmal bleibender Unvollkommenheit — liegt da, wo er nicht 
eintritt. Dies hindert nicht, dass er da wo er eintritt, etwas Gutes 
zu verwirklichen trachte; es hindert dagegen seine innere Abtrennung 
Amm Strafrecht. Die Bankerotterklärung, die eine den Strafvollzug 
isolierende Betrachtungsweise über seine heutige Form auszusprechen 
liebt, wird man bejahen, aber sie auch auf jede künftige und deuiv- 
bare Form merklichen Strafvollzugs erstrecken müssen. — In einem 
Schlusskapitel behandelt der Verfasser noch im Zusammenhang mit 
seinen Ausführungen den Vorentwurf zum Strafgesetzbuch: er billigt 
zu § 15 Abs. 1 und 89, 3 die räumliche Trennung des Zuchthauses 
vom Gefängnis, tadelt aber die Einführung eines potenzierten Zucht¬ 
hauses; m. E. mit Unrecht. An Stelle der Differenzierung der Straf¬ 
art durch die Beschäftigungsart (§ 15, Z. 17, 1 und 20) wünscht L. 
jene durch die Art der Beteiligung der Gefangenen am Arbeits¬ 
verdienste. Die Einführung des Gerichtes als Beschwerde-Instanz in 
§17 Abs. 2 verwirft er mit Recht. Die Strafschärfungen des § 18 
will er nur für kurzzeitige Strafen zugestehen (ich habe auch hier¬ 
gegen Bedenken). Die vorgesehene Erweiterung des Einzelhaftsystems 
(§ 22) wird gebilligt, ebenso aber auch die Belassung der Zu¬ 
stimmung des Gefangenen zur Verlängerung der Einzelhaft über die 
Dauer von 3 Jahren (eine Ansicht, der ich nicht beitreten kann). 
Bezüglich der vorläufigen Entlassung freut sich der Verfasser in Ge- 
mässheit seiner Abneigung gegen diese Einrichtung, dass die „Be¬ 
gründung“ sie in durchaus gemessener, weitgehenden Erwartungen 
ablehnender Art beurteilt und verwirft die Verlängerung der Be¬ 
währungsfrist. Zu § 37-40ist L. gegen Verweis und bedingte 
Strafaussetzung; die einmal erkannte Strafe soll der Verurteilte 
tragen; er soll hingegen nicht genötigt sein, sie durch Jahre mit 
sich zu schleppen; auch auf diesem Gebiet kann ich ihm nicht 
folgen. Zu § 42 und 43 begrüsst L. die klare rechtliche Umschreibung 
der Arbeitshaushaft und die auf Bekämpfung der Trunksucht ge¬ 
richteten Bestimmungen; hier bin ich ganz mit ihm einverstanden. 
Die Rehabilitation billigt L. bezüglich der aberkannten Ehrenrechte; 
bezüglich der Löschung von Strafen äussert er Bedenken. Die Behandlung 
der Minderwertigen (§ 63—^^65) ist nach seiner Ansicht so befriedigend 
geregelt, wie der gegenwärtige Stand der vielumstrittenen Frage es 
nur zuläast. Bezüglich der Behandlung der Jugendlichen spricht er 
sich gegen den Ersatz der Strafe durch Erziehung mit Recht aus 
(§ 68—70); mit der Trennung der minder- und vollwertig'en Jugend- 
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20—21 Jahre, die bedingte Verurteilung, schärferes Vorgehen gegen 
die Ursachen und die Beseitigung des Duells, u. a. m. Auf dem 
Gebiete der sexuellen Delikte lässt die Verfasserin recht tiefg’ehendes 
Misstrauen gegen die „Männerjustiz“ erkennen. Sie bringt dies u. a. 
dadurch zum Ausdruck, dass sie weibliche Schöffen, Geschworene 
und Anwälte, Gerichtsärztinnen, Polizeiassistentinnen fordert. In 
materieller Hinsicht verwirft sie die Bestrafung des Ehebruchs, wünscht 
im § 176 Ziff. 2 eine Ausdehnung des Begriffs der Autoritätspersonen 
auf Arbeitgeber und Fabrikaufseher, fordert ira § 176,3 eine Er¬ 
höhung des Schutzalters. für Kinder auf 16 Jahre und im § 182 auf 
18 Jahre. 

Die von der Verfasserin geforderte Streichung des Wortes 
„unbescholten“ im letzteren Paragraphen erscheint wohl etwas ge¬ 
wagt; so leicht, wie A^ei'fasserin annimmt, ist durchaus nicht fest¬ 
zustellen, ob die „Initiative“ zum Verkehr vom Manne oder von dem 
Mädchen ausging. 

Besonders energisch wendet sich C. Jellinek gegen die Kuppelei¬ 
paragraphen und gegen die bekannterweise in offensichtlichem 
Widerspruch hierzu stehende Duldung von Bordellen, sowie über¬ 
haupt gegen die Reglementierung des Dirnenwesens. Man kann sich 
indessen des Eindrucks nicht erwehren, dass diese Ausführungen 
und ihr sittlicher Pathos mehr deduktiv aus allgemeinen Anschauungen 
über Frauenrechte etc. geflossen sind, als aus einer persönlichen, 
erfahrungsgemässen Kenntnis der tatsächlichen Verhältnisse. Schon 
die Entrüstung über den Ausdruck „Weibsperson“ für ein gewerbs¬ 
mässig Unzucht treibendes Mädchen fällt auf. Eigenartig ist die 
Ansicht, dass eine Dirne mehr zur Dirne wird, wenn sie — um eine 
teurere Wohnung zu bezahlen — „intensiver“ ihren Beruf ausüben 
muss. Wenig Kenntnis der Dirnenpsyche verrät die Hoffnung, dass 
eine nicht reglementierte Prostituierte aus Furcht vor strafrechtlicher 
Verfolgung (Verfasserin will nämlich eine ausdrückliche Strafbe- 
drohung für geschlechtliche Infektion) freiwillig ärztliche Hilfe auf- 
suehen wird. Täte sie dies, so Avüi’de sie ihre Krankheit zugeben 
und freiwillig für einige Zeit auf ihre Lebensgewohnheiten und ihren 
leichten und reichlichen Verdienst verzichten; tut sie es aber nicht, 
wer will ihr in der Regel der Fälle das Bewusstsein ihrer Krank¬ 
heit beweisen? Jedem Eingeweihten ist es eine geläufige Tatsache, 
dass dies nur ausnahmsweise — bei manifesten syphilitischen Sym¬ 
ptomen — vielleicht möglich sein wird. Die grossen Chancen der 
„freiwilligen“ Behandlung mag glauben, wer noch nie gesehen hat, 
wie heftig sich regelmässig selbst offensichtlich schwer geschlechts- 
kranke Dirnen gegen eine Krankenhausbehandlung' sträuben. Die 
Verfasserin mag auch hierher wieder den Zwang der Behandlung 
als die Ursache dieses Sträubens ansehen; ohne einen solchen 
Zwang aber wird sich die Dirne nie und nimmer bereitfinden, 
bis zum Ablauf ihrer Kur auf ihr Gewerbe zu verzichten; Ver¬ 
fasserin hält die Reglementierung für hygienisch nutzlos. Sie ver¬ 
weist auf Dänemark, doch ist der Bericht, den sie anführt, aii^s 
demselben Jahr, in dem in D. die Reglementierung abgesclmfft 
wurde; er kann also nicht auf Erfahrung beruhen. Wie 
haben sich denn seither in Dänemark die Verhältnisse gestaltet. 
Doch gibt es näherliegende Beispiele. Der Tätigkeit der Sittlich¬ 
keitstheoretiker ist es gelungen, die Dirnenhäuser in Freiburg i. i>. 
zu beseitigen. In welch unheimlicher Weise sich dies rächte, oe- 
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richtet uns der Freiburger Hochschullehrer für Geschlechtskrankheiten, 
Jakobi. 

Wir hoffen also, im Gegensatz zu Frau C. Jellinek, dass die 
Reglementierung bestehen bleibt, bis eine bessere Lösung der trau¬ 
rigen und heiklen Frage gefunden ist. Es sei durchaus nicht die 
Tatsache verkannt, dass die Reglementierung weder hygienisch noch 
sonstwie das Ideal der Behandlung der Prostitutionsfrage darstellt, 
dass ihr vielmehr eine grosse Reihe von Schönheitsfehlern anhaften. 

Beim Kindsmord genügt der Verf. die schon jetzt bestehende 
mildere Beurteilung nicht. Sie wünscht einen besonderen Kindes- 
Totschlagparagraphen und auch in diesem noch eine erheblichere 
Herabsetzung des Strafminimums als beim gewöhnlichen Totschlag 
(bis zu 3 Monaten herab). 

Weniger vom Geist dieser Milde diktiert sind die Forderungen, 
die Verf. gegen den unehelichen 'Schwangerer erhebt. Hat er durch 
pflichtwidrige Vernachlässigung des Unterhalts der unehelichen Mutter 
diese zu dem verzweifelten Akt der Kindestötung gebracht, so soll 
er mit mehrjährigem Gefängnis büssen. Wie schwer wird derKausel- 
nexus in praxi sich sicher beweisen lassen! Nun aber weiter: Kommen 
in einem solchen Fall mehrere Personen als mögliche Väter in Be¬ 
tracht, so sollen diese alle zur Verantwortung gezogen werden, wenn 
sie sich der Unterhaltspflicht entziehen! 

Bezüglich der Abtreibung’ befürwortet Verf. bei Unehelichen 
gänzliche Straflosigkeit, dasselbe aber auch bei ehelichen Müttern, 
falls sich bei ihnen eine verzweifelte Lage nachweisen lässt. Die 
Schweigepflicht der Aerzte etc. soll aufgehoben sein, wenn die Ge¬ 
heimhaltung gewisser Tatsachen den guten Sitten zuwiderliefe; eine 
Forderung, der man nur wird zustimmen können. 

Im Ganzen ist anzuerkennen, dass Verf. im Allgemeinen wohl 
unterrichtet und immer mit warmem Herzen die Sache ihrer Ge- 
sehlechtsgenossinnen verficht; in manchen Punkten allerdings wäre 
etwas mehr praktische Erfahrung und auch mehr Gerechtigkeitsgefühl 
gegen das andere Geschlecht zu wünschen. 

Alfred Gross, Ein neues Jugendstrafrecht in 
Oesterreich. Eine Reihe von moderner Anschauung getragenen 
Bestimmungen, die vielfach in der Richtung der für die deutsche 
Strafrechtsreform geäusserten Wünsche sich bewegt, bringt der be¬ 
sprochene Entwurf. Die wesentlichsten Punkte sind folgende: 

I. Materiell: 

a) Die Erhöhung des Strafmündigkeitsalters vom 10. auf das 
14. Jahr und des Alters beschränkter Strafmündigkeit vom 10—14 
auf das 14—18. Jahr. Im letzteren Falle soll zur Voraussetzung der 
Strafbarkeit nicht nur die Einsicht in das Unrecht der Tat, sondern 
auch die Fähigkeit gehören, den Willen dieser Einsicht gemäss zu 
bestimmen; es wird also neben der intellektuellen auch die sittliche 
Reife verlangt. Zur Erforschung dieser Fragen sollen besondere 
„Vertrauenspersouen“ bestimmt werden. 

b) Der bedingte Straferlass soll bei allen Geldstrafen und bei 
Freiheitsstrafen bis zu 3 Monaten eintreten können, sofern der Täter 
noch keine Freiheitsstrafe verbüsst, keinen bedingten Straferlass und 
auch keine Ermahnung erhalten hat. Schutzaufsicht soll durch die 
„Vertrauenspersonen“ ausgeübt werden. Die Bewährung besteht nicht 
nur in sozial, sondern auch allgemein sittlich guter Führung während 
3 Jahren; nach ihrem Ablauf gilt die Strafe als verbüsst, auch wird 

11 * 
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In ei'steren wird mehr die Tatsache der Krankheit selbst, (Frankreich, 
Belgien, Japan, neuer Schweizer Entwurf) in letzteren die psycho¬ 
logische Genese der Tat aus der Krankheit heraus (Deutschland, 
Oesterreich, England, Schweden etc.) berücksichtigt. Von allen ärzt¬ 
lichen Kreisen besonders begrüsst wurde der Wortlaut des neuen 
Schweizer Strafgesetzentwurfs, nach dem nicht bestraft wird, wer 
zur Zeit der Begehung der Tat geisteskrank, blödsinnig oder be¬ 
wusstlos war, und der beifügt: Beeinträchtigung der geistigen Ge¬ 
sundheit oder des Bewusstseins oder mangelhafte geistige Entwicklung 
geben dem Richter die Befugnis, die Strgfe nach seinem Ermessen 
zu mildern. 

Für alle auf biologischer Grundlage stehenden Bestimmungen 
ist die Unbestimmtheit des Ausdrucks charakteristisch, die der Be¬ 
urteilung* in dem einzelnen Falle möglichst viel Freiheit lässt, zugleich 
aber auch eine eingehende Begutachtung sowohl des Krankheits¬ 
bildes selbst, als auch seiner psychologischen Wirkungen erfordert. 
Wo die Gesetzgebung psj'^chologische Kriterien der Unzurechnungs¬ 
fähigkeit aufgestellt hat, da sind teils die intellektuellen Störungen 
(England, Amerika), teils die des Willens (Deutschland, Ungarn) in 
den Vordergrund gerückt, oder auch beide Anomalien neben einander 
erwähnt (Italien, Norwegen, Russland). Besonders scharf betont die 
ausschliesslich intellektuelle Charakterisierung die englisch-amerika¬ 
nische Gesetzgebung, nach der die Zurechnungsfähigkeit ganz allein 
durch die Fähigkeit, Recht und Unrecht unterscheiden zu können, 
bestimmt wird. 

Uebrigens gleichen sich in der praktischen Handhabung, gemäss 
der international gleichmässigen Entwicklung der psychiatrischen 
Wissenschaft, diese Unterschiede der Gesetzesformulierung meistens 
mehr oder weniger aus. 

V. Lilienthal spricht sich dahin aus, dass die Definition der 
Unzurechnungsfähigkeit denkbar einfach sein müsse; dies könne nur 
dann der Fall sein, wenn die Willensseite der Handlung betont wäre. 
Im Anschluss an die Liszt sehe und eine Windelbandsche For¬ 
mulierung empfiehlt Lilienthal: „Unzurechnungsfähigkeit ist der 
Zustand, in dem jemand infolge einer mangelhaften Entwicklung oder 
infolge krankhafter bezw. krankheitsähnlicher Beeinflussung des 
Gehirns die normale Bestimmbarkeit durch Motive verloren hat.“ 

Bezüglich der juristischen Konsequenzen der Unzurechnungs¬ 
fähigkeit bemängelt Verfasser die in Deutschland herrschende Praxis, 
die Handlung eines Unzurechnungsfähigen nach allen ihren Beziehungen 
als ein juristisches Nichts anzusehen. Wie in Frankreich solle diese 
Frage nur als persönlicher Schuldausschliessungsgrund bewertet 
werden, nicht aber noch sonstige Folgen (bzgl. der Mittätei'schaft, 
Beihilfe etc.) nach sich ziehen. 

Für die schuldunfähigen geisteskranken Täter sind ja nach 
ihrer Gefährlichkeit Sicherungsmassregeln angezeigt, natürlich nur 
bis die Gemeingefährlichkeit verschwunden ist. Für minderwertige 
Täter wird von den meisten Staaten auf Strafmilderung erkannt; iu 
dem neuen Schweizer Entwurf dagegen sind statt der Bestrafung 
Sicherungsmassregeln vorgesehen. ^ 

Einer besonderen Behandlung bedürfen die im sogen, „normalen 
Alkoholrausch begangenen Delikte. Auch hier bestehen in den 
Kulturstaaten die grössten Unterschiede; zum Teil erwähnen die 
Gesetzgebungen die Trunkenheit überhaupt nicht, zum Teil unter¬ 
scheiden sie zwischen vei’schuldeter und unverschuldeter Trunkenheit 
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Der Schweizer Entwurf bestimmt neben oder statt der Gefängnisstrafe 
Zulässigkeit der Ueberweisung in eine Arbeitsanstalt, für gewohn- 
heitsmässige gefährliche Trinker sieht er Sicherungsmassregeln vor. 
V. Lilienthal empfiehlt strafgesetzlieh eine den Bestimmungen des 
B. 6.-B. analoge Behandlung: jemand, der in sinnlos betrunkenem 
Zustand eine Straftat begangen hat, ist für diese ebenso verantwort¬ 
lich, wie wenn er sie fahrlässig verübt hätte; das Strafmaximum 
müsste ein sehr hohes sein. Leichtere Grade von Trunkenheit sollen 
nicht oder wenigstens nicht mildernd inbetracht kommen; zu denken 
wäre in geeigneten Fällen an zwangsmässige Unterbringang in eine 
Trinkerheilanstalt. 

Sternberg, Kritische Bemerkungen zum öster¬ 
reichischen Gesetzentwurf betr. die strafrechtliche Be¬ 
handlung und den strafrechtlichen Schutz Jugendlicher. 

v.Engelberg, Beurlaubung und Straf auf schub auf 
Wohlverhalten in Baden. Die moderne Bewegung auf dem 
Gebiete des Strafrechts und Strafvollzugs erstrebt an Stelle der reinen 
Durchführung der Verg'eltungsidee das Ideal, die Strafe zu einer 
praktischen Massregel zu gestalten, im Sinne einer Besserung des 
Sträflings. In dieser Richtung bewegt sich der Gedanke, nutzlose 
Strafen überhaupt nach Möglichkeit zu vermeiden und die Freiheits¬ 
strafe selbst, sobald ihr Besserungszweck als erreicht anzunehmen 
ist, abzukürzen. In der Einrichtung von der vorläufigen Entlassung 
ist reiehsgesetzlich diesem Gedanken Rechnung getragen. 

Nicht überall in Deutschland ist die Handhabung dieser Ein¬ 
richtung eine gleichmässige. In sehr weitgehendem Masse hat Baden 
von ihr Gebrauch gemacht. Hier ist unter Grossherzog Friedrich I. 
Regierung, die ihr zugrunde liegende Idee durch den Weg der 
landesherrlichen Gnade noch weiter ausgedehnt worden, indem das 
Gr. Justizministerium ermächtigt wurde, auch bei Strafen unter 
einem Jahr von Verbüssung von ^|^ der Strafzeit „Strafmdaub auf 
Wohlverhalten“ zu gewähren. Für die (5 jährige) Bewährungszeit 
tritt eine besondere Beaufsichtigung* nicht ein. Bei loyalem Verhalten 
des Sträflings in dieser Zeit gilt die Strafe als verbüsst. Von dieser 
Einrichtung wird in umfangreichem Masse Gebrauch gemacht. 

Daneben besteht in Baden noch di« — gnadenweise — Ein¬ 
richtung der '„bedingten Verurteilung“, seit 1890 zunächst nur zu¬ 
gunsten Jugendlicher, nicht vorbestrafter und nicht in Untersuchungs¬ 
haft gewesener Rechtsbrecher, deren Strafe 3 Monate nicht über¬ 
schritt und bei denen nach der Gesamtlage des Falls eine Aussetzung 
des Strafvollzugs angezeigt erschien, seit 1901 aber auch zugunsten 
anderer geeigneter Personen, bei denen nicht durchweg diese Voraus¬ 
setzungen g*egeben sind. Schliesslich wurden diese Vergünstigungen 
auch auf die polizeilich bestraften Personen ausgedehnt. 

Für nicht empfehlenswert hält Vei'fasser den vollständigen Ver¬ 
zicht auf jede Ueberwachung der jugendlichen Personen. Allerdings 
solle diese Beaufsichtigung* nicht durch staatliche Beamte ausgeübt 
werden, sondern durch die Vereine für Jugendschutz und Gefangenen¬ 
fürsorge. 

Behrend, Die Z eugn i s auss agen von Kindern vor 
G eri ch t. Die Arbeit handelt von der Zeugnisfähigkeit des normalen 
Kindes unter ca. 14 Jahren. Verfasser ist zu der Ansicht gelangt, 
dass die Auffassungsfähigkeit des Kindes für alle Dinge, die bei dein 
kindlichen Gehirn überhaupt Resonanz finden, im Allgemeinen 
nicht geringer ist, als beim Erwachsenen, der allerdings infolge um- 
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der Beschluss der betr. Strafanstaltsdirektion auf Grund gefängnis¬ 
ärztlichen Zeugnisses. Die Entlassung aus Mattsawan erfolgt nach 
beendeter Heilung (bezw. nach Verschwinden der Gemeingefährlich- 
keit) durch die Direktion ohne Rücksicht auf die Strafdauer lediglich 
auf Grund des Geisteszustandes, in Dannemora ist die Entlassung 
von grösseren formalen Kautelen umgeben. 

Sehr viel zu wünschen übrig lässt die Erkennung der Geistes¬ 
störung, sowohl im Strafverfahren als im Strafvollzug. Im Straf¬ 
verfahren wird der Angeklagte, der auf seine Psyche zu untersuchen 
ist, einer Kommission von 3 „unparteiischen“ Personen überwiesen; 
ein Arzt braucht sich keineswegs unter diesen zu befinden! Im 
Strafvollzug erscheint als ein Mangel, dass die Gefängnisärzte nicht 
psychiatrisch vorgesehult sind. 

Nach einer statistischen Sichtung des Krankenmaterials in beiden 
Anstalten (Krankheitsform, Invalidität, Lebensalter, Beruf, Nation etc.) 
schliesst Verf. einen kritischen Vergleich mit deutschen Zuständen 
an, wobei sich in mancher Hinsicht auch in unserer Heimat ähnliche 
Mängel ergeben, wie die von dem amerikanischen Berichterstatter 
für New-York gerügten. 

Leers, Einiges über Exhibitionismus. DaSVorkommen 
„gewohnheitsmässiger“ Exhibition bei nicht pathologischen Individuen 
wird bezweifelt, wie Verf. überhaupt zu der Ansicht neigt, dass Ex¬ 
hibition stets auf krankhafter Grundlage erwächst, auch wenn sich 
im Einzelfalle nicht immer der kausale Zusammenhang der Tat mit 
der abnormen Geistesanlage sicher erweisen lässt. Ob die Voraus¬ 
setzungen des § 61 R. St. G. B. vorliegen, ist oft nur eine Auffassungs- 
saehe des Begutachters, dagegen wird in der Regel „geminderte 
Zurechnungsfähigkeit“ in Frage kommen. Die Ursache der Exhibition 
kann eine angeborene oder erworbene Aenderung in der Richtung 
des Geschlechtstriebes sein; bisweilen gelingt es durch Erforschung 
des Traumlebens der betr. Person hierüber Aufklärung zu erhalten. 
Eine typische Perversion, wie der Sadismus etc., stellt jedoch der 
Exhibitionismus nicht dar, sondern nur eine Varietät der Befriedig’ung, 
entstanden meist durch zufällige sexuelle Eindrücke, in der Regel 
neben normalem Verkehr vorkommend. Häufig ist ein sadistisch^er 
Anklang (Freude am Erschrecken etc.). Wenig bekannt ist aber 
homosexueller Exhibitionismus; selten ist die Exhibition beim weib¬ 
lichen Geschlecht, wohl infolge der sexuellen Passivität der Frau. 

Bezüglich der Behandlung des Exhibitionismus in foro ist das 
Hauptgewicht auf die Prophylaxe zu legen. Bei noch besserungs¬ 
fähigen Personen empfiehlt Verf. möglichst Verzicht auf Freiheits¬ 
strafen, da die kurzzeitigen zwecklos seien, die langfristigen aber 
deprimierend wirkten. Statt dessen seien Geldstrafen zu verhängen 
und von bedingter Begnadigung und Straferlass im Bewährungsfall 
möglichst ausgiebiger Gebrauch zu machen. Für Unverbesserliche 
und Gemeingefährliche sei dagegen dauernde Internierung zum 
Schlitze der Gesellschaft das zweckmässigste Verfahren. 

Dr, Nitka - Mannheim, 
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Aus der französischen Literatur. 

Revue P4nitentiaire et de Droit Penal. 

Juli'Oktober 1909. 

„Obwohl die Fürsorge keinerlei Recht hat sich in die Dienstvor¬ 
schriften der Gefängnisse zu mischen, so kann man ihr doch nicht 
das Recht abstreiten jegliche Aenderung oder Neuerung vorzuschlagen, 
die eine Besserung der Gefangenen fördern mag.“ Mit diesem richtigen 
Kanon beginnt in der ersten Kongressitzung der Sociöte generale 
des Prisons (Juni ,1909) der Untersuchungsrichter Liegeois eine Er¬ 
örterung über die Gefangenenbibliotheken. Es handelt sich 
hauptsächlich um die Zulassung fremdsprachlicher Bücher, eine auch 
in Deutschland umstrittene Frage. Derselbe Redner gibt dann noch 
zwei Anregungen betreffend Zentralisation der Fürsorge 
(schwarze Listen ? Zentralbureau ?) und die v e r t r a g s m ä s s i g e N ö t i- 
gung der Fürsorgeschützlinge zur Hergabe eines Teils 
ihres freien Arbeitsverdienstes behufs Aufsparung oder 
zweckmässiger Verwendung. Mourral, Gerichtsrat in Rouen, 
trägt eine für diesen Gerichtsbezirk erhobene Statistik über die An¬ 
wendung des Berenger’schen Gesetzes vor; die Ergebnisse sind 
ungünstig, was der Vortragende als gläubiger Anhänger der bedingten 
Verurteilung auf die unrichtige Anwendung des Gesetzes zurückführt. 
Es folgt ein Bericht G a r q o n s über die Amsterdamer Sitzung des 
Bureau de l’Union Internationale de droit penal, in der v. Liszt 
über die Prinzipienfrage referierte. In der zweiten Sitzung handelt 
Guy ho von der Uebertragung der Straf ausme ssung an 
die Geschworenen. 

Nachruf für George Picot. 

Das Problem der Nahrungsmittelfälschungen von 
S i gnor el. 

Fragen des Strafvollzugs und des Strafrechts: 

1) Beratung des oberen Gefängnisrats betreffend den Gesetzvor- 
entwurf über die Behandlung der Delin quenten unter 
18 Jahren. Gegen Grimanelli, den früheren Chef der Ge¬ 
fängnisverwaltung, wird an der Oeffentlichkeit der Verhandlung 
und an dem „discernement“ festgehalten. Interessant ist die 
ungelöst bleibende Frage des Gottesdienstes und Religionsunter¬ 
richts in den staatlichen Erziehungsanstalten. 

2) Die Strafrechtspflege 1906. 

3) Die Beratung der Deputiertenkammer über den Gesetzentwurf 
betreffend die A u f h e b u n g der Kriegsgerichte. 

4) Ueber die Erklärung des Belagerungszustandes an 
Waffenplätzen. 

5) Die türkische Strafgesetzgebung. 

6) Der neue belgische Gesetzentwurf über verbreche¬ 
risch e G e i s t e s k r a n k e. 

Die „Verschiedenen Mitteilungen“ betreffen unter anderem eine 
Amnestie für politische Verbrecher, Verhaftung Unbeteiligter infolge 
mangelhaft signalisierter Haftbefehle, Entschädigung* für die Ge¬ 
schworenen, die grausamen Umstände einer Hinrichtung in Algier, 
Ersatz der militärischen Gefänguiswachen durch vermehrtes Aufseher¬ 
personal, Meutereien in verschiedenen Straf- und Erziehungsanstalten, 
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die holläudischen Taehtschoolen (Erziehungsanstalten leichteren Grades 
— Reisebericht von A. Riviere). 

Bücher und Zeitschriftenschau. 

November>Dezember 1909. 

In dev Novembersitzung der S. G. berichtet nach einem Nach¬ 
rufe des Präsidenten auf verschiedene Mitglieder der Gesellschaft 
Cheysson über die Reform der Kriminalstatistik, die nach 
deutschem Muster auf Zählkarten (fiches nominatives) gegründet ist 
und im übrigen dem Einfluss des Alkoholismus eine statistische Er¬ 
scheinung zu geben sich bestrebt. Ein Diskussionsredner hebt hervor, 
dass diejenigen Mordtaten, die von Selbstmord des Täters begleitet 
sind, sich wie der Verfolgung so der kriminellen Statistik zum Nach¬ 
teil ihrer Vollständigkeit entziehen. 

Die Wirksamkeit der kurzen Freiheitsstrafen ver¬ 
teidigt auf Grund der in Dänemark und Norwegen gepflogenen Er¬ 
hebungen der Kopenhagener Gefängnisdirektor Grundtvig. 

Gei'ichtschronik. Sie berührt Kurpfuscherei, den Begriff 
der Oeffentlichkeit beim öffentlichen Aergeruis, den Ver¬ 
kauf erschlichener Freibillets zum Theater, kirchen¬ 
politische Streitfälle, den Agramer Hochverratsprozess unter 
Parteinahme für die Slaven und den Ferrerprozess in eingehender 
Darstellung und Rechtfertigung des Verfahrens. 

Uebersicht über Fürsorge- und Vorsorgeeinrichtungen. In den 
Sitzungen des Schutzkomitees wurde die interessante Frage erörtert, 
ob gegen Vagabunden unter 16 Jahren Untersuchungshaft 
angeordnet werden kann, da doch eine Gefängnisstrafe, von deren 
Präsumption das französische Gesetz die Zulässigkeit der Unter- 
stichungshaft abhängig macht, persönlich ausgeschlossen ist. Es be¬ 
darf, um diese jugendlichen Landstreicher nicht der Strasse wieder¬ 
zugeben, eines Gesetzes, das ihre vorläufige Unterbringung ordnet. 
Fenier wurde über den freiwilligen Militärdienst minder¬ 
jähriger Straftäter beraten. Auf jenen ersteren Gegenstand 
bezieht sich dann noch ein Artikel von Kahn, während der folgende 
Aufsatz — ebenfalls in Verwandtschaft damit — den Strafprozess 
gegen den Direktor von Mettray wegen Freiheits¬ 
beraubung behandelt. Es folgt die Chronik verschiedener 
Fürsorgeeinrichtungen in Frankreich und im Auslande. 

Fragen des Strafvollzuges und des Strafrechts. Der Gesetz¬ 
entwurf Börenger’s über Aufenthaltsverbote wird kritisch 
behandelt. Ergebnisse einer Umfrage über Strafbarkeit, bedingte 
Strafbarkeit oder Straflosigkeit der Abtreibung. Beherzigenswert für 
die deutsche Gesetzgebung ist ein Bericht von Passez über die un¬ 
erträglichen Zustände, die in der colonie correctionnelle zu 
Gaillon durch das Einströmen schweren Verbrechertums (infolge 
der i'ichterlichen Vorliebe für die Fürsorgeerziehung!) entstanden sind. 

Verschiedene Mitteilungen. Wir erwähnen: Reform des 
Strafprozesses (Affäre Steinheil); Schutz ■ der Flagge gegen Be¬ 
leidigungen (der einschlägige § 135 deutschen St.-G.-B. wird als „433“ 
zitiert); Verbot der Blanko-Haftbefehle (d. h. mangelhafter Signale¬ 
ments), das Gotenburger System, französisch-englische Auslieferungs¬ 
konflikte; Lorabrosos Tod. 

Bibliographie etc. 
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Januar 1910. 

Ziim Präsidenten der S. G. wird Le Poittevin, Rechtslehrer in 
Paris, gewählt. Vortrag des Senators Flandin über die Rechts, 
pflege in den Kolonien mit lebhaftem Meinungsaustausch in der 
Debatte und in angehängten, schriftlichen Gutachten. 

Eine besondere Kommission hat Liögeois Anregung betreffend 
Beschränkung der Fürsorgeschützlinge in der Ver¬ 
wendung ihres Arbeitslohnes beraten und ist nach dem 
Bericht von FiArejouan du Saint zu dem Ergebnis gekommen, dass 
nicht vertragsmässige Nötigung, sondern freiwillige Hergabe sich 
empfiehlt. Ein von der Kammer gebilligter Gesetzentwurf über die 
Unterbringung in Irrenanstalten wird von Spach kritisiert. 

Gerichtschronik: Verurteilung von vier Bischöfen auf 
Grund des Trennungsg’esetzes. Die Revue nimmt auch hier 
Partei für die in ihren eigensten Amtsobliegenheiten feindselig be¬ 
handelten kirchlichen Würdenträger. Amtsgeheimnis. Aus¬ 
fertigung von Strafurteilen an Dritte. Jagddelikt. Selbst¬ 
hilfe dxirch Vernichtung beschimpfender Zeitschriften. 

Fürsorge etc. Ein Kongress soll Pfingsten 1910 in Rennes 
stattfinden. Berichte verschiedener Vereine und Anstalten. 

Fragen des Strafvollzugs und Strafrechts: Strafrechts¬ 
statistik 1907. Inspektio ns bericht über die französischen 
Gefängnisse (Arbeitsmangel in den kleinen Anstalten, Ueber- 
füllung' der Zellengefäng’nisse, Mangel eines Reglements für die 
Zellengefängnisse). Strafprozessreform. Strafaufschub in 
der Schweiz. Eine Umfrage über die Behan diung des jugend¬ 
lichen Verbrechertums in Belgien. Abnorme und straf¬ 
fäll i g e K i n de r in ü n g a r n. 

Aus den verschiedenen Mitteilungen erwähnen wir eine lebhafte 
Beschwerde über die mangelnde Gesetzesstrenge bei Mordtaten 
Jug’endlicher und einen eingehenderen Bericht über die Hebung des 
Rechtsschutzes und der Rechtssitten in Korsika. 

Bibliographie etc. 

Februar 1910. 

Der neue Präsident Le Poittevin gibt in der Januai’sitzung eine 
Darstellung' der Geschichte und der Bedeutung der Societ6 Generale 
des Prisons. Hiernach berichtet Di'illon, Advokat in Lille über Jugend¬ 
liche Schmuggler in einem interessanten und lebhaft erörterten 
Vortrage. Zahlreich werden in der Industi’iegegend der belgischen 
Grenze ältere und auch ganz • junge Kinder von gewei’bsmässigen 
Schmugg'elunternehmern verwendet, ohne dass geeignete Mittel zur 
Abwehr vorhanden wären. 

Besprechung,von Prins’La defense sociale et les trans- 
formations du droit penal durch Cuche. 

Gerichtschronik: Beschimpfung der Douanabearaten durch 

von ihnen mit dem Hetzhund verfolgte Schmugglerin. B e- 
leidigung eines Polizeibeamten durch Lächeln: Rennwetten- 
Delikt. Aut omobilemitfalscher Nummer. 

Strafvollzugs- und Strafrechtsfragen: Vorbestrafte als 
Soldaten (betrifft die brennende Frage der militärischen „Apachen“). 
Die Anwendung des Vagabundagegesetzes (Besprechung 
von zwei ministeriellen Verfügungen betr. die Entschädigung unschuldig 
festgenommener Arbeits- und Heimatloser und, die Behandlung land¬ 
streicherischer Jugendlicher). Preussische (Justiz-) Gefäng- 
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nisstatistik 1907. Schwedische Gefängnisstatistik 1907. 
Ein neues egyptisches Fürsorgeerziehungsgesetz. 

Aus den vermischten Mitteilungen: Ueberschwemmungsfolgen. 
Zirkular des Pariser Staatsanwalts gegen unzeitige Milde gegenüber 
Rückfälligen. Organisation der Beamtenschaft des Justizministeriums. 
Errichtung eines oberen Kolonialgeriehtshofes (wie in Deutschhland!). 
Die Strafanstalt in Buenos Aires. Polnischer, psycho-neurologiseher 
Kongress. Im Pariser Gefängnis La Sante haben Gefangene die 
Trauerfeier für den ermordeten Polizeiagenten Deray durch Ver¬ 
anstaltung einer förmlichen Beerdigungs-Parodie verhöhnt. Es handelt 
sich um „politische“ Gefangene, welche die Vergünstigungen dieser 
Kategorie geniessen.! 

Bücherschau etc. 

Procös-Verbaux des, s^ances de la Commission. P6nitentiaire 
Internationale, Session de Paris 1909. Beime 1909: enthält Vorver¬ 
handlungen über den diesjährigen Kongress in Washington und (in 
englischer Sprache) das Programm der Verhandlungsgegenstände. 
Je eine Sektion für Strafgesetzgebung, für Gefängnisverwaltung, für 
Präveutivmassregeln und für die Minderjährigenfrage sind vorgesehen. 
Die Fassung der Fragen lässt erkennen, dass es den Veranstaltern 
des Kongresses auf die Weiterentwicklung der modernen Forderungen 
ankommt. Dass Strafaufschub, bedingte Strafentlassung, unbestimmte 
Verurteilung Und Jugendgerichte von dem Kongresse mit vorzüg¬ 
lichem Eifer behandelt werden, ist auch das Vermächtnis Samuel 
Barrows, das seine, im Aufträge der amerikanischen Regierung an 
den Verhandlungen teilnehmende Witwe zum Ausdruck bringt. Unser 
Heft bietet einen interessanten Lebensabriss dieses Mannes, den ein 
eigentümlich tragisches Geschick mitten aus den Vorbereitungen einer 
Veranstaltung abgerufen hat, die der Höhepunkt seines Wirkens zu 
werden versprach. 

Charles Collard, avocat. L’Bdueation protectrice de 
l’enfance en Prusse, La loi du 2 juillet 1900 et son application. 
Preface du Dr. Krohne. Louvain/Leipzig 1908. 

In der Vorrede wird zur Empfehlung des Werkes bemerkt, dass 
bei uns die Zentralbehörden zu einer optimistischen Auffassung des 
Fürsorgeerziehungswerkes neigen, während die ausführenden Stellen 
umgekehrt an den Schwierigkeiten und Mängeln zu haften pflegen 
und dass dai’um eine völlig unbefangene Beurteilung erwünscht sei. 
Nun möchte freilich dieser überzeugende Schluss in erster Linie in¬ 
ländischen Beurteilern zugute kommen, die weder der Zenti*alleitung 
noch den ausführenden Instanzen angehören und dabei doch zu dauernder 
Beobachtung Geleg'enheit haben. Was die ausländischen Beobachter 
betrifft, so ist zu befürchten, dass ihre Unbefangenheit und Unvor¬ 
eingenommenheit gar zu gross sei, auch sind sie der Gefahr, aus 
flüchtigen Anstaltsbesichtigungen ein leichtfertiges Urteil zu bilden, 
am ehesten ausgesetzt; jedenfalls müssen sie sich die Kenntnis unseres 
Volkslebens, unseres Schulwesens, unserer Erziehungssitten, die zum 
Verständnis unserer Fürsorgeerziehung notwendig ist, erst aneignen. 
Das vorliegende Werk überwindet diese Schwierigkeiten allerdings 
in einem Masse, das grosse Anerkennung abnötigt. Nicht» nur der 
Darstellung der rechtlichen Grundlagen der preussischen Fürsorge¬ 
erziehung (S. 1—138) sind Belesenheit, eindringendes Verständnis und 
Klarheit nachzurühmen, sondern auch bei den praktischen Studien, 
die den Verfasser in die wichtigsten rheinischen, berlinischen und 
brandenburgischen Anstalten, ferner nach Wohlau, Hamburg, Ziillchow 
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und Gross-Rosen g'eführt haben, bewahrt er einen guten und un- 
bestochenen Blick für das Wesentliche, für die charakteristischen Vor¬ 
züge jedes Systems, auch für diese und jene Mängel. So sind auch 
die allgemeinen Forderungen, die er (S, 285—327) zieht, durchaus 
lesenswert und das ganze Buch, dem übrigens einige Bilder beige¬ 
geben sind, in der Tat nicht nur für Fachleute französischer Zunge, 
die unsere Einrichtungen kennen lernen wollen, sondern auch für 
uns von Nutzen. Es ist unserer Fürsorgeerziehungs-Literatur als voll 
ebenbürtig zuzurechnen. Dass die Wortmissgeburt „anormal“ aus der 
deutschen auch in die französische Schriftsprache übergegangeu ist, 
habe ich schon bei anderem Anlasse beklagt. Dr. Leonhard. 


Aus der englischen Literatur. 

Der Bericht der Howardgesellschaft unter dem Titel: 
Das Verbrechen im Beich und seine Behandlung, beklagt 
zunächst mit einem Ueberblick über den Stand des Verbrechens in 
den Stamrnländern des britischen Reiches .England, Schottland und 
Irland die Zunahme desselben und damit auch die Zunahme der Ein¬ 
lieferungen in die Strafanstalten. Sie betrug ein Mehr von 10 000 
Gefangenen in England und Wales, während in Schottland nur 1000 
mehr als 1908, darunter aber viele Gewohnheitsverbrecher eingeliefert 
wurden. Eine Erklärung für diese Erscheinung’ ist nicht gegeben. 
Dagegen wird darauf hingewiesen, dass nach dem Bericht der Kom¬ 
missare für das englische Gefängniswesen geistige oder körperliche 
Minderwertigkeit in engem Zusammenhang mit Straffälligkeit beobachtet 
worden sind. Schon früher ist in dieser Hinsicht bei einer Inspektion 
der englischen Gefängnisse durch die Reg’ierungskommissare fest¬ 
gestellt, dass namentlich bei jugendlichen Verbrechern zwischen 16 
und 20 Jahre ein grosser Teil an Körperläng'e und Körperg’ewicht 
hinter dein normalen Mass erheblich zurückstehen und dass etwa 26 7o 
dieser Jugendlichen in Pentonville mit Mängeln der Gesundheit, des 
Körperbaus oder des Gebrauchs ihrer Gliedmassen behaftet waren. 
Die Beobachtungen folgender Jahre haben diese Ang'aben bestätigt 
und mit ihnen die Wahrnehmungen in Zusammenhang gebracht, dass 
gerade bei solchen Jugendlichen die Rückfallsziffer mit 40 % die grösste 
ist und das häufigste Vergehen in Diebstahl ohne Konkurrenz mit 
Gewalttätigkeit besteht. Die Zahl der g’eistig oder körperlich Defekten, 
sagt der Bericht, nimmt unter den Gefang’enen zu, nicht bloss unter 
den jug’endlichen, sondern auch unter den erwachsenen. Die Schuld 
an der Zunahme bei den Jug'endlichen liegt nach einem Bericht des 
Sekretärs vom Gefängnis in Vorenwood an der Vernachlässigung er¬ 
ziehlicher Arbeit. Er rief einst von 300 jugendlichen Gefangenen 
diejenigen auf, welche als Kinder Zeitungen auf der Strasse verkauft 
hatten. Es meldeten sich 35. Verkäufer von anderen Dingen waren 
60 gewesen. Auf die Frage: „Wer hat ein Handwerk g’elernt?“ meldete 
sich aber niemand. 

O sollten, meint der Referent, solche Juo-endlichen während 

üer btrafhaft genötigt werden, eine lohnende Arbeit zu erlernen und 
so festgehalten werden, bis sie dies erreicht haben. Es gibt ja 

m iLngiand Besserungsanstalten mit derartiger Beschäftigung, aber 
leicier werden dort nur solche aufgenommen, die ein Zeugnis über 



■ ;/V;.;,> rf • ■ ' ., 

jy e i « t j g« nrt t1; Tv^Vi'perfii? he G e^iwtVh(at=tsÄhen, so hass g'(?f e d ou eu; we leli w 
luno. «ofcho hih hi'htTcbö^ü 

in vi:^3hg;it- Ist; ist 

sli; Mhiv^Icheniti^^^ g^^^ 

, .etnhf: sic|iOi*eh 

' ovudhol^, äho? ;?thuh dor Flihigheih K tüV 

. gth§ti|?o Tj'oü hlos fiir iifel sihito - 

lCö{ö?iiB% 'dih' doi* Äiiiiäehst goidehKej; 

<lePa :fm( alle X^ÄhdiftK^io* s^b>’:bhhPi.'v,1‘g>*;iii'\VA*rt 

iloi' aadorh: ,X«y; drö,Jilg’oitiäg^dfBags’ Xltedort ßiirgv,höf«^i.6h: 

olö Mäintljvfyife eyloj-hdu Aliör diM'Bddk 

uihI UÖrg^r).>^iX?X JVJi ßd^Xw’ Ort ;öj( d do?^ d.ftß}i| jid 

stohenden Efa'eiXjJStiRXähigkfdt mid AvXr*®Uts^^^ 

Efwerir des LoheüsuuteXh«4r^: hwX 

ist.rlUTc)i d)« ]!ih'%-hchhHit> 

ftf» voXlamd ea itud cBe’ ttrmijtjlye gmvördö»»: isX" d asX sie h ehietv gedv'&Xh 
itcheh ßernl oj'leitiietx IcoKiöteD, B’deßXiilfs «u öTöddfe^^ : 

■ XXaf die Tätig-holt doi\;BXwd’^%*^SO|l4ehh^; ^^i4vrood^’ XOX’ 

flössiMieoi ja-iifes arig-tdiX/:,. AlH-: dev XeadrdiX so. isS :siö; 

• ,, :. vM::ihtOKo'^ sehX'.^^rldu;%0‘.geXosen 

IhvXSikutH . vi'iO: »t i t j IXH: Ooffi lig} h teo 'Behth'defl wid ' Ihre i) IW 
_ sa•sSe^v^ iXhr Ges,yii)Ofidg" 

X \^teded hhdJ‘-2t.!^,'^X;ii;y.SeTrd ;Stdjnfteu>;X*yi^ 

iitt aUe. Mi.tg'liodei‘ tiftb HaitSf'^- ileV X’enieijjetfc Xiid*’ ^ 

ifösahdti- äIIo, AjjtcägehyXditö Xa.dhs.- 

Xidittd warihhi. wurdoir'«dl^l1:U‘o4ieh oeaolwdiX^^^ 

iehhöftev owvsÖHjiehep hnd :S>nodlteheX;X\erk^hx^^ 

'ifilfliVdisehoii >^de^tv^^?:tÄm^^Sid^eti;dk*^^^ vmi-dvnen rieiW; 

gek(Vüio)e!i-#ttreoXditn:; dhfj/jhd'tigo 
^thdlhroiL ii<i*d»:;hheX.di© f4hjidhftXah^ doX 
Ber«{Vidtög‘eih'd(#-<Xosoih^cfmfX^^^^^a^^^ geJ<ooHhXöeri;GöXete«X^ 

Piir&oyg^o-j KiJahaschttt*'; .Jvt^0ioige?|ehtge'|otg^;X’l;#^.4oä .GßÄ^^txos Äui* 

^phdtaüg^Xiier ;15iwspörrhhg^^ ^ sehrdftjihlXIhihi; tf*dhd!i;i:h 'Vi-ei' 

■ ■ ;&Bthhn4h#öä j^egrahiafv Xthaair sehiosfeeursiXhf'^IXÄit^ 

■ : das'IRoodteXXiidf ■ Vamriho=?attog“'?ydh Xih'^h IvrjthBttXh ‘ äber, daX 
rhsfiischfe ßtröfeVsteoi-; .t itea IXo^mdgaseh-hhätF 

die GeSfil.iselml'f: (ixX -Pr^vthdB ■ .gSogea hftei) eiaeh'l^tiätX^^iroX 
Xad ■Xchihelvoh tfdt ded ,lniiXlsXh<«i 
Vflii^rehangeii ftar/oi X'eriv^Xongr Xihiisporrühgi uod^ 1^ 
vörhel;g^’ke^df^iXlx|[;tasheivhi^gXdi'6&tXoht■dhrel£0hei^f^fß^^^^ 

.Göläogmsse.- jrhir.die'infdlgX-Bi^seii 

. : sidheiu 'dvtje :^^yh;hosX;: ioGd 

y «odj 03ß4»r .erfolgt;. ’ ' -X ' ' •' . ' 

X ;■ ; ■ l'i- lii: Hhitllvdiet V\^,dse’ hM Bieh ;dfh Öhseilsehiih'ooiaii^ 

■y^ •;':dfef:^;Sti‘fl^d:lu ‘der.;engl4äSh«a^3tetäjVihrX<akrX'fceW Hier :S):iiolt tlw 
X ;X d^ltsehfe tttieiL ;3düc;^ro®iX^ßH»,''ßhnerÄ BossoXoiiadö? ■ 

I •Kjiinlho&aXXjr' haKdi-koßi::; iin. GegliiUteit^,Sii'h.Ghh! 

; hivtefi der 4^ö;«.goio^M»Oioo AiGsevileh).:§ifid; dfX.XdirX^fho^hr 
I dea :GeheKäc{i|idhrs;iX.#ehl{ht«^. ds,ss. ofX 4rOohd3i|. ; ih^ Ih^dlaa 

k hdie Behaodthn^ lio vlXt^idyOjihwsfö 

: j- aHÄtiliä lif{g'oii ■ , -.f^h a en dyt* g;. dieser ■ Xj.rii:' ihihh^ -1^^ 

^ datiuia^h .gestiäteri ;\vo!‘öei dfiSsC- _.5j(e 
I mal uni'Vvthj' G»^ 'Vio.4ihiig;X': WthXirk;G^?dX^;iddh 

I . votiv.llleM.ej' erst ihuxsXr;'|'- 




— 508 — 


Der Bericht fügt nun nacheinander. die Rapporte aus den 
Strafanstalten Englands und seiner Kolonien an und macht noch einige 
Mitteilungen über die Gefängnissache in Marokko und Italien. An 
die Berichte über die Straf- und Besserungsanstalten Englands schliesst 
sich ein solcher der Königlichen Kommission, über Fürsorge für die 
Schwachsinnigen (feehle minded)^ d. h-. für solche die nicht gerade 
einen besondern psychischen oder somatischen Defekt haben, sondern 
durch eine Schwäche, die sich über ihre gesamten Seelenkräfte erstreckt 
verhindert werden, mit den arbeitenden, strebenden Mitmenschen 
mitzukommen. Vier Jahre hindurch hat die genannte Kommission 
ihre Untersuchungen gemacht, deren auffälligstes Ergebnis ist, dass 
auf je 120 Menschen ein solcher Schwachsinniger kommt, dass also die 
Zahl dieser eine sehr grosse ist. Sie sind die Soi’genkinder der 
Gesellschaft. Sind sie in der Freiheit, verkommen sie. Natürlich 
fallen sie leicht in Laster und Verbrechen. Dann kommen sie in 
allerlei Anstalten und — kosten Geld, viel Geld, denn sie kommen 
immer wieder^ sie richten sich unter Umständen darauf ein, dass sie 
ihr Nomadenleben mit der mangelhaften Lebenshaltung auf eine 
bestimmte Zeit zu ihrer Erholung mit dem in bezug auf Nahrung, 
Kleidung, Wohnung gesicherten Anstaltsleben vertauschen können. 
Die Weiber legen dem Steuerzahler ausser den Ausgaben für sie 
selbst auch noch die für ihre unehelichen Kinder auf. Die Vergehen, 
deinetwegen sie ins Gefängnis oder in die Besserungsanstalten kommen, 
sind meist so leicht, dass die Strafzeit auch nur gering ist. Ein 
gesetzliches Mittel, sie festzuhalten, um sie zu erziehen, gibt es nicht, 
und so wandern diese Leute hin und her zwischen Leben im Ge¬ 
fängnis und in der Freiheit. Die Berichterstatter rechnen 33% 
Schwachsinnigen in Anstalten, 87o nähren sich kümmerlich in der 
Freiheit, 35%, sitzen als Kinder in den Schulen, halten die Entwicklung 
der Mitschüler auf und haben vom Unterricht keinen Erfolg, weil 
sie nichts werden, 20%, werden von Angehörigen und Bekannten 
durchgefüttert und fallen der Gesellschaft zur Last, wenn ihre Wohl¬ 
täter sterben. Nur für 5%, wird dauernd von den Ihrigen und an¬ 
gemessen gesorgt. 

Einen weitern interessanten Bericht gibt der Herr Sekretär der 
Howardgesellschaft über die Arbeiten einer Kommission zur Ver¬ 
besserung der seit 1834 bestehenden Armengesetzgebung. Die Er¬ 
gebnisse der angestellten Untersuchungen und Erhebungen und die 
daran anschliessenden Erwägungen und Vorschläge füllen einen Band 
von 1200 Seiten. Die Schwierigkeit und Wichtigkeit der vorliegenden 
Aufgabe geht daraus hervor. Wenn alle Mitglieder der Kommission 
nun darin einig sind, dass das bestehende Armengesetz unzulänglich 
ist, sofern es nur materielle Unterstützung dem bereits Herunter¬ 
gekommenen bietet, wenn alle darin einig sind, dass etwas geschehen 
muss, das Herunterkommen zu verhindern, oder aufzuhalten und 
seinen Fortschritt zu beseitigen, so gehen die Meinungen über die 
Mittel, dies herbeizuführen, nach zwei Richtungen auseinander. Die 
einen — es ist die Majorität, wollen stets, wenn Selbsthilfe versagt, 
als nächstliegendes die Hilfe der Familiengenossen herbeiführen, 
auch wenn sie diese unterstützen müssten durch öffentliche, staatliche 
oder städtische oder Vereinshilfe, die andern wollen statt dieses 
„sozialistischen“ Prinzips das „individuelle“ beibehalten. Sie meinen, 
dass wenn der von der Geg’enpartei vorgeschlagene für den Anschluss 
an die Familie Avirkende Beamte in Tätigkeit träte in uneidaubter 
Weise von Staatswegen in das geheiligte Familienleben rauh hinein- 
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gegriffen würde, was sich namentlich mit. den Gefühlen eines Briten 
nicht verträgt. Also: „my home is my castle^' Söll auch hier Geltung 
behalten! Endlich folgt noch eine Betrachtung des Herrn Holmes 
über „Epilepsie und Verbrechen“. Die Epileptischen, so führt er aus, 
sind viel zahlreicher, als man schlechthin annimmt und auch viel 
gefährlicher. Dauernd und auch vorübergehend ist ihre innere Ver¬ 
fassung durch ihr Leiden schädlich, gefährlich beeinflusst. Sie sind 
alle leicht erregbar, durch das Bewusstsein von der Schwere und 
Unheilbarkeit ihres Leidens wohl auch verbittert.und verbissen, sie 
können raffiniert boshaft sein und grausam. Vor und nach epileptischen 
Anfällen erhalten diese Eigenschaften eine gesteigerte Macht über 
das Herz und veranlassen den Kranken oft zu schweren und scheuss- 
lichen Verbrechen, die teilweise mit einem abnormen Geschick be¬ 
gangen werden. Die Gefahr dieser Krankheit für die menschliche 
Gesellschaft mehrt sich durch die Heiraten Epileptischer, weil die 
diesen Heiraten entspriessenden Kinder erblich belastet erscheinen. 
So erscheinen sie oft ausserordentlich lügnerisch, falsch, zu Gewalt¬ 
tätigkeit geneigt und, namentlich die Mädchen, schon frühzeitig sehr 
unsittlich. Um dem Uebel zu begegnen, schlägt der Verfasser vor: 

1. Verpflichtung polizeilicher Meldung aller Epileptischen zwecks 
Kegistrierung und Ueberwachung, im Notfall Unterbringung in 
Anstalten. 

9. Verbot der Ehe für Epileptische. 

3. Untersuchung der Ursachen, Heilmethoden der Epilepsie und 
ihrer Erfolge. 

Die Londoner Gesellschaft für Strafreform dient dem 
Zweck, das Publikum für richtige Behandlung der Sträflinge zu 
interessieren und wirksame Mittel zu gewinnen, 1. zur Besserung der 
Genannten und Rückkehr in die Gesellschaft und 2. zur Verhütung 
von Verbrechen. Sie verfolgt diesen Zweck durch monatlich er¬ 
scheinende kurze Berichte und durch nach Bedürfnis herausgegebene 
Flugblätter. Ein uns vorliegender Aprilbericht schliesst sich an ein 
gleichzeitiges Tendenzdrama „Gerechtigkeit“ an und plädiert für 
Beseitigung schematischer Untersuchung zu Gunsten einer dem be- 
sondern Fall' innerlich gerecht werdenden durch einen erziehlich 
geschickten und kriminell erfahrenen Mann nach Art des „probation 
officer“, ebenso füi" eine solche Einwirkung auf den Straffälligen. 
Das Flugblatt behandelt Verbrechen und sozialen Fort¬ 
schritt nach einem Vortrag, der von der psycho-therapeutischen 
Gesellschaft in London gehalten worden ist und die Strafreform 
behandelt. Der Vortragende geht von zwei Begriffen des neuen Testa¬ 
mentes aus, dem der metanoia, wie der im Urtext stehende Ausdruck, 
der mit „rependance“ im englischen und im deutschen Testament 
mit Reue übersetzt ist, lautet und dem der Bruderliebe. Der erste 
Ausdruck, sagt der Vortragende, bedeutet mehr als seine Ueber- 
setzung wie sie oben angegeben ist, er bedeutet eine völlige Aenderung 
der Gesinnung und eine solche allein kann der Ausgang einer 
Besserung des Verbrechers sein. Darum muss bei seiner Untefliuchung, 
Verurteilung, Bestrafung und Wiederaufnahme in die menschliche 
Gesellschaft alles geschehen um diese anzubahnen und zu befestigen. 
Die Untersuchung muss keinen polizeilichen Charakter tragen. Die 
Polizei, so verdient sie auch ist für die Sicherheit der Gesellschaft, 
kommt doch jedem, den sie fasst, mit ungünstigem Vorurteil entgegen, 
sie sieht immer nur den Verbrecher. Die Behandlung am Strafort 
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muss auf das Innere des Sträflings einwirken, ihn zur Selbsterkenntnis 
und zu dem Verlangten bringen, umzukehren und anders zu werden 
und die menschliche Gesellschaft darf ihn nicht als Auwurf ansehen, 
sondern muss das Interesse haben, eins ihrer kranken Glieder wieder 
ZU heilen zu seinem und zu ihrem eigenen Nutzen. 

J. Rauchstein. 


Zusammenstellung der Fragen für den 8. Internationalen 
Geföngniskongress vom 2.—8. Okt. 1910 in Washington. 

Uebersetzt von M. v. Baehr, Strafanstaltssekretär, Breslau. 


Es ist die Gepflogenheit der Internationalen Gefängniskommission, 
mindestens ein Jahr im voraus die Zusammenstellung der für den 
folgenden Internationalen Gefängniskongress bestimmten Fragen vor; 
zunehmen und diese dann mit erklärender Erläuterung den Mitglieder ^ 
des Kongresses, sowie anderen Fachleuten der verschiedenen Lander 
zu unterbreiten in der Hoffnung, dadurch eine genügende Anzahl 
von autoritativen Berichten und Monographien über jede J?rage 

sicherzustellen. , „ . u,. 

Diese Berichte werden auf dem Kongress nicht verlesen, viel¬ 
mehr wird von einem für jede Einzelfrage besonders bestellten Be¬ 
richterstatter aus den eingegangenen Berichten ein Auszug hergestelit, 
welcher später die Basis für die Diskussion abgibt. 

Die den einzelnen Fragen hinzugefügten Erläuteruiigen sind 
durch die Kommission vorbereitet worden, um die speziellen Probleme, 
welche in ihnen enthalten sind, sowie die gewünschten Angaben 


schärfer hervorzuheben. ^ . . i, 

Ich (Samuel J. Barrows) bin von der Kommission beauftragt 
worden, zur Zusammenarbeit auf dem weiten Gebiete, über das sieb 
der Kongress erstreckt, mit den Schriftstellern und Praktikern der 
Vereinigten Staaten herzlich einzuladen. Abha,ndlungen wurden so 
kurz wie möglich zu halten sein, soweit es sich mit einer klaren 
Darstellung der Tatsachen und Meinungen verträgt, und wurden dem 
Bevollmächtigten der Vereinigten Staaten möglichst bald zu 
mitteln sein, damit sie in das Französische übersetzt und eini»e 
Monate vor Beginn des Kongresses verteilt werden können. 

Abhandlungen, Mitteilungen und Anfragen sind an patrae 
J. Barrows zu richten. (Anmerk. Dieser ist inzwischen 
und an seine Stelle ist Charles Eichmond Henderson, Mail-Addre 
The University of Chicago, Illinois, U. S. A., getreten). 

I. Sektion. Strafgesetzgebung. .. ^ 

1. Frage; Vorausgesetzt, dass eine vernunftgemässe Verbindung 
besteht zwischen deih Prinzip der unbestimmten Verurteilung un 
den fundamentalen Grundsätzen der Strafrechtswissenschaft, 

a) welche Verbrecherkategorie würde für ihre Anwendung m 
tracht kommen, und welche Kategorie würde davon ausz 

sclili6SS6ii sein ? j 

b) wie ist es möglich, ein derartiges Urteil, ohne Mindest- un 
Höchstmass, ohne Gefahr für die individuelle Freiheit anz 
wenden? , 

Falls die Frage zu 1) verneint wird: -iro,.«!*- 

Ist ein Grund dafür vorhanden, bei der bestimmten V 
teilung mit Rücksicht auf das einzelne Individuum einen 
behalt in Form einer ergänzenden Strafe zu machen, u 














be^äheUiJwifali^ in lyf lelven Fällen:, uhfl\ wann 'würde ef an^iv 
wernden..sein-?'■ . : ■'. ■ 

■ Wilhrmil die Juristsen iioefr über die Philoeophie; der . ^unbe“ 

■ stiroifiien yeniidfeiiun Ihre Bß«iehirrig Siur Straigiisefegr5hti>ig’ ver- 

haddidü,. ibii diese Föiniv tUn; RiH^hiSpreivhiHig hereire in sieben Staaten 
der tliiioTi: ixßtej: Bedingiibge» eingetährii worden. In 

c-migeo RF die Gefatigenev 

iestgehälten werden därf, gleleh der Fiöehöfgr^dt'?dt: iin .Straf- 

geseB« für das betreffende Verbrechen nngesetsätV i^ Io an 
füü«! wdederxiTfi bann der Ge.rielrtsbdf ei« Mininmnr wd 
testsdtöeflj niid^ c innerhalb derjeidgeii 2eitgU'enznby 
Oeset?i v0%eachiäebe^ gibt, auch Siääten. r'^eic^ 

rnllatUadigfiu j,.nnbeätiminten Veriirttdlnug^ daa Wort 
Festsetzung tdner Höchst- od.6iV jiiindes%i'euze. w^^ itn S:brAfgea<dz 
noch ihrpige freiijn; Besehlttsses de« Gei’ichteSv jedoch häben Aröllibi, 
daaa die bodlngnngsweistj; Freilassung des Gefatigenen dBrcb eine 
hPaTole^behÖrde^^ cineiTj^Entlasgüngs-Qeriehtshöf^Vbestimmt.werde 

während bei dej* Eius|ierntiig\ dca Verbrech liiterCsse der 

Frtdhelt 'gewahr^^^ welche ßedfngUngen rechtfertigen für gbwöhii- 

lich seine Freilassnog, wie «01116 der „EntlassungSfGaid’chtfhdf^ zur 
sammeugeaefzt, und Vnu't weicheti JVlaehtbefugnisSen müsste 'hr iiuS'- 
gestattef. sein ? Würde es durch Aenderüng- uiiSBrcs gdVichHidh*'« 
Verfahrens. .““ indem inäM; den pEntlasstings-Gericfttald die .Be- 
rechti'güng znr^ tn^dihgtfeii wie Me JetÄ'hdeni j^^^ 

hö.f zuMelRf Z tn:cht hioglfMi %vJ rnhtdK%'"^ 

die. Vbtteilh'*J.nßr nbsöluteD ^nnheiiyinmteü 
wc.rdeti ? . ■ ' ,. . ; . 

d<ic Frage wäre naturgcBiäss hitiMdhth^^ seiner 
Beantwortung nur auf ■ dißjenig‘bn= bcMiiirdnhti in welchen 

ihFc^nubestirümte Vcrnrtcriüpgr eiügtdührt -W fiussftr 

demHnupfurteih wfclehes sieh für Mfth bestimm^ 

flösgprMhfj! tM! -ift: ntcht Cmi>i'chteu,^,ein 


änfRicht Für : der Mörgbfliebcn Ehrbftreclytej; 

Geldstiafen, JÖiC' FiffgCt; wtdehd an.^ dlö^ nb::soicbd 

KMjenstrafcTi wünstdmtiswerfe' aird' Wand t^ife Me nazii'; 

Wfhü6i.i witreh. ■ . ' 

2i .Frage': ‘Wid nhd Hut welGhe FVhisti kan StVhfuifdll6% Vv eiche 
vbu , ättslÄfidischen; Gerlehten:' Folge gegbh 

werdfetti hawptsä^^^ in bezug Auf: das GewbhnhMl-'^'hlhre^^^^ 

und geaetzUebe Unfähigkeit?. ^ ; 

. Y;,. Den Gesetzen der Staate» eDtgprecnend khnn ein 

■ JEinwanäcreiv weiebev in frernih?« iM'ndm ditics' Fprb^'^^'d'n^’ r 
schutdig »rkliivt ist, atisgeüdbsen 'Wftrdcft 

Geivisse StRatnn der Hiuo'n habdtj bes.bhdel'e Gesiitzh Gör 
Wähnheitsverhreßhei^ weichd .PciAdtb >dte einer 

hesHüihne« Anäabi .Von VWibi«chen uberfölirt wm-üiüi für d?; dahre. 

ddcfc lebenslängifch cingesperrt widiietv tiolt. Auf 
MMi ftuö fcsBtidten., dass- VenirtoilUngeii in andt^ erdhuf-; 

-Mhdiv'W die Kcdntnie ^dävhiv 

nicht Wünschenswcid utii deV: Kclgiiug iier 
Veihi’eehßr; gntnMnsnni zu uMndimi,^ entgbg6ü?.dti’h£eii» dic^ 

TMlnahnie ah YCrbrecheidschcti Hantüuögjsui^ .udfir 5'CfahjiCrlÄ^!£h zü" 
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ein^m besonderen Verbrechen zu machen, oder wenigstens jede der¬ 
artige „Tatgenossenschaft“ als erschwerenden Umstand anzusehen? 

Der Zweck der Frage ist klar, aber es erscheint opportun, zu 
fragen, ob eine derartige Erweiterung des Strafgeßetzes einen prak¬ 
tischen abschreckenden Wert haben würde. Die Verbrecherklasse 
als solche studiert es selten und wird durch spitzfindige Unter¬ 
scheidungen kaum abgeschreckt werden; auf der anderen Seite aber: 
erscheint es nicht wünschenswert, dass unser Strafgesetz vereinfacht 
und verschärft wird, um der Gesellschaft einen bessern Schutz gegen 
die Verbrecher zu verschaffen? Die minutiösen Unterscheidungen, 
welciie in unseren Gesetzen hinsichtlich des Grades der Teilnahme 
am Verbrechen gemacht werden, sind handwerksmässig und will¬ 
kürlich und setzen gewisse Verbrecher, welche das Vorgehen anderer 
Uebeltäter ins Werk setzen oder leiten, in den Stand, ihrer Strafe 

zu entgehen. , r,. » 

4. Frage: Welche Rolle spielt die Todesstrafe in den Straf¬ 
systemen der verschiedenen Länder? 

Mit dieser Frage wird beabsichtigt, Erfahrungen aus jedem Lande 
der Welt zu sammeln, in welchem es eine wohleingerichtete Rechts¬ 
pflege, betreffend das Vorhandensein oder Nicht Vorhandensein der Todes¬ 
strafe, gibt. In vielen Ländern ist sie seit einer langen Reihe von Jahren 
aufgehoben; daher ist es jetzt möglich, festzustellen, welchen Erfolg 
diese Abschaffung hinsichtlich derjenigen Verbrechen gehabt hat, 
für welche die Todesstrafe ursprünglich angesetzt war. So wurden 
in England vor mehr als einem Jahrhundert eine grosse Anzahl von 
Verbrechen — wie einige Schriftsteller behaupten wenigstens 200 
unter die Kapitalverbrechen gerechnet. Bis 1894 waren unter den 
Bundesgesetzen der Vereinigten Staaten 25 Verbrechen in dem 
Militärgesetz, 22 in dem Marinegesetz und nicht weniger als 
dem Strafgesetzbuch mit Todesstrafe bedroht. Ist die Zahl solcher 
Verbi’echen im Verhältnis zu der, Bevölkerung seit Abschaffung der 
Todesstrafe gestiegen oder gefallen ? Die Antworten auf diese Frage 
werden Material für eine Schlussfolgerung über die abschreckende 
Wirkung, der Todesstrafe liefern können. 

Aus Ländern, welche die Todesstrafe beibehalten haben, ist 
es wichtig zu erfahren, ob diese noch wirklich und eventuell in 
welchem Umfange angewendet wird. 

In gewissen Staaten üiid Ländern sind hinsichtlich ihrer Voll¬ 
streckung Aenderungen vorgenommen worden. Nicht öffentliche 
Vollstreckungen sind an die Stelle der öffentlichen getreten, und die 
Elektrizität hat das Hängen und die Guillotine ersetzt. - . 

Um gleichmässige Tatsachen und Angaben zu erlangen, ist 
nachfolgendes Fragenschema vorbereitet worden. 

Tatsachen. 

1. Bestand 1905 die Todesstrafe in Ihrem Staate? 

2. Für welche Verbrechen war sie vorgesehen? _ cf 

3. Welche anderen Verbrechen wurden 1850 mit dieser Strare 

belegt? (Falls eine Auskunft für dieses Jahr nicht möglich sein 
sollte, dann möge sie, sofern angängig, für ein späteres Datum g©* 
geben werden). . a 

4. Datum der Abschaffung der Todesstrafe für die in der Ant¬ 
wort auf Frage 3 erwähnten Verbrechen? . 

5. Welche Verbrechen sind seit 1850 zu den todeswürdigen 
hinzugekommen? 
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8.i^^irt"3ie Vollstreckimg'en öffetrtlich oder ist die Anzahl der 
Eengen glletzlieh beschränkt? 

9. Ealb nicht ^ ^ wann wurden die öffeiitliclieu Hin¬ 

richtungen 

lü. Wie lind nach welcher Vorschrift w'lrd die Todesstrafe 
vollstreekt? 

11. Fallg die Todesstrafe in Ihrem Staate noch gesetzlich vor¬ 
gesehen istj in welchem Umfange wird ihre Anwendung atisser Kraft 
gesetzt?,: 

a) In wieviel Fällen ist das Urteil in lebenslängliche Freiheitsstrafe 
umgewandelt wmrden ^ durch das UeriCht -— durch die aus- 
führende Staatsgewalt? 

b) Jn wievielen Fälleti der Anklage wegen Mordes wurde auf ein 
geriijgcres Verbi’echeu wie unvorSÄtzliclier Totschlag erkannt? 

c) In wieviel Fällen des Mordes beging der Täter Selbstmord? 

Meinungen. 

12. Was halten Sie V'on der Wirkung' der in bezngv auf die 
Anwendung oder Beschränkung der Todesstrafe eingetretenen Ver¬ 
änderungen’? 

13. Wie sprleht sieh die öffentliche Meinung über den Erfolg 
dieser Aenderung aus ? 

14. Falls die örfentlicheii Hinrichtungen abgeschafft worden sind, 
welche Wirkung ist nach Ihrer Ansicht dadurch in Hinsicht auf die 
Öffeutliche Moral und die Kriminalität erzielt worden? 

15. Beliebige andere Bemerkungen und Winke. 

Snktiön. öef ängnisver w altnng. 

1. Fraget Weiches sind die wesehtiicheiv Grundzüge einp.s 
modernen Bessei'ungä.system.s und auf welcher vernunfigemässen Me¬ 
thode Tnuss es auf ge baut sein ? Würde seiiie Anwendung durch das 
Alter oder irg'end eine andere KlassifikatioTi zti begrenzen sein? 
Bejahendenfalls, unter welchen Besehränkungeti? 

Müssen wir ivicht die Notwendigkeit einer besonderen Behand¬ 
lung der Jiigendlichen Verbrech.er und sog'ar Rück fülliger zwischen 
16 und 2l bis 23 Jahren iinter Berücksichtigung der 

Bildungsfähigkeit des betreffenden Alters und der Mogliciilveit einer 
Heilung der pervei^en Instinkte des jugendlichen l erbrechers durch 
besondere MethödeW psychische rhoralischer und iDtellekt-neller Art ? 
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Würde es in diesem Falle nicht wünschenswert sein, den Gerichts¬ 
höfen die Möglichkeit zu geben, eine besondere Strafe festzusetzen, 

a) welchelanggenug wäre, um die volle Anwendung aller Besserungs- 
raittel zu ermöglichen? 

b) weiche die freie Anwendung der bedingten Freilassungerlaubt? 

Die Besserung des Verbrechers wird jetzt überall als eines der 
Hauptziele des Strafvollzuges anerkannt. Die Hauptfrage ist: Wie 
lässt sie sich erreichen? Diesen Endzweck verfolgen verschiedene 
Gefängnissysteme. Bei dem einen System glaubt man dieses Ziel 
am besten dadurch- erreichen zu können, dass man den Verbrecher 
von seinen Mitgefangenen völlig absondert, in der Absicht, ihn 
individuell zu behandeln. In anderen Systemen wird eine soziale 
Behandlung' als Vorbereitung auf die sozialen Pflichten vorgezogen. 
Die Strafvollzugsmethoden dieser Systeme weichen weit von einander 
ab und die ganze Bauart der Gefängnisse, ihre Organisation und 
Disziplin werden durch sie bestimmt. Die Frage bezweckt, die 
Grundsätze und Methoden festzustellen — mögen sie auch noch so 
verschieden sein — welche in den verschiedenen Staaten angewandt 
werden nicht allein, um den Gefangenen für sein Verbrechen Strafe 
erleiden zu lassen, sondern auch, um ihn gehörig für eine gesetz- 
mässige Führung nach seiner Bückkehr in die bürgerliche Gesellschaft 
vorzubereiten. 

Diese Frage erschliesst die ganze Reihe der moralischen und 
erziehenden Einwirkungen, die im Gefängnis ausgeübt werden können, 
ferner aber auch., wie weit sie den einzeinen Systemen ang’epasst 
werden können, mögen sie nun Gemeinschaftshaft oder Einzelhaft 
oder beides zusammen anwenden; mögen die Gefangenen auf staat¬ 
lichen Farmen ang'esiedelt oder in Staatsgefängnissen bezw. ße- 
formatorien untergebracht sein. 

Sowohl in Europa als auch in Amerika wird jetzt für jugend¬ 
liche Uebeltäter unter 16 Jahren eine erziehende Besserungsmethode 
angewendet; in einigen Ländern sogar bis zu einem Lebensalter von 
21 Jahren. In den Vereinigten Staaten ist ein solches Erziehungs¬ 
system mit den erforderlichen Modifikationen auch auf 30jährige 
Gefangene ausgedehnt worden. Wo soll die Altersgrenze gezogen 
werden? Ist die Grenze der gesetzlichen Mündigkeit nicht wilikür- 
lich ? Ein Grad- und Markensystem, verbunden mit Gefängnis¬ 
schule und anderen erziehenden Einwirkungen wird in einigen 
Gefängnissen sogar auf Gefangene mittleren Alters angewendet. 

Es wird die Hoffnung ausgesprochen, dass diese Frage eine 
Darstellung derjenigen Grundsätze veranlassen wird, welche als 
Fundament eines Besserungssystems von allgemeiner Anwendbarkeit 
anzusehen sind und elastische Methoden hervorrufen wird, die sich 
den verschiedenen Verhältnissen anzupassen vermögen. 

2. Frage: Welche Verbesserungen lassen sich in das „Parole“- 
System einfüg’en oder in das System der vorläufigen Entlassung, 
welches bereits in gewissen Ländern eingeführt ist? 

"^f die Frage der bedingungsweisen Freilassung, welche sich 
hier auf die Freilassung nach der Einsperrung bezieht, wirken ver- 
schiMene Erwägungen ein. In manchen Staaten kann die Strafzeit 
durch gute Führung um mehrere Tage im Monat abgekürzt werden. 

wiederum ist ein Marken- und Gradsystem ein- 
genihrt, durch welches die Auswahl derjenigen Gefangenen, welche 
ü bedingungsweisen Freilassung eignen, möglich wird. Welche 

Behörde soll nun über die Entlassung des Gefangenen entscheiden? 
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Wie sollen die „Parolebehörden“ oder die „Entlassungsgerichtshöfe“ 
eingerichtet sein ? Sollen die Beamten besoldet oder nicht besoldet 
werden? Wie soll die Beaufsichtigung über die auf „Parole“ ent¬ 
lassenen Gefangenen gehandhabt werden? Wie lang soll diese 
„Parole“-Zeit dauern und aus welchen Anlässen soll sie widerrufen 
werden ? 

3- Frage: Welches sind die geeignetesten Mittel, um eine 
produktive Arbeit der Gefangenen in kleinen Gefängnissen sicher¬ 
zustellen ? 

Zweck dieser Frage ist nicht, das ganze Thema der Gefängnis¬ 
arbeit in ökonomischer Beziehung aufzorollen, sondern allein über 
die praktische Frage der Gefängnisverwaltung zu verhandeln. Arbeit 
im Gefängnis ist eine absolute Notwendigkeit für die physische und 
moralische Wohlfahrt, der Gefangenen. Sie lässt sich in grossen An¬ 
stalten sehr leicht klassifizieren und organisieren. Dies ist ein 
wichtiger Grund dafür, dass man mit der Praxis bricht, welche in 
vielen der amerikanischen Staaten geübt wird und die darin besteht, 
die Gefangenen in Grafschaftsgefängnissen unterzubringen, wo sie 
wenig oder gar keine Gelegenheit zur Arbeit haben. Die Zentralisation 
der Kontrolle und die Organisation der Arbeit in den Bezirksgefäng¬ 
nissen durch den Staat wird die Notwendigkeit beheben, derartige 
Gefängnisse in Gebrauch zu nehmen, es sei denn als Detentionshäuser 
für Untersuchungsgefangene. 

Da jedoch viele Gefangene in kleinen Gefängnissen mit einer 
Strafzeit, die zwischen ein paar Tagen und einem Jahre schwankt, 
verwahrt werden, wie soll eine regelmässige und wirksame Arbeit 
für sie beschafft werden? Welche Arten von Handarbeiten können 
mit Nutzen eingeführt werden ? Können Gefangene Beschäftigung bei 
Aussenarbeiten finden ? Die Entwicklung der Dynamos macht es 
unter dem Einzelhaftsystem möglich, Kraftmaschinen in einen ver¬ 
hältnismässig kleinen Kaum einzuführen. 

Die Antwort auf diese Frage wird wesentlich mitbestimrat 
werden durch ökonomische und lokale Verhältnisse. 

III. Sektion. Präventivmassregeln. 

1. Frage: Welchen Erfolg auf die Kriminalität haben die ge¬ 
setzlichen Massnahmen gehabt, welche zur Vermeidung der Einsperrung 
hauptsächlich bei dem ersten Rechtsbruch und unter Berücksichtigung 
des Alters, des Charakters und des Vorlebens der betreffenden Person, 
in den verschiedenen Staaten in Form der probeweisen Entlassung, 
der Strafaussetzung usw. eingeführt sind? Ist es nicht wünschens¬ 
wert, dass diese und ähnliche Gesetze weitere Ausdehnung erfahren ? 

In gewissen europäischen und amerikanischen Staaten ist die 
Anwendung des Strafaufschubes oder die probeweise Stellung des 
Uebeltäters unter Fürsorge- oder Schutzaufsicht schon seit einer Reihe 
von Jahren in Gebi*auch. Es liegen umfangreiche gerichtliche 
Statistiken vor, die für vergleichende Zwecke wertvoll sind. Es ist 
mit einiger Gewissheit möglich, die Frage zu beantworten, ob die 
Behandlung solcher Schuldigen ohne Einsperrung irgend eine Zu¬ 
nahme der Verbrechen nach sich gezogen Kat und ob die Erfolge, 
welche durch ihre Stellung unter „Probe“ erzielt wurden, befriedigende 
gewesen sind. Eine Angabe interessanten und wertvollen Beweis¬ 
materials wäre für die Beantwortung dieser Frage wünschenswert. 

2. Frage: Welche Mittel sind zur Unterdrückung der Bettelei 
und Landstreicherei anzuwenden unter Berücksichtigung der modernen 
Richtung des Strafrechts. 
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Besichtigungsreise in den Vereinigten Staaten 
gelegentlich des VIII. Internationalen Gefängnis¬ 
kongresses in Washington 1910. 

Der auf Beschluss des amerikanischen Kongresses durch eine 
Einladung des Präsidenten Roosevelt vom 19. Juni 1905 nach 
Washington einberufene VIII. internationale Gefängniskongress wird 
dortselbst vom 2. bis 8. Oktober 1910 tagen. 

Um den aus allen Kulturländern zuströmenden Teilnehmern, 
zu denen ausser hervorragenden Fachleuten auch zahlreiche Menschen¬ 
freunde aus Laienkreisen zählen dürften, Gelegenheit zu geben, die 
bemerkenswertesten amerikanischen Neueinrichtungen auf dem Gebiete 
des Strafvollzuges und der Jugendfürsorge durch persönlichen Augen¬ 
schein kennen zu lernen, ist eine vom 18. bis 29. September währende 
Besichtigungsreise in das Programm aufgenommen worden, die ausser¬ 
ordentlich viel des Interessanten zu bieten verspricht. 

Den offiziellen Mitteilungen über diesen Kongress und speziell 
über^ die Besichtigungsreise ist zu entnehmen, dass zunächst alle aus¬ 
wärtige Teilnehmer, die vorher dem Vertreter der Vereinigten Staaten, 
Charles R. Henderson, Professor der Soziologie an der üniverstität 
Chicago und Präsident der Internationalen Gefängniskommission, an¬ 
gemeldet worden sind, bei der Ankunft in Amerika Zollerleichterungen 
geniessen werden. Die amtlich beglaubigten Vertreter der fremden 
Staaten sind sodann aufgefordert, sich am 18. September 1910, 2 Uhr 
nachmittags im Herald Square Hotel in New York einzufinden, woselbst 
sie vom amerikanischen Komitee begrüsst werden sollen. Die Mit¬ 
glieder der Internationalen Gefängnis-Kommission, sowie diejenigen 
Delegierten der verschiedenen Länder, die durch ein Beglaubigungs¬ 
schreiben legitimiert sind, das die Unterschrift des Präsidenten der 
Internationalen Gefängniskommission trägt, sind Gäste der Vereinigten 
Staaten zu der Reise, die den bedeutsamsten gefänglichen und mit 
dieser Materie verwandten Einrichtungen gilt. 

Ein aus Puliman-Schlafwagen gebildeter Sonderzug verlässt 
New York am Sonntag, den 18. September 1910, abends 8.45 Uhr und 
trifft in Elmira am 19. September, 7 Uhr früh ein. Das Frühstück 
wird in New York State Reformatory zu Elmira eingenommen und 
darauf zur Besichtigung dieser Besserungsanstalt für jugendliche 
Verbrecher geschritten. 

Die Anstalt ist 1876 gebaut worden und dient zur Aufnahme 
von Sträflingen im Alter von 16—30 Jahren. Der körperlichen und 
gewerblichen Ausbildung der Insassen ist besondere Fürsorge zuge¬ 
wendet. Die Disziplin ist militärisch organisiert und in 30 verschiedenen 
Klassen wird den Sträflingen Unterricht in allen Handwerkszweigen 
erteilt. Wissenschaftlicher Schulunterricht und Religionsstunden 
laufen nebenher. Die Gefangenen sind einem Grad- und Marken¬ 
system unterworfen, nach dessen Absolvierung ihnen die Entlassung 
gegen Ehrenwort auf Probezeit winkt. Ueber die Entlassung befindet 
eine aus 7 Mitgliedeim bestehende Kommission. 

Seit Errichtung der Anstalt sind bis jetzt über 19000 jugend¬ 
liche Personen durch das Reformatory gelaufen. 13156 sind unter 
hrenwort auf Probezeit entlassen worden und eine grosse Zahl von 
niesen konnte ihren Platz in der Gesellschaft behaupten, ohne wieder 
eingehefert zu werden. > 
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Zahlreiche Gemüse- und Obstgärten sind vorhanden und tüchtige 
Fachleute weisen hier wie dort zur Arbeit an. 

Die Knaben sollen unter strenger Aufsicht zu brauchbaren 
Menschen erzogen werden. Schul- und Religionsunterricht wird neben 
der Fachausbildung erteilt. Der Aufenthalt in der Kolonie dauert 
mindestens ein Jahr. Wer lügt, stiehlt, faulenzt oder sich sonst 
schlecht beträgt, verlängert selbst seine Festhaltung und verwirkt 
sich mancherlei Erleichterungen, wie die Erlaubnis zum Empfang von 
Besuchen seiner Aiigehörigen etc. Fluchtverdächtige Knaben und 
solche, die sich fortgesetzt schlecht führen, werden besonders unter¬ 
gebracht und mit schweren und unangenehmen Arbeiten beschäftigt. 
Körperliche Züchtigung ist ausgeschlossen; wer faulenzt hungert, bis 
er die Arbeit von selbst wieder aufnimmt. 

Wer fleissig und gehorsam war, kann nach einem Jahr durch 
Beschluss des Direktoriums, das aus 7 Mitgliedern besteht, entlassen 
werden. Für die zur Entlassung kommenden wird weitgehendste 
Fürsorge ausgeübt und es kommt niemand aus der Kolonie heraus, 
für den nicht Arbeit und sicheres Unterkommen beschafft ist. 

Ein protestantischer und ein katholischer Geistlicher, ein Arzt 
und wissenschaftlicher Lehrer sind im Hauptamt angestellt. Spezial¬ 
ärzte für Augen-, Ohren-, Hals- und Zahnkrankheiten etc. besuchen 
die Anstalt in regelmässigen Zwischenräumen, 

Nach Besichtigung der Einrichtungen wird die Weiterfahrt 
nach Buffalo angetreten. Die Ankunft erfolgt hier am Dienstag 
Abend. Der Mittwoch ist zum Besuch der Stadt und der naheliegenden 
Niagara-Fälle freigehalten und für den Abend die Weiterreise nach 
Mansfield (Ohio) festgesetzt, wo Gelegenheit geboten ist, ein modernes 
county jail in Augenschein zu nehmen. 

Nach dem Abendessen wird die Reise nach Chicago angetreten. 
Dort trifft der Sonderzug Freitag’, den 23.September früh ein. Während 
(Jes Aufenthaltes in Chicago, der bis Sonntag, den 25. vorgesehen ist, 
können wahlweise folgende Institute besucht werden: 

1. Das Korrektionshaus John Worthy 

2. Der Jugendgerichtshof 

3. Das Gefängnis des Staates Illinois in Joliet 

4. Die Knabenerziehungsanstalt in St. Charles 

5. Das Reformatory des Staates Illinois in Pontiac 

6. Das Gefängnis von Indiana in Michigan City. 

Ueber die Gefängnisse ist zu sagen, dass die unbestimmte 
Verurteilung und das Grad- und Markensystem eingeführt ist, die 
Gefangeiien nur nachts in Zellen in Einzelhaft untergebracht sind, 
dagegen zur Arbeit, zum Essen und zum Gottesdienst sich gemein¬ 
schaftlich versammeln. Es werden Arbeiten nur im Aufträge und 
für Rechnung der Staatsverwaltung gefertigt. 

Sonntag abend wird die Reise fortgesetzt und Montag den 
26. September in Indianapolis Station gemacht, zur Besichtigung der 
Anstalten für Geisteskranke, Taubstumme und Blinde, sowie des 
ausschliesslich unter weiblicher Aufsicht stehenden Frauengefängnisses. 
Auch hier ist die unbestimmte Verurteilung eingeführt. Unverbesser¬ 
liche Sträflinge bleiben dauernd interniert. 

In Clermont, 8 Meilen von Indianapolis, lohnt ein Besuch der 
nfmh dem Cottages-System angelegten Erziehungsanstalt für 10—18- 
Oahnge Mädchen, die 314 Köpfe fasst Die Mädchen sind in Hütten 
zu je 30 untergebracht und vornehmlich in freier Luft mit Land- 
und Gartenarbeiten beschäftigt. Auch die 16 Meilen entfernte Er- 


521 


Ziehungsanstalt für Knaben in Plainfield, die ebenfalls nach modernsten 
Gesichtspunkten angelegt ist, wird gezeigt Und dürfte mancherlei 
Anregungen bieten. 

Am Dienstag, den 27. September, wird in Jeffersonville (Ken¬ 
tucky) das neue Reformatory besichtigt. Arbeit, Schule, Mahlzeiten 
und Kirche vereinigen alle Gefangenen, die auch hier nur nachts 
in Zellen eingeschlossen sind. Die Anstalt nimmt 1213 Sträflinge 
im Alter von 16—30 Jahren auf, die aber keine gewerbs- und 
berufsmässigen Verbrecher sein dürfen und hier alsdann nach 
dem Grad- und Markensystem einem Besserungsverfahren unter¬ 
worfen werden.' Die unbestimmte Verurteilung ist eingeführt; die 
Entlassung erfolgt demgemäss nur und erst nach offensichtlicher 
Besserung und zwar gegen Ehrenwort auf Probezeit unter Verpflichtung 
der Selbstberichterstattung und unter der Beaufsichtigung« durch 
Agenten des Staates bis zur endgültigen und vollen Freilassung. 
Unverbesserliche Uebeltäter, die sich während der Haft schlecht führen, 
die Bedingungen nicht erfüllen und dartun, dass sie für ein Leben 
in der Freiheit ungeeignet sind, werden niemals entlassen, sondern 
einem state prison zur weitex*en, unter Umständen lebenslänglichen 
Inhafthaltung überwiesen. 

Durch das an Naturschönheiten reiche Alleghany-Gebirge und 
die Blue Ridge erfolgt Dienstag abend die Weiterfahrt nach Richmond, 
wo ein Ausflug nach den Schlachtfeldern des Bürgerkrieges geplant 
ist und sich von der Festung Monroe ein herrlicher Blick auf den 
Atlantischen Ozean bietet. Mittels Dampfer begeben sich die Teil- • 
nehmet am selbigen Tage nach Washington, dem Endziel der Reise. 
Dortselbst wird im New Willard Hotel das Hauptquartier aufgeschlagen. 
Die Sitzungen des Kongresses beginnen alsdann am 2. Oktober in 
dem von der Regierung” der Vereinigten Staaten zur Verfügung ge¬ 
stellten neuen Bau der Smithsonian Institution. 

Georg Stammer^ Berlin, 
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P ersonalnachrichten. 


Vereinsmitgrlieder. 

Baden. 

Lkn'deÄgnte Hausgeistlicher am 

Bayern. 

Ernannt wurden: 

Münsch, zum Amtsrichter iri Riedenburg. 

Gef.-Arzt in München-Giesing, den Titel 
eines Medizinalrats verliehen. , ° 

Versetzt wurden: 

0 ^s^^^eVo h^P^‘ Strafanstalt nach Ebrach, 
u es t reich er, Hauslehrer, an das Zuchthaus Kaisheim. 

Blsass-Lothringen. 

Ernannt wurden: 

^"^^^fnspÄr Pfalzburg, zum Gefängnis- 

®^^^^®\®‘altsinspektor in Ensisheim zum Vor¬ 
stand des Landesarbeitshauses in Pfalzburg. 

Versetzt wurden: 

Ensisheim als Geistlicher an 
Knabenbesserungsanstalt in Hagenau. 

Zuckschwer dt, Strafanstaltsinspektor nach Strassburg. 

^*^^®^P^Ji6stand versetzt wurden: 

Godelück, Gef.-Direktor in Strassburg, 
oimon, Domherr in Metz. 

Gestorben ist: 

Levy, Dr. med., Sanitätsrat in Hagenau. 

Hessen. 

Ernannt wurden: 

Landgerichtspräsidenten in 

Mainz, das Ritterkreuz II. Kl. des Verdienst¬ 
ordens Philipp des Grossmütigen verliehen. 

Preussen. 

n- h i-w Versetzt wurden: 

Peterson StrSSt^l'f^R ’ ?u®’i ®*^i'^fanstalts-Sekretär nach Breslau. 

« r b o n, bti afanstalts-Buchhalterin nach Jauer. 
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Gestorben ist: 

Ilenz, Strafanstalts-Oberinspektor in Reinischendorf. 

Sachsen. 

Ernannt wurde: 

Höckner, Landesaostaltsdirektor zum Direktor der Landes-Korrek- 
tionsanstalt in Hohenstein. 

In den Ruhestand versetzt: 

Sehink, Landesanstaltsdirektor in Radebeul. 

Gestorben ist: 

Bornemann, Strafanstaltsdirektor in Voigtsberg. 

Sachsen-Meiningen. 

Verliehen wurde: 

Schmidtmann, Dr. med., Sanitätsrat in Untermassfelden das Ritter¬ 
kreuz II. Kl. des herzogl. sächs. ernest. Hausordens. 

W ürttemherg. 

Verliehen wurde; 

Bert sch, Inspektor am Zellengefängnis Heilbronn, der Titel Ober¬ 
inspektor. 

Oesterreich. 

Ernannt wurden: 

Scheiter, Oberleutnant, Kontrollor, zum Gef.-Verwalter am Kreis- 
gerieht in Eger. 

Lachmayer, StrafanstaltsVerwalter in Murnau zum Strafanstalts- 
Direktor in Göllersdorf. 

Versetzt wurde: 

Fränzl, Strafanstaltskontrollor nach Leitmeritz. 


Eingretreten sind: 

Baden. 

Beyerle, Dr. Franz, Rechtspraktikant in Konstanz. 

Schad, Pfarrer, kathol. Hausgeistlicher am Landesgefängnis und 
der Weiberstrafanstalt Bruchsal. 

Preussen. 

Niedzwiedrinski, Pfarrer am Zentralgefängnis in Wronke. 
Werl, Direktion des Zentralgefängnisses. 

Sachsen-M einin gen. 

Breitung, Assistent am Zuchthaus Untermassfelden. 

W ürttemherg. 

Nagel, Buchhalter am Zuchthaus Ludwigsburg. 

Jett er, Gerichts Assesor, Weinsberg. 
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Oesterreich, 

Leitmeritz, Gef an genhaus Verwaltung des K. K. Kreisgerichts. 

Ausgretreten sind: 

Anhalt. 

Bunge, Amtsgerichtsrat a. D. in Coswig. 

Baden, 

Kraus, Staatsanwalt in Mosbach mit Ablauf des Jahres 1910. 

Bayern. 

Hennemann, Dr., Hausgeistlicher am Zuchthaus Würzburg. 
Roth, Dr., Hausarzt an der Strafanstalt Kaiserslautern. 

Besold, E., Hauslehrerin in Sulzbach. 

Blsass-Lothringen. 

Bour, kathol. Hausgeistlicher in Metz mit Ablauf des Jahres 1910. 

Hessen. 

Weng 1er, Dr., Kreisarzt in Alsfeld. 

Mecklenburg. 

Behlken, Rechnungsrat, Strafanstaltsinspektor in Bützow. 

Preussen. 

Aulbert, Strafanstaltsbuchhalterin in Köln mit Ablauf d. Jahres 1910. 
B ohn, Strafanstaltsinspektor in Koblenz. 

Czablewski, Kuratus, Strafanstaltsgeistlicher in Crone. 

E b e r t, Strafanstaltsinspektor in Münster i. W. 

Eichberg, Dr. jur., Strafanstaltspfarrer in Lukau. 

Hink, Strafanstalts'Assistent in Münster i. W. 

Lukowski, Pfarrer am Zentralgefängnis in Wronke. 

Meerholz, Strafanstalts-Oberinspektor in Striegau. 

N 0 s t i z, Strafanstaltslehrer in Münster i. W. 

Perterson, Oberstaatsanwalt in Kiel, mit Ablauf des Jahres 1910. 
Pompe, Gef.-Inspektor in Stettin, mit Ablauf des Jahres 1910. 
Pult, Erster Staatsanwalt in Bonn, mit Ablauf des Jahres 1910. 

Sc bitter, Strafanstalts^Sekretär in Münster i. W. 

Schiweck, Gef.-Inspektor in Kiel, mit Ablauf des Jahres 1910. 
Schulte, Pfarrer in Tegel. 

Schulze, Dr., Geh. Med.-Rat in Stettin. 

Sachsen-Meiningen. 

von Ambronn, Geh. Reg.-Rat und vertragender Rat im Staats¬ 
ministerium. 

Württemberg. 

Zeier, Gerichts-Assesor in Reutlingen. 

Oesterreich. 

Höpler, Dr., Ritter von Hermingen, Staatsanwalt in Ried. 
Nadastiny, Oberleutnant a. D., Strafanstalts-Oberdirektor in Garsten. 
Orthner, Dr., Oberbezirksarzt in Scharding. 

Ungarn 

Reiner, Dr. Minist.-Rat in Budapest. 
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1 . 

Der Vorentwurf unterscheidet Strafen und sichernde 
Massnahmen. Birckmeyer weist darauf hin, dass letztere 
an sich nicht in ein Strafgesetzbuch gehören. Das mag 
formal richtig sein, kommt aber einer Haarspalterei gleich. 
Denn die sichernden Massnahmen sollen zwar verbeugen, 
aber doch nicht im Sinne dessen, was man Verbrechens¬ 
prophylaxe nennt. Diese setzt vor, die sichernde Mass¬ 
nahme nach dem Verbrechen ein, jene will das V e r- 
brechen, diese die Wiederholung des Verbrechens 
verhüten. D i e Wirkung soll aber auch die Strafe äussern. 
Eine Strafe, die es nicht als ihre Aufgabe ansieht, von der 
Begehung neuer Straftaten abzuhalten, ist nicht bloss 
zwecklos, sondern auch sinnwidrig und steht im Wider¬ 
spruche mit sich selbst. Das gilt, gleichviel, worin mau 
den Grund der Strafe erblickt. So trifft die Vergeltung 
das Vergangene, indem sie gleichzeitig den Blick auf und 
in die Zukunft richtet.*) Frank drückt das einmal so aus: 
Der Inhalt der Strafe ist Vergeltung, der Zweck Schutz 
der menschlichen Gesellschaft. 

BirckmeyerS Bedenken schlägt aber nach einer anderen 
Richtung hin durch. Er bemängelt nämlich zu gleicher 
Zeit mit Recht, dass der Vorentwurf Strafe und sichernde 
Massnahmen vermische, indem er zum Teile diese an die 
Stelle jener treten lasse. Es geschieht das in § 42 Abs. 1. 
Die Bestimmung kann daher s o nicht stehen bleiben. 2) Für 
mich ergibt sich freilich noch der andere Schluss, dass es 
sich in Wahrheit nicht um eine sichernde Massnahme, 
sondern um das, was das Arbeitshaus in geschichtlicher 

Damit steht anscheinend im Widerspniche, Avas ich in Bd. 27 
S. 420 bis 421 dieser Zeitschrift ausgeführt habe. Dort handelt es 
.sich aber um Bekämpfung derjenigen, die die Strafe ausschliess¬ 
lich aus der A^orauszusetzenden Wirkung auf das spätere Verhalten 
des Verbrechei's rechtfertigen Avollen. Dazu habe ich mich in scharfen 
Gegensatz gestellt, gebe aber zu, dabei im Ausdrucke etAvas vorbei¬ 
gegriffen zu haben, und schränke das Gesag'te insoAveit ein. 

Um so Aveniger, als nach § 310 im Falle des § 305 Ziff. 4 
statt des an die Stelle der Strafe tretenden Arbeitshauses sogar auf 
Unterbringung in eine Erziehungs- oder Besserungsanstalt und selbst 
in ein Asyl erkannt Averden kann. § 362 Abs. 3 Satz 2 Str.G.B. liegt 
anders, weil dort die Strafe (Hauptstrafe) verbüsst sein muss, ehe das 
Arbeitshaus oder an dessen Stelle die Erziehungsanstalt usw. eintreten 
kann, während nach dem Vorentwurfe eine StrafA-erbüssung’ nicht 
statthabeti soll. 
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deshalb aber noch nicht dogmatisch und systematisch be¬ 
gründet. Man kann sehr wohl der Ansicht sein und ich 
bin dieser Ansicht, dass es sich bei den üebertretungen 
nicht um eine besondere Art von Straftaten handelt, son¬ 
dern dass sie sich nur 'durch den geringen Grad ihrer 
subjektiven Gefährlichkeit abheben, während die objektive 
erheblich sein kann. Das geltende Str.G.B. kennt für sie 
Geldstrafe bis zu 150 Mk. oder Haft bis zu sechs Wochen, 
der Vorentwurf Geldstrafe bis zu 300 Mk. oder Haft oder 
Gefängnis bis zu drei Monaten. Die Androhung des Ge¬ 
fängnisses beweist, dass eine artliche Verschiedenheit 
nicht in Frage steht.Auch der Denkfehler, dass eine 
strafbare Handlung, weil so oder so bedroht, Verbrechen 
Vergehen oder Uebertretung ist, statt dass sie, weil sie 
das eine oder das andere darstellt, so oder so bedroht wird, 
mag auf sich beruhen. 

Der Vorentwurf unterscheidet sich vom geltenden 
Rechte dadurch, dass er 

I. die Zahl der Freiheitsstrafen durch Ausscheidung 
der Festungshaft und der geschärften Haft von fünf 
auf drei herabsetzt, 

II. sich um eine schärfere Differenzierung bemüht, 

III. Verschärfungen der Zuchthaus- und Gefängnisstrafe 
vorsieht. 

Zu 2 r. 3. 

a. In § 85 kehrt in erweiterter Fassung die Be¬ 
stimmung des § 20 Str.G.B. wieder, dass, wo die Wahl 
zwischen Zuchthaus und anderen Freiheitsstrafen nach¬ 
gelassen ist, auf jenes nur erkannt werden darf, wenn die 
Tat aus ehrloser Gesinnung hervorgegangen ist. Daraus 
folgt einmal, dass, wo die Wahlfreiheit nicht besteht, über 
den Charakter der Tat nichts gesagt wird, sondern andere 
Erwägungsgründe für die Androhung des Zuchthauses 
massgebend gewesen sein können, zweitens, dass die Ver¬ 
hängung von Zuchthaus bei Wahlfreiheit die Tat und da- 

Das folgt auch daraus, dass im preussischen Str.G.B. Haxis- 
friedensbruch Uebertretung, die üebertretungen des § 361 Ziff. Ibis8 
des auf ihm fussenden Reichsstrafgesetzbuches Vergehen waren und 
die üebertretungen des § 360 Ziff. 13, § 370 Ziff. 5 des letzteren im 
Vorentwürfe zu V’^ergehen erhoben werden (§ 146, § 272). Uebrigens 
sollte es genügen, wenn üebertretungen überhaupt, nur die wichtigsten 
aufzunehraen. Nebenbei: Sind die Tatbestände der §§ 102 Abs. 3, 
§ 115 Abs. 2, § 217 Abs. 1, die neben Zuchthaus Haft nicht über fünf 
Jahre bezw. Gefängnis androhen, Verbrechen oder Vergehen oder 
Beides zugleich oder bald jenes, bald dieses? 



mit den Täter als ehrlos stempelt. Das deckt sich mit 
der allgemeinen Auffassung vom Zuchthause als der Strafe 
für Ehrlosigkeit^). So bezeichnet denn auch die Begründung 
die Zuchthausstrafe als ehrenmindernd (S. 163), als ent¬ 
ehrend (S. 327) und als die Strafe derjenigen Verbrechen’, 
die von ehrloser Gesinnung zeugen (S. 53), und verbindet 
der Vorentwurf mit ihr von Rechtswegen gewisse Ehren¬ 
folgen.-) 'Im Widerspruche damit kann, nicht muss im 
Falle § 85 bei ehrloser Gesinnung auf Zuchthaus erkannt 
werden, so dass trotz solcher Gesinnung auf Gefängnis 
und selbst Haft erkannt werden darf, und bestimmt § 45, 
dass, falls die Tat aus ehrloser Gesinnung hervorgegangen 
ist, neben der Zuchthausstrafe auf Verlust der bürgerlichen 
Ehrenrechte erkannt werden kann, nicht muss. 

Das hat für die Fälle der ausschliesslichen Androhung, 
nicht aber für diejenigen Sinn, in denen die Verhängung 
gerade die ehrlose Gesinnung voraussetzt und deren aus¬ 
drückliche Feststellung zur Bedingung macht. Was soll 
es heissen, eine Tat durch die richterlich gewählte Strafart 
als ehrlos kennzeichnen zu lassen, den Ehrverlust aber 
nicht als gesetzliche Folge vorzuschreiben, so dass, wenn 
er nicht ausgesprochen wird, die Tat insoweit wiederum 
nicht als ehrlos erscheint? Der Vorentwurf macht den 
Fehler des St.G.B. nach, zw^ei Dinge zu vermischen: die 
Schwere der Tat und die Gesinnung, der sie entsprungen 
ist. Deshalb ist zu scheiden: Die Schwere der Tat soll 
sich im Strafmasse, die Gesinnung des Täters in der 
Strafart ausdrücken. Zuchthaus soll nur auf Straftaten 
stehen, denen Ehrlosigkeit zu Grunde liegt, und daher von 
selbst alle Folgen nach sich ziehen, die § 46 aufzählt. 
Freilich muss eine Einschränkung Platz greifen. Nicht die 
Ehrlosigkeit schlechthin, sondern nur die eingewurzelte 
Ehrlosigkeit^) darf entscheiden. Eine gewisse Ehrlosigkeit 
offenbaren viele strafbaren Handlungen, die gerade darum 
begangen werden, weil es der Täter am Ehrgefühle 
fehlen lässt. Er braucht deshalb aber noch nicht ein an 
sich ehrloser Mensch zu sein, selbst dann nicht, wenn er 
sich mehrmals vergangen hat. Alles kommt auf den Fall 

^) Siehe Begründung S. 52, 54, 

■-’) § 44. 

®) Entsprechend reden die §§ 45, 85 von ehrloser Gesinnung, 
nicht von ehrlosem Beweggründe. Die Gesinnung ist etwas Be¬ 
ständiges, wenn auch nicht Unveränderliches, der Beweggrund etwas 
Vorübei’gehendes. 
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an^) und so kann umgekehrt bei dem erstmals Bestraften 
Ehrlosigkeit eine dauernde Eigenschaft sein. 

Soll nun das Zuchthaus nur, aber auch stets die Strafe 
für diejenigen "^aten sein, die in der Ehrlosigkeit als 
Charakterzug des Täters ihren Ursprung haben, so muss 
es ausgeschlossen sein, dass im Falle der mildernden Um¬ 
stände durch Gesetz (§ 82 Abs. 1), im Falle des Versuches 
kraft gesetzlicher Ermächtigung durch den Richter (§76 
Abs. 3) eine andere Strafart an seine Stelle gesetzt werde. 
Die Ehrlosigkeit, wenn überhaupt vorhanden, ist dieselbe, 
wenn die Tat versucht, wie wenn sie vollendet worden ist, 
und es kann zwar ein mildernder Umstand sein, dass der 
Tat ehrlose Gesinnung nicht zu Grunde liegt, nicht aber 
kann diese, wenn festgestellt, durch irgend welchen Um¬ 
stand beseitigt oder abgeschwächt w^erden. Wohlgemerkt, 
ich rede von der Ehrlosigkeit als Zustand, nicht als augen¬ 
blicklicher oder vorübergehender Verirrung. Das Straf¬ 
mass darf sich wandeln, die Strafart darf es nicht. 

Man streitet darüber, ob es strafbare Handlungen gibt, 
die stets ehrlos sind. Unter Ausscheidung blosser Ordnungs¬ 
vorschriften und der Verstösse gegen Gebote lediglich 
polizeilichen Inhaltes behaupte ich es und behaupte zugleich, 
dass es keine strafbare Handlung gibt, die nicht aus ehr¬ 
loser Gesinnung begangen werden, also auch keine, die 
niemals in ehrloser Gesinnung ihren Ursprung haben könnte. 
Das Eine und das Andere auszuführen, fehlt es an Raum. 
Das Gesetz braucht zu diesen Streitfragen keine Stellung 
zu nehmen und darf sich auf die allgemeine Anordnung 
beschränken, dass aus festgewurzelter Ehrlosigkeit be¬ 
gangene Straftaten, wenn nicht das Gesetz im einzelnen 
Falle eine höhere Zuchthausstrafe androht, mit Zuchthaus 
bis zu drei Jahren-) geahndet werden. Das bedingt dann 
allerdings eine Fassungsänderung des § 1, die mir, wie 
vorerwähnt, schon aus logischen Gründen geboten erscheint, 
und eine Verminderung der Fälle der ausschliesslichen An- 
drohung de s Zuchthauses^) durch Ausscheidung derjenigen, 

^) auch nach der Richtung, dass, wenn eine frühere Tat ans 
ehrloser Gesinnung entsprungen ist, das bei einer späteren nicht der 
Fall zu sein braucht. 

Dieses Strafmass findet sich in § 102 Abs. 3, § 217 Abs. 1, 2, 
ferner im Allgemeinen bei Haft (§ 14 Abs. 2 Satz 1) und im Einzelnen 
vielfach bei Gefängnis. 

’*) die natürlich auch dann vorliegt, wenn wegen Annahme 
mildei'nder Umstände oder eines besonders leichten Falles anf Zucht¬ 
haus nicht ei’kannt werden darf, bezw. nicht erkannt zu werden 
braucht. 



-533 — 


in denen füx' die Wahl dieser Strafart nicht die Gesinnung 
des Täters, sondern die Schwere der Tat massgebend ge¬ 
wesen ist. Die etwaige Zulassung mildernder Umstände 
mit der Möglichkeit der Strafumwandlung in solchen Fällen 
trifft nicht den Punkt, auf den es hier aukommt. 

In § 81 wird der in der Tat hervortretenden ver¬ 
brecherischen Gesinnung und der Beweggründe des Täters 
als Umstände für die höhere oder geringere Strafzumessung 
gedacht. Die Ehrlosigkeit als Ausdruck verbrecherischer 
Gesinnung oder als Beweggrund spielt also eine Rolle un¬ 
bedingt für das Strafmass, bedingt für die Strafart, während 
sie entscheiden sollte unbedingt über die Strafart, bedingt 
über das Strafmass. Um das durchzuführen, ohne in un¬ 
nötige Härte zu verfallen, wird man daran denken können, 
das Mindestmass des Zuchthauses auf sechs Monate herab- 
zusetzen.i) Denn eine Tat, die Bedeutung aus der ehr¬ 
losen Gesinnung, also etwas Subjektivem, empfängt, kann 
objektiv milde liegen. Die sechs Monate sollen selbstredend 
eine weitere Ermässigung durch Annahme mildernder Um¬ 
stände ausschliessen, also das ausnahrnsweise Mindest¬ 
mass bei solchen und bei besonders leichten Fällen bilden, 
während es bei einem Jahre als dem regelmässigen zu 
bleiben hat. 

Also nochmals: Zuchthaus nur, aber auch stets, w^enn 
der Täter aus ehrloser Gesinnung gehandelt hat, denn ehr¬ 
lose Tat und entehrende Strafe stehen in Wechselwirkung 
und bilden geradezu die beiden Seiten einer’mathematischen 
Gleichung. 

b. Einen grossen und gerechtfertigten Einfluss auf 
seine Festsetzungen räumt der Vorentwurf der Arbeits¬ 
scheu und der Liederlichkeit ein. Die Arbeitsscheu ist Tat¬ 
bestandsmerkmal in § 305 Ziff. 3 und lässt gemäss § 310 
Abs. 2 die sichernde Massnahme des Arbeitshauses zu. 
Arbeitsscheu und Liederlichkeit finden ferner ihre Bewer¬ 
tung als Bew'eggründe strafbarer Handlungen und gestatten 
nach § 42 in bestimmten Fällen ebenfalls die Anwendung 
des Arbeitshauses. Endlich darf beim Anhalten oder Aus¬ 
schicken zum und beim Mchtabhalten A^^om Betteln trotz 
der Notlage des Täters nicht von Strafe abgesehen werden, 
wenn die Notlage auf Arbeitscheu oder Liederlichkeit zu- 
rttckzuführ en ist (§ 305 Ziff. 2). 

0 Dieses Strafmass findet sich häufig bei Gefängnis und Haft als 
obere und als untere Grenze, als letztere allgemein bei Gefängnis 
im Falle des § 45 Abs. 1 und de« § 114 A1)S. 1, bei Haft im Falle 
des § 114 Abs. 1 und bei Arbeitshaus. 
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Ich bedaure, dass der Vorentwurf auf halbem Wege 
stehen geblieben ist und nicht Arbeitsscheu und Liederlichkeit 
allgemein behandelt und zum Ausgangspunkte von Straf¬ 
bestimmungen für Erwachsene’^) gemacht hat. Es mag dahin¬ 
stehen, ob die Auswahl derjenigen Straftaten, beidenenderVor- 
entwurf die Anwendung des Arbeitshauses vorsieht, richtig 
ist. Die Hauptfälle dürften getroffen sein. Aber die Aus¬ 
wahl ist einseitig. Es wird im Gegensätze zu § 45 nicht 
verlangt, dass die strafbare Handlung aus Arbeitsscheu 
oder Liederlichkeit hervorgegangen, sondern es ge¬ 
nügt, dass sie auf die eine oder andere zur tick zuführen 
ist. Arbeitsscheu und Liederlichkeit brauchen also nur ira 
Hintergründe zu stehen, die mittelbare oder entfernte Ur¬ 
sache zu sein, während die ehrlose Gesinnung unmittelbar 
wirksam gewesen sein muss. Schon deswegen ist das An- 
Avendungsgebiet des § 42 unrichtig begrenzt. Es ist das 
aber auch für den Fall, dass man Arbeitsscheu und Lieder¬ 
lichkeit nur als unmittelbare Ursache gelten lassen will. 
Denn eine Untersuchung, bei Avelchen strafbaren Hand¬ 
lungen sie niemals Vorkommen können, würde zu weit 
führen, ergäbe aber sicherlich eine weit grössere Anwen¬ 
dungsmöglichkeit, als der Vorentwurf zulässt. Die Vorschrift 
ist mithin so, Avie sie dasteht, auch sonst verunglückt. Zu 
begrtissen ist die zeitliche Erstreckung der Unterbringung 
im Arbeitshause auf drei Jahre und die Unzulässigkeit 
der Massregel bei Arbeitsunfähigen und mit der Regelung 
der vorläufigen Entlassung kann man sich befreunden. 

Alles Uebrige aber fordert Widerspruch heraus. Der 
Vorentwurf gerät auf Abwege, indem er, was nicht blos 
nach geschichtlicher Entwickelung, sondern nach seinen 
eigenen Festsetzungen Strafe ist, nur als sichernde Mass¬ 
nahme gelten lassen Avill. Im Gegensätze zum geltenden 
Rechte erkennt der Richter auf Arbeitshaus und bestimmt 
die Dauer der Unterbringung, ist die Unterbringung 
Pflicht der Landespolizeibehörde und die Amrläufige 
Entlassung fast Avie bei den Freiheitsstrafen geordnet. 
Wenn das nicht sachlich Strafe ist, dann weiss ich es 
nicht. Dass der Vollzug nicht in der Hand der .Justiz¬ 
behörden liegt, ist nichts Besonderes, sondern Geläufiges. 
Weiter: das Arbeitshaus kann an die Stelle einer nicht 
mehr als dreimonatigen Gefängnis- oder Haftstrafe und die 
Gefängnis- oder Haftstrafe muss an die Stelle des Arbeits- 

Für Jug'endliche will ich es also bei der Bestimtming’ des 
bVA Abs. 1 Satz 3 belassen. 


1 



liauses treten, wenn sich nachträglich die Arbeitsunfähigkeit 
des in das Arbeitshaus an Stelle der Getangenenanstalt 
Geschickten ergibt. Ich frage billig, warum Letzteres 
nicht auch in dem Falle, dass auf Arbeitshaus neben 
einer Gefängnis- oder Haftstrafe erkannt worden ist. Das 
Arbeitshaus hat Zweck nur für Arbeitsfähige, also g^ilt 
ca dem legis raiio. Und nun die Absonderlichkeit, dass an 
die Stelle von vier Wochen bis drei Monaten Gefängnis 
oder Haft ein halbes bis drei Jahren Arbeitshaus gesetzt 
werden können, also eine Einsperrung mit hartem Arbeits¬ 
zwange an die Stelle einer solchen mit, wenn es sich um 
Haft handelt, selbstgewählter Beschäftigung oder milder 
Arbeitsverpflichtung. Man denke: drei Jahre Arbeitshaus 
für vier Wochen Haft. Was ist ferner unter der „an¬ 
gemessenen Dauer“ in §42 Abs. 3 zu verstehen? Sie muss 
sich wohl zwischen vier Wochen und drei Monaten be¬ 
wegen. Sind aber selbst drei Monate Gefängnis ein an¬ 
gemessener Ersatz für drei Jahre Arbeitshaus? Dass über 
das Wesen des Arbeitshauses nicht ein Wort gesagt wird, 
ist eine unleidliche Lücke und schon für den gegenwärtigen 
Rechtszustand vom Uebel, für den künftigen aber noch 
mehr. Dass das Arbeitshaus mindestens neben einer kurzen 
Strafe — und als solche wird nach allgemeiner Auffassung 
eine solche von nicht mehr als dreimonatiger Dauer zu 
gelten haben — die Hauptsache sein wird, lässt sich nicht 
bezweifeln. Welchen Sinn hat es, zur gerechten Vergeltung 
etwa vier Wochen Haft und als sichernde Massnahme 
drei Jahre Arbeitshaus zu verhängen? Dem Verurteilten 
ist die Unterscheidung höchst gleichgiltig, wenn nicht 
unverständlich. Sieht man auf die Wirkung, so muss man 
ihm Recht geben. Wenn nun der Täter ein, zwei, drei 
Jahre Arbeitshaus verdient hat, warum soll nicht ohne 
Weiteres darauf erkannt werden? Das ist dann gerechte 
Vergeltung durch angemessene Strafe. Es muss reiner 
Tisch gemacht, d. h. das Arbeitshaus klipp und klar als 
Strafe bezeichnet und für alle auf Arbeitsscheu oder Lieder¬ 
lichkeit beruhenden Straftaten angedroht werden. Freilich 
bedarf es dazu einer Erhöhung der Längsdauer auf fünf 
Jahre. Andererseits ist das Mindestmass herunter zu setzen, 
weil nach meinem Vorschläge auf Arbeitshaus erkannt 
werden muss und ich auch diejenigen Fälle erfassen will, 
in denen nach dem Vorentwurfe auf Arbeitshaus nicht soll 
erkannt werden dürfen, weil die Strafe vier Wochen nicht 
erreicht: Ich würde deshalb als untere Grenze der Arbeits- 
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hausstrafe einen Monat festsetzen. Das ist die kürzeste 
Dauer, die bei der Zweckbestimmung dieser Strafe schon 
Erfolg zu versprechen vermag. 

c. Unklar ist die Stellung des Vorentwurfes zur Ge¬ 
fängnisstrafe. Gleich dem Str.G.B. (§§ 224, 226) droht er 
in zwei, freilich anders gearteten Fällen (§ 217 Abs. 1,2) 
Zuchthaus und Gefängnis wahlweise an. Aus § 85 folgt, 
dass auf Gefängnis erkannt werden muss, wenn ehrlose 
Gesinnung nicht nachweisbar ist. Dadurch wird im Grund¬ 
sätze anerkannt, dass ehrlose Handlungen nicht mit Ge¬ 
fängnis bestraft werden sollen, also die Fälle, in denen 
Gefängnis angedroht wird, als nicht durch ehrlose Gesinnung 
veranlasst anzusehen sind. Aus § 45 ergibt sich aber, 
dass der Vorentwurf die Möglichkeit ehrloser Gesinnung 
auch da unterstellt, wo er Gefängnis androht. Damit hebt 
er jenen Unterschied zwischen Zuchthaus und Gefängnis auf. 

Er verfährt auch ebenso unlogisch wie § 32 Abs. 1 
Str.G.B., indem er die Verhängung des Ehrverlustes neben 
einer Gefängnisstrafe von einem Mindestmasse derselben 
abhängig macht. Die sechs Monate sind nicht minder 
willkürlich als die jetzigen drei. Denn der Ehrverlust 
bezweckt die Ehrlosigkeit zu treffen. Diese aber ist da 
oder ist nicht da, ob nun auf eine so oder so bemessene 
Strafe erkannt wird. Da das Mindestmass der Zuchthaus¬ 
strafe ein Jahr beträgt, der Ehrverlust aber schon neben 
einer Gefängnisstrafe von der halben Zeit eintreten kann, 
ist es insoweit um die Gefängnisstrafe schlechter bestellt 
und müsste gerechter Weise auch hier ein Jahr festgesetzt 
werden. Der aus der Erhöhung von drei auf sechs Monate 
der Gefängnisstrafe erwachsende Gewinn ist nur scheinbar. 
In Ansehung des Ehrverlustes stehen sich Zuchthaus und 
Gefängnis nach dem Vorentwurfe sogar weit näher als 
nach dem Str.G.B. Dieses lässt Ehrverlust neben Zucht¬ 
hausstrafe ohne Weiteres zu, der Vorentwurf nur bei ehr¬ 
loser Gesinnung. Das Str.G.B. sagt in jedem Falle, ob 
neben Gefängnisstrafe auf Ehrverlust erkannt werden darf, 
der Vorentwurf erklärt ihn für zulässig bei allen mit Ge¬ 
fängnisstrafe bedrohten Verbrechen und vorsätzlichen Ver¬ 
gehen der Abschnitte 10 bis 20 und 22 bis 28 des besonderen 
Teiles und bei denjenigen der Abschnitte 1 bis 9 und 21, 


*) Kommt als solche mehrfach bei Gefängnis und Haft und als 
obere bei Haft im § 309 vor. 
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bei denen er ausdrücklich vorgesehen ist.^) Nehme man 
nun den Eingangs erwähnten § 217 Abs. 1,2. Die Strafe 
darf Zuchthaus nur sein, wenn die Tat aus ehrloser Ge¬ 
sinnung hervorgegangen Ist, und fünf Jahre betragen. 
Trotz dessen braucht auf Ehrverlust nicht erkannt zu 
werden. Weil aber trotz ehrloser Gesinnung die Zucht¬ 
hausstrafe nur freigestellt wird, kann auch auf Gefängnis 
bis zu drei Jahren erkannt und mit ihm Ehrverlust ver¬ 
bunden werden. Ehrlose Gesinnung vorausgesetzt, kann 
es also geben drei Jahre Zuchthaus ohne Ehrverlust oder 
sechs Monate Gefängnis mit Ehrverlust. Der Vorentwurf 
lässt demnach eine klare Unterscheidung der Gefängnis- 
von der Zuchthausstrafe sehr vermissen. Und doch ist sie 
unschwer darin zu finden, dass das Zuchthaus von selbst 
ehrenmindernd sein soll, das Gefängnis nicht ehrenmindernd 
sein darf. Erblickt man in der ehrlosen Gesinnung nicht 
einen Ausfluss einmaliger, sondern den Ausdruck einge¬ 
wurzelter Ehrlosigkeit und setzt man das Mindestmass des 
Zuchthauses bei Annahme mildernder Umstände oder be¬ 
sonders leichter Fällen auf sechs Monate herab, dann kann 
gegen meinen Vorschlag der Vorwurf unbilliger Härte nicht 
auf kommen. 

Der Vorentwurf lässt aber auch sonst im Stiche. 
Während er im § 85 wenigstens einen Versuch zur Her¬ 
stellung eines inneren Gegensatzes von Zuchthaus und 
Gefängnis macht, fehlt es, abgesehen von dem hier be¬ 
langlosen § 25, an jedem Anhalte zur Bewertung der Ge¬ 
fängnisstrafe gegenüber der Haft. Die wahlweise Androhung 
beider ist sehr häufig, öfter erscheint als drittes die Geld¬ 
strafe, vereinzelt diese oder Gefängnis.^) Dabei wird nicht 
einmal stets dieselbe Reihenfolge inne gehalten, sodass man 
etwa aus der ständigen Voranstellung des Gefängnisses 
schliessen könnte, es sei für die fraglichen Fälle die 
Normälstrafe, für Haft oder Geldstrafe nur ausnahmsweise 
Raum, oder aus der ständigen Voranstellung der Geldstrafe 
oder Haft, die Sache liege nach Auffassung des Gesetz¬ 
gebers regelmässig milde und die Gefängnisstrafe müsse 
die Ausnahme bilden. 

Ich möchte die Gefängnisstrafe zu einem Gegenstücke 
des Zuchthauses machen und halte dann die Haft für ent¬ 
behrlich. Tn der Ausdehnung bis zu 15 Jahren kennt sie 

') Es sind dies § 120 Abs. 1, § 121 Abs. 1, § 151 Abs. 1, 
§§ 152, 158, 261. 

■) § 107 Abs. 1, § 304 Abs. 1.2. 
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§ 57 Abs. 1 Ziff. 1 Str.G.B., bei Jugendlichen, § 91 Abs. 3 
des Vorentwurfes beim Zusammentreffen strafbarer Hand¬ 
lungen und § 69 Abs. 1 des Vorentwurfes bei Jugendlichen, 
als Einzelstrafe § 16 Abs. 2 Satz 2 und als Gesamtstrafe 
§ 54 Abs. 1 Satz 2 M.Str.G.B., in der Ausdehnung auf Lebens¬ 
zeit § 16 Abs. 2 Satz 1 M.Str.G.B. Da die Aberkennung der 
bürgerlichen Ehrenrechte nicht statthaben soll, so gewönne 
§ 17 Abs. 2 Satz 2 des Vorentwurfes allgemeine Geltung 
und deckte den § 20 Abs. 2 Satz 1. Das Weitere wäre vom 
Strafvollzugsgesetze^) und von den in § 23 vorbehaltenen 
Ausführungsbestimmungen zu erwarten. Die Grundsätze 
des Bundesrates kennen ja schon Selbstbeschäftig^ng und 
Benutzung eigener Betten und Bücher. In entscheidenden 
Dingen wäre demnach Gefängnisstrafe und Haftstrafe 
dasselbe. 

Der Vorentwurf droht mehr als jetzt Geldstrafe an, 
will sie den Vermögensverhältnissen des Schuldigen an¬ 
gepasst sehen, lässt für die Abtragung Fristen und Teil¬ 
zahlungen zu, gestattet die Tilgung durch Abarbeiten, 
dehnt den Verweis auf Erwachsene aus, führt die Straf¬ 
aussetzung ein und überlässt es dem Richter, in besonders 
leichten Fällen von Strafe abzusehen. Es werden sich 
daher nach Tagen bemessene Freiheitsstrafen für gerhig- 
fügige Vergehen mindestens in den Fällen vermeiden lassen, 
in denen sie nicht Ersatzstrafen sind. Ich wiederhole daher 
meinen mehrmals gemachten Vorschlag, 2 ) das Mindestmass 
der Gefängnisstrafe auf eine Woche zu erhöhen. , 

Ich habe früher den Ehrverlust neben dem Gefäng¬ 
nisse und selbst neben dem Arbeitshause zulassen wollen, 
weil mir die Arbeitsscheu als schlechthin ehrlos galt und 
ich die vorübergehende Ehrlosigkeit ebenfalls treffen wollte, 
auch davon ausging, es gebe Falle, in denen die Ent¬ 
scheidung, ob eine Tat auf festgewurzelter Ehrlosigkeit 
beruhe und deshalb Zuchthaus verdiene, schwierig sei. 
Deshalb sah ich im Gefängnisse die Zwischenstufe zwischen 

0 Siehe Abschnitt 4 Eingang. 

■) 1893 und 1903 in dieser Zeitschidft Bd. 27 S. 424 uiid Bd. 37 
S. 50 und 1905 in der Schrift „Das Strafensystem und seine Reforni“ 
S. 78. Ebenso früher von Hoitzendorff und Kr ohne, neuerlich 
Aschrott, von Staff und Goldschmidt. Oetker wählt 10, 
Reichardt 14 Tag’e, die auch Aschrott lieber sind. Krohne hat 
später 30 Tage für angemessen gehalten, v. Liszt schlägt sogar sechs 
Wochen vor. Das Mindestmass von einer Woche findet sich im 
Str.G.B. § 101 Abs. 1, § 103 Abs. 1, § 108 Abs. 1, § 123, Abs. 3, im 
Voventwurfe § 116 Ab.s. 1, § 120 Abs. 1 Satz 1, § 129. Abs. 3. 
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dem stets entehrenden Zwchthause und der niemals ent¬ 
ehrenden Festungshaft. Die Arbeitsscheu habe ich wohl 
etwas zu hart beurteilt. Entspringt sie übrigens einge¬ 
wurzelter Ehrlosigkeit, soll sie ja Zuchthaus würdig sein, 
auch lässt sich § 47 des Vorentwurfes auf sie ausdehnen. 
Die anderen Erwägungen sind nicht unrichtig, aber doch 
liegt etwas Zwiegspältiges darin, dass dieselbe Strafart 
bald ehrenmindernde Folgen weittragender Art wie beim 
Zuchthause soll nach sich ziehen können, bald nicht. Einen 
Mittelweg bietet § 47, wenn darin die Zuchthausstrafe und 
der Satz von „mit“ bis „können“ gestrichen werden, so dass 
er für die Gefängnisstrafe schlechtweg gilt. Die sechs¬ 
monatige Dauer der Gefängnisstrafe entspricht dem von 
mir vorgeschlagenen Mindestmasse der Zuchthausstrafe. 
Zudem handelt es sich hier ja nur um einzelne Ehrenfolgen. 
Ausserdem kennt das Str.G.B. Verlust öffentlicher Aemter 
und der aus öffentlichen Wahlen hervorgegangenen Rechte 
selbst neben der Festungshaft, der Vorentwurf neben der 
Haft (§§ 103, 114 Abs. 1), eine Bestimmung die in § 114 
Abs. 1 auf die Gefängnisstrafe übertragen ist und sich auf 
diejenigen Fälle ausdehnen Hesse, in denen die Gefängnis¬ 
strafe an die Stelle der Haft auch gemäss §§ 103, 114 
Abs. 1 treten soll, so dass weitere Ehrenschmälerung nicht 
stattfinden dürfte, der § 47 also damit eine Einschränkung 
erlitte. Eine gleiche könnte Platz greifen insofern und 
insoweit § 211 Anwendung findet. 

Wo, wie in den Prozessgesetzen, die Haft als Sicher- 
heits- oder Zwangsmassregel erscheint, ist sie eben deshalb 
nicht Strafe^) und nicht Gegenstand gegenwärtiger Be¬ 
trachtungen. Als Sicherheitsmassregel hat sie mit den 
sichernden Massnahmen nichts zu tun. Der Vorentwurf 
verwirft nun die geschärfte Haft und verschmilzt die un- 
geschärfte Haft mit der Festungshaft. Er kennt deshalb 
zeitige und lebenslängliche Haft, jene in der regelmässigen 
Dauer von einem Tage bis zu drei Jahren, aber auch mit 
höherem Mindestmasse und dem Höchstmasse von 15 Jahren, 
und ordnet Haft sowohl bei Uebertretungen als bei Ver¬ 
gehen und Verbrechen an, und zwar entweder allein-) 

‘) Ich bin daher der Meinung, dass die Haft in diesen 
Fällen zwar im üntersuchungs-, nicht aber im Strafgefäugnisse voll¬ 
streckt werden darf. Die Untersuchungshaft ist ja auch nur ein 
Sicherungsmittel. 

'^) Bei Verbrechen mir im Falle der Annahme mildernder 
Umstände. 
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oder neben Geldstrafe, neben Gefängnis, neben Zuchthaus, 
neben Geldstrafe und Gefängnis. Wenn die Gefängnis¬ 
strafe in meinem Sinne umgestaltet wird, ist-ein Bedürfnis 
zur Beibehaltung der Haft nicht vorhanden. Ihr Fortfall 
bringt keine ungewöhnliche Härte mit sich und vereinfacht 
das System erheblichst. Da das Gefängnis der Zukunft 
in sich vereinigen soll, was jetzt als Gefängnis, als Haft 
und als Festungshaft bezeichnet wird, und eben darum 
etwas von der derzeitigen Gefängnisstrafe Grundver¬ 
schiedenes sein will, so ist der Erwägung wert, ob es nicht 
einen den Unterschied kenntlich machenden Namen ver¬ 
dient. Ich habe seinerzeit nach dem Vorgänge des 
preussischen Strafgesetzbuches „Einschliessung“ an Stelle 
von Festungshaft, vorgeschlagen^) und Oetker, der dieses 
Strafmittel beibehalten wissen will, tut jetzt das Nämliche. 
Wie wäre es, wenn die Bezeichnung dem Gefängnisse, wie 
ich es im Auge habe, zu Gute käme? 

Zu 2 II. 4. 

Das geltende Str.G.B., trifft der Vorwurf durchaus 
ungenügender Differenzierung der Freiheitsstrafen. Freilich 
sah es sich bei deren Vielheit vor eine fast unlösbare Auf¬ 
gabe gestellt. Der Vorentwurf, der an die Stelle von drei 
Formen der Haft eine setzt, hat es deswegen leichter, aber 
sich die Sache nicht leicht gemacht, sondern es an red¬ 
lichem Bemühen nicht fehlen lassen. Allerdings täuscht 
sich die Begründung, wenn sie meint, dass das so lange 
und so vielfach verlangte Strafvollzugsgesetz vor der Hand 
entbehrt werden könne. Gerade jetzt ist die günstigste, 
aber auch gebotenste Gelegenheit, es zu bringen. Für die 
Freiheitsstrafen kann das Strafgesetz nur den Rahmen ab¬ 
stecken, Füllung hat ihm das Strafvollzugsgesetz zu geben. 
Was der Vorentwurf bietet, ist im Ganzen zu wenig, in 
Einzelheiten zu viel. Es handelt sich vorzugsweise um 
die Einheitlichkeit des Vollzuges, die durch § 23 mit seiner 
Verw^eisung auf die Verwaltungsvorschriften der Bundes¬ 
staaten nicht verbürgt wird. Die Anweisung, dass die 
Sträflinge®} in aufsteigender Linie von der Haft zum Zucht* 
hause strenger zu behandeln sind, verdient Billigung, be¬ 
sagt aber wenig, weil Umfang und Mass der strengeren 
Behandlung sehr verschieden sein können und werden, so 

*) „Das Strafensystem und seine Reform“ S. 73, 91. . 

■) So nenne ich der Kürze halber alle diejenigen, die Freiheits¬ 
strafen zu verbüssen haben. 
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liiiige nicht bestimmt wird, worin und wodurch die grössere 
Strenge zu verwirklichen ist. Soweit nun der Vorentwurf 
selbst Unterscheidungsmerkmale aufstellt, zerfallen sie in 
äusserliehe und innerliche. 

a) a) Zu jenen rechne ich den Ort der Unterbringung. Dass 
die Gefangenen nicht bloss nach Geschlecht und Alter, 
sondern auch nach den Kategorien in Absonderung von 
einander gehalten werden, ist eine allseitig erhabene und 
selbstverständliche Forderung. Fraglich ist, wie weit darin 
mit baulichen Vorkehrungen gegangen werden, d. h. ob 
nur eigene Anstalten zugelassen werden oder ob besondere 
Abteilungen genügen oder ob bald jene, bald diese gewählt 
werden sollen. 

Es* heisst nun zunächst, sich über die Begriffe zu ver¬ 
ständigen. Abteilung ist, wie der Name besagt, Teil eines 
Grösseren, der, weil er Glied eines Körpers oder einer 
Gesamtheit ist, nicht ein Leben für sich führt, kein selbst¬ 
ständiger Organismus ist. Die Unterbringung in einem eigenen, 
abgeschlossenen selbst entfernt gelegenen Gebäude hebt die 
Verbindung mit und die Abhängigkeit von dem Ganzen nicht 
auf. Unter einer Anstalt verstehe ich ein von selbständigem 
Leben beseeltes, mit eigener Organisation ausgestattetes, 
durch eine gegliederte Verwaltung seine Zwecke förderndes, 
in seinem Bereiche dem, was Aristoteles die Autarkie der 
Staaten nennt, gleichkommendes Gebilde. 

Der Vorentwurf verlangt nun Anstalten zur aus¬ 
schliesslichen Vollstreckung der Zuchthausstrafe und be¬ 
sondere, diesem Zwecke dienende Anstalten für Unver¬ 
besserliche, i) Die Zuchthäuser für Unverbesserliche dürfen 
also nicht in Verbindung oder Zusammenhang mit den, 
wenn ich sie so nennen soll, allgemeinen Zuchthäusern 
stehen. ' 

Haftgefangene sollen in besonderen Anstalten oder 
Abteilungen untergebracht werden, letzterenfalls so, dass 
sie mit Gefängnissträflingen nicht in Berührung kommen. 
Das wird, wenn die Abteilungen nicht mit eigenen Kranken¬ 
räumen, Schulen und Kirchen und eigenen Toren zum un- 
mittelbaren Verkehre von und nach aussen ausgestattet 

Die Begründung gebraucht diese Bezeichnung gleichsam 
tastend („sogenannt“) und meine Begriffsbestimmung dieser Kategorie 
ist eine wesentlich andere als die des § 89. Siehe Anm. 20. Der Aus¬ 
druck empfiehlt sich aber durch seine Kürze und wird auch von 
Aschrott auf die in § 89 behandelten Verbrecher angewandt. Von 
Unverbesserlichen und Unverbesserlichkeit ohne A’'erklausiilierung ist 
S. 78, 260, 362 der Begründung die Rede. 

Blätter für Gefänf^niskunde. XLIV. 2 
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sind oder sein sollen, schwierig, wenn nicht unmöglich sein. 
In den Grundsätzen des Bundesrates findet sich mehrfach 
die Wendung, dass jeder Verkehr ausgeschlossen sein 
müsse. Die Verschiedenheit des Wortlautes nötigt dazu, 
einen verschiedenen Sinn anzunehmen. In Berührung, aber 
nicht in Verkehr mit jemandem komme ich schon, w'enn ich an 
ihm vorbeigehe. Die Abteilungen für Haftgefangene sind daher 
nur als ein Reich für sich, als Staat im Staate, denkbar. 

Wo und wie die erwachsenen Gefängnissträflinge 
unterzubringen sind, darüber fehlt eine schlüssige Bestim¬ 
mung. ■ § 17 Abs. X Satz 2 redet von der Anstalt, aus § 20 
Abs. 1 Satz 2 folgt aber, dass sie sich nicht würden be¬ 
schweren dürfen, wenn sie mit Haftgefangenen in Berüh¬ 
rung kämen, sondern die Beschwerde nur diesen zustande. 

Für Jugendliche gilt § 70 Abs. 1. Er schreibt eine 
vollständige Absonderung der voll von den vermindert 
Zurechnungsfähigen vor, was kaum anders als durch Ab¬ 
teilungen, wie sie für erwachsene Haftgefangene einzu¬ 
richten sind, wird geschehen können. Die Absonderung 
der Jugendlichen überhaupt soll erfolgen innerhalb beson¬ 
derer, ausschliesslich für sie bestimmter Anstalten oder 
Abteilungen, die demgemäss entsprechend dem § 20 Abs. 1 
Satz 2 einzurichten sind. 

Aus S. 367 der Begründung ergibt sich, dass es sich 
bei den besonderen Anstalten des § 89 Abs. 3 Satz 1 um 
solche handelt, die von anderen Zuchthäusern räumlich 
völlig getrennt sind, mithin nicht einmal an solche aU' 
grenzen, geschweige durch dieselbe Umfassungsmauer ein¬ 
geschlossen sein dürfen, und das selbst dann ..nicht, wenn 
sie innerhalb dieser durch eine besondere Mauer abgetrennt 
sind. Bei gleichem Wortlaute muss für § 70 Abs. 1 Satz 1 
dasselbe gelten. Es soll nun zwar zulässig sein, dass eiue 
Anstalt für erwachsene Gefängnissträflinge und Haftge¬ 
fangene eine Abteilung für Jugendliche mitumfasst, sie muss 
dann aber ganz und gar ausserhalb der Anstalt sich be¬ 
finden. Nach § 57 Abs. 2 Str.G.B. genügen besondere Räume. 
Eben deswegen wird als Besonderung die Abscheidung 
innerhalb der gemeinschaftlichen Umw^ehrung für genügend 
angesehen. Nach S. 262 der Begründung ist eine grund¬ 
sätzliche Uebereinstimmung mit § 57 Abs. 2 a. a. 0. gewollt, 
es ist aber etwas Anderes herausgekommen, zumal auch 
noch § 21 die vollständige Absonderung der Jugendlichen 
von den Erwachsenen vorschreibt. Das ist der Grund¬ 
gedanke, § 70 Abs. 1 Satz 1 die Ausführung. 
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Das sind mindestens sechs Anstalten und mindestens 
achtzehn Abteilungen. Diese vermindern sich um soviel, 
als jene vermehrt werden. Acht Anstalten beziehungsweise 
Abteilungen kommen allein auf die Jugendlichen. Das 
scheint mir reichlich viel zu sein. Will man die Absonderung 
auch auf den Besitz oder Nichtbesitz der bürgerlichen 
Ehrenrechte erstrecken, dann erhält man noch zwölf Ab¬ 
teilungen und, wenn man gar die verschlechternden Elemente 
zu Abteilungen innerhalb derselben Anstalt zusammen tut 
oder in Anstalten zusammenfasst, 36 fernere Abscheidungen, 
da beide Geschlechter, Lebensalter und Stufen der Zu¬ 
rechnungsfähigkeit, die drei Freiheitsstrafen und der Ehr¬ 
verlust in Betracht kommen. Man gelangt so zu einer Auf¬ 
teilung in 72 Gruppen. Die kleinsten Bundesstaaten haben 
vielleicht nicht so viel oder gerade so viel Gefangene und 
es könnte sich ereignen, dass jeder eine eigene Gruppe 
zu bilden hätte. 

Die Sache bleibt dieselbe, wenn die Haft fällt, aber 
das Arbeitshaus hinzukommt. 

Indessen halte ich besandere Anstalten für die Un¬ 
verbesserlichen dann nicht für nötig, wenn sie innerhalb 
der Zuchthäuser räumlich abgeschieden untergebracht 
-werden. Ebenso genügt es, dass die vermindert Zurech¬ 
nungsfähigen auf einer Station vereinigt werden. Der 
Unterschied, dass in § 70 Abs. 1 Satz 2 die Absonderung 
unbedingt, aber nur als vollständige Trennung, in § 63 
Abs. 5 dagegen als Unterbringung in besonderen Anstalten 
oder Abteilungen mit der ausdrücklichen Bestimmung für 
vermindert Zurechnungsfähige, aber nur eventuell vorge¬ 
schrieben wird, will mir nicht in den Sinn. Endlich erachte 
ich es nicht für erforderlich, dass die Jugendlichen,^) ob 
voll oder vermindert zurechnungsfähig, nur in mehr oder 
weniger weiter Entfernung von den Anstalten für Erwachsene 
sollen eingesperrt werden dürfen. 

Die Zuchthäuser für Unverbesserliche werden in 
wenig überzeugender Weise begründet. Sie bedeuten eine 
erhebliche und dabei überflüssige Verteuerung des Straf¬ 
vollzuges. Ich habe probeweise eine Auszählung der an 
einem Tage vorhanden gewesenen Unverbesserlichen nach 
den Merkmalen des Vorentwurfes vornehmen lassen und 
unter den Weibern 4, unter den Männern 64 herausgefun- 

*) Solche weiblichen Geschlechtes sind in Hamburg zeitweise 
gar nicht, manchmal in nur einer oder zwei, gewöhnlich nicht mehr 
als drei Personen vertreten. 
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ja oft eine Gefängnis- oder Haftstrafe die Vorstufe des 
Arbeitshauses ist, also Transporte vermieden werden, wenn- 
von Anfang an die Unterbringung in einer Abteilung des 
Arbeitshauses- statthaft ist, so dass es später nur der Ver¬ 
setzung in eine andere bedarf. 

Der Vorentwurf spricht also bald von der Anstalt 
sc'hlechthin beim Gefängnisse (§17 Abs. 1 Satz 2), bald 
von besonderen Anstalten für Haftgefangene (§ 20 Abs. 1 
Satz 2), bald von ausschliesslich für die Zuchthausstrafe 
bestimmten Anstalten (§ 15 Abs. 1), bald von besonderen, 
ausschliesslich teils für Unverbesserliche, teils für vermin¬ 
dert Zurechnungsfähige bestimmten Anstalten § 89 Abs. 3 
Satz 1, § 63 Abs. 3) bald von besonderen, ausschliesslich 
und unter vollständiger Trennung von Erwachsenen für 
Jugendliche bestimmten Anstalten (§ 70 Abs. 1 Salz 1 in 
Verbindung mit § 21). Das führt zu um so mehr Unklar¬ 
heiten, als die Begründung zu § 20 Abs. 1 Satz 2 keine in 
die Augen fallende räumliche Trennung verlangt (S. 65); sie 
bei § 89 Abs. 3 Satz 1 mit Entschiedenheit fordert, bei § 70 

Abs. 1 Satz 1 trotz genauer Uebereinstimmung des Wortlautes 
mit § 89 a. a. 0. auf das bestehende Strafgesetz verweist 
(S 262),i) das eine völlige Trennung nicht gebietet, und 
bei § 63 Abs, 3 nichts sagt. Für Haftgefangene, Jugend¬ 
liche und vermindert Zurechnungsfähige gibt es ausserdem 
besondere, ausschliesslich für sie bestimmte Abteilungen 
statt solcher Anstalten. Dass für eine Abteilung ein für 
sich gelegenes Gebäude gefordert werden kann, habe 
ich oben ausgeführt, dass es vom Vorentwurfe für Jugend¬ 
liche und unter Umständen für vermindert zurechnungs¬ 
fähige Erwachsene gefordert wird, ergibt sich aus der 
Nebeneinanderstellung mit den Anstalten. Die Zweifel 
Averden beseitigt, wenn bestimmt Avird: ausschliesslich für 
Zuchthaus bezw. Gefängnis bezw. Arbeitshaus bestimmte 
Anstalten und ausschliesslich für Jugendliche bezw. ver¬ 
mindert Zurechnungsfähige bezw. Unverbesserliche be¬ 
stimmte Abteilungen. 

Ist Ehrverlust nur, aber auch stets Folge der Zucht¬ 
hausstrafe, dann fällt die Scheidung nach dem Besitze und 
dem Nichtbesitze der bürgerlichen Ehrenrechte von selbst 
fort und wird die Einzelhaft nach den unter b entAvickelten 
Gesichtspunkten geregelt, so bedarf es der Abteilungen 
oder Anstalten für den Mitgefangenen verderbliche Sträf- 

') lind das, obwohl § 21 die Forderung' des § 89 verschärft. 
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uiniiciitnng'eii 

liir^alt liiipe Grenze. Weiter heisst es, xifiss die Züeht- 
zii Arbeiten anziihnlteiii den Gefängnisstraflingen 
Arbeiten zu übertragen oder zuzinveisen, den Haftgefange* 
nen zuzuweisen sind. Wenn damit eine Abstufang gemeint 
sein soll, so bleibt sie auf dem Papiere stehen. Der i'Sache 
nach koraintAniles aiit das Nämliclie hinaus. Die Ver- 
pfliehtung zur Arbeit geStaitet sieli uiwi iiach folgenden 
Merkmalen verschiedenA^^^^^^^^ ^ ^ 

1. Zikditlhige shid zu Aussenai’boit; schlechthin, (fer 
fängnissträfiinge nur mit ihrer Zustiinmung verbundeii, 
während Haftgefangene, wie ich airs dem Schweigen des 
V''orentw urfes imd dei* Begrü ndung sebliesse, n icht ein mal 
mit ihrer Ziistiraniung herangezogen werden dürfen. Dass 
damit das Richtige getroffen, lässt sich, nanxeivtlrch .mh- 
gesiehts des ITmständes, dass llaftgefangene gTundsätzlich 
in Geraeinsidiaftshaft ge werden sollen, billig be¬ 

zweifeln. Im IJebrigen pflegen die Aussenarbeiten weder 
besonders sehwei^, noch unbeliebt zn sninA) Bei mir 


herrscht mehr Angebot als Nacdifrage hivd icli erlebe es 


selten, dass ein Oefängnissträfliugj tt es einmal an 
freiwilligen Meldungen fehlt, seine Zustirnttning verw eigert. 
Mit Aussenarbeiten ist leicht eine gewisse Blosstellung A'er- 
bunden und das Ehrgefühl der (iefängiiissträflinge so 
melir geschont Werden, als das der Züchtlinge. Deshalb 
w'ird am Plrfordernisse der Zustitinnung jener festzuhalten 
sein. Die ünterscheidüng fällt freilich für nicht \rcrti?fö 
Anstalten, bei denen es keine Aussenarbeit -gibt, iii das 
Wasser., ■ 

geaen- 


ihre Wünsche 


2, Bei Öefängnissträflingen soll auf 
wiirtigen oder zukünftigen Beruf und auf 
Rücksicht genommen werden, Nun haben aber viele keinen 
Beruf und ebenso viele wissen nicht, welchen sie in Zn- 
hunH betreiben werden. .Manche sprechen heute vori^^d 

'j Die Bftgriinchui«' b.ez.eicbi't**'' als wünÄChexiswevt; (ä; T.t!)V 
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morgen von einem anderen. Verständiger Weise werden 
die Rücksichten nur verlangt, soweit es die Einrichtungen 
der Anstalt zulassen. Diese werden nun aber selbst inner¬ 
halb desselben Staates bedeutend von einander ab weichen 
können und ein seine Aufgabe richtig erfassender Anstalts¬ 
leiter wird den Züchtling, wenn er für ihn in seinem Be¬ 
rufe Verwendung* hat, nicht lediglich um der Eigenschaft 
als Züchtling willen anders beschäftigen. Oft genug ist 
Mangel an geeigneten Berufsarbeitern, man ist froh, wenn 
einer zugeht und es wäre heller Wahnsinn, bei Bedarf etwa 
den Maurer nicht als solchen, sondern als Strurapfstricker 
oder sonstwie arbeiten zu lassen, nur damit ihm zu Ge- 
müte geführt werde, dass er strengem Arbeitszwange unter¬ 
liege. Dieser wird sich hiernach wirksam darin zu äussern 
haben, dass den Züchtlingen eine höhere Arbeitsleistung 
oder eine längere Arbeitszeit auferlegt oder eine geringere 
Arbeitsbelohnung zugestanden wird. Abgesehen • von der 
höheren Arbeitsleistung, die sich übrigens aus der längeren 
Arbeitszeit von selbst ergibt, deckt sich das mit den Grund¬ 
sätzen des Bundesrates. Wenn die Begründung auf S. 66. 
es als selbstverständlich ansieht, dass die Arbeitsleistung 
der Gefängnissträflinge geringer zu sein habe als die der 
Züchtlinge, so lässt sich dem entgegenhalten, dass davon 
in § 17 Abs. 1 im Gegensätze zu § 20 Abs. 2 Satz 2 nichts 
gesagt ist, so dass es in Ausführung des § 23 zweckmässig 
eingefügt wird. Aus dem Schw^eigen lässt sich gerade ini 
Hinblicke auf § 20 a. a. 0. das Gegenteil herleiten. Dass 
Selbstbeschäftigung im Verwaltungswege soll zugelassen 
werden dürfen (S. 66 der Begründung) vermag ich aus § 1 < 
Abs. 1 nicht herauszulesen. 

3. Die Haftgefangenen haben sich angemessen zu be¬ 
schäftigen, widrigenfalls ihnen Arbeiten zugeteilt werden. 
Dass letztere der Beaufsichtigung unterliegen, versteht sich 
von selbst, die Beaufsichtigung erstreckt sich aber auch 
auf die selbstgewählten Arbeiten. AVenn diese, angemessen 
sein sollen, so bezieht sich das auf die Verhältnisse der 
Anstalt, was zum Ausdrucke zu bringen, richtig ist. Dass 
es allein die Begründung auf S. 67 ausspricht, scheint nur 
nicht zu genügen. . Die Uebungen des Akrobaten oder 
Musik- oder Gesangsvirtuosen sind seinem Berufe durchaus 
angemessen, mit den Einrichtungen der Anstalt aber nicht 
vereinbar. Dass die zugewiesenen Arbeiten dem Berufe 
oder der Lebensstellung der Haftgefangenen entsprechen, 
ist nur dann möglich, wenn der eine oder die andere ge- 
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Der Vorentwurf unterstellt offenbar, dass es den Ge¬ 
fangenen vornehmlich auf die Selbstbeköstigung ankomrae. 
Das trifft aber keinesw^egs allgemein, vielmehr nur, sehr 
bedingt zu. Denn in Hamburg beispielsweise beköstigen 
sich kaum 2 % der Untersuehungsgefangenen selbst und 
unter den Sträflingen, namentlich im Gefängnisse, sind 
Selbstverpfleger weisse Raben. Welches Gericht soll übrigens 
entscheiden: das erkennende oder das des Vollstreckungsortes ? 
Und wird es immer zu einer sachgemässen Erledigung der Be¬ 
schwerden in der Lage sein ? Nach § 494 Abs. 1 Str.-Pr.-O. 
ist das Gericht erster Instanz für die gemäss §490 Abs. 1 
zu treffenden Entscheidungen, die sich aber nicht auf die 
Art des Strafvollzuges beziehen dürfen (Löwe Kommentar 
9. Aufl. S. 948 Anm. 2a zu § 490) zuständig. Wird der 
Grundsatz erst an einer Stelle durchlöchert, dann wird bald 
an anderen Bresche gelegt werden. 

Nach der Begründung steht die Beschwerde an ein 
Gericht nur bei Versagung der Selbstbeköstigung offen. 
Wenigstens erw’^ähnt sie ihrer bei den Auseinandersetzungen 
über die Selbstbekleidung nicht. Der von dieser Beschwerde 
handelnde Satz ist aber im Vorentwurfe von dem vorher¬ 
gehenden durch einen Punkt getrennt und der vorher¬ 
gehende Satz spricht sowohl von der Selbstbeköstigung 
als .von der Selbstbekleidung, so dass recht wohl die Aus¬ 
legung zulässig ist, auch die Beschwerde über Versagung 
der Selbstbekleidung gehe an das Gericht, Somit ist eine 
klarere Fassung nötig. Sonst lässt sich vielleicht ein ent¬ 
ferntes Gericht Lumpen schicken, um durch Augenscheins¬ 
einnahme festzustellen, ob sie eine angemessene Kleidung 
bilden. 

y) Die Bekleidung. 

Züchtlinge tragen Anstaltskleidung, Haftgefangene 
eigene Kleidung, Gefängnissträflinge diese, wenn sie sich 
im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden, sonst 
Anstaltskleidung. Hier gibt der Besitz der Ehrenrechte 
das Recht auf Selbstbekleidung, sodass von besonderen 
Gründen nicht die Rede ist. Die eigene Kleidung muss 
angemessen sein. Davon ist bei den Plaftgefangenen nicht 
die Rede. Die Begründung sieht das als selbstverständlich 
an (S. 69), dennoch ist es guG es im Texte zum Ausdrucke 
zu bringen. Die verschiedene Behandlung der Selbst¬ 
beköstigung und der Selbsbekleidung bei den Gefängnis¬ 
sträflingen erscheint mir nicht gerechtfertigt. Die Be¬ 
gründung sagt, die Selbstbeköstigung sei im Interesse der 


Ordnung und Disziplin in der Anstalt möglichst einzu¬ 
schränken (S. 69). Dann wird sie so ziemlich gegenstandslos 
sein. Die Auffassung wird offensichtlich von der Annahme 
beherrscht, dass die Speisen von aussen kommen. Darauf 
deutet der Hinweis des Missbrauches durch Einschmuggeln 
verbotener Gegenstände. Aber die Anstalt selbst kann, 
wie es in Hamburg geschieht, nach besonderer Vorschrift 
für Selbstverpfleger, die der Kostordnung für die Ange¬ 
stellten entspricht, zu festen Preisen liefern und die Ord¬ 
nung wird w^eniger gestört, wenn, was auch bei der An¬ 
staltsbeköstigung vorkoramt, ein Teil so, ein anderer anders 
bespeist wdrd, als wenn ein Teil Anstaltskleidung trägt, 
ein Teil in Kleidern der verschiedensten Formen und 
Farben sich bewegt. Dagegen ist Selbstbeköstigung, Selbst¬ 
bekleidung und Selbstbeschäftigung denjenigen zu versagen, 
die nach Massgabe der §§ 47 oder 18 Abs. 1 bestraft sind. 

d) Der Verkehr der Sträflinge nach ausserhalb soll 
sich bei Züchtlingen in engen Grenzen bewegen, bei Ge¬ 
fängnissträflingen an die durch die Ordnung in der Anstalt 
gebotenen Beschränkungen gebunden sein. Das sind Kaut¬ 
schukbestimmungen mit denen eben darum nichts anzu¬ 
fangen ist. Denn es ist an sich möglich, die durch die 
Ordnung in der Anstalt gebotenen Beschränkungen so zu 
fassen, dass sie den, Verkehr in enge Grenzen weisen, also 
den Unterschied zwischen Zuchthaus und Gefängnis inso¬ 
weit geradezu aufheben. 

Für die Haftgefangenen fehlt es an jeder Anordnung. 
Dass sie nicht im Sinne von Treu und L o h s i n g Verkehr 
haben können, soviel sie mögen, folgt aus § 20 Abs. 1 
Satz 1, denn zur Lebensweise, die der Beaufsichtigung 
unterliegt, gehört — mindestens in einer Strafanstalt — 
auch der Verkehr. Davon geht auch die Begründung aus 
(S. 70). Trotzdessen ist die gesetzliche Regelung nötig. 
Wenn die Begründung meint, der Verkehr solle möglichst 
ungehindert sein, so ist das doch nur im Rahmen der 
Ordnung der Anstalt möglich. Man denke sich eine An¬ 
stalt für 500 bis 600 Haftgefangene, deren jeder täglich 
im Durchschnitte nur einen Brief schreibt und empfängt 
und wöchentlich einen Besuch erhält. 

5. 

Ueber das, was nach der Begründung von unterge¬ 
ordneter Bedeutung ist, sodass es im Vorentwurfe nicht 
behandelt wird (S. 70), kann der Gefängnisbeamte und 
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werden die Gefangenen teilweise anderer Meinung sein. 
Was mit seinem Haare oder seinem Barte geschieht, geht 
manchen Sträfling weit näher an, als was aus seinem 
Verkehr nach aussen wird. Jedenfalls nicht von unter¬ 
geordneter Bedeutung ist, nach welchen Grundsätzen die 
Arbeitsbelohnungen bemessen, namentlich aber ^yelche 
Disziplinarmittel zulässig sein sollen. . Wie ich schon sagte, 
bietet der Vorentwurf teilweise zu viel, teilweise zu wenig. 
Er täte daher besser, auf ein Strafvollzugsgesetz zu ver¬ 
weisen und sich darauf zu beschränken, die Unterbringung 
zu ordnen, allgemein die Verpflichtung zur Arbeit auszu¬ 
sprechen und die Einzelhaft für zulässig zu erklären. 
Kommt die Haft zu Falle und hört die Blöglichkeit auf, 
neben Gefängnisstrafe auf Ehrverlust zu erkennen, so steht 
nichts im Wege oder ist es vielmehr geboten, den Ge¬ 
fängnissträflingen mit der in Abschnitt 4 b y hervorgehobenen 
Einschränkung, Selbstbeschäftigung, Selbstbeköstigung und 
Selbstbekleidiing zu gestatten. 

Zu 2 III. 6. 

Von Schärfungen ist in Deutschland bisher wohl fast 
nur aus Anlass derKämpfe um die kurzzeitigen Freiheitsstrafen 
gesprochen und geschrieben worden, um durch Einführung 
jener diese wirksamer zu gestalten. Der Vorentwurf schlägt 
einen völlig andern Weg ein. Unter Ausschaltung der 
Haftstrafe lässt er die Schärfungen bei Strafen in jeder 
Dauer zu, macht sie aber von Bedingungen abhängig, die 
sowohl in verkommener Gesinnung als in der voraussicht¬ 
lichen Unwirksamkeit des Strafvollzuges bestehen können. 
Die zweite Alternative darf aber nur eintreten, wenn Vor¬ 
strafen vorhergegangen sind. Damit hat wohl ein objek¬ 
tives dem subjektiven Momente gegenüber gestellt werden 
sollen, das allerdings einen weiten Spielraum freigibt, da 
es ganz auf das Gericht ankommt, auf Grund der wie¬ 
vielten Vorbestrafung es zu dej* vorauszusetzenden Unwirk¬ 
samkeit der neuen gelangt. Da von Vorbestrafungeii 
die Rede ist, werden es freilich mindestens zwei sein müssen. 
Die Massregel richtet sich mithin bei dieser Anwendung 
gegen den Rückfall, der gleichzeitig durch die in den 
§§ 88,- 89 angeordneten Straferhöhungen getroffen wird. 

Gegen die Weise, wie der Vorentwurf die vordem 
von vielen Seiten und mit grosser Entschiedenheit ge¬ 
lorderten Schärfungen verwirklichen will, wird aber leb¬ 
hafter Widerspruch laut. Nach meiner Meinung zu Unrecht. 




Ich ]iytlt^ 4 len §ilH föi' 

Eihxülhöj(:ev) his aut :fölgytirt3ll*i}riia& ?gei&^ 

’ ^i;) 0iB v-lfeliärfungoii^:. 'aa^eor^it^^ 




öll»it 'i^Tiialil; 
Ivö n IV Bll I sDn^^iv^uiigiroj^täu^t - 
MvivI-ein^ ^iio^aBÜu’kTder ■ 


bj ■ Wij’il ;,;!ius : Äbbßitsbraii^ic 

^'SÜviiJäd 

4ljjö' lieöiitv’^ lb:f^.lv/S au Aivvl} ^tbst 

; 'bäbalfci^a^bii^b i^^ Ä 

d'i "Es: v:aM%iiit 'M'Wbg^vi^ 1 

■■ ]jß5);t<f}' ?ut. yic ;Bf^|b^;;i|:br^ %tw 

iia4 bbd a idl'{1^ ■ d er; K Ibbste 
srVäj'eii vb{%acg'i¥ga]%eR scbv^^TO^^ 

4i^BcSieh;; 0j.‘wia8*;O' balibn^’iisf 

're|Mf ebiif ty->iia4sv4fac':’|^6:vsröh:nlfelb 

'./■iiv:^]fei;(;bpb;";4vefd(>v ' V ■•; 

öb Otb ycrb?i^tcl^iv> .^i'bdirllvo/lbii' aisb,^ 

; ■ :iii 

'. - vTiib xier Isbiulews ist 

voxr clpiv B'rteiisfasafJ bväi"|(,‘iit$ixi’ztv^^ 

.; Howail"ah'b vbt&U)ii^ biefep 

;';' ■^' 2X3^ €b ^ IXacA iiHXnpiSvuiÄbbäuip 

':' .al;#’p,rv4a^-l^ 

■ f) • l'vbijiifU’igtr gu {e ps't’bpb^ . ^: vvb|i %,\ vUw 

y Wi»:^ ' m /biiiWa 

;’',.' Ua 1 lai';^ i^vfb; atbbpU).: X(»iyya; Ütu :tlalttb;4iWyb; 'be^;:. 

ppIx'ageiV;", Waa wxi!- W guiairUfbäbilg^^ 

::'. Vzg)ay;d:abi^a ^ti^tä/bBdgüt^iiv Bw 
pzvidbTn ibfeU; Ubittiias: atuvii bbg 4ar^ v 
4a^^uirg 'g^<a ujufisi abex' brp^* wftbvepilpzvgjeä^U 
4w‘ ' ,45UiÜa4i'/ - _ V- .. . ' " ^ ^ 

,' 'Uabiflgßri.s es :abi.(lvit' rcad.ltbV.v4^4^ii?ib.iif^^ 

; gi;itpg';Ubbriuia: :Ua4 Wagbxbb^:^'|^ 

V:';uXU'• - (laxvMg ^waxitt-,mß::ia>ib-iiusiabbak:. vt■'■ 
' ÜviHa 4lp .^'XvbaxiäaeXgiXivggfij .?fögSäliibUj iIgxa 
lapJxaPlH^pbcai.f' ;p?ib" 1&W V4aö: ‘b a-?; abf v■ 
: Ä i^^PN daiict'. 

■ ailMigebifiPiwiV vdgui 

. pVfegtaila:' ilbjea: ^bfXpatäp^c 
' 4xa^;iv:lpjijpPviWlg.lbiabPa^ttt^ bw ftb$fe4U>W:^ 


augavi; 




556 


tinderer Veranlassung höchst zutreffend, dass eine den 
Vorschriften der Hausordnung entsprechende Führung 
nicht immer ein Zeichen der Besserung ist, ja nicht 
einmal einen sicheren Schluss darauf zulässt, dass 
die Strafe Eindruck auf den Gefangenen macht 
(S. 78). Einige Seiten später heisst es aber, bei einem 
Jahre guter Führung dürfe angenommen werden, dass 
die Strafe bessernd oder so eindrucksvoll ge¬ 
wirkt habe, dass weiterhin der gewöhnliche oder ein 
sich ihm annähernder Vollzug ausreiche (S, 88). 
Gerade diese Stelle bezieht sich auf den § 18 Abs. 3. 
,g) Auf welchem Wege ist der Wegfall herbeizuführen ? 
Ist der Antrag des Gefangenen erforderlich oder aus¬ 
reichend oder steht er daneben oder ausschliesslich 
der Gefängnis Verwaltung zu oder muss er von beiden 
Seiten vereint ausgehen? Ich würde jenem und dieser 
ein selbständiges Antragsrecht einräumen und nehme 
es für die Gefängnisverwaltung mit dem Hinweise 
darauf in Anspruch, dass in dem ähnlichen Falle* der 
vorläufigen Entlassung die Zustimmung des Gefangenen 
beseitigt werden soll. 

h) Lässt der Zustand des Gefangenen die Vollstreckung 
der Schärfungen nicht zu, so kann das Gericht die 
Strafe in angemessener Weise erhöhen, wie es nach 
§ 42 Abs. 3 das Arbeitshaus durch Gefängnis oder 
Haft von angemessener Dauer zu ersetzen hat. Es 
erhebt sich die Frage, wie die angemessene Erhöhung 
zu denken ist. § 88 Abs. 2 lässt sich dafür nicht 
heran ziehen. Ueberdies ist die Erhöhung bei fünf¬ 
zehnjährigem oder lebenslänglichem Zuchthause von 
selbst ausgeschlossen. Da ja nun die Schärfungen 
gerade den Zweck haben, den Verurteilten härter zu 
treffen, als es sonst geschähe, so muss an die Steile 
der Befugnis die Verpfichtung des Gerichtes zur Er¬ 
höhung der Strafe beim Wegfalle der Schärfungen 
gesetzt werden, damit die Dauer die Intensität ersetze. 
Wenn die Begründung anführt, es könne das Gericht 
die verschärfte Strafe eben der Verschärfung wegen 
kürzer bemessen haben als bei dem gewöhnlichen 
Strafvollzüge (S. 88), so halte ich solches Verfahren 
für unrichtig. Der § 18 verlöre damit in der Haupt- 
.sache seinen Wert. Die Schärfungen würden zu Ver¬ 
kürzungen der Strafen führen, während das richtige 
Verfahren das ist, dass das für die Tat passende Straf- 



mass gefunden und dann gefragt wird, ob zu diesem 

Strafmasse Schärfungen treten sollen. 

7. 

Der Vorentwurf unternimmt den Anlauf zu einer Art 
Strafvollzugsystemes. Die Begründung lehnt den pro¬ 
gressiven Strafvollzug als solchen ab, indem sie sich gegen 
dessen Schematismus wendet, macht sich aber die Grund¬ 
gedanken in ihrer Art zu eigen. Ich bekenne mich mit 
Entschiedenheit zum Prögressivsysteme, begeistere mich 
deswegen aber nicht für den Formalismus der Klassen¬ 
einteilung mit dem Markenkrame und verwerfe die Schablone 
der genau bemessenen Zeit der Einzelhaft und der Gemein¬ 
schaftshaft. Das Losungswort ist: richtige Individualisierung 
und Gruppierung, Der Vorentwurf verfällt aber selbst in 
den von ihm gerügten Fehler, indem er für den Anfang 
der Strafzeit die Einzelhaft in bestimmter Dauer, und zwar 
sogar für Züchtlinge und Gefängnissträflinge verschieden 
bemessen, vorschreibt, während es doch auf die Länge 
der Strafzeit und die Persönlichkeit ankommt. Die Be¬ 
gründung macht ferner geltend, das Progressivsystem be¬ 
vorzuge die Gemeinschaftshaft und doch tut der Vorentwurf 
nichts Besseres, wenn er bei beispielsweise zehn Jahren 
Zuchthaus sechs Monate Einzelhaft für genügend erklärt. 
Der Kernpunkt des stufenweisen Strafvollzuges, die all¬ 
mähliche Ueberleitung in die Freiheit, liegt ja garnicht 
darin und wird nicht dadurch verwirklicht, dass auf Einzel¬ 
haft Gemeinschaftshaft, zuletzt etwa bei Aussenarbeiten, 
vielleicht Zwischenanstalt und schliesslich vorläufige Ent¬ 
lassung folgt, sondern darin, dass der Zustand der strengen 
Gebundenheit sich nach und nach auflöst, indem stück¬ 
weise bis auf einen unentbehrlichen Restbestand eine Be¬ 
schränkung nach der anderen fallen gelassen oder ge¬ 
mildert wird. Das lässt sich durchführen, ohne dass z. B. 
die Einzelhaft aufgehoben wird, ja gerade die Zelle wird 
dazu die bequemste Gelegenheit bieten. Um nur Eins zu 
erwähnen, lassen sich Arbeiten denken, die ausserhalb der 
Zelle, selbst im Freien, verrichtet werden, ohne dass deshalb 
der Gefangene mit anderen Gefangenen zusammenkoinmt. 
Eine Annäherung an den Stand des freien Mannes erblicke 
ich z. B. in der Zulassung öfteren und längeren schrift¬ 
lichen und mündlichen Verkehrs, in der Vermehrung der 
zur Bewegung in frischer Luft bestimmten Zeit, in der 
Erlaubnis, diese statt durch Gänsemarsch in Schritt und 
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Tritt mehr nach Belieben auszunutzen, in der Gewährung- 
von Zeit und Gelegenheit, überhaupt oder mehr als sonst 
gestattet, für sich selbst tätig zu sein (etwa durch Lesen, 
Schreiben, Zeichnen, Anfertigen von Probestücken, Mustern 
oder Modellen), in steigender Arbeitsbelohnung, soweit im 
Rahmen des Tarifes zulässig, in erweiterter Befugnis zur 
Verfügung über die Arbeitsbelohnung, auch zur Beschaffung- 
von Zusatznahrungsmitteln, wenn solche an sich erlaubt, 
sei es in grösserer Menge, sei es zu höheren Preisen, sei 
es in grösserer Auswahl, sei es in der Dreiheit vereint, 
endlich in der erwünschten oder gewünschten Heranziehung 
zu Arbeiten ausserhalb der geschlossenen Räume, alles 
das natürlich nicht auf einmal, sondern nacheinander und 
nicht bei jedem in ganzer Ausdehnung, sondern in Einzel¬ 
fällen mit zielbewusster Beschränkung auf das Eine oder 
Andere oder Mehreres zusammen. Dazu gehören natürlich 
mittelgrosse Anstalten mit reichlichem Beamtenpersonale, 
nicht Massenkäfige, wie sie früher beliebt waren und hier 
und da noch beliebt sind, für 1000 bis 1500 und mehr 
Köpfe. Daneben erhebt sich die Frage, ob nicht die starre. 
Hausordnung selbst einige Abschwächungen vertrüge. 

Der § 22 verrät eine nicht gerade glückliche Hand. 
Das Mass der Einzelhaft und das Mass der Gemeinschafts¬ 
haft erwecken mir Bedenken, ausserdem wird § 22 Abs. 1 
Satz 1 durch Abs. 2 Satz 1 und 2 mittelbar aufgehoben. 
Auch Abs. 5 bedeutet eine Durchbrechung. Denn, wenn 
der Gefangene auf seinen Wunsch während der gesamten, 
noch so langen Strafdauer in Einzelhaft gehalten wird, 
fällt das System des Vorentwurfes in das Wasser. 

Diese Einwilligung darf übrigens nicht, wie es S. 75 
der Begründung tut, als jederzeit widerruflich behandelt 
werden, sonst hat sie keinen Wert. Niemand zwingt den 
Gefangenen, die Erklärung abzugeben, er ist sich bewusst, 
was sie bedeutet, und daher an sie gebunden, falls er 
nicht in der Lage ist, triftige Gründe für den Rücktritt 
geltend zu machen. Sonst hat er es in der Hand, sieb 
heute zum Weiter verbleiben in der Einzelhaft zu ver¬ 
pflichten, morgen davon abzugehen, übermorgen damuf 
zurückzukommen und das Spiel cum gratia in inßnituw 
tortzusetzen. 

Die Begründung behauptet, die Gemeinschaftshaft 
mache die Entziehung der Freiheit weniger fühlbar als die 
Einzelhaft (S. 72),. weil sie den Ernst der Strafe wenigem 
hervorkehre (S. 74). Ist das unbebingt richtig? Der Zellen- 
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gefangene ist nicht einmal räumlich vereinsamt, denn er 
hat auf dem Spazierhofe, in der Schule und in der Kirche 
und selbst in der Zelle andere Gefangene neben, über, 
unter, vor oder hinter sich und durch die Zellenbesuche 
regen geistigen Verkehr. Die Erschwerung des Verbin- 
dungsuchens erleichtert es, davon abzustehen. In der 
Gemeinschaftshaft stehen die Gefangenen sich körperlich, 
aber nicht geistig näher, denn der Verkehr, selbst das 
blosse Sprechen miteinander, ist auch ihnen verboten, dabei 
die Gelegenheit soviel bequemer und der Anreiz soviel 
grösser und deshalb das Verbot, wenn auch notwendig, 
soviel härter. Es ist doch schwerer, den Verkehr zu 
lassen, der sich fast ungesucht bietet, als denjenigen, der, 
wenn er nicht gesucht wird, sich nicht bietet. In der 
gemeinsamen Haft darf der Platz nur mit Erlaubnis ver¬ 
lassen werden, die Zelle gewährt eine gewisse Freiheit 
der Bewegung. Ich weiss natürlich, dass die tatsächlichen 
Verhältnisse mit alle dem nicht durchaus übereinstimmen, 
wohl sogar davon bedeutend abweichen. Aber der Vor¬ 
entwurf will mindestens insofern einen Ausgleich schaffen, 
als die Hauptquelle der „Zerstreuungen und Unterhaltungen“ 
(S. 71), nämlich die Gemeinsamkeit bei Nacht, durch Tren¬ 
nung verstopft werden soll, und das mit Recht. Zieht 
man ferner in Betracht einerseits, dass wohl überall eine 
Trennung der Freistunde durch einen Abstand von meist 
nicht unter fünf Schritten von einem Gefangenen zum 
andern eingeführt ist, dass die nächtliche Trennung schon 
vielfach besteht, dass es sogar Anstalten gibt in denen 
Gefangene der Geraeinschaftshaft an Plätzen mit reichlichem 
Abstande und Zwischenräume von einander einzeln arbeiten, 
andererseits, dass der Krimskrams der Masken, der ge¬ 
deckten Einzelsitze in Kirche und Schule und der ge¬ 
mauerten Einzelspazierhöfe nicht mehr nachgemacht, wmhl 
sogar, wo er besteht, abgeschafft wird, dann ist der Unter¬ 
schied zwischen Einzelhaft und Gemeinschaftshaft nicht 
mehr so gewaltig, weil sich diese jener mit starken Schritten 
genähert hat oder nähert. 

Die Arbeiten in der Zelle und im Gemeinschaftssaale 
können dieselben sein. Sind sie verschieden, so pflegen 
jene nicht schwerer, sondern leichter zu sein als diese. 
Die Zelle ermöglicht weit mehr eine hausgerechte Führung 
und damit die von solcher abhängigen Vergünstigungen. 
Wer in der Einzelhaft wiederholt bestraft werden muss, 
legt es geradezu darauf an, während in der Gemeinschafts- 
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haft der Anlass zu Disziplinarverstössen nahezu in der 
Luft liegt. 

8 . 

Ich habe behauptet und behaupte, dass die vorläufige 
Entlassung innere Berechtigung habe und ein nicht bloss 
zufälliges Dasein führe, sondern organisches Leben besitze, 
nur als Glied eines progressiven Strafvollzuges. Mitter- 
maier erklärt sie bei jeder Art des Strafvollzuges für 
verwertbar und nutzbringend und sieht in der Einrichtung 
die Verkörperung von etwas Allgemeingültigem und deshalb 
der geschichtlichen Anklänge zu Entkleidendem. Ich lege 
das Gewicht nicht auf die Erscheinungsform, sondern pf 
das Wesen des progressiven Vollzuges, den ich namentlich 
dann verlange, wenn die vorläufige Entlassung soll nicht 
bloss eintreten können, sondern müssen. 

Letzteres lehnt der Vorentwurf ab und verfährt damit 
insofern folgerichtig, aber auch im Sinne meiner Auffassung, 
als die Begründung auseinandersetzt, warum von der Aus- 
und Durchführung eines bestimmten Vollzugssystems Ab¬ 
stand genommen sei. 

Gegen die §§ 26 bis 29 habe ich das Wenigste ein¬ 
zuwenden, sie bringen wesentliche Verbesserungen. Ob es 
notwendig ist, die drei Viertel der Strafzeit auf zwei 
herunterzusetzen, möge auf sich beruhen. Was a^ S. 100, 
101, 104 der Begründung dafür angeführt wird, ist keine 
Begründung. Dass es sich dabei mehr oder weniger uni 
eine Gefühlssache, wenn nicht um Willkür handelt, erhellt 
daraus, dass der Entwurf des Str.G.B. sich mit Verbüssung 
der halben Strafzeit begnügte, das Gesetz drei Viertel ver¬ 
langt und der Vorentwurf zwei Drittel, beim Arbeitshause 
aber schon die Hälfte für richtig hält. Wünschenswert ist 
eine Klarstellung, wie sich die zwei Drittel zu dem Jahre 
zu verhalten haben. Sollen sie mindestens ein Jahr aus¬ 
machen, dann wäre die niedrigste Strafe, bei der die vor¬ 
läufige Entlassung eintreten könnte, 18 Monate. Das abei 
wäre das Gegenteil des Gewollten, nämlich der Erweiterung 
der Massregel. Der im geltenden Rechte bestehende Zweifel 
soll sich doch nicht fortpflanzen. , 

Ich vermisse ferner eine Entscheidung darüber, on 
eine Zusammenrechnung von Anschlusstrafen soll statt¬ 
finden dürfen, was z. B. nach Ministerialverfügungen m 
Preussen und Württemberg Rechtens, nach meiner Aut- 
lassung aber nicht zulässig ist. 



Die Ausführungen, weshalb Lebenslängliche von der 
vorläufigen Entlassung ausgeschlossen bleiben sollen, wirken 
auf mich dadurch nicht überzeugender, dass sie so umfang¬ 
reich sind. Grosse Bedeutung hat die Sache nicht, so geringe 
wie es die Begründung darstellt, aber auch nicht, denn 
immerhin befinden sich allein im hiesigen Gefängnisse I 
sieben Züchtlinge auf Lebenszeit. 

§ 27 Abs, 3 bedarf der Aenderung. Denn, wer etwa 
sechs Monate früher entlassen ist, hat sich zwei Jahre zu 
bewähren, wer zwei Jahre früher entlassen ist, nicht länger 
und wer fünf Jahre früher entlassen ist, diese Zeit über. 
Die Bewährungsfrist sollte soviel betragen, als der ver- 
büsste Strafteil. 

lieber die einstweilige Festnahme aus dringenden 
Gründen des öffentlichen Wohles lässt sich die Begründung 
nicht aus. Mir ist die Sache selbst durch Gör lieh nicht 
klar gemacht worden. 

Der Widerruf sollte geboten werden, statt bloss zu- 
gelassen zu sein. 


9. 

Die Erörterungen über die Freiheitsstrafen schliessen 
hier mit der Besprechung noch nicht berührter Einzelheiten. 

Die Bestimmung, dass die Zuchthausstrafe nur nach 
vollen Monaten bemessen werden darf, ist gefallen. 

Das Wertverhältnis von Haft zu Gefängnis scheint 
mir nicht richtig. Der Unterschied zwischen jener und 
diesem ist weit erheblicher als der zwischen Gefängnis und 
Zuchthaus. Ich halte daher die Gleichung Haft: Gefäng¬ 
nis = 1 : Y 2 für zutreffender. 

Wird das Arbeitshaus zur Strafe erhoben, so schlage 
ich die Formel: acht Monate Arbeitshaus gleich zehn Monaten 
Gefängnis vor. Denn bei ihm darf weder von Selbstbe¬ 
kleidung und Selbstbeköstigung, noch von der meinerseits 
für das Gefängnis beanspruchten Selbstbeschäftigung die 
Rede sein. 

Aber auch für den Fall, dass nach § 42 Abs. 1 und 3 
des Vorentwurfes Arbeitshaus an die Stelle von Gefängnis 
oder Haft an die Stelle von Arbeitshaus treten soll, bedarf 
es der Festsetzung eines Wertverhältnisses. Jetzt können 
vier Wochen Gefängnis oder Haft drei Jahren Arbeitshaus 
oder sechs Monate Arbeitshaus drei Monaten Gefängnis 
oder Haft gleichgestellt werden. Das ist ein unmöglicher 
Zustand. 
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Da es übrigens eine achtmonatige Zuchthausstrafe 
nach dem Vorentwurfe — anders nach meinem Vorschläge — 
nicht gibt, muss es logischer heissen: zwölf Monate Ge¬ 
fängnis sind acht Monaten Zuchthaus gleich zu achten. 

10 . 

Ich komme zu den sichernden Massnahmen. 

L Die wichtigste und einschneidendste ist das Arbeits¬ 
haus.. Dass es Strafe sein müsste und im Vorentwurfe nur 
formal nicht ist, habe ich des Längeren nachgewiesen. Ich 
beziehe mich noch auf S. 51 Anm. 3 der Begründung, dass 
das Arbeitshaus im geltenden Rechte nicht Haupt-, sondern 
nur Nebenstrafe, also doch immerhin Strafe sei. Das 
Arbeitshaus des Vorentwurfes trägt aber, wie eine Ver¬ 
gleichung seiner Festsetzungen mit § 362 Abs. 2 St.G.B. 
ergibt, die Eigenschaft der Strafe in weit höherem Masse 
an sich. Aber selbst wenn es dabei bliebe, dass es sichernde 
Massnahme sein solle, wäre es Freiheitsentziehung und 
dürfte sich der Vorentwurf, da- er sie vom Gerichte aus¬ 
sprechen lassen will, der Anordnungen darüber, wie er sich 
den Vollzug denkt, nicht entschlagen. Auch kann man 
streiten, ob nicht die Dauer auf fünf Jahre erhöht werden 
soll, wie ich es für das Arbeitshaus als Strafart empfohlen 
habe. Im XJebrigen verdient der § 42 bis auf den Umstand, 
dass das Arbeitshaus an die Stelle von Gefängnis oder Haft 
von gewisser Dauer soll treten können, wenn es doch nun 
einmal nur sichernde Massnahme sein soll, Billigung. 

II. Wer wegen mangelnder Zurechnungsfähigkeit frei¬ 
gesprochen oder ausser Verfolgung gesetzt • oder bei ver¬ 
minderter Zurechnungsfähigkeit verurteilt worden ist, 
ist, wenn es die öffentliche Sicherheit erfordert, in einer 
öffentlichen Heil- oder Pflegeanstalt unterzubringen, eine 
ebenso willkommene als notwendige Neuerung. Der zweite 
Satz des § 65 Abs. 1 ist so, wie er dasteht, nicht recht zu 
verstehen. Denn das „ausserdem“ kann dahin, ausgelegt 
werden, dass auch noch die Unterbringung in einer Trinker¬ 
heilanstalt stattfinden darf, für' welchen Fall man nicht 
wüsste, wie Beides zu vereidigen wäre. Nach der Be¬ 
gründung ist an die Fälle gedacht, in denen die öffentliche 
Sicherheit die Verwahrung in einer öffentlichen Heil- oder 
Pflegeanstalt nicht erfordert. Weniger missverständlich 
ist deshalb die Fassung: War der Grund der Bewustlosig- 
keit selbstverschuldete Trunkenheit und erfordert die öffent- 
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Leben gewöhnt werden.^) Also handelt es sich mehr um 
die Bekämpfung der Trunksucht als solcher als die Be¬ 
kämpfung der aus ihr entsprungenen Straftat. Diese als 
eine von vielen Formen, in denen die Trunksucht zutage 
tritt, bietet den Anlass, die Quelle mannigfachen Unheiles 
zu verstopfen. Wer ungesetzlich lebt, lebt aber deswegen 
allein nicht ungeordnet. Andererseits hat er vielleicht 
niemals gesetzmässig oder geordnet gelebt, so dass er nicht 
„wieder“, sondern erst daran zu gewöhnen ist. 

IV. Von der staatlich überwachten Erziehung neben 
einer Freiheitsstrafe habe ich in Abschnitt 1 gesprochen. 

V. Die Polizeiaufsicht ist auf die Aufenthaltsbe¬ 
schränkung, allerdings ihre einschneidendste Wirkung, be¬ 
schränkt worden. Gerade gegen sie hat man sich aus 
Anlass des Falles des Hauptmannes von Köpenick mit 
besonderer Schärfe gewandt. Aber es soll das Kind nicht 
mit dem Bade ausgeschüttet werden. Es muss möglich 
sein, Massenanhäufungen schwerer Verbrecher an einem 
Orte zu verhindern. Dabei lässt sich sehr wohl mit 
Schonung gegen den einzelnen und mit Zulassung von 
Ausnahmen Vorgehen. Die Entlassenen dürfen nicht von 
Ort zu Ort gehetzt werden. Dem Falle Voigt lassen sich 
ähnliche an die Seite setzen^). Das beweist zwar Un¬ 
geschick, meinetwegen Unverstand, aber nicht die Ver¬ 
werflichkeit der Massregel an sich. Denn was ist gegen 
Verkehrtheiten geschützt? Betrachte man auch die Kehr¬ 
seite, was geschehen w'äre, wenn Voigt in Wismar wieder 
einen Einbruch begangen hätte. Mit welcher Geschäftigkeit 
wären die schlimmsten Angriffe erhoben worden, dass die 
Polizeibehörde nicht auf dem Platze gewesen sei, wozu sie 
die Ausweisungsbefugnis habe, wenn sie diese nicht gegen 
einen solchen Menschen^) ausnützen wolle. 

Ich empfehle in mir geeignet scheinenden Fällen, die 
Polizeiaufsicht und damit die Ausweisung aufzuschieben, 
bis der Betreffende sich irgendwie unliebsam bemerkbar 
macht, und finde damit stets Entgegenkommen. Das Ver¬ 
fahren, von der Polizeiaufsicht keinen Gebrauch zu machen. 

In § 42 Abs. 1 ist von einem gesetzmässigen und arbeits- 
samen, in § 69 Abs. 2, Satz 1 nur von einem g’esetzmässigen Leben 
die Rede. ® 

■) Deswegen gdaube ich durchaus nicht allen, die, wie seitdem 
in Schwang gekondmen, sich als Opfer der Polizeiaufsicht geberden. 

) Lindaus Verhimmelung des Mannes („Ausflüge ins Krimi¬ 
nalistische“ S. 270: der köstliche, S. 272: der herrliche Hauptmann) 
ruckt che Persönlichkeit in ein unverdientes Licht. 
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so lange die Entlassenen sich der geordneten Aufsicht eines 
Fürsorge Vereines unterstellen, ist in Preussen und vielleicht 
anderwärts ministeriell angeordnet oder doch — wie in 
Hamburg — üblich und auf die blosse Aufenthaltsbe- 
ohne Weiteres übertragbar. Aehnlich § 28 
Abs. 1 des Vorentwurfes. Ich würde freilich die Aufent- 
naltsbeschränkung überhaupt, namentlich aber im Hinblicke 
auf meine Abgrenzung des Zuchthauses von den anderen 
Freiheitsstrafen, nur bei jenem für zulässig erklären. 

Und nun das Wirtshausverbot. Die Begründung 
gibt zu, dass es für grosse Orte so gut als wirkungslos sei, 
vermeint aber, es vermöge unter kleinen Verhältnissen 
gute Dienste zu leisten. Damit richtet sie selbst diese 
^chernde Massnahme. Ob in grossen oder in kleinen 
Urten mehr getrunken wird und wo deshalb Trunkenheit 
öfter vorkommt, weiss ich nicht und kann in einer Gegend 
so, in einer anderen anders sein. Sicher ist aber wohl, 
dass die grossen Orte mehr Gelegenheit und Stätten 
zum Trinken bieten und darum mehr dazu anreizen. Ein 
Eritiker macht darauf aufmerksam, dass das Wirtshaus¬ 
verbot in einer kleinen Ortschaft, in der jeder jeden kennt, 
den davon Betroffenen unverhältnismässig und in einer 
vom Vorentwurfe nicht gewollten, oder, wenn gewollt, 
dicht zu rechtfertigenden Weise schädigen könne, weil er 
dem Gespötte ausgesetzt sein werde, aber auch durch ge¬ 
schäftliche Beeinträchtigung wirtschaftliche Nachteile haben 
könne. Die Richtigkeit dieser Bemerkung ist nicht von 
der Hand zu weisen, steht aber im Hintergründe gegen- 

Tatsache, dass eine Massregel eingeführt werden 
soll, die einen durch nichts begründeten und von äusser- 
jichen und zufälligen Umständen abhängigen Unterschied 
Ihrer Wirksamkeit mit auf die Welt bringt. Ferner; wie 
^it reicht sie ? Nach der Wortfassung erstreckt sie sich 
dber das Geltungsgebiet des zukünftigen Strafgesetzbuches, 
denn es ist die Rede vom Besuche der Wirtshäuser, also 
^ch aller. Oder soll das Gericht das Verbot auf den 
Wohnort des Verurteilten oder die Grenze seines Bezirkes 
beschränken können? Dann bedarf es nur des Verziehens 
id eine benachbarte Gemeinde oder einen dicht angrenzenden 
Gerichtssprengel, etwa, um ein mir naheliegendes Beispiel 
dnzuführen, von Hamburg nach Altona oder Wandsbeck 
oder umgekehrt. Die Vorschrift ist aber nicht einmal 
fogisch. Sie hat nur dann Sinn, wenn die Trunkenheit 
*di Wirtshause entstanden ist, um zu verhüten, dass sie 
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sich dort wiederhole. Was soll aber das Verbot, wenn der 
Täter sich anderswo, z. B. zu Hause oder in der Wohnung 
von Verwandten oder Bekannten, betrunken hat? Welche 
Schuld tragen daran die Wirtshäuser? Und wie, wenn 
der Bestrafte das ihm verbotene Wirtshaus nicht betritt, 
sondern den Alkohol von dort holen lässt und sich daran 
vor dem Eingänge oder daheim betrinkt? Woher muss 
der Wirt seine Wissenschaft haben, um dem § 308 Ziff. 2 
zu verfallen ? Soll ihm die Polizei, wie es zur Zeit meiner 
staatsanwaltschaftlichen Tätigkeit im oberschlesischen 
Industriebezirke üblich war, eine Art schwarzer Liste der 
Trunkenbolde, denen geistige Getränke nicht verabfolgt 
werden dürfen, zustellen oder würde es genügen, dass ihm 
das Verbot irgendwie und von irgendwoher zur Kenntnis 
konimt ? Ich bin gewiss für scharfe Bekämpfung des 
Alkoholmissbrauches und habe schon vor Jahren ge¬ 
schrieben,^) was sich in der Begründung auf S. 158 findet, 
nämlich dass Aufklärung des Volkes not tue und dem 
Alkohol nicht bloss mit strafrechtlicher Behandlung, sondern 
auch mit der Gewerbe- und Steuergesetzgebung beizu¬ 
kommen sei, aber das Wirtshausverbot verwerfe ich, weil 
ich es für eine teils untaugliche, teils zweischneidige Waffe 
halte. 

Nebenbei gedenke ich der Merkwürdigkeit, dass das 
Wirtshausverbot wohl bei Trunkenheit, nicht aber bei Trunk¬ 
sucht soll erlassen werden dürfen. Für die Trunksucht 
sind schärfere Massregeln in Aussicht genommen. Werden 
sie aber stets anwendbar sein, oder angewandt werden und 
bietet sich, wenn und wo dies nicht der Fall, nicht in dem 
Wirtshaus verbot, sofern man es haben will, Ersatz oder 
Ergänzung und sollte sich nicht selbst gelegentlich zunächst 
ein Versuch mit ihm lohnen? 

11 . 

Die Begründung rechnet mit einer Uebergangszeit 
von zehn Jahren, bis die durch den Vorentwurf bedingten 
baulichen Vorkehrungen beendet sein werden (S. 76, 77). 
Sie tut recht daran, beweist aber damit, welche gewaltige 
Opfer den Bundesstaaten zugemutet werden. Durch den 
Hinweis darauf, dass sich kleinere zusammentun mögen 
(S. 64, 367), wird nicht viel geändert, denn es bleibt frag¬ 
lich, ob und inwieweit es angeht und nützlich ist und nicht 

') „Das Strafensystem und seine Reform“ S. 9 bis 10. 



— 56 7 — 

■' *' 

auf andere Weise, z. B. Transporte, Kosten entstehen, die 
den teilweisen Ersparnissen ganz oder teilweise gleich- 
kominen. Um so gebieterischer tritt an uns, als die am 
Strafvollzüge Nächstbeteiligten, die Pflicht der Prüfung 
heran, was etwa überflüssig ist oder sich vereinfachen 
lässt. An dem Vorentwurfe hat, so wünschenswert es 
gewesen wäre, kein Gefängnispraktiker mitgearbeitet. Die 
Hinzuziehung eines solchen bei der Aufstellung des end- 
giltigen Entwurfes ist daher dringend zu fordern. 

12 . 

Das Ergebnis meiner Untersuchungen enthalten die 
folgenden Leitsätze: 

I. Die notwendige Ergänzung des neuen Strafgesetz¬ 
buches hat ein gleichzeitig mit ihm in Kraft 
tretendes Strafvollzugsgesetz zu bilden! 

II. Zur Ausarbeitung beider Gesetze sind ein oder 
mehrere Gefängnisbeamte mit umfangreicher Er¬ 
fahrung heranzuziehen. 

III. Die Freiheitsstrafen sollen bestehen in Zuchthaus, 

Gefängnis (Einschliessung) und Arbeitshaus. 

IV. a. «) Auf Zuchthaus ist zu erkennen, wenn die Tat aus 
eingewurzelter Ehrlosigkeit hervorgegangen ist. 

ß) Wo das Gesetz die Wahl zwischen Zuchthaus und 
einer anderen Freiheitsstrafe lässt, ist auf jenes 
zu erkennen, wenn die Tat aus eingewurzelter 
Ehrlosigkeit hervorgegangen ist. 

y) Die Zuchthausstrafe wirkt von selbst entehrend 
und ist von selbst mit dem Verluste der bürger¬ 
lichen Ehrenrechte verbunden. 

<5) Die Umwandlung von Zuchthaus in eine andere 
Freiheitsstrafe ist unzulässig. 

f--) Die Zuchthausstrafe ist zu schärfen unter den 
Voraussetzungen und mit den Wirkungen des § 18 
des Vorentwurfes. 

C) Der Mindestbetrag der zeitigen Zuchthausstrafe 
ist beim Vorliegen mildernder Umstände oder be¬ 
sonders leichter Fälle sechs Monate, sonst ein 
Jahr. Im Uebrigen wie im Vorentwürfe. 

>]) Die Zuchthausstrafe wird in ausschliesslich dazu 
bestimmten Anstalten vollstreckt, innerhalb deren 
Abteilungen für Unverbesserliche und vermindert 
Zurechnungsfähige zu bilden sind. 
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/>) Die Zuchthausstrafe ist mindestens im Anfänge in 
Einzelhaft zu vollstrecken. 

0 Die Dauer der Einzelhaft beträgt bei ununter¬ 
brochener Vollstreckung fünf Jahre und kann 
verlängert werden, wenn der Sträfling sich als 
für die Gemeinschaftshaft ungeeignet erweist oder 
Mitgefangene in erheblicher Weise dauernd schlecht 
beeinflusst. 

b. a) Auf Arbeitshaus ist zu erkennen, wenn die Tat 
aus Arbeitsscheu oder Liederlichkeit hervorge¬ 
gangen ist. 

ß) Die Arbeitshausstrafe kann mit dem Verluste ein¬ 
zelner bürgerlicher Ehrenrechte verbunden werden. 

7 ) Die Arbeitshausstrafe ist zu schärfen unter den 
Voraussetzungen und mit den Wirkungen des §18 
des Vorentwurfes. 

5) Die Arbeitshausstrafe beträgt mindestens einen 
Monat, höchstens fünf Jahre. 

s) Die Arbeitshausstrafe wird in ausschliesslich dazu 
bestimmten Anstalten vollstreckt, innerhalb deren 
Abteilungen für vermindert Zurechnungsfähige zu 
bilden sind. 

C) Die Arbeitshausstrafe kann mindestens im Anfänge 
in Einzelhaft vollstreckt werden. 

t] ) Die Dauer der Einzelhaft beträgt fünf Jahre. 

e. a) Die Gefängnisstrafe (Einschliessung) kann mit dem 
Verluste einzelner bürgerlicher Ehrenrechte ver¬ 
bunden werden. 

ß) Die Gefängnisstrafe ist zu schärfen unter den Vor¬ 
aussetzungen und mit den Wirkungen des § 18 
des Vorentwurfes. 

7 ) Die Gefängnisstrafe ist entweder eine lebensläng¬ 
liche oder eine zeitige. Die zeitige Gefängnis¬ 
strafe beträgt mindestens eine Woche, höchstens 
fünf Jahre, wenn .sie wahlweise neben Zuchthaus 
angedroht ist, fünfzehn Jahre. 

5) Die Gefängnisstrafe wird in ausschliesslich dazu 
bestimmten Anstalten yollstreckt, innerhalb deren 
Abteilungen für vermindert Zurechnungsfähige und 
für Jugendliche zu bilden sind. Es ist dafür zu 



sorgen, dass eine Berührung zwischen Erwachsenen 
und Jugendlichen nicht sattfindet. 

C) Wie zu a, &, i. 

V. a. Das Wirtshausverbot eignet sich nicht zur sichern¬ 
den Massnahme. 

b. Die Aufenthaltsbeschränkung ist nur neben der 
Zuchausstrafe zulässig. 

IV a t], und < IV b e und t und IV c d und e gehören an 
sich nicht mehr in das Strafgesetzbuch, sondern in das 
Strafvollzugsgesetz. Ich habe sie aber mitaufgestellt, um 
sie ihrer grundsätzlichen Bedeutung wegen festzulegen, und 
mehr Einzelheiten im Hinblicke auf I und II nicht aufge¬ 
nommen. Vielleicht bringt jeder der Mitberichterstatter 
ebenso viele und dabei andere zur Sprache. Auch aus 
diesem Grunde ist Beschränkung geboten. Ueberdies sollen 
in Leitsätzen nur die wichtigsten Gesichtspunkte zum Aus¬ 
drucke kommen. 



Die Freiheitsstrafen und ihr Volizug 

und die sichernden Massnahmen im Vorentwurfe zu einem 
deutschen Strafgesetzbuche 

(§§ 14—29, 42—43, 53, 63,3—65) 

von Oberregierungsrat Reich, Bautzen. 


Der VorentwLirf ist nun seit Jahr und Tag der Oeffent- 
lichkeit zugängig gemacht. Wer sich die Mühe genommen 
hat, die vorgeschlagenen Gesetzesbestimmungen nebst ihrer 
ausserordentlich eingehenden Begründung in Verbindung 
mit den einschlägigen Ausführungen der „Vergleichenden 
Darstellung des deutschen und ausländischen Strafrechts“ 
zu studieren, der wird den Eindruck gewonnen haben, 
dass hier ein gewaltiges Stück Geistesarbeit und Gelehr¬ 
samkeit vorgelegt wurde, wie es in ähnlicher Weise kaum 
jemals der blossen „Reform“ eines bereits bestehenden 
Gesetzes vorauf gegangen sein dürfte. Beweis genug, 
welch grosser Wert an massgebender Stelle auf das neue 
Gesetz gelegt wird, das so viel Wehe für gefallene Menschen 
enthalten muss, weil es bestimmt ist, neben aller Rück¬ 
sichtnahme auf die Gebote der Menschlichkeit, der strengen 
Gerechtigkeit zu dienen, indem es eine jede Straftat mehr 
als jetzt mit dem lebendigen Masstabe der individuellen 
Verschuldung messen und vermehrten Schutz bringen soll 
nicht bloss der Gesellschaft, sondern auch den ganz 
Schwachen unter den Gefallenen. 

Es war vörauszusehen, dass der VE. alsbald viele 
gelehrte, juristische wie medizinische und journalistische 
Federn in Bewegung setzen würde, die denn auch vom 
akademischen wie praktischen Standpunkte aus Lob und 
Tadel darüber ausgegossen haben. Erfreulich ist aber, 
dass das erstere zu über wiegen scheint. 

Mag es darum auch dem Strafvollzugsbeamten Ver¬ 
gönnt sein, an seinem bescheidenen Teile zu den Straf¬ 
mitteln des VE. sich zu äussern. 

Ich beschränke mich dabei wunschgemäss lediglich 
auf die Bestimmungen des VE. über die Freiheits- 
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strafen, die allein in das Fach des Gefängnisbeamten 
schlagen und werde andere Bestimmungen nur soweit 
streifen, als sie mit diesen Strafen in Verbindung stehen. 


Ich finde, dass der VE. zwar erfreulichen Anlauf 
nimmt, der Persönlichkeit der Rechtsbrecher mehr 
als bisher Rechnung zu tragen, doch reicht dieser Anlauf 
nach meiner Ansicht für eine zweckmässigere Bestimmung 
und Unterscheidung der Straf arten und für eine nutz¬ 
bringendere Gestaltung des Strafvollzuges nicht aus. 

Jede Straftat erhält doch ihre rechte Beleuchtung 
erst durch den Charakter des Täters und seiner Be- 
\vreggründe zur Tat. Demzufolge unterliegt es wohl 
keinem Zweifel, dass die Rechtsprechung zum mindesten 
dp gleiche Gewicht auf die Person des Täters, wie auf 
die Tat selbst zu legen habe. Und wenn es richtig ist, 
dass auch ein Strafgesetz gewisse soziale Aufgaben 
zu erfüllen habe-, so darf es auch nicht ausser acht lassen, 
dps für die menschliche Gesellschaft lediglich der Täter 
die abzuwehrende soziale Gefahr bildet und eine blosse 
n'^^ühnung“ der Straftat zu dürre erscheint, um sozial nutz¬ 
bringende Frucht zu zeitigen. 

Auf Grund dessen sollte meiner Ansicht nach auch 
schon bei der gesetzlichen Bestimmung der Freiheits- 
P pi’ t e n und ihres Vollzugs auf die Täter die gleiche 
Rücksicht wie auf die Straftaten genommen werden. 

In dieser Beziehung vermeidet aber der VE. jede tiefer 
eipchneidende Reform und versucht nur mit „kleinen 
Mittelchen“ zu helfen. 

Da ist zuerst die Aufrechterhaltung der alten Drei¬ 
teilung der Straftaten, die die Beibehaltung der bis¬ 
herigen dreiHaupt strafarten zur notwendigen Folge hat. 

Obschon wiederholt von fachmännischer Seite, unter 
anderem auch seitens des Vereins der deutschen Straf- 
!gj^^hltsbeamten erklärt worden ist, dass die Haftstrafe 
l8§ 19, 20) als entbehrlich aufgegeben werden könne, weil 
Sie sich zu wenig von der Gefängnisstrafe unterscheiden 
lässt, sucht der VE. die längst gewünschte Verein- 
t a e h u n g des Freiheitsstrafen Systems lediglich durch 
Beseitigung der Ausnahme strafe der Festungshaft 
herbeizuführen. Er tut damit aber, wie mir deucht, dem 
Empfinden der gebildeten Kreise des Volks Gewalt an, 
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die eine so ausgesprochene custodia honesta, wie es unsere 
heutige Festungshaft ist, nicht missen mögen und ihre 
Einverleibung in die eigentlichen Kriminalstrafen schwerlich 
billigen können. Denn die durch Aufpfropfung der Festungs¬ 
haft „veredelte“ Haftstrafe wird ihrem Wesen nach nie 
und nimmer das sein können, was die erstere bisher für 
uns bedeutet hat. 

Die Begründung des VE. (S. 53), dass mit der heutigen 
Festungsstrafe ein „Klassenprivilegium“ zu beseitigen sei, 
verstehe ich nicht recht. Es liegt doch nur in der Natur 
der Sache, dass die in Frage kommenden Kechtsbrüche in 
der Regel nicht von Angehörigen der „breiten“ Volks¬ 
schichten begangen zu werden pflegen, sonst würde eben 
auch diesen die j,privilegierte“ Strafart zu gute kommen. 

Nach meinem Dafürhalten würde das also keine „Reform“ 
sein. Eher könnte der Geltungsbereich der Festungshaft, 
die übrigens zur Entkleidung ihres biserigen militärischen 
Anstrichs etwa die Bezeichnung „Sühnhaft“ erhalten 
könnte und nur in Untersuchungsgefängnissen vollzogen 
werden sollte, insofern noch eine passende Erweiterung 
erfahren, als sie auch auf politische, soziale und andere 
Pressvergehen ausgedehnt werden könnte, die nicht hoch¬ 
verräterischer Gesinnung, böswilliger Beleidigungsabsicht 
oder niedriger Schmähsucht entsprangen, wogegen wiederum 
anderes, so z. B. der „mit schwerer sittlicher Schuld ver¬ 
bundene Zweikampf “, von ihr ausgeschlossen bleiben sollte. — 

Weiter hält der VE. an dem alten Strafrahmen für 
Zuchthaus fest, dessen hohes Mindestmass bisher nicht 
selten den Richter hinderte, beispielsweise einen gewerbs- 
oder gewohnheitsmässigen Verbrecher ' dieser Strafe zuzu¬ 
führen, wenn zufällig die von diesem begangene Straftat 
objektiv nicht so schwer ausgefallen war, um eine Strafe 
in der Höhe des jetzigen Mindestmasses der Zuchthaus¬ 
strafe zu rechtfertigen. — Die notwendige Folge dieses 
Festhaltens am alten Strafrahmen ist, wie noch aus¬ 
geführt werden soll, dass der VE. dadurch auch weiterhin 
unmöglich macht, die Zuchthausstrafe von der Gefängnis- 
trafe im Vollzüge fühlbarer als jetzt zu unter¬ 
scheiden. 

Die zu geringe Berücksichtigung der Persönlich¬ 
keit des Täters finde ich darin, dass der VE. es nicht fertig 
bringt, für die Wahl der geeigneten Strafart neben 
der „ehrlosen Gesinnung“ (§85) auch den übrigen sitt- 



liehen Zustand des Rechtsbrechers entscheidend in die 
Wagschale zu werfen. 

►Sollte es denn wirklich so schwer sein, eine annehm¬ 
bare Formel dafür zu finden, unter welchen individuellen 
Voraussetzung'en von vornherein grundsätzlich auf die 
schwerere oder leichtere Strafart zu erkennen sei und zwar 
ohne Zuhilfenahme von sogenannten „mildernden Umstän¬ 
den“, die doch oft nur vom blossen Zufalle abhängen und 
dann, rein automatisch wirkend, den Täter der für ihn 
allein passenden d. h. gerechten Strafe entziehen ? 

Den Versuch zu einer solchen Formel hat der VE. 
in § 18 ja wohl gemacht, indem er nicht nur gewerbs- 
und gewohnheitsmässige, sondern auch'Rechtsbrecher aus 
besonders roher, unsittlicher, boshafter und verworfener 
Gesinnung strenger bestraft zu sehen wünscht. 

Zu diesem Zwecke müsste jedoch ein Mittel gefunden 
werden, das eine reinliche Scheidung der Verbrecher 
nach ihrem Charakter und dem Grade ihrer Gesittung und 
zugleich eine dementsprechende Differenzierung der 
Strahirten in der Strafbehandlung ermöglichte. Ein solches 
Mittel könnte meines Erachtens einzig und allein in der 
Schaffung zweier (nur im geordneten Vollzüge scharf 
einander unterschiedenen) Parallelstrafen mit ver¬ 
hältnismässig übereinstimmenden Strafrahmen bestehen. 
Statt aber auf dieses Radikalmittel zuzukommen, gräbt 
der VE. aus dem alten Eisen vergangener Zeiten und Ge¬ 
setze das kleine Mittelchen der „Strafschärfungen“ 
(§ 18) aus, die wegen ihrer schematischen, die erziehliche 
Behandlung erschwerenden und eine gerechte Disziplinie¬ 
rung behindernden Wirkung von der Praxis schon längst 
(in Sachsen seit länger als 40 Jahren) als unbrauchbar 
verworfen und danach gesetzlich aufgehoben w^urden.G 

Wenn aber dem Richter angesonnen wdrd, dass er 
je nach der Individualität des Rechtsbrechers auf „Straf¬ 
schärfungen“ erkennen soll, so könnte mit demselben Rechte 
'■on ihm doch -wohl auch erAvartet werden, dass er im 
Stande sein werde, gleich die der Person des Täters an- 
gemessenst e Strafa.rt herauszufinden. 

itißö vergl. hierzu die Sächs. Strafgesetze von 1838, 1855 und 

iob8. Das erstere führte die richterlich zu erkennenden Strafschär- 
ein, das zweite leg’te die Bestimmung’ über die Art der Straf¬ 
schärfungen aus der Hand des Richters in die des Gefängnisvor¬ 
standes, und das letztere hob sie endlich ganz auf. Auf Grund der 
namit gemachten ungünstigen Erfahrungen nahm auch das Reichs¬ 
strafgesetzbuch von 1870 von ihrer Einführung Abstand. 

Blätter für Gefängniskunde. XLIV. 
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Voraussetzung bleibt hierbei freilich, dass der Richter 
mehr als bisher die ganze Persönlichkeit des Täters um¬ 
fasst ; denn gerade im Punkte der Individualisierung hat die 
Rechtsprechung bislang leider mehr oder weniger versagt. 

Bedenklich bliebe das Experiment der Strafschärfungen 
aber selbst dann noch, wenn die Richter in ihrer Gesamtheit 
für die Vollstreckung der von ihnen erkannten Strafen 
ein regeres Interesse als jetzt sich aneignen und den Straf¬ 
vollzug dann nicht mehr als eine so untergeordnete Sache 
zu betrachten geneigt sein sollten wie bisher. Denn solange 
die Richter nicht in das Wesen und die Aufgaben unseres 
heutigen Strafvollzugs mit seiner Arbeit am Einzelnen, mit 
seinem mühsamen Hinleiten zur Sinnesänderung und Willens¬ 
kräftigung, mit seitdem Streben, zu retten, was noch zu 
retten ist, praktisch eingeführt und mit ihm vertraut 
gemacht werden — solange sie nicht im S t r a f v o 11 z u g e dem 
Besserungsgedanken das Vorrecht vor dem Abschreckungs¬ 
und Vergeltungsgedanken einzuräumen gewillt sind — solange 
wird es auch, und ganz besonders im Hinblick auf die vorge¬ 
schlagene Befugnis des Richters, die Strafen bei Aufhebung 
der Strafschärfungen zu verlängern, bedenklich er¬ 
scheinen müssen, ihnen einen die erziehliche Arbeit und 
die Disziplin im Strafhause geradezu durchkreuzenden Ein¬ 
griff in den geregelten Gang des Strafvollzugs einzuräumen, 
wie die vorgeschlagenen Strafschärfungen bedeuten, ganz 
abgesehen von den in der Sache selbst liegenden Mängeln.^) 
üebrigens erkennt der VE. die Bedenklichkeit der Straf¬ 
schärfungen ja auch selbst an, indem er (Bgr. S. 88) rück¬ 
sichtlich der Jugendlichen gerade die Beeinträch¬ 
tigung der erziehlichen Strafbehandlung durch 
Strafschärfungen besonders betont. Nicht anders steht 
es damit aber bei den Erwachsenen. 

Weit sachgemässer und umfassender würde nach 
meinen Erfahrungen dem mit den Strafschärfungen beab¬ 
sichtigten Zwecke eine entsprechende „Klassifizierung“ 
der Gefangenen nach ihrem Vorleben und sittlichen Stande 
dienen, wie sie z.B. in Sachsen das sogenannte „Disziplinar- 
klassensystem“ zu bieten im Stande ist. Eine solche Klassi¬ 
fizierung lässt sich nicht nur in den Gang des indivi¬ 
dualisierenden Strafvollzugs vorzüglich einordnen, sondern 
unterstützt ihn auch bei der Lösung der ihm gestellten 

’) Diese Mängel finden sich in den Akten des Sachs. Landtages 
■yoiii Jahre der der g’änzHchen Aufhebung der richterlicdien 

.Strafschärfungen zustiinmte. eingehend darnelegt. 
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Aufgaben ganz wesentlich und in praktischer Weise, weil 
die Klassifizierung dem Gefängnisvorstande zugleich ein 
System von Lohn und Strafe an die Hand gibt, das auf 
der Gesinnung des Gefangenen aufgebaut ist und mit 
dem Ehrgefühl rechnet. 

Der springende Punkt einer zweck- und zeitgemässen 
Reform des Strafrechts, soweit Freiheitsstrafen in Be¬ 
tracht kommen, und des Vollzugs dieser Freiheitsstrafen 
ist und bleibt eben nach meiner länger als 30jährigen 
dienstlichen Erfahrung unter allen Umständen eine bessere 
Sonderung der Rechtsbrecher schon durch den 
Richterspruch. 

Jeder in Gefängnisstrafanstalten tätige Vollzugsbeamte 
weiss, wie viele schlimme Elemente dieser leichteren 
Strafart zugeführt werden, die ihrer Person nach und 
wegen ihrer Beweggründe zur Straftat unbedingt ins Zucht¬ 
haus gehörten, und Avie sehr angesichts der unglaublichen 
Zusammenwürfelung von Elementen tiefster moralischer 
Qualität mit besser Gearteten oder Neulingen auf der Ver¬ 
brecherlaufbahn, — einer Zusammensetzung, wie sie in der 
gleichen Buntheit naturgemäss weder im Zuchthause noch 
in einer Haftanstalt vorkommt, — die Gefahr der Ver¬ 
schlimmerung der Besseren durch die „Zuchthäusler“ erhöht 
wird. Und dagegen hilft auch die Isolierung nicht viel. 

Lediglich wegen dieser Zusammenwürfelung der Ele¬ 
mente lässt sich auch so schwer eine durchgreifende 
Differenzierung im Vollzüge der Gefängnisstrafe von 
der. Zuchthausstrafe durchführen, und es werden alle Ver¬ 
suche, dies zu tun, scheitern, weil man bei Schaffung- 
wirklicher Erleichterungen für die Gefängnis- 
strafe mehr noch als jetzt-Gefahr laufen würde, dass sie 
zu milde und damit nicht gerecht genug für die üblen 
Elemente wirkt. Andrerseits muss zugegeben werden, 
dass die Gefängnisstrafe in ihrer heutigen geringen Unter¬ 
scheidung von der Zuchthausstrafe für die besseren 
Elemente zu hart und deshalb ebenfalls ungerecht wirkt. 

Die tunlichste Ausscheidung des eigentlichen Ver¬ 
brechertums aus den Gefängnissen und seine Beschränkung 
auf das Zuchthaus ist darum für mich eine Forderung der 
sozialen Gerechtigkeit, sie ist aber auch als billige Rück- 
smhtnahme auf die im Verbrechen minder erfahrenen Ge- 
iängnisgefangenen anzustreben. Darum sollte alles getan 
werden, dass das Gefängnis von dem Rufe befreit werde, 
eine „Vorschule des Zucbtliauses“ zu sein. 
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Das einzige Mittel, um aus dieser Schwierigkeit her¬ 
auszukommen, vermag ich immer wieder nur in der Herab¬ 
setzung des Mindestmasses der Zuchthausstrafe zu erblicken 
und zwar auf ein Mass, das voraussichtlich genügen 
würde, jeden fürs Zuchthaus reifen Uebeltäter diesem auch 
in dem Falle zuznführen, dass für seine Tat ein geringeres 
Strafmass als 1 Jahr auszuwerfen ist. Damit wären, auch 
dem Richter die Hände viel weniger gebunden als dies 
jetzt durch das zu hohe Mindeststrafmass der Zuchthaus¬ 
strafe tatsächlich der Fall ist. 

Eine lebendige Gerechtigkeit fordert meiner Meinung 
nach eine „schwere“ Strafe nicht bloss für die schweren 
Verbrechen (Begr. S. 53), sondern auch für die schweren 
Verbrecher, d. h. für solche Rechtsbrecher, die sich 
durch ihr verbrecherisches Vorleben, ihre verbrecherische 
Gesinnung und ihre verbrecherischen Beweggründe zur 
Straftat als „schwere“ Verbrecher kennzeichnen, selbst 
wenn der Erfolg der begangenen Tat zufällig derart sein 
sollte, dass sie von andesrn, weniger Tiefstehenden begangen, 
mit einer leichteren Strafart geahndet worden wäre. Es 
muss dabei bleiben: Si duo faciunt idem, non est idem. 

Und von dieser Meinung lasse ich mich selbst durch 
die Begründung des VE. (S. 58) nicht abbringen, dass „eine 
ungerechtfertigte Üeberspannung des an sich berechtigten 
Gedankens“ darin enthalten sein würde, wenn in erhöhter 
Berücksichtigung der Persönlichkeit ein früherer Zucht¬ 
häusler bei erneuten Verfehlungen weniger schwerer Art 
„gewissermassen für das Zuchthaus vorherbestimmt“ sein 
würde, und dass die Zuchthausstrafe dann „statt ab¬ 
schreckend und erziehlich, eher erbitternd und verderblich 
wirken könnte.“ 

Letztere Befürchtung zu zerstreuen, hätte der Richter 
z. B. durch Anwendung des AufrechnungsVerhältnisses 
zwischen Zuchthaus und Gefängnis (§ 25) leicht in der 
Hand, und die Herren Verfasser des VE. können sich ver¬ 
sichert halten, dass es unter den „Prädestinierten“ nicht 
einen geben würde, der nicht gern das Zuchthaus 
acceptierte, wenn dabei in Bezug auf die Strafdauer ein 
kleines Profitchen für ihn herausspringen würde. Gegen¬ 
über der zu weitgehenden Rücksichtnahme der Begründung 
zum VE. auf die „Prädestinierten“ will es mir aber doch 
noch wesentlich wichtiger erscheinen, dass aus Rück¬ 
sicht auf die sittlich höher stehenden und weniger 
verdorbenen Gefangenen, die Jetzt leider gezwungen sind. 



mit so und so viel „Zuchthäuslern“ gemeinsam zu büssen 
und sich ihrem Einflüsse auszusetzen, die reinliche Schei¬ 
dung der Verurteilten herbeigeführt werde. 

Was aber die Herren Verfasser des VE. für die Da¬ 
seinsberechtigung der Zuchthausstrafe überhaupt anführen, 
genau das Gleiche nehme ich logischerweise auch zur 
Rechtfertigung einer Herabsetzung ihres Mindestmasses in 
Anspruch. 

So wird im allgemeinen Teil der Begründung (S. 52) 
unter anderem gesagt, dass beim Wegfall der Zuchthaus¬ 
strafe 

„keine genügende Anpassung an die verschiedenen 
Grade der Verschuldung des Täters und an die Schwere 
der Tat, vor allem aber auch nicht eine Aussonderung 
der schweren Verbrecher zu gemeinsamer schwerer 
Behandlung ermöglicht“ werde, — 
dass es ferner 

„den Rechtsgewohnheiten des Volkes“ widerstreite, 
„wenn die schwersten Verbrecher“ und solche Personen, 
die sich nur leichter Delikte schuldig gemacht haben, 
„mit derselben Strafart — der Gefängnisstrafe — ge¬ 
troffen werden müssten“, die die „ersteren zu leicht 
und die letzteren zu schwer bestraft“ erscheinen lassen 
würde, — 
dass weiter 

die Vereinigung solcher verschiedener Elemente in 
einer Strafe „die Scheidung der schwer und leichter 
Verurteilten (soll hier doch wohl heissen: Schuldigen) 
während des Strafvollzugs erschweren und Missgriffe 
der Anstaltsverwaltungen erleichtern“ würde, — 
dass endlich 

„diese Sbheiduhg aber notwendig sei und gegenwärtig 
von allen Sachkundigen mit besonderem Nachdrucke 
gefordert“ würde. — 

Alles das deckt sich also vollkommen mit dem, was 
ich zur Begründung meines Vorschlages auf Herabsetzung 
des Mindestmasses der Zuchthausstrafe angeführt habe, um 
das „Gefängnis“ auch noch von den ihm jetzt noch zu¬ 
geführten Zuchthauselementen zu säubern und dadurch 
die Herbeiführung einer inhaltlich gerechtfertigteren und 
angemesseneren Unterscheidung der beiden Strafarten 
— Zuchthaus und Gefängnis — zu ermöglichen. 

Noch einmal möchte ich betonen: Das neue Straf¬ 
gesetz sollte dem Richter die IMöglichkeit schaffen, auch 
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beim Vorliegen von materiell geringeren Straftaten den 
Angehörigen des eigentlichen Verbrechertums die ihrem 
Charakter und ihrem sittlichen Stande angemessenere 
Zuchthausstrafe zuzuerkennen. Gerade diese „Person¬ 
bestimmung“, das' Bemühen, auch der ganzen Persön¬ 
lichkeit neben der Straftat gerecht zu werden, will mir 
als eine so hohe und würdige Aufgabe für jeden nicht 
abseits des pulsierenden Lebens stehenden, menschlich 
fühlenden und gerecht urteilenden Richter erscheinen, dass 
ich in ihrer Anerkennung und Lösung den vornehmsten 
Weg zur notwendigen Lebendigmachung des starren Buch¬ 
stabens des Gesetzes erblicken möchte. — 

Hierbei möchte ich mir erlauben, eine kurze Bemer¬ 
kung über das Kapitel der „Gewerbs- und Gewohnheits¬ 
verbrecher“ und der „bürgerlichen Ehrenrechte“ einzu¬ 
schalten. Obwohl diese beiden Gegenstände nicht zu meinem 
Thema gehören, hängen sie doch innig mit ihm zusammen. 

Zunächst vermag ich dem nicht voll zuzustimmen, 
was der VE. (in § 89) zur Erkennung der gewerbs- und 
gewohnheitsmässigen Verbrecher vorschlägt. Diese 
Schablone passt schon allein in der von mir geleiteten 
Gefängnisstrafanstalt auf eine ganze Reihe von Gefangenen 
nicht, die ihrer ganzen Person, ihrer Gesinnung und ihrem 
Vorleben nach bestimmt als gewerbs- und gewohnheits- 
mässige Verbrecher anzusprechen smd, ohne dass sie bis¬ 
her mit dem Zuchthause Bekanntschaft gemacht hatten, 
wie es vielleicht längst schon gerechtfertigt gewesen wäre. 
Wenn also der Vorentwurf fordert, dass ein Uebeltäter 
„mindestens einmal mit Zuchthaus bestraft“ sein müsse, 
um als Gewerbs- und Gewohnheitsverbrecher gestempelt 
zu werden, so würde nach dem jetzigen Stande der Dinge 
ein Mangel dieses Erkennungszeichens sehr oft am Richter¬ 
spruch und nicht am Bestraften liegen, der vielleicht längst 
für das Zuchthaus reif war, nur nicht hineingesteckt wurde, 
sei es, weil seine Individualität nicht mit in die Wagschale 
geworfen wurde, oder weil das jetzige Mindestmass von 
1 Jahre dem Richter als Sühne für die Straftat zu hoch 
erschien. 

Ich glaube daher, dass man auch ohne dieses Er¬ 
kennungszeichen nicht Gefahr laufen würde, durch Be¬ 
wertung als Gewerbs- oder Gewohnheits-Verbrecher dem 
Betreffenden zu nahe zu treten. 

weiter der VE. die „Aberkennung der bürger- 
ic len Ehrenrechte“ (§ 45) nur gegenüber „ehrloser“ Ge- 
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sinnuüg zugelassen haben will, so bedaure ich diese Be¬ 
schränkung lebhaft. Nach meinem Gefühle sollten in einem 
Kulturstaate die verbrecherischen Angriffe auf Leib, Sitte 
und Ruf denen gegen das materielle Eigentum mindestens 
gleich bewertet und die Verletzer jener Güter, sofern sie 
aus besonders roher, boshafter, niedriger und schamloser 
Gesinnung handelten und sich damit ihrer „Ehrenrechte“ 
selbst begaben, auch gesetzlich mit ihrem Verluste 
bestraft werden. 

Da meiner Ansicht nach auch derartige Elemente 
in s Zuchthaus gehören, so stände nichts entgegen, dieser 
schwersten Strafe von Gesetzes wegen den Charakter 
einer an sich entehrenden Strafe beizulegen. Das würde 
ganz wesentlich die Strenge der Strafe erhöhen und 
dem Rechtsbewusstsein des Volkes gegenüber nicht nur 
die Schwere der Tat, sondern auch die ganze Persön¬ 
lichkeit des Täters am verständlichsten kennzeichnen. 
Eine auch durch Roheit und Sittenlosigkeit als entehrend 
gebrandmarkte Handlungs- und Denkweise kann nur durch 
eine entehrende Strafe gerecht getroffen werden, sonst 
geht das Verständnis von dem, was Recht und Ehre 
ist, allmählich verloren. Der jetzige Zustand, wonach im 
Zuchthause eine ziemliche Anzahl Leute zu finden sind, 
die im Besitze ihrer Ehrenrechte belassen wurden, während 
ini Gefängnis zahlreiche Leute (in der mir unter¬ 
stellten Anstalt fast 40 %) sitzen, denen sie aberkannt 
wurden, erscheint mir unhaltbar, weil hierdurch die Be¬ 
deutung und der Unterschied beider Strafarten verwischt 
und das öffentliche Rechtsbewusstsein irre geführt wird. 

Zwar wird auch in der Begründung zum VE. (S. 52) 
hervorgehoben, dass die Zuchthausstrafe „dem Volke als 
wirklich schwere und entehrende Strafe“ gelte, „als solche 
S’^fürchtet“ sei, und „erfahrungsgemäss eine abschreckende 
Wirkung“ übe, aber der VE. selbst scheut sich dennoch, 
diesem richtigen Volksempfinden Rechnung zu tragen. 
El’ will im § 44 nur die militärische und die amt¬ 
liche Ehre geschützt wissen, nicht aber die allgemein 
bürgerliche. Das empfinde ich als Degradation der 
letzteren. Man sollte doch das Gefühl für bürgerliche 
Ehre lieber zu wecken und lebendiger zu machen suchen, 
anstatt es durch solche Gesetzesbestimmungen noch lauer 
zu machen. 

Ganz unbedenklich würde die Beilegung des entehren¬ 
den Charakters sein, wenn zugleich die Bestimmung ge- 
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troffen würde, dass die jungen Rechtsbrecher bis zum 
21. Lebensjahre vom Zuchthause ausgeschlossen 
bleiben müssten. Diese Heraufsetzung der Altersgrenze 
der „Zuchthausmündigkeit“ empfiehlt sich nicht bloss aus 
allgemein sozialen Gründen, sondern auch im Interesse 
der betreffenden jungen Leute selbst, die alsdann nicht 
mehr der heilsamen Schule des Heeresdienstes verlustig 
gehen würden. Denn nach meinen Erfahrungen hat der’ 
Heeresdienst schon manchen zuvor Entgleisten zu einem 
geordneten Leben zurückgeführt, und es wäre deshalb zu 
beklagen, wenn man an der bisherigen Altersgrenze für 
die Zulässigkeit der Zuchthausstrafe (§ 69)festhalten wollte. — 

Mit einer schärferen Sonderung der Büsser für die 
beiden Strafarten des Zuchthauses und Gefängnisses muss 
natürlich auch eine schärfere Unterscheidung dieser selbst 
in ihrem Vollzüge Hand in Hand gehen. 

Die „Schwere“ der Strafe soll doch in erster Linie 
nicht in ihrer Länge, sondern vielmehr in der 
Schärfe ihres Vollzugs liegen, sowie in dem der Straf¬ 
art beigelegten Charakter ; denn sonst würde beispiels¬ 
weise eine mehrjährige Haftstrafe (im Sinne des VE.) eine 
„schwerere“ Strafe bedeuten als eine einjährige Zuchthaus¬ 
strafe. Das wäre aber nicht im Sinne des Gesetzes. 

Vor 1870 bildete in verschiedenen deutschen Ländern 
die Strafe des „Arbeitshauses“ ein Mittelding zwischen 
der Gefängnis- und der Zuchthausstrafe und schied diese 
beiden in erkennbarer Weise. Das Reichsstrafgesetz hat 
diese Zwischenstufe fallen lassen und bei der Ausfüllung 
der Lücke die Grenzunterschiede der übernommenen Strafen 
einander so nahe gebracht, dass sie uns heute als beinahe 
verwischt erscheinen. 

Aber auch bezüglich des H ö c h s t masses der Zucht¬ 
hausstrafe möchte ich mich dafür aussprechen, es nicht 
mehr so weit wie jetzt auszudehnen. Sehr lange Freiheits¬ 
entziehungen wirken zweifellos verbitternd, und die Aus¬ 
dehnung der Strafhaft über eine gewisse Grenze hinaus 
wirft erfahrungsgemäss oft die schönsten Erfolge der Straf¬ 
erziehung über den Haufen, ganz abgesehen davon, dass 
lang Bestrafte sich nach der Entlassung auch wirtschaftlich 
nur schwer zurecht zu finden pflegen. Da aber auf ab¬ 
sehbare Zeit keine Aussicht besteht, dass die Recht- 
spi echung mit diesen Straffolgen rechnen werde, so 
möchte doch wenigstens versucht werden, den vorerwähnten 
Uebelstand der allzulangen Strafen durch Einschränkung 
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strecken, die gegebenenfalls sogar mit Strafen zu erzwingen 
sein würde. Weiter würde die Vorschrift, wonach die Gefäng- 
nissträflinge tunlichst mit Arbeiten zu beschäftigen sind, 
die dem späteren Berufe „entsprechen“, nicht nur in dei 
Regel unausführbar sein, sondern auch seitens der Gefanpnen 
Ansprüche erwecken, die nicht befriedigt werden können, 
was nur Anlass zu vielfachen Differenzen und schliesslich 
zu Verbitterung geben würde. Es würde sich daher 
empfehlen, hier erweiternd hinzuzufügen: „oder mit Ar¬ 
beiten, die die Berufsausübung nach der Entlassung nicht 
beeinträchtigen“. Ich denke dabei beispielsweise an 
Kaufleute, Schreiber, Barbiere pp., die nur nicht mit groben, 
die Hände hart und schwer machenden Arbeiten beschäftigt 
werden sollen. 

Merkwürdigerweise schweigt sich der VE. über das 
wichtige Kapitel der „Selbstbeschäftigung“ ganz aus, 
während er die rein materielle Selbstbeköstigung etc. für so 
wichtig hält, dass er glaubt, sie mit einer meines Erachtens 
höchst überflüssigen Gerichtskontrolle sorglich umgeben zu 
müssen. Ich für meinen Teil halte dagegen die Rücksicht¬ 
nahme auf das geistige Befinden und die Beschäftigung 
des Geistes für wichtiger als die Bevorzugung des Magens. 
Deshalb halte ich auch entgegen der Begründung zum VE. 
(S. 66) nicht eine Ordnung der Sache auf dem Verwal¬ 
tungswege, sondern eine allgemeine gesetzliche Be¬ 
stimmung dahin für nötig, wem in Gefängnisstrafanstalten 
Selbstbeschäftigung zu gestatten sei, sowie in welchem 
Umfange und unter welchen Voraussetzungen. 
Beispielsweise würde ich eine ungehinderte Fortführung 
der in der BVeiheit betriebenen Geschäfte im Strafhause als 
mit dem Wesen der Freiheitsstrafe nicht vereinbar halten. 

Ueber die Bewilligung von Selbstbeköstigung 
und anderen Erleichterungen kann eine von der obersten 
Aufsichtsbehörde getroffene, jedoch für das ganze Reich 
übereinstimmende Hausordnungsvorschrift ein für allemal 
besser entscheiden als die Gerichte. Die befürchtete „Be¬ 
amtenwillkür“, der doch wohl der VE. durch die Gericbts- 
kontrolle entgegenzutreten wünscht, würde dabei ebenso¬ 
gut ausgeschlossen sein. Richtigerweise würden auch B e - 
schwerden Gefangener in dieser Richtung nach wie vor 
durch die obere Anstaltsverwaltung in Gemässheit der 
allgemeinen Vorschriften für das ganze Land gleichmässig 
entschieden werden; sie haben mit der eigentlichen Rechts- 



pflege und einer höheren juristischen Erkenntnis absolut 
nichts zu tun. — 

Die schon bestehende und im VE. (§ 21) wieder 
empfohlene „tunlichste“ Auseinanderhaltung der Ehren¬ 
rechtsbesitzer von den Entehrten innerhalb der Strafanstalt 
gehört auch nur zu den belanglosen „kleinen Mittelchen“. 
Sie geht um den Kernpunkt herum, bedeutet aber doch 
wenigstens das Zugeständnis, dass hier eine klare Schei¬ 
dung not tut. 

Solange aber noch die Verächter von Leib, Sitte und 
Ehre, die Messerhelden, Sitten sehänder, Radaubrüder und 
Ehrabschneider im Besitze ihrer Ehrenrechte bleiben können, 
solange sollte dieser Art von „Ehrenrittern“ auch in der 
Strafanstalt keinerlei Bevorzugung zu Teil werden dürfen. 

Weit wichtiger noch als die Sonderung der Ehren- 
reehtsbesitzer von den anderen Gefangenen will mir im 
Interesse des Strafvollzugs wie der betreffenden Gefangenen 
eine Bestimmung über die Trennung der erstmalig Ein¬ 
gelieferten von den Rückfälligen erscheinen, sei es in 
besonderen Anstalten oder in Abteilungen. Denn hier tritt 
vor allem das dringliche Interesse in den Vordergrund, 
die Anfänger vor üblen Eindrücken und Einflüssen zu 
behüten, damit alles vermieden werde, dass das Strafhaus 
für sie eine Schule zum Bösen werde. 

Ferner würde der Uebersichtlichkeit wegen besser 
in diesen Paragraphen als in den Abschnitt: „Strafaus- 
schliessungs- und Milderungsgründe“ (vergl, § 63) die An¬ 
ordnung gehören, dass die Strafvollstreckung und zwar 
nicht nur an den geistig, sondern auch an den körper¬ 
lich Minderwertigen in besonderen Anstalten oder 
doch von den übrigen Gefangenen getrennt in besonderen 
Abteilungen (Invalidenabteilungen) zu erfolgen habe. Der¬ 
artige Abteilungen sind von der Praxis schon seit langem 
als notwendig bezeichnet und verschiedentlich auch schon 
durchgeführt worden. Die Bestimmung, dass der Straf¬ 
vollzug in diesen Abteilungen unter Beirat des Arztes 
angemessen zu mildern sei, würde dem Strafvollzugsgesetze 
vorzubehalten sein. — 

Was die vom VE. aus dem ad acta gelegten Straf- 
vollzugsgesetzentwurfe von 1879 übernommene Forderung 
der Isolierung sämtlicher Gefangener im An¬ 
fänge ihrer Strafzeit (§ 22) anlangt, so fürchte ich, dass 
man sich wiederum an der Kostenfrage der dadurch be- 
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Ich fühle mich deshalb auch eins mit wohl der Mehr¬ 
zahl der Strafvollzugsbeamten, wenn ich für Streichung 
der Beschränkung der Zellenbaft auf 3 Jahre plädiere und 
zwar umsomehr, als die Festsetzung dieser Frist doch nur 
auf einem Verlegenheits-Kompromisse in der Reichstag¬ 
sitzung vom 4. März 1870 beruhte, der schliesslich not¬ 
gedrungen geschlossen wurde, um nur der Ratlosigkeit 
und dem erregten Widerstreit der damals über das Wesen 
und die Wirkung der von den Abgeordneten Ziegler und 
Wiggers als halbes „Tollhaus“ hingestellten Zellenhaft noch 
sehr im unklaren befindlichen Volksvertreter ein Ende zu 
machend) — . ' 

Was den Vollzug der Freiheitsstrafen im übrigen an- 
langt, so kann es selbstverständlich nicht Sache des Straf¬ 
gesetzes sein, ausser allgemeinen grundsätzlichen Richt¬ 
linien noch Bestimmungen über die Einzelheiten des 
Vollzugs zu geben. Indessen sind diese, da von ihnen 
die Fühlbarkeit des strafgesetzlichen. Eingriffs in die per¬ 
sönliche F'reiheit abhängt, doch so wichtig, dass es mir 
ganz notwendig erscheint, das gesamte Gebiet des 
Freiheitsstrafvollzuges gleichfalls auf gesetzlichem 
AVege zu ordnen anstatt auf dem Verwaltungswege. Leider 
geht der VE. darüber ohne weiteres hinweg, indem er in 
seinen „ A u s f ü h r u n g s b e s t i m m un g e n“ (§ 23) die Ord¬ 
nung dieser Materie einfach wieder dem Bundesrate zu¬ 
schiebt und damit das seit 40 Jahren bestehende, immer 
dringlicher gewordene Verlangen nach einer reichsgesetz¬ 
lichen Regelung des Freiheitsstrafvollzuges ebenso unbe¬ 
rücksichtigt lässt wie so manche andern aus der Erfahrung 
herausgeborenen AVünsche der Vollzugsbeamten. Und doch 
sollte ich meinen müsste es auch für den Strafgesetz¬ 
geber von höchstem Interesse sein, dass auch der In¬ 
halt und die Ausführung der von ihm festgesetzten 
Strafmittel „gesetzlich“ geordnet werden. Das neue 
„Strafgesetz“ sollte dem deutschen Volke daher nicht ohne 
ein „Strafvollzugsgesetz“ beschert werden.-) — 

') Z. vergl. Bei. 35 Bl. f. Gef., Sonderheft S. 63. 

■) Ein StrafvoUziigsgesetz würde von Reich.s wegen ii. a. auch 
Einheitlichkeit in Bezug auf die Erstattung der Strafvoll¬ 
streckungskosten seitens der Schuldigen zu schaffen haben. Die 
in diesem Punkte gegenwärtig- im Reiche herrschende Ungleichheit 
wirkt im Erfolge geradezu als eine Ungleichheit des Strafvollzugs. 
Einzelne Bundesstaaten ziehen mit mehr oder weniger Strenge die 
durch die Strafvollstreckung an dem Verurteilten entstandenen Ver- 



In Betreff der „vorläufigen Entlassung“ (§ 26) 
will der VE. die jetzt bestehende Frist, nach welcher die 
erstere eintreten kann, für Zuchthaus und Gefängnis gleich- 
mässig kürzen, nämlichvon aufYs derverbüsstenStrafzeit. 
Meines Erachlens würde sich die Milderung wohl für die 
leichtere Gefängnisstrafe empfehlen, für die schwerere Zucht¬ 
hausstrafe dagegen die Beibehaltung der jetzigen Frist 
von Yd- Diese Verschiedenheit würde zugleich ein wichtiges 
und zweckmässiges Mittel zur schärferen Unterscheidung 
der beiden Strafarten bilden. 


Dankenswert ist dagegen die Bestimmung über die 
Verlängerung der Bewährungsfrist bei der vorläufigen 
Entlassung auf mindestens 2 Jahre (§ 27). Die jetzige Be¬ 
währungsfrist, die sich lediglich auf die Dauer des Straf¬ 
restes beschränkt, fällt zu verschieden aus und ist zum 
Teil so kurz, dass es oft keiner Anstrengung bedarf, sich 
in dieser Zeit zu bewähren. 


Ebenso erscheint mir die gesetzlich festgelegte 
Möglichkeit, einen vorläufig Entlassenen der Entlassenen- 
fürsorge zu unterstellen, sehr zweckmässig. Die Be¬ 
stimmung enthält zugleich eine gesetzliche Anerkennung 
der Tätigkeit der Fürsorge vereine und gewährt diesen einen 
festen Rückhalt, der ihre Stellung verstärkt und ihre 
Schaffenslust erhöhen wird. Nur bedaure ich, dass die Be¬ 
gründung des VE. (S. 140) die Schutzaufsicht bei be¬ 
dingter Strafaussetzung ausdrücklich ablehnt. Ich 
kann die Einwände der Begründung nicht als durchschlagend 
anerkennen, kann mich darüber aber hier, da nicht zu 
meinem Thema gehörend, nicht weiter aussprechen. 

Hoffentlich wird sich aber ein Strafvollzugsgesetz 
noch eingehender und umfassender der Mithilfe der Für¬ 
sorgevereine bedienen. 


pfleg’ungskosten von diesem oder seinen nach dein bü.rg’erlichen Ge¬ 
setzbuche unterhaltspflichtigen Angehörigen ein, andere wieder über¬ 
tragen diese Kosten ohne weiteres auf den Steuersäckel des Volkes 
lind lassen selbst vermögende Rechtsbrecher oder deren Familien 
davon frei. Es mag hier dahin gestellt bleibeii, welche Praxis mehr 
mr sich hat. Nötig erscheint mir nur, dass hierin gesetzliche Gleich■ 
heit geschaffen werde, um die gleiche Strafe nicht in einem Staate 
lunibarer zu niaclion als in dem andern. 
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III. 

Was endlich der VE. an „Sichernden Massnahmen^" 
(§§ 42, 43) bringt, wird wohl alle die nicht befriedigt haben, 
die von solchen Massnahmen den Schutz der Gesell¬ 
schaft vor den erneuten Angriffen unverbesserlicher Ver¬ 
brecher erwarten. Der Vorschlag des VE. ist meiner 
Meinung nach nichts anderes als eine ziemlich belanglose 
Erweiterung des Rahmens der bestehenden korrektion eilen 
Nachhaft unter Beibehaltung ihrer jetzigen Form, wenn auch 
unter einiger Ausdehnung ihres bisherigen Anwendungsbe¬ 
reichs. Denn ob man jemanden bis zu 2 Jahren, wie jetzt, oder 
noch ein Jahr länger, wie vorgeschlagen, in „Korrektion"" 
nimmt, ist im Grunde ziemlich gleich. Im übrigen bleibt 
auch hier alles beim alten. Eine „Sicherung“ der Ge¬ 
sellschaft vor den immer wiederkehrenden Angriffen ge¬ 
meingefährlicher Elemente, an denen die bisherigen Straf- 
massnahmen als wirkungslos sich erwiesen haben, sei es 
weil sie aus absoluter Charakter- und Willens¬ 
schwäche nicht aus eigner Kraft wieder sozial werden 
konnten oder dass sie aus Böswilligkeit ständige Feinde 
der gesetzlichen Ordnung wurden — eine wirksame Siche- 
1 ‘ung dieser Elemente kann nicht dadurch erzielt werden, 
dass man die Dauer ihrer „Korrektion“, die Zeit ihrer Er¬ 
ziehung zum Besserwerden im voraus festlegt und der 
„Korrektions-Anstalt“ ihre bisherige Gestalt wahrt. 

Mit dieser Auffassung deckt sich auch das, was ein 
sächsischer Fürsorgeverein auf Grund seiner Erfahrungen 
ebenso schön wie treffend in seinem Jahresberichte sagt: 

„Gegenüber solch bedauerlichen und bedenklichen 
Elementen, die sich auf geordnete Weise nicht fort¬ 
zuhelfen oder nur Schaden anzurichten vermögen, ist 
es einfach soziale Pflicht, ihnen ein menschenwiirdigse 
Dasein ausserhalb der bürgerlichen Gesellschaft zu 
. geben, wo sie vor Verachtung, Hunger und Versuchung 
und vor der Möglichkeit, neuen Schaden anzurichten, 
geborgen sind“. 

Andere Länder sind nach dieser Richtung bereits energisch 
vorgegangen. AVarum geht der VE. einer durchgreifenden 
Aenderung so ängstlich aus dem Wege? 

Leider behält der VE. für seine sichernden Mass¬ 
nahmen zu sehr den (Jiarakter der Strafe bei, obgleich 
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sie sich strafrechtlich gar nicht rechtfertigen lassen. 
Gerade in Ländern wie England und die Schweiz, die man 
in Deutschland wegen ihrer „höheren“ Wertschätzung der 
persönlichen Freiheit vielfach zu beneiden liebt, denkt man 
nicht so doktrinär wie bei uns. Dort setzt man ohne weiteres 
das Interesse der Allgemeinheit über das der einzelnen 
Person, wenn diese eben ihre Freiheit zu einer „dauernden 
und ernsten Gefährdung der Rechtssicherheit der Gesell¬ 
schaft“ missbraucht. Wenn auch dort gewisse Grenzen 
für die Dauer der Verwahrung solcher Schädlinge am Volks¬ 
körper gezogen sind, so bieten doch Zeiträume wie 10 Jahre 
(England), 15 Jahre (Norwegen), 20 Jahre (Schweiz) ganz 
andere und sicher ausreichende Möglichkeiten zu erzieh¬ 
licher Einflussnahme und Besserung als die vom VE. aus 
lauter juristischer Bedenklichkeit bewilligten — 3 Jahre. 
Eine so enge Begrenzung der sichernden Massnahmen ist 
nur eine halbe Massregelj die sich sehr bald als unzuläng¬ 
lich und darum zwecklos erweisen würde. 

Sollen „Sichernde Massnahmen“ wirksam sein, so 
müssen sie auch anders als vorgeschlagen gestaltet sein. 
Unsre jetzige vom VE. beibehaltene Form der „Korrektions¬ 
haft“ kann ich dazu nicht für geeignet halten. Zweck¬ 
dienlicher erscheint mir eine Zusammenfassung der frag¬ 
lichen Elemente je nach der Ursache und dem Grade 
ihrer Gemeingefährlichkeit, wo nötig unter vorübergehender 
oder dauernder Entmündigung, in staatlich einzurichten¬ 
den, vorzugsweise landwirtschaftlichen Arbeitskolonien 
und Trinkerasylen oder in geschlossenen Arbeitsan¬ 
stalten mit Feldbetrieb und zwar nach entsprechender 
Bewährung am Sicherungsorte mit der Befugnis für die 
Verwaltung zur Beurlaubung auf Wohlverhalten und ein¬ 
facher Wiedereinziehung bei Schlechtverhalten. Ueber die 
letztere könnte ja das Gericht, das die sichernde Mass¬ 
nahme veranlasst hatte, nach Gehör der betreffenden An¬ 
staltsverwaltung mit zu entscheiden haben. 

Bei einer solchen Form der sichernden Massnahmen 
würde ich als vresentlichen Faktor zur möglichsten Wieder¬ 
gewinnung des Gesicherten wie als Voraussetzung zur Ab¬ 
streifung des Strafcharakters solcher Kolonien und An¬ 
stalten die Einrichtung halten, dass den Leuten dort Ge¬ 
legenheit gegeben wird, ihr Brot auf geordnete Weise selbst 
zu verdienen und ihren Verdienst nach einem mässigen 
Verpflegungsabzuge ihren Familien oder bedingungsweise 
einer eignen Sparkasse zu gute kommen zu lassen. 
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(Für den ersten Absatz). 

„Ist eine strafbare Handlung auf Liederlichkeit, Arbeits- 
seheu oder auf eme derartige Böswilligkeit und Missachtung 
der bestehenden Gesetze zurückzuführen, dass sie den Täter 
als gemeingefährlich und für das öffe7itliche Leben schädlich 
kennzeich/net, so hat in den im Gesetz besonders bestimmten 
Fällen das Gericht neben der Strafe oder, wenn die Strafe 
3 Monate nicht tibersteigt, an ihrer Stelle auf Ueberweisung 
an die Landespolizeibehörde zum Zwecke Unterbringung des 

arbeitsfähigen Verurteilten in ein A r b e i t s h a u s. 

zu erkennen, falls diese Massregel erforderlich erscheint, um 
den Verurteilten wieder an ein gesetzmässiges und arbeit¬ 
sames Leben zu gewöhnen.“ (Form der Verwahrung) 

PP- pp. 

(Für den dritten Absatz), 

„Stellt sich eine strafbare Handlung aber als eme Folge 
geistiger oder leiblicher Minderwertigkeit oder absoluter Halt¬ 
losigkeit dar, die den an sich nicht bösartigen Täter für das 
öffentliche Leben unbrauchbar erscheinen lässt, oder erweist 
sich der Verurteilte nachträglich als nicht arbeitsfähig, so 
hat das Gericht, in letzterem Falle an Stelle der Strafe,^) 
auf Ueberweisung zum Zwecke der Unterbringung in eine 
Arbeitskolonie zu erkennen'^. (Form der Versorgung.) 

(Für den vierten Absatz). 

,,Die Dauer der sichernden Massnahmen darf von der 
Landespolizeibehörde nicht unter 6 Alonaten bemessen und 
für gewöhnlich nicht über jo Jahre ausgedehnt werden. Hat 

der Verurteilte.in der Anstalt oder I\iolonie sich 

gut geführt und fleissig gearbeitet, und bietet er auf Grund 
seines Gesamtverhaltens Gewähr, dass er sich geändert hat 
und zu gesetzmässigem Wandel befähigter geworden ist, so 
kann ihn die Landespolizeibehörde vorläufig entlassen. 
Die Vorschriften“. 

(Als fünfter Absatz). 

Ueber Einsprüche gegen ihre Bestimmung über die Dauer 
der Massregel entscheidet die oberste Verwaltungsbehörde. 
Dieser steht auch die Entscheidung wegen einer ausnahms¬ 
weisen Ausdehnung der Massregel über die Dauer von lo 

1 . A '.I 4^^6'tsunfähigkeit bedingt Strafvollzugsunfähigkeit, während 
'un- Arbeitsunfähige in einer Arbeitskolonie noch mit versorgt wer- 
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Jahren hinaus zu, Jur de?i Fall, dass besondere Gründe hierzu 
vorliegen. 

Die Ausßihrung der sichernden Massnahmen ist durch 
Reichsgesetz zu regelnt*^ 

Durch ein solches Reichsgesetz würde natürlich auch 
die Mithilfe der Fürsorgeorgane auf dem Gebiete 
der sichernden Massnahmen zweckmässig geregelt werden 
können. 

Die Verhängung einer sichernden Massnahme würde 
übrigens die Füglichkeit einer Kürzung der Strafe 
selbst bieten, entweder schon bei der Strafzumessung direkt 
oder später indirekt auf dem Wege einer vorläufigen Ent¬ 
lassung aus der Strafhaft in die sichernde Massnahme. 

Was die im VE. (§ 53) vorgeschlagene „Aufent¬ 
haltsbeschränkung“ anlangt, so kann nach dem 
Wortlaute des zweiten Absatzes die Landespolizeibehörde 
eine Aufenthaltsbeschränkung nur dergestalt eintreten 
lassen, dass sie dem Entlassenen den „Aufenthalt“ an 
bestimmten Orten untersagt. Es können jedoch ver¬ 
schiedene Umstände, namentlich bei zum Herumtreiben 
neigenden Personen eintreten, die es wünschenswert er¬ 
scheinen lassen, dass ihnen auch das „Verlassen“ ihres 
Aufenthaltsortes untersagt werde. Eine Erweiterung der 
Befugnis der Landespolizeibehörde . zur Aufenthaltsbe¬ 
schränkung auch nach dieser Richtpug hin halte ich de.s- 
halb für zweckmässig. 


IV. 

Zum Schlüsse möchte ich auf Grund der vorstehenden 
Ausführungen nur noch einmal ganz kurz zusammenfassen, 

9 Ungerechtfertigt erscheint mir der Ausschluss von „sichernden 
Massnahmen“ für jugendliche Uebeltäter‘(§ 69), die natürlich nur 
die Form von Erziehungsmassregeln haben könnten. Gerade für die 
Jugendlichen will mir ein Schutz vor weiterem Sinken recht 
sehr wünschenswert erscheinen, damit sie nicht erst in’s Ver¬ 
brechertum hineinwachsen. Derartige besondere Erziehungs- 
massi'egeln für Strafentlassene Jugendliche erscheinen umso nötiger, 
als die Fürsorgeerziehungsg*esetzgebung in einzelnen Bundesstaaten 
in bezug auf die Unterbringung in Fürsorgeerziehung Lücken auf¬ 
weist, So können z. B. im Königreich Sachsen Jugendliche, die das 
16. Lebensjahr überschritten haben, nur dann in Fürsorgeerziehung 
genommen werden, wenn „begründete Aussicht auf Besserung“ besteht. 
Ist das aber bei einem jugendlichen Verbrecher über 16 Jahr nicht der 
Fall oder nur zweifelhaft, so gibt es keine gesetzliche Handhabe, um 
weiterer Verwahrlosung erfolgreich entgegenzutreten. 
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nach welcher Richtung mir der VE. zur Herbeiführung 
einer mehr dem praktischen Leben entsprechenden Reform 
und eines wirksameren Strafvollzugs abänderungsbedürftig 
erscheint. 


Zu§i4/15 a) ZumZweckeeinerweitergehendenFernhaltung 
^des eigentlichen Verbrechertums aus den 
strafe) Gefängnisstrafanstalten zum Schutze der minder 
schlechten Rechtsbrecher vor Verschlech¬ 
terung, sowie zur Herbeiführung einer hier¬ 
durch erst möglichen schärferen Differen¬ 
zierung der Strafarten empfiehlt sich die 
Herabsetzung des Mindestmasses der Zuchthaus¬ 
strafe auf etwa 3 Monate, um dem Strafrichter 
für eine mehr individualisierende Rechtsprechung 
freie Hand zu lassen. 

Zugleich erscheint die Beschränkung des 
Höchstmasses der zeitigen Zuchthausstrafe auf 
etwa 10 Jahre erwünscht, da erfahrungsgemäss 
allzulange Strafen verbitternd wirken und den 
Bestraften für eine spätere geordnete Lebens¬ 
führung leicht untauglich machen, 

b) Zur besseren Unterscheidung der Begriffe „ Arbeits¬ 
zwang“ (imZuchthaus)und„Beschäftigungszwang‘’ 
(im Gefängnisse) empfiehlt sich gesetzlich vorzu¬ 
schreiben, dass die Zuchthaussträflinge nicht nur 
zu den Anstaltsarbeiten anzuhalten, son¬ 
dern hierbei auch zur Leistung eines bestimm¬ 
ten individuell festzusetzenden Arbeitshöchst- 
raasses zu zwingen seien. 


Zu §16/17 
(Gefäug- 
ui^stvafe) 


a) Es empfiehlt sich die Herauf Setzung des M i n d e s t - 
raasses der Gefängnisstrafe auf etwa 1 Woche, 
um der gewünschten Erweiterung des Anwendungs¬ 
bereichs der Geldstrafe gesetzlich Vorschub 
zu leisten. 


Eine gleichzeitige Herauf Setzung derllöchst- 
grenze der Gefängnisstrafe auf etwa 10 Jahre 
würde dem Richter die Möglichkeit bieten, 
schwerere Straftaten entsprechend zu ahnden, 
die von Leuten begangen wurden, die an sich 
nicht zu den eigentlichen Verbrechern zu 
i'ccluieii sind oder die die Tat nicht aus besonders 



593 


Z\i § 18 
(Straf¬ 
schär¬ 
fungen) 


ehrloser, roher, niedriger und schanaloser Ge¬ 
sinnung verübten. 

b) Die Vorschrift, dass Gefängnissträflingen tunlichst 
Arbeiten zu übertragen seien, die ihrem Berufe 
„entspreche n“, ist nur im allerbescheidensten 
Masse ausführbar. Zur Vermeidung falscher 
Auslegung seitens der Gefangenen und daraus 
folgender disziplinstörender Differenzen empfiehlt 
sich die Erweiterung; oder Arbeiten, die die 
. Berufsausübung „nicht beein¬ 
trächtigen^*, 

c) Die Einsetzung des Gerichts als Beschwerdein¬ 
stanz in bezug auf Gewährung oder Versagung 
von Hafterleichterungen erscheint aus straf¬ 
politischen und disziplineilen Gründen nicht un¬ 
bedenklich. Es würde auch schon um deswillen 
davon Abstand zu nehmen sein, weil eine überall 
gleichmässige Entscheidung der verschiedenen 
Gerichtsstellen nicht möglich ist. Eine solche 
kann nur eine Zentralstelle treffen, als welche 
Aviederum nur die oberste Gefängnisverwaltung, 
von der die Vorschriften über die innere Ge¬ 
staltung des Strafvollzugs, überhaupt ausgehen, 
in Betracht kommen kann. 

Richterlich im voraus zu bestimmende Straf¬ 
schärfungen sind nach den früheren Erfahrungen 
zu verwerfen. Sie behindern den geordneten 
Gang des Strafvollzugs und die Disziplinierung, 
wirken unpädagogisch und deshalb auf den Ge¬ 
fangenen anders als beabsichtigt. Ihre Anwendung 
ist ausserdem durch Rücksichten auf den Gesund¬ 
heitszustand eingeengt. Der letzterenfalls dem 
Richter zustehende Ausweg der Erhöhung der 
Strafe ist strafpolitisch bedenklich. Er trägt den 
Stachel der Unbilligkeit in sich und wirkt dadurch 
aufreizend und A'^erbitternd. 

Zur Erreichung des beabsichtigten ZAvecks 
erscheint eine zweckmässige Klassifizierung 
der Gefangenen nach ihrem sittlichen Stande und 
Vorleben empfehlenswerter. Sie gibt ein besseres 
Mittel an die Hand, auf die Gefangenen indivi¬ 
dualisierend einzuwirken, weil sie nicht bloss Strafe, 
sondern auch Lohn bietet, sich nach der Gesinnung 
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des Gefangenen richtet und mit seinem Ehrgefühl 
rechnet. 

Ausserdem würde erfolgreicher und rationeller 
als besondere „Strafschärfungen“ eine indivi¬ 
dualisierende Rechtsprechung wirken, 
wenn sie über Elemente, die ihre Tat aus „be¬ 
sonderer Ehrlosigkeit, Rohheit, Bosheit oder Ver- 
. worfenheit“ verübten, die diesen Beweg'gründen 
entsprechende Zuchthausstrafe verhängte, 
wozu eine Herabsetzung ihres Mindestmasses dem 
Richter die Möglichkeit schaffen würde. Daraus 
würde sich die zweckdienlichste „Strafschärfung“ 
von selbst ergeben. 

Zu § 19/20 Es empfiehlt sich, die H a f t s t r a f e f a 11 e n zu 
strafe) lassen. Sie ist unzweckmässig, weil sie sich zu 
^ wenig von der Gefängnisstrafe namentlich dann 
unterscheiden lässt, wenn diese zu einer wirklich 
leichteren Freiheitsstrafe ini Gegensatz zur Zucht¬ 
hausstrafe ausgebaut wird. 

Die Haftstrafe in der vorgeschlagenen Form 
ist in Strafanstalten schwer ausführbar, sie er¬ 
scheint aber andererseits auch nicht geeignet, die 
bisherige ritterliche Festungshaft (Sühnhaft) als 
custodia honesta zu ersetzen. Letztere verdient den 
V orzug als einfache Sühne für alle Rechtsverletzungen, 
die zum Schutze der eignen oder andrer Ehre nicht 
aus unehrenhaften Beweggründen begangen wurden 
und nicht gegen den Anstand und die gute, Sitte 
verstossen. 

Zxi § 21 Der Uebersichtlichkeit wegen empfiehlt sich, 
nuuff Bestimmungen über die Trennung der ver- 
' der schiedenen Gefangenengruppen auch die Anordnung 

Gelange-der gesonderten Gefangenhaltung der geistig 
«en) Minderwertigen hinzuzufügen, die jetzt im 4. Ab¬ 
schnitte (§ 63) steht, der von „Strafausschliessungs- 
und Milderungsgründen“ handelt. 

Dabei wird diese Trennungsbestimmung auch 
auf die körperlich Minderwertigen auszudehnen 
sein, die einer gleichen Fürsorge und Behandlung 
bedürfen. ■ 

empfiehlt sich die Bestimmung, wonach die 
ha/t) Einzelhaft ohne Zustimmung des Gefangenen 3 
Jahre nicht übersteigen darf, wenn nicht ganz zu be¬ 
seitigen, so doch im Strafvollzugsinteresse dahin zu 
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ändern, dass von diesem Grundsätze abzuweichen 
ist, sobald die Sicherung der Anstalt und der Schutz 
der übrigen Gefangenen dies erfordern. 

Eine gleiche Ausnahme ist notwendig bei der 
Bestimmung im 3. Absatz über den Ausschluss 
der Einzelhaft im Falle der Gefährdung der Ge¬ 
sundheit eines Gefangenen. Auch hierdurch können 
allgemeine Interessen durch zu weitgehende 
Rücksichtnahme auf den einzelnen gefährdet werden. 
Die bisherigen Erfahrungen haben die Notwendigkeit 
solcher Ausnahmen bereits erwiesen. 

Dem Gefängnisvorstande muss ein Mittel zum 
Schutze des Ganzen in der Zulässigkeit einer 
ausnahmsweisen Z w a n g s Isolierung nach beiden 
Richtungen hin zur Verfügung gestellt werden, so¬ 
fern eine zwingende Notwendigkeit dazu vorliegt. 
Zur Sicherung gegen Missbrauch ist die Ent- 
schliessung über diese Ausnahmen der Aufsichts¬ 
behörde zu übertragen. 

dringend zu wünschen, dass das neue 
fübrunös-;^^i*^^S®setz betreffs der Ausführung der von 
bestim- festgesetzten Strafmittel auf ein Straf- 
imingen) Vollzugsgesetz und nicht wieder auf zu wenig 
bindende, zu dehnbare und zu leicht veränderliche 
Verwaltungsvorschriften sich stütze. 

a) ZumZwecke der schärferen Unterscheidung 

läuüo-e Zuchthausstrafe von der Gefängnisstrafe er- 

Ent* scheint es wünschenswert, dass es für e r s t e r e 
lassiing) bei der bisherigen Frist der Verbüssung von 

der Strafzeit verbleibe, bevor vorläufige Ent¬ 
lassung eintreten kann. 

b) Auch für die Beteiligung der Fürsorgevereine 
an der Schutzaufsicht für vorläufig Entlassene 
wird die gesetzliche Regelung (durch ein Straf¬ 
vollzugsgesetz) der auf dem Verwaltungswege 
vorzuziehen sein, um den Fürsorgevereinen mehr 
Rückhalt zu geben. 

Der Vorschlag des VE., für die sichernde Mass- 
deMass- Form der „korrektionellenNachhaft“ bei- 
nahmen) zubehalten und nur ihren jetzigen Zeitrahmen um 
1 Jahr zu erweitern, kann als wirksame Massregel 
zum Zwecke eines erhöhten Schutzes der 
Gesell Schaft vor den immer wiederkehrenden 
verbrecherischen Angriffen seitens sozial gänzlich 
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untauglicher oder besonders gemeingefährlicher Ele¬ 
mente nicht angesehen werden. 

Dem vorgedachten Zwecke entspricht weder 
die Form der Massnahme noch die Voraus¬ 
bestimmung einer Frist, innerhalb welcher eine 
Wendung zum Bessern vor sich gehen soll, denn 
dib D a u e r einer sichernden Massnahme lässt sich 
nur nach ihrem Erfolge bestimmen. Auch wird 
ihre Gestalt nicht bloss aus Gerechtigkeitsgründen, 
sondern auch aus Zweckmässigkeitsgründen für die 
nur aus Haltlosigkeit Rückfälligen nicht die 
gleiche sein dürfen wie für die böswilligen 
Feinde der menschlichen Gesellschaft, 

Solange aber die „unbestimmte Verur¬ 
teilung“ keinen Eingang im deutschen Strafgesetze 
findet, solange wird auch der bisherige Modus 
der richterlichen „Ueberweisung“ an die Lan- 
despolizeibehörde vorzuziehen und die Ausführung 
der sichernden Massnahmen besser durch ein be¬ 
sonderes Gesetz zu ordnen sein. 

Zu § 58 Da es auch Fälle gibt, in denen das „Ver- 

eines bestimmten Aufenthaltsortes eine 
beschrän-ä^iiliche Gefahr für die Umgebung mit sich bringen 
kung) kann, wie der „Aufenthalt“ an einem Orte für 
diesen selbst, so empfiehlt sich, die Bbfugnis der 
Landespolizeibehörde auch auf das Verbieten 
eines Wechsels des Aufenthaltsortes zu erstrecken. 

Der Vorschlag im dritten Absatz betrifft nur 
„besonderen“ Abteilungen unter- 
zubringenden Gefangenen. Da einer gleichen Rück¬ 
sichtnahme wie die geistig Minderwertigen auch 
die körperlich. Minderwertigen bedürfen, von 
diesen aber im VE. nirgends die Rede ist, weil 
sie nicht das gleiche juristische Interesse bean¬ 
spruchen wie die ersteren, so erscheint eine um¬ 
fassendere Bestimmung über die einzuhaltende Forni 
der Strafvollstreckung für geistig und körperlich 
Minderwertige in § 21 zweekmässiaer als an dieser 
Stelle. — 

Vielleicht finden die vorstehenden Ausführungen und 
1 "■!■* 1^" ^. f ,, rein praktische Erfahrungen und straf- 
pohtisehe Erwägungen gestützt sind, allgemeineres Interesse 
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und einige Anerkennung. So ganz unwesentlich werden dem 
Gesetzgeber wie dem Richter, Art, Gestalt und Wirkung 
der von ihnen festgesetzten bezw. angewendeten Straf- 
und Sicherungs-Mittel nicht sein dürfen, da erst der 
„Vollzug“ der erkannten Strafen und sichernden Mass¬ 
nahmen diesen selbst Form und Leben und damit dem 
Richterspruch fühlbaren Inhalt zu geben vermag. 


Als Leiter einer ziemlich starken Abteilung für 
Jugendliche bedaure ich, dass eine Meinungsäusserung 
über die Behandlung der Jugendlichen im VE. ausserhalb des 
Rahmens meines Themas liegt. Ich hoffe aber, dass die 
Herren Gutachter meine Ansicht teilen werden, dass der 
VE. den Interessen der Jugendlichen nicht völlig gerecht 
wird. Vielleicht erkennen auch sie den Segen an, den 
eine Herauf Setzung der „Zucht haus mündigkeit“ auf 
das 21. Lebensjahr, eine Abschaffung der kurzzeitigen 
Freiheitsstrafen, die Zulassung von Zwangserziehung 
als „sichernde Massnahme“ bei solchen Jugendlieben, die 
nicht in Fürsorgeerziehung genommen werden können, 
sowie eine wohlmeinende Schutzaufsicht auch bei 
„bedingtem Strafaufschübe“ für unsre jugendlichen Rechts¬ 
brecher im Gefolge haben würde. 
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Qutachten 

ZU dem Vorentwurf zu einem Deutschen Strafgesetzbuch 
über die Behandlung der Jugendlichen § 68^70. 

Von Strafanstaltspfarrer Dr. Jacobs (Werden). 


Die strafrechtliche Behandlung der Jugendlichen ist 
zu einer aktuellen Frage geworden, für die sich nicht bloss 
die Fachkreise, sondern auch die öffentliche Meinung leb¬ 
haft interessieren, und mit Recht ; denn hier, wo das Ver¬ 
brechen erst in seinem Anfänge und zumeist kleineren 
Fällen hervortritt, lässt sich noch mit einer gewissen Aus¬ 
sicht auf Erfolg der Kriminalität entgegen arbeiten und 
Öesserung erzielen, während die Rehabilitierung der alten, 
im Verbrechen ergrauten Individuen zumeist als erfolglose 
Sisyphusarbeit sich erweist. Ist somit bei den Jugendlichen 
auf eine dem Verbrechen vorbeugende Tätigkeit das Haupt¬ 
gewicht zu legen, also Jugendschutz in hygienischer, sozialer 
und religiös-sittlicher Erziehung mit allen Kräften zu er¬ 
streben, so muss auch beim Eintritt von Verstössen gegen 
die Rechtsordnung die strafrechtliche Behandlung der 
Jugendlichen in organischer Verbindung mit der Fürsorge- 
Erziehung erfolgen, es muss mehr auf Erziehung als auf 
Bestrafuüg’ bei ihnen bedacht genommen werden. Selbst 
in der etwa zu verhängenden Strafe, die bei den älteren 
Verbrechern häufig nur den Erfolg hat, dass sie für eine 
gewisse Zeit unschädlich gemacht sind, ist die Besserung 
in den Vordergrund zu stellen, wobei freilich die Schutz¬ 
bedürftigkeit der Gesellschaft gegen das Verbrechertum 
auch nicht aus dem Auge verloren werden darf. 

In zahlreichen Schriften und Vereinsversamnilungen 
ist von Fachgelehrten unter Wertung der einschlägigen 
amerikanischen Neuerungen und von Gefängnispraktikern 
auf Grund ihrer Erfahrungen die Frage der Jugendlichen 
erörtert, das was in ihrer strafrechtlichen Behandlung als 
fehlerhaft erkannt, gerügt und eine Aenderung und Ver¬ 
besserung der bezüglichen Bestimmungen im Deutschen 
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Strafgesetze in Anregung gebracht worden; von einigen 
wurde sogar ein besonderes Reichsgesetz zur Regelung des 
Jugendstrafrechtes verlangt. Da indes die wünschenswerten 
Ergänzungen und Umänderungen auch in das bestehende 
Strafgesetzbuch sich einfügen Hessen, so hat die zur Aus¬ 
arbeitung eines Vorentwurfs zu einem neuen Deutschen 
Strafgesetzbuche eingesetzte Kommission unter weitgehender 
Berücksichtigung der gemachten Vorschläge in drei Para¬ 
graphen, nämlich 68, 69 und 70, die strafrechtliche Behand¬ 
lung der Jugendlichen festgelegt. Nur wenige, aber 
bedeutungsvolle Sätze mit einschneidenden Verbesserungen 
des bisherigen Rechtes. Hervorragende Kriminalisten, wie 
die Professoren v. Lilienthal, v. Calker, v. Liszt u. a.^) 
haben zu den Bestimmungen des Entwurfs über die straf¬ 
rechtliche Behandlung der Jugendlichen mit nur geringen 
Ausstellungen ihre Zustimmung erklärt. Auch die Psychiater 
können nach Ansicht von Dr. Goering (München®) mit 
dem Vorentwurf in der Hauptsache zufrieden sein, da ihre 
Wünsche weitgehend berücksichtigt Avorden sind. Insbe¬ 
sondere die Gesetzesvorschläge, die der Vorentwurf über 
die Behandlung Jugendlicher enthält, bezeichnet Goering 
als „recht gut“. 

Wenn die folgende Besprechung sich auch auf die 
drei genannten Paragraphen beschränken soll, so lässt es 
sich doch nicht vermeiden, auch einige im allgemeinen 
Teil des Entwurfs enthaltenen Bestimmungen in die Er¬ 
örterung zu ziehen, so die über abgesonderte Verwahrung der 
Jugendlichen von erwachsenen Gefangenen (§ 21), Einzel¬ 
haft (§ 22), bedingte Strafaussetzung (§§ 38—41) und 
Löschung der Bestrafung im deutschen Strafregister (§§ 51 
und 52). Auch der Entwurf einer neuen Strafprozessord- 
iiung, der gegenwärtig von einer Kommission des Reichs¬ 
tages beraten wird, enthält in dem Abschnitt über die 
Behandlung Jugendlicher manche Bestimmungen, die das 
materielle Strafrecht nahe berühren und in den Vorent¬ 
wurf zu einem Schweizerischen Strafgesetzbuche auch mit 
aufgenommen sind. Auf das eine oder andere wird im fol¬ 
genden Bezug genommen werden, dagegen erscheint eine ein¬ 
gehende Würdigung der wichtigen Frage des Jugendschutz- 

^ 0 Vgi. Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft 30 Bd. 

S. 248, 259t 287 ff. 

■) Ebendaselbst. S. *)03. 
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rechtes, des Jugendrichters und -gerichtes’) durch das 
gestellte Thema ausgeschlossen. 

I. 

Zunächst hatte die Kommission über die Frage Be¬ 
stimmung zu treffen, mit welchem Jahre die Strafmündigkeit 
beginnen sollte. Während das bisher geltende deutsche 
Strafgesetzbuch (§ 55) die Strafmündigkeit mit dem vollen¬ 
deten 12. Lebensjahre beginnen lässt, sodass also erst von 
diesem Zeitpunkte an eine Strafverfolgung eintreten darf, 
setzt der Entwurf sie für das vollendete 14. Lebensjahr 
an in § 68, der lautet: „Nicht strafbar ist, wer bei Be¬ 
gehung der Handlung das vierzehnte Lebensjahr nicht 
vollendet hat.“ Diese Frage dürfte als spruchreif an¬ 
gesehen werden, nachdem die namhaftesten Kriminalisten 
und Gefängnispraktiker für die Hinaufrückung des Straf¬ 
mündigkeitsalters vom 12. auf das 14. Lebensjahr sich 
ausgesprochen hatten. Es seien hier hervorgehöben die 
in diesem Sinne gehaltenen Beschlüsse der Rheinisch-West¬ 
fälischen Gefängnis-Gesellschaft aus den Jahresversamm¬ 
lungen 1868, 1893, 1895 und 1900-), der Internationalen 
Kriminalistischen Vereinigung auf der Tagung in Bern im 
Jahre 1890 und ihrer deutschen Gruppe im Jahre 1893 in 
Berlin'^) sowie des Vereins deutscher Strafanstaltsbeamten 
in der Stuttgarter Versammlung vom Jahre 1903^). Neuer¬ 
dings hat auch die Preussische wissenschaftliche Deputation 
für das Medizinalwesen und auf eine von der Reichs- 
Justizverwaltung veranstaltete Umfrage die Mehrzahl der 
deutschen Bundesstaaten, von denen mehrere, nämlich 
Sachsen, Braunschw'eig, Hamburg und Nassau in ihren 
früheren Strafgesetzen die Altersgrenze von 14 Jahren 
schon besessen hatten, zur Hinaufrückung des Strafmündig- 

0 In weiten Kreisen werden wirksame Schutzbestimmungeii 
für die Jugendlichen gefordert, wie sie in dem englischen Kinder- 
Gesetze vom Jahre 1908 (übersetzt von Dr. Ernst Eosenfeld, Berlin, 
Guttentag 1909) bereits enthalten und seit 1. April 1909 in Kraft sind. 
Wenn die St.P.O. die Einführung der Jugendgerichte nur auf grössere 
Städte beschränkt, so ist dagegen einzuwenden, dass gei*ade in kleineren 
Verhältnissen Richter und Schöffen die ihnen bestens zu statten 
kommende persönliche Kenntnis der Jugendlichen und ihrer Verhält¬ 
nisse besitzen. 

0 V. Rhoden, Geschichte der Gesellschaft S. 51, 52, 81, 97. 

■) Blätter für Gefängniskunde ßd. 28 S 05—71 

') Ebendaselbst Bd. 88, S. 92—126 
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keitsalters auf dieseo Zeitpunkt ihre Zustimmung gegeben^). 
Im letzten Dezennium ist bereits in Dänemark und Norwegen 
für die Strafmündigkeit das 14. Lebensjahr gesetzlich fest¬ 
gelegt worden; dieselbe Bestimmung ist auch in dem 
österreichischen und schweizerischen Strafgesetzentwurfe 
vorgesehen. Hier mögen die Gründe, welche für die Hinauf- 
rückung der Strafmündigkeit auf das vollendete 14. Lebens¬ 
jahr sprechen, und die Bedönken, welche dagegen erhoben 
werden, eine kurze Würdigung finden. 

Eine gewisse Unterscheidung zwischen Gut und Bös' 
erlangt das Kind bei einer normalen religiös - sittlichen 
Erziehung schon früh, etwa mit dem siebenten Lebensjahre. 
Das alte Römische Recht bestimmte daher, dass nur die 
infantes propter innocentia^n consilii von jeder Strafverfolgung 
ausgeschlossen sein sollten, dass aber bei den impuheres 
bis zum 12. bezw. 14. Lebensjahr in jedem einzelnen Falle 
zu untersuchen sei, ob sie den intellectus, se delinquere be¬ 
sessen hätten, also zurechnungsfähig gewesen wären. Auch 
den preussischen und bayerischen Strafgesetzen war der 
unbedingte Ausschluss strafrechtlicher Verfolgung einer 
jugendlichen Person auf Grund der Tatsache, dass dieselbe 
bei Begehung der Handlung ein bestimmtes Lebensalter 
noch nicht erreicht hatte, unbekannt; sie enthielten nur 
die Bestimmung, dass der Angeklagte, wenn er das 16. Lebens¬ 
jahr noch nicht erreicht und nach dem Urteile des Richters 
ohne Unterscheidungsvermögen gehandelt habe, ^ freizu¬ 
sprechen sei. Erst in dem Strafgesetzbuche für den Nord¬ 
deutschen Bund vom 31. Mai 1870 wurde als Altersgrenze 
der Strafmündigkeit das vollendete 12. Lebensjahr fest¬ 
gesetzt und zwar hauptsächlich auf Grund eines Gutachtens 
der Preussischen wissenschaftlichen Deputation für das 
Medizinalwesen, welches sich dahin aussprach, dass bis 
zum vollendeten 12. Lebensjahre die äusserlichen Eigen¬ 
schaften des Kindesalters vorzuherrschen pflegten, dass 
der Mensch bis dahin von rein kindlichen Trieben geleitet 
werde, und dass daher Personen unter diesem Alter ohne 
Ausnahme als unzurechnungsfähig zu erachten und von 
der Strafverfolgung auszuschliessen seien. 

Abgesehen davon, dass gegen die so festgesetzte 
Altersgrenze vielfach der Vorwurf der Willkürlichkeit er¬ 
hoben wurde, führten auch die Erfahrungen, welche mit 

Vorentwiirf zu einem (leutschen Strafgesetzbuch. Beg'rünUung. 

Allgemeiner Teil. S. 2ü6. 
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der Anwendung der strafrechtlichen Bestimmungen be¬ 
züglich der Jugendlichen gemacht wurden, besonders’ aber 
die in erschreckender Weise steigende Zahl jugendlicher 
Verbrecher zu der Erkenntnis, dass eine noch weitere 
Hinaufrückung des Strafmündigkeitsalters auf das vollendete 
14. Lebensjahr angebracht und bei der Ausarbeitung eines 
neuen Strafgesetzbuches zu erstreben sei. 

Zunächst konnte man sich der Einsicht nicht ver- 
schliessen, dass es fehlerhaft und bedenklich sei, Schul¬ 
kinder überhaupt vor Gericht zu stellen, wo die schüch¬ 
ternen verkehrte oder gar keine Antworten geben, die un¬ 
verschämten dagegen sich überaus wichtig Vorkommen und 
wohl gar mit wahren oder unwahren Erzählungen zu 
prahlen suchen. Dadurch, dass das Kind in den Vorder¬ 
grund einer gerichtlichen Verhandlung gestellt wird, muss 
sein Ehrgefühl leiden und abgestumpft werden, erst recht 
wenn die sensationslüsterne Presse über die Verhandlung 
berichtet und den Namen des Kindes nennt. Erfolgt Be¬ 
strafung, so haftet dem Kinde ein ständiger Makel an, der 
ihm ein ehrliches Fortkommen im späteren Leben erschwert. 
Die Gefängnisstrafe selbst, besonders die kurzzeitige, häufig 
nur nach Tagen bemessene, lässt den Ernst des Gefäng¬ 
nisses gar nicht erkennen und übt auf den jungen Ge¬ 
fangenen zumeist einen nachteiligen Einfluss aus. Gewiss 
hat jeder Strafvollzug die Aufgabe, erzieherisch zu wirken, 
aber das bedeutsamste Hilfsmittel, welches ihm hierbei zu 
Gebote steht, die Einzelhaft, ist für Kinder zumeist unge¬ 
eignet und ohne psychische und physische Nachteile nicht 
anwendbar. Wie traurig aber, wenn Kinder mit älteren 
in der Schlechtigkeit häufig weit gediehenen Personen zu¬ 
sammen sein müssen, ein Misstand, der sich bei kleineren 
in den Amtsgerichtsgefängnissen zu verbüssenden Strafen 
oft gar nicht vermeiden lässt. Kehrt der junge Uebeltäter 
aber aus dem Gefängnisse in die Schule zurück, so wird 
er von seinen Mitschülern entweder verachtet und gemie¬ 
den, was ihn kränkt und ihm frühzeitig Hass der Menschen, 
des Staates und der Gesetze einflösst; oder er Avird als 
Held angestaunt, dessen grosstuerisches Wesen auch auf 
die Altersgenossen ansteckend wirkt und ihnen die Furcht 
vor dem Gefängnisse nimmt. Ist es da zu verwundern, 
dass unter den Schulkindern, zumal den von schlechter 
T^ektüre angesteckten, sich mitunter vollständige Räuber¬ 
banden bilden? Mit Recht sagt man daher; Schulkinder 
gehören nicht ins Gefängnis, sondern in rationelle Erziehung. 
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Erfahrungsgemäss liegen die Keime des Verbrechertums 
zumeist in mangelhafter Erziehung und der daraus ent¬ 
springenden sittlichen Verwahrlosung und Verrohung. Was 
dem Kinde gefehlt hat, das muss ihm nach Möglichkeit 
ersetzt werden, und dazu ist neben der Familie zunächst 
die Schule berufen. 

Die Alterstufen von 12—14 Jahren stehen noch unter 
der erziehlichen Behandlung der Schule; deshalb sind bei 
ihnen nicht Strafe, sondern Erziehungsmassregeln am Platze, 
dagegen bildet die Entlassung aus der Schule, die fast all¬ 
gemein mit dem. vollendeten 14. Lebensjahre erfolgt, die 
natürliche, auch in den sozialen Verhältnissen begründete 
untere Grenze der Strafmündigkeit. Mit der Volksschule 
verlässt der Mensch nicht selten auch das Elternhaus, geht 
in die Lehre oder tritt in eine Arbeitsstelle in der Fabrik 
oder im Bergbau ein, wo ihm bis zu seinem 14. Lebensjahre 
das Arbeiten gesetzlich verboten war. Hiermit beginnt 
für ihn ein neuer Lebensabschnitt. Während bis dahin die 
Eltern, Lehrer und Geistlichen sein Tun und Lassen regelten, 
ist er jetzt mehr auf sich selbst angewiesen, er fühlt sich 
auch mehr oder minder selbständig und verantwortlich für 
seine Handlungen. Es entspricht daher der Volksanschau¬ 
ung durchaus, dass mit dem Ende des Kindesalters und 
dem Eintritt in das bürgerliche Leben auch die strafrecht¬ 
liche Verantwortlichkeit beginnt. 

Neben diesen äusserlichen und rein j)i’n,ktischeii 
Gründen werden noch andere mehr aus dem inneren Leben 
des Kindes geschöpfte Erwägungen für die Hinaufrückung 
der Strafmündigkeit auf das vollendete 14. Lebensjahr 
geltend gemacht. Die Statistik ergibt, dass die Zahl der 
Kinder zwischen 12 und 14 Jahren, die zu Freiheits¬ 
strafen verurteilt worden sind, bei denen also der Richter die 
Einsicht in die Strafbarkeit der Handlung nach§ 56 (St.G.B.) 
angenommen hat, ausserordentlich gering ist. Es mag nun 
sein, dass manche Richter, von dem Gedanken geleitet, es 
sei für das Kind besser, bei Verneinung der Einsicht in 
Zwangserziehung, als bei Bejahung ins Gefängnis geschickt 
zu werden, die Dehnbarkeit des Begriffes „Einsicht“ sich 
zu Nutzen machen, um zur Freisprechung zu gelangen. 
Kommt es doch vor, dass bei Kindern, die schon im 
13. Lebensjahre, weil die geforderte Einsicht als vorhanden 
angenommen wurde, zu Gefängnis verurteilt worden waren, 
bei Vergehen in einem späteren Lebensjahre von einem 
anderen Richter die Einsicht verneint und auf lieber- 
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Weisung in Zwangserziehung erkannt wird. Hierin liegt aber 
eine nicht unbedenkliche Verschiedenheit in der Auslegung 
und Anwendung des Gesetzes, die indes einen eklatanten 
Beweis bildet für die Zweckmässigkeit der Bestimmung, 
Kinder bis zum vollendeten 14. Lebensjahre der Straf¬ 
verfolgung gänzlich zu entziehen. 

Dazu kommt, dass die Entwickelung des Verstandes, 
der Intellakt^) allein nicht massgebend sein kann, dass 
vielmehr auch eine gewisse sittliche Reife erforderlich ist, 
um das Kind für seine Handlungen strafrechtlich verant¬ 
wortlich zu machen. Es genügt nicht; dass es weiss, 
dieses oder jenes ist verboten, sondern es muss sich 
auch der Folgen, der Bedeutung und Tragweite des Rechts¬ 
bruchs vollständig bewusst sein. Es darf nicht bloss von 
rein kindlichen Trieben geleitet, sondern es muss sittlich 
so weit gefördert und gefestigt sein, dass es augenblick¬ 
lichen Regungen die nötigen Hemmungsvorstellungen ent¬ 
gegen zu setzen vermag. Freilich ist die körperliche und 
geistige Entwickelung des Menschen individuell und daher 
ausserordentlich verschieden, sodass sich eine allgemein 
gültige Norm für das Vorhandensein der sittlichen Reife, 
die dem Kinde die nötige Widerstandskraft gegen das 
Böse verleiht und es für sein Tun und Lassen verantwort¬ 
lich macht, nicht aufstellen lässt. Es gibt frühreife Kinder, 
namentlich in den Grosstädten, ausgebildete Bösewichter 
zwischen 12 und 14 Jahren, indes sind das nur Ausnahmen, 
durch erbliche Belastung, frühzeitige Verführung oder 
schlechtes Beispiel der Eltern herbeigeführt; in der Regel 
sind aber die Kinder vor dem vollendeten 14. Lebensjahre 
sittlich und geistig noch derart in der Entwickelung be¬ 
griffen und gewissermassen unfertig und der Lebenserfah-’ 
rimg bar, dass sie am besten für ihre Handlungen straf¬ 
rechtlich nicht verantwortlich gemacht werden. 

Auf dem Allgemeinen Fürsorge-Erziehungs-Tage zu 
Rostock wurde sogar, indem die Heraufsetzung der Straf- 

Nach der Entscheidung des Reichsgerichtes ist unter dem 
^^'orte „Einsicht“ nur der Intellekt für den einzelnen Fall zu ver¬ 
stehen. Hätte man dem Worte eine weitherzigere Ausleg’ung gegeben 
und darunter die Yerstandesreife oder die Fähigkeit, die Tragweite 
seiner Handlungen zu übersehen und daraus Antrieb oder Hemmung 
für das Handeln zu entnehmen begriffen, so würden die Kinder und 
•lugendlichen zumeist vom Gefängnis fern gehalten und auf Grund 
des § 5R in Zwangserziehungsanstalten untergebracht worden sein; 
‘las Elmrd der strafrechtlichen Behandlung der Jugendlichen wäre 
nadurch Avosentlich yerring'ert worden. 



605 


mündigkeit auf das 14. Lebensjahr als Mindestforderung 
bezeichnet wurde, ihr Beginn mit dem 16. Lebensjahre 
gewünscht, wie es in Belgien schon der Fall ist. Zur Be¬ 
gründung machte man geltend, dass die Pubertät bei 
Knaben und Mädchen erst in der Zeit zwischen dem 14. 
und 16. Lebensjahre einzutreten pflege; bis dahin müssten 
sie aber als Kinder gelten und als solche behandelt wer¬ 
den. „Wir wissen“, so heisst es weiter in dem Vorberichte,i) 
„dass gerade in den Altersstufen von 14—16 Jahren, in 
denen bei der überwiegenden Mehrzahl der Jugendlichen 
der Eintritt in das Erwerbsleben erfolgt, in denen ferner 
aber meist die kritische Zeit der Flegeljahre beginnt, die 
sittliche Widerstandskraft gegenüber den Verführungen, 
denen sie in ihren Dienst- und Arbeitsstellungen ausgesetzt 
sind, noch fehlt oder stark vermindert ist, und dass wie 
sie der Versuchung zu Delikten erliegen, diese eine Folge 
unzulänglicher Erziehung sind. Es liegt deshalb sehr nahe, 
eine Heraufsetzung des Strafmündigkeitsalters auf das 
16. Lebensjahr zu verlangen.“ Hiergegen spricht nun aber, 
dass bei 14jährigen Kindern — von Ausnahmen abgesehen •— 
die Zurechnungsfähigkeit, d. h. die Fähigkeit, das Unrecht 
ihrer Tat einzusehen und der Wille, dieser Einsicht gemäss 
zu handeln, wie der österreichische Entwurf bezeichnend 
sagt, vorhanden zu sein pflegt, dass ferner mit dem Ende der 
Schulpflicht auch die regelrechte Erziehung aufhört und 
die Weiterbildung mehr von dem freien Willen des Einzelnen 
abhängig wird, dass endlich gerade die in frevelhafter 
Ausgelassenheit und Rohheit begangenen Ausschreitungen 
von Jugendlichen zwischen 14—16 Jahren ernste Bestra¬ 
fung erheischen. Dem Rechtsgefühl des Volkes würde es 
nicht entsprechen, wenn die verbrecherischen Handlungen 
dieser Altersstufe keine ernste Korrektur finden würden. 

Gerade das letzte Moment, dass nämlich schwere 
strafbare Handlungen nicht ungeahndet bleiben dürfen, wird 
Siegen die Hinaufrückung der Strafmündigkeit auf das 14. 
Lebensjahr geltend gemacht. Man weist darauf hin, dass 
Kinder zwischen 12 und 14 Jahren häufig dieselbe gefähr¬ 
liche Bösartigkeit, dieselbe Energie und gänzliche Skrupel¬ 
losigkeit, wie die erwachsenen, gewerbsmässigen Verbrecher 
erkennen lassen. Vom allgemeinen Volksbewusstsein, nament¬ 
lich auch von den durch die Straftat Verletzten würde es 

Vorbericht zum Vortrag des Herrn Landesassessor Hart- 
inann (Hannover), Druck: C. Mtxller’s Buchdruckerei, Strausberg. S. 2. 

Blätter für Gefängniskunde. XLIV. 6 
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nicht verstanden werden, wenn Gewohnheitsdiebe und bös¬ 
artige Brandstifter unbestraft blieben. Dagegen wird mit 
Recht hervorgehoben, dass solche krassen Fälle wie die vor¬ 
hin angegebenen zu den seltenen Ausnahmen gehören. Zu¬ 
meist handelt es sich bei den Delikten der Kinder um 
kleinere Vergehen, wie Mund- und Felddiebstahl, wozu 
nicht selten die Eltern den Anlass gegeben haben. Sodann 
ist zu beachten, dass sich auch unter den noch nicht 12 
Jahre alten Kindern manchmal solche finden, die auf das 
Höchste entartet sind. Wie diese nicht unbeachtet bleiben, 
sondern von dem Vormundschaftsgerichte in Behandlung 
genommen und je nach Lage der Sache der Zwangs¬ 
erziehung übergelDen werden, so ist auch mit den erstereii 
zu verfahren. Die Stuttgarter Versammlung des Vereins 
deutscher Strafanstaltsbeamten vom Jahre 1903 hat diesem 
Gedanken dadurch Rechnung getragen, dass sie dem die 
Strafmündigkeit auf das vollendete 14. Lebensjahr hinauf¬ 
rückenden Beschlüsse den Zusatz beigefügt hat: „unter 
der Voraussetzung ausreichender disziplinärer Massregeln“^). 
Eine mit nachdrücklichem Ernst und ruhiger Strenge er¬ 
folgende Zwangserziehung ist gewiss dazu angetan, sich 
in entscheidender Weise fühlbar zu machen. Ja die 
Zwangs- und Fürsorgeerziehung übt häufig eine grössere 
abschreckende Wirkung aus als das Gefängnis, wenn auch 
nicht auf die Kinder, so doch auf die Eltern. Wie gegen 
das straf unmündige Kind, wenn es gegen das Strafgesetz 
gefehlt hat, zu verfahren, bezw. wie es zu behandeln ist, 
gehört in die Strafprozessordnung und scheidet hier von 
der Besprechung aus^). 


Blätter für Gefängniskiinde. Bd. 38, S. 125. 

') oben erwähnte englische Kinder-Gesetz behandelt als 
Kinder Personen unter 14 Jahren und bestimmt in § 102: „Kein Kind 
darf wegen einer Straftat mit Zuchthaus oder Gefängnis bestraft oder 
wegen Nichtzahlung von Geldstrafe, Schadenersatz oder Kosten in 
em Gefängnis gesetzt werden“, sodann besagt § 106: „Hält ein Gericht 
©Itter Straftat angeklagtes Kind oder solche jugendliche Personen 
(clie im Alter von 14 16 Jahren stehen), für schuldig, so hat es zu 
erwägen, welche der folgenden Massnahmen es für angezeigt hält. 
Es kann: ° 


a) die Anklage zurüekweisen, oder 

ffttgett Eingehung einer Verpflichtung entlassen, oder 

c) den 1 äter so entlassen und ihn der Aufsicht eines Bewährungs¬ 
beamten unterstellen, oder 

d) den Täter der Obhut eines Verwandten oder einer anderen 
geeigueten Person auvertrauen, oder 

e) den Jäter einer Erziehungsanstalt überweisen, oder 
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ihrer Verrohung, ihrer Neigung zu Gewalttaten und Ver¬ 
brechen geradezu gemeingefährlich sind und deshalb den 
ganzen Ernst und die ganze Strenge des Gesetzes heraus¬ 
fordern, dann erscheint anstatt der bedingungslosen Hinauf- 
rückung des Jugendschutzes auf das 21. Lebensjahr viel 
eher die Frage berechtigt, ob es nicht im Interesse der 
öffentlichen Sicherheit empfehlenswert sei, in solchen Fällen 
ausserordentlicher Roheit die Strafzumessung ohne Rück¬ 
sicht auf das jugendliche Alter wie bei Erwachsenen ein- 
treten zu lassen, da hier eigentlich der Grundsatz des Rö¬ 
mischen Rechtes: Malitia supplet aetatem zur Anwendung 
kommen müsste. Da indes die Urteile der Praxis und der 
Wissenschaft fast übereinstimmend dahin lauten, dass das 
vollendete 18. Lebensjahr als Grenze des Jugendschutzes, 
wenn es auch für einzelne Fälle nicht zutreffend sei, doch 
im allgemeinen sich bewährt habe, so mag der Gedanke 
einer Abänderung hier nicht weiter erörtert werden. 

Die Strafzumessung wird in § 69 Abs. 1 dadurch ver¬ 
einfacht und gemildert, dass sie bei Jugendlichen nach 
den Bestimmungen des Versuchs (§ 76) anzuwenden ist, 
nur darf nicht auf lebenslängliche und entehrende Strafe 
erkannt werden. Zuchthaus, Arbeitshaus, Verlust der 
bürgerlichen Ehrenrechte und Aufenthaltsbeschränkung 
kommen für Jugendliche nicht in Betracht; für eine Zucht¬ 
hausstrafe tritt Gefängnis von gleicher Dauer ein. Aus 
manchen Gründen, besonders aber weil die Jugendhchen 
noch im Wachstum begriffen sind, ist bei ihnen die in § 18 
vorgesehene Verschärfung des Strafvollzugs ausgeschlossen. 
Dass die Strafe bei Jugendlichen geringer und milder ist 
als bei Erwachsenen, erscheint durchaus gerechtfertigt, 
weil die Strafe dem Verschulden entsprechen muss, das 
Verschulden aber wegen der noch nicht vollen sittlichen 
Reife bei Jugendlichen geringer ist, als bei Erwachsenen. 
Die entgegengesetzte Forderung, dass wegen der Verderb¬ 
lichkeit kurzer Freiheitsstrafen für Jugendliche allgemein 
Strafen von längerer Dauer über sie zu verhängen seien, 
hat wegen der darin liegenden Ungerechtigkeit in dem 
Entwürfe mit vollem Rechte keine Berücksichtigung ge¬ 
funden. Damit ist freilich die gesetzliche Festlegung einer 
Mindestzeitdauer von 3—6 Monaten für die Bestrafung der 
Jugendlichen nicht ausgeschlossen, weil nur dadurch die 
St^fe als ernstliches Uebel fühlbar wird und eine erzieh- 
iche Wirkung ausüben kann. Haft- und Gefängnisstrafen 
\on ein paar Tagen bis zu einigen Wochen werden viel- 
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fach als spasshafte Episode, wohl auch als eine wohltuende 
Versorgung und Unterbrechung eines immerhin anstrengen¬ 
den ßummellebens angesehen und aufgefasst. Da die 
grösstmöglichste Verbesserung des Strafvollzuges allein hier 
nicht helfen kann, so wäre eine gesetzliche Festsetzung 
der Mindestdauer der Strafe für Jugendliche durchaus 
wünschenswert. 

Im Interesse des Jugendschutzes ist auch § 83, der 
die sog. kleineren Fälle statuiert, zu begrüssen. Nach 
diesem Paragraph kann der Richter von Strafe absehen, 
wenn „die rechtswidrigen Folgen der Tat unbedeutend 
sind, und der verbrecherische Wille des Täters nur gering 
und nach den Umständen entschuldbar erscheint, sodass 
die Anwendung der ordentlichen Strafe des Gesetzes eine 
unbillige Härte enthalten würde.“ Da gerade bei Jugend¬ 
lichen diese Bedingungen häufig zutreffen werden, so ist 
dem Richter hiermit eine wichtige Handhabe zu ihrem 
Schutze gegeben. Dieselbe wird noch erweitert durch die 
in den §§ 38—41 des Entwurfs eingeführte „bedingte Straf¬ 
aussetzung oder Verurteilung“, die in der Gestalt der be¬ 
dingten Begnadigung schon ein Jahrzehnt hindurch fast 
im ganzen Deutschen Reich bestanden und sich bewährt 
hat. Diese Wohltat soll vorzugsweise jugendlichen Ver¬ 
urteilten gewährt werden, allerdings bloss solchen, die zu 
einer Freiheitsstrafe wegen Verbrechen oder Vergehen noch 
nicht verurteilt waren, deren jetzige Strafe sechs Monate 
nicht übersteigt, die ferner einer besonderen Berücksich¬ 
tigung würdig sind und zu der Erwartung berechtigen, 
dass sie auch ohne den Vollzug der Strafe sich künftig 
wohlverhalten werden, die endlich nicht aus gemeinen Be¬ 
weggründen die Tat begangen und sich auch nach Kräften 
bemüht haben, den angerichteten Schaden wieder gut zu 
machen. Nach Ablauf einer Frist von zwei bis höchstens 

*) Es möge hier auf die durch das englische A^erbrechenver- 
hinderungsgesetz vom Jahi’e 1908 (übei’setzt von Dr. Ernst Rosen- 
fP'ld, Berlin, Guttentag 1909) geschaffenen sogenannten Borstal- 
^ustalten hingewiesen werden; es sind dies Anstalten, in denen 
jugendliche Rechtsbrecher im Alter von 16—21 Jahren, die im Hin¬ 
blick auf ihre verbrecherischen Gewohnheiten oder Neigungen oder 
wegen ihres Verkehrs mit übelbeleumundeten Pei'sonen nicht einer 
Erziehungsanstalt überwiesen, sondern gestraft werden sollen, auf die 
Dauer von nicht unter einem und nicht über drei Jahre in Haft g’e- 
halten wei’den und während derselben g’ewerbliche Erziehung* sowie 
andern Unterricht erhalten und solchen disziplinarischen sowie mora¬ 
lischen Einflüssen unterworfen werden, welche geeignet sind, zu ihrer 
Besserung sowie zur Bekämpfuug des Verbrechens beizutragen. 
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fünf Jahren bei Verbrechen und Vergehen, und einer Frist 
von mindestens ein bis höchstens zwei Jahren bei Ueber- 
tretungen gilt die Strafe als erlassen, sofern während dieser 
Zeit der Verurteilte keine neue Freiheitsstrafe erhalten 
und sich überhaupt gut geführt hat. Diese vielen Be¬ 
dingungen und Kautelen, wodurch die bedingte Verurteilung 
bei nur sehr geringer Schuldenergie Platz greift, tragen 
dem Rechtsbewusstsein des Volkes, das im allgemeinen 
für begangenes Unrecht Strafe, für Schuld Busse fordert, 
gebührend Rechnung. Im übrigen dürfte mit diesen Ab¬ 
änderungen des bisher geltenden Strafrechtes der richtige 
Weg eingeschlagen sein zum Schutze der jugendlichen 
Rechtsbrecher vor den nutzlosen und gefährlichen kleinen 
Freiheitsstrafen und vor dem unvermeidlichen Makel des 
„Gesessen haben“, der das spätere Fortkommen so ge¬ 
waltig erschwert. 

Es wird freilich bemängelt, dass Vorstrafen, auch 
wenn, sie auf den Täter keinen sittlichen Makel werfen 
und ihn der Strafaussetzung unwürdig machen, von dieser 
Wohltat ausschliessen sollen, und es wird gewünscht, dass 
in solchen Fällen dem Richter die Möglichkeit gewahrt 
bleibe, ausnahmsweise Strafaussetzung anzuordnen. Als 
weiterer Fehler wird bezeichnet, dass Geldstrafen von der 
Strafaussetzung ausgeschlossen sind. Wenn dieser Ein¬ 
schränkung auch wegen der Geringfügigkeit des Objekts 
uncj mit Rücksicht darauf, dass der Entwurf eine Reihe 
von Tilgungserleichterungen gibt, zugestimmt werden kann, 
so Aväre mit Rücksicht auf . die Unbemittelten, für die eine 
Geldstrafe häufig schwer aufzubringen und vielfach härter 
ist als eine Freiheitsstrafe, die Einbeziehung der subsidiären 
Freiheitsstrafe in den Aufschub doch wohl gerechtfertigt. 

Sodann dürfte auch die gesetzliche Einführung einer 
Schutzaufsicht während der Bewährungsfrist durchaus 
notwendig sein. Sie wird zwar in der Begründung zu dem 
Entwurf des St.G.B. aus dem Grunde abgelehnt, weil die 
Jugendlichen bereits unter der Aufsicht der Eltern und 
Vormünder oder unter Fürsorgeerziehung ständen, indes 
ist es ja gerade der Mangel einer rationellen Aufsicht und 
konsequenten Erziehung in der Familie, woraus zumeist 
die Straftaten der Jugendlichen entspringen. Dass die 
Eltern und Vormünder nach -erfolgter Verurteilung mit 
Strafaussetzung nun ihre Erzieherpflichten besser erfüllen 
Verden, kann zutreffen, wird aber meistens nicht der Fall 
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sein. Polizeiliche Aufsicht wäre freilich hier nicht am Platze, 
dagegen hat sich die durch die Organe der Fürsorge¬ 
erziehung über ihre Zöglinge sowie die in mehreren Land¬ 
gerichtsbezirken durch die Fürsorge- und Gefängnisvereine 
über die mit Aussicht auf Begnadigung verurteilten Jugfend- 
lichen bisher schon geübte Schutzaufsicht durchaus be¬ 
währt, Sie darf freilich keine aufdringliche sein, sondern 
muss möglichst unauffällig geübt werden, indem z. B. die 
so Bestraften christlichen Jugend Vereinigungen zugeführt 
und dort in diskreter Weise geleitet und beobachtet werden. 
Hierdurch wird auch eine sichere Grundlage gewonnen für 
das Zeugnis über gute Führung, auf Grund dessen der Straf¬ 
erlass eintreten soll. Somit dürfte die Einführung einer 
allgemeinen Schutzaufsicht w'^ährend der Bew’ährungsfrist 
notwendig sein, wie sie in § 366 des Entwurfs zur St.P.O. 
in den Fällen des Anklage Verzichtes vorgesehen ist und 
wie sie auch nach dem österreichischen Entwürfe (§ 49) 
bei einer einen Monat übersteigenden Freiheitsstrafe vom 
Gerichte angeordnet werden kann, wenn dies zur Stütze 
der sittlichen Fe.stigung und Besserung des Jugendlichen 
geraten erscheint und wenn er an seinem Aufenthaltsorte 
durch Vertrauenspersonen mit Aussicht auf Erfolg über¬ 
wacht werden kann^). 


Von grösster Bedeutung für das spätere Fortkommen 
der kriminellen Jugendlichen ist neben der Strafaussetzung 
die in den §§ 51 und 52 des Entwurfs vorgesehene Löschung 
der verbüssten öder erlassenen Freiheitsstrafen in dem 
Strafregister oder den sonstigen amtlichen Strafverzeich¬ 
nissen. Die hieraus folgende Rehabilitation kann nach 
dem Entwürfe vom Gerichte angeordnet werden, wenn 
der Jugendliche nach einer Freiheitsstrafe bis zu 3 Monaten 
\venigstens 2 Jahre und bei einer höheren Strafe mindestens 
5 Jahre sich gut geführt hat. Es ist dann ein Vermerk 


*) In dem obenerwähnten englischen Verbrechenverhinderungs- 
l^esetz bestimmt § 5: „Die Gefängnis-Oberaufsichtsbehörde kann auf 
Orund allgemeinen Erlasses des Staatssekretärs jederzeit, nachdem 
em männlicher Sträfling* sechs Monate, ein weiblicher Sträfling drei 
Monate in einer Borstal-Anstalt zugebracht hat, und sie die Ueber- 
zeugung erlangt hat, dass der Verurteilte sich wahrscheinlich straffrei 
halten und ein nutzbringendes xind arbeitsames Leben führen wird, 
Wittels Bewilligung eines Erlaubnisscheines genehmigen, dass der 
Verurteilte aus der Anstalt unter der Bedingung vorläufig entlassen 
werde, dass er der Schutzaufsicht eines in dem Erlaubnisschein zu 
benennenden Vereins oder einer Einzelperson, welche willens sind, 
Ihn in Fürsoi-ge zu nehmen, unterstellt werde. 
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über die stattgehabte Löschung in den Registern einzu¬ 
tragen. Der österreichische Entwurf geht weiter und be¬ 
stimmt in § 56: „Die Rehabilitation tilgt die Verurteilung 
und befreit von der Pflicht, die Verurteilung auf Befragen 
des Gerichts oder einer anderen Behörde anzugeben. — 
Der Rehabilitierte kann bei dem Gerichte, das die Strafsache 
in erster Instanz entschieden hat, begehren, dass die 
Rehabilitation im Strafakt, in der beim Strafregisterarat 
erliegenden Strafkarte und in den Vormerken der Ver¬ 
waltungsbehörden angemerkt werde. Wenn diese Anmer¬ 
kung erfolgt ist, darf die Verurteilung in Ausfertigungen 
von Strafkarten und in Leumundsnoten nicht aufgenommen 
werden.“ Nur wenn die Kenntnis der gelöschten Verur¬ 
teilungen für die Entscheidung der Schuldfrage bedeutsam 
ist, sind Strafgerichte und Staatsanwaltschaften berechtigt, 
ihre Bekanntgabe zu verlangen; dasselbe gilt für andere 
Behörden, sofern es sich um Verwendung solcher Personen 
im öffentlichen Dienste handelt, jedoch sind die Behörden 
verpflichtet, die erlangte Auskunft geheim zu halten. So¬ 
wohl das öffentliche Interesse, das für die Rechtspflege 
und die Verwaltung die Kenntnis der gelöschten Verur¬ 
teilungen fordern kann, ist hierdurch gewahrt, als auch 
in weitgehendster Weise Vorsorge getroffen, dass dem 
Verurteilten seine Vorstrafen nicht für alle Zeit hemmend 
in den Weg treten. Der Entwurf zum deutschen St.G.B. 
unterscheidet zwischen Strafregister und sonstigen amtlichen 
Strafverzeichnissen und bestimmt in § 52, Abs. 2: „Bei 
Erteilung eines Registerauszugs ist die Strafe als gelöscht 
zu bezeichnen. Bei einer Auskunftserteilung auf Grund 
der anderen Verzeichnisse ist die gelöschte Strafe nicht 
anzugeben“. Nach der Begründung bezieht sich letzteres 
auf private, ersteres auf amtliche Auskünfte, dagegen wird 
daran festgehalten, dass die Verurteilung selbst nicht weg¬ 
fallen könne. 1) Wenn der theoretische Einwand, dass Ge¬ 
schehenes nicht als ungeschehen dargestellt werden dürfe, 
hier nicht Platz greifen soll, so ist der bestimmten und 
weitherzigeren Fassung des österreichischen Entwurfs un¬ 
bedingt der Vorzug zu geben. 

Hier mag endlich hingewiesen werden auf die in dem 
Entwurf zur Strafprozessordnung vorgesehene Einschränkung 
des Legalitätsprinzips, wogegen freilich vielfach Wider- 


') Begründung a. a. O. S. 177. 



613 


Spruch erhoben wird^). Sollte' diese Bestimmung Gesetz 
werden, so würde die Staatsanwaltschaft nur dann Klage er¬ 
heben dürfen, wenn die Bestrafung* der Jugendlichen im öffent¬ 
lichen Interesse liegt. Unbehandelt würden die jugend¬ 
lichen Uebeltäter in diesem Falle allerdings nicht bleiben, 
sondern die Staatsanwaltschaft würde die Akten dem Vor¬ 
mundschaftsrichter übergeben, der dann, sofern er nicht 
Fürsorgeerziehung einleitet, gegen den von ihm als schuldig 
erkannten Jugendlichen eine Mahnung oder einen Verweis 
aussprechen oder ihn der Zucht des gesetzlichen Vertreters 
übergeben könnte. 

Eine wichtige Aenderung an dem bisher geltenden 
Rechte, wonach über Jugendliche nur dann eine Strafe 
verhängt werden soll, wenn der Täter die zur Erkenntnis 
der Strafbarkeit erforderliche Einsicht besessen hat, enthält 
der Entwurf durch Beseitigung der Bestimmung über das 
Untersch eidungsvermögen. Das aus dem code penal in 
das deutsche Strafrecht übergegangene Erfordernis der 
Einsicht (discernement) ist vielfach angefochten worden und 
zwar nicht bloss wegen der Unklarheit und Dehnbarkeit 
des Begriffes, dessen Handhabung in der Praxis teils eine 
mechanische, teils eine grundverschiedene geworden ist, 
sondern mehr noch, weil in dem geforderten Unterscheidungs¬ 
vermögen eine zu einseitige Betonung des intellektuellen 
Momentes erblickt wurde. Auf Grund dieser Erwägungen 
wurde in der oben erwähnten Tagung der deutschen Gruppe 
der Internationalen Kriminalistischen Vereinigung im 
Jahre 1893 in Berlin folgender Beschluss gefasst: „Die 
Bestimmung der §§ 56 und 57 St.G.B., wonach die straf¬ 
rechtliche Verantwortlichkeit eines Jugendlichen davon ab¬ 
hängig ist, dass er bei Begehung der Tat die zur Erkenntnis 
ihrer Strafbarkeit erforderliche Einsicht besessen hat, ist 
zu beseitigen“. Das Einsichtserfordernis ist bereits auf¬ 
gehoben in den Strafgesetzen der Staaten: Norwegen, 
Schweden, Dänemark, Russland und Japan und auch in 
dem österreichischen und schweizerischen Strafgesetzent¬ 
wurf e fallen gelassen. Dadurch, dass der Entwurf auf 

Einer Zeitungsnotiz nach beschloss die Reichsjustizkommission, 
die über das Strafverfahren gegen Jugendliche beriet, die Geltung 
des § 365, wonach die Staatsanwaltschaft keine Klage gegen Jugend¬ 
liche erheben, sondern die Sache an die Vormundschaftsbehörde ab¬ 
geben soll, wenn Erziehungs- und Besserungsmassregeln der Be¬ 
strafung vorzuziehen sind, auf Jugendliche unter 16 Jahre zu 
beschränken. Im übrigen wurde das Schutzalter auf 18 Jahre 
f estgesetzt. 
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eine besondere Prüfung der Zurechnungsfähigkeit bei den 
Jugendlichen verzichtet, stellt er diese in bezug auf die 
Schuldfrage mit den Erwachsenen auf dieselbe Stufe. Und 
mit Recht; denn bei den einen wie bei den anderen ist 
diese Einsicht Voraussetzung der Strafbarkeit; es muss 
stets nach dem Grundsätze verfahren werden, dass auf 
Strafe dann, aber auch nur dann erkannt werden darf, 
wenn die regelmässigen Erfordernisse der Zurechnungs¬ 
fähigkeit vorhanden sind. Zum Begriff der Zurechnungs¬ 
fähigkeit, die bei den jugendlichen Verbrechern von keiner 
anderen Art ist als bei den Erwachsenen, gehört die sub¬ 
jektive Fähigkeit, ein Delikt zu begehen. Die Prüfung, 
ob diese in concreto vorhanden war, ist durchaus selbst¬ 
verständlich. Der einzige Unterschied nach der bisherigen 
Gesetzgebung besteht darin, dass bei den Erwachsenen die 
erforderliche Einsicht vorausgesetzt wird, während bei den 
Jugendlichen jedesmal zu prüfen ist, ob sie besteht oder nicht. 
Hiermit erledigt sich auch der Einwurf, dass nach 
dem Entwürfe der Jugendliche schlechter gestellt sei als 
früher, weil jetzt der Fall eintreten könne, dass Bestrafung 
erfolgen müsste, sofern nicht § 6d einen Strafausschliessungs- 
grund biete, während früher der Richter den in der Ent¬ 
wickelung zurückgebliebenen Jugendlichen freisprechen 
konnte. Ein Erkenntnis auf Zwangserziehung, das nach 
dem bisherigen Strafgesetze zu erfolgen pflegte, sei aber 
dann ausgeschlossen, wenn die Eltern an den geeigneten 
Erziehungsmassregeln es nicht haben fehlen lassen.^) 

Es wird deshalb die Beibehaltung einer relativen Straf¬ 
mündigkeit gefordert. „Die geistige Entwickelung jugend¬ 
licher Personen ist“, so wird hervorgehoben 2 ), „durchaus 
verschieden; es kommt vor, dass ein löjähriger Mensch 
auf der Stufe eines 10jährigen Kindes steht. Wenn ein 
solcher im Unverstände ein Delikt begeht, so muss er be¬ 
straft werden oder er kommt in Zwangserziehung; aber 
beides wäre ihm gegenüber Unrecht“. In dem Entwurf ist 
solchen Verhältnissen vollkommen dadurch Rechnung 
getragen, dass der Richter, wenn der verbrecherische Wille 
des Täters nur gering und nach den Umständen entschuldbar 
war, nach § 83 von der Strafe ganz absehen oder nach 

So Prof. Dr. v. Liszt, vergl. Zeitschrift für die gesamte 
Straf Wissenschaft a. a. O. S. 258 u. 259. 

-) Vorentwiirf zu einem deutschen Strafgesetzbuche. Studien 
zu (‘iucr kritischen Besprechung desselben. Von Geh. Regierungsrat 
Dr. Rtüchardt, Bl. f. Gefängniskunde. 44 Bd. S. 29. 
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den §i} 38—41 Strafaussetzung festsetzen kann. Weun 
ferner § 69 Abs. 2 in seiner Bestimmung, dass staatlich 
überxyachte Erziehung eintreten soll, „wenn die Tat haupt¬ 
sächlich als Folge mangelhafter Erziehung erscheint oder 
sonst anzunehmen ist, dass Erziehungsmassregeln erforder¬ 
lich sind, um den Täter an ein gesetzmässiges Leben zu 
gewöhnen,“ hauptsächlich die psychisch Zurückgebliebenen 
treffen wird, so kann liierin ein Unrecht nicht erkannt 
Averden, da dem jugendlichen Uebeltäter das vermittelt 
vA’erden soll, was ihm bisher gefehlt hat, nämlich eine 
rationelle Erziehung und dadurch seine Ausbildung zur 
vollen sittlichen Reife. 

Dass dem Strafrichter die Befugnis eingeräumt werde, 
neben und an Stelle der Freiheitsstrafe auf Zwangs- oder 
Fürsorgeerziehung zu erkennen, ist eine alte Forderung 
der Gefängnisgesellschaften, hervorgegangen aus der voll¬ 
berechtigten Erwägung, dass jugendliche Personen, solange 
sie. noch erzogen und gebessert werden können, vor den 
Gefängnisstrafen möglichst zu bewahren seien. Aus den 
vielen bezüglichen Verhandlungen seien nur hervorgehoben 
die Beschlüsse der Rheinisch - Westfälischen Gefängnis- 
Gesellschaft in den Jahresversammlungen von 1891-und 
1893^), die sich dahin zusammenfassen lassen, dass sowohl 
neben als auch anstatt der Strafen aus § 57 auf Zwangs¬ 
erziehung soll erkannt werden können, und die in der mehr¬ 
erwähnten Tagung der deutschen Gruppe der Internationalen 
Kriminalistischen Vereinigung vom Jahre 1893 in Berlin-) 
zum Beschluss erhobene These, welche lautet: „Gegen 
Personen, welche bei Begehung der strafbaren Handlung 
das vierzehnte, aber nicht das achtzehnte Lebensjahr 
Vollendet haben, kann wegen derselben auf Strafe oder 
auf staatlich überwachte Erziehung oder auf Freiheits¬ 
strafe und Erziehung oder auf Ueberweisung an die Familie 
erkannt werden.“ Es liegt hierin eine bedeutsame und 
einschneidende Abänderung des bisherigen Strafgesetzes, 
das Ueberweisung zur Erziehung in einer Familie oder einer 
Anstalt nur in dem Falle der Freisprechung wegen mangeln¬ 
der Einsicht zuliess. Man fragte sich da aber mit Recht: 
Tut denn bei denjenigen, die diese Einsicht schon besitzen 
ünd dennoch strafbare Handlungen begehen, Erziehung nicht 
doppelt not ? Gewiss soll auch der Strafvollzug erzieherisch 

64. Jahresbericht der Rhein. Westf. Gef.-Gesellschaft S. 28 und 
66, Jahresbericht S. 45. 

■) Abgedruckl in den Blättern für Gefäng'niskunde. 28. Bd. S. 62 
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und bessernd wirken, aber er kann dieses Ziel unmöglich 
in dem Masse erreichen, wie eine Erziehungs- oder Besse¬ 
rungsanstalt. Es ist oben bereits daraufhingewiesen worden, 
dass die Richter sich häufig durch Verneinung der Einsicht 
zu helfen und dem Jugendlichen die Wohltat der Er¬ 
ziehung zuzuwenden suchten, doch war dieses bloss ein 
Notbehelf, dessen Erlaubtheit berechtigten Zweifeln be¬ 
gegnet. — Der Vorentwurf zum neuen Strafgesetzbuche 
gibt dem Richter jetzt vollständig freie Hand. Er geht 
zwar nicht so weit, wie die amerikanische Gesetzgebung, 
die Jugendliche bis zum 16. bezw. 18. Lebensjahr nur bei 
sehr schweren Verfehlungsfällen und wenn alle angewandten 
ßesserungsmittel sich fruchtlos erwiesen haben, zur Abgabe 
in eigene Strafgefängnisse verurteilen lässt. Vorher unter¬ 
sucht bei Verfehlungen der Jugendlichen der eigens hierfür 
gewählte Jugendrichter, ob sie aus Leichtsinn, Uebermut 
oder Mangel an sittlicher Kraft gefehlt haben, in diesem 
Falle werden sie nach ernster Mahnung vom Richter ,-,on 
probation*‘ entlassen d. h. sie werden einem Fürsorger, dem 
„Probation ofßcer'^ unterstellt, der ihnen mit Rat und Tat 
zur Seite stehen und sie vor weiteren Verfehlungen be¬ 
wahren soll; oder ob das Böse bei ihnen durch Anlage, 
Gewohnheit oder Verführung bereits die Herrschaft über 
den Willen erlangt hat, dann w^erden sie der Zwangs¬ 
erziehung unterworfen und zwar zunächst ohne Bestimmung 
einer Zeitgrenze. Nur wenn diese Mittel nicht helfen, er¬ 
folgt Bestrafung. Diesen Bestimmungen nähert sich der 
Schweizerische Strafgesetzentwurf, der mir Bestrafung mit 
Verweis oder mit abgesonderter Einschliessung von 3 Tagen 
bis höchstens 2 Monaten zulässt, im allgemeinen aber auf 
dem Standpunkte steht, dass Personen in der Altersstufe 
zwischen 14—18 Jahren, die ein Verbrechen begehen, zu 
den Geisteskranken, Schwachsinnigen, in der geistigen oder 
sittlichen Entwickelung ungewöhnlich Zurückgebliebenen 
zählen und deshalb in eine unter Umständen langjährige 
AnstaltsVersorgung gehören. (Art. 11, Ziff. 2:12). Nach dem 
Entwurf zu einem neuen deutschen Strafgesetzbuche da¬ 
gegen soll prinzipiell Bestrafung erfolgen; denn die dem 
Strafrichter eingeräumte Befugnis ist an das Vorhandensein 
eines Erziehungsbedürfnisses gebunden, und dies mit Recht. 
Wohin sollte es auch führen, wenn allgemein an Stelle 
der Strafe die Erziehung treten, erstere die Ausnahme, 
letztere die Regel bilden würde? Das Bewusstsein der Ver- 
mtwortlichkeit würde dadurch bei den jugendlichen Uebel- 



617 


tatern und auch im Volke in hohem Masse abgeschwächt 
unter dem überspannten Jugendschutze würde der Schutz 
der mej^chlichen Gesellschaft vollständig vergessen. Mag 
auch erbliche Belastung, mangelhafte Erziehung und ver¬ 
führerische Umgebung vielfach das Verbrechen mitver¬ 
schulden, es wäre doch weit gefehlt, den Verbrecher nun 
von aller Schuld freizusprechen. Wie er verpflichtet ist, 
seine bösen und abnormen Neigungen zu bekämpfen und 
sich zu bestreben, dieselben durch die Kraft seines Willens 
W 11 bleibt er auch für das aus seinem freien 

Willen entstandene Verbrechen verantwortlich und muss 
die entsprechende Strafe erleiden. Wenn aber der jugend- 
liche Verbrecher den Ernst des Strafvollzugs besonders 
duich dessen längere Dauer gehörig kennen lernt, 
wenn sein Wille durch eine konsequente Behand- 
lung gebeugt und durch Gewöhnung an Ordnung und 
Disziplin zur Achtung des Gesetzes und der Autorität 
gebracht wird, wenn er eine sorgsame seelsorgerliche Be¬ 
handlung, die ja in keiner Strafanstalt fehlen darf, erfährt 
und dadurch wieder kirchlichen und religiösen Sinn 
dann wird die Strafe für ihn zu einer 
Wohltat und das Gefängnis zu einer wirklichen Er¬ 
ziehungsanstalt , wenn auch unter anderem Namen, 
ndes soll hiermit keineswegs die Zweckmässigkeit der 
Bestimmung, dass der Richter an Stelle der Strafe zur 
Fürsorgeerziehung verurteilen kann, bestritten werden, da 
diese Befugnis keine willkürliche ist, sondern nur dann 

gelangen soll, wenn dem jugendlichen 
Uebeltäter eine rationelle Erziehung bisher gemangelt hat. 
Dass in letzterem Falle keine Bestrafung erfolgt, sondern 
vielmehr in einer Erziehungsanstalt das nachgeholt wird, 
was dem Jugendlichen bisher gefehlt hat, entspricht durchaus 
der Billig’keit. Es soll nicht in Abrede gestellt werden, 
ass damit dem Richter die Möglichkeit gegeben ist, Strafe 
. ur Jugendliche fast gänzlich auszuschalten, da fast alle 
Straftaten derselben als Folge mangelhafter Erziehung an¬ 
gesehen werden können. Selbst dieses verschlägt aber 
’ denn solange noch von der Erziehung Erfolg zu 
üoffen ist, kann nur gewünscht werden, dass anstatt auf 
Strafe a,uf Ueberweisung zur Erziehung erkannt wird. 
Ebenso ist der weiteren Bestimmung nur beizupflichten, 
dass der Richter für den Jugendlichen Ueberweisung zur 
staatlich überwachten Erziehung nach verbüsster Strafe- 
anordnen kann, wenn Erziehungsmassregeln erforderlich 
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sind, um den Täter an ein gesetzmässiges Leben zu ge¬ 
wöhnen. 

Dass die Entscheidung, ob überhaupt Erziehung 
und ob sie neben oder statt der Strafe einzutreten hat, 
dem Strafrichter übertragen ist, beruht nach der Begrün¬ 
dung zu dem Entwürfe^) darauf, weil „dieser auf Grund 
der Haupt Verhandlung und der darin anzustellenden Er¬ 
mittelungen über das Vorleben des Angeklagten am besten 
in der Lage ist, zu beurteilen, ob die bezeichneten gesetz¬ 
lichen Voraussetzungen der Erziehung vorliegen. Gelangt 
er zur Bejahung dieser Frage, so erscheint es selbstver¬ 
ständlich, dass er es auch sein muss, der die Notwendigkeit 
der Erziehung ausspricht, zumal nur er in der Lage ist, 
zu übersehen, ob sie statt oder neben einer Strafe einzu¬ 
treten hat. Die Entscheidung erfolgt in der Form der 
Ueberweisung zur staatlich überwachten Erziehung.“ Ihre 
Dauer stellt der Richter nicht fest, da sie sonst den 
Charakter der Strafe gewinnen würde. Als solche darf 
aber die Fürsorg'eerziehung nicht gelten, wenn sie auch 
häufig nicht bloss für die Jugendlichen, sondern mehr noch 
für deren Eltern empfindlicher und unangenehmer ist, als 
eine Freiheitsstrafe. Aus diesem Grunde ist die Bestimmung 
des Code penal über die Festsetzung der Dauer des Aufent¬ 
haltes in der Besserungsanstalt bereits durch die Kabinetts¬ 
order vom 22. Juni 1839 aufgehoben und auch nicht in 
das deutsche Strafgesetzbuch aufgenommen worden. Um 
der Fürsorgeerziehung den Charakter einer Bestrafung 
noch mehr zu benehmen und um ferner zu verhindern, 
dass die Massnahmen des Strafrichters mit denen des Vor¬ 
mundschaftsrichters in Widerstreit geraten, wäre es an¬ 
gebracht, die Entscheidung darüber, ob und welche Er¬ 
ziehung Platz greifen soll, möglichst in die Hand des Vor¬ 
mundschafts- oder des zukünftigen Jugendrichters zu legen. 
Hiervon dürfte der Erfolg der dem Richter einzuräumenden 
weitgehenden Befugnisse wesentlich abhängig sein. 

Der Schlussatz des § 69 des Entwurfs besagt: „Die Art 
und Dauer der Erziehungsmassregeln bestimmen sich nach den 
hierfür bestehenden Gesetzen.“ Es liegt also der landes¬ 
rechtlich zuständigen Behörde ob, nach den in den deutschen 
Linzeistaaten erlassenen Fürsorge- und Zwangserziehungs¬ 
gesetzen das Nähere wegen der Erziehung anzuordnen. 

') Beg’ründuiig a. a. o. S. 261. 
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III. 

Die Bestimmungen des Entwurfs, dass „die Freiheits¬ 
strafen gegen Jugendliche in besonderen, für sie ausschliess¬ 
lich bestimmten Anstalten oder Abteilungen zu vollstrecken, 
und dass die voll zurechnungsfähigen Jugendlichen abzu¬ 
sondern sind“, finden allgemeine Billigung, da sie dem 
durchaus richtigen Gedanken entsprechen, dass ungleich¬ 
artige, nicht zu einander passende Gefangenen von einander 
getrennt bleiben müssen. 

Was zunächst die Absonderung der Jugendlichen von 
den Erwachsenen betrifft, so bedarf es keiner Beweisführung, 
dass sie im Interesse des Jugendschutzes geboten ist; denn 
es hiesse sich an den für gute wie schlechte Eindrücke 
noch so empfänglichen jugendlichen Personen versündigen, 
wollte man sie mit alten, vielfach im Verbrechen erfahrenen 
und verstockten Rechtsbrechern zusammentun, woraus ihre 
Verschlechterung naturnotwendig folgen würde. Sodann 
muss auch der Strafvollzug an den Jugendlichen anders 
gestaltet sein, als der an den Erwachsenen. Kommt es 
bei letzteren in der Hauptsache darauf an, dass sie die 
Strafe als ernstes, wirkliches Uebel empfinden, wodurch 
ihnen die Wiederholung der Straftaten verleidet wird, so 
muss bei ersteren der Erziehungszweck in den Vorder¬ 
grund gestellt werden. Von Ausnahmen abgesehen sind 
die Jugendlichen ja meist noch bildungs- und besserungs¬ 
fähig, für gute Einwirkungen empfänglich. Diesen Um¬ 
ständen ist bei der Einrichtung von Jugendlichen-Anstalten 
Rechnung zu tragen und zwar durch die Einzelhaft, Art 
der Arbeit, Schulunterricht und hygienische Einrichtungen. 
Dass Jugendliche prinzipiell in Einzelhaft gehalten werden 
müssen, dass sie wenigstens, wenn sie auch auf grösseren 
Arbeitssälen bei gehörigem Abstande der Arbeitsplätze von 
einander und sorgfältiger Aufsicht tagsüber gemeinsam 
arbeiten, wie es in neueren modernen Gefängnissen ge¬ 
schieht, die Nacht in Einzelzellen verbringen — nicht in 
Schlafkojen, weil durch diese der Uebelstand des Sprechens 
und der Unterhaltung nicht gehoben, viel eher gefördert 
wird, — darüber sind sich die Strafanstaltspraktiker einig. 
In welchen Fällen bei Jugendlichen von Einzelhaft abzu¬ 
sehen ist, soll hier nicht weiter erörtert werden. Was die 
Arbeit der Jugendlichen betrifft, so darf dabei weniger das 
fiskalische Interesse als vielmehr die Rücksicht auf ihre 
Zukunft massgebend sein. Es muss erstrebt w^erden, sie in 
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einem Handwerke oder in der Landwirtschaft auszubilden 
und ihnen dadurch eine sichere und feste Grundlage zu 
einem ehrlichen, ordentlichen Leben nach der Entlassung 
zu geben. Von grösster Bedeutung für die Jugendlichen 
ist der Schul- und Religionsunterricht. Ersterer soll ihnen 
nicht bloss die mangelhaften, für das praktische Leben aber 
höchst wichtigen und unentbehrlichen Schulkenntnisse ver¬ 
mitteln, sondern sie auch geistig anregen und moralisch heben, 
letzterer hat die Aufgabe, den in religiös-sittlicher Hinsicht 
häufig tief herunter gekommenen Gefangenen Liebe zur Reli¬ 
gion, Achtung vor Gott und der menschlichen Autorität ein- 
zuflössenund sie wieder zu lebendigen Gliedern der Kirchen¬ 
gemeinschaft zu machen. Dass auch in hygienischer Hinsicht 
die Jugendlichen besondere Aufmerksamkeit und eine sorg¬ 
fältige Gesundheitspflege beanspruchen, liegt auf der Hand. 
Zu ihrer Unterhaltung werden besondere Gesangübungen, 
sowie Papp- und Holzarbeiten (sog. Handfertigkeitsunter¬ 
richt) empfohlen, man verlangt allgemein für sie tägliche 
Freistunden für Turn- und Freiübungen. „Gerade für die 
in ihren Entwickelungsjahren befindlichen Jungen“, führt 
Direktor Helling aus, „ist es von wesentlichem Vorteile, 
dass sie regelmässige Freiübungen machen, und so syste¬ 
matisch zur Kräftigung aller Glieder und Muskeln ange¬ 
halten werden. Die so gestaltete Freistunde bietet weiter 
nicht ilur eine dankbar empfundene körperliche und geistige 
Abwechselung, sondern übt auch wegen der bei den mili¬ 
tärischen Freiübungen unbedingt erforderlichen und leicht 
durchzuführenden straffen Disziplin einen wohltätigen Ein¬ 
fluss auf die Disziplin überhaupt aus. Es ist mir jedesmal 
eine Herzensfreude, wenn ich den Eifer, das Interesse und 
den Schneid sehe, mit dem meine Jugendlichen bei dieser 
Freistunde tätig sind“.^) Somit fordert die durchaus ver¬ 
schiedene Behandlung im Strafvollzug eine Absonderung 
der Jugendlicheh von den Erwachsenen. Sie ist freilich 
auch schon in der bisherigen Strafgesetzgebung durch § 57 
Abs. 2 angeordnet, ebenso bestimmen die vom Bundesrat 
durch Beschluss vom 28. Oktober 1897 herausgegebenen 
Grundsätze für den Strafvollzug in § 4: „Strafgefangene, 
Avelche das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
werden von erwachsenen Gefangenen derart getrennt ge¬ 
halten, dass jeder Verkehr zwischen ihnen ausgeschlossen ist; 


. ’) Vortrag über „Strafvollzug an den Jugendlichen“, abgedruckt 

nn (o. Jahresbericht der Khein. Westf. Gef.-Gesellschaft, S. 60 ff. 
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zur Verbüssung von Strafen, deren Dauer einen Monat 
übersteigt, werden sie in der Regel in besonderen. Anstalten 
(Abteilungen) untergebracht“; indes liess die Durchführung 
dieser Bestimmungen bisher zu wünschen übrig. Um von 
andern Misständen zu schweigen, möge nur darauf hinge¬ 
wiesen werden, dass in den Gerichtsgefängnissen wegen 
des beschränkten Raumes nur zu oft Jugendliche nicht bloss 
zu mehreren, sondern sogar mit alten erfahrenen Zucht¬ 
häuslern Tag und Nacht in einem Raume zusammen unter¬ 
gebracht werden. Ist es da zu verwundern, dass gerade 
unter den aus kleinen Gefängnissen kommenden Jugend¬ 
lichen die schlechtesten und der Besserung am meisten 
widerstrebenden Elemente sich finden, wie von Gefängnis- 
bearaten übereinstimmend behauptet wird? 

Ist die gesetzliche Anordnung, dass die Freiheitsstrafen 
gegen Jugendliche nur in ausschliesslich für sie bestimmten 
Anstalten zu vollstrecken sind, nur zu begrüssen, so wird 
dagegen von verschiedenen Seiten der Zusatz „oder Ab¬ 
teilungen“ mit einem gewissen Misstrauen betrachtet, und 
dies nicht mit Unrecht; denn es liegt die Gefahr nahe, dass 
dadurch, dass man eine Anzahl Zellen der allgemeinen 
Einzelhaft für die Jugendlichen absondert und sie als 
»Jugendabteilung“ bezeichnet, dem Buchstaben des Ge¬ 
setzes zwar Genüge geleistet, die vom Gesetzgeber gewollte 
Absonderung aber illusorisch gemacht wird. Um dieser 
nicht unberechtigten Befürchtung den Boden zu entziehen, 
wäre die Streichung des Zusatzes „oder Abteilungen“ wohl 
angebracht. 

Die weitere Bestimmung des § 70, Abs. 1, dass voll 
zurechnungsfähige Jugendliche im Strafvollzüge von den 
gemindert zurechnungsfähigen zu trennen seien, rechtfertigt 
sich dadurch, weil die vermindert zurechnungsfähigen eine 
besondere, individuelle Behandlung im Strafvollzüge er¬ 
fordern, Von juristischer und noch mehr von ärztlicher 
‘Seite ist in den letzten Jahrzehnten immer bestimmter 
gefordert worden, dass die geistige Minderwertigkeit und 
(lie daraus folgende verminderte Zurechnungsfähigkeit be¬ 
sonders in der strafrechtlichen Behandlung der Jugendlichen 
berücksichtigt werden müsste,i) Freilich ist man sich über 
den Begriff der geistigen Minderwertigkeit, da es sich um 
Zwischenstufen zwischen Gesundheit und Geisteskrankheit, 

0 Kahl, Vergl. Darst. Allg. Teil 1. S. 42 ff,, wo die bezl. 
Literatur mitgeteilt wird. 

Bliitter für Gefängniskunde. XLIV. 
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um sogenannte Grenzfälle handelt, nicht ganz klar und 
einig. Auch der Vorentwurf vermeidet es, positiv zu be¬ 
stimmen, wer unter den „vermindert zurechnungsfähigen 
Jugendlichen“ zu verstehen sei; in der Begründung^) ist 
nur gesagt, dass es sich hier um eine geringere AVirkung 
der in § 63 angeführten geistigen Mängel, nämlich Geistes¬ 
krankheit, Blödsinn und Bewusstlosigkeit, handele, die nicht 
den Ausschluss, sondern nur eine Verminderung der freien 
Willensbestimmung bewirke; weiter heisst es^) dort, dass 
gewisse krankhafte Zustände, die auf erblicher Veranlagung, 
auf einer vorübergehenden Einwirkung oder einer akuten 
oder chronischen Krankheit beruhen, eine Minderung der 
Zurechnungsfähigkeit herbeizuführen imstande seien. Letz¬ 
teres besagt ziemlich dasselbe, wie die Begriffsstimmung 
der geistigen Minderwertigkeit in These 1 der Beschlüsse 
des Vereins deutscher Strafanstaltsbeamten in der Ver¬ 
sammlung vom Jahre 1908 in Köln^), welche lautet: „Per¬ 
sonen, deren geistiges Leben durch angeborene Entwicke¬ 
lungsstörung oder erworbene Schädigung anormal ist, sind 
als Minderwertige anzusehen, insbesondere z. B, Alkoholiker, 
Schw'achsinnige, Periodiker, Querulanten.“ Am bestimmte¬ 
sten erscheint die Fassung des österreichischen Entwurfs, 
der verminderte Zurechnungsfähigkeit dann als vorliegend 
annimmt, wenn „die Fähigkeit des Täters, das Unrecht 
seiner Tat einzusehen oder seinen AVillen der Einsicht 
gemäss zu bestimmen, infolge eines andauernden krank¬ 
haften Zustandes wesentlich vermindert war“. In der 
Praxis wird es aber für den Richter gar nicht leicht sein, 
selbst wenn ein ärztliches Gutachten vorliegt, was in den 
meisten Fällen notwendig sßin wird, zu entscheiden, ob 
in concreto geistige Minderwertigkeit, also verminderte 
Zurechnungsfähigkeit vorhanden ist oder nicht. Die Be¬ 
fürchtung liegt daher nahe, dass diese Unklarheit in der 
Begriffsbestimmung der geistigen Minderwertigkeit und die 
Unsicherheit in der Annahme der verminderten Zurech¬ 
nungsfähigkeit zu ähnlichen Unzuträglichkeiten führen 
Wierde, wie sie die Aufnahme des Einsichtserfordernisses, 
des sog. discernement aus dem code pdnal in das deutsche 
Strafgesetzbuch nach sich gezogen hat. Auch lässt sich 
nicht leugnen, dass in gewissen Kreisen die Neigung besteht, 
fast alle aussergewöhnlich schweren Verfehlungen der 

Begründung a. a. 0. S. 231. 

P Ebendaselbst S. 229. 

Blätter für Gefängniskunde, 43. Bd., S. 60 ff. 
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Jugend auf Geisteskrankheit oder zum wenigsten auf geistige 
Minderwertigkeit zurückzuführen, während doch andere 
Umstände, wie Mangel an Liebe im Elternhaus, Vernach¬ 
lässigung und Verwahrlosung in religiös-sittlicher Hinsicht, 
schlechtes verführerisches Milieu in der Umwelt weit öfter 
die Neigung zn Straftaten erklären als krankhafte Ver¬ 
anlagung. 

Was nun die Trennung der geistig minderwertigen 
Jugendlichen von den vollwertigen betrifft, so werden da¬ 
gegen schwere Bedenken erhoben. AVoran, so fragt man, 
sollen denn die Minderwertigen sich aufrichten ? Wenn 
man sie erziehlich nur an den Umgang mit ihres Gleichen 
gewöhnt, wie sollen sie sich demnächst unter geistig A^oll- 
wertigen in der Gesellschaft zurechtfinden? Indes spricht 
hiergegen die vielerorts in den Volksschulen eingefährte 
und als bewährt gefundene Einrichtung, dass die Schwach¬ 
begabten und zurückgebliebenen Kinder, die in der Haupt¬ 
sache geistig minderwertige sind, in besonderen Klassen 
vereinigt und für sich allein unterrichtet werden. So wenig 
/^i^se die Trennung von den normalen Schülern als 
schädlich erachtet wird, dürfte sie es auch für die jugend¬ 
lichen Rechtsbrecher sein. Dabei ist nicht aus dem Auge 
^ verlieren, dass die Arbeit des Lehrers und Gefäiignis- 
beamten auf diese Weise wesentlich erleichtert und ein 
gedeihlicheres Wirken ermöglicht wird. Aber geht dadurch 
nicht ein wichtiges erziehliches Moment verloren, nämlich 
che Gelegenheit und Möglichkeit für die geistig Vollwertigen 
sich der Schwächeren im Umgänge liebevoll anzunehmen 
und ihnen zurechtzuhelfen ? In einigen wenigen Fällen mag 
das zutreffen, aber die Regel wird es sein, dass die geistig Min¬ 
derwertigen von jenen zum Besten gehalten und gehänselt 
jerden. Somit ist im beiderseitigen Interesse eine Trennung 
der geistig gesunden undvoll zurechnungsfähigen J ugendlichen 
von den wirklich oder scheinbar Minderwertigen und des¬ 
halb vermindert zurechnungsfähigen nur zu begrüssen, 
zumal § 63, Abs. 3 des Entwurfs auch für Erwachsene 
bestimmt, dass Freiheitsstrafen an ihnen, sow'^eit ihr Geistes¬ 
zustand es erfordert, in besonderen, für sie ausschliesslich 
bestimmten Anstalten oder Abteilungen zu vollstrecken 
Sind. Ungefähr dasselbe enthält folgender in der oben 
erwähnten Kölner Versammlung des Vereins deutscher 
otrafanstaltsbeamten, allerdings nicht ohne Widerspruch 
g isste Be schluss^: „Solche Minderwertige, welche, ohne 

Blättex* für Gefängniskunde. 42. Band, S. 363 ff. 
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die Straferstehungsfähigkeit zu verlieren, den gewöhnlichen 
Strafvollzug nicht ertragen, oder zu erheblich stören, 
können je nach Umständen vorübergehend oder dauernd 
in besondere Abteilungen oder Sonderstrafanstalten ein¬ 
gewiesen werden“. 

Dass solche Anstalten oder Abteilungen an Gefäng¬ 
nissen unter Leitung von psychiatrisch gebildeten Beamten 
und Aerzten höchst empfehlenswert seien, liegt auf der 
Hand. Hier kann der psychischen Eigenart und Sonder¬ 
barkeit der jugendlichen üebeltäter weitestgehende Rechnung 
getragen werden. Abgesehen von der dauernden ärztlichen 
Beobachtung und Behandlung ihrer geistigen Störungen, 
dürfte für manche Nervöse und Querulanten schon der 
Gedanke, der ständigen Aufsicht und Leitung eines Arztes 
unterstellt zu sein, beruhigend und erleichternd wirken. 
Es können ihnen hier manche Vergünstigungen in Beziehung 
auf Arbeit und körperliche Bewegung im Freien, Beköstigung 
und sonstige Pflege gewährt werden, auch kann man Ver- 
stösse gegen die Hausordnung ohne Disziplinarstrafen 
durchgehen lassen, die im Zusammensein mit gesunden 
Gefangenen, weil darin eine Parteilichkeit erblickt würde, 
geahndet werden müssten. Alles das wirkt aber auf das 
Befinden der Minderwertigen und die Verhinderung geistiger 
Störungen vorteilhaft ein. Freilich wird bei chronischen 
Defekten selbst nach Ansicht von Psychiatern kaum ein 
Dauererfolg in der therapeutischen Behandlung erzielt werden 
und stets mit Rückfällen zu rechnen sein, aber dennoch 
erscheint es sehr vorteilhaft, dass der Arzt bei psychischen 
Störungen immer tröstend, ermahnend oder warnend ein- 
greifen kann, wie es auch sein Bestreben sein wird, 
drohende Psychosen tunlichst zu verhüten. 

Herr Strafanstaltsdirektor Oberjustizrat Schwandner^) 
führte in einem Gutachten über die Frage: Wie sind die 
Minderwertigen im Strafvollzug nach der gegenwärtigen 
Gesetzgebung am sachgemässesten zu behandeln ? aus, dass 
zwar der grössere Teil der geistig Minderwertigen im 
ordentlichen Strafvollzüge behandelt werden könne, aller¬ 
dings nur bei einem tadellosen Beamtenpersonal, ohne dass 
sie oder der Strafvollzug geschädigt würden, dass aber 
für den anderen Teil nichts übrig bleibe, als sie in be¬ 
sonderen zentralen Anstalten unterzubringen, die als Adnexe 
einer Strafanstalt anzugliedern seien. Die in Württemberg 


Ebendort. 43. Bd. S. 106 ff. 
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auf dem Hohenasperg als Filiale des Zuchthauses Ludwigs¬ 
burg seit 1888 bestehende Sonderabteilung- habe sich durch¬ 
aus bewährt. Zu einem ähnlichen Schlüsse kommt auch 
Dr. Kluge^), behandelnder Arzt der seit 1. Januar 1907 
in Brandenburg a. d. H. bestehenden Minderwertigenabteilung. 
Nachdem er die Vorteile und Schattenseiten einer solchen 
Einrichtung nach seiner Erfahrung dargelegt hat, schreibt er, 
dasssolcheAbteilungenausführbarundvonNutzen seinkönnen, 
wenn sie mit einer Strafanstalt in Verbindung stehen und 
gut geleitet werden, dagegen verwirft er die Anlegung 
grosser alleinstehender Anstalten für Minderwertige, w^eil 
es dann einen unübersehbaren Ansturm von Minderwertig¬ 
seinwollenden bei den Anstalten und Gerichten geben und 
unmöglich sein würde, so viele gefährliche Elemente in 
der Gewalt zu behalten. 

Der 2. Absatz des § 70 befasst sich weiter mit den 
vermindert zurechnungsfähigen Jugendlichen und bestimmt, 
dass Freiheitsstrafen gegen sie auch in staatlich über¬ 
wachten Erziehungs-, Heil- oder Pflegeanstalten vollzogen 
werden können. Nicht so sehr der Schutz der mensch¬ 
lichen Gesellschaft vor den Angriffen der wegen Unzurech¬ 
nungsfähigkeit freigesprochenen oder wegen verminderter 
Zurechnungsfähigkeit nur mit einer geringen Strafe belegten 
gefährlichen Menschen, deren Verwahrung in Anstalten 
§ 65 anordnet, sondern hauptsächlich der Heil- und Pflege¬ 
zweck, der bei Berücksichtigung des geistigen und körper¬ 
lichen Zustandes der vermindert zurechnungsfähigen Jugend¬ 
lichen in den Vordergrund tritt, war für diese Bestimmung 
des Entwurfs massgebend. Gewiss liegt ihr eine durchaus 
humane Tendenz zugrunde, auch kann nicht bestritten w’erden, 
dass es für die vermindert zurechnungsfähigen Jugendlichen 
Manche Vorteile bieten würde, wenn ihnen eine besondere 
Behandlung unter ärztlicher Leitung zuteil W'ürde, und 
Wenn sie zu dem Zw^ecke dem gewöhnlichen Strafvollzüge 
entzogen würden, für den sie doch kein volles Verständnis 
haben und dem auch trotz aller gesundheitspolizeilichen 
Massregeln und hygienischer Fürsorge die Einrichtungen 
fehlen, die zur Beseitigung und Heilung solcher körperlichen 
und geistigen Defekte erforderlich sind. 

Hervorragende ßechtslehrer, wie die Professoren Kahl 
und V. Lilienthal, finden deshalb diese Bestimmung vor- 

*) Blätter für Gefäng-niskiinde. 43. Bd. S. 498, Die Behandlitng- 
der geistigen Minderwertig’cn auf der Sonderabteiluiig in Branden- 

a. d. H. 
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trefflich, indes dürften doch schwere Bedenken gegen die 
Vereinigung der kriminellen geistig minderwertigen Jugend¬ 
lichen mit den Insassen der Erziehungs-, Heil- und Pflege¬ 
anstalten zum Zwecke der Verbüssung einer Freiheits¬ 
strafe sprechen. Selbst die Psychiater, denen am Entwürfe 
die Berücksichtigung der geistigen Minderwertigkeit in 
strafrechtlicher Hinsicht besonders gefällt, weil damit eine 
von ihnen erhobene alte Forderung erfüllt wird, sprechen 
sich gegen die Aufnahme der vermindert Zurechnungs¬ 
fähigen in Heil- und Pflegeanstalten (Irrenanstalten) so¬ 
wohl zur Verwahrung als auch zur Verbüssung von Frei¬ 
heitsstrafen aus und halten daran fest, dass „Zwischeii- 
anstalten“ eingerichtet werden müssten, „auf deren Leitung 
dem Irrenarzte ein entscheidender Einfluss gewährt ist, 
die aber zur Durchführung ihrer häuslichen Disziplin weit 
eingreifendere Mittel besitzen, als eine Anstalt, schon mit 
Rücksicht auf ihre nicht kriminellen Pfleglinge, anwenden 
darf.“i) Da nach der Statistik die geistig minderwertigen 
und sittlich oder kriminell defekten Zöglinge am häufigsten 
den Erziehungs- und Rettungsanstalten entlaufen, so würde 
es notwendig werden, an den Erziehungs-, Heil- oder Pflege¬ 
anstalten Gitter und Mauern anzubringen und eigene 
Wächter zu bestellen, um ein Entweichen der jugendlichen 
Sträflinge zu vermeiden. Sollen aber die Erziehungs¬ 
anstalten ihren bisherigen Charakter, der auf möglichst 
freier, liebevoller Behandlung der Zöglinge beruht, be¬ 
wahren, sollen die Heil- und Pflegeanstalten ihrer Aufgabe, 
als Krankenhäuser zu dienen, auch ferner gerecht werden, 
so verbietet sich die Aufnahme solcher Elemente, die für 
die Ordnung dieser Anstalten durchaus störend sein würden. 
Auch die ganze geistige Verfassung der Minderwertigen, 
besonders ihre Reizbarkeit, die wohl daher kommt, weil 
sie von Jugend auf unter der Neckerei oder höhnischen 
Behandlung ihrer Mitmenschen zu leiden hatten, machen 
sie zu sehr unbequemen und für die Umgebung durch ihren 
Charakter und ihr schlechtes Beispiel gefährlichen Insassen, 
deren disziplinarische Behandlung zudem eine überaus 
schwere ist. Wenn man jetzt schon iil gewissen Fürsorge¬ 
zöglingen, die nach ihrer Entlassung oder Entweichung aus 
der Anstaltmit besondererRohheitund wahremRaffinement die 
schlimmsten Verbrechen begehen, eine neue Spezialität des 
\ er brecher tums erblicken zu müssen glaubt, was soll dann 

*) Dr. Hoppe, Der Vorentwiu’f zu einem deutschen Strafgesetz¬ 
buch und die Psyc’hiatrif. Blätter für Gefängniskunde. 44. Bd. S. 289. 
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aus den Fürsorgeerziehungsanstalten erst werden, wenn 
sie gesetzlich gezwungen sind, die halb idioten krinainellen 
Jugendlichen aufnehmen zu müssen? 

Unter Berücksichtigung aller dieser Umstände muss 
die Aufnahme vermindert zurechnungsfähiger Jugendlichen 
zur Verbüssung von Freiheitsstrafen in Erziehungs-, Heil¬ 
oder Pflegeanstalten als durchaus unzweckraässig und un¬ 
angängig erachtet werden, dagegen erscheint die Einrichtung 
von Sonderabteilungen für dieselben im Anschlüsse an die zu 
gründenden, besonderen Anstalten für Jugendliche em¬ 
pfehlenswert. Wenn auch die Leitung solcher Anstalten, da 
es sich um Verbüssung von Freiheitsstrafen handelt, einem 
Strafvollzugsbeamten unterstellt sein muss, so darf doch 
die ärztliche Aufsicht und Behandlung der geistig Minder¬ 
wertigen durch einen psychiatrisch ausgebildeten Hausarzt 
nicht fehlen. 


Thesen. 

1. Der Hinaufrückung des Strafmündigkeitsalters auf 
das vollendete 14. Lebensjahr (§ 68) ist unbedingt zuzu¬ 
stimmen, ebenso der Beibehaltung des vollendeten 18. Lebens¬ 
jahres als Grenze des jugendlichen Alters; dagegen können 
die für die Ausdehnung des Kindesalters auf das 16. und 
des jugendlichen Alters auf das 21. Lebensjahr angeführten 
Gründe als stichhaltig nicht anerkannt werden. 

2. Die dem richterlichen Ermessen in § 69 eingeräumte 
Befugnis, statt und neben der Freiheitsstrafe auch auf Er¬ 
ziehung erkennen zu können, ist unter der Voraussetzung 
zu begrüssen, dass dieselbe in die Hand des Vormund¬ 
schaftsrichters gelegt wird. 

3. Der Wegfall des Einsichtserfordernisses bei den 
Jugendlichen ist zu billigen, auch erscheint die Aufnahme 
der verminderten Zurechnungsfähigkeit durchaus angebracht, 
wenn sich auch nicht verkennen lässt, dass hiermit ein 
ähnlich unklarer und dehnbarer Begriff, wie ihn das dis- 
cernement enthält, in das Strafgesetzbuch wieder einge¬ 
führt wird. 

4. Um die völlig wirkungslosen und vielfach schäd¬ 
lichen kurzzeitigen Gefängnis- und Haftstrafen zu beseitigen, 
wäre die gesetzliche Festsetzung der Mindestdauer dieser 
Strafen für Jugendliche auf 3—6 Monate zu wünschen. 



628 


5. Die gesetzliche Einführung einer allgemeinen Schutz¬ 
aufsicht für die mit bedingter Strafaussetzung verurteilten 
Jugendlichen während der Bewährungsfrist erscheint not¬ 
wendig. 

6. Bei der Rehabilitation krimineller Jugendlicher durch 
Löschung ihrer Strafen in den Registern ist gegenüber der 
Fassung des Entwurfs des deutschen St.G.B. der Bestimmung 
des österreichischen Entwurfs der Vorzug zu geben, wonach 
die Verurteilung getilgt und die Pflicht beseitigt wird, die 
Verurteilung auf Befragen des Gerichtes oder einer andern 
Behörde anzugeben; es genügt, dass die Strafgerichte und 
Staatsanwaltschaften sowie sonstigen Behörden für be¬ 
rechtigt erklärt werden, die Bekanntgabe der gelöschten 
Verurteilungen zu verlangen, wenn deren Kenntnis für ihre 
Entscheidung von Bedeutung ist. 

7. Die strenge Durchführung der Trennung der jugend¬ 
lichen von den erwachsenen Gefangenen (§ 70) ist nur zu 
billigen. Damit eine Umgehung des Gesetzes verhindert 
wird, ist bei der Bestimmung über die Einrichtung von 
besonderen Anstalten der Zusatz „oder Abteilungen“ zu 
streichen. 

8. Die Zuweisung von vermindert zurechnungsfähigen 
Jugendlichen zur Verbüssung von Freiheitsstrafen in Er- 
ziehungs-, Pflege-, oder Heilanstalten (§70 Abs. 2) ist nicht 
angängig: dagegen empfiehlt sich die Einrichtung von Sonder¬ 
abteilungen für dieselben im Anschluss an die Gefängnisse 
für Jugendliche. 
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Gutachten 


zur Vereinsversammlung Mannheim 1911 


über 

die Behandlung der Jugendlichen nach §§ 68—70 des 
Vor ent Wurfs zu einem deutschen Strafgesetzbuche 

erstattet von Oberregierungsrat Lenhard, Direktor des Landes¬ 
gefängnisses und der Weiberstrafanstalt Bruchsal. 


Allgemeines. 

Von dem Herrn Vorsitzenden des Ausschusses wurde 
luir der ehrende Auftrag, der nächsten Vereins Versammlung 
in Mannheim ein Grutachten zu den §§ 68—70 des V.E. zu 
erstatten. Ich nahm den Auftrag an. Der Schwere der 
Aufgabe bin ich mir bewusst. Bei dem Versuche der 
Lösung derselben werden mich Ueberzeugung, Pflicht und 
Gewissen leiten. 

Wir stehen vor der Frage des Umbaues unseres Straf¬ 
rechts uud Strafprozesses, deren Geist dem Strafvollzüge 
die Unterlage gibt. 

Tiefeinschneidende Probleme sind zu lösen. Wie die 
Lösung sich vollzieht, wird von allen Kulturstaaten mit 
Aufmerksamkeit verfolgt werden. 

Unser grosses deutsches Vaterland hat auf vielen Ge¬ 
bieten des öffentlichen Lebens sich die Achtung dieser Staaten 
gesichert, man wird daher auch der Neugestaltung des 
Strafrechtes, insbesondere dem Ausbau des Jugendrechts 
und den Massnahmen zur Kettung der rechtsbrecherischen 
Jugend dasselbe Interesse entgegenbringen, wie es sich die 
Werke der Verbrechensprophylaxe etc. sicherten. 

Ein bedeutendes Werk hervorragender Autoritäten 
der Gegenwart: 

Vergleichende Darstellung 
des deutschen und ausländischen Strafrechts; 

Vorarbeiten zur deutschen Strafrechtsreform^) 
dessen Lektüre jedem Interessenten des Reform Werkes 
empfohlen w'erden muss — bietet einen Einblick in die um- 

‘) Berlin 1908 Verlag von Otto Liebraann. 
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fassenden Gebiete, die hier in Frage kommen. Welcher 
Reichtum an Belehrung, an geistreichen Erörterungen tief¬ 
greifender Probleme zum Wohle des Volkes als Ergebnis 
opferbereiter Hingabe an die Bearbeitung des Riesen¬ 
materiales, des Fleisses und der Ausdauer. Ich kann es 
mir nicht versagen, aus dem Vorwort zu diesem Werke, 
das mir viele Stützpunkte für diese Arbeit bot, hier einige 
Worte einzuschalten: 

„Die Eeform des deutschen Strafrechts ist die grosse und be¬ 
deutsame Aufg’abe, die für das nächste Jahrzehnt auf dem Ge¬ 
biete des Rechtslebens voraussichtlich gestellt’ sein wird. Die 
Aufgabe ist eine nationale; sie kann nur gelöst werden in ein¬ 
mütigem Zusammenwirken der berufenen Kräfte des deutschen Vol¬ 
kes, sie muss an die heimische Rechtsentwickelung anknüpfen 
und dem Rechtsbewusstsein des deutschen Volkes entsprechen. 

Die Aufgabe ist aber in gewissem Sinne ziigleich eine inter¬ 
nationale; denn, wie die deutsche Kultur sich innerhalb des Flusses 
der allgemeinen Kulturbewegung befindet, so bildet auch die 
deutsche Rechtsentwickelung nur ein Glied der allgemeinen Rechts¬ 
entwickelung. Wenn je, so machen heutzutage die wissenschaft¬ 
lichen Strömungen nicht vor den Grenzen der einzelnen Staaten 
Halt. Wie der Rechtsverkehr mehr und mehr ein internationaler 
wird, so treten neuerdings auch auf dem Gebiete des Rechtslebens 
verwandte Bedürfnisse und Bestrebungen bei allen Kulturvölkern 
auf. Wenn der Gesetzgeber seiner Aufgabe gerecht werden will, 
so muss er einen Standpunkt zu gewinnen suchen, der nicht nur 
das eigene Recht vollkommen übersehen, sondern über dessen 
Schranken hinaus alle Zusammenhänge erkennen und das heimische 
Recht als ein individuell gestaltetes Gebilde der allgemeinen Rechts¬ 
entwickelung aller Kulturvölker erfassen lässt. Soll der fort¬ 
schreitenden Entwickelung und den Bedürfnissen der Gegenwart 
voll Rechnung getragen werden, so darf bei einer Reform des 
deutschen Strafröchts die Gestaltung, die das Strafrecht in anderen 
Kulturstaaten gewonnen hat oder zu gewinnen bestrebt ist, unter 
keinen Umständen ausser Betracht bleiben“ usw. 

Der Vorentwurf ist ein Werk, dessen Wurzeln sich 
in die Bereiche der Humanität und des sozialen Lebens 
erstrecken. Wir finden, dass unermüdliche geistreiche 
Kämpfer an Stelle des kühlen Rechtsspruchs ein neues 
System geschaffen haben, das auch uns Strafanstaltsbeamten 
hohe Befriedigung gewähren muss. 

Das Schutz- und Fürsorge-Wesen, das sich bisher vor¬ 
wiegend zur Behütung Strafentlassener nutzbringend zeigte, 
soll nun ein gesetzliches Anwendungsgebiet schon für das 
Stadium der Rechtsprechung erfahren. 

Ein Gesetz, das den erstmals Gestürzten unter Hin¬ 
weis auf die vorgesehene Strenge gegen Besserungs¬ 
unbemühte durch Milde zur Selbstbeherrschung, zur 
Hebung und Festigung der sittlichen Widerstandskraft zu 



erziehen sucht, schliesst einen Kulturerfolg von Bedeutung 
in sich. Gelingt es uns, diesem Werke einen, seiner Bedeu¬ 
tung entsprechenden Vollzug zu sichei n, dann werden wir 
einer glücklichen Periode der Rechtsprechung entgegen¬ 
gehen, für die man auch in den breiten Schichten des 
Volkes Verständnis finden wird. 

Mein Gutachten hat sich auf die Besprechung der 
§§ 68—70 des VE. zu erstrecken. Die zu begutachtenden 
Fragen umschliessen weite Gebiete von eingreifender 
sozialer Bedeutung: Die Rettung .von Jugendlichen, die oft 
ohne ihr Verschulden, oft lediglich durch das Fehlen oder 
durch Schwächung der sittlichen Kraft der Familie kriminell 
geworden sind; es kommen nach meinen langjährigen Er¬ 
fahrungen auch Jugendliche in Frage, die wenig vom 
Sonnenscheine des Lebens empfunden, die den Glauben an 
hilfsbereite Menschen fast verloren haben, unter denen sich 
aber junge Menschen befinden, die viele Begabung zeigen, 
die — richtig geführt — für rechtschaffene Lebensführung 
befähigt werden können. Wir wissen, dass gerade solche 
jmige Leute im {Späteren Leben in der Erinnerung an die 
eigene schwere Jugendzeit und ihre Kämpfe durch Wort 
und Tat mit Erfolg zur Abwendung von Schäden für die 
Jugend beitragen können. Es sollten daher auch die aus 
anderen Gebieten des VE. erfliessenden Fragen, soweit sie 
für die Behandlung Jugendlicher von Interesse sein können, 
wie die Aussetzung der Strafvollstreckung (§§ 38—41 des VE.) 
mit den hochinteressanten Darbietungen von Liszt’s^) über 
die geschichtliche Entwickelung derselben und über die 
differenzierenden Punkte gegenüber der bedingten Be¬ 
gnadigung; sowie im Zusammenhang damit weiter, die Be¬ 
rechtigung und die soziale Bedeutung des Strafurlaubs 
auf Wohlverhalten-) — dem ich aus der Strafanstalt für 
Jugendliche in Baden eine erfreuliche zahlenmässige Unter¬ 
lage zu bieten vermöchte — ferner auch die Bestimmungen 
über die Löschung der Bestrafung in dem Strafregister 
(§§ 51 u. 52 des VE.) die aber nach meiner Ansicht gerade 
bezüglich der Jugendlichen zur Fernhaltung der oft 
recht verhängnisvollen Folgen unüberlegter 
Jugendstreiche in den Jahren des Existenzkampfes 
in ihren Zielen weiter gehen sollten; und endlich die gross- 

*) Vergl. Darstellung', allgemeiner Teil Bd. III S. 

■-) siehe Dr. von Engel b erg* — Beurlaubung und Strafauf¬ 
schub auf Wohl verhalten in Baden, Monatschrift für krim. Psvchol. 
5. Jahrg. Heft 5 S. 297 ff. 
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zügige, freudig zu begrüssende, in ihren Erfolgen wohl 
zweifelsohne recht bedeutsame Neuerung des § 83 des VE.^) 
„besonders leichte Fälle“ an dieser Stelle zu einer Be¬ 
sprechung gelangen. 

So mächtig der Reiz auch ist, auf diese Frage hier 
eirizugehen, ich muss ihm widerstehen zur Verhütung einer 
Ueberschreitung des meiner Aufgabe gezogenen Rahmens 
und eines Eingreifens in die Gebiete der übrigen Gutachten. 
Ich wende mich daher nach diesen allgemeinen Ausfüh¬ 
rungen der Begutachtung der §§ 68—70 des VE. zu: 

, Zu § 68. 

Nicht strafbar ist, wer bei Begehung 
der Handlung das vierzehnte Lebens¬ 
jahr nicht vollendet hat. 

Der Entwurf rückt die im geltenden Strafgesetze fest¬ 
gesetzte Strafmündigkeit jugendlicher Rechtsverletzer vom 
zwölften auf das vollendete vierzehnte Lebensjahr hinauf. 

Die Begründung hiefür bildet — alles zusammen¬ 
genommen — ein schwer antastbares Fundament: 

Volksanschauung in weitesten Kreisen; Gutachten 
der Preussischen Wissenschaftlichen Deputation für 
Medizinalwesen; Gutachten der Mehrzahl der von der 
ReichsjustizVerwaltung befragten Deutschen Bundes¬ 
staaten ; 

Ansicht der meisten Gefängnispraktiker^) frühere 
deutsche Partikulargesetzgebungen; geltendes Recht 
verschiedener ausländischer Staaten. 

Allerdings müssen wir uns sagen, dass absolut zuver¬ 
lässige Unterlagen für die Bestimmung der Strafmündigkeit 
nicht bestehen. Wir ersehen das auch aus den Schwan¬ 
kungen der Anschauungen in dieser Frage. 

Das geltende Strafrecht bestimmt 

das zurückgelegte 12. Lebensjahr 
der Vorentwurf z. künftigen Strafrecht das 14. „ 

Schweden und Finnland haben „ 15. „ 

festgesetzt; 

Dr. E. Schultze: Die jugendlichen Verbrecher im gegen¬ 
wärtigen und zukünftigen Strafrechte. Wiesbaden b. Bergmann 
S. 34 ff. 

0 Dl*. Gennat, BI. f. Gefängniskunde, Band 37 Heft 1/2 S. .58 
und Heft 3/4 S. 309; v. Sichart, Bl. f. Gefäng'niskunde S. 103 u. 111; 
Marco Vieh, Bl. f. Gefängniskunde, Band 37 Heft 3/4 S. 280 und 
Band 43 Heft 3 S. 580. 



Die Eisenacher Kongress-Vorschläge^ 

. gingen soweit das 16. Lebensjahr 

in Antrag zu bringen. 

Man wird wohl sagen können, dass mit jeder dieser 
Altersgrenzen auszukommen ist, vorausgesetzt, dass das 
Auge des Staates sorgsam darüber wacht, dass die wegen 
ihrer Straf u n mündigkeit der gesetzlichen Strafe entgehen¬ 
den Jugendlichen nicht wieder in Verhältnisse zurückge¬ 
geben werden, in denen Verwahrlosung einen Nährboden 
fand, und aus welchen die Straftat hervorgegangen ist, dass 
diese straf u n mündigen Rechts verletzter den im Einzelfalle 
angemessenen durchgreifenden nachhaltigen Erziehungs- 
inassnahmen unterworfen werden. 

Mir sind — das kann ich nicht verschweigen — in 
meiner 26jährigen Dienstzeit 12- und 13jährige, schon durch 
und durch verdorbene Knaben bekannt geworden, die in 
Hinsicht der Verstandesreife manchen 16jährigen übertrafen, 
deren Straftaten eine solche — im Elternhause vom Kindes¬ 
alter an gepflegte — Verbrechensneigung und Raffiniertheit 
für die Ausphrung zeigten, dass kein Zweifel an dem 
Vorhandensein der erforderlichen Einsicht in die Strafbar¬ 
keit ihres sträflichen Handelns bestand und ich mir sagen 
musste, es wäre bedauerlich gewesen, wäre den Straftaten 
dieser geriebenen Bürschchen nicht die abkühlende Strafe 
gefolgt. 

Der Gefängnispraktiker weiss, dass die Verhältnisse 
der Grosstädte eine Fülle von Verbrechensquellen bieten, 
bei welchen ein rechtzeitiges heilendes Eingreifen der Für¬ 
sorgeorgane eine grosse Zahl dem Verbrechertum zu¬ 
wachsender Kinder retten könnte; er weiss, dass z. B. das 
Beraten von Verbrechensplänen der Eltern in Gegenwart 
der Kinder, das Verstecken und die Verwertung der Beute 
eine Frühreife der Kinder im Aufsuchen und Gehen straf¬ 
barer Wege bringt. Diesem Gedanken habe ich auf der 
Vereinsversammlung 1903 in Stuttgart Ausdruck gegeben. 

Es muss ja ohne Weiteres zugegeben werden, dass 
Jugend-Verbrecher unter 14 Jahren nicht zahlreich sind und 
dass praktische Erwägungen für die Hinaufrückung der 
otrafmündigkeit auf das 14. Lebensjahr sprechen. Von 
allen, naturgemäss im Vordergründe stehenden, Bedenken 
rein rechtlicher Natur, scheint mir auch jenes pädagogischen 
Rücksichte n entspringende, beachtenswert zu sein, dass die 

Tj ^)-A-ppelius, Die Behandlung jugendlicher Verbrecher, S. 226 
Berlin b. Guttenberg. 
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Schulentlassung* und die Begehung der kirchlichen Feste 
— Erstkommunion, Konfirmation — ihrer Bedeutung ent¬ 
sprechend sich nicht für die Abwickelung während des 
Gefängnisaufenthaltes eignen, weil sie erheblich an Be¬ 
deutung einbüssen, wenn sie nicht unter Schutz und Be¬ 
gleitung der Angehörigen im freien Leben gefeiert werden 
können. 

Unbestreitbar ist es auch von Vorteil, wenn die Wahl 
eines Berufes und die dieser vorausgehenden Erörterungen 
der zuständigen Familienangehörigen auf die Zeit des 
Schulabschlusses gelegt wird, wie dies u. a. in der Be¬ 
gründung zum VE. so treffend hervorgehoben ist. 

Der Uebergang vom geltenden zum projektierten neuen 
Strafrechte bringt weitere Neuerungen. Die Bestimmung 
des § 56 d RStGB. lautend: 

„Ein Angeschuldigter, welcher zu einer Zeit, als er das 
zwölfte, aber nicht das achtzehnte Lebensjahr vollendet hatte, 
eine strafbare Handlung begangen hat, ist freizuspreehen, wenn 
er bei Begehung derselben die zur Erkenntnis ihrer 
Strafbarkeit erforderliche Einsicht nicht besass“ 

ist im neuen Rechte nicht mehr vorgesehen. Ich glaube, 
inan muss diese Neuerung als einen Fortschritt begrüssen. 
Lassen wir uns von einem der bedeutendsten Strafrechts¬ 
lehrer der Gegenwart v. LilienthaU) in das interessante 
Gebiet und die mit ihm untrennbar verbundenen wichtigen 
Fragen einführen. 

Die Darbietungen v. Lilienthals sind so eingehend und 
daher umfassend, dass ich in der Hauptsache mich auf eine 
Hinweisung auf das hochinteressante Werk selbst und auf 
eine auszugsweise Mitteilung der für die vorwürfige Frage 
wichtigsten Auslassungen beschränken muss. 

In einer belehrenden geschichtlichen Darlegung über 
Behandlung Jugendlicher in dem an das römische Recht 
sich anschliessenden deutschen Rechte erfahren wir: dass 
schon der erste Entwurf z. StGB, eine Strafverfolgung 
bis zum vollendeten 12. Lebensjahre ausschloss, doch der 
Vormundschaftsbehörde unter gewissen Voraussetzungen 
Erziehungsmassnahmen zugestanden waren. Bis zum 16. 
Lebensjahre sollte das V orhandensein von Unterschei¬ 
dungsvermögen für mildere Bestrafung, dessen Fehlen 
K entscheidend sein. Letzteren Falles sollte 

aber der Richter Ueberweisung zur Erziehung anordnen. 

3 Vergl. Darstelking Band V S. 110 ff. 
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In dem Reichstags-Entwürfe sei für das straffreie 
Alter von Erziehungsmassnahmen nicht mehr die Rede; 
das Alter der relativen Strafmündigkeit aber auf das 18. 
Lebensjahr heraufgerückt^). Die erstere Vorschrift habe 
Wiederaufnahme in das Gesetz gefunden. Die gegenwärtig 
geltende Fassung habe dem § 55 erst Art. 3411 des Ein¬ 
führungsgesetzes z. RStGB. 2 ) gegeben. 

Uebergehend zum geltenden deutschen Rechte 
gibt V. Lilienthal zunächst eine Darlegung der Begriffe der 
absoluten und der relativen Strafmündigkeit, in deren Ver¬ 
lauf er die trefflichen Worte einfliessen lässt: 

„Gewiss kann zugegeben werden, dass dem Kinde das volle 
Verständnis für die Bedeutung seines Tuns noch fehlt, aber es wäre 
völlig ungerechtfertigt, diesen Mangel als gleichwertig mit dem etwa 
bei einem Geisteskranken hervortretenden zu behandeln. Bei letz¬ 
terem ist eine qualitative, beim Kinde eine quantitative Unzuläng¬ 
lichkeit vorhanden. 

Daraus ergibt sich selbstverständlich eine Verschiedenheit der 
Behandlung. Der Geisteskranke ist unzurechnungsfähig, das Kind 
strafunfähig. Vom Geisteskranken verlangen wir gar nicht, dass er 
anders handle, vom Kinde tun wir das sehr wohl. Wäre das Kind 
unzurechnungsfähig, so wäre seine Erziehung nicht möglich; häus- 
hche Strafen wären ebensowenig zulässig wie staatliche, denn für 
beide würde die Voraussetzung unter der sie wirken können, nicht 
gegeben sein. 

Strafunfähig ist das Kind nur insofern,. als die staatlichen 
Strafen ihm gegenüber nicht als geeignete Mittel erscheinen. 

Das geistige Heranreifen hat seine eigenen Gesetze, denen die 
Behandlung des Heranreifenden angepasst werden muss, wenn sie 
Erfolg haben soll. Diese „Strafreife“ ist das Entscheidende. Sie ist 
natürlich keine besonders entwickelte Eigenschaft des geistigen Wesens, 
sondern nur eine seiner Seiten; sie ist nicht früher und nicht später 
vorhanden, wie die sittliche Reife im Allgemeinen, ja im Grunde eben 
diese, nur von einer anderen Seite betrachtet. 

Diese sittliche Reife aber als Voi*aussetzung der Zurechnungs¬ 
fähigkeit im Allgemeinen anzusehen, ist nicht möglich, wenn mau 
nicht dieses Gebiet ganz ungebührlich z. B. auf alle Fälle moralischer 
Perversion, ausdehnen will. Ihr Fehlen macht unzurechnungsfähig 
nur, wo es Teilerscheinung einer Erkrankung, strafunfähig aber auch, 
wo es Begleitei’scheinung’ der sich normal vollziehenden, noch nicht 
abgeschlossenen Entwickelung bildet. 

Die Unterscheidung zwischen Unzurechnungsfähigkeit und 
jugendlicher Unreife entspricht auch durchaus dem Sprachgebrauch 
des gewöhnlichen Lebens. 

Ein elfjähriges Kind gilt höchstens im juristischen Sinne als 
unzurechnungsfähig, sofern es geistig gesund ist. Natürlich gibt es 
auch geistig kranke Kinder, die dann aus besonderen Gründen als 

Siehe auch Begründung z. VE. S. 257, worin auf die selb- 
\ ^f^ßdige Stellung der arbeitenden Klasse über 18 Jahre hinge¬ 
wiesen wurde. 

■') Vgl. Npvelle v. 26. Febr. 1876 z. RStGB. (Reichsges.-Bl. S.26). 
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unzurechnungsfähig anzusehen sind. Schon deshalb aber wäre ein 
Kunstausdruck, der zwischen geistiger Gesundheit und Krankheit 
beim Kinde zu unterscheiden unmöglich machte, gewiss nicht empfeh¬ 
lenswert. Ferner aber rächt sich eine solche Vermischung sachlicher 
Verschiedenheit schwer, wenn es sich um die Erweiterung der abso¬ 
luten Strafmündigkeit und um die Begrenzung der relativen im 
einzelnen Falle handelt. 

Dass die hier in Betracht kommenden Jugendlichen nicht un¬ 
zurechnungsfähig im Sinne des § 51 sind, liegt auf der Hand, und 
deshalb wäre jede Reform von vornherein zum Scheitern verdammt, 
die von diesem Begriffe ausgehen wollte.“ 

von Lüienthal geht sodann über auf die unter § 56 
des RStGB. fallenden Jugendlichen vom vollendeten 12. bis 
zum vollendeten 18. Lebensjahre, deren Strafbarkeit von 
der Tatsache abhängig gemacht ist, ob der Angeschuldigte 
bei Begehung der Tat die zur Erkenntnis ihrer Strafbarkeit 
erforderliche Einsicht besass. Er führt aus, dass dieses 
gesetzliche Erfordernis der Strafbarkeit sehr streitig ist. 
Die einen seien der Ansicht, es handle sich lediglich um 
das Vorhandensein der Zurechnungsfähigkeit, welchen 
Falles für die Jugendlichen lediglich ein strafprozessuales 
Privileg aufgestellt wäre. Andere gingen von der An¬ 
nahme aus, dass es sich hier um etwas Anderes handle, 
um einen geistigen Zustand, der von der Unzurechnungs¬ 
fähigkeit verschieden sei und ein materielles Privileg für 
die Jugendlichen bedeute. 

von Lilienthal glaubt, man habe mit der in Frage 
stehenden Vorschrift denjenigen Grad der Verstandesent¬ 
wickelung im Auge gehabt, welcher nötig ist, um die Straf¬ 
barkeit d^er konkret begangenen ■ Handlung und der sie 
als eine strafbare charakterisierenden Merkmale zu er¬ 
kennen. Der Täter muss zu erkennen im Stande gewesen 
sein, dass seine Pflicht die Unterlassung seiner speziellen 
Handlung fordert und dass er durch Begehung der letzteren 
sich einer Kriminalstrafe aussetzt. 

Nach weiteren wissenschaftlichen Erörterungen zur 
Sache und prozessualer Gesichtspunkte fährt von Lilien¬ 
thal fort: 

„Wichtigei* als diese prozessualen Erwägungen wird schliesslich 
der Sinn sein, den man in den Worten des Gesetzes finden muss. 
Nach der übereinstimmenden Entscheidung verschiedener Senate des 
Röichsg'erichts kommt es darauf an, dass der Jugendliche bei Be- 
gehung der Tat die Reife der Einsicht besass, die erforderlich ist, 
um zu erkennen, dass er etwas Strafbares tat“. 

+• ..1 "^s^ii'öcklich wird dabei regelmässig betont, dass es nicht er- 
fK Täter gewusst habe, seine Handlung sei 

1 sondern nur, dass er es nach seiner geistigen Entwickelung 

natte wissen können. Der wirkliche Unterschied wäre, dass auch von 
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dein Jug’eudlichen nicht eigentliche Kenntnis des Strafgesetzes ge¬ 
fordert wird. Es genüge deshalb vollkommen, wenn ihm bekannt 
sein konnte, dass seine Handlung mit Strafe bedroht ist und darauf, 
ob er imstande war, einzusehen, dass die Art der Begehung die Strafe 
verschärfe, brauche kein. Gewicht gelegt zu werden. „War der 
jugendliche Täter befähiget, zu erkennen, eine Tat sei strafbar, so 
verhält es sich nunmehr mit der Anwendung des Strafgesetzes auf 
dieselbe nicht anders als bei den Handlungen völlig strafmündiger 
zurechnungsfähiger Personen.“ Mit diesen Worten hat das Reichs¬ 
gericht den springenden Punkt getroffen: Das Gesetz will nicht an¬ 
geben, was den Jugendlichen zurechnungsfähig’ macht, sondern was 
ihn dem Erwachsenen gleichstellt.“ 

Gerne würde ich auch den weiteren hochinteressanten 
Ausführungen von Lilienthals hier Raum verschaffen, wenn 
der Rahmen dieser Arbeit mir dies nicht verbieten würde 
und ich nicht grossen Wert darauf zu legen hätte, die 
Reforravorschläge von Lilienthals und ihre Begründung — 
wenn letztere auch nur auszugsweise — folgen zu lassen, 
auf die ich als wertvolle Stützpunkte im folgenden Ab¬ 
schnitte zurückgreifen muss. 

V. Lilienthal führt unter der Bezeichnung 
Reform-V orschläge 

aus: 

.nlii den geltenden Gesetzg’ebungen ist der Typus der straf- 
^’^^^lichen Behandlung der der Staffelung: eine Zeit der Straf¬ 
unfähigkeit, deren Grenze zwischen dem 7. und 16. Lebensjahre liegt; 
™ "Uschluss daran eine meist bis zum 18. Jahre reichende Zeit, 
während deren die Straffähigkeit davon abhängt, dass bestimmte 
Eigenschaften, meist des Verstandes, vorhanden sein müssen, wenn 
die Bestrafung eintreten soll, die auch, wo sie möglich ist, gelinder 
muss, wie bei erwachsenen Personen. Für die Straf un¬ 
fähigen sind Erziehungsmassregeln bald vorgeschrieben, bald zu¬ 
gelassen. 

Die entscheidenden Fragen*dabei sind nun: 

1. Wann soll das Alter der vollkommenen, wann das der zweifel¬ 
haften Strafmündigkeit enden? 

2. Welches Kennzeichen soll für die Straffähigkeit in der zweiten 
Altersstufe aufgestellt werden ? 

•f- Welche Massregeln sollen an Stelle der Strafe gegen jugendliche 
Verbrecher angewendet werden? 

Die Beantwortung dieser Fragen wird nun neuerdings sehr 
wesentlich dadurch beeinflusst, dass man bis zu dem für die Straf¬ 
mündigkeit kritischen Alter den Gesichtspunkt der Bestrafung zurück¬ 
treten lässt hinter den der Erziehung. Die moderne Fragestellung 
lautet nicht mehr: Avann ist der Jugendliche straffähig? sondern: wie 
lange bleibt er erziehungsfähig? Der wesentliche Unterschied liegt 
darin, dass von diesem Standpunkte aus bis zum Alter völliger 
btraffähigkeit, die Erziehung die Regel, die Strafe die möglichst seltene 
Ausnahme bilden soll, während bei der früheren Fragestellung die 
Eache anders lag: die Strafe bildete die Regel, die Erziehung die 
dicht oft zugelassene Ausnahme. Damit sind aber auch dem Straf- 
verfahi’en neue Bahnen gewiesen. 

Bliitter für GefängniskunJe. XLIV. 8 
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Wer die Erziehungsfähigkeit prüfen soll, bedarf dazu weiterer 
als rein juristischer Kenntnisse und Erfahrungen. Statt des Juristen 
oder wenigstens neben ihm müssen Kenner der Jugend, Lehret“, mit 
der Jugendpflege tatsächlich vertraute Personen, ein entscheidendes 
Wort zu reden haben. Das Verlangen nach „Jugendgerichtshöfen“ 
ist laut geworden, so laut, dass man es schon jetzt zu befriedigen sucht, 
soweit das im Rahmen unserer Gerichtsverfassung möglich ist. 

Wenn nun auch für eine Reform des Jugendrechts die Rück¬ 
sicht auf die Erziehung der leitende Gesichtspunkt sein muss, so be¬ 
darf es dennoch einer gesetzlichen Regelung der Voraussetzungen, 
unter denen auf Erziehungsmassregeln statt auf Strafe ei’kannt werden 
kann. Es bedai-f vor allem einer Abgrenzung der Altersstufe, inner¬ 
halb deren eine Erziehung entweder ausschliesslich notwendig oder 
doch möglich erscheint. Dass alle Abgrenzungen, weil sie schematisch 
wirken, im einzelnen Falle sehr unbefriedigend erscheinen können, 
ist unbedingt zuzugeben. Aber das Recht bedarf solcher harter 
Grenzen und das Strafrecht vor allem, wenn nicht der Willkür Tor 
und Tür geöffnet werden soll, die schliesslich noch viel unbe¬ 
friedigendere Ergebnisse zeitigen könnte. 

Den allgemeinen Erfahrungen entspricht es nun durchaus, drei 
Stufen zu unterscheiden: 

eine, innerhalb deren ausschliesslich erziehliche Massregeln 
Anwendung finden dürfen; 

eine, innerhalb deren ausschliesslich Strafe angewendet 
wird, und 

eine, innerhalb deren von Fall zu Fall zu prüfen ist, ob Strafe 
oder Erziehung als die angemessene Massregel erscheint. 
Mit anderen Worten, äusserlich wird die Einteilung dieselbe bleiben 
müssen, wie sie das geltende Strafgesetzbuch kennt. Dabei dürfte 
das Alter der absoluten Strafmündigkeit richtig bemessen sein. Zu¬ 
nächst freilich scheint es wenig folgerichtig, die bürgerliche Hand¬ 
lungsfähigkeit in vollem Umfange später einsetzen zu lassen als die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit. Tatsächlich aber kann zweierlei 
nicht in Abrede gestellt werden: einmal, dass die Selbständigkeit des 
jungen Mannes in der Regel gegen das 18. Lebensjahr erreicht ist, 
bei den handarbeitenden Klassen der Bevölkerung wohl ohne Ausnahme, 
bei den anderen regelmässig selbst 'dann, wenn die Vorbereitung auf 
den zukünftigen Lebensbex’uf den Besuch höherer Sehiüen erfordert. 
Zweitens aber, dass die Erziehbarkeit im eigentlichen Sinne des Wortes 
in diesem Alter, in dem auch die körperliche Reife eingetreten zu 
sein pflegt, ihr Ende erreicht. Gewiss sind auch Achtzehnjährige häufig 
noch sehr unreif, aber wirkliche Reife können sie nun nicht mehr in 
dem Treibhause einer Schule oder Erziehungsanstalt, sondern nur im 
Leben selbst erlangen. Sie müssen durch Erfahrungen lernen, nötigen¬ 
falls durch die, die sie bei der Bestrafung machen. Hiezu kommt, dass 
gerade das Alter von 18—21 Jahren eine sehr erhebliche Kriminalität, 
namentlich auch im Verhältnis zu dem von 12—18 Jahren eine sehr 
erhebliche Steigerung aufweist. Diese Steigerung ist weitaus am er¬ 
heblichsten bei den Delikten gegen die öffentliche Ordnung und die 
Person. Hier aber dürfte eine weitere Erziehung kaum besondere 
Früchte tragen, da die Umstände, von denen die Begehung abhängig 
ist: Leidenschaftlichkeit und Alkoholgenuss, in erster Linie wohl auch 
durch die beste Erziehung nicht würden aufgewogen werden können, 
so lange nicht die Existenzbedingungen, unter denen die weitaus 
grösste Mehrzahl unseres Volkes steht, sich gründlich geändert haben. 
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Tatsächlich ist auch überall die Altersgrenze von 18 Jahren die 
liöchste für besonders strafrechtliche Behandlung vorgesehene. Eine 
Aenderung in dieser Beziehung dürfte nicht erforderlich sein. 

Anders steht es mit der Abgi’enzung der vollen Strafunfähig¬ 
keit. Dass hier nicht das zwölfte, sondern das vierzehnte Lebensjahr 
den Abschluss bilden sollte, wird heute ziemlich allgemein anerkannt. 
Die wichtigsten der dagegen geltend gemachten Gründe sind: Die 
Zahl der in das Alter von 12—14 Jahren fallenden Delikte, die 
Befürchtung, dass durch die Heraufrückung der Strafmündigkeits¬ 
grenze die Rechtssicherheit erschüttert werden könnte und Bedenken 
vom Standpunkte der Vergeltungstheorie aus. Die letzteren sind am 
einfachsten zu widerlegen. Denn von Vergeltung kann doch nur 
gegenüber dem vollentwickelten Menschen gesprochen werden. Wem 
vergolten werden soll, bei dem muss man doch, wenn dies Verhalten 
nicht sinnlos sein soll, die Fähigkeit voraussetzen, dass er für das, 
was mit ihm geschehe, ein genügendes Verständnis besitze. Das ist 
aber bei dem der Erziehung Bedürftigen nicht der Fall. Die einzige 
Frage, die aufgeworfen werden kann, ist deshalb, ob bei Kindern 
unter 12 oder unter 14 Jahren dieser Zustand unwiderleglich voraus¬ 
gesetzt werden darf. Diese Frage aber wird nach praktischen 
Erwägungen zu entscheiden sein. 

Ganz ebenso steht es mit der angeblichen Erschütterung der 
Rechtssicherheit. Sie ist vorhanden, wenn man Kinder von 12 bis 
14 Jahren für sti*affähig hält. Es kann nicht von ihr geredet werden, 
wenn man die Ueberzeugung gewinnt, dass für dieses Alter Erziehung 
angemessener als Strafe sei, denn nur wenn Jemanden nicht zuteil 
würde, was er verdient, litte die Rechtssicherheit, sie gewinnt, M’'enn 
jeder so behandelt wird, wie es am angemessensten erscheint. 

Gewiss darf diese Frage nicht lediglich von dem Standpunkt 
aus behandelt werden: was ist für das Kind und seine zukünftige 
Entwickelung das Beste? — wenn nämlich ein Gegensatz zwischen 
den Interessen des Kindes und denen der Gesamtheit besteht. 
Das ist aber gar nicht der Fall. Für die Zukunft des Kindes ist es 
wichtig, dass die Massregeln angewendet werden, die es zu einem 
ordentlichen Menschen machen könpen. Was aber könnte mehr den 
Interessen der Gesellschaft entsprechen, als die Erreichung dieses 
Zieles! 

Weit bedenklicher wäre die Kriminalität in diesem Alter. Sie 
könnte die Anwendung ausschliesslich erziehlicher Massregeln tat¬ 
sächlich unmöglich machen. Aber abgesehen davon, bleibt immer 
die Frage offen, ob nicht Erziehung besser ist als Bestrafung, und 
die weitere, ob nicht durch gründlichere und frühere Anwendung 
von geeigneten Massnahmen die Kriminalität gerade dieses Alters 
wirksam bekämpft wird.“ 

V, Lilienthal gibt weiter ein umfassendes Zahlenbild 
der jugendlichen Kriminalität für 1901, aus dem ich her¬ 
vorheben möchte, dass die Kriminalität der Gruppe der 
12—14jährigen im allgemeinen erheblich geringer, nicht 
halb so gross ist als die der Jugendlichen reiferen Alters. 
Auch die Zahlen Verhältnisse für die Jahre 1902—1905 
weichen hiervon erheblich nicht ab. Interessant ist die 
Tatsache, dass von den Delikten der Diebstahl überwiegt. 



V. Liliental gibt für diese Erscheinung ebenso eingehende 
wie interessante Erklärungen. Dass gerade Vermögens¬ 
verbrechen eine so überwiegende Bedeutung für die Krimi¬ 
nalität den jüngsten Altersklassen zukomme, erkläre sich 
zum grossen Teil zweifellos daraus, dass zu anderen Ver¬ 
brechen weniger Gelegenheit gegeben sei. Auch eine 
gerade im Kindesalter wahrzunehmende Neigung zur Miss¬ 
achtung von „Mein“ und „Dein“ sei beachtenswert. Zahl¬ 
reiche Wünsche, zu deren Befriedigung die Mittel fehlen, 
stossen beim Kinde nicht auf dieselben Hemmungen wie 
bei Erwachsenen, Die Prüfung, welche Folgen die rechts¬ 
widrige Befriedigung bringen muss, trete bei dem lebens¬ 
unerfahrenen Kinde kaum oder doch nicht in Stärke wie 
bei Erwachsenen ein Die Handlung, durch die es sich 
Geld verschaffe, die Entwendung oder auch der Schwindel, 
erscheine ihm als eine Unart, als ein Ungehorsam; für die 
soziale Bedeutung des Tuns fehle das Verständnis. Mancher 
„schwere“ Diebstahl eines Schulkindes sei tatsächlich nichts 
•weiter als ein Dummer Jungenstreich, der für den Täter 
durch die Kühnheit der Ausführung noch einen besonderen 
Reiz hatte, bei dessen Verübung er sich klüger, gewandter 
vorkam, wie die anderen. Er spiele dem Bestohlenen einen 
Schabernack; dass er letzteren ernstlich schädige, daran 
denke der jugendliche Delinquent kaum. Dass ihm die 
nötige Ueberlegung beigebracht werden müsse, sei selbst¬ 
verständlich; dass dies am Besten durch kriminelle Be¬ 
strafung geschehe, aber mindestens sehr zweifelhaft. 

Die Anordnung verschärfter Erziehungsraassregeln sei 
weit aussichtsvoller; sie lasse die Strafwürdigkeit seines 
Handelns den Täter genau ebenso empfinden, wie die 
staatliche Strafe und gebe zugleich Gelegenheit zu einer 
dauernden Einwirkung auf Verstand und sittliches Empfinden 
des Täters. 

So lange es sich um Personen handle, die ihrer ganzen 
Entwickelung nach noch erziehungsbedürftig seien, sei es 
der einzige Weg. Darum werde eben das 14. Lebensjahr 
die kritische Periode bilden müssen. Diese Grenze sei 
dazu umso geeigneter als sie für den grössten Teil der 
Bevölkerung tatsächlich die Beendigung des Lebens in 
Schule und Haus bedeute. Wer noch unter allen Um¬ 
ständen auf die Schulbank gehöre, der solle nicht auf die 
Anklagebank gesetzt werden, wer noch ausnahmelos der 
Schulzucht unterstehe, der solle nicht der Strafzucht des 
Staates unterliegen. Eis sei deshalb gewiss eine Forderung 
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der BiUigkeit, gegen solche Personen ein Strafverfahren 
nicht einzuleiten, da sie weder für dessen Bedeutung, noch 
für dessen Folgen ein wirkliches Verständnis haben könnten. 
Reiche die elterliche Zucht nicht aus, dann werde der 
bfaat eingreifen müssen, wie er das in der Fürsorge¬ 
erziehung schon heute tue. — 

Die weiteren Darlegungen gelten der Gruppe der 
Jahre alten Jugendlichen, aus denen ich hervorheben 
möchte, was von Lilienthal S. 157‘) ausführt: dass das 
heute gesetzlich aufgestellte Merkmal für die relative 
Strafmündigkeit „die zur Erkenntnis der Strafbarkeit er¬ 
forderliche Einsicht“ nicht ausreiche, werde ziemlich 
allgemein anerkannt. Der Fehler liege bei dieser Be- 
stimmmung darin, dass ausschliesslich die Entwickelung 
der Intelligenz und nicht die Reife des Charakters Beach¬ 
tung gefunden habe. Alle neueren Regelungsversuche 
gipfelten daher in dem Bestreben, neben der Entwickelung 
des Verstandes auch die des Willens zum entscheidenden 
Kennzeichen zu machen. 

Wenn man — woran kaum zu zweifeln sei — die 
einseitige Betonung der Strafbarkeitseinsicht fallen lasse, 
so bleibe nichts anderes übrig, als an deren Stelle die 
„Reife“ zum entscheidenden Merkmale zu erheben. Der 
K der Erziehung nicht mehr, der Erziehungs¬ 

bedürftige sei noch nicht reif. 

Das einfachste würde sein, die Frage der „Reife“ in 
doppelter Weise zu stellen: „reif“ für Anwendung von 
Strafmassregeln; „reif“ für die Erwachsenen gegenüber 
angewendeten Strafen. Handle es sich um Personen von 
mehr als 14 Jahren, so werde die erste Frage sehr häufig 
zu bejahen sein, in Fällen, in denen die zweite unbedingt 
verneint werden müsse. Man könne sie sogar grundsätzlich 
verneinen, ohne damit irgendeinen Schaden zu stiften. Das 
sei der Grundgedanke des niederländischen Gesetzes: be¬ 
sondere Strafarten für Jugendliche. Genau genommen 
bedürfe es dazu nur der Verwirklichung des im geltenden 
Gesetze enthaltenen Gedankens: 

besondere Anstalten für Jugendliche. 

Dass deren Einrichtungen in erster Linie dem Erziehungs¬ 
zwecke zu dienen hätten, wäre dann wohl selbstverständlich. 

Vorhandensein würde die Handhabung des Strafrechts 
für Jugendliche wesentlich erleichtern. 

*) Verg’l. Darstellung Bd. V. 



642 


Man werde bei Jugendlichen verschiedene Gruppen 
von Fällen zu unterscheiden haben: 

1. Strafbare Handlungen, bei denen, ebenso wie bei 
Erwachsenen, die Strafe kaum mehr bedeute als eine 
energische Ermahnung. Dahin gehörten selbstverständlich 
die meisten Uebertretungen, aber auch eine ganze Anzahl 
leichterer Vergehen. Hier eingreifende Erziehungsmass- 
regeln anzuordnen, habe kaum einen Zweck. Wenn der 
Erwachsene mit einer Geldstrafe davonkomme, genüge das 
für den Jugendlichen auch. Es liege kein Grund vor, 
eine Prügelei zwischen 16jährigen tragischer zu nehmen 
wie zwischen 21jährigen. 

2. Strafbare Handlungen, deren soziale Tragweite von 
Jugendlichen noch nicht genügend erkannt werde. Hier 
werde unter Umständen eine Freisprechung wegen jugend¬ 
licher Unreife, aber in Verbindung mit der Anordnung von 
Erziehungsmassregeln erforderlich sein, die in diesem Falle 
aber keinen Strafcharakter tragen dürften. Natürlich 
müssten sie von längerer Dauer sein — in wenigen Tagen 
oder Wochen lasse sich keine Erziehungsaufgabe lösen. 
Trotzdem würde man dem Richter die Befugnis einräumen 
können, das Höchstmass der Dauer festzusetzen, dessen 
Abkürzung bei geeignetem Verhalten dem Ermessen der 
mit der Erziehung betrauten Beamten überlassen werden 
könne. 

3. Strafbare Handlungen, deren Bedeutung der Jugend¬ 
liche zwar einsieht, zu denen er sich aber infolge seiner 
noch nicht genügenden Widerstandskraft hat hinreissen 
lassen. Hier müsse Bestrafung eintreten, die Strafe aber 
in einer Erziehungsanstalt vollzogen werden. Auch hier 
empfehle es sich, ein abkürzungsfähiges Maxiraum bei der 
Verurteilung festzusetzen. Das in den amerikanischen 
Roformatorien^) eingeführte System könne für die Einrich¬ 
tung der Anstalten und des Strafvollzugs ein beachtens¬ 
wertes Vorbild abgeben. 

4. Strafbare Handlungen, die in einem Zustande der 
Unzurechnungsfähigkeit begangen seien. Für sie wären 
die allgemeinen Grundsätze über den Mangel der Zurech¬ 
nungsfähigkeit massgebend, v. Lilienthal gelangt nach 
diesen Ausführungen zu folgenden Vorschlägen für die 

^^eforra des Jugendstrafrechts. 

verweise auf die sehr interessanten Schilderungen von 
Ur. Hans Gudden in seiner Schrift: „Die Behandlung der jugend^- 
Verbrecher in den Vereinigten Staaten von Nordamerika 
Nürnberg b. Korn 1910. 
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I. 

Das Alter der absoluten Strafmündigkeit ist auf 14 
Jahre zu erhöhen. In den geeigneten Fällen, deren Tat¬ 
bestand von der Vormundschaftsbehörde festzustellen wäre, 
tritt Fürsorgeerziehung ein. 


11 . 

Für das Alter vom vollendeten 14.—18. Lebensjahre 
hat der Richter unter sorgfältiger Prüfung der geistigen 
Entwickelung des Jugendlichen zu entscheiden, ob eine 
Freisprechung erfolgen muss. Auch in diesem Falle können 
erforderlich erscheinende Erziehungsmassregeln angeordnet 
Tverden. Im Falle der Verurteilung kann der Richter auf 
eine Geldstrafe, auf Unterbringung in eine Erziehungs¬ 
anstalt oder in eine Strafanstalt erkennen, die für Jugend¬ 
liche ausschliesslich bestimmt ist und in der für den Straf¬ 
vollzug der Zweck der Erziehung massgebend sein muss. 

Die Dauer der Unterbringung in einer Erziehungs¬ 
oder Straferziehungsanstalt wird von dem Richter bestimmt. 

Sie kann durch geeignetes Verhalten des zu Erziehen¬ 
den abgekürzt w^erden, jedoch nicht über ein vom Gesetz 
ün allgemeinen oder vom Richter im einzelnen Falle zu 
bestimmendes Mindestmass hinaus. 

III. 

Erziehungs- und Strafmassregeln können bedingt ver¬ 
hängt erden. 

V. Lilienthal fügt diesen Vorschlägen folgende treff¬ 
liche Worte hinzu: 

„Neben diesen Vorschriften des materiellen Kechts sind auch 
Aenderungen des Strafprozesses notwendig, namentlich besondere 
Jugendgerichte, obligatorische Verteidigung und Zuziehung von 
Sachverständigen in allen einigermassen zweifelhaften Fällen. 
Doch kann darauf hier ebensowenig näher eingegangen werden, 
wie auf die Organisation der verschiedenen Erziehungsformen und 
auf andere zum Schutze der Jugend erforderliche Massregeln.“ 

Auch Wulff en, — ein Jurist von reichen Erfahrungen 
tritt in seinem neuesten grösseren Werke: „Encyklo- 
pädie der modernen Kriminalistik“, für die Hinaufrückung 
4er Strafmündigkeit auf das vollendete 14, Lebensjahr ein. 

Wir finden auch in diesem Werke Darbietungen, die 
wir nicht kurzweg übergehen dürfen. Ich lasse hier einige 
Auszüge folgen: 


Verlag b. Dr. Lange ns c hei dt, Gross-Lichterfelde-Ost. 
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Wulffen bringt Band I S. 4Ö5 ein ganz interessan 
Zahlenbild über die Z u n ah m e der Kriminalität der Jugei 
liehen: 

Es wurden verurteilt: 

1882 1904 1905 

überhaupt 315,569 504,740 508,102 

Erwachsene 284,871 454,749 456,604 

Jugendliche 30,698 49,991 51,498 

Die Zunahme aller Verurteilten betrug also von 
1882—1904 59,9 % 

die der Erwachsenen 59,6 \ 

„ „ Jugendlichen hingegen 62,8 % 

Hiezu ist die Vermehrung der s t r a f m fi n d i g 
Zivilbevölkerung zu vergleichen, die sich berechnet 
1882—1904 

überhaupt 31,2 % 

Erwachsene 31,4 7^ 

Jugendliche 30,6 % 

Wulffen führt S. 411 weiter aus; 

„Diese Ziffern, welche in vollem Umfang-e der grösseren Oeffe 
lichkeit wohl noch niemals zur Kenntnis gebracht worden sind, bie 
entsetzliche Resultate. Was soll man dazu sagen, dass innerhalb dr( 
Jahre z. B. 90 Mädchen und 1495 Knaben im Alter vom vollende 
12. bis zum vollendeten 14. Lebensjahre wegen gefährlicher Köif 
verletzT^ng verurteilt worden sind“ etc. 

Die Sächsische Kriminalstatistik führt hiezu treffe 

aus: 

„Wenn man die von „Schulkindern“ begangenen Str 
taten: 

Jagdvergehen 

fahrlässige Inbrandsetzung ' 
Körperverletzung 

(Fahrlässigkeit ist ja gerade ein Merkmal des Kindes) u 
Sachbeschädigung 

ansieht, an wieviel kindlichen Mutwillen, kindliche Abenteu 
lust und Romantik muss man da denken. Wieviel re: 
Kinderstreiche mögen der grossen Summe der Straftat( 
Beleidigung 

gefährliche Körperverletzung 
Hehlerei 

Betrug und auch Diebstahl 

zugrunde liegen ? Und sollte ein Kind von unter 14 Jahi 
überhaupt das Sittlichstrafbare von Unzucht, Hausfriede 
bruch und Urkundenfälschung erfassen können'? 



Wulften fährt S* 412 fort: 

T u moderne Kriminalistenschule hat folgende Erfahrungs- und 
Lehr-Sätze aufgestellt: Je öfter ein und derselbe Mensch bestraft 
wird, desto unwirUsamer erweist sich in der Eegel jede folgende 
btrafe an ihm. Je früher im Lebensalter ein Mensch bestraft wird, 
des^ gi’össer ist die Gefahr, dass die Wirksamkeit der Strafe zeitig 
an Ihm verloren geht. Denn Niemand gewöhnt sich leichter an Strafe und 
eren Verbüssung* a,l8 die noch im Alter der Gewöhnung stehenden 
lunder und Jugendlichen. Werden für sie Verurteilung und Straf- 
verbussung der abschreckenden Wirkung entkleidet, so wird die 
befahr des Rückfalles gesteigert. Es kommt hinzu, dass bei dem 
gegenwärtigen Strafvollzüge die Kinder und Jugendlichen von den 
Verderbteren ihrer Genossen geschädigt und vollends verdorben 
werden können. Die Anwendung staatlicher Strafgewalt gegenüber 
den Jugendlichen und den Kindern ist eine zu axisgedehnte. Die 
ötaatsklugheit gebietet, Kinder und Jugendliche ausgiebiger als bisher 
mit verxuteilung und Strafverbüssung zu verschonen, denn der Staat 
hat die Pflicht, dasjenige Menschenmaterial, aus welchem seine künf¬ 
tigen Bürger hervorgehen, so zu behandeln, dass diese Bürger ihm 
auch zur Ehre gereichen. Auch ausreichende, später zu besprechende 
ethische und psychologische Gründe sprechen für eine Einschränkung 
solcher Strafgewalt. An deren Stelle haben andere erzieherische 
Massnahmen zu treten. 

Zur Erreichung aller dieser Zwecke ist anzustreben: 

1. Hinaufrückung des straf mündigen Alters vom 
vollendeten 12. auf das vollendete 14. Lebensjahr ; 

2. für die Jugendlichen zwischen 14 und 18 Jahren 
Errichtung besonderer Jugendgerichtshöfe mit besonderem 
Lebäude, besonderen Beamten und besonderem Verfahren; 

3. Einschränkung der gesetzlichen Verpflichtung der 
Anklagebehörde, gegen Jugendliche wegen Geringfügigkeiten 
öin zuschreiten; 

4. weitgehende Zubilligung des sog. bedingten Straf¬ 
aufschubes für Jugendliche; 

5. beim Strafvollzug Trennung der vorbestraften 
Jugendlichen von den erstmalig Verurteilten; 

6. Bewahrung der aus der Strafanstalt entlassenen 
Jugendlichen vor dem Rückfall durch Fürsorge, Unter¬ 
stützung und Arbeitsnachweis; 

Zwangserziehung der moralisch und kriminell ge¬ 
fährdeten Minderjährigen. 

Statistisch ist geltend zu machen, dass die zu frühe und 
zu häufige Verurteilung von Kindern und Jugendlichen als 
öin Faktor der künftigen Kriminalität als Erwachsene 
Wirkt. Sind wir aber für unsere eigenen Reformbestrebungen 
reif? Verfahren wir denn selbst immer so, dass wir Kinder 
dem Staatsanwalt und Strafrichter nicht überantworten? 
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Wenn es sich um Kleinigkeiten handelt und wir es 
auch sonst in der Hand haben, eine Anzeige zu unter 
lassen, tun wir das auch immer? Wenn nur ein Kino 
einige Groschen oder einige Aepfel oder ein Paar Köhler 
gestohlen hat, rufen wir dann nicht oft recht vernehmlicli 
nach Polizei und Staatsanwalt ? Unsere Geneigtheit zu 
Strafanzeigen überhaupt und auch gegen Kinder ist gegen¬ 
wärtig zu gross. I)as Denunziantentum steht in Blüte. Wir 
sind ein nervöses Geschlecht. Wir sind unduldsam gegen 
Kinder und Jugendliche“. 

Auf die weiteren Ausführungen Wulffens über Jugend¬ 
wesen und über Straf Vollzug^) sowie über die verschiedenen 
Formen geistiger Abnormitäten^), auf die ich leider hier 
nicht weiter eingehen kann, möchte ich besonders hin¬ 
deuten. 

Auch das im Aufträge der internat. kriminalistischen 
Vereinigung herausgegebene Werk von Dr. Appelius^), aul 
das hier insbesondere wegen seiner vielen interessanten 
Gutachten verwiesen wird, vertritt das Hinaufrücken der 
Strafmündigkeit auf das 14. Lebensjahr. Der dem Werke 
als Anlage I beigegebene und eingehend besprochene Ent¬ 
wurf eines Reichsgesetzes betr. „Die Behandlung und Be¬ 
strafung jugendlicher Personen“ verdient im Hinblick aul 
die heute noch der Lösung harrenden und im Vordergründe 
der Erörterung stehenden Fragen vollste Beachtung. Ich 
behalte mir vor, im nächsten Abschnitte auf einzelne An¬ 
regungen zurückzugreifen. 

Wie ich schon am Eingänge zu diesem Abschnitte 
hervorgehoben habe, halte ich den Fortfall der durch die 
Novelle vom 26. Februar 1876 geschaffenen Bestimmung 
des § 55 Abs. 2 des RStGB. im VE. als eine Lücke in 
demselben. Die Inschutznahme der Gesellschaft uitd die 
Wahrung der Rechtssicherheit durch den Strafrichter 
gegenüber den noch nicht strafbaren aber erziehungs¬ 
bedürftigen kriminell gewordenen Jugendlichen scheint mir 
eine der eingehenden Erwägung werte Frage. Es ent¬ 
spricht doch wohl ganz dem Geiste des VE., überall da 
Fürsorge an Stelle von Strafe zu setzen, wo dafür die 
Voraussetzungen gegeben sind. Sicher sind diese bei noch 
nicht strafmündigen Jugendlichen eher als vorhanden an- 

■) Wulffen a. a. O. Bd. I S. 233. 

-) Wulffen a. a. O. Bd. II S. 380 ff. 

’i Wulffen a. a. 0. Bd. I S. 66 ff. u. 233 ff. 

') Dr. Appelius a. a. S. 201 ff. 
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zuiiehmen, als bei solchen, die mit der Schule etc. abge¬ 
schlossen haben. (§ 69 des VE ). 

Ist dem Richter dort die Pflicht auferlegt bezw.’ die 
Befugnis zugestanden, ohne weitläufiges umständliches Vor¬ 
verfahren die Ueberweisung in eine Erziehungsanstalt aus¬ 
zusprechen, dann darf man die Notwendigkeit der Ueber- 
weisuug zur Erziehung wahrlich hier , bei unreifen Knaben 
und Mädchen unbedenklich als zweifellos vorhanden an- 
nelimen. Ich neige der Ansicht zu, dass die Entscheidung 
in dieser so wichtigen Sache in der Hand des, durch den 
Einblick in die Einzelheiten der Tat besser als jeder andere 
Beamte rasch orientierten Richters wohl geborgen wäre. 

Ihm kann ruhig die Entscheidung überlassen werden, 
ob er die versuchsweise Rückkehr des jugendlichen 
strafunreifen Täters in seine Familie als zulässig und 
rätlich hält oder ob er die Ueberweisung in eine Erziehungs¬ 
anstalt als angemessener und erfolgversprechender erachtet. 
Sein Spruch sollte fürdasVormundschaftsgericht bindend sein. 

Eine solche Vorschrift würde meines Erachtens dem 
Verfahren den Charakter einer eingreifenden, allseitig 
warnenden, unseren heutigen sozialen Verhältnissen Rech¬ 
nung tragenden raschen und gerechten Justiz verleihen, 
die gemeinhin verstanden würde. Ich gestatte mir noch, 
auf die Ausführungen Föhrings^), Krohne’s^) und 
Schulz^) Äu verweisen und komme zu dem Schlüsse: 

Wir können uns auf Grund der gegebenen Darlegungen 
sowohl mit der Heraufrückung des Strafmündigkeits¬ 
alters auf das vollendete vierzehnte Lebensjahr als 
auch mit der Beseitigung der sehr dehnbaren, schwer 
auslegbaren und daher zu vielen Zweifeln führenden 
Forderung: „der zur Erkenntnis der Strafbarkeit er¬ 
forderlichen Einsicht bei Begehung einer strafbaren 
Handlung“ nur einverstanden erklären. 

Eine Forderung wird aber festzuhalten sein: „dass 
auf gesetzlichem Wege durch Fürsorgeerziehungsgesetz 
Vorsorge dafür getroffen wird, dass straf u n mündige 
Judendliche, die der Begehung strafbarer Handlungen 
oder der Beteiligung an solchen oder der Anstiftung 
zu solchen überführt sind, durch erschöpfende, im 

von Holtzendorf und von Jagemann, Handbuch des 
Gefängniswesens Hamburg, b. Richter Bd. II S. 286 ff. u. S. 321 ff. 

■-) Lehrbuch d. Gefängniskunde, von Kr ohne, Stuttgart, 
Enke S. 188 ff. 

■’) Monatsschrift f. Krim.-Psychol. Jahrg. VI, S. 585. 
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Einzelfalle angemessene, Erziehungsmassnahmen vor 
Wiederholung solcher bewahrt werden“. 

Zu § 69. 

Absatz 1 lautend: 

Hatte der Täter zur Zeit der Tat das achtzehnte 
Lebensjahr nicht vollendet, so sind hinsichtlich der Be¬ 
strafung die Vorschriften über den Versuch (§ 76) anzu¬ 
wenden. Ist die danach bestimmte Strafe Zuchthaus, 
so tritt Gefängnisstrafe von gleicher Dauer an ihre 
Stelle. 

Auf Verschärfung des Strafvollzugs (§ 18) Arbeits¬ 
haus (§ 42) Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte 
(§§ 46 bis 49) und Aufenthaltsbeschränkung ist nicht 
zu erkennen, 

bietet zu besonderen Erörterungen keinen Anlass. 
Auch hier tritt, wie ein Vergleich des § 57 des gelten¬ 
den Strafgesetzes mit § 76 in Verbindung mit § 83 des VE. 
erkennen lässt, die Milde des Gesetzes hinsichtlich des 
Strafmasses jugendlichen Rechtsverletzern gegenüber, her¬ 
vor. Es soll den Täter, der z. Zt. der Tat das achtzehnte' 
Lebensjahr noch nicht vollendet hatte, nur die an sich 
niässige Strafe des Versuchs treffen. Dem Richter ist für 
die Bestimmung des Strafmasses ein erwünscht grosser 
Spielraum geboten. Er kann — und dies schliesst eine 
überaus bedeutsame Neuerung in sich — nach § 83 des 
VE. in leichten Fällen von Strafe überhaupt absehen. 

Auch der Strafvollzugsbeamte kann der Bestimmung 
des § 69 Abs. 1 zustimmen. Es kann bei der vorgeschlagenen 
Gestaltung des Strafrechts der ungezogene, ausschweifende, 
rohe und gewalttätige Bursche ebenso wie der durch Irrung, 
Verführung, Not etc. zu einer Rechtsverletzung gekommene 
unverdorbene Junge in gebührender Weise vom Richter 
getroffen werden. 

Als wesentliche Voraussetzung eines zutreffenden 
Richterspruches wird die zuverlässige Erschliessung aller 
für die Rechtsprechung wertvollen persönlichen Verhältnisse 
er Angeschuldigten im Vorverfahren zu betrachten sein, 
len werde Gelegenheit haben im folgenden Abschnitte 
hierauf näher einzugehen. 

_ Absatz 2 lautend: 

V, die Tat hauptsächlich als Folge mangel- 

a er Erziehung oder ist sonst anzunehmen, dass Er- 
ziehungsmassregeln erforderlich sind, um den Täter an 
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ein gesetzmässiges Leben zu gewöhnen, so kann das 
Gericht neben oder an Stelle einer Freiheitsstrafe seine 
Ueberweisung zur staatlich überwachten Erziehung 
anordnen. 

Die Art und Dauer der Erziehungsmassregeln be¬ 
stimmen sich nach den hiefür bestehenden Gesetzen, 
doch kann das Gericht die Unterbringung in eine Er¬ 
zieh ungs- oder Besserungs-Anstalt vorschreiben, 
bietet Anlass zu eingehenderen Erörterungen. 

Nach dem Wortlaute der Bestimmung — und ihrer 
Begründung S. 258 ff. — kommen also bei dem Schuldig¬ 
befunde eines jugendlichen Rechtsverletzers neben: 
Verweis und 

Geldstrafe mit Abtragungsvergünstigung 
in Betracht: 

Gefängnisstrafe, — deren Vollzug in geeigneten Fällen 
ausgesetzt bleiben darf; 

Ueberweisung zur Erziehung — neben oder an Stelle 
einer Freiheitsstrafe — deren Vollzug nach den be¬ 
stehenden Landesgesetzen sich regeln darf; 
Ueberweisung zur Erziehung — direkt durch den 
urteilenden Richter — in eine Erziehungs- oder 
Besserungsanstalt in den Fällen, in denen der Richter 
diese Massnahme als geboten erachtet. 

Wir stehen hier vor einer Neuerung von tief ein¬ 
schneidender Bedeutung. Sie erfordert eingehende Prüfung. 
Die Besprechung der Organisation der Strafanstalten zum 
Vollzüge der Freiheitsstrafe an Jugendlichen scheidet hier 
aus, um mit der zum folgenden Abschnitte gehörigen ver¬ 
bunden zu werden. 

Die in zahlreichen Fällen den Strafvollzug ersetzenden 
Massnahmen der Fürsorge-Erziehung sollen hier in den 
Vordergrund der Erörterungen treten. 

Die Fürsorgeerziehung, deren Vollzug sich nach den 
Gesetzen der Bundesstaaten zu regeln hat und die der 
V.-E. in erste Reihe stellt, kennt zwei Erziehungsrichtungen: 
die Familien- ] 

und [ Erziehung 
die Anstalts- J 

Ich gehe zunächst auf erstere ein. 

Sie war allezeit, ist und muss allezeit das Ideal 
aller Erziehungsmethoden bleiben. Eine Begründung dieses 
Satzes ist hier entbehrlich. Die nahe gelegene mehr inter- 
es.sierende Frage ist die: hat sie sich für das hier in Frage 
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kommende Spezialbedürfnis, für die Z^v^ecke der staatlichen 
Fürsorge-Erziehung bei schulentlassenen Zöglingen bewährt? 
Ich glaube diese Frage nach reiflicher Prüfung auf Grund 
meiner Wahrnehmungen verneinen zu müssen; für diese 
Zwecke hat sie im Grossen und Ganzen versagt. 

Meine Erfahrungen sind keine der Familienerziehung 
sehr günstigen, sie führten mich, übereinstimmend mit den 
von Dr. F ö h r i n g, Hamburg^) entwickelten Bedenken, 
zu der Ueberzeugung, dass gewissenhafte Familienväter 
sich nicht leicht dazu entschliessen, einen missratenen, ver¬ 
wahrlosten Jugendlichen im Alter von 14 und mehr Jahren 
in ihren Familien aufzunehmen, dass es mit nicht sehr 
zahlreichen Ausnahmen nur solche Familien sind, die sich 
auf Annahme von Fürsorgezöglingen einlassen, die dazu 
von massgebender Seite angegangen, um gefällig zu sein, 
nicht ablehnen wollen, aber ohne Liebe und Hingabe an 
die schwere Aufgabe und ohne Kenntnis der Verant¬ 
wortung an die Erfüllung der übernommenen Aufgabe 
herantreten, den Zöglingen zwar gewerbliche Anleitung 
bieten, sie aber ausserhalb der Familie in schwer kontrollier¬ 
baren Verhältnissen verpflegen und nächtigen lassen. 

Es muss weiter gesagt werden, dass auch Fälle Vor¬ 
kommen, in denen lediglich finanzielle Interessen das zur 
Aufnahme bereite Familienoberhaupt leiten. Die Ergebnisse 
solcher Fürsorgemassnahmen können — von den Fällen 
der Opferwilligkeit guter Familienväter abgesehen — nur 
unbefriedigende sein. 

Aber auch weitere Fehler des Problems können hier 
nicht verschwiegen werden. Man hat nach meinen Er¬ 
fahrungen Fürsorgezöglinge für Familienerziehung geeignet 
gehalten und entsprechend untergebracht, die dafür die 
Voraussetzungen nach ihren Familienverhältnissen, ihrem 
Vorleben, ihrer Veranlagung nicht boten. Für die Ein¬ 
weisung eines Jugendlichen zur Erziehung in einer 
Familie ist sicher eine Vorbedingung unerlässlich, die 
der „Erziehungsfähigkeit“ in freieren Verhältnissen. 

Die unausbleiblichen Misserfolge mussten der Sache 
der Familienerziehung zum Nachteile gereichen, aber auch 
den Zöglingen selbst mussten sie schädlich sein. In den 
Strafanstalten begegnet man nicht selten gerade solchen 
Bildern verfehlter Erziehung. 

Handbuch des Gefängniswesens v. Holtzendorffs und 
V. Jag e m a n n s Bd. IT S. 302 ff 
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Mehrere Handwerke — oft 3—4 und mehr — werden 
bei Meistern, die sich, nach Versagen der vorausgegangenen 
Unterbringung, zur Aufnahme entschlossen, begonnen, die 
Anlehrung aber jeweils durch Entweichen beendet. Vieles 
wird versucht. Nichts zu Ende geführt. Der Junge kommt 
am Ende der Fürsorge-Erziehung an und ist — Nichts. 
Hausburschen-, Ausläufer-, Taglöhner-Stellen bilden das 
Bewerbungsgebiet. Es gibt dies dauernd unzufriedene 
Menschen, die alle Schuld für ihre nachgefolgten Straftaten 
auf die Erziehungsfehler schieben. 

Ich glaube nicht zu weit zu gehen, wenn ich sage, 
dass bei Durchführung der Familien-Erz.iehung um 
sie wirksamer zu gestalten, um die Misserfolge auf ein 
kleines Mass einzuschränken, vorsichtiges zielbewusstes 
Vorgehen, eingehendste Prüfung im Einzelfalle geboten ist, 
die sozialen Verhältnisse unserer Zeit berücksichtigt werden 
müssen, der Forderung der Individualisierung, wie beim 
Strafvollzug so auch hier, Rechnung zu tragen ist. 

Wir dürfen nicht ausser Acht lassen, dass Jugendliche, 
denen vom Kindesalter an täglich vom Proletarierelend, 
vom Mangel an Nahrung, Licht etc. der untersten Klassen 
erzählt wird, denen mit den schönsten Farben für ein Kind 
das Alter der Schulentlassung mit den Freuden der Zahl¬ 
tage mit so und so viel Mark — in der mit der Zahl der 
Kinder multiplizierten Höhe — vor Augen geführt werden, 
für Familien - Erziehung ungeeignet sind, weil die von 
der Wiege an genossene Erziehung keinen ein geord¬ 
netes Familienleben erforderlichen Fond von Verständnis 
geschaffen hat. Wir müssen und werden auch begreiflich 
finden, dass gerade die fortgesetzte — meist nur mit der 
Mutter — gemeinsam getragene Not und Entbehrung einer¬ 
seits Erbitterung gegen besser gestellte Menschen, anderseits 
aber eine Anhänglichkeit, ein Zusammenhaltsbedürfnis mit 
der Familie erzeugt; Erscheinungen, die Beachtung ver¬ 
dienen.- Jugendliche, aus solchen Verhältnissen heryor- 
gegangen, werden jede, auch die einwandfreieste Familieh¬ 
unterbringung mit Flucht beantworten. 

Aber nicht die eben geschilderten Verhältnisse allein 
sind es, die bei 14 und mehr alterigen kriminell gewordenen 
Jugendlichen Hingezogenheit zu dem Heim der Eltern er¬ 
zeugen; der frühzeitige, verhältnismässig hohe Verdienst 
für beliebige Taglohnarbeit, mit der damit geschaffenen 
Möglichkeit zum vorzeitigen Genüsse aller, gereifterem 
Alter vorbehaltenen, Vergnügungen erzeugt eineUnversöhn- 
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lichkeit mit den Erziehungsbestrebungen rechtschaffener, 
guter Familien. 

Der Widerstand solcher Familien gegen die brieflichen 
oder aus dem Hinterhalte losgelassenen Aufforderungen 
der Angehörigen zur Herbeiführung von Auftritten und zur 
Flucht, muss schliesslich erlahmen. 

Solche Erfahrungen führen zu der Annahme, dass 
Familienerziehung doch vorwiegend für die sorgfältig aus¬ 
zuscheidenden künftig straf u n mündigen unter 14 Jahre 
alten Rechtsverletzer und besonders für die aus Erwägungen 
der Verbrechensprophylaxe in Schutz genommenen Kinder 
in Betracht kommen wird.^) 

Für die Durchführung einer erfolgreichen Familien- 
erziehung, die nach meiner persönlichen Auffassung der 
Dinge nicht überall im Vordergründe stehen kann und 
daher auch nicht stets ohne Prüfung von Fall zu Fall zu 
bevorzugen ist, wäre meines Erachtens bei absolut straf¬ 
mündigen Jugendlichen anzustreben: 

1. für Familienerziehung nur solche Zöglinge zuzulasseu, 
die nach Vorleben, Veranlagung, Verhältnissen der 
Eltern oder Pfleger und nach der voraussichtlichen 
Stellungnahme der Familie sich für diese freiere Er¬ 
ziehungsart eignen; 

2. für die Erziehungsaufgabe sich eignende Familien auf 
amtlichem oder sonst geeignetem Wege zu ermitteln, 
ungeeignete ohne Weiteres auszuschalten; 

3 . den häufigen Wechsel in der Person der Erzieher da¬ 
durch zu bekämpfen, dass der erstmaligen Entweichung 
aus guten Erziehungsverhältnissen die Einweisung des 
Zöglings in eine Erziehungs-Anstalt zu folgen hat. 

Nach meiner Ueberzeugung verdient in weitaus den meisten 
Fällen die Einweisung in eine dem Erziehungsbedürfnisse 
entsprechend eingerichtete, gut geleitete Anstalt den Vorzug.-) 

Uebergehend zur Besprechung der 

Anstalts-Erziehung 

gebe ich auch hier meiner Ansicht rückhaltlos Ausdruck. 

Die Erziehungsanstalten werden unter der Herrschaft 
des neuen Gesetzes, wie schon oben angedeutet, wohl in 
den Vordergrund der staatlichen Erziehungsbestrebungen 

Karl K ratiss, „Der Kampf gegen die Verbrechensursachen“. 
I aderborn b. Schöningh. S. 129 ff, — Kr ohne, Lehrbuch d. Gef. 
Kunde. Stuttgart b. Encke S. 189. 

■) Krauss, der Kampf etc. a. a. 0. S. 132 ff. — Max Hirscb- 
'Jcvg, Monatsschrift f. krim. Psychologie Jahrgang V S. 748 ff. 
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treten. Der § 69 der VE. sagt am Schlüsse: „Die Art und 
Dauer der Erziehungsmassregeln bestimmen sich nach den 
hiefür bestehenden Gesetzen; doch kann das Gericht 
die Unterbringung in eine Erziehungs- oder Besserungs¬ 
anstalt vorschreiben.“ 

Daraus darf geschlossen werden, dass der Entwurf 
voraussetzt, dass die staatlichen oder staatlich überwachten 
Erziehungsanstalten ihrer bedeutungs- und verantwortungs¬ 
vollen Aufgabe zu genügen vermögen. Wer die Ver¬ 
hältnisse aber näher kennt, muss sich sagen: 

dass, sollen die Anstalten im Geiste des Gesetzes 
arbeiten, des Vertrauens, das der Gesetzgeber in sie 
setzt, sich wert erweisen, die völlige Umgestal¬ 
tung der Erziehungs- bezw. Besserungs- 
Anstalten eine unabweisbare Vorbedingung 
des Uebergangs in das neue Recht bildet. 

• Es soll schon jetzt hier gesagt werden, dass zurzeit 
Anstalten dieser Art bestehen, die für eine Neuorganisation 
als inustergiltig bezeichnet werden können, aber es darf 
auch nicht verschwiegen werden, dass ein grosser Teil 
seiner ihm gestellten Aufgabe nicht zu entsprechen^ ver¬ 
mag. Darauf beruht auch, nach meinem Dafürhalten, 
die da und dort bestehende Abneigung gegen die Anstalts¬ 
erziehung. 2 ) 

Wenn der Staat durch Richterspruch Eltern oder 
deren Vertretern wegen Vernachlässigung der Erziehung 
Jugendliche abnehmen lässt, muss er einen vollkommenen, 
nach allen Seiten hin vorbildlich beschaffenen Erziehungs- 
Ersatz bieten.^) 

Eine gesetzliche Festlegung des Mindestmasses der an 
diese Erziehungs-Anstalten zu stellenden Forderungen be¬ 
steht zurzeit noch nicht. Wir wissen nicht, was in Hin¬ 
sicht der Ausbildung, insbesondere der beruflichen, 
der Berücksichtigung von Veranlagung und Neigung zu 
einem Berufe, der fundamentalsten Unterlagen für das 
spätere Fortkommen: Einblick in die Erfordernisse für das 
Leben, Schicklichkeit, Anstand, ümgangsformen etc. ge¬ 
fordert wird; ob in den Anstalten die überaus notwendige 

*) Dr. Maver, Blätter für Gefängniskunde Bd. 37 Heft 3/4 
S. 301/2. ■' ^ 

-) Dr. Ernst Sc huize, Die jugendlichen Verbrecher etc. a. a. U. 
S. 35/36. ^ _ 

V. Holtzendorff und v. Jagemann, Handbuch des Ge¬ 
fängniswesens Band II S. 317/19. 

Bldtter für Gefangniskuncle. XLIV 


9 
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Rücksicht auf das Entwickelungsalter vorgesehen ist durch 
Trennung noch unentwickelter von den reiferen Jugend¬ 
lichen durch Bildung kleinerer Gruppen von Alters- und 
Charakter-Klassen; ob unter Beachtung der sanitären 
Forderungen für solche Gruppen auch kleinere Räume zu 
mindestens nächtlicher Trennung, zur Abtrennung des 
Einflusses schlimm gearteter Zöglinge geschaffen sind; ob 
die Erziehungsanstalten aus dem in Strafanstalten für 
Jugendliche mit unbestrittenem Erziehungserfolge ange¬ 
wendeten Einzelzimmersysteme auch durch Versuche für 
sich Nutzen zu ziehen versuchten, — 

Erziehungsanstalten, die noch auf dem rückständigen 
Standpunkte sich befinden, dass sie Zöglinge aller Alters¬ 
stufen (12—19 Jahre) in überfüllten Arbeits- und Schlaf¬ 
sälen Zusammenhalten, ohne Rücksichtnahme auf geistige 
Anlagen, Neigung und körperliches Vermögen mit Massen¬ 
arbeiten beschäftigen müssen, ohne ausreichenden Schul- 
und Fortbildungs-Unterricht, ohne gewerblichen Lehr¬ 
apparat, ohne eine der Bedeutung des Erziehungszweckes 
entsprechende Bibliothek, also ohne die für das spätere 
Fortkommen der Zöglinge in der Welt nötigen Unterlagen 
erziehen sollen — stehen den sanitären und erziehlichen 
Darbietungen der Strafanstalten für Jugendliche erheblich 
nach, sie vermögen die ihnen obliegende Erziehungsaufgabe 
nicht zu erfüllen. 

Wir müssen die Fortschritte, die in der Heranziehung 
der Erziehungs -Anstalten zu Sühnezwecken an Stelle 
der Strafhäuser gelegen sind, mit Freuden begrüssen. Als 
Voraussetzung dieser Neuerung muss aber — wie schon 
oben angedeutet — verlangt werden, dass die Kluft 
zwischen dem, was von einem Erziehungs¬ 
institute billiger weise verlangt werden kann 
und muss und dem was sie tatsächlich leisten, 
da wo solche besteht, beseitigt werde. 

Als geeigneter Weg zur Abhilfe erscheint mir die 
Anregung: 

1. einer gesetzlichen Festlegung — sei es im Wege eines 
Reichsfürsorgegesetzesoder in Form bundesrätlicher 
Grundsätze — der Mindestforderungen, die an die 
staatlichen oder staatlich überwachten, zur Annahme 
von Fürsorgezöglingen berechtigten Erziehungsan¬ 
stalten in hygienischer, baulicher und in erziehlicher 

e»« ha r d t, Blätter f. Gef.-Kunde, Bd. 44, Heft 1, S. 28. 
i.Anna Schulz, Monatschrift f. Krim.-Psychol., Jahrg, VI, S. 584. 
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Hinsicht, also insbesondere auch bezüglich der Heran- 
und Fortbildung, Gruppierung etc. zu stellen sind; 
sodann 

2. amtliche sachverständige Ermittelung und Feststellung 
darüber, welche der vorhandenen staatlichen oder 
unter staatlicher Aufsicht stehenden Erziehungs- bezw. 
Besserungsanstalten den nach Ziffer 1 festzustellenden 
Forderungen entsprechen und welche Anstalten und 
nach welcher Richtung einer Umgestaltung benötigen.i) 

3. Die Bildung von Erziehungsämtern mit ausreichender 
Zuständigkeit im Sinne der Vorschläge der krimi¬ 
nalistischen Vereinigung nach Appelius. 2 ) Ein Kollegium, 
das in geeigneter Zusammensetzung berufen sein soll, 
über alle das gesamte Fürsorge-Erziehungswesen be¬ 
treffenden Fragen von einschneidender Bedeutung zu 
entscheiden. 

Ich möchte auf den dem Appelius’schen Werke unter 
Anl. I beigefügten Entwurf eines Reichsgesetzes betr. „Die 
Behandlung und Bestrafung jugendlicher Verbrecher und 
verwahrloster jugendlicher Personen“ wegen der Fülle der 
dort niedergelegten praktischen Vorschläge für eine reichs¬ 
einheitliche Regelung des Fürsorgewesens speziell hindeuten. 
Mit den vorgeschlagenen Erziehungs- (Fürsorge-) Aemtern 
würde eine erwünschte und notwendige Einheitlichkeit in 
der Durchführung der staatlichen Fürsorgeerziehung im 
Reiche geschaffen, die bisher an jedem Grenzpfahle der 
Einzelstaaten nach anderen Grundsätzen vor sich ging. 

Ein staatliches Schutzwesen für erziehungsbedürftige 
Minderjährige, das sich auf dem einheitlichen bürgerlichen 
Gesetzbuche (§§ 1627 ff., 1773 ff., 1837 ff.), aufzubauen hat 
nnd in dem künftigen RStGB. weitere kräftige Stützpunkte 
findet, sollte auch einen reichseinheitlichen Vollzug erhalten. 

Die vorgeschlagenen Neuerungen durch Um- und Neu¬ 
gestaltungen werden grosse finanzielle Anforderungen nötig 
machen. Dieser Einwand wird da und dort mit Recht 
erhoben werden. Aber, darf eine Organisation, bei der 
ein so hohes Ziel: die Rettung heran wachsender, in der 
Erziehung vernachlässigter unglücklicher Kinder in Frage, 
bei der, wie Reichardt^) so treffend sagt: „Dem Ver¬ 
brechertum die ergiebigsten Zuläufe dadurch 

‘) Dr. Reichardt, Blätter f. Gef.-Kiinde, Bd. 44, Heft 1, S. 30. 

®) Dr. Appelius: Die Behandlung jugendlicher Verbrecher und 
verwahrloster Kinder, Berlin b. Guttenberg, S. 201 ff. 

•’’) Blätter f. Gef.-Kunde, Bd. 44, Heft 1, S. 30. 



— 656 — 


abgegraben werden sollen, dass im Wege der Straf¬ 
gesetzgebung Vorsorge getroffen wird, dass von den 
kriminell gewordenen Jugendlichen alle für besserungsfähig 
Erachteten auch wirklich zu geeigneter Erziehung 
gebracht werden“ aus finanziellen Rücksichten unterbleiben? 
Ich glaube nicht.’) Die Durchführung der Organisation 
mag eine allmähliche sein, aber kommen sollte sie. 

Tragen die aufgewendeten Summen nicht reichlich 
Zinsen, die in der Ersparnis an Gerichtskosten ihren Aus¬ 
druck finden? Es ist doch nicht angängig, den da und 
dort herrschenden Zustand fortdauern zu lassen, dass Für- 
sorgeerziehungsbedürftige nicht geeignet unterge¬ 
bracht werden können. 

Was nützen uns alle guten Gesetze und Vollzugsver¬ 
ordnungen, wenn die Durchführung nichts taugt! 

Es sollte in jedem Staate eine ausreichende Anzahl 
durchaus den Anforderungen entsprechender Erziehungs- 
bezw. Besserungs-Anstalten zur Verfügung stehen. 

Die Erkennung der Fürsorge-Erziehung durch den 
zuständigen Richter über verwahrloste, für Familien-Er- 
ziehung ungeeignete junge Menschen ohne die Sicherheit 
der sofortigen Einweisung in Erziehungsanstalten in Ver¬ 
bindung mit der Notlage der Vollzugsbehörde, solche junge 
Leute in den die staatliche Fürsorge-Erziehung begrün¬ 
denden Verhältnissen weiter belassen oder von einer sich 
gerade bietenden Gelegenheit zur anderweiten Unterbringung 
Gebrauch machen zu müssen, schädigt das Ansehen 
der gesetzlichen Massnahme der Fürsorge-Er- 
ziehung, mit der des Richters gerade in den Kreisen, 
in denen die Fürsorge-Erziehung Nutzen bringen soll. 

Hin und wieder begegnet man dem Bedenken, dass 
durch den Ausbau der Erziehungsanstalten mit einem 
leistungsfähigen Lehrapparate den Privathandwerksraeistern 
eine Konkurrenz bereitet werde. 

Ich bin der Meinung, dass bei einem so erheblichen 
staatlichen Interesse, wie die Erziehungspflicht an unglück¬ 
lichen, nicht selten durch unbehobene Armut, Pflichtver¬ 
gessenheit, Krankheit, frühen Tod der Eltern auf Fehlwege 
geratenen jugendlichen Rechtsverletzern, doch höhere Ge¬ 
sichtspunkte ihren Wert einzusetzen haben. 

Ganz abgesehen von der Bedeutung einer staatlichen 
ih'ziehung, muss man doch fragen: lässt sich denn ein 

') Dr. Anna Schulz, Monatsschrift f. Krim.-Psychol., Jahrg. VI, 
S. .5'^.'), — Knhn-Kelly, ebendaselbst, S. 349. 



allen Fordeiungen entsprechender gewerblicher Lehr¬ 
apparat nicht durch kräftige Anlehnung an die Be¬ 
dürfnisse des Staates durchführen? Kann nicht im Zu¬ 
sammenwirken der staatlichen Behörden hier eine Verein¬ 
barung zu ausreichender Versorgung mit geeigneten Ar¬ 
beiten gefunden-werden? Darf ein Problem von solcher 
Bedeutung wie die Jugend-Erziehung an überwindbaren 
Bedenken scheitern? Dürfen wir nicht von einem dem 
Blütenstande unserer deutschen Industrie entsprechenden 
Lehrapparate auch eine Ausbildung erwarten, die den Zög¬ 
lingen bessere Lebenswege erschliesst? Kann bestritten 
werden, dass sich unter den vernachlässigten und rechts¬ 
brecherischen Jugendlichen auch recht intelligente Menschen 
befinden? Wollen, dürfen wir die gute Veranlagung dieser 
Erziehungsbedürftigen und Erziehungsfähigen einfach un¬ 
beachtet lassen ? Ich glaube nicht. 

In Absatz 2 des § 69 des VE. ist gesagt: 

.... so kann das Gericht nebe n oder an Ste Ile 
einer Freiheitsstrafe seine Ueberweisung zur staatlich 
überwachten Erziehung an ordnen. 

Aus der Begründung S. 259/60 ersehen wir, dass es 
keineswegs die Absicht des Gesetzgebers ist, die Anord¬ 
nung von Erziehungsmassnahmen als Regel, die Erken¬ 
nung von Strafen aber als Ausnahme vorzusehen, da dies 
das Bewusstsein von der Verantwortlichkeit der Jugend¬ 
lichen in der Bevölkerung und in ihnen selbst in hohem 
Masse abschwächen müsste. Der VE. setzt also fest: Strafe 
als die Regel, Erziehung daneben oder in den leichteren 
Fällen statt der Strafe. 

Wir werden also annehmen dürfen, dass unter der 
Herrschaft des neuen Rechts die Zahl der Erziehungs- 
Fürsorgefälle durch eingehende Erforschung der voraus¬ 
sichtlichen Aussichten erziehlicher Massnahmen die der 
Straf.fälle nicht wesentlich überwiegen werde, wenn die 
ini' Entwürfe der St.P.O. vorgesehene Einschränkung des 
Legalitätsgrundsatzes Gesetz wird, da doch ein grosser 
Prozentsatz von Straffällen sich für bedingte Strafaussetzung- 
Wohl wird eignen. Dass dem Richter zur Erschliessung 
der Voraussetzungen für die Umgehung der Strafe überaus 
zuverlässige nichtpolizeiliche Organe zur Verfügung stehen 
müssen, ist eine Frage, auf die zurückzukommen sein wird, 
zumal die Entscheidung darüber, ob Erziehung, ob sie neben 
oder an Stelle der Strafe einzutreten hat, vom Richter in 
der Hauptverhandlung zu treffen ist, was eine überaus ver- 
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antwortungsvolle Aufgabe in sich schliesst, wenn man sich 
nur z. B. die von Reichardt^) hervorgehobenen Bedenken 
in praktische Fälle umgesetzt vorstellt. Die Zweckmässig¬ 
keit wenn nicht Notwendigkeit der von Dr. Anna Schulz-) 
in so lichtvoller Weise geschilderten Schutzbetätigungs- 
Einrichtungen Altona’s und ihre Erhebung zu allgemeiner 
Forderung, treten recht deutlich ins Licht. 

Der VE. — siehe Begründung S. 261 — nimmt als 
selbstverständlich an, dass sich in Fällen, in denen neben 
der Freiheitsstrafe Erziehungsmassnahmen ausgesprochen 
sind, die letzteren an den Vollzug der ersteren 
sichanschliessen. 

Diese Vorschrift ist nicht unbestritten. Während Dr. E. 
Schnitze^) in Uebereinstimmung mit Pastor Matz^) die 
In Vollzugsetzung der Fürsorgeerziehung vorangestellt wissen 
will, und der Strafvollzug bei guter Führung während 
der Erziehungszeit ausgesetzt bleiben oder eventuell bei 
nicht einwandfreier Führung mit Bewilligung neuer Be¬ 
währungsfrist weiter verschoben bleiben soll, steht 
Föbringt) auf dem von ihm als rechtlich völlig imbe¬ 
denklich bezeichneten und praktisch wichtigeren Stand¬ 
punkte, den Delinquenten erst nach Verbüssung der Strafe 
der Fürsorge-Erziehung zu überweisen. 

Ich stehe ebenfalls auf dem von Föhring vertretenen 
Standpunkte, den ich als pädagogisch richtiger erachte. 

Wenn der Richter neben der üeberweisung zur Für¬ 
sorge-Erziehung auf Strafe erkennt, bieten ihni dazu Vor¬ 
leben, Familienverhältnisse des Verurteilten, die Lage des 
Falles, die Art der Ausführung der Tat, die Einzelumstände 
derselben, die Ergebnisse der Erhebungen über die Ver¬ 
brechensursachen usw. die Unterlagen. Er erachtet den 
Fall nicht als einen leichten, den er lediglich mit Fürsorge- 
raassnahmen — die er im Uebrigen als geboten erachtet — 
als erledigt betrachten kann; er hält für die begangene erheb¬ 
lichere Straftat eine vorausgehende Strafverbüssung als 
geboten. Diese Auffassung verdient Beachtung und im 
In teresse des Rechtsbe w ussts ein s weiter Kreise Unterstützung. 

Blätter f. Gef. Kunde 1. c. S. 29. 

Monatsschrift f. Kriminalpsvchologie und Strafrechtsreform. 
Jahrgang 1909/10. S. 573 ff. 

Die jug. Verbrecher ini gegenwärtigen und künftigen Straf¬ 
recht 1. c. S. 41/42. 

q Monatsschrift f. Kriminalpsychologie I. c. S. 133, 

V. Holtzendorff u. v. Jagemann, Handbuch d, Gef.- 
Wesens a. a. O. S. 322, 
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Der Strafvollzug an dem in das Strafhaus eingewiesenen 
Jugendlichen ist keine verlorene Zeit, da das Straf- 
haus nach dem gegenwärtigen Stande der Erziehungs¬ 
anstalten — wie noch nachgewiesen werden wird — zum 
Teil mehr bietet als letztere und da es erzieherisch wohl 
richtiger ist, an den Abschluss der Erziehung vor dem 
Eintritt des Erzogenen in den Erwerbskampf des freien 
Lebens nicht noch Verhandlungen, Beunruhigungen, Er¬ 
örterungen etc. über eine noch zu verbüssende Strafe ein- 
ireten zu lassen. Hat der Richter die Voraussetzungen 
für die Aussetzung der Strafe als vorhanden anerkannt, 
dann wird er zweifelsohne dies im Urteil ausgesprochen 
haben und es hat diese Frage am Ende der Erziehung 
wohl ihre Erledigung gefunden. Liegt unbefriedigende 
Führung vor, dann kann der Vollzug der Strafe durch 
Verlängerung der Lehrzeit und Belassung des Verurteilten 
in der Erziehungsanstalt unter gewissen Modalitäten seine 
geordnete Erledigung finden. 

Wenn auch der Wortlaut des § 69 d. VE. eine klare 
Bestimmung darüber vermissen lässt, ob der Vollzug von 
Gefängnisstrafen an Jugendlichen in Erziehungsanstalten 
vom Gesetzgeber gewollt oder von ihm auch nur in den 
Bereich des Erstrebenswerten gerückt werden wollte, eine 
Erörterung dieser Frage sollte meines Erachtens hier 
nicht unterbleiben. Wir finden in der Literatur diesen 
Gedanken in günstiger Auffassung erörtert, so von Föhring*) 
und von v. Lilienthal. 2 ) 

Es ist nicht einzusehen, warum nicht in einzelnen, 
besonders festzustellenden geeigneten Fällen (z. B. bei 
kurzen über gemindert zurechnungsfähige oder auch körper¬ 
lich in der Entwickelung zurückgebliebene Jugendliche, 
oder wegen leichter Delikte gegen erstmals bestrafte 
Jugendliche sonst verhängte, nicht aussetzbare Strafen; 
oder wegen, in den Erziehungsanstalten selbst 
begangener strafbarer Handlungen gegen Jugendliche aus¬ 
gesprochene Strafen, falls eine Unterbrechung der Lehrzeit, 
Erziehung etc. dem Bestraften nachteilig sein würde) der 
Strafvollzug unter gewissen Voraussetzungen statt den 
Strafanstalten den Erziehungsanstalten sollte zugewiesen 

‘) V. Holtzendorff und v. Jagemann, Handbuch des Gefängnis¬ 
wesens a. a. 0. S. 316. 

-) Vergl. Darstellung Bd. V S. 160. — D. Kahl, Vergl. Dar¬ 
stellung Bd. I S. 75/78. — D. Freudenthal, Vergl. Darstellung 
Bd. III s. 271. — Goldschmidt, Vergl. Darstellung Bd. IV S. 457. 
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werden können, da doch der. letztere vom Gesetze als 
Aequivalent der Strafe anerkannt ist. 

Praktische Erwägungen geben dem Wunsche Berech¬ 
tigung, die Fassung des Schlussatzes des § 69 d. VE. so 
zu wählen, 

dass dem Ermessen des Richters anheiinge- 
stellt bleibt, Jugendliche ausnahmsweise zur Straf- 
verbüssung statt in die Straf- in Erziehungs-Anstalten 
einzuweisen. 

Es erübrigt nur "noch, auf ein in meinen bisherigen 
Darlegungen zu späterer Besprechung ausgeschaltetes 
Gebiet, das der tatkräftigen Fürsorge, zurückzu¬ 
kommen, ohne die ich mir eine erfolgreiche, unseres 
grossen Vaterlandes würdige Durchführung der grossen 
Aufgaben, wie sie sich aus den Bestimmungen der §§ 69 
und 70 d. VE. z. StGB, und aus den §§ 364—376 d. E. zu 
einer StPO, und aus dem Entwürfe betr. Aenderungen des 
Gerichtsverfassungsgesetzes ergeben, nicht zu denken 
vermag. 

Die schon unter dem herrschenden Rechte in das 
Organisationsgefüge der Rechtsprechung eingeschalteten 
Jugendgerichte haben ungeahnt erfolgreiche, bahnbrechende 
Umwälzungen in der Behandlung jugendlicher Rechtsver¬ 
letzer gebracht. Die Erkenntnis, dass die Erforschung der 
Quellen der Straftaten, der aus verschuldeter oder unver¬ 
schuldeter Not, aus Leichtsinn, Verkommenheit etc. hervor¬ 
gegangenen Verkümmerung der Kinder, der hieraus sich 
erklärenden geistigen und körperlichen Defekte der letzteren, 
bisher nicht in erschöpfendem Masse Berücksichtigung ge¬ 
funden, dass die Ursachen der strafbaren Wege mehr mit 
den Einrichtungen der Erziehung als der Strafe dauernd 
heilbar seien, dass es von hohem Werte für die Minderung 
der Jugend-Kriminalität sei, die Quellen zu verstopfen, aus 
denen die Straftaten ihren Ausgangspunkt nahmen, waren 
wohl grundlegend für die Bildung der 

Jugendfürsorgeausschüsse, 
einer Organisation, die — sind einmal die Erfolge ihres 
Wirkens zahlenmässig feststellbar — die Bewunderung 
auch kommender Generationen erwecken muss. 

Menschen, bereit, die Gefahren der modernen Leicht¬ 
lebigkeit der Grosstädte, wie den Stumpfsinn des Landes, 
die gefahrdrohenden Verhältnisse, welche die Jugend ge¬ 
fährden, in denen das geistige Zurückbleiben der Jugend 
ihren Nährboden findet, mutig und mit scharfem Blicke zu 
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schauen, kräftig Hand anzulegen zum Verstopfen der Ver¬ 
brechensquellen, zur Errichtung von Schutzdämmen gegen 
die Fluten der Pflichtvergessenheit, gegen die Schutzbe¬ 
nötigte Jugend — bilden die berufensten Stützer und Rater 
der Jugend- und Vormundschafts-Grerichte. Ihre Anregungen 
können von segensreichem Erfolge im Einzelfall, sie können 
es auch für die Allgemeinheit sein. Ihre Tätigkeit umfasst 
ein in seiner Tragweite und Ausdehnungsfähigkeit noch 
nicht übersehbares Schutzniassnahraegebiet. Die Literatur 
ist so reich an Erörterungen über Berechtigung, Bedeutung 
und Organisation der Jugendgerichte^) und Jugendfürsorge- 
Ausschüsse-), dass ein Eingehen hierauf wohl entbehrlich ist. 
Da ein gesetzliches Fundament für die Jugendgerichte im 
Entwürfe schon vorliegt, dürfte es wohl bei der Bedeutung der 
Sache als Bedürfnis zu erachten sein, die Frage der einheit¬ 
lichen Organisation der Jugendfürsorge-Ausschüsse, die der 
Festlegung ihrer Kompetenzen, des Austausches verwertbarer 
Anregungen u. dgl. dem nächsten Kongresse über das Für¬ 
sorgewesen zur Beratung zu empfehlen. Die vorbildlichen 
Anregungen von Dr. jur. Anna Schulz-Hamburg „aus 
der Praxis der Jugendgerichte und der privaten Jugend- 
gerichtshilfe-^) werden dafür manchen Baustein bieten. Die 
zur erfolgreichen Durchführung der umfassenden und ver¬ 
antwortungsvollen Aufgaben der Jugend- und Vorraund- 
schaftsgerichte sich eignenden Tätigkeitsgebiete für die 
Jugendfürsorgeausschüsse^) wie: Beschaffung der Unterlagen 
für die Fürsorgemassnahmen aus den Rechtsgebieten der 
§§ 1666 u. 1838 d. BGB.; Aufschliessung der Familienver¬ 
hältnisse mit den Verbrechens-Ursachen angeschuldigter 
Jugendlicher; Herbeiführung einer ärztlichen Untersuchung 
zur Feststellung etwaiger psychischer Defekte derselben 

*) Dr. E. Schnitze, Die jug-. Verbrecher 1. c._ S. 22 —— 
Köhne, Monatsschrift f Krim. Psychol. Jahrg'aug’ II S. 574. Kulin- 
Kelly, Jahrg. VI S. 347. — Fischer, Jahrg. VI S. 321. — üo.^, 
Schild, Jahrg. IV S. 623. — Hauck, Jahrg. V S. 569. — Uill- 
manns, Jahrg. III S. 136. 

Krau SS, Der Kampf gegen die Verbi’echensursachen, Padei- 
born b. Schöningh S. 427. — Allfeld, Monatsschrift f. Krirn.-Psychol. 
Jahrgang V S. 440. — Gross, Jahrgang V S. 99/100. — Kloss, 
Jahrg. V S. 42. — Dr. Meister, Jahrg. V S. 734. — Vogt, Jahrg. v 
S. 158. — Dr. Herr mann, Jahrg. V S. 193. 

Monatschrift f. Krim.-Psych. Jahrgang VI S. 573. 

■*) Allgemeine Verfügung des preuss. Justiz-Ministers über nie 
Ausgestaltung des Strafverfahrens an Jugendlichen v. 22. 9. 09 
Schluss an die Verfügung v. 1. 6. 08 Ju.stiz-M.-Bl. S. 237. v. Li.szt 
Yergl, Dai'stellung Band III S. 76. 
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sowie schützender Massnahmen für gefährdete Geschwister 
der Angeschuldigten; Schaffung der Unterlagen für die 
Strafaussetzung auf Wohlverhalten, für die Einweisung zur 
Fürsorge-Erziehung; vorbeugende .Tätigkeit zur Verhütung 
der Verwahrlosung von Kindern in Fühlung mit den Armen¬ 
behörden und zuständigen Vereinen durch Uebermittelung 
des gesammelten Materiales an das zuständige Vormund¬ 
schaftsgericht; Ermittelung von zur Erziehung von Für¬ 
sorge-Zöglingen geeigneten Familien und viele weiteren 
Aufgaben würden eine erwünschte Gelegenheit zur Erör¬ 
terung bieten. 

Dass der Entwurf zur neuen St.P.O. in §§ 366 u. 370 
auch die Zulassung von Frauen zur Fürsorgetätigkeit aus¬ 
drücklich ausspricht, bedeutet einen dem Geiste der Zeit 
und der Bedeutung der Sache entsprechenden Fortschritt, 
den ich mit aufrichtiger Freude begrüsse. Nach meinen, 
auf 26jährige Tätigkeit an einem Frauengefängnisse sich 
stützenden Erfahrungen auf dem Fürsorgegebiet sind der 
Frau für die Erschliessung der Quellen der Kriminalität 
und der Verbrechensprophylaxe manche Wege zugängig, 
die dem Manne verschlossen bleiben. 

Ich zweifle nicht an einem gesegneten Wirken der 
Frauen. 


Zu § 70. 

Die Freiheitsstrafen gegen Jugendliche sind in 
besonderen, für sie ausschliesslich bestimmten An¬ 
stalten oder Abteilungen zu vollstrecken. 

Dabei sind die voll zurechnungsfähigen Jugend¬ 
lichen von vermindert Zurechnungsfähigen voll¬ 
ständig abzusondern. 

Freiheitsstrafen gegen vermindert zurechnungs¬ 
fähige Jugendliche können auch in staatlich über¬ 
wachten Erziehungs-, Heil- oder Pflege-Anstalten 
vollzogen werden. 


Die Forderung, dass die gegen Jugendliche erkannten 
Freiheitsstrafen in besonderen, für sie ausschliesslich be¬ 
stimmten Anstalten oder Abteilungen zu vollstrecken sind, 
ist nicht neu. Sie entspricht, wenn auch in bestimmterer 
orm, der Vorschrift des § 57 Schlussatz des geltenden 
vStralgesetzbuches. 
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Es ist geboten, der Frage nach der Art des Voll¬ 
zuges der Strafen an normalen Jugendlichen etwas näher 
zu treten, wozu ja schon die zu besprechende Differen¬ 
zierung der letzteren von den gemindert zurechnungs¬ 
fähigen Jugendlichen einen Anlass bietet. 

Eine Zeit der Begeisterung für Reformen im Straf¬ 
recht und Strafprozess darf an der Frage des Strafvoll¬ 
zugs an Jugendlichen nicht schweigend vorüberschreiten. 

In den Kreisen der Sachverständigen, die mit so 
grosser Hingabe der Behandlung der Jugendlichen bis zu 
den Pforten des Gefängnisses sich widmeten, wird dies 
erwartet werden. 

Aber auch in den breiteren Schichten der Bevölkerung 
besteht dafür Interesse. 

Der Strafvollzug an Jugendlichen muss vieles bieten. 
Das aber, was als Mindestmass verlangt werden muss, 
sollte als Unterlage für ein künftiges Strafvollzugsgesetz^) 
schon jetzt festgelegt werden. 

Wir müssen im Auge behalten, dass die Einweisung 
der Jugendlichen zu Sühnezwecken in die Zeit fällt, in der 
die Unterlagen für die richtigen Lebens- und Erwerbs-Wege 
und die erforderte Bildung hiefür zu schaffen sind. Fehler, 
Versäumnisse, Lücken der Ausbildung rächen sich im Er¬ 
werbskampfe schwer,2) das erfährt der Strafvollzugsbeamte 
leider nur zu häufig. Wir sehen — wie Wulffen so 
richtig hervorhebt — dass das Leben bei vielen Jugend¬ 
lichen nach der Strafentlassung aus einer Reihe von An¬ 
fängen besteht, die keine Fortsetzung haben. 

Da ist es nun Aufgabe des Strafvollzugs, den Wankel¬ 
mut, die Laune zu brechen und mit den gebotenen Mitteln 
zur Ausdauer, Weckung der nie zuvor gekannten Freude 
an den Fortschritten der Lehrstadien und an dem Anblick 
einer gelungenen Arbeit etc. hinzuwirken.^) Die Einsam¬ 
keit der Zelle, unterstützt durch vej ständige und geduldige, 
nicht bei jedem geringen Misserfolge versagende, Anleitung 
bringt Vieles zu Wege. Wollen wir der Aufgabe in vollem 
Umfange genügen, müssen die Strafhäuser für Jugendliche, 
nach meinem Dafürhalten, bieten: 

*) Dr. Reichardt, Blätter für Gefängniskuiide Bd. 44 Heft 1 
S. 13 und 49. 

*) Pollitz, Monatsschrift für Krim.-Psychologie Jahrgang II, 
S. ,516, 

■*) P 0 11 i g k e i t, Monatsschrift f. Krim.-Psychologio Jahrgang III. 

S. 216. 
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1. Die ärztliche Untersuchung jedes eintretenden Ver¬ 
urteilten auf seine geistige und körperliche Gesund¬ 
heit zur Bestimmung der hierauf sich stützenden Mass¬ 
nahmen für die Behandlung; 

2. Fortbildungs- und Gewerbe-Schulunterricht in dem 
Masse, das für freie Jugendliche vorgeschrieben ist; 

o. spezielle — auf die Verbrechensursachen und die 
Erziehungs- etc. Fehler eingehende, auf die Wieder¬ 
aufrichtung abzielende, dem Einzelwesen angepasste 
Seelsorge, verbunden mit ausreichendem Gottesdienste 
und Religions-Unterricht; 

4. einen ausreichenden Lehr-Apparät für Gewerbe, wobei 
der Förderung vorhandener Anlagen der Jugendlichen, 
der Befriedigung bisher nicht berücksichtigter Nei¬ 
gungen zu einem Berufe tunlichst Beachtung zuzu¬ 
wenden ist; 

5. Gelegenheit zur W'eiterbildung in fremden Sprachen 
sowie Theorie in kaufmännischer Buchführung und 
Korrespondenz in allen Fällen, in denen die Voraus¬ 
setzungen hiezu vorliegen und Erfolg für das künftige 
Leben zu erwarten ist; 

6. eine umfassende, die Gebiete des Allgemeinwissens und 
der Technik gebührend berücksichtigende Bibliothek; 

7. eine dem Entwickelungsalter voll Rechnung tragende 
Verpflegung unterstützt durch ausgiebige Körperpflege, 
Bäder, Bewegung im Freien und — Turnen — Frei¬ 
übungen. 

8. ständige ärztliche Ueberwachung mit der Berechtigung 
des Arztes zur Stellung von Anträgen auf Straf¬ 
unterbrechung, Straf abkürz ung und Beurlaubung 
auf Wohlverhalten in Fällen, in denen er dies auf 
Grund seiner Feststellungen als geboten erachtet; und 

9. umfassende, dem Einzelfalle angemessene Entlassungs¬ 
fürsorge, zu der zeitig die Unterlagen im Benehmen 
mit dem Vormundschaftsgerichte zu treffen sind. — 

Meine Forderungen werden da und dort dem Einwande 
begegnen, dass man im Strafvollzüge in den Ausbildungs¬ 
ansprüchen so weit nicht gehen dürfe, dass insbesondere 
der vorgeschlagene Lehrapparat grossen finanziellen Auf¬ 
wand bedinge, der mit dem Strafzwecke nicht vereinbar 
sei. Es wird weiter gesagt werden, dass nach dem künf¬ 
tigen Rechte die erziehungsfähigen Jugendlichen die Straf¬ 
anstalten nicht betreten werden, dass letztere künftig 
vorwiegend wohl nur solchen Jugendlichen Aufnahme zu 
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gewähren haben werde, deren verbrecherischer Sinn schon 
auf der Schulbank erkannt, von den Eltern gefördert und 
in schweren Straftaten seinen Ausdruck gefunden hat; 
bei denen die Fürsorgebetätigung der Vereine und Armen¬ 
behörden erfolglos abgeprallt ist, die Sorgenkinder der 
Fürsorge-Organe sind; die, um zügellosem Triebleben sich 
hingeben zu können, jeder Tat fähig sind. 

Ich möchte solchen, an sich ja nicht unberechtigten 
Ein wänden entgegenhalten, dass nach meinen Erfahrungen 
gerade die geschlossene Strafanstalt, die Entweichungen 
erschwert, die Voraussetzungen bietet, einem solchen ver¬ 
irrten jungen Menschen die Segnungen einer gewerblichen 
Tätigkeit vor Augen zu führen, ihm klar zu machen, dass 
gewerbliche Befähigung ihm die Wege eröffnet,- die von 
der Stätte der Versumpfung, der Verderbtheit und Ver¬ 
führung hinweg zu ehrlichem Broterwerbe in der weiten 
Welt führen. Der junge Mensch sieht sich vor die Ent¬ 
scheidung gestellt, ob er umwenden will — und ein nicht 
unerheblicher Prozentsatz wendet um. Alle zu retten 
soll unser Bestreben sein, einen Teil nur gerettet zu haben, 
soll uns Mut zur Weiterarbeit geben. Ich kann sagen, 
dass nach meinen Wahrnehmungen die Tatsache allein: 
einen von Kindesbeinen zu Gelegenheitsarbeiten angehal¬ 
tenen Menschen aus dem Taglöhnertume herausgehoben, 
ihn zu besserem Erwerb befähigt zu haben, Rettung brachte; 
geistlose Arbeit taugt für Jugendliche mit längerer Straf¬ 
zeit nichts, sie fördert manche Laster und das Nachsinnen 
über die Straftat, die dabei begangenen Fehler die zur 
Entdeckung führten, wie sie sich im Wiederholungsfälle 
vermeiden lassen etc., sie ist einem erziehlichen Straf¬ 
vollzüge hinderlich. 

Dass meine Forderungen weit gehen, gebe ich zu. 
Bei dem Strafvollzüge an Jugendlichen — unter denen 
sich nicht wenige befinden, die ein Opfer unglücklicher 
Heimverhältnisse sind, muss aber der E r z i e h u n g s- 
zweck im Vordergründe stehen. 

Was hinsichtlich der gewerblichen Anlehrung im freien 
Leben dem einfachen Handwerksmeister an Opfern vei- 
tragsmässig auferlegt wird, muss auch der Kulturstaat im 
Strafvollzug an unglücklichen erziehungsfähigen Jugend¬ 
lichen zu leisten auf sich nehmen. (Gewerbeordnung füi 
das Deutsche Reich — § 127 — Reichsges.-Blatt 1900 
S. 951). 
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Die Landtage der Bundesstaaten haben für dieses 
Gebiet stets eine offene Hand gezeigt. Es wird sich hier 
nur um Anforderung und ausreichende Begründung han¬ 
deln können. 

Noch ein weiteres G-ebiet muss hier berührt werden. 
Die Verwahrungsart der Jugendlichen im Strafvollzüge, ob 
in Einzelhaft oder in Gremeinschaftshaft. Wie im geltenden 
St.G.B. so auch im VE. (§ 22) sind 3 Jahre Einzelhaft als 
Höchstmass ohne Zustimmung des Gefangenen, festgesetzt. 
Der VE. setzt indes auch einzelne Modalitäten, fest. Ich 
glaube, der volle Wert der Einzelhaft gerade bei Jugend¬ 
lichen ist noch nicht allseitig anerkannt und gewürdigt.^) 
Sie verdient nach meinen Erfahrungen speziell bei Jugend¬ 
lichen besondere Beachtung. 

Nicht die starre Form mit Masken und Zwinger-Spazier¬ 
hof habe ich im Auge. Eine durch häufigen Besuch der 
Ober- und Unter-Beamten, durch Gottesdienst, Religions¬ 
und Schulunterricht, durch Freiübungen und Spaziergänge 
alltäglich häufig unterbrochene Festhaltung in einer hin¬ 
sichtlich des Luftraumes und der Lichtöffnungen den For¬ 
derungen des Reichsgesundheitsamtes entsprechenden Ein¬ 
zelzelle, mit Gemeinschaft und Schweiggebot ausserhalb 
derselben, ziehe ich der schwer kontrollierbaren Tag- und 
Nacht-Gemein Schaft vor. 

Der Einfluss der Beamten findet hier in der Einsam¬ 
keit der Zelle einen günstigen Boden, bessere Verarbeitung 
der Anregungen durch vertieftes Nachdenken, bringt durch 
Fernhaltung schädlicher Ablenkungen aufrichtigere und 
nachhaltigere Vorsätze zur Reife. Die Einsamkeit regt zu 
Rückblicken, auf die Fehlwege und ihre Ursachen an, lehrt 
die Wertschätzung belehrender Lektüre, fruchtbringender 
Arbeit und redlichen Strebens. Die Einzelhaft ist meines 
Erachtens eine den Erziehungszweck unterstützende und 
darum bei Jugendlichen zu bevorzugende Haftform.-) 


Eine freudig zu begrüssende Neuerung bringen Abs. 2 
und 3 des § 70 des VE. 

Dr. Gennat, Blätter f. Gef.-Kunde Bd. 37, Heft 1/2 S. 18. - 
Krohne, Lehrbuch d. Gef.-Kunde a. a. 0. S. 501. — Dr. Appelius, a. 
a. 0. S. 185 ff. 

‘0 Goldschmidt., Vergl. Darstellg. Bd. IV S. 372 ff. — Auch der 
neueste Kongress in Brüssel d. i. kr. V. erkannte durch Prof, van 
Hamei den Wert der Einzelhaft b. Jugendlichen an. 
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Wir haben es hier mit einer auf den Ergebnissen um¬ 
fassenden Forschens aufgebauten Forderung zu tun. Der 
Begriff der verminderten Zurechnungsfähigkeiti) ist seit 
Jahrzehnten unter Juristen und Psychiatern ein. viehim- 
strittener.2) Der Strafvollzugsbeamte durfte und darf sich 
den Erörterungen dieser in Rechtsprechung und Strafvoll¬ 
zug so tief einschneidenden Frage nicht fernhalten. Wenn 
nun der Strafrichter straffreie Unzurechnungsfähigkeit beim 
Täter als ausgeschlossen erachtet und den nur vermindert 
Zurechnungsfähigen unter Strafe stellt, ist das meines Er¬ 
achtens ein Vertrauensausspruch für den Strafvollzugs¬ 
apparat und ein Anerkenntnis der erforderten Vielseitigkeit 
der Wissensgebiete der dabei tätigen Beamten. Der Straf¬ 
richter nimmt an, dass im Gefängnisse das Mass von Rück¬ 
sicht auf den Verurteilten genommen wird, das sein eigen¬ 
artiger Geisteszustand — der in vielerlei Arten sich äussern 
kann — erfordert. Wir haben hiernach ein Interesse zu 
erfahren, wie hervorragende Vertreter der Wissenschaft 
sich zu der vorwürfigen Frage stellen, um gleichzeitig 
Kenntnis zu erhalten, welcheArten von Gefangenen 
uns zur Sonderbehandlung überwiesen wer¬ 
den sollen. 

Der Rahmen dieser kleinen Arbeit macht mir tunlichste 
Einschränkung zur Pflicht, Ich muss mich daher in der 
Hauptsache mit dem Hinweise auf die umfassenden hoch- 
intere.ssanten und lehrreichen Ausführungen von KahP) 
und von GoldschmidU) begnügen und kann hier nur 
einige Sätze der trefflichen Darbietungen Kahls hervor¬ 
heben, der die schwierige Frage der Behandlung gemindert 
Zurechnungsfähiger mit folgenden Worten ihrer Lösung 
entgegenführt: 

Kahl führt aus: 

Ich begutachte eine gesetzliche Regelung nach folgenden Ge¬ 
sichtspunkten : • 

I. Als gemindert zurechnungsfähig im Sinne des Strafrechts ist 
eine Person dann anzusehen, wenn sie bei Begehung der strafbaren 
Handlung in einem nicht bloss vorübergehenden krankhaften Zustande 
sich befunden hat, welcher das Verständnis für die Strafmündigkeit 
ihrer Handlung oder ihre Widerstandskraft gegen strafbares Handeln 
verminderte. 

') Longard, Monatsschrift f. Krim.-Psychol. Jahrgang III, S. 87. 

Willmans Zeitschrift f. die gesamte Neurologie u. Psychiatrie, 
Bd. I, Heft 2, S. 171. 

') Vergl. Darstellung Bd. I S. 77 fi. 

. “) Vergl. Darstellung Bd. IV S. 458 ff. 
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II. Eine für alle Fälle obligatorisch eintretende Milderung der 
Strafe empfiehlt sich nicht. Dagegen ist der Richter zu ermächtigen, 
nach dem Masstabe der allgemein für minder schwere Fälle einzu¬ 
führenden Strafmilderung gegen gemindert Zurechnungsfähige auf 
eine mildere Strafe zu erkennen. 

Ein in Wahl von Art und Mass der Strafe unbeschränktes 
richterliches Milderungsrecht empfiehlt sich bei der Verurteilung von 
gemindert Zurechnungsfähigen Jugendlichen von 14 bis 18 Jahren. 

III. Das Gericht soll ermächtigt sein, die Vollziehung von Frei¬ 
heitsstrafen an jugendlichen Personen der eben genannten Art in 
staatlich überwachten Erziehungsanstalten anzuordnen. 

Alle erwachsenen gemindert zurechnungsfähigen Personen haben 
die ihnen zuerkannten Freiheitsstrafen in den Strafanstalten zu ver- 
büssen. Diejenigen unter ihnen, welche nach der Eigenart ihres Zu¬ 
standes sich nicht in die Regel des gewöhnlichen Strafvollzuges ein¬ 
gliedern lassen, sind innerhalb der Strafanstalten zu räumlich ge¬ 
trennten und besonderer Hausordnung unterstellten Abteilungen zu¬ 
sammenzufassen. In dieser Hausordnung ist neben zweckmässigen 
Vorschriften über Arbeit, Beköstigung und Disziplin insbesondere auf 
eine dem Individualisierungsprinzip entsprechende Erweiterung der 
diskreten Vollmachten des Anstaltsleitei’s sowie auf entscheidende 
Beteiligung des Arztes bei allen den Sträfling betreffenden wichtigen 
Entschliessungen Bedacht zu nehmen etc. 

IV. etc. Gemindert Zurechnungsfähigen jugendlichen Verurteilten 
kann zu Sicherungszwecken ein Pfleger bestellt werden etc. 

Aus der Begründung vorstehender Theseni) möchte 
ich mir — da für die individualisierende Behandlung ge¬ 
mindert Zurechnungsfähiger von grossem Werte — noch 
auszugsweise einzuschalten gestatten: 

„Der Versuch, welchen hierüber d. D. J. T. vorgelegt hat, ent¬ 
spricht den Anforderungen an eine zuverlässige richtei'liche Hand¬ 
habung*. Er empfiehlt als Rechtsbegriff der geminderten Zurechnungs¬ 
fähigkeit, dass „der Täter sich bei Begehung der strafbaren Handlung 
in einem nicht blo^s vorübergehenden krankhaften Zustande befunden 
habe, welcher das Verständnis für die Strafwürdigkeit seiner Handlung 
oder seine Widerstandskraft geg’en strafbares Handeln verminderte**. 
Diese Definition nimmt nicht unbeg*renzte klinische Zustände aiif. 
Sie abstrahiert vielmehr aus der Gesamtheit dieser Zustände die¬ 
jenigen, äusserlicher Feststellung zugänglichen Folgeerschei- 
nringen, welche in jedem Falle der unbegrenzten Möglichkeiten 
geistiger Minderwei*tigkeit wiederkehren. Sie liegen im Gebiete des 
Intellekts und der Willensaktion. Entweder äussert sich.die 
Minderwertigkeit aller T,ypen in Mängeln des Verständnisses für die 
Pflichten geg*^*n die sozialrechtliche Ordnung, oder in geschwächter 
\\ iderstandsfähigkeit g*eg*en verbrecherischen Trieb im Einzelfall, oder 
in beiden. Die Mängel in beiden Richtungen bezeichnen nicht die 
Negation der Zurechnungsfähigkeit. Sie sind Abstufungen innerhalb 
tlerjenig’en Geistesbeschaffenheit, deren Vorhandensein die Zurech¬ 
nungsfähigkeit nach den Anforderungen der Rechtsordnung voraus¬ 
setzt. Beide Mängel müssen Grund und Ursache in einem „nicht 
nio.ss vorübergehenden krankhaften Zustande“ gehabt haben. Sic 
^oun(■n aucli akut bei einem Gesunden auftreten; in blindem 

') Vergl. Darstellung, Band I, S. 67. 
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Zorn, im Liebesrausch, in dev alkoholischen Erregung, im Angstgefühl, 
in der Schwangerschaft, in der Menstruation. Klinisch können auch 
schon alle diese Zustände geistig*e Minderwertigkeit begründen. 
Strafrechtlich soll es nicht der Fall sein. Das Strafrecht erledigt alle 
diese Fälle durch die Mittel der Strafzumessung oder Aenderung. 
Ihre Abgi’enzung vom rechtlichen Gebiete der geminderten Zurech¬ 
nungsfähigkeit ist deutlich erkennbar in den Kriterien des krank¬ 
haften und des ehronischeu Zustandes ausg’edrückt. Die erstere 
Abgrenzung liegt unmittelbar auf der Linie des g*elteuden Rechtes 
selbst. Denn auch nach § 51 bildet Schuldausschliessungsgrund nicht 
jeder „Zustand krankhafter Störung der Geistestätigkeit“, sondern 
nur derjenige „durch welchen die freie Willensbestimmung ausg*e- 
schlossen wird“. Die hiernach verbleibenden krankhaften Zustände, 
welche nicht die freie Willensbestimmung aufheben, sind die 
Zustände der geminderten Zurechnungsfähigkeit. Die zweite Ab¬ 
grenzung ist durch den vernünftigen Sinn, durch die letzten Ziele 
und Zwecke der Reform bedingt. Der gesunde Bauernbursche, 
welcher im akuten Rausch mit dem Messer gestochen hat, soll so 
wenig jahrelang in Sichei’ungsverwahrung genommen werden, wie 
der trunkene Student, der mit dem Schutzmann handgreiflich ge¬ 
worden ist. Gerade wegen dieser Abgrenzung hat man der Definition 
den Vorwurf der „Wiilkür“ gemacht. Das ist mehr als unbegreiflich. 
Der Einfluss der akuten Trunkenheit auf die strafrechtliche Verant¬ 
wortlichkeit ist eine Frage für sich, welche im Einzelfalle aus der 
Ivoinridenz de.s Grades der Trunkenheit und der Verschuldung hin- 
ihres Eintrittes beantwortet werden muss. Mit dem Rechts¬ 
problem der geminderten Zurechnungsfähigkeit hat dieser Zustand 
Überhaupt nichts zu tun. Der akut Rauschige ist zurechnungsfähig 
oder klinisch vermindert zurechnungsfähig, nicht aber gesetzlich. 

. auch bei dieser gesetzlichen Begriffsbestimmung noch ein 

rreigebiet sachverständiger Differenzen und richterlicher Zweifel 
übrig bleibt, darf sie nicht dem Vorwurf der Wiilkür aussetzen. 
Juristische Begriffe sind überhaupt nicht aus Blei zu giessen und 
„konstante Grössen“ gibt es hier nicht. Hätte man für jeden Tat¬ 
bestand sofort einen passend zugeschnittenen Rechtsbegriff zur Hand, 
Unmündige am Richtertisch sitzen. Der Begriff ist nicht 
Willkürlicher als Vorsatz, Absicht, freie Willensbestimmung, Versuch, 
Vorbereitungshandlung und hundert andere, welche in ständiger 
Keehtsan wen düng stehen. Er lehnt sich an die bewährten Vorbilder 
der bayerischen Gesetzgebung* und der italienischen Praxis an. Er 
iiat in den wissenschaftlichen Erörterungen zu den Schweizer E. E. 
sachkundige Stützpunkte. Dass der Versuch des D. J. T. nicht noch 
verbesseiTingsfähig* sein könne, werden diejenig’en am allerwenigsten 
meinen, die sich um seine Erfindung bemüht haben. Aber es wäre 
wünschenswert, dass die Kraft der Opposition sich endlich mehr 
schöpferisch ing-eniös als bloss kritisch negierend betätigen möchte.“ 

Wie schon aus der Fassung’ des hier zu besprechenden 
§ 70 des VE. ersichtlich, ist eine mit dem Geiste des vor- 
geschlagenen Gesetzes übereinstimmende und dann wohl 
üueh nur erfolg'reiche Behandlung der in den Strafvollzug 
gelangenden Jugendlichen Rechtsverletzer nur bei Rück¬ 
sichtnahme auf die Individualität des Einzelnen möglich. 
Fs dürfte daher zweifelsohne von Interesse sein, zu er- 

Blätter für Gefängniskunde. XLIV 10 
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fahren, wie. sieh hervorragende Männer der Wissenschaft 
zur Frage der Individualisierung vom Standpunkte des 
Strafrechts stellen, die auch dem Strafvollzugsbeamteii 
gangbare Wege zeigt. KahF spricht sich darüber wie 
folgt aus: 

„Die höchste Aufgabe des Strafrechts“ die Individualisie¬ 
rung* soll vej.’tieft werden. Schon jetzt differenziert das Strafrecht 
Erwachsene und Jugendliche, Kinder und Adoleszenten, Vollsinnige 
rind Taubstumme. Verwandte absteigender Linie sind bald straflos 
(173*), bald höher sti-afbar (215, 223®). Ebenso sind Ehegatten, Träger 
einer bestimmten Amts-, Berufs- oder Gewerbspflicht individuali.siert. 
Es wäre noch manches anzufahren. Alles das sind „Kategorien“. 
Alles dies wäre Doppelstrafrecht, wenn es die gesetzliche Anerkennung* 
der Kategoi’ie der geistig Minderwerten ist. Ungerechtigkeit liegt 
nicht nur vor, wenn Gleichartiges ungleich, sondern auch, wenn Un¬ 
gleichartiges gleich behandelt werden soll. Daher droht auch nicht 
die Gefahr einer privilegierenden Klassenjustiz. Kein jtis singulare, 
kein begünstigendes Ausnahmerecht soll geschaffen werden, sondern 
gegenüber dem jus generale für die gesunden Verbrecher ein die straf¬ 
rechtlichen Verhältnisse der minderwertig-krankhaften Verbrecher all¬ 
gemein regelndes jtcs speciale, so wie es im Recht hundertmal geschehen 
muss, wenn sich das Bedürfnis ergibt, einer bestimmten Personalklasse 
eine eigentümliche Lebensordnung vorzuschreiben. Wenn es sieh nur 
um Strafmilderung handelte, möchte sich der Einwand noch hören 
lassen. Aber der Horizont des Partikularrechts ist von der neuen 
Bewegung längst überschritten. Die praktische Hauptsache ist die 
Sicherung. Darin trägt das angestrebte Sonderrecht den Zug* 
ausserordentlichen Ernstes, empfindlicher Strenge. Es stellt dem üebel- 
täter eine Nachbehandlung* in Aussicht, welche in ihren Wirkungen 
fühlbarer sein kann, als die Strafe selbst. Es wird nicht zu besoi*gcn 
sein, dass „Friichteln“ um die Wohltat der geminderten Zurechnungs¬ 
fähigkeit sich bewerben oder dass irgend welche Uebeltäter sich in 
ihrer Familie nach irgend einem „Lump von Onkel“ oder „Selbst¬ 
mörder“ Umsehen, um ihre erbliche Belastung nachzuweisen. Das 
eben wird die Aufgabe einer verständigen Reform sein, die Maschen 
so zu ziehen, dass nicht böse Buben „aus gutem Hause“ dem Straf¬ 
rechtsnetze entwischen können. Den Popanz einer falschen Humani¬ 
tätsduselei sollte man Laien überlassen“ etc. 

Aus diesen Darlegungen ersehen wir die Notwendigkeit 
der Trennung und Spezialbehandlung der gemindert zu¬ 
rechnungsfähigen von normalen Jugendlichen. Den Straf¬ 
anstaltsbeamten, die an Strafanstalten für Jugendliche tätig 
sind, wird es bekannt sein, dass die Zahl der gemindert 
Zurechnungsfähigen unter den Jugendlichen schon bisher 
nicht gering war. 

Aber auch die Quellen, aus denen die, die Minder¬ 
wertigkeit bedingenden psychischen Mängel erfliessen, sind 

') Vfvgl. Darstellung* Band I, S. GU. • 
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den Strafanstaltsbeamteii, insbesondere auch den an Frauen¬ 
strafanstalten tätigen, nicht unbekannt.^) 

Wir wissen, dass die schlimme Gewohnheit unbesorgter, 
zum Broterwerb genötigter Mütter —; die tagsüber ihre 
pflegebedürftigen Kinder wieder Kindern überlassen—den 
Getränken und Schlozern der Kinder, um sich Ruhe für 
die Nacht zu verschaffen, Absud von Mohnsamen beizu- 
inischen; dass die pflegelosen Sturzfolgen der Kinder aus 
Kinderwagen etc.; dass der Genuss von Branntw'ein im 
Kindesalter u. a. m. die Entwickelung des Gehirns überaus 
nachteilig beeinflussen. — Es darf hier gesagt werden, dass 
die Aufgabe der Erziehungs- und Straf-Anstalten in Hinsicht 
der Behandlung der Jugendlichen eine recht schwierige 
geworden ist. Ein Blick in die Tagespresse zeigt uns, in 
welchem Masse die Selbstmorde jugendlicher Personen zu¬ 
genommen haben. Eine Rüge der Mutter, eine ungenügende 
Zensur oder ein ernster, berechtigter Vorhalt des Lehrers, 
der abschlägige Bescheid aus einer unreifen Liebschaft, 
Lappalien genügen zum Selbstmord. — Sehen wir doch, 
wie an sich empfehlenswerte Bestrebungen — Jugendspiele 
aller Art — unter völliger Hintansetzung der beruflichen 
oder Fortbildungs-Aufgaben mit ungesunder Hast erfasst 
und betrieben werden! Unsere Jugend ist nervös. 

Worin aber liegt der Grund, wie ist der Zustand zu 
beheben ? Ich bin überzeugt, die Abteilung für gemindert 
zurechnungsfähige Jugendliche, die ein Bedürfnis ist, wird 
starke Belegung erfahren. Darum müssen und wollen wir 
dauernd Brauchbares schaffen. 

Es wird nun die Frage zu prüfen sein, wie ist die 
iu § 70 d. VE. vorgesehene vollständige Absonderung von 
gemindert Zurechnungsfähigen durchzuführen. 

Ich nehme an, dass sich diese Absonderung innerhalb 
einer Anstalt oder Abteilung für Jugendliche durch Be¬ 
stimmung besonderer Flügel, Pavillons, oder abschliessbarer 
Stockw’^erke solcher Gebäude vollziehen lässt, also die 
Schaffung neuer Anstalten nicht gefordert ist. Ich 
gehe von der Annahme aus, dass bei der geforderten Ab¬ 
sonderung der gemindert Zurechnungsfähigen von den 
geistig vollwertigen Jugendlichen ähnliche Erwägungen 
Platz greifen können, wie die, welche nach dem Vorschläge 

0 Klxige, Monatsschrift f. Krim.-Psychol., Jahrg. IV, S. 593 ff. 

10 * 
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Dr. Sickingers') zur Bildung von Sonderklassen für 
Schwachbegabte ‘Kinder führten, nämlich: 

„dass jedem Kinde, dem schwachen wie dem starken, 
die seiner Eigenart gemässe Entwickelung zu Teil 
werde 

dass das Individuum zu keinem anderen Grade der 
Brauchbarkeit geführt werden kann, als wozu seine 
Kräfte es fähig machen; 
ferner: 

dass alle Kinder das gleiche Recht auf Bildung haben, 
d. h. die zu fordernde Gleichheit nicht in der Gleich¬ 
heit des Unterrichtsganges für alle besteht, sondern 
Inder gleichen Möglichkeit für jedes Kind, dass 
es innerhalb der obligatorischen Schulpflicht die seiner 
natürlichen Leistungsfähigkeit entsprechende Ausbil¬ 
dung erhalte; 

dass ebenso, wie die intellektuelle Ausbildung auch 
die sittliche Ausbildung, die Erziehung der 
Kinder zu äusserer Gesittung und zur inneren Sitt¬ 
lichkeit durch Anpassung der Anforderungen an die 
tatsächliche Leistungsfähigkeit der Kinder günstig be¬ 
einflusst wird, und endlich, dass vom Individuum nicht 
mehr verlangt werde, als es nach den natürlichen 
Vorbedingungen leisten kann. 

Wenn wir also die gemindert zurechnungsfähigen 
Jugendlichen in den abgesonderten Abteilungen durch Bil¬ 
dung von Sonderklassen für Religions- und Schulunterricht^); 
durch eine von obigen Erwägungen geleitete Sonderbe¬ 
handlung auch in Hinsicht der Beschäftigung, der Be¬ 
teiligung an der Bibliothek; weiter, wo geboten, durch 
Einzelunterricht auf der Zelle oder unter Bildung von 
kleineren Gruppen in besonderen Räumen; durch mildere 
Handhabung der Hausstrafgewalt berücksichtigen, wenn 
wir weiter in allen wesentlichen — die Gesundheit, Fort¬ 
bildung, Belehrung, Bestrafung und Fortkommensfürsorge 

Dr. A. Sicking-er, Stadtschulrat „Der Unterrichtsbetrieb 
in grossen Volksschulkörpei’n sei nicht schematisch-einheitlich, sondern 
(lifferenzierend-einheitlich." Zusammenfassende Darstellung’ der Mann- 
lieiinev Volksschulreform. Mannheim 1904 b. Bensheimer S. 75, 91,93, 9(i, 
vtngl. aucli Dr. Sickinger: „Organisation grosser Volksschulkörper, 
nach der natürlichen Leistungsfähigkeit der Kinder.“ 1904 eben¬ 
daselbst. 

') Vcrgl. auch Streng, Aufgabe der Gefängnisschule im Hand¬ 
buch de.s Gc;languiswe.sens v. Ho Itzendorf f und v. Ja ge mann, 
Hamburg b. Jtichter 18SIS, S. 151 ff. 
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insbesondere berührenden Fragen dem Anstaltsarzte die 
entscheidende Stimme lassen, wird diese Organisation in 
der Hauptsache dem Erfordernisse entsprechen. 

Ich erachte es als geboten, dass das Aufsichtspersonal 
dieser Spezialabteilung sich aus Familienvätern mit ein¬ 
wandfreien Verhältnissen, aus Männern mit ruhigem, festem 
Charakter zusammensetze und als ungeeignet erkannte 
Elemente fernzuhalten sind. 

Den Insassen dieser Abteilung soll Gelegenheit zu 
Garten- und landwirtschaftlichen Arbeiten geboten sein. 
Die Schule soll bei Wahl des Lehrstoffes die gewählte be¬ 
rufliche Anlehrung tunlichst fördern. 

Dass gerade für diese Gruppe von Jugendlichen be¬ 
lehrende Vorträge der Oberbeamten — auch aus dem 
sozialen Gebiete — recht wertvoll sind, bedarf weiterer 
Begründung nicht, i) 

Ist auf dem vorstehend gezeichneten Wege eine Son¬ 
derbehandlung der gemindert zurechnungsfähigen Jugend¬ 
lichen gesichert, mit der wohl die Grenze erreicht sein 
wird, die noch ein Strafübel — bestehend in einem durch 
die Einsperrung erzeugten Gefühle der. Ohnmacht und 
Willensunterordnung — in sich schliesst, dann werden 
wohl nach meinem Dafürhalten Gemeinschaft im Gottes¬ 
dienste und gelegentliche Begegnung mit Normal-Jugend¬ 
lichen bei besonderen Anlässen unbedenklich als zulässig 
erachtet werden können. Dadurch werden kostspielige 
Neubauten erspart und die raschere Durchführung der 
Organisation gesichert. 

Muss doch das Endziel unseres Glühens auch bei den 
gemindert Zurechnungsfähigen in der Hauptsache dahin 
gerichtet sein, sie für die menschliche Gemeinschaft, für 
das Erwerbsleben soweit immer möglich tauglich zu machen. 
Wie bei den geistig gesunden Jugendlichen, so w'erden wir 
auch hier unter Bedachtnahme auf tunlichste körperliche 
Abhärtung, soweit immer möglich, auf Stärkung der Willens¬ 
kraft, auf Selbstbeherrschung und Festigung im Handeln 
nach guten Zielen hinzuwirken haben. 

Es geschieht ja — das ist meine Ueberzeugung — 
auf dem vorgeschlagenen Wege für die gemindert Zurech¬ 
nungsfähigen im Strafvollzüge sicher viel mehr als für die 
^.icht kriminell gewordenen gemindert Zurech- 
nung sfähigen in der Freiheit. 

*) § 1S8 der VO. für die badischen Zentralstrafanstalt eii sieht 
solche Vorti'hge vor. 
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aufgef ässte Mitteilungen von Einzel Vorgängen durch 
Verallgemeinerung den breiten Schichten der Be¬ 
völkerung bekannt zu geben. Ich bih erstaunt über das 
geringe Interesse, das hinsichtlich der Besichtigung von Straf¬ 
anstalten allgemein und selbst in beruflich nahe stehenden 
Kreisen besteht. 

Gemeinverständlich gehaltenealljährlichePublikationen 
Avürden manches Vorurteil, manchen Irrtum bekämpfen. 

Es ist gewiss nicht richtig, wenn man von dem da 
und dort unwirksamen Vollzüge kurzer Strafen in den 
kleinen, meist überfüllten Gerichtsgefängnissen ausgehend, 
verallgemeinert. Die Fortschritte in dem Ausbau der 
Jugendgefängnisse halte ich für weiter gehend als jene in 
den Erziehungsanstalten. Wenn Jugendliche (Zwangs¬ 
zöglinge) sich zum Verbleiben in der Strafanstalt auf 
doppelte Länge der Strafzeit an Stelle der Ablieferung in 
die Erziehungsanstalt bereit erklären, um wöchentlich 
zwei Gottesdienste, zwei Stunden Religions- und acht Stunden 
Schulunterricht, zwei Gesangsstunden — darunter eine zur 
Einübung patriotischer Lieder — zwei Stunden Freiturnen, 
zwei Stunden geometrisches etc.-Zeichnen und Handfertig¬ 
keitsunterricht zur Förderung der eingeleiteten gewerblichen 
Anlehrung weiter geniessen zu können, so spricht das doch 
auch sehr fürdieStrafanstalt. 

Solche Wahrnehmungen stehen nicht vereinzelt. Ich 
g’estatte mir, auf die sehr interessante Schrift: „Die jugend¬ 
lichen Verbrecher im gegenwärtigen und zukünftigen Straf¬ 
recht“ von Professor Dr. Schultze^) S. 36 ff. hinzudeuten. 

Die Einweisung der gemindert zurechnungsfähigen 
Jugendlichen zur Strafvollziehung in Heil- und Pflege-An¬ 
stalten halte ich als durchaus verfehlt, als einen schweren 
Verstoss gegen all die Rücksichten, die nach dem Geiste 
des VE. Jugendlichen zugewendet werden sollen. 

Sollen neben der Vermehrung und Vervollkommnung 
der Erziehungsanstalten in den Heil- und Pflege-Anstalten 
besondere Pavillons für Jugendliche erbaut werden? 

In den Strafanstalten wird eine völlige Trennung der 
gemindert Zurechnungsfähigen von den normalen Ju^nd- 
lichen verlangt. Wie stellt man sich Trennung in Heil- 
und Pflegeanstalten vor? Ist das Zusammensein gemindeit 
zurechnungsfähiger Jugendlicher mit geistesgestörten oder 
gemindert zurechnungsfähigen Erwachsenen nicht in hohem 


Wiesbaden bei J. F. Bergmann 1910. 
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Masse bedenklich ? Warum verlangt schon das- geltende 
Recht (RStG. § 57) Trennung der Jugendlichen von den 
Erwachsenen ? 

Es ist meine Absicht gewiss nicht, auch nur den ge¬ 
ringsten Zweifel in das Wollen der Vorstände der Heil- 
und Pflegeanstalten zu setzen, aber ich muss doch fragen, 
wie ist die Durchführung erziehlicher Verwahrung im 
Geiste des VE. unter Beachtung der geforderten Absonderung 
in diesen Anstalten möglich? 

Bei Fragen von so einschneidender Tragweite ist eine 
rückhaltlose Aussprache geboten: Ich glaube, man kann 
den Heil- und Pflegeanstalten die Trennung der gemindert 
zurechnungsfähigen Jugendlichen von den Erwachsenen im 
Sinne des VE. nicht zumuten,i) ohne bei der perma- 
menten Ueberfüllung dieser Anstalten unhaltbare Zustände 
zu schaffen. Wir würden alle Forderungen der Pädagogen 
und Strafanstaltsbeamten in dem herrschenden und künf¬ 
tigen Gesetze einfach über den Haufen werfen. Wir müssen 
uns doch sagen, dass Jugendliche aus Gesprächen und 
Handlungen von Geisteskranken, die — weil wir eben mit 
Kranken rechnen müssen — nicht verhütet werden 
können, ernstlichen Schaden nehmen müssen. Und dann: 
ist nicht für die Folgezeit der Aufenthalt in der Irren¬ 
anstalt den Jungen ebenso nachteilig, als der in der 
Strafanstalt ? 

Ich bin für Strich des Abs. 2 des § 70 des VE. even¬ 
tuell für Strich der Worte: „Heil- oder Pflegeanstalten.“ 


Die Behandlung der Jugendlichen im Strafgesetz, 
Prozess und Vollzug verdient, wie schon in der Vorbe¬ 
merkung angedeutet, unsere volle Aufmerksamkeit und er¬ 
fordert die volle Hingabe aller berufenen Organe zur För¬ 
derung des Endzieles der Aufgabe: 

Zeitige Rettung der Jugendlichen, wo immer sie er¬ 
reichbar ist, 

dadurch 

Verminderung der Kriminalität der Jugendlichen und 
der Rückfälle. — 

Es gereicht mir zur Freude, durch die Güte des 
kaiserlich japanischen vertragenden Rates im Justizmini¬ 
sterium, Oberstaatsanwaltes in Tokio Herrn Dr. Tanida in 
der Lage zu sein, durch auszugsweise Mitteilung einiger 

Dr. Schnitte a. a. 0. S. 38. 



Bestimmungen aus dem Gesetze über die Gefangenanstälten 
dartun zu können, wie der machtvoll aufstrebende Staat 
Japan in voller Erkenntnis der Bedeutung der Verbrechens¬ 
prophylaxe seinem Lande Vorschriften gegeben hat, die 
erkennen lassen, dass man auch dort dem Strafvollzüge 
an Jugendlichen die ihm gebührende Aufmerksamkeit zu¬ 
gewendet und erkannt hat, dass hier der Hebel einzusetzen 
ist, um den für den Staat wirtschaftlich nachteiligen Rück¬ 
falls verbrechen einen Schutzdamm entgegenzustellen. Ich 
lasse diesen Auszug in der Anlage folgen, nicht zweifelnd, 
dass er in Interessentenkreisen die verdiente Beachtung 
finden wird. LenhariL 


Anlage. 

Erstes Kapitel. 

Allg'(5meine Vorschriften. 

Art. 1. Die Gefangenanstalten in diesem Gesetze sind folgen¬ 
der Art: 

1. Zuchthaus (Choyekikan) wo der zu Zuchthausstrafe Verur¬ 
teilte inhaftiert wird, 

2. Gefängnis (Kinkokan) wo der zu Gefängnis Verurteilte in¬ 
haftiert wird. 

3. Haftanstalt (Koiynkan) wo der Haft-Verurteilte inhaftiert 
wird etc. 

Art. 2. Eine jugendliche Person, die das achtzehnte Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat, und zu einer Zuchthausstrafe über zwei 
Monate verurteilt ist, wird in einer besonderen Gefangenanstalt oder 
in einem besonderen Teil einer Gefangenanstalt, der vom anderen 
Teil abgesondert ist, inhaftiert. 

Die in obigem Absatz bezeichnete Person kann bis zum zwan¬ 
zigsten Lebensjahre oder noch drei Monate darüber hinaus in der¬ 
selben Anstalt oder in demselben Teil fortdauernd inhaftiert werden, 
wenn die Strafzeit bis dahin abläuft. 

Wenn es durch den Zustand der geistigen und körperlichen 
Entwickelung notwendig' erscheint, so können die Bestimmungen der 
obigen zwei Absätze betreffs des Lebensalters nicht in Anwendung* 
kommen. 

Drittes Kapitel. 

Haft. 

Art. 15. Die Gefangenen, mit Ausnahme derjenigen, die durch 
den geistigen und körperlichen Zustand ungeeig'net erscheinen, können 
in die Einzelhaft gebracht werden. 

Art. 16. Bei der Gemeinschaft wird der Haftraum mit Berück¬ 
sichtigung auf die Art der Verbrechen, die ein Gefangener beging, 
auf Persönlichkeit eines Gefangenen, auf die Zahl der wiederholt be¬ 
gangenen Verbrechen eines Gefangenen und auf die Lebensjahre 
eines Gefangenen abgesondert. 
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Gutachten 

Über Frage IL: Die bedingte Strafaussetzung 
(V.E. §§ 38-41). 

Von Dr. Pollitz, Strafanstaltsdirektor, Düsseldorf. 


Die nachfolgenden Ausführungen betrachten die in 
§ 38 des Vorentwurfes zu einem deutschen Strafgesetzbuch 
vorgesehene bedingte Strafaussetzung vorzüglich vom Stand¬ 
punkte der Strafvollzugspraxis und aus den Erfahrungen 
der Kriminalpsychologie, sie verzichten auf rechtsver¬ 
gleichende und rechtsdogmatische Erörterungen. Jene 
haben eine erschöpfende Behandlung in der vergieichencmn 
Darstellung des deutschen und ausländischen Strafrecmts 
durch V. Liszt erfahren, diese sind besonders in (mii 
letzten Jahren so ausgiebig erörtert worden, dass über die 
vorliegende Frage in strafrechtstheoretischer Richtung 
kaum viel Neues hier zu sagen wäre^). Es genügt, darauf 
hinzuweisen, dass, nach einem Worte v. Liszt, „der durch 
das Wohlverhalten des Verurteilten bedingte Straferlass 
sich, wie niemals zuvor ein anderes Rechtsinsütut in 
wenigen Jahren die ganze Kulturwelt erobert hat . 
darf daher getrost behaupten, dass über üen_Wert o ei 
Unwert dieser Massregel im Prinzip keine Diffeienzen 
mehr bestehen. Parlamente und Praktiker der ver¬ 
schiedensten Berufe haben in seltener Einmütigkeit^ sei 
Jahren die b. St. in erster Linie für jugendliche Delin¬ 
quenten gefordert. Nachdem der Vorentwurf zu mnem 
deutschen Strafgesetzbuch, der einen interessanten 
promiss zwischen alten und neuen strafrechtlichen Ideen 
zu schaffen sucht, die b. St. prinzipiell aufgenommen la , 
kann auf eine Diskussion der theoretischen Frage nac 
der Berechtigung des Instituts ohne weiteres verzicütet 


Neuerdings eingehend behandelt von v-Hjppel „Voientwuxf, 
Schulenstreit und Strafzwecke“ i. Z. f. d. g. St. R. W. 30 Bd S 908 
-) Unter den Strafvollzugspraktikern hat 
neuerdings mit beachtlichen Einwänden gegen 
sprechen Dieselben treffen jedoch m. E. mehr die oÄ 

als das Prinzip. (Die moderne Strafrechtstheone und dei birai 

Vollzug. Leipzig 1910. Seite 132). 
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werden. Indem die Verfasser des Entwurfs weiterhin die 
b. St. an Stelle der bisher in Deutschland geübten be¬ 
dingten Begnadigung ann ahmen, haben sie sich auf die 
Seite der grossen Mehrheit derer gestellt, die das Institut 
nicht als einen Gnadenakt, sondern als einen Rechtsakt 
angesehen wissen will, mit anderen Worten, die an Stelle 
einer subjektiven, immerhin willkürlichen Verwaltungspraxis, 
das richterliche Urteil fordert. Aber auch diese lebhaft 
und scharf diskutierte Frage, ob bedingte Begnadigung 
oder bedingte Bestrafung vorzuziehen sei, kann hier mit 
wenigen Worten übergangen werden. Nur soviel mag 
gesagt sein: Wer die bisherigen Erfahrungen, die mit der 
Anwendung der bedingten Begnadigung gemacht wurden, 
zu Grunde legt, der wird anerkennen müssen, dass die 
Staatsanwaltschaften und die in Betracht kommenden Ver¬ 
waltungsbehörden mit grosser Sorgfalt und Liberalität ge¬ 
arbeitet habend). Auch die Mitarbeit der Polizeibehörden 
hat nach unseren Erfahrungen sich in jeder Weise bewährt, 
und die Berichte, die man in den Akten vielfach nieder¬ 
gelegt findet, verraten ein nicht geringes Mass von Ver¬ 
ständnis und Interesse für diese Aufgabe auch bei unteren 
Polizeibeamten. So viel steht aber fest, dass die Ent¬ 
scheidungen einer Verwaltungsbehörde, die übrigens vor 
der Oeffentlichkeit und den Parlamenten jederzeit über 
ihre Prinzipien Rechenschaft ablegen muss, ein viel grösseres 
Mass von Einheitlichkeit in der Durchführung der Mass- 
regel erwarten lassen, als die Urteile der verschiedenen 
Gerichte. Man beachte nur die Differenzen in der Be¬ 
urteilung gerade des jugendlichen Deliktes in den Ent¬ 
scheidungen der Jugendgerichte. Fischer^) hat gezeigt, 
dass diese Gerichte Strafaussetzung und Verweis in einem 
ganz ausserordentlich verschiedenen Umfange anwenden. 
So hatte ein Jugendgericht 2 % Verweise, 16 % Geldstrafen 
und 82 % Freiheitsstrafen, ein anderes dagegen 90 7o Ver¬ 
weise, 5 7o Geldstrafen und nur 5 % Freiheitsstrafen. Es 
scheint daher auch mehr eine Petitio principii zu sein, 
— entsprechend dem Misstrauen, das nun einmal allen 
Verwaltungsbehörden entgegengebracht wird — dass man 
richterliches Urteil-^) statt der „Kabinettsjustiz“ fordert. 

') So auch Reichai dt in Bl. f. Gef.-Kunde 44. Bd. 1. H. S. 24. 

-) Monatsschrift für Kriminalpsychologie 6. Jahrg. 

') Daher auch in der Begründung: „Endlich dürfte die Wirkling 
nicht zu unterschätzen sein, welche die Umkleidung der Massregel 
mit den Garantien der richterlichen Unabhängigkeit auf die B<- 
völkeriing ausübt.“ 
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Allerdings hängt mit dieser Frage, die ja nunmehr zu 
Gunsten der bed. Str. entschieden sein dürfte, auch 
eine andere äusserst wichtige praktische aufs engste zu¬ 
sammen. Bisher wurde die Entscheidung, ob bedingte 
Begnadigung einzutreten habe, meist nachträglich durcli 
Erhebungen verschiedener Art getroffen. Die Vorschrift 
des § 38 fordert aber, dass die Entscheidung über die 
bedingte Strafe sofort im Urteil ausgesprochen werden 
muss. Es wird nun nicht zu verkennen sein, dass trotz 
der in Aussicht stehenden Anwendung voti Jugend¬ 
gerichten und dem ganzen dazu gehörigen Apparat der 
Richter oft vor recht heikle Entscheidungen gestellt wird, 
besonders, wenn es sich um ernstere Erstdelikte handelt. 
Die Unterlagen für die richterliche Entscheidung, zu der 
nicht nur eine richtige Einschätzung der Persönlichkeit 
des Rechtsbrechers, sondern mehr noch die Beurteilung 
des gesamten Milieus gehört, sind in einer Verhandlung 
keineswegs so leicht und erschöpfend beizubringen, wie 
V. Liszt‘) in scharfer Ablehnung jedes gegnerischen Stand¬ 
punktes annimmt. 

Allen diesen mehr formalen Bedenken gegenüber 
muss aber der Strafvollzugspraktiker den eminenten Fort¬ 
schritt anerkennen, den eine breite, nicht durch allzu ängst¬ 
liche theoretische Bedenken beschränkte Ausgestaltung des 
Prinzips der bed. St. in das Strafrecht zu bringen geeignet 
ist. Es muss eine der wesentlichsten Aufgaben der zu¬ 
künftigen Kriminalpolitik sein, die Strafmittel des Staates 
mit Vorsicht und Oekonomie anzuwendeii und damit gleich¬ 
zeitig die gen er alprävenierende Wirkung; der Strafe zu 
verstärken. Ganz besonders muss dies für die — nicht 
nur für den Rechtsbrecher selbst, sondern auch für seine 
Familie und in Aveiterer Konsequenz für seine Volks¬ 
genossen — A^erhängnisvollste Strafe, die Freiheits- 
strafe gelten. Die Summe an ideellen und materiellen 
Schäden und Nachteilen, die für die grosse Menge der Be¬ 
straften aus der Freiheitsstrafe entspringen, tritt dem 
Strafvollzugsbeamten in ganz besonders markanter Weise 
vor Augen: Verlust der Arbeitsgelegenheit, Notlage der 
Familie, Armenunterstützung, Schulden und Verpfändung 
des kleinen Besitzes sind nur die nächstliegenden selbst¬ 
verständlichen Folgen gerade der kurzen Freiheitsstrafen. 
Fällt die Verbüssung dieser in die Zeit günstiger Arbeitskon- 

1. c. Seite 60. 
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junktur und die Entlassung in die Zeit des Ar.beitsmangels, 
so wächst die Notlage, und die strafrechtlichen Folgen 
einer geringfügigen Affekthandlung, (einer Widerstands¬ 
leistung, eines Hausfriedensbruchs) stehen in keinem Ver¬ 
hältnis zur Schwere des Delikts. Es ist Zeit, dass wir 
einsehen, dass die sozialen Interessen des Bestraften gegen¬ 
über dem starren Prinzip der Legalität und einer oft 
engherzigen Judikatur eine grössere Berücksichtigung ver¬ 
dienen. Wenn der Dieb eines Betrages von 1,50 Mark 
wochenlang in Untersuchungshaft gehalten wird, um end¬ 
lich seine Strafe auf diese verrechnet zu sehen, oder wenn 
die Entwendung eines alten Ai’beitsrockes seitens eines 
Arbeitskollegen gegenüber dem Genossen zu wochenlanger 
Untersuchungshaft und kurzer Strafe führt, so wird auch 
der strengste Anhänger der klassischen Strafrechtstheorie 
zugeben müssen, dass hier — um mit Wach zu reden -- 
„der Sieg der Formel und der Doktrin über den wahren 
Lebensw’^ert“ erzielt ist. Es kann billigerweise nicht be¬ 
stritten werden, dass das scharfe Strafmittel der Freiheits¬ 
strafe allmählich eine ungebührliche Ausdehnung erhalten 
hat und einen erschreckend grossen Anteil der Bevölkerung 
mit dem Gefängnis in Berührung bringt. Die Folge aber 
dieses Uebermasses von Freiheitsstrafen ist eine bedenk¬ 
liche Verminderung ihrer abschreckenden Wirkung.^) 

In ganz systematischer Weise hat der Vorentwurf 
diesen allgemein anerkannten Nachteilen der Bagatell¬ 
strafen entgegenzuwdrken gesucht. Hierher gehört die 
fakultative Straffreiheit bei besonders leichten Fällen, § 83, 
die Zulässigkeit des Verweises auch bei Erwachsenen, die 
Ausgestaltung der Geldstrafe und ihre ratenweise Ab¬ 
tragung und als letzte wichtigste Massregel die bedingte 
Strafaussetzung. 

Kommen die ersteren Massregeln im Prinzip vorzüg¬ 
lich bei Delikten von sehr geringer strafrechtlicher Be¬ 
deutung und unbedeutendem Schaden in Frage, so ist der 
letzteren durch Fassung des Entwurfs ein bestimmtes, mit 
Vorsicht umgrenztes, Anwendungsgebiet gesichert. Aller¬ 
dings entspricht eine allzu breite Ausgestaltung der bed. 
St. keineswegs der Meinung der Verfasser. Man darf 
aber hoffen, dass mit dem mehr und mehr zunnehmenden 
Interesse für kriminalpsychologische und soziologische 

') Treffend sagt Berenger (M. d. I. K. V. 10 Bd. pag. 309: 

/f]iniiinun de penalite produisant le maximiuji d*iiiiiniidatitm. 
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Fragen die Richter nicht nur bei jugendlichen, sondern 
auch bei erwachsenen Rechtsbrechern von den Bestimmungen 
des‘' Gesetzes einen entsprechenden Gebrauch machen 
werden, denn die „instruktionelle“ Weisung an den Richter 
im § 38 hat praktisch keine bindende Bedeutung. So 
wertvoll und allgemein anerkannt die bed. St. für 
jugendliche Elemente ist, denen man die Berührung mit dem 
Gefängnis bei geringfügigen Delikten mit Recht erspa^n 
wird, so wird man nie verkennen dürfen, dass gerade bei 
einer grösseren Zahl von Delikten erwachsener Personen 
die Strafverbüssung in sehr vielen Fällen von viel schwei- 
wiegenderen Folgen ist, als bei dem stets ohne Faimlie, 
oft erst im Lehrlingsverhältnis stehenden Jugendlichen. 
Hier bleibt der Anwendung des Gesetzes ein weites G^iet 
Vorbehalten. Es ist auch ohne weiteres anzunehmen, dass 
bei der Gruppe von Erwachsenen, die vorzüglich in Frage 
kommt, Personen, die als Zufallsverbrecher ausnahmsweise 
und unter Verkettung besonderer Umstände mit d^em btrat- 
gesetze in Konflikt gekommen sind, die fortbest^ende An¬ 
drohung der verhängten, aber nicht verbüssten Stiafe von 
entschieden stärkerer psychologischer Zwangswirkung sein 
wird, als bei dem Jugendlichen, der seinem ganzen Den^n 
nach eher zu einer leichteren und gleichgiltigeren Au - 


fassung seiner Lage neigen wird. 

Wer eine grosse Anzahl der jugendlichen Delinquenten 
kennen gelernt hat, den Motiven ihrer Straftaten nacige 
und ihre Lebensführung analysiert, findet nicht wenige, 
bei denen die verbrecherische Handlung nicht dem Zurall, 
der Not des Lebens oder einer schwierigen Lebenslage, 
als vielmehr kriminellen Tendenzen entspringt, die Aron 


äusserst übler Vorbedeutung sind. . 

Geht man von dem oben erw^ähnten Pnnzip aus, so 
wird man das Anwendungsgebiet der bed. St. fui 
sehr geringer Strafbarkeit und unbedeutenden a i 
kaum in Anspruch nehmen. Für ^ ' 

handlunsen hat der Entwurf mit Recht die fakultot.ve 
Straffreiheit und den Verweis vorgesehen. Zu lesen 
rechnen die falsche uneidliche Aussage des § , 

Misshandlung § 227, die Beleidigung § 2ö9, das anberech¬ 
tigte Fischen § 296 und als wuchtigstes die Unterschlagung 
und der Diebstahl § 272. Sie gilt aber 
und Hehlerei § 276, — obgleich bei ersterem Delikt nach dei 

gegenwärtigen weiten Fassung der 3vit 

und der Judikatur Verbotenes und Erlaubtes oft rectit 
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nahe neben einander stehen und vielfach der angerichtete 
Schaden äusserst gering ist, — ferner für die Sachbeschädigung 
§ 289 und der Hausfriedensbruch § 242, Delikte, die grade 
in den unteren Bevölkerungskreisen in Folge der Wohnungs¬ 
verhältnisse ausserordentlich verbreitet sind und aus den 
Schwierigkeiten des engen Zusamnaenlebens mit seiner 
steten Reibungsfläche, der verbreiteten Neigung zum 
Denunzieren und Prozessieren zu erklären sind^). Schliess¬ 
lich ist noch des Widerstandes gegen die Staatsgewalt zu 
gedenken, bei dem ebenfalls eine fakultative Straffreiheit 
nicht zugelassen ist. Man wird mit Recht gerade diesen 
Rohheitsdelikten gegenüber an sich ein scharfes Anziehen 
der Strafbestimmungen im Interesse der öffentlichen Ord¬ 
nung für w'ünschenswert halten, immerhin zeigt die täg¬ 
liche Gefängniserfahrung, dass eine grosse Anzahl dieser 
Strafhandlungen äusserst gering zu bewerten ist. 

Als zweite Massregel, die Freiheitsstrafen, besonders 
solche von kurzer Dauer, einzuschränken, ist vielfach eine 
weitere Ausgestaltung der Geldstrafe empfohlen worden, 
und der Vorentwurf hat dem in bestimmter Richtung Rech¬ 
nung getragen. Es wird jedoch kaum gelingen, die Schwierig¬ 
keiten zu beseitigen, die ihrer Anwendung gerade bei den 
Bevölkerungskreisen im Wege steht, die hier vielfach in 
Frage kommen. Ich verweise in dieser Hinsicht auf die 
umfangreichen Ausführungen von R o s e n f e 1 d^) und Go.ld- 
schmid^), die diese Frage in erschöpfender Weise be¬ 
handelt haben. Nur soviel sei gesagt, dass der einzig mög¬ 
liche Ersatz für die uneinbringliche Geldstrafe immer wieder 
die Freiheitsstrafe in irgend einer Form bleiben wird, falls 
man nicht, wie dies gleichfalls vorgeschlagen worden ist, 
auf die Strafe gänzlich verzichtet.^) Versagt daher das 

Diese Delikte umfassen etwa 25 000 bezw. 22 000 Straffälle 
im Jahre und bilden eine für die mittleren Altersklassen und gerade 
bei Verheirateten besonders häufige Strafhandlung. Es sind wegen 
Hausfriedensbruchs bestraft: ledige Männer im Alter von 25—30 Jahre 
2767, verheiratete 1964; Frauen 85 :204, wegen Sachbeschädigung 
Männer 1931:1115 und Frauen Ö3 :106. Geben diese Zahlen auch 
nicht den wirklichen Anteil beider Kategorien an diesen Delikten, 
so zeigen sie immerhin die starke Beteiligung gerade des verheirateten 
Elementes der Bevölkerung an diesem spezifischen Delikte eines meist 
auf engen Wohnraum zusanmiengedrängten Proletariats. 

-) R o senf el d , M. d. I. K. V. 3. Jahrg. Daselbst auch Dis¬ 
kussion über das Thema. 

Goldschmidt, Vergl. Darst. 4. Bd. Allgem. Teil. 

Auch in einer so wohlsituierten Bevölkerung, wie derjenigen 
der Stadt Düsseldorf, bleiben von den geringen Polizeistrafen etwa 
27 % uneinbringlich und müssen durch subsidiäre Freiheitsstrafen er- 
s('tzt werden. 
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Strafmittel der Geldstrafe in Folge der sozialen und öko¬ 
nomischen Lage der von ihr betroffenen Bevölkerungs¬ 
kreise, so bleibt eben für die grosse Menge gelegentlicher 
und zufälliger Straftaten immer nur die Freiheitsstrafe als 
Strafmittel übrig. 

Hier kann die bed. St. nicht nur bei Jugendlichen, 
sondern gerade auch bei Erwachsenen einen Ausgleich 
schaffen. Die Erfahrungen, die in den verschiedenen Län¬ 
dern mit dieser Institution gemacht wurden, können nur 
als gut bezeichnet werden. Es mag hier genügen, auf 
einige wenige wertvollere Untersuchungen neuerer Zeit 
einzugehen. Leider fehlt in Deutschland eine Statistik, 
die uns über den Dauerfolg, den die bed. Begn. bisher 
gehabt hat, belehrt und insbesondere zeigen könnte, ob 
sich die Begünstigten auch weiterhin über die Zeit der 
Bewährungsfrist straffrei gehalten haben und dauernd zu 
einer sozialen Lebensführung gelangt sind. Unsere stati¬ 
stischen Unterlagen zeigen uns nur, dass von den bewilligten 
Strafaussetzungen in den deutschen Bundesstaaten etwa 
zwischen 60 bis 90 % zur vollen Begnadigung führten und 
dass diese Vergünstigung in den einzelnen Staaten in sehr 
verschiedener Ausdehnung — von 9 7o Schaumburg), 
31 7o (in Preussen) bis 41 \ (in Bayern) auf 100 wegen 
Verbrechen und Vergehen bestrafte Jugendliche — zur 
Anwendung gelangt. 

Mit Recht weist vonEngelberg, dem wir diese Zahlen 
entnehmen, darauf hin, dass die Höhe der bewährten Fälle 
abhängig ist von der Länge der Bewährungsfristen und 
der Häufigkeit, mit der die bedingte Begnadigung ange¬ 
wendet wurde.^) Von besonderem Interesse sind statistische 
Feststellungen aus anderen Ländern, in denen die bed. 
St. seit längerer Zeit in breitestem Masse besteht. Eine 
solche Untersuchungsreihe liegt neuerdings aus Frankreich 
vor^j. Dort hiit das Berenger’sche Gesetz vom Jahre 189U) 

*) Beurlaubung und Straffreiheit auf Wohlverhalten in Baden 
M. f. K. Psych., 5. Jahrg. 

’■) Revtte penitentiaire et de droit penal. 1909, pag. 981. 

**) Der Wortlaut des französischen Gesetzes mag hier seines 
besonderen Interesses wegen mitg'eteilt werden. (Mitteilung d. I. Iv. \ 

3. Jahrg., Seite 117). - v 

Art. 1. -»En cas de cottdamnalion d l’emprison 7 icment oh a l amenae, 
si l’iticjilpc n’a pas subi de condamnatio 7 t a 7 tterieHre, ä la prtsoTt poitr crime 
on dein de droit co77im7m, les cours ou tribnnanx peuve 7 it ordo 7 iner, par le 
meine jHge7ne7it et par decision 77iotivee, qn’ilscra sursis ä l execntioii de la petne. 

Si pendant le delai de ciitq ans d dater du ;uge7nent ou de / arret, 
le co 7 idamne n’a encourn aitcune poursuite suivie de condanmation d l e 7 npri- 

Blättei' tüf Gefyngniskuiule. XI.I\ . 11 
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die Condamnation conditionelle in einem viel weiteren 
Rahmen zugelassen, als der deutsche Vorentwurf vorsieht. 
Die Probezeit beträgt 5 Jahre. Es zeigte sich bei der 
Prüfung der Strafregister eines Arrondissements, dass bei 
5441 Strafaussetzungen 1015 Rückfälle mit Revokationen 
eintraten (18,6 % — bei genauer Umrechnung richtiger 
20,77 7o —)• Diese Ziffer stimmt mit der wenig höheren 
der belgischen Statistik tiberein. Dabei treten die Rück¬ 
fälle in 717o aller Revokationen in den beiden ersten 
Jahren nach der Verurteilung ein, eine längst bekannte 
kriminalistische Erfahrung. Ferner fallen 45 ®/o der Rück¬ 
fälle den Minorennen bis zu 20 Jahren zur Last. Ebenso 
ergeben aber auch die absoluten Zahlen, dass die Jugend¬ 
lichen mit 55,56 °/o Revokationen das ungünstigere Element 
bildeten. Der französische Berichterstatter gelangt daher 
zu einem für die Beurteilung der Frage äusserst wertvollen 
Ergebnis, das er, wie folgt, formuliert: „1. Die Mehrheit 
der Rückfälle tritt in den ersten zwei Jahren ein, die Probe¬ 
zeit von fünf Jahren ist ausreichend; 2. wird die Strafe 
für leichtere Delikte accidentellen Charakters ausge 
sprechen, so sind Rückfälle selten; ungünstig sind dagegen 
die Ergebnisse bei der Criminalite courante: bei Diebstahl, 
Betrug, Vagabondage, besonders, wenn die suspendierten 
Strafen kurz sind. Bei den Minderjährigen ist das Resultat 
T>presque nuh. Es würde gut sein, für diese Kategorien 
von Delinquenten besondere Ueberwachungsmassregeln zu 
schaffen.“ 

Aus diesen französischen Erfahrungen wird man 
manche für unsere zukünftige Gesetzgebung wertvolle 
Schlüsse ziehen dürfen. Von vorneherein zeigt sich auch 
hier, dass gerade bei dem älteren, zufällig entgleisten Rechts¬ 
brecher die bed. Str. die besten Erfolge zeitigt. Rechnet 
man dazu den ideellen Wert, der durch Aufrechterhal¬ 
tung von Existenz, Familie und Selbständigkeit gleich¬ 
zeitig erreicht wird, und den doch nicht ganz zu 
unterschätzenden ökonomischen Vorteil, den die Erspar¬ 
nisse zahlreicher kleiner Strafen^ für die Staatskasse mit 

sonnement ou ä une peine plus grave pour crinie ott delit de droit commtaiy 
la condamnation sera comme non avenue, 

Dans le cas contraire^ la premiere peine sera d*ahord executee sans 
qiceile puisse se co7tfondre avec la seconde<c. 

Der Text des älteren, vielfach vorbildlichen, belgischen Gesetzes 
ist bei V. Liszt, „Vergl. Darstellung^ abgedruckt. 

M 25aller Gefängnisstrafen bleiben unter 3 Monaten. 



sich bringt, so wird man mit einiger Berechtigung wohl 
fordern dürfen, dass Jugendliche und Erwachsene im Gesetz 
und in der Praxis gleich behandelt werdeni). Die be¬ 
sondere Berücksichtigung des jugendlichen Alters hat sicher 
in einem begrenzten Masse seine Berechtigung. Man 
schätzt mit Recht das jugendliche Denkvermögen, die 
Kritik und Fähigkeit der Ueberlegung geringer ein, als 
das des Erwachsenen, aber inan sollte dabei nicht ver¬ 
gessen, dass der sozialen Lebensführung des letzteren, 
wenn die Höhe des Lebens überschritten ist, mit der Ver¬ 
schlechterung der Erwerbsverhnltnisse und der mangelnden 
Arbeitsfähigkeit nicht geringere Gefahren drohen. Besonders 
bedarf aber das Greisenalter mit seinem nicht immer scharf 
hervortretenden geistigen Rückgänge der gleichen Berück¬ 
sichtigung, wie das jugendliche Alter. Ebenso wird sie 
manchen harmlosen, geistig minderw'ertigen Elementen so¬ 
wie Frauen, die unter den Wirkungen gewisser seelischer 
und körperlicher Einflüsse, wie Gravidität oder starker 
Menstruation, delinquiert haben, zu statten kommen. 

Wird man in dieser Weise eine nicht allzu ängstliche 
Anwendung des Gesetzes fordern, so wird man um so 
eher den Einschränkungen zustimmen können, die der 
Vorentwurf als Garantien gegen einen Missbrauch auf¬ 
gestellt hat. Tatsächlich kann die Vergünstigung des Ge¬ 
setzes, nachdem die Mindeststrafmasse im Vorentwurf viel¬ 
fach herabgesetzt worden sind und dem jugendlichen Rechts¬ 
brecher unter Anwendung der Vorschriften des § 69 
bezw. 76 noch weitere Strafmilderung gewährt ist, bei fast 
allen Delikten in Frage kommen. Dass die schwersten Ver¬ 
brechen, wie Mord und Königsinord, ausgeschlossen bleiben, 
bedarf keiner Erörterung. Bei änderen schw’^eren Ver¬ 
brechen, wie Totschlag, Notzucht, Sittlichkeitsverbrechen, 
Kindstötung, bildet allerdings das 18. Lebensjahr eine 
scharfe Grenze für die Zulässigkeit der bed. St., da in 
allen diesen Fällen die Miniinalstrafe 6 Monate beträgt 
und damit die Anwendung des Gesetzes ohne weiteres 
ausschliesst. Allerdings besteht die Gefahr, dass der Richter 
auch bei ernsteren Delikten, um einem Jugendlichen die 
Vergünstigung des § 38 gewähren zu können, eine Strafe 
unter 6 Monaten verhängen wird, der dann mit Rücksicht 

q So V. Hippel 1. c. „Das Anwendungsgebiet dev bedingten 
Verurteilung ist ein begrenztes. Innerhalb dieser Grenzen ist sie 
keineswegs vorwieg*end -für Jug’endliche, sondern gerade auch für 
Erwachsene geeignet.“ 



auf die Persönlichkeit des Täters nicht die genügende 
hemmende Wirkung zukommt. Es erscheint daher 
auch hier richtiger, eine differentielle Be¬ 
handlung der Altersstufen vorzuziehen , in 
der Weise, dass für den Jugendlichen Strafen 
bis zu 2 Jahren, für den Erwachsenen dagegen 
bis zu 6 Monaten die Grenze bilden. Viel¬ 
leicht würde die heute viel beklagte Sehnsucht vieler Für- 
sorgezöglinge, die Erziehungsanstalt mit dem Gefängnis zu 
vertauschen,, weniger stark hervortreten, wenn eine lange 
ernste Strafe als Aequivalent für diesen Wechsel dahinter 
stände. Andererseits wird die scharfe Altersgrenze nicht 
selten zu Härten führen. — Ich denke dabei nicht nur an 
die Kindstötung des mangelhaft entwickelten, unerfahrenen 
18jährigen Mädchens, sondern auch an die nicht seltenen Sitt¬ 
lichkeitsdelikte (Betastungsdelikte) der Greise. — Will man 
daher dem § 38 keine weitere Fassung auch für die höhere 
Altersstufe geben, die nicht zu befürworten ist, so bleibt 
nur der eine Weg, für einzelne dieser Delikte die Minimal¬ 
strafe unter 6 Monate herabzusetzen. Allerdings kommen 
dem Altersschwachsinnigen gegebenenfalls die Bestimmungen 
der §§ 63 und 65 zugute, unter Umständen mit den Kon¬ 
sequenzen einer zwangsweisen Internierung in einer Heil- 
und Pflegeanstalt, falls das Gericht den geistigen Rück¬ 
gang so hoch bewertet, dass er besonderer Berücksichtigung 
bedarf. Wenn man von allen diesen Erw’^ägungen spezieller 
Natur absieht, so wird man einer zeitlichen Begrenzung, 
die der Vorentwurf in der Anwendung der bed. St. vorsieht, 
schon im Interesse einer planmässigen und — soweit in 
richterlichen Dingen überhaupt möglich — gleichmässigen 
Durchführung der Gesetzesvorschrift hur zustimmen können. 

Neben der zeitlichen Beschränkung auf bestimmte 
Strafgrenzen und auf nicht mit Freiheitsstrafen bereits 
vorbestrafte Personen enthält der Entwurf eine Reihe 
Bestimmungen über die Bedingungen, unter denen sich der 
Bestrafte den „Erlass der Strafe verdienen“ kann, ln 
negativer Hinsicht interessiert, dass die Gesetzgeber aus¬ 
drücklich auf eine zwangsweise Unterstellung unter Schutz¬ 
aufsicht verzichtet haben. Diese Bestimmung dürfte in 
erster Linie Gegenstand mancher Kontroversen werden. 
Es ist sicher, dass man sich neuerdings vielfach von der 
Unterstellung unter eine besondere Fürsorge ganz besondere 
Besserungserfolge bei kriminellen Elementen verspricht. 
Die weit verbreitete Bewunderung ' des amerikanischen 



Frobationsystems, dessen Erfolge bisher mir sehr mangelhaft 
nachgewiesen sind, hat viel zur Popularisierung dieses Ge¬ 
dankens beigetrageiF), obgleich gerade dieses amerikanische 
System wenigstens in einer Reihe von Staaten in Folge der 
starken Anlehnung des Prohation-Officers an die Polizei¬ 
behörden allzu bedenkliche Aehnlichkeitmit der nun glücklich 
beseitigten Polizeiaufsicht zu haben scheint. Nun wird kein 
Praktiker des Strafvollzugs den grossen Vorteil verkennen, 
den eine aus Nächstenliebe und Mitgefühl gewährte Hilfe 
vorzüglich alleinstehenden oder verwahrlosten Jugendlichen 
bei ihrem wenig gefestigten Charakter und der' Menge von 
Gefahren, die das Leben gerade dieser Alterstufe bereitet, 
zu schaffen geeignet ist. Ganz anders liegt aber die Sache 
bei Erwachsenen. Bei diesen erscheint es recht fraglich, 
ob eine solche ernste, intensive Fürsorge unter den nun einmal 
vorhandenen sozialen Verhältnissen in vielen Fällen wirk¬ 
lich durchführbar sein wird, ohne zu einer bedenklichen 
Abhängigkeit des Ueberwachten von seinem Fürsorger zu 
führen, der in jedem Widerspruch gegen seine vielleicht gut 
gemeinten Anordnungen leicht die Kriterien der „schlechten 
Führung“ sehen wird. Mit Recht hat daher besonders 
E b e r m a y e r-) darauf hingewiesen, „dass eine unzweck¬ 
mässige Handhabung der Aufsicht — etwa in Form der 
bisherigen Polizeiaufsicht — den Verurteilten schwer schä¬ 
digen würde“. Ebenso hat die Begründung treffend betont, 
dass unter Umständen das Schwergewicht einer zwangs¬ 
weisen Aufsicht oder Fürsorge für das Fortkommen be¬ 
denklicher wirken wird, als die ausgesetzte kurze Freiheits¬ 
strafe. In der weitaus grössten Zahl der Fälle, in der es 
.sich im Prinzip um bisher unbescholtene, gut beleumundete 
Personen handeln wird, würde eine solche 2 bis 5 Jahre 
dauernde „Kontrolle“ in gar keinem Verhältnis zur Gering- 


') Oonf. „Die erschöpfende Darstellung“ von M. Leder(*r, 
„Der gegenwärtige Stand des probation systfm in den Vereinigten 
Staaten“ Zeitschrift f, d. ges. Str. R. Wissensch. 28. Bd. 

Die Bewährungsfristen sind in Amerika häufig recht kur/., z. B. 
iin Staate Newyork 8 Monate bis ein Jahr höchstens. Bei Erwacliseiien 
ist Suspension of the sentence möglich bei allen Strafen bis zu 10 Jahren. 
Die Probationsbeamten sind meist bezahlte Organe, von <lenen in 
einzelnen Staaten ein Verwaltungsexamen verlangt wird. 

Freudenthal (Amerikanische Kriminalpolitik Z. f. d. ges. 
Str. R. W. 27. Bd.) betont, dass der Probation - Officer „polizeiliche 
Tätigkeit vor der flauptverhandlung* mit der des Staatsanwaltes in 
ihr imd der des Pflegers nach ilir veieinige“. 

■■’) Deutsche .Juristenzeitnng 1010. 
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füg’Igkeit eines ersten Deliktes stehen. Der Standpunkt 
Krohne’s, der sich sehr entschieden für das Probations- 
system ausgesprochen hatO, setzt voraus, dass die Ver¬ 
günstigung des §38 in ebenso unumschränkter Weise auch 
bei schweren Delikten mit langen Strafen gewährt wird, 
wie etwa im französischen Gesetz oder in manchen ameri¬ 
kanischen Staaten. Krohne verlangt, „dass der Strafauf¬ 
schub nur denen gewährt werde, welche eine achtbare 
Persönlichkeit aufweisen können, die sich dem Richter 
gegenüber verpflichtet, das Leben des Verurteilten zu 
überwachen, um davon dem Richter in regelmässigen Zeit¬ 
abschnitten Kenntnis zu geben. Hat der Verurteilte unter 
seiner Verwandtschaft oder Bekanntschaft keine solche 
Persönlichkeit, so wäre es Sache der Fürsorgeorgane eine 
solche zu stellen“. Nun ist ohne Zweifel, wie oben bereits 
betont, bei jugendlichen Elementen eine solche Ueberwachung 
in vielen — vielleicht den meisten — Fällen nicht nur 
notwendig, sondern oft direkt eine Wohltat in den Händen 
geeigneter Fürsorger. Man würde daher alle diese Inter¬ 
essen und Gegensätze verringern und überwinden können, 
wenn man dem Schlussabsatze des.§ 39 folgende Fassung 
geben würde; „Die Strafaussetzung soll hauptsächlich 
jugendlichen Verurteilten, kann jedoch auch erwachsenen 
Personen gewährt werden. Bei Jugendlichen kann das 
Gericht die bed. St. von der Unterstellung unter ein 
Fürsorgeorgan abhängig machen. Mit dem 21. Lebens¬ 
jahre fällt die Fürsorge fort.“ Diese letztere Bestimmung 
soll den volljährigen, etwa zum Militärdienst einberufenen 
und der Aufsicht militärischer Vorgesetzter unterstellten 
jungen Menschen von einer weiteren, ihm nunmehr pein¬ 
lichen Ueberwachung frei machen und auf sich selbst 
stellen. 

Ueber die Dauer der Bewährungszeit dürfte kaum eine 
ernstliche Meinungsverschiedenheit herrschen. Ob nicht 
bei erwachsenen Personen, deren Vergehen von geringer 
Bedeutung oder bei denen der ahgerichtete Schaden sehr 
gering wertig ist, mit einer einjährigen Bewährungsfrist aus¬ 
zukommen wäre, erscheint der Erwägung wert; anderer¬ 
seits wird ein Höchstmass von fünf Jahren bei ernsten 
Delikten, besonders wenn die Strafe nur unter Zubilligung 
mildernder Umständen unter dem Grenzmass von sechs 
]\Ionaten geblieben ist, im Interesse eines psychologischen 

') Referat für den 29. deut.sclien .Juristentag. 
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Zwanges und der Erweckung und Erhaltung von Hemmungs- 
vörstellungen besonders bei jüngeren Elementen dringend 
geboten sein. Handelt es sich um grössere Diebstähle, 
Einbrüche, Unterschlagungen grösserer Summen u. dgl. ernste 
Straftaten, so kann nur in einer längeren Bewährungszeit 
ein Aequivalent für die gewährte Vergünstigung erblickt 
werden. Wenn nun auch eine grössere Zahl dieser jüngeren 
Elemente in die Erziehungsanstalten gelangen wird und 
damit für eine Reihe von Jahren einer strengen Ueber- 
wachung ihrer Lebensführung unterliegt, so bleibt doch 
für einen nennenswerten Teil nur die Androhung der ver¬ 
hängten Strafe als hemmender Faktor gegen verbrecherische 
Impulse und drohende Verführung. Wo diese stete An¬ 
drohung mit einer allerdings meist sehr kurzen Strafe stark 
genug sein wird, die Widerstandskraft zu vermehren, wird 
die längere Bewährungsfrist gute Dienste tun und den von 
der Strafverbüssung verschonten zu einer geordneten 
I..ebensführung erziehen und wenigstens für die meist ge¬ 
fährdeten Jahre nach der Straftat zu einem vorsichtigen 
Verhalten anhaltcn. 

Der CTesetzentwurf hat sich aber mit einer straffreien 
Führung innerhalb der Bewährungsfrist nicht begnügt, und 
nicht nur das negative Kriterium der dauernden Straffrei¬ 
heit während der Bewährungszeit^ sondern auch das posi¬ 
tive der guten Führung aufgestellt. In der Begründung 
ist das Bedenkliche treffend hervorgehoben, das eine aus¬ 
schliessliche Beschränkung auf das erste Moment unter 
Umständen enthält. Man wird sich genug Fälle vorstellen 
können, in denen eine höchst tadelnswerte Lebensführung 
wie Trunksucht, Vernachlässigung und Misshandlung der 
Familie, Verkehr in Dirnenkreisen u. a. m. allen Anlass 
geben müsste, dem bed. Straffreien auch ohne neue Straftat 
die Vergünstigung der Strafaussetzung zu entziehen. Auf 
der anderen Seite ist nicht zu vergessen, dass die hiei' 
gebrauchten Begriffe so ausserordentlich biegsam und 
unsicher sind, dass sie allzu leicht mit sozialem, kirchlichem 
und politischem Wohlverhalten indentifiziert werden können 
und entweder zu einer einseitigen Beurteilung oder zu 
einer wenig erfreulichen Heuchelei Anlass geben werden. 
Mit Recht hat E b e r m a y e r auf den Fundamentalsatz 
alles staatlichen Strafrechts" und Strafvollzuges hingewiesen, 
„dass von dem Verurteilten keine Besserung im Sinne 
moralischer Umkehr, sondern im Sinne der Unterwerfung 
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unter die Gebote der Rechtsordnung“ gefordert werdet) 
Ebenso ablehnend verhält sich übrigens v. Lilienthal 
gegenüber dem allzu unbestimmten Begriff der guten 
Führung.2) Auf ein anderes Bedenken mag noch hinge¬ 
wiesen sein. Die Feststellung guter oder schlechter Füh¬ 
rung wird endweder durch polizeiliche Erhebungen statt¬ 
finden oder durch Vernehmung vertrauenswürdiger Personen; 
oft aber wird dem Gericht bezw. dem Staatsanwalt die 
Kenntnis über bedenkliche Vorgänge zuerst auf dem Wege 
der Denunziation zugehen. Es kann nicht ausbleiben, dass 
damit leicht ein inquisitorisches Moment für die nach § 40 
dem Gericht zukommende Anordnung über die endgültige 
Vollstreckung der Strafe wirksam werden kann, das aus 
den oben angeführten Gründen nicht unbedenklich er¬ 
scheint, wenn auch dem Bestraften die durch § 490 d. St.P.O. 
gewährten Rechtsmittel zur Seite stehen. Auch hier er¬ 
scheint es daher ratsam. Erwachsene und Jugendliche 
verschieden zu behandeln. Es wäre unvernünRig, dem 
diebischen Dienstmädchen seine Strafe nach 2 Jahren zu 
schenken, nachdem es in der Bewährungszeit unredlich 
und faul gewesen und in keiner Stelle ausgehalten hat 
oder heimlicher Unzucht nachgegangen ist, und was dergl. 
Fälle mehr sind. Gerade dem Jugendlichen gegenüber, 
den die heutige Gesetzgebung und die sie beeinflussenden 
Bestrebungen aller Art bis an die Grenze des Zulässigen 
berücksichtigt und bevorzugt, bedarf es d^^her auch be¬ 
sonderer Vorsicht, wenn diese Jugendgesetzgebung nicht 
schliesslich mit einer grossen Enttäuschung enden soll. 
An sich kann ja gegen eine solche differentielle Behand¬ 
lung von Jugendlichen und Erwachsenen, die der Gesetz¬ 
gebung seit langem geläufig ist, nichts eingewendet werden. 
Man wird daher dem § 40, Abs. 3 eine entsprechende 
Fassung geben, etwa: Hat, abgesehen von einer neuen 
Bestrafung, ein im jugendlichen Alter stehender Verurteilter 
sich während der Strafaussetzung schlecht geführt, so 
ordnet usw. Damit wird die Bestimmung auf Jugendliche 
beschränkt und bleibt auch über das 18. Lebensjahr bis 
zum Ablauf der Bewährungsfrist wirksam bei allen denen, 
die im früheren Alter der bed. St. teilhaftig wurden. Zu¬ 
gleich wird ein gewisser Konnex mit den oben vorge¬ 
schlagenen Fiirsorgebestrebungen für Jugendliche erzielt, 
indem die Ftirsorgeorgane bis zum 21. Lebensjahre jeder- 
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zeit durch Nachweis der schlechten Führung ihres Zög¬ 
lings den Fortfall der Strafaussetzung in Vorschlag bringen 
können. Die Vorschriften des § 41 geben zu weiteren 
Erörterungen keinen Anlass; sie entsprechen der oben 
bereits kurz berührten Erfahrung, dass eine nennenswerte 
Zahl der Geldstrafen stets uneinbringlich bleiben wird. 

Wir rekapitulieren unsere Vorschläge dahin: 

„Breite Ausgestaltung des Instituts der' bed. 8t. bei 
Erstbestraften zur Verminderung der Freiheitsstrafen über¬ 
haupt, keine prinzipielle differentielle Behandlung Jugend¬ 
licher und Erwachsener in der Häufigkeit der Anwendung 
des Gesetzes, aber fakultative Zulässigkeit einer Unter¬ 
stellung unter Fürsorge bei Jugendlichen und Beseitigung 
der Bestimmung über schlechte Führung im § 40 für Er¬ 
wachsene. Der Begrenzung auf Erstbestrafte ist zuzustimmen: 
die Strafgrenze bilden bei Jugendlichen Strafen bis zu 
2 Jahren, bei Erwachsenen bis zu 6 Monate. Der Erwägung 
wert erscheint eine Herc\bsetzung der Minimalstrafen bei 
einigen häufigeren Gelegenheitsdelikten. 
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Gutachten 

zu %% 38—41 des Vorentwurfs zum Strafgesetzbuch. 

Von Strafanstaltsdirektor Dr. Leonhard (Wohlau). 


Das wohlbegründete Bestreben, die Zahl der Strafen 
zu vermindern, hat aus praktischen wie aus logischen 
Gründen zwischen Tat und Urteil, nicht zwischen Urteil 
und Vollzug einzusetzen. Vermeidung jedes Rigorismus m 
der Feststellung von Straftatbeständen, Milderung (mcht 
Aufhebung) des Anklagezwanges, Zulassung der Frei¬ 
sprechung in leichten Fällen, allgemeine Berücksichtigung 
der tätigen Reue u. dergl. sind die (z. T. schon angebahnten) 
tauglichen Mittel zu diesem Zwecke. 

Die sogenannte „bedingte Strafaussetzung“ (die Ver¬ 
teidigung dieses Ausdrucks auf S. 136 f. der Begründung 
ist nicht überzeugend) ist hierzu schon darum minder 
geeignet, weil sich die Tatsache der geschehenen 
urteilung nicht aus der Welt schaffen lässt. ^ Es steht 
aber zu befürchten, dass sie von der pädagogischen Ex¬ 
perimentierfreudigkeit mit Vorliebe angewendet werden 
und dadurch jenen besseren Massnahmen ihr Feld be¬ 
schneiden wird. 

So bestechend die „Schwebestrafe“ als Schonung des 
Gutartigen, als Warnerin des Wankelmütigen und als Strenge 
gegen den Hartnäckigen der straf abzweckenden Methodologie 
erscheint, so wenig sind die praktischen Verhältnisse diesei 
Bewährung günstig. Bleibt die bedingte Vollzugsdrohung 
ohne gesetzliche Beaufsichtigung des Verurteilten (Begr. 
S. 140 f.) und wird sie hauptsächlich auf den Fall neuer 
Straftaten abgestellt (Praxis der gegenwärtigen bedingten 
Begnadigung, voraussichtliche Praxis der neuen Einrichtung 
trotz Begr. S. 139) so tritt sie in dem kurzen Gedächtnis 
des Jugendlichen (§ 39, 2), des Gedankenschwachen, des 
Sanguinikers hinter anderen Erlebnissen und Fährlichkeiten 
der Lebenslaufbahn zurück und taucht erst dann (ohne 
sonderlichen Wert) wieder auf, wenn mit einer neuen Straf- 
schiüd auch die alte bezahlt werden muss. Findet da¬ 
gegen, wie der Entwurf grundsätzlich Avill (§ 40, 3) eine 



Berücksichtigung- des allgemeinen Woblverhaltens statt 
und wird die hierzu doch wohl unentbehrliche Beaufsich¬ 
tigung des Lebenswandels eingeführt, so ist der bedingte 
Strafspruch zwar wirksamer, aber wiederum unnötig, da 
der prohatio7t officer mit besseren Zuchtmitteln als einem 
gleichsam veralteten Straferkenntnis ausgerüstet werden 
kann. 

Aber auch, wo die Schwebestrafe ihre volle psycho¬ 
logische Spannkraft entfaltet, ist diese nicht immer von 
der erwünschten Art: Die Gesetzesstrafe — es sei nun 
die vollzogene oder die angedrohte — ist nicht ein 
klassisches Erziehungsmittel, sie ist nur und allerdings 
insofern erziehlich, als sie sich als unabtrennbare Folge 
eines Verschuldens darstellt. Die unvoreingenommene Be¬ 
obachtung, namentlich auf dem Gebiete der Fürsorge¬ 
erziehung, lehrt erkennen, dass jede als arbiträr empfundene 
Gewalt über die Person und jedes unbestimmt schwächende 
Strafverhängnis gerade Personen von einigem Ehrgefühl 
mindestens ebensooft zu Trotz und Verbitterung wie zu 
fügsamem Betragen hinleitet. 

Da an der gesetzlichen Einführung der Schwebestrafe 
angesichts der verbreiteten Neigung zu derartigen Mass¬ 
nahmen kaum gezw^-eifelt werden darf, so ist auf die be¬ 
absichtigten Beschränkungen ihrer Anwendung (Begr. 8. 135, 
Abs. 2, S. 141, Abs. 4) und ferner darauf zu dringen, dass 
die bedingte Strafe nicht dem Drohw'erte zuliebe ihr natür¬ 
liches Mass überschreite. Auch ist die Vorschrift, dass 
ein neues Delikt nicht unter allen Umständen den Vollzug 
der alfen Strafe auslösen muss, von diesem Gesichtspunkte 
zu begrüssen und ihre weitherzige Anw’endung zu empfehlen. 
Die Fristbestimmungen des § 28, 2 w-erden nicht beanstandet. 


Zu §§ 87—89 des Vorentwurfs zum Strafgesetzbuch. 


Gerechtfertigt erscheint (§ 87) die Ausdehnung- des 
Rückfallsbegriffs auf alle Verbrechen und vorsätzlichen 
Vergehen und ebenso der Verzicht auf das Gleichartigkeits¬ 
erfordernis. Die Verschärfung des geltenden Rechtes, 
welche diese beiden Neuerungen sowie die Zurückschiebung 
des Rttckfallskriteriuras von der zw^eiten auf die erste 
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Gutachten 

Über die bedingte Strafaussetzung nach dem Vorentwurf 
zum Deutschen Strafgesetzbuch 

(VE. §§ 38 bis 41) 

von Keg’ievuiigsi'at du Koi zu Wolfenbüttel. 


I. 

Der Kampf gegen die immer mehr wachsende Krimi¬ 
nalität der Jugend in allen Kulturländern, welcher alle 
dazu berufenen Organe nötigt, auf Mittel und Wege zur 
Abhilfe bedacht zu sein, ist es wohl im Grunde gewesen, 
der die sogenannte bedingte Verurteilung aus der Not heraus 
geboren hat. Ihr Grundgedanke entstammt einer in Haus 
und Schule altbewährten Erziehungsraassregel des Inhalts, 
die gute Führung des Uebeltäters durch Aussicht auf Straf¬ 
erlass zu lohnen und zu fördern. Der Einbürgerung dieses 
erziehlichen Gedankens in das Strafrecht hat ausserdem 
die Erkenntnis die Wege geebnet, dass die kurzen Freiheits¬ 
strafen keine genügende Abschreckung und Besserung zu 
erzielen vermögen, dagegen für die Zukunft des Verurteilten 
leicht verhängnisvoll werden können. Denn der auch in 
strenger Einzelhaft nicht völlig ausgeschlossene Einfluss 
der Mitgefangenen auf Erstbestrafte und namentlich Jugend¬ 
liche sowie der ihnen anhaftende Makel sind nicht zu unter¬ 
schätzende Gefahren für die sittliche Entwickelung und 
das spätere Fortkommen. 

Auf diese Weise wurde die bedingte Verurteilung, 
allerdings in den verschiedensten Formen, zunächst in ausser- 
deutschen Ländern Gesetz. Die deutschen Regierungen, 
zunächst abwartend, begannen nacheinander seit 1895 
dem neuen Gedanken in verschiedener Ausgestaltung „als 
bedingte Begnadigung“ Eingang in ihren Gebieten zu ver¬ 
schaffen und einigten sich seit 1. Januar 1903 über ihre 
jetzt fast iin ganzen Reiche geltenden Grundzüge. 

Seitdem hat die bedingte Begnadigung bei uns längst 
die Feuerprobe bestanden und sich im allgemeinen bewährt. 
Ihr Grundgedanke ist Gemeingut der Kulturvölker geworden 
und ist auch im Rechtsbewusstsein des deutschen Volkes 



fest eingewurzelt, während die prinzipiellen Gegner fast 
ganz geschwunden sind. Für den Vorentwurf zum Deutschen 
StGB, lagen deshalb zwingende Gründe vor, sich die Neu¬ 
schöpfung in irgend einer Form zu eigen zu machen. 

Die vielen Gestalten, die derselbe Gedanke in den 
modernen Gesetzgebungen angenommen hat, lassen sich 
auf wenige Grundformen zurückführen. Von diesen stand 
dem VE., wenn er seinem Vorsatze, die Schaffung eines 
Phantasierechts zu meiden und überall an die historische 
Entwickelung der Rechtsinstitute anzuknüpfen, getreu bleiben 
wollte, nur die Wahl offen zwischen der bedingten Be¬ 
gnadigung (b. B.) des geltenden Rechts und der ihr am 
nächsten verwandten sogenannten bedingten Verurteilung 
(b. V.). Dagegen konnte für ihn die auch auf der Tagung 
unseres Vereins in Köln im Jahre 1908 für das ein¬ 
heimische Recht verworfene unbestimmte Verurteilung (Aus¬ 
setzung der Straffestsetzung oder wohl gar der Strafver¬ 
folgung) des anglo-amerikanischen Systems nicht ernstlich 
in Frage kommen. 

II. 

Der VE, hat sich nach dem Vorschläge von v. Liszt 
in dessen kritischer Bearbeitung des gesamten literarischen 
Stoffes über unser Thema (vergi. Darstellung d. d. u. ausl. 
Str. Bd. 3) für die bedingte Verurteilung entschieden 
und nennt ihre Ausgestaltung in den §§ 38—41 „bedingte 
Strafaussetzung“ (b. Str.). Diese Stellungnahme des 
VE. bedeutet, wie ich vorausschicken darf, jedenfalls einen 
wohlberechtigten und erfreulichen Fortschritt, der hoffentlich 
auch zum Siege gelangen wird. Die Wahl der Grundform 
ist aber so streitig und für den weiteren Aus- und Aufbau 
des ganzen Instituts von so ausschlaggebender Bedeutung, 
dass hier die wesentlichen Gründe für und gegen b. V. 
nicht fehlen dürfen, obwohl dieselben schon seit Jahr¬ 
zehnten in der gewaltig angeschwollenen Literatur und 
letzthin in der erwähnten vergleichenden Darstellung sowie 
in den Motiven zum VE. vielfach und eingehend er¬ 
örtert sind. 

Zur Erläuterung der beiden in Frage kommenden 
Grundformen diene folgende Zusammenfassung. 

B. V. als auch b. B. haben den Zweck, einem bis 
dahin unbescholtenen Bestraften seine Strafe unter der 
Bedingung zu stunden und zu erlassen, dass er sich inner¬ 
halb bestimmter Frist einer guten Führung befleissigt. Ini 



übrigen sind sie grundverschieden. Die Einführung der 
b. B. beruht auf landesherrlicher Verordnung;, die b. V. 
kann nur durch Reichsgesetz ins Leben gerufen werde;i. 
Der Ausspruch der ‘ b. B. ist ein Verwaltungsakt der 
Landes-Zentralbehörde, dem nach rechtskräftiger Verur¬ 
teilung Personalermittelungen über den Bestraften voran¬ 
gehen; b, V. (b. Str.) wird dagegen vom Richter im Urteile 
selbst zugleich mit der Strafe auf Grund mündlicher Ver¬ 
handlung erkannt, sodass für spätere Nachforschungen und 
Verwilligung der Vergünstigung kein Raum bleibt. Die 
Wirkung des Straferlasses nach Ablauf der Bewährungs¬ 
frist tritt ferner bei b. V. von rechtswegen, bei b. B. aber 
durch landesherrlichen Gnadenakt in Kraft. 

III. 

Eine Gruppe von Angriffen, die von gewichtigen 
Fachmänner-n. gegen die b. V. allein (zum Teil neuerdings 
wieder von Birkmeyer in den Beiträgen zur Kritik des 
VE. 1910 S. 55/56) erhoben werden, richten sich im Grunde 
ebensowohl gegen die b. B. Das rührt daher, dass beide 
Institute nur in der technischen Ausgestaltung verschieden 
sind und deshalb stets von denjenigen Gegengründen zugleich 
getroffen w'erden müssen, die gegen ihren gemeinsamen 
Grundgedanken ins Feld geführt werden. 

Dahin gehört vor allem der Einwand, dass die b. V. 
mit dem Vergeltungszweck der Strafe nicht verträglich 
sei. Auf diesen Mangel haben die der Vergeltungstheorie 
huldigenden Vertreter der bislang überwiegenden sog. 
klassischen Schule mit vollem Recht hingew'iesen. Derselbe 
ist auch nicht einfach damit abgetan, dass der b. V. Straf¬ 
natur beigemessen wird. Vielmehr sind beide Grundformen 
zweifellos eine Ausnahme von der im allgemeinen auch 
den VE. beherrschenden Vergeltungstheorie, aber ein be¬ 
rechtigtes Zugeständnis, welches dem Bedürfnisse und Geiste 
der modernen Zeit gemacht werden muss. 

Wenn der b. V. ferner vorgeworfen wird, dass sie die 
generalprävenierende Kraft der Strafdrohung abschwäche 
und im Volke sogar leicht nach dem Satze „einmal ist 
keinmal“ als Anreiz zu Delikten missdeutet werden könne, 
so sind diese Befürchtungen nach den zufriedenstellenden 
Erfahrungen, welche mit beiden Grundformen auch nach 
dieser Seite hin inzwischen gemacht sind, in ihrer All¬ 
gemeinheit nicht mehr stichhaltig. Ausserdem können im 
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Gesetze hinreichende Vorkehrungen zur Verhütung der 
angeregten Gefahr getroffen werden. 

. Ebensowenig ist dem Bedenken, dass von der b. V. 
eine hässliche Bevorzugung der besseren Stände zu be¬ 
fürchten sei, eine ernstliche Bedeutung beizumessen, denn 
gegen solche Auswüchse bürgt die Unparteilichkeit unserer 
sozial empfindenden Richter nicht minder als die einwand¬ 
freie Art, wie bislang die b, B. gehandhabt worden ist. 

Dagegen verdient die Behauptung der Gegner, dass 
das Sühnebedürfnis des Verletzten nicht befriedigt werde, 
gebührende Beachtung. In richtiger Würdigung dieser 
schwachen Seite, die aber wieder ebensowohl der b. B. 
eigen ist, weist deshalb § 39 VE., wie vorweg bemerkt 
sein mag, den Richter ausdrücklich dazu an, bei der Ent¬ 
scheidung auch darauf zu achten, ob der Verurteilte sich 
nach Kräften bemüht habe, den angerichteten Schaden 
wieder gut zu machen. Der Ersatz des materiellen Schadens 
wird indessen häufig an der Mittellosigkeit des Täters 
scheitern. Da der Verurteilte ferner im Falle der Ver¬ 
letzung idealer Güter seiner Pflicht schon genügen wird, 
wenn er Abbitte leistet, bleibt gleichwohl der Misstand 
bestehen, dass der Verletzte, dem das Gesetz Rache und 
Privatgenugtuung untersagt, häufig auf die einzig mögliche 
Sühne durch Bestrafung des Täters wird verzichten und 
auf diese Weise sein Interesse hinter dem der Gesamtheit 
wird zurücktreten lassen müssen. Dieser Nachteil muss 
nun einmal in den Kauf genommen werden, angesichts der 
Notwendigkeit, in das System des Strafrechts einen ihm 
sonst so fremden erziehlichen Gedanken hineinpassen zu 
müssen. 


IV. 

Während alle diese Gründe, wie hervorgehoben, für 
die Wahl zwischen b. V. und b. B. nach richtiger Ansicht 
garnicht ins Gewicht fallen, muss mit den Motiven zum 
VE. allerdings freimütig zugegeben werden, dass sich für 
die b. B. manche offenbare Vorzüge vor der b. V. geltend 
machen lassen: Sie wurzelt in dem für die Ausgestaltung 
des Straferlasses am besten geeigneten Boden des Be¬ 
gnadigungsrechts ; sie ist freier und anpassungsfähiger, 
indem sie der Besonderheit jedes Einzelfalles nach Belieben 
Keehnung zu tragen und auch die Strafe zu mildern ver¬ 
mag, wogegen der Richter nie über das Gesetz hinaus 
kann. Ihre ausschliessliche Handhabung durch die Zentral- 
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leitungen der Bundesstaaten gewährleistet ferner eine 
grössere Gleichmässigkeit ihrer Anwendung, beugt einer 
schablonenhaften Behandlung, zu der die b. V. in der Hand 
des Richters leicht ausarten wird, vor und bietet einen besseren 
Schutz gegen übermässige und unangemessene Verbreitung 
der Vergünstigung. Die ihr vorangehenden Ermittelungen 
über Person und Verhältnisse des Verurteilten sind endlich 
häufig gründlicher, als sie dem erkennenden Richter bei 
Erlass des Urteils zu Gebote stehen werden. 

V. 

Dennoch musste der VE. an Stelle des Verwaltungs¬ 
aktes die gesetzlich geregelte Verleihung der bedingten 
Strafaussetzung durch den Richter treten lassen. Das 
Gnadenrecht der Krone ist seinem inneren Wesen nach 
eine Ausnahme vom Gesetze und das Gesetz die Regel. 
Die Gnade ist dazu geschaffen, der höheren Gerechtigkeit 
auch in den seltenen Fällen zum Siege zu verhelfen, wo 
das summum jns ausnahmsweise zur summa injuria zu 
werden droht. Wo die Gnade aber zur ständigen Ein¬ 
richtung wird und die dauernde Korrektur des Gesetzes 
übernimmt, zeigt sich eine Lücke des letzteren, die im 
Verfassungsstaate auf die Dauer nicht geduldet werden 
kann und der Abhilfe durch gesetzliche Regelung bedarf. 
Ein gesetzlicher Zwang wäre aber mit der Würde des 
freien Gnadenrechts, welches über dem Gesetze steht, 
unvereinbar. Ganz undenkbar und ein Verfassungsbruch 
sondergleichen wäre es vollends, wenn man dem Gnaden¬ 
rechte des Landesherrn eine reichsgesetzliche Regelung 
zuteil werden lassen wollte. 

Daher gibt es keinen anderen gangbaren Weg, als 
die Vergünstigung bei ihrer gesetzlichen Neuordnung dem 
Richter zu übertragen. Dadurch wird dieser keineswegs 
mit einem Gnadenrechte ausgestattet, denn der Straferlass 
ist alsdann nur eine Rechtsfolge und'beruht auf dem Gesetz. 
Daher stellt die b. V. sowenig einen Eingriff in das Gnaden- 
recht dar, wie die b. B. einen Akt der Kabinettsjustiz. 

Wenn die b. B. auch das einfachste Mittel zur Er¬ 
probung ihres Grundgedankens war, so hat sie doch auf 
die Dauer keine Daseinberechtigung und muss notwendig 
zur b. V. führen. 

Zu diesem Schritte ermutigt ferner das Beispiel des 
Auslandes, welches fast ohne Ausnahme die b. V. in irgend 
einer Form eingeführt hat oder ihre Einführung vorbereitet, 

Blätter für Geläng;niskiimlc. XLIV. 12 



702 


während Deutschland mit der Gestaltung seiner b. B. nur 
noch ganz allein dasteht. Dazu kommt, dass Italien sogar 
dieselbe Entwickelung von der b. B. zur b. V. durchgemacht 
hat, wie wir sie jetzt für das Deutsche Reich wünschen 
müssen. 

Sodann fällt für dieselbe Fortentwickelung die jeden¬ 
falls überwiegende Ansicht der Fachmänner und der Öffent¬ 
lichen Meinung schwer ins Gewicht, welche in der Presse 
und im Reichstage immer wieder durch Vertreter der 
verschiedensten Parteirichtungen gesetzliche Regelung der 
b. V. mit Nachdruck fordert. 

Wenn hiernach allgemeine Erwägungen für die Ein¬ 
führung der b. V. ausschlaggebend sind, so bietet sie selbst 
doch auch manche Vorzüge, während die erwähnten Vor¬ 
teile der b. B. teilweise der Einschränkung bedürfen. Die 
b. V. vereinigt in der Hand desselben Richters die Unter¬ 
suchung und Entscheidung über Gewährung der Vergün¬ 
stigung, wohingegen die b. B. die Gerichte mit gutacht¬ 
licher Aeusserung, die Organe der Verwaltungsbehörde mit 
Vorermittelungen, diese selbst mit den Vorschlägen und 
die Centralbehörden mit der Entscheidung befasst. Darin 
liegt eine bedenkliche Zerrissenheit des Verfahrens. Die 
Einheitlichkeit der b. V. vermeidet dagegen zugleich das 
peinliche Zwischenstadiuni zwischen dem rechtskräftigen 
Urteil und der Entscheidung über Strafaufschub, indem sie 
beides mit einander verbindet. 

Die mündliche Verhandlung, welche den auch für die 
Strafzumessung (§ 81 VE.) bedeutungsvollen persönlichen 
Verhältnissen des Angeklagten grössere Beachtung schenken 
muss, wird häufig ein eindrucksvolleres Bild von dessen 
wahrer Persönlichkeit liefern, als die leicht einseitigen 
Ermittelungen und Urteile der Verwaltungsorgane, welche 
im Grunde eine Sünde gegen den Geist des modernen 
Prozesses sind. 

Die b. V. befähigt endlich den Richter alle vorkoni- 
menden Fälle zu berücksichtigen, während jetzt die Zentral¬ 
behörden nur die ihnen unterbreiteten Vorschläge zu be¬ 
urteilen haben und nicht in die Lage kommen, auch unter 
den ihnen vorenthaltenen Verurteilten Auswahl treffen zu 
können. 


VI. 

^ isach alledem konnte sich der VE. den zwingenden 
Gründen für die b. V. nicht länger verschliessen und tat 
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Recht daran, sich hier auf den Boden des Gesetzes zu 
stellen und die Vergünstigung in die Hand des Richters 
zu legen. Infolge dieser wichtigen Entscheidung ergaben 
sich für den VE. die Richtlinien für den weiteren Ausbau 
des Instituts im Wesentlichen von selbst, sofern er dabei 
die richtige Mitte zwischen Fortschritt und bestehendem 
Recht hielt. Die Art und Weise wie er das Werk vollendet 
hat, verdient jedenfalls bis auf einige wenige Punkte 
unseren Beifall. Er hat es verstanden, seine bedingte 
Strafaussetzung überall in strenger Folgerichtigkeit und 
knapper Form zu einem abgerundeten Gefüge zu gestalten, 
welches sich eng an die b. B. anlehnt und im grossen 
Ganzen ihr Spiegelbild wiedergibt mit dem Unterschiede, 
dass an Stelle der Verwaltungseinrichtung eine Rechts- 
einrichtung getreten ist. 

Die bedingte Strafaussetzung des VE. besteht in der 
Anordnung, dass die Strafvollstreckung während der Be- . 
währungsfrist ausgesetzt werde, um dem Verurteilten Ge¬ 
legenheit zu geben, sich durch gute Führung den Erlass 
der Strafe zu verdienen. Ihr Ausspruch ist allein dem 
Richter Vorbehalten und erfolgt im Urteil selbst zugleich 
mit der Verkündigung der Strafe. Die Verurteilung ist 
unbedingt und unauslöschlich, sie wird nur mit einer 
resolutiv bedingten Strafaussetzung verbunden. Deshalb 
ist die allgemein gebräuchliche Bezeichnung b. V. mit Recht 
vom VE. abgelehnt, weil lediglich die Strafaussetzung und 
der mögliche Straferlass bedingungsweise gewährt werden. 
Dagegen ist die Bezeichnung des VE. „bedingte Straf¬ 
aussetzung“ keine glückliche. Sie verschweigt das Ergebnis 
der Sache und ist nicht gemeinverständlich. Der bezeich¬ 
nendste Ausdruck wäre jedenfalls „bedingter Straferlass“, 
den der VE. gegen den Vorschlag von v. Liszt vermeideii 
will, um nicht den Anschein zu erwecken, als ob der Richter 
hier, ein Gnadenrecht ausübe. Diese Rücksichtnahme auf 
die Gegner geht indessen zu weit und vermag die Wahl 
des unzweckmässigen Ausdrucks nicht zu rechtfertigen. 

VII. 

Die einzelnen Bestimmungen der §§ 38—41 VE. lassen 
erkennen, dass ihre Redaktoren durchweg mit Erfolg bemüht 
gewesen sind, den früher besprochenen Bedenken die Spitze 
abzubrechen. Zunächst zeigen die Voraussetzungen für 
Gewährung der b. Str. das Bestreben, ihrer übermässigen 
Ausdehnung durch eine über das Mass der b. B. hinaus- 



gehende Bindung des Richters entgegen zu arbeiten und 
dabei die Gleichmässigkeit in der Anwendung der b. Str. 
möglichst zu fördern. Die b. Str, wird nämlich beschränkt 

1. auf solche Verurteilte, die zu einer Freiheitsstrafe 
wegen Verbrechens oder Vergehens noch nicht verurteilt 
waren. Danach ist wiederholte Strafaussetzung ausge¬ 
schlossen, es sei denn, dass dem früheren Falle eine Ueber- 
tretung zu Grunde lag. 

2. Auf Freiheitsstrixfen bis zu 6 Monaten unter Aus¬ 
schluss der Geldstrafen. 

3. Sie setzt die notwendige Feststellung voraus, dass 
der Täter nach den Umständen der Tat und seinem Vor¬ 
leben der Rücksichtnahme würdig sei und zu der Erwartung 
künftigen Wohlverhaltens berechtige. 

Ferner ist der Richter instruktionell angewiesen, auf 
die Beweggründe, die seit der Tat verflossene Zeit sowie 
auf das Verhalten des Verurteilten nach der Tat zu achten, 
insbesondere, wie schon früher hervorgehoben, darauf, ob 
er sich nach Kräften bemüht hat, den angerichteten Schaden 
wieder gut zu machen. 

4. Sie soll vorzugsweise den jugendlichen Verurteilten 
zu teil werden, andrerseits also den Erwachsenen nicht 
grundsätzlich versagt bleiben. 

5. Die Gewährung ist in das freie Ermessen des Rich¬ 
ters gestellt, welcher unter den angeführten Bedingungen 
auf Strafaussetzung erkennen k a n]n und nicht muss. 

Diese engen Grenzen für die Zulässigkeit der b. Str. 
sind ausserdem darauf berechnet und geeignet, einer un¬ 
günstigen Rückwirkung auf das Rechtsbewusstsein im Volke 
und einer Schwächung der Autorität des Gesetzes vorzu¬ 
beugen. 

Demselben Zwecke dient der von der b. B. über¬ 
nommene Grundsatz, dass der Verurteilte sich den Straf¬ 
erlass nur durch gute Führung innerhalb einer vom Richter 
zu bestimmenden Bewährungsfrist von zwei bis fünf Jahren 
bei Verbrechen und Vergehen und von ein bis zwei Jahren 
bei Uebertretungen als Lohnrecht verdienen kann. Der 
VE. hat sich also zu seinem Vorteil nicht darauf beschränkt, 
während der Bewährungsfrist schematisch nur die gesetz- 
mässige Führung des Verurteilten auszubedingen. Mh 
dem Erfordernis der guten Führung setzt er sich zwar in 
Gegensatz zu der Ansicht von v. Liszt a. a. 0. S. 82, der 
diesen Begriff für zu dehnbar hält, um ihn im Gesetze zu 



verwerten; er rechtfertigt aber seinen Standpunkt aus über¬ 
zeugenden Gründen in den Motiven. 

Es wäre in der Tat ein unerträglicher Misstand, Avenn 
der Straferlass trotz offenbarer schlechter Führung während 
der Strafaussetzung nur deshalb rechtskräftig werden müsste, 
weil der Verurteilte es vermieden hätte, mit dem Strafrichter 
in Konflikt zu kommen. 

Durch Vergleich mit § 39 VE, ergibt sich auch zur 
Genüge, was unter guter Führung verstanden werden soll. 
Die Vergünstigung soll nur demjenigen Täter verwilligt 
werden, der sich nach seinem Vorleben und den Umständen 
der Tat bis auf diese so gut geführt hat, dass er zu der 
Hoffnung auf eben solche künftige Führung berechtigt. 
Mithin soll dieselbe schlechte Führung nach der Verur¬ 
teilung den Widerruf der Strafaussetzung herbeiführen, 
welche vor der Verurteilung die Strafaussetzung vereitelt 
hätte. Wie der Richter ferner in der Beurteilung des Vor¬ 
lebens des Täters bei Ausspruch der b, Str. nicht beschränkt 
wird, so wäre es nicht angebracht, ihm dieselbe freie Be¬ 
urteilung derFührung des Verurteilten während der Schwebe¬ 
zeit zu versagen. 


VIII. 

Man muss indessen bedauern, dass der VE, hierbei 
stehen bleiben und dem Richter nicht die Befugnis beilegen 
will, dem Verurteilten als Ansporn noch weitere Bedingungen 
aufzuerlegen, so namentlich die Stellung unter Schutzauf¬ 
sicht und die Leistung von Schadenersatz an den Verletzten. 
Eine Bestimmung dieser Art würde ohne Schwierigkeit in 
das System der.b. Str, hineinpassen und es ermöglichen, 
dass sich auf diesem Wege auch bei uns eine heilsame 
Entwickelung der Schutzaufsicht des anglo-amerikanischen 
Rechts anbahnen könnte. 

Ich' empfehle nicht von vornherein die allgemeine 
obligatorische Schutzaufsicht für die Jugendlichen, wie 
V, Liszt und andere, sondern die fakultative Schutzauf¬ 
sicht. Sie würde zunächst nur einen Versuch zur Ein¬ 
bürgerung der uns fremden behördlichen Schutzaufsicht in 
die Wege leiten. Diesem Gedanken steht auch unser Verein 
nach seinem Beschlüsse auf der Tagung zu Köln, dass die 
Schutzaufsicht für straffällige Jugend im Stadium der b, B. 
reformatorisch verwertbar sein könne, nicht unsympathisch 
gegenüber. 




Unsere Schutzvereine würden nach der Stellungnahme 
ihres Verbandes den auf Organisation der Schutzhilfe und 
Gewinnung der geeigneten Pfleger und Fürsorger gerichteten 
Bestrebungen bereitwillig entgegenkommen. Und zweifellos 
ist die behördliche Schutzaufsicht, welche ganz etwas 
anderes ist als die vielgeschmähte Polizeiaufsicht, auch 
für unsere straffällige Jugend häufig ein dringendes Be¬ 
dürfnis. Wenn die Motive dies nicht anerkennen wollen, 
so darf ich darauf hinweisen, dass ein grosser Teil der 
Jugend sich aller elterlichen Gewalt des bürgerlichen 
Gesetzbuchs zum Hohne schon der Aufsicht der Elteyi 
und Erzieher entzieht und ,um so mehr die freiwillige 
Schutzhilfe der Fürsorgevereine verschmähen wird. 

In gleicher Weise wird sich, wie oben erwähnt, in 
geeigneten Fällen bei der b. Str. die Auflage an den Ver¬ 
urteilten empfehlen, dem Verletzten nach Möglichkeit seinen 
Schaden zu ersetzen. Diese Pflicht würde dem gefährdeten 
Sühnebedürfnisse des letzteren in noch höherem Masse 
Rechnung tragen, als die oben besprochene Bestimmung 
im § 39 VE., wonach das redliche Bemühen des Verurteilten 
um Ausgleich des Schadens von Einfluss auf die Erlangung 
der Vergünstigung sein soll. 

IX. 

Die Wirkung der b. Str. ist vom VE. seinem Systeme 
entsprechend so geordnet, dass ihr Widerruf entweder 
automatisch von rechtswegen oder kraft richterlicher Ent¬ 
scheidung eintritt, widrigenfalls die Strafe mit dem Ablaufe 
der Bewährungsfrist als erlassen gilt. Erneute Verurteilung 
zu Freiheitsstrafe wegen Verbrechens oder vorsätzlichen 
Vergehens hat ohne Rücksicht auf die Zeit der Tat Verlust 
der Vergünstigung zur Folge, sobald das Urteil innerhalb 
der Frist ergeht.. Dagegen entscheidet der Richter der 
Nachtat über den Wegfall der Strafaussetzung, falls auf 
eine andere Strafe erkannt wird oder ein anderes Delikt 
zu Grunde liegt oder die neue Tat so geringfügig erscheint, 
dass die Annahme guter Führung durch sie nicht aus¬ 
geschlossen wird. 

Im übrigen steht die Anordnung der Strafvollstreckung 
dem Gerichte zu, welches auf Strafaussetzung erkannt hat, 
wenn der Verurteilte sich, abgesehen von einer neuen 
Bestrafung, innerhalb der Frist schlecht führt. Der Wider- 
luf dürlte solchenfalls auch nach Fristablauf nicht aus- 
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geschlossen sein, sofern nur die schlechte Führung noch 
in die Frist fiel. Dabei kommt dem nachträglichen Straf¬ 
vollzüge das Ruhen der Verjährung für die Dauer der 
Bewährungsfrist nach § 99 VE. zu statten. Dasselbe Gericht 
würde auch bei Nichterfüllung der vorhin vorgeschlagenen 
besonderen Auflagen zu befinden haben. 

Der Straferlass tritt zwar kraft Gesetzes ein, Tat und 
Verurteilung bleiben aber bestehen. Die Verurteilung wird 
folgerichtig im Strafregister verzeichnet, kann hier aber 
nach längerer Zeit bei guter Führung gelöscht werden. 
(VE § 51.) Sie vermag dagegen den die Strafverbüssung 
erfordernden Rückfall (VE. § 87) nicht zu begründen. 


In der sehr bestrittenen Frage, ob Strafaussetzung 
auch hinsichtlich der Geldstrafen zu gewähren sei, hat der 
VE. ebenfalls an dem Standpunkte der b. B. festgehalten 
und die Vergünstigung den zu Geldstrafe Verurteilten grund¬ 
sätzlich versagt. 

Das ist entschieden zu billigen. Die Strafaussetzung 
Avürde sonst bei der gewaltigen Zahl von Geldstrafen und 
Erstbestraften einen unbegrenzten Umfang annehmen und 
namentlich die abschreckende Wirkung der Polizeistrafen 
denn doch allzusehr lähmen. Ausserdem handelt es sich 
dabei in vielen Fällen um solche Kleinigkeiten, dass sieh 
bei ihnen der umständliche Apparat der Strafaussetzung 
überhaupt nicht verlohnen würde. Ueberdies hat der VE. 
auf die Milderung der Geldstrafen auch sonst schon durch 
ihre Bemessung nach den Vermögensverhältnissen des 
Täters, durch Bewilligung von Fristen und Teilzahlungen 
sowie durch die Möglichkeit, sie abverdienen zu können 
(§§ 30—32 VE.) genügend Rücksicht genommen Es kommt 
hinzu, dass ein Hauptgrund für die b, Str., die Nachteile 
kurzer Freiheitsstrafen, hier • nicht • mitspricht. 

Der VE. hat aber im § 41 die b. Str. hinsichtlich der an 
die Stelle uneinbringlicher Geldstrafen tretenden Freiheits¬ 
strafen (Gefängnis und Haft) für anwendbar erklärt, in 
der Erwägung, dass dies die notwendige Folge davon sei, 
dass man die Vergünstigung bei Freiheitsstrafen überhaupt 
zulasse, denn sonst ergebe sich der Widerspruch, dass der 
Mittellose, der eine geringe Geldstrafe erhalten habe, seine 
Strafe absitzen müsse und der von vorn herein mit Freiheits¬ 
strafe Belegte b. St. erlangen könne. 
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Das Gericht soll sich mit der Strafaussetzung jedoch 
erst befassen, sobald feststeht, dass der Fall der Voll¬ 
streckung der Ersatzstrafe gegeben ist; dadurch soll ihre 
frühere Gewährung im Urteile vermieden werden, welche 
den Bestraften doch nur dazu anreizen würde, sich der 
Strafzahlung zu entziehen.. 

Auch diese Regelung muss zwar empfohlen werden, 
sie wird aber denselben praktischen Schwierigkeiten be¬ 
gegnen, welche ihre Anwendung auch bislang schon unter 
der Herrschaft der b. B. in hohem Masse beeinträchtigt 
haben >). Ich urteile hier allerdings nur nach eigener An¬ 
schauung und Erfahrung. Danach ist der Richter in der 
Regel ausser stände, die zahlreichen Fälle, in denen er 
wegen Uneinziehbarzeit der Geldstrafe zum Vollzüge der 
Freiheitsstrafe schreitet, auch nur oberflächlich zu sichten 
und daraufhin zu prüfen, ob sie sich zur b. Str. eignen. 
Dazu fehlt es bei den meist im summarischen Verfahren 
Bestraften auch an den notwendigsten Unterlagen. Er 
wird daher dem Vollzüge der subsidiären Freiheitsstrafe 
stets freien Lauf lassen, und über b.Str. nur auf Antrag, 
aber fast nie von Amtswegen entscheiden können. Dies 
Vorgehen ist sogar zweckmässig, weil viele fruchtlos 
Gepfändete sich zur Zahlung erst vor den Pforten des 
Gefängnisses bequemen; es bietet aber keine Gewähr dafür, 
dass jugendliche Erstbestrafte, die zweifellos b. Str. verdient 
hätten, immer dem Gefängnisse ferngehalten werden. 

Praktische Vorschläge zur Abhilfe dieses Misstandes 
sind schwerlich möglich. Ich kann mich deshalb nur mit 
gemischten Gefühlen für die unveränderte Beibehaltung 
des § 41 VE. aussprechen und glaube ihm für die Praxis 
nur eine untergeordnete Bedeutung prophezeien zu müssen, 
die wider den Willen des Gesetzes und den Wunsch seiner 
Freunde ist. , 


XL 

Nach alledem darf ich mein Gutachten dahin zu¬ 
sammenfassen, 

dass ich die bedingte Strafaussetzung nach dem Vor¬ 
entwurf zum deutschen Strafgesetzbuch (VE. §§ 38—4p 
zur Aufnahme in das neue deutsche Strafgesetzbuch mit 
der A bänderung empfehle, dass 

) V. Liszt a, a. 0. S. G7, 68 iiält sie überhaupt für unbrauchbar. 
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a) statt der Bezeichnung: „bedingte Strafaussetzung“ 
— „bedingter Straferlass“ gewählt wird und dass 

b) der Kichter noch die Befugnis erhält, dem Ver¬ 
urteilten als besondere Bedingung der Strafaussetzung auch 
die Schutzaufsicht und die Pflicht auferlegen zu dürfen, 
dem Verletzten nach Möglichkeit den Schaden zu ersetzten. 


Die Behandlung des Rückfalls 
und der gewerbs- und gewobnheitsmässigen Verbrecher. 

§8 87, 88, 89 des VE. 

Von Strafanstaltsdirektor Clement-Butzbach. 


Rückfällig im weitesten Sinne ist, wer binnen gewisser 
Zeit nach vorausgegangener rechtskräftiger Verurteilung 
wegen eines früheren Verbrechens (d. i. einer durch das 
Strafgesetz verbotenen Handlung) ein neues Verbrechen 
verübt; rückfällig im engeren Sinne, wer innerhalb eines 
bestimmten Zeitraums nach gänzlicher oder teilweiser Ver- 
büssung oder Erlassung der wegen eines früheren Ver¬ 
brechens zuerkannten Strafe ein neues Verbrechen begeht. 

Ist die spätere Straftat gleich oder verwandt mit der 
früher abgeurteilten oder abgestraften, so spricht man von 
gleichartigem, im anderen Falle von ungleichartigem Rück¬ 
fall, und wenn man ihn nach der rechtlichen Qualifikation 
der früheren und der nachgefolgten Straftat einteilt, vom 
Rückfall von Verbrechen zu Verbrechen, von Verbrechen 
zu Vergehen, von Vergehen zu Vergehen und von Ver¬ 
gehen zu Verbrechen. 

Von Bedeutung ist die Frage, ob der Gesetzgeber den 
Rückfall als Strafschärfungsgrund obligatorisch vorschreibt, 
wie beispielsweise der VE., oder nur fakultativ zulässt, 
und ob erst- oder mehrmaliger Rückfall die Voraussetzung 
für die Schärfung der Strafe bildet. 

Jeder Rückfall bedeutet einen Misserfolg der strafen¬ 
den Tätigkeit des Staates und rechtfertigt in der Regel 
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den Schluss, dass die erste verhängte Strafe nicht aus¬ 
reichend gewesen ist, den Verbrecher von der Begehung 
neuer Straftaten abzuhalten, ihn unter die Eechtsordnung 
zu beugen, dass sie keinen oder nicht den erwarteten Ein¬ 
druck auf ihn gemacht hat. Daher hat die Gesetzgebung 
nicht nur vom Standpunkt der Zweckmässigkeit, weil ein 
Uebel von grösserem Umfang und festerem Bestand mit 
stärkeren Mitteln bekämpft werden muss, sondern auch 
vom Standpunkt gerechter Vergeltung, weil der Täter 
durch die vorangegangene Strafe gewarnt war und bei 
der nachfolgenden Tat ein höherer Grad der Verschuldung 
angenommen wurde, die Strafe gegen den Rückfälligen 
gesteigert, indem sie dieselbe dem Masse nach erhöhte 
oder der Art nach schärfte. Bei diesen gesetzgeberischen 
Massnahmen beansprucht die Frage besonderes Interesse, 
ob nur gleichartiger oder auch ungleichartiger Rückfall 
die Strafschärfung begründen soll. Während ungleichartiger 
Rückfall in England und nach dem schweizerischen Entwurf 
genügt, fordern die meisten übrigen Gesetzbücher gleich¬ 
artigen Rückfall und zwar einige Vorbestrafung wegen 
der gleichen Straftat, andere wegen eines verwandten 
Verbrechens und wieder andere, so der österreichische 
Strafgesetzentwurf Gleichartigkeit der Triebfeder bei beiden 
Delikten. 

Daneben ist die Frage nicht ohne Bedeutung, ob zur 
Begründung des Rückfalls schon die Verurteilung 
wegen eines früheren Verbrechens genügt (wie in Württem¬ 
berg, Frankreich, England und ausnahmsweise im § 362, 
Abs. 2 unseres Strafgesetzbuchs) oder ob völlige oder doch 
teilweise Verbüssung der Strafe zu fordern sei, was be¬ 
kanntlich unser jetziges Strafgesetzbuch in seinen Rück¬ 
fall svorschriften verlangt. 

Von besonderer Wichtigkeit ist schliesslich noch die 
Frage, ob der Rückfall als allgemeiner Strafschärfungsgrund 
oder nur als besonderer, bei einzelnen bestimmten Delikten 
zu verwenden ist. 

Im römischen Recht in schwankender Weise behandelt, 
ist auch in den mittelalterlichen Quellen der Rückfall nicht 
mit Sicherheit als allgemeiner Strafschärfungsgrund zu er- 
kennen. Anders die gemeinrechtliche Praxis und fast 
sämtliche neueren Gesetze, nach denen dem Rückfall in 
der Tat eine allgemeine strafschärfende Wirkung beigelegt 
wurde, während das geltende deutsche Strafrecht, davon 
zui'iicklcnkend, den Rückfall als Strafschärfungsgrund nur 
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in den §§ 244, 245, 250 No/ 5, 261, 264 und in einzelnen 
Nebengesetzen, besonders Zoll- und Steuergesetzen kennt, 
wozu noch die Bestimmungen des Militärstrafgesetzbuchs 
(§ 13, 70, 71, 114, 122) treten. 

Im Gegensatz zu seinem Vorbilde, dem preussischen 
Strafgesetzbuch, kennt also das deutsche Reichsstrafgesetz 
den Rückfall und zwar als obligatorischen Strafschärfungs¬ 
grund nur bei Diebstahl, Raub, dem Raube gleichen Delikt, 
bei Hehlerei und Betrug; im übrigen kann er nur bei der 
richterlichen Strafzumessung kraft richterlichen Ermessens 
Beachtung finden. Die Vorbestrafung muss im Inland er¬ 
folgt sein, ausländische Vorstrafen bleiben unberücksichtigt; 
Rückfallsschärfung ist überall ausgeschlossen, wenn seit 
der völligen oder teilweisen Verbüssung oder dem Erlass 
der Strafe oder der letzten Strafe bis zur Begehung der 
neuen Straftat zehn Jahre verflossen sind. 

Diese von Wach als kasuistisch, willkürlich und in 
sich widerspruchsvoll gegeisselten, vorzugsweise auf den 
Schutz der materiellen Rechtsgüter abzielenden und darum 
zu eng gefassten, einseitigen und ungenügenden Rückfalls¬ 
vorschriften waren allerdings nicht geeignet, das bedroh¬ 
liche Ansteigen der Kriminalität zu verhindern. Zu diesem 
einen Fehler dei* Gesetzgebung kam der zweite, dass bei 
allen Rückfallsdelikten mildernde Umstände zugelassen 
waren, ohne dass das Gesetz dieselben hier oder ander¬ 
wärts näher bezeichnete, sondern es einfach dem Richter 
überliess, darüber zu befinden, was er als solche ansehen 
wollte. Eine Folge dieser mangelhaften Gesetzgebung war, 
dass die Strafrechtspraxis auch da mildernde Umstände 
zubilligte, w^o der ordentliche, für die gewöhnlichen Fälle 
bestimmte Strafrahmen anzuwenden war, und dass die 
Gerichte für Durchschnittsfälle nicht Durchschnittsstrafen, 
sondern erheblich darunter liegende erkannten, dass in 
unserer Judikatur in der Mehrzahl nur die gesetzlichen 
Mindeststrafen verhängt wurden. Diese milde Auffassung 
der Richter trat deutlich in dem Zurückgehen der Züchte 
hausstrafe zutage. 

Mildernde Umstände wurden (ich entnehme die Zahlen 
Radebruch Vergl. Darstellung, Allgemeiner Teil 3 S. 199) 
bei 14 daraufhin statistisch untersuchten Verbrechens¬ 
arten zUgebilligt 1889—1893 in 65%, 1894—1898 in 70%, 
1899—1903 in 74 % der Fälle, speziell beim einfachen 
Diebstahl in 65, 71 und 74%, beim schweren Diebstahl 
sogar in 80, 85 und 89 % der Fälle. Mit Recht folgert 



712 


Radebruch hieraus: „Die - Bedingung des Vorliegens 
mildernder Umstände hat also die richterliche Strafbe¬ 
messung vom Minimum fortzudrängen nicht vermocht. 
Wenn man die mildernden Umstände einfach streicht und 
die Strafrahmen sich ohne Zensur von der Mindeststrafe 
des heutigen ordentlichen bis zur Höchststrafe des heutigen 
ordentlichen Strafrahmens spannen liesse, so würde das den 
heutigen Zustand nicht mehr weiter verschlechtern können, 
sondern nur ehrlich zum Ausdruck bringen.“ 

Auch der Strafvollzug in unseren modernen, praktisch 
eingerichteten, allen hygienischen Anforderungen der Neu¬ 
zeit entsprechenden Strafhäusern ist milder oder doch für 
den Verbrecher bequemer geworden als früher. Der Straf¬ 
vollzug hat, das lässt sich nicht leugnen, von seiner ab¬ 
schreckenden Wirkung entschieden eingebüsst; „selbst das 
Zuchthaus hat in der Praxis unseres Strafvollzugs längst 
vielfach den Charakter der Versorguiigsanstalt für Unver¬ 
besserliche erhalten. “ (M i 11 e r m a i e r, Zeitschrift für 
Rechtspflege in Bayern, 6. Jahrgang S. 172). 

Die jährlichen Veröffentlichungen des Kaiserlichen 
statistischen Amtes (mit dem Jahre 1882 beginnend) bringen 
die Zahlen der verurteilten Personen und seit dem Jahre 
1894 in einer besonderen Zusammenstellung die Zahlen 
der verurteilten Rückfälligen. Die Statistik versteht, ab¬ 
weichend von unserem Strafgesetzbuch, unter Rückfälligen 
die schon ein- oder mehreremal wegen irgend eines Ver¬ 
brechens oder Vergehens vorbestraften Personen. Berück¬ 
sichtigt sind nur Verurteilungen wegen solcher Verbrechen 
oder Vergehen, die durch Reichsgesetze bedroht sind. Es 
liegen die Nachweisungen über die Verurteilten der Jahre 
1894—1897 und über deren Rückfall innerhalb des an das 
Verurteilungsjahr anschliessenden Quinquenniums vor. Die 
Statistik zeigt (ich folge hier den Angaben Aschaffenburgs 
in seinem für den 28. Deutschen Juristentag erstatteten 
Gutachten, Rückfall, gewohnheitsmässiges und gewerbs¬ 
mässiges Verbrechertum Verhandlung 2. Bd. S. 19) dass 
sich die Zahl der Rückfälle nicht gleichmässig auf die 
fünf, dem Verurteilungsjahr folgenden Jahre verteilt, son¬ 
dern im ersten Jahre 9,9, im zweiten 7,7, im dritten 5,3, 
im vierten 4,0, im fünften 3,1 % betrug, während von 
100000 im Jahre 1902 Verurteilten noch in demselben Jahre 
wegen eines nach der Verurteilung begangenen Verbrechens 
oder Vergehens 3128 wiederum verurteilt wurden, von 
!e 100000 bereits Vorbestraften sogar 5041.“ Der Rückfall 
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so folgert Aschaffenburg, tritt also um so schneller ein, wenn 
es sich um-einen Menschen handelt, dem das Verbrechen 
nichts fremdartiges mehr ist. Von den erstmals Ver¬ 
urteilten wurden im folgenden Jahrfünf 15,8 von den schon 
früher einmal Verurteilten 39,0, von den zwei- bis viermal 
Verurteilten 54,7 und von den fünfmal und öfters Ver¬ 
urteilten 72,8 7o innerhalb der nächsten fünf Jahre von 
neuem bestraft. 

Die Aufstellungen der Statistik ergaben, dass unter 
Berücksichtigung der Bevölkerungszunahme die Zahl der 
Verurteilungen unbestrafter Personen etwas zurückgegangen 
ist, dass aber die Zahl der rückfälligen Verbrecher in be¬ 
denklichster Weise zugenommen hat. Man hat nun zwar 
den Wert der Beobachtung der Massen und die Beweiskraft 
ihrer ziffermässigen Ergebnisse angezweifelt und abzu- 
schwächen versucht, allein zwei Tatsachen lassen sich 
nicht wegleugnen: das Anwachsen der Kriminalität der 
Jugendlichen, die bekanntlich grösser ist als die der Er¬ 
wachsenen (während die Kriminalitätsziffer der männlichen 
Personen überhaupt seit 1882—1905 um 26®/o gestiegen ist, 
hat sich die der männlichen Jugendlichen um 36% ver¬ 
mehrt) und die des gewerbs- nnd gewohnheitsmässigen 
Verbrechertums, das seine gefährlichsten Vertreter unter 
den internationalen Berufsverbrechern besitzt. 

Diese Tatsachen haben wesentlich auf die Erhöhung 
der Rückfallsziffer eingewirkt, denn je jugendlicher der 
Täter bei der Begehung seiner ersten Straftat war, um so 
grösser ist für ihn die Gefahr des Rückfalls (unter 3923 
im Jahre 1906 eingelieferten Zuchthausgefangenen in 
Preussen waren nicht weniger als 1111, also fast 30 7o vor 
dem 18. Lebensjahre mit einer Freiheitsstrafe belegt) und 
die Gewohnheitsmässigkeit pflegt sich zwar nicht immer, 
aber doch in den meisten Fällen im Rückfall zu offenbaren. 

Daher kann ich mich den Ausführungen Högels (Ver¬ 
handlungen des 28. Deutschen Juristentags Bd. III S. 389 ff), 
der die Wucht der statistischen Zahlen abschwachen 
möchte, nicht anschliessen und ebensowenig den Bemer¬ 
kungen meines Kollegen Finkelnburg (J. K. V. Mittei¬ 
lungen Bd. XIII S. 446) beipflichten, wenn er von einer 
Bagatellkriminalität, selbst bei vielen Zuchthausfällen 
spricht und behauptet, dass unter den Rückfälligen zwar 
die meisten unbequem und lästig, aber relativ harmlos 
seien und dass der Prozentsatz der Gemeingefährlichen 
nur ein relativ kleiner sei. 
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Auf die geistig* Minderwertigen und Krüppelhafteii 
unter den Rückfälligen und deren Versorgung werde ich 
unten noch zu sprechen kommen. 

Die Bestimmungen unseres Strafgesetzbuchs über den 
Rückfiill sind besserungsfähig und -bedürftig. So sehr man 
nun auch von dieser Notwendigkeit überzeugt ist, so ver¬ 
fehlt wäre es, von einer Reform des Strafrechts und des 
Strafvollzugs alles zu erwarten. Die Kriminalität hat ihre 
Wurzel vorzugsweise in den gesellschaftlichen Verhältnissen; 
die Strafe ist nur ein und noch nicht einmal das wichtigste 
Glied in der Kette der Mittel, die im Kampfe gegen den 
Rechtsbruch bereit gestellt werden müssen. Wer die 
Kriminalität wirksam bekämpfen will, muss die soziale 
Lage bessern oder umgestalten. Viel mehr als von einer 
Reform des Strafrechts ist zu hoffen von einer Verbesserung 
der Armenpflege, die die Krankea, die Krüppel, die geistig 
Minderwertigen versorgt, viel mehr von der Schaffung ge¬ 
sunder, geräumiger Wohnungen, damit der wachsenden 
Unsittlichkeit in den Städten gesteuert wird, viel mehr von 
der Ausbreitung der Volksbildung, denn Wissen ist Macht, 
nicht nur eine schöpferische und erwerbliche, sondern auch 
eine sittliche Macht, viel mehr von der Bekämpfung der 
Prostitution und des Alkoholismus, viel mehr von der Aus¬ 
gestaltung des Arbeitsnachweises und von einer geregelten 
und rührigen Fürsorge für die Entlassenen. Jeder Krirainal- 
politiker ist sich darüber klar, dass eins der besten Mittel, 
die Kriminalität und den Rückfall zu verhindern darin 
besteht, dem Gefangenen bei seiner Rückkehr in die Frei¬ 
heit zu einem geordneten Leben zu verhelfen, ihm bei 
seiner Entlassung Gelegenheit zu sofortiger Arbeit zu ver¬ 
schaffen. 

Aber auch der Gesetzgeber darf nichtmüssig bleiben; 
eine weitgehende Reform, eine grundlegende Aenderung 
unseres Strafrechts und Strafvollzugs ist notwendig; mit 
einer einfachen Verschärfung der Bestimmungen über den 
Rückfall ist nicht geholfen. 

Die Statistik hat gezeigt, dass der Unbestrafte der 
Gefahr der Straffälligkeit weniger ausgesetzt ist wie der 
Vorbestrafte, der Gefahr des Rückfalls, wie derjenige, der 
schon mit dem Gefängnis Bekanntschaft gemacht hat. 
Mag der Grund dieser Erscheinung zum Teil darin zu 
linden sein, dass für den Vorbestraften die Gefahr entdeckt 
zu werden grösser ist, als für den Unbestraften, weil die 
Polizei auf ihn aufmerksam geworden ist und ihn kennt, 
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der andere, psychologische Grund ist ungleich wichtiger 
und beachtenswerter. 

Dem Unbestraften gelingt es leichter, den zur Be¬ 
gehung einer strafbaren Handlung drängenden Trieb zu 
beherrschen; denn er besitzt viel mehr Hemmungsvor¬ 
stellungen. Sein Ehrgefühl ist noch nicht abgestumpft, 
nicht die Furcht vor der Strafe und der mit ihr verbundenen 
wirtschaftlichen Nachteile allein, auch die Furcht vor der 
mit der Bestrafung verbundenen Schande, die Furcht vor 
der Aechtung durch die Volksgenossen, vor dem Makel 
gesessen zu haben, hält ihn ab, etwaigen verbrecherischen 
Neigungen zu folgen. Daher soll der Gesetzgeber seine 
Bürger möglichst lange vor Freiheitsstrafen bewahren. 
Der d. VE. versucht das in der verschiedensten Weise. 
Zunächst dadurch, dass er die Geldstrafe bei leichteren 
Fällen in weiterem Masse wie bisher zur Anwendung bringt 
und sie häufiger neben den Freiheitsstrafen wahlweise 
zulässt, dass er durch Erhöhung ihres Maximums im be¬ 
sonderen Teil bei den einzelnen Delikten ihre Verwendbar¬ 
keit ausdehnt, durch die Bestimmung, dass sie nach den 
Vermögensverhältnissen des Verurteilten zu bemessen sei, 
sie zu einem gerechten Strafübel ausgestaltet und dadurch, 
dass er die Tilgung derselben durch freie Arbeit zulässt, einen 
schon längst ausgesprochenen, berechtigten Wunsch erfüllt. 

Der d. VE. hat den nach dem geltenden Strafgesetz¬ 
buch nur Jugendlichen gegenüber zulässigen Verweis im 
§ 37 als allgemeines Strafmittel aufgenomraen und in den 
§§ 38—41 die im wissenschaftlichen Streite vielfach be¬ 
gehrte und bekämpfte bedingte Strafaussetzung geregelt. 
Sie wird durch das Gericht solchen Personen gegenüber 
angewendet, die bisher wegen Verbrechens oder Vergehens 
zu einer Freiheitsstrafe noch nicht verurteilt waren. 

Nach dem § 83 Abs. 1 kann das Gericht in besonders 
leichten Fällen von einer Strafe überhaupt absehen. 

Durch diese von sozialem und menschlichem Empfinden 
durchdrungenen Massnahmen hat der Entwurf die An¬ 
wendung der Freiheitsstrafen namentlich gegen Unbestrafte 
wesentlich 'beschränkt, leider aber auch einen Schönheits¬ 
fehler behalten, indem er die in ihrer verderblichen Wirkung 
erkannten und auf das lebhafteste bekämpften kurzen 
Freiheitsstrafen beibehalten hat. Nicht unerwähnt darr 
hier auch die nach dem § 50 zulässige Rehabilitation 
bleiben, d. h. die Wiedereinsetzung in die durch eine Ver¬ 
urteilung verlorenen bürgerlichen Ehrenrechte und le 
Löschung der Strafe in dem Strafregistei’; denn es ist eine 
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Erfahrungstatsache, dass bestraften Personen trotz des 
redlichsten Bemühens bei ihrem Fortkommen Schwierig¬ 
keiten entstehen, sobald ihre Bestrafung bekannt wird. 

Um dem Verbrechen den Zuzug abzuschneiden, hat 
der d. VE. die Altersgrenze der Strafmündigkeit auf das 
vollendete 14. Lebensjahr hinaufgerückt und den Richter 
unter gewissen Voraussetzungen, z. B. bei mangelhafter 
Erziehung, ermächtigt, von Strafe überhaupt abzusehen und 
an ihrer Stelle den Täter der staatlich überwachten Er¬ 
ziehung zu überweisen. 

Auch die veränderten und verbesserten Bestimmungen 
des d. VE. über die vorläufige Entlassung dürften geeignet 
.sein, den Rückfall zu vermindern. Nach der Begründung 
ist sie auch beim Rückfall zulässig. Wenn sie hier von 
Wirkung sein soll, muss mit der. seitherigen Praxis, bei der 
sie kfium Je einem Rückfälligen zu teil wurde, gründlich 
gebrochen werden. Es wäre daher besser, wenn sie auf- 
liörte eine durch die Justizverwaltung zu gewährende Ver¬ 
günstigung zu sein, wenn vielmehr dem Gefangenen bei 
guter Führung ein Recht auf vorläufige Entlassung ein¬ 
geräumt und diese dadurch zu einem regelmässigen Schluss¬ 
stadium der Strafvollstreckung bei längeren Freiheitsstrafen 
erhoben würde. Da gerade in der ersten Zeit nach der 
Entlassung die Zahl der Rückfallsfälle besonders gross ist, 
würde die mit der vorläufigen Entlassung notwendig ver¬ 
bundene und mit dieser sogleich einsetzende Schutzauf¬ 
sicht der Fürsorgevereine oder geeigneter Privatpersonen 
manchen energielosen, rückfälligen Schwächling vor wei¬ 
terem Rückfall schützen. 

Von sehr geringer Bedeutung wird die Aufhebung der 
Polizeiaufsicht sein, denn diese ist im d. VE. zwar dem Namen 
nicht aber dem Wesen nach beseitigt; die Aufenthalts¬ 
beschränkung des §53 des d. VE. ist in ihrer Wirkung vom 
§ 39 pos. 1 und 2 des geltenden Strafgesetzes kaum zu 
unterscheiden. Eine Unterlassungssünde ist es, dass nach 
dem d.VE. die Frage der Ausweisung lästiger Ausländer nicht 
von Reichs wegen geregelt wird. 

Das geltende Strafgesetzbuch kennt keine "besonderen 
Bestimmungen über die Bestrafung vermindert zurechnungs¬ 
fähiger Personen, ebenso wenig darüber, was mit ihnen im 
Falle der Freisprechung oder nach Strafverbüssung zu ge¬ 
schehen habe. Diese Lücke des bestehenden Rechts sucht 
VE. durch die Vorschriften der §§ 63 Abs. 2 und 3 und 
§ 65 auszufüllen, indem er einerseits den vermindert Zu- 



rechnungsfähigen eine mildere Strafe, die des Versuchs, 
und einen besonderen, ihre Eigenart berücjtsichtigenden 
Strafvollzug zusichert, andererseits aber die mit dieser 
Milde verbundene Gefahr für die menschliche Gesellschaft 
dadurch auszugleichen sucht, dass er den Richter anweist, 
überall da, wo es die öffentliche Sicherheit erfordert, die 
Verwahrung des vermindert Zurechnungsfähigen in einer 
öffentlichen Heil- oder Pflegeanstalt anzuordnen. Die 
Landespolizeibehörde ist gehalten, auf Grund der gericht¬ 
lichen Entscheidung für die Unterbringung zu sorgen, die 
logischer Weise so lange zu dauern hat, als die Gemein- 
gefähiiichkeit besteht. Es ist klar, dass unter den heutigen 
entwickelten gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Ver¬ 
hältnissen bei dem Heer der erblich Belasteten, der Schwach¬ 
sinnigen, der Hysteriker, der Neui astheniker, der Epileptiker, 
der durch Alkoholmissbrauch Degenerierten und Morphi¬ 
nisten, sowie der mit perversen Sexualtrieben Behafteten 
die innere Widerstandskraft den äusseren Veranlassungen 
und Anreizen gegenüber nicht Stand hält, dass diese Per¬ 
sonen dem Kampfe ums Dasein nicht gewachsen sind, und 
dass sie mit einer Art von Naturnotwendigkeit rückfällig 
w'erden müssen. Werden dieselben aber in einer Anstalt, 
die ihnen Unterhalt und Arbeit bietet, die ihre Lebensweise 
regelt, sicher verwahrt, so ist die Gefahr, dass sie wieder 
rückfällig werden, nahezu beseitigt, und die erschreckende 
Rückfallsziffer muss sinken. 

Trotz aller Vorbeugung und Prophylaxe wird noch 
eine grosse Zahl rückfälliger, gewerbs- und gewohnheits- 
inässiger Verbrecher übrig bleiben, die als besondere Ver- 
brecherkategorieen einer besonderen strafrechtlichen Be¬ 
handlung zu unterwerfen sind. 

Die Bestimmungen des d. VE. über den Rückfall be¬ 
deuten einen nicht unerheblichen Fortschritt gegenüber dem 
geltenden Recht. Dieser Fortschritt ist in der Hauptsache 
der modernen Schule, insbesondere der Internationalen 
Kriminalistischen Vereinigung zu verdanken, die die Frage 
über die strafrechtliche Behandlung der Rückfälligen, der 
gewerbs- und gewohnheitsmässigen Verbrecher sowie der 
rückfälligen Gewohnheitsverbrecher, der Gemeingefährlichen, 
der Unverbesserlichen oder Ungebesserten, schon seit vielen 
Jahren auf ihr Programm gesetzt und auf zahlreichen Ver¬ 
sammlungen eingehend erörtert hat. Neben der Inter¬ 
nationalen Kriminalistischen Vereinigung hat der 28. deutsche 
Juristentag die Frage des Rückfalles und des gewerbs- und 
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gewohnheitsmässigen Verbrechertums auf Grund ^oii zwei 
von Prof. M. E. Mayer in Strassburg und von Professor 
Aschaffenburg in Köln erstatteten Gutachten sowie 
auf Grund des ausgezeichneten Referats von Professor 
Kahl erschöpfend und durch die fast unveränderte An¬ 
nahme der von seinem Referenten vorgeschlagenen Thesen 
mit einem erfreulichen und vielversprechenden Ergebnis 
behandelt. 

Der d. VE. hat diese Thesen sich leider nicht zu eigen 
gemacht. Damit mag es wohl Zusammenhängen, dass ge¬ 
rade die Bestimmungen über den Rückfall bei Vertretern 
der beiden, kriminalistischen Schulen eine weniger sym¬ 
pathische Aufnahme gefunden haben als der Entwurf im 
Allgemeinen. 

Bei den Vorschriften über die Strafbemessung geht 
die Absicht des d. VE. dahin, neben der Tat die Gesinnung 
des Täters mehr als bisher in Betracht zu ziehen, nicht 
nur Vergeltung zu üben unter Berücksichtigung der ob¬ 
jektiven Seite der Tat, sondern auch den Täter nach seiner 
Individualität zu behandeln. Es soll bei der Bestimmung 
der Strafe nach Art und Mass mehr als bisher Gewicht 
gelegt werden auf die innere Gesinnung des Täters als auf 
den äusseren Erfolg der Tat; Tat und Täter sollen gleich- 
mässig in Betracht gezogen, Gesinnung und Wille gleich 
dem Erfolg berücksichtigt werden. 

Von diesem gesunden, dem Spezialpräventionszweck 
und dem von der modernen Schule verlangten Schutzzweck 
der Strafe dienenden Gedanken ist der deutsche Vorent- 
Avurf bei den Bestimmungen über die Bestrafung des Rück¬ 
falls abgewichen, indem er zwar den Rückfall, nicht aber 
auch die Gewohnheits^ und Gew^erbsmässigkeit des Ver¬ 
brechers als allgemeinen Strafschärfungsgrund aufstellte. 

Die Begründung betont, dass die Gewohnheitsraässig- 
keit als solche nicht verwertet AA’^erden könne, weil ihre 
Feststellung dem Strafrichter Schwierigkeiten bereite. 

Nun hat aber der d. VE. im § 250 Abs. 3 bei der 
widernatürlichen Unzucht, im § 251 bei der einfachen 
Kuppelei, im § 253 beim Frauenhandel, im § 254 bei der 
Zuhälterei, im § 270 No. 5 beim Diebstahl, im § 276 Abs. 3 
beim Betrug, im § 281 Abs. 3 bei der Hehlerei, im § 295 
Abs. 3 bei der Jagdwilderei, im § 296 Abs. 3 bei der Fisch- 
wilderei und im § 302 Abs. 3 bei dem Wucher die Ge- 
werbs- und Gewohnheitsmässigkeit als besonderen Straf- 
scharfungso-rund eingefnhrt und damit dem Richter zuge- 
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mutet, in all diesen Fällen zu prüfen, ob die gesetzliche 
Voraussetzung der Strafschärfung vorliegt oder nicht. Ja 
noch mehr: der Richter muss davon überzeugt sein, dass 
der Täter ein gewerbs- oder gewohnheitsmässiger Ver¬ 
brecher ist, wenn er die stets auf Zuchthaus lautende 
Sicherungsstrafe des § 89 aussprechen will. Verlangt man 
von dem Richtei', dass er in all diesen Fällen die Gewohn- 
heitsmässigkeit einwandfrei feststellt, dann muss man 
ihm auch das Vertrauen schenken, dass er sie in einer 
grösseren Zahl von Fällen festzustellen vermag, also auch 
dann, wenn sie einen allgemeinen Strafschärfungsgrund 
bildet. 

Der Gesetzgeber konnte zur Not auch den Weg ein- 
schlagen, Gewohnheits- und Gewerbsmässigkeit nur bei ein¬ 
zelnen bestimmten Delikten strafschärfend wirken zu lassen, 
dann hätte dies aber im besonderen Teil erschöpfend ge¬ 
schehen müssen z. B. bei der Unterschlagung so gut wie 
beim Diebstahl und bei der Abtreibung der Leibesfrucht. 
Gerade die Abtreibung bietet ein recht lehrreiches Beispiel. 
Aus der jüngsten Schwurgerichtspraxis ist mir bekannt, 
dass eine bisher unbescholtene Hebamme einer armen Tag¬ 
löhnerin, die zum 13. mal Mutter werden sollte, auf in¬ 
ständiges Bitten, ohne Entgelt die Leibesfrucht abgetrieben 
hat, weil die körperlich geschwächte Taglöhnerin fürchtete, 
sie würde den Geburtsakt nicht überstehen. Hatte die 
Hebamme wegen ungleichartigen Rückfalls drei unbedeu¬ 
tende Freiheitsstrafen verbüsst, so war sie nach § 217 
Abs. 2 und § 88 Abs. 3 zu bestrafen. Mildernde Umstände 
wären wohl zugebilligt, vielleicht auch das Vorliegen der 
besonderen Umstände des Abs, 4 das. angenommen worden. 
Immerhin musste auch dann die Strafe die gesetzliche 
Mindeststrafe erheblich übersteigen. 

Damit vergleiche man die anscheinend harmlosen 
Annoncen, in denen Mittel zum Zweck der Beseitigung 
von Blutstockungen angeboten werden, während es sich 
in Wirklichkeit um Mittel, vielleicht auch um Eingriffe zur 
Beseitigung der Schwangerschaft handelt. Für dieses nur 
zur Befriedigung der Geldgier inszenierte verbrecherische 
Gewerbe sieht der § 217 des VE. Zuchthaus bis zu fünf 
Jahren oder Gefängnis nicht unter sechs Monaten vor. 
Genügt der ordentliche Strafrahmen, wenn der Täter oder 
die Femme sage bis zur Entdeckung bereits in 30 oder 
noch mehr Fällen die Leibesfrucht abgetrieben hat? 
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Der Rückfall bietet, das ist nicht zu verkemmen, den 
Vorzug’ leichter und sicherer Handhabung. Die Vorstrafen 
des Täters sind nach Zahl, Art und Dauer leichter fest¬ 
zustellen als seine Gesinnung; auch kann man aus der 
urteilsmässig festgestellten Verbrechenswiederholung un¬ 
schwer auf verbrecherische Gewohnheit schliessen, aber 
man darf nicht übersehen, dass diese auch dann, wenn 
auch schwieriger so doch ebenso einwandfrei festgestellt 
werden kann, wenn sie sich anders als durch den Rückfall 
offenbart. 

Der § 87 des d, VE. lautet: 

Wer wegen eines Verbrechens oder eines vorsätz¬ 
lichen Vergehens Freiheitsstrafe erlitten hat und binnen 
fünf Jahren wiederum ein Verbrechen oder ein vorsätz¬ 
liches Vergehen begeht, wegen dessen er Freiheits¬ 
strafe verwirkt hat, befindet sich im Rückfalle. 

Vordelikt und Rückfallsdelikt müssen also versätzlich 
begangen sein, in beiden Fällen muss auf Freiheitsstrafe 
erkannt worden sein, die Strafe wegen des Vordelikts 
auch verbüsst sein, denn einen anderen Sinn kann man dem 
Wort „erlitten“ wohl nicht unterlegen, und endlich muss 
die neue strafbare Handlung jeweils in einem Zeitraum von 
fünf Jahren nach Erledigung der Vorstrafen erfolgt sein. 

Befremdend ist, dass nur Freiheitsstrafen den Rück¬ 
fall begründen bei einem Gesetz, das der Geldstrafe eine 
so hohe Bedeutung beimisst und ein so weites Anwendungs¬ 
gebiet einräumt, bei einem Gesetze, das eine im Höchst¬ 
betrag unbestimmte Geldstrafe (§ 147 unerlaubte Ausgabe 
von Inhaberpapieren) kennt, das eine Geldstrafe bis zu 
50000 Mk. (§ 107 Nr. 1 Landesverrat wegen Nichterfüllung 
von Lieferungs Verträgen) einmal, bis zu 20 000 Mk. ebenfalls 
einmal, bis zu 10000 Mk. sechsmal, bis zu 5000 -Mk. 
zwanzigmal androht, also bei einem Gesetze, bei dem die 
Geldstrafen eine nahezu unerschwingliche Höhe erreichen. 
Was bedeutet, so fragt man sich, eine Vorstrafe von 
einem Tag Gefängnis gegenüber einer Geld Vorstrafe von 
20000 Mark? 

Ob die Freiheitsvorstrafen vollständig verbüsst sein 
müssen oder ob gänzlicher oder teilweiser Erlass genügt, 
darüber spricht sich der Entwurf im § 87 nicht aus; nur 
so viel ist sicher, dass die anstelle der Geldstrafe tretende 
Freiheitsentziehung den Rückfall nicht begründet, und das 
ist gut, denn sonst wäre ein Privilegium der Reichen 
geschaffen. 



Auffallend ist weiter, dass den Freiheitsstrafen die 
Unterbringung in einem Arbeitshause nicht gleichgestellt 
ist. Die Begründung versucht dies damit zu rechtfertigen, 
dass das Arbeitshaus nicht Strafe, sondern sichernde Mass¬ 
nahme sei. Das trifft aber leider nicht zu, denn nach dem 
§ 42 des VE. kann das Gericht, wenn Jemand aus Lieder¬ 
lichkeit oder Arbeitsscheu eine strafbare Handlung be¬ 
gangen hat, anstelle der drei Monate nicht übersteigenden 
Strafe auf Unterbringung des Verurteilten in ein Ardeits- 
haus erkennen. Damit macht der Entwurf das Arbeits¬ 
haus aus einer sichernden Massnahme zu einer Freiheits¬ 
strafe und es hängt rein vom Zufall ab, ob Jemand, der das 
Arbeitshaus passiert hat, rückfällig ist oder nicht. Hatte 
der Richter zunächst auf drei Tage Haft erkannt, die von dem 
Verurteilten kaum als Strafübel empfunden werden, und da¬ 
neben die Unterbringung in ein Arbeitshaus ausgesprochen, 
so liegt Rückfall im Sinne des Entwurfs vor, trat aber, 
das Arbeitshaus an Stelle der dreitägigen Haftstrafe, dann 
kann von Rückfall nicht gesprochen werden. Dieses merk¬ 
würdige Ergebnis gestaltet sich noch eigenartiger, wenn 
man folgendes berücksichtigt: das Arbeitshaus darf nur 
gegen Arbeitsfähige nicht gegen Arbeitsunfähige erkannt 
werden, bei diesen kann also das Arbeitshaus niemals die 
Strafe ersetzen. Der Arbeitsunfähige ist also in bezug 
auf den Rückfall ungünstiger gestellt, wie der Arbeits¬ 
fähige. Das bedeutet eine ungerechte Härte. 

Eigenartig mutet es an, dass in unserem von der 
Luftschiffahrt wohl noch nicht so bald überholten Zeitalter 
der Automobile die Fahrlässigkeit selbst bei der Ausübung 
eines Berufes den Rückfall nicht begründen soll. Man 
denke doch beispielsweise an die in wahnsinnigem Tempo 
daher rasenden Automobilisten, die Menschenleben und Ge¬ 
sundheit vernichten oder gefährden und nach dem Unfall 
einfach verschwinden. So gelang es ihnen in Deutschland 
bei den 2290 Unfällen (vom 1. April bis 30. September 1906) 
in 381 Fällen zu entkommen, und in 71 Fällen versuchten 
sie, sich der Feststellung durch Flucht zu entziehen. In 
Frankreich wurde vorgeschlagen, ein neues Delikt einzu¬ 
führen : Das Delikt der Automobilflucht. Oder man denke 
an die auf Betrug, Schwindel und Ausbeutung hinauslaufende 
Tätigkeit der Kurpfuscher, die, sogar durch briefliche Be¬ 
handlung ihre bemitleidenswerte Kranke an Geld, Gut und 
Gesundheit schwer schädigen, bei denen aber nur selte]i 
wegen eines vorsätzlichen Deliktes Anklage erhoben und 
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Bestrafung eintreten kann. Wäre es nicht angebracht, dass 
unter gewissen Voraussetzungen die Bestrafung auch wegen 
der aus Fahrlässigkeit begangenen Delikte den Rückfall 
begründen soll? 

Gleichartigkeit der Taten ist nicht vorgesehen, der 
d. VE. lässt die Rückfallsschärfungen auch beim ungleich¬ 
artigen Rückfall eintreten, ja er schreibt sie sogar obli¬ 
gatorisch vor, vorausgesetzt, dass die neue Straftat so be¬ 
schaffen ist, dass der Täter Freiheitsstrafe verwirkt hat. 
Da die Rückfallsfolge in der Erhöhung oder Verschärfung 
der für die einzelne Straftat angedrohten Strafe besteht, 
so muss der Richter die Strafe zunächst ohne Rücksicht 
auf den Rückfall feststellen und dann die so gefundene in 
Gemässheit der Rückfailsvorschriften erhöhen oder ver¬ 
schärfen. Beim ersten und zweiten Rückfall, so will es der 
§ 88, ist die Strafe innerhalb der gesetzlichen Grenzen an¬ 
gemessen zu erhöhen, erst beim dritten und ferneren Rück¬ 
fall tritt die Strafschärfung ein. Die Strafe beträgt min¬ 
destens ein Viertel und höchstens das Doppelte der ange¬ 
drohten höchsten Strafe, doch darf der gesetzliche Höchst¬ 
betrag der zur Anwendung kommenden Strafart nicht über¬ 
schritten werden. Beträgt also der ordentliche Strafrahmen 
Gefängnis von einem Tag bis zu drei Jahren, so ergibt sich 
als Strafe für den dritten oder ferneren Rückfall Gefängnis¬ 
strafe von neun Monaten bis zu fünf Jahren. 

Liegen besondere Umstände — sie werden in Gegen¬ 
satz gestellt zu den auch beim Rückfall zulässigen mildern¬ 
den Umständen — vor, welche die nach den vorstehenden 
Grundsätzen zu berechnende Mindeststrafe zu hart er¬ 
scheinen lassen, so kann die Strafe milder bestimmt werden, 
sie soll aber die gesetzliche Mindeststrafe erheblich über¬ 
steigen. Ausserdem hat der Richter noch die Befugnis auch 
beim Rückfall besonders leichte Fälle anzunehmen und die 
Strafe nach § 83 des d. VE. zu bestimmen. Damit ist dem 
obligatorischen Charakter der Rückfallsschärfung viel von 
seiner Härte genommen, die individualisierende Behandlung 
des Verbrechers gesichert, dem richterlichen Ermessen bei 
der Straffestsetzung der weiteste Spielraum gelassen, aber 
auch die Gefahr heraufbeschworen, dass eine laxe Gerichts¬ 
praxis durch Zubilligung mildernder und Annahme beson- 
dei’er Umstände und besonders leichter Fälle die ganze, 
als Xoiwcndigkeit erkannte Rückfallsschärfung wieder über 
den Haufen wirft. 
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Als Korrelat zu den besonders leichten Fällen müssen 
beim Rückfall auch die besonders schweren Fälle berück¬ 
sichtigt werden. 

Während der österreichische und der schweizerische 
Entwurf unter gewissen Voraussetzungen auch ausländische 
Vorstrafen berücksichtigen, sollen dieselben nach der Begrün¬ 
dung — das Gesetz selbst spricht sich darüber nicht aus — 
bei dem Rückfall ausser Betracht bleiben, weil sie für die Art 
und Höhe der Strafe keine besondere Bedeutung hätten 
und ihre Ermittlung mit besonderen Schwierigkeiten ver¬ 
bunden sei. Auch hier steht die Begründung im Wider¬ 
spruch zum Entwurf, der im § 89 vorschreibt, dass aus¬ 
ländische Vorstrafen in Betracht zu ziehen seien. Die 
Nichtberücksichtigung ausländischer Vorstrafen ist ein be¬ 
dauerlicher Missgriff, der dem gefährlichsten, dem inter¬ 
nationalen Verbrechertum, zu statten kommt. 

Noch bedenklicher ist m. E., dass die Rückfallsvor¬ 
schriften mit ihren Folgen auch auf die Jugendlichen und 
die vermindert Zurechnungsfähigen Anwendung finden 
sollen. Wo bleibt da der Erziehungsgedanke bei den 
Jugendlichen ? 

Die Strafe gegen die vermindert Zurechnungsfähigen 
ist nach den Grundsätzen über die Strafe des Versuchs 
abgestellt. Die Versuchsstrafe ist der Art nach die gleiche 
wie beim vollendeten Verbrechen. Da nun beim dritten 
und ferneren Rückfall von mehreren angedrohten Straf¬ 
arten die schwerste zu wählen ist, so liegt die Gefahr vor, 
dass auch vermindert Zurechnungsfähige mit Zuchthaus¬ 
strafe belegt werden, ein vom Standpunkt der Humanität 
und der Gerechtigkeit abzulehnendes, aber leicht zu be¬ 
seitigendes Ergebnis; man bräuchte die Strafe gegen die 
vermindert Zurechnungsfähigen nur nach den gleichen 
Grundsätzen wie gegen Jugendliche zu verhängen. 

Die Begründung betont, dass die im Gesetze vor¬ 
gesehenen Nebenstrafen und sichernden Massnahmen auch 
beim Rückfall Anwendung fänden, und dass auch die vor¬ 
läufige Entlassung zulässig sei. Da diese aber seither von 
der Justizverwaltung kaum oder doch nur in den aller¬ 
seltensten Fällen den Rückfälligen zugestanden wurde, und 
auch unter dem künftigen Strafgesetzbuch kaum Anlass 
für sie besteht, von dieser alten und bewährten Praxis, 
wie die bekannte, landläufige Formel lautet, abzugehen, 
so ist um so grösserer Nachdruck darauf zu legen, dass 
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den Gefangenen bei guter Führung’ein Recht auf vor¬ 
läufige Entlassung zugestanden wird. 

Ueber die strafrechtliche Behandlung der sozial Un¬ 
brauchbaren, der Unverbesserlichen oder Ungebesserten, 
der Gemeingefährlichen, der vielfach rückfälligen gewerbs- 
und gewöhnheitsmässigen Verbrecher oder wie die Bezeich¬ 
nung sonst lautet, ist schon so viel Tinte verschrieben und 
Druckerschwärze verbraucht worden, ist auf Kongressen 
und Versammlungen schon so viel gesprochen und debattiert 
worden,, dass es unmöglich ist, den Widerstreit der Mei¬ 
nungen, alle Anträge, Vorschläge und Resolutionen, wenn 
auch nur summarisch, hier zu wiederholen. Es ist auch 
nicht nötig, nachdem Prof. Mittermaier in einer höchst 
schätzenswerten Abhandlung (Vergleichende Darstellung, 
Allgem. Teil Bd. III S. 321 ff) eine mit ausserordentlichem 
Fleiss zusammengetragene vollständige Uebersicht über 
den Streit der kriminellen Schulen und über die Gesetz¬ 
gebungen und Entwürfe, die sich bisher schon die Lösung 
dieses Problems zur Aufgabe gestellt haben, sowie über 
die neuesten Reformbewegungen des Auslandes mit er¬ 
schöpfender Angabe der in- und ausländischen Literatur 
geliefert hat. 

Der einschlägige Paragraph (89) des Entwurfs lautet: 

„Begeht Jemand, der schon vielfach, mindestens aber 
fünfmal, wegen Verbrechen oder vorsätzlicher Vergehen 
mit erheblichen Freiheitsstrafen, darunter mindestens 
einmal mit Zuchthaus, bestraft ist und die letzte Strafe 
vor nicht länger als drei Jiihren verbüsst hat, aufs 
neue ein Verbrechen oder vorsätzliches Vergehen, das 
ihn in Verbindung mit seinen Vorstrafen als gewerbs- 
oder gewohnheitsmässigen Verbrecher erscheinen lässt, 
so ist, wenn die neue Tat ein Verbrechen ist, auf 
Zuchthaus nicht unter fünf Jahren und, wenn sie ein 
Vergehen ist, auf Zuchthaus von zwei bis zu zehn Jahren 
zu erkennen. 

Ausländische Vorstrafen kommen hierbei mit der 
Massgabe in Betracht, dass der Zuchthausstrafe die¬ 
jenige in dem fremden Stap.te gesetzlich bestehende 
Freiheitsstrafe gleichgeachtet wird, die ihrer Art nach 
der Zuchthausstrafe am meisten entspricht; doch muss 
ihre Dauer wenigstens ein Jahr betragen. 

Die auf Grund dieses Paragraphen Verurteilten 
werden in besonderen, für sie ausschliesslich bestimm¬ 
ten Strafanstalten verwahrt. 
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Die Vorschrift des § 22 findet auf sie keine An¬ 
wendung.“ 

Der deutsche Verentwurf will mit dieser Bestimmung 
durch das Mittel der Strafe der Gesellschaft einen wirk¬ 
samen Schutz gegen die sich von seiten der sogenannten 
Unverbesserlichen ergebende Gefahr schaffen. Hat er 
diese Absicht verwirklicht ? Ich fürchte: Nein. 

Die Begründung schliesst auf die Unverbesserlichkeit 
und Gemeingefährlichkeit — Ausdrücke, die im Entwürfe 
selbst mit Recht vermieden und nur in der Begründung 
öfter gebraucht werden — aus der Tatsache des wieder¬ 
holten Rückfalls, aus der Tatsache, dass Jemand trotz 
mehrfacher und erheblicher Vorstrafen, den unausrottbaren 
Hang, seine Triebe im Widerspruch mit dem Recht zu 
befriedigen, dadurch beweist, dass er fortfährt schwere 
Angriffe gegen Rechtsgüter auszuführen, dass er seine 
bisher vergeblich bekämpfte hartnäckige verbrecherische 
Gesinnung immer wieder von neuem betätigt. 

Sie erblickt in diesem Verhalten eine schwerere Ver¬ 
schuldung, die die Anwendung schwerer und langdauernder 
Strafen rechtfertige. Durch diese werde einerseits gereclUe 
Vergeltung geübt, andererseits dem Sicherungsbedürfnis 
genügt. 

Deshalb könne die in der Literatur vielfach empfohlene 
und in den modernen Strafgesetzbüchern und -entwürfen 
entweder an Stelle der Strafe oder in Verbindung mit 
dieser eingeführte sichernde Verwahrung in Wegfall kom¬ 
men. Das mag theoretisch ganz richtig sein, in praxi 
aber wird die Schutzlosigkeit der Gesellschaft nicht be¬ 
hoben werden, denn auch nach Verbüssung der gerechten 
Strafe bleibt die Gemeingefährlichkeit des Ver¬ 
brechers bestehen. 

Darum wird der der Gesellschaft durch den Entwurf 
gewährte Schutz nicht ausreichend sein; man hätte den 
Mut haben müssen zu bestimmen, dass gegen denjenigen, 
der sich als habitueller Verbrecher erwiesen hat, äussersten 
Falls lebenslängliche Freiheitsentziehung ausgesprochen 
werden kann. Ob man diese dann Vergeltungsstrafe, 
Sicherungsstrafe oder sichernde Verwahrung nennt, ist 
ganz gleichgültig; der Name tut nichts zur Sache. Der 
Entwurf aber schafft nur halbe Arbeit; seine Mindeststrafe 
ist zu niedrig und seine Höchststrafe von zu kurzer Dauer. 



Ich habe oben gesagt, die Gemeingefährlichkeit bleibt 
bestehen, ich fürchte, sie wird durch den Entwurf noch 
verschärft und vergrössert. 

Dass die auf Grund des § 89 des Entwurfs Verurteilten 
ihre Strafe in besonderen für sie ausschliesslich bestimmten 
Strafanstalten verbüssen, ist ganz in Ordnung; sie bilden 
wie die Jugendlichen eine besondere Gruppe unter den 
Verbrechern. Bedenklich aber finde ich die Vorschrift, 
dass man sie nicht in Einzelhaft halten will. Kann man 
sich nicht entschliessen, diese Leute auf Lebzeiten einzu¬ 
sperren, will man sie wieder auf die menschliche Gesell¬ 
schaft loslassen, so ist das einzige gegen sie anzuw’^endende 
Haftsystem die Einzelhaft; sie werden darin zwar nicht 
gebessert, aber sie werden mürbe. 

Nach unseren Erfahrungen gelingt es uns selbst bei 
besseren Elementen als den in Frage stehenden trotz aller 
vortrefflichen Einrichtungen im Strafvollzug, trotz Einzel¬ 
haft, geistlichen Zuspruchs und Schulunterrichts, trotz Ein¬ 
wirkung bei den Zellenbesuchen und individueller Behand¬ 
lung — ich drücke mich vorsichtig aus — leider nur in 
seltenen Fällen eine wirkliche Besserung, eine völlige Um¬ 
wandlung, des Charakters zu erzielen; der Aufenthalt in 
einer Strafanstalt ist eben nicht besonders geeignet eine 
Besserung herbeizuführen. Man hat daher auch dieses 
Postulat fallen lassen und begnügt sich mit der sozialen 
Brauchbarmachung. 

Nach unseren Erfahrungen steht weiter fest, dass das 
Zusammensein der Verbrecher in hohem Masse geeignet 
ist, ihren Charakter zu verschlechtern. Nun sitzt eine 
grössere Anzahl Menschen, deren dauernde Gefährlichkeit 
erkannt ist, jahrelang auf engstem Raume beisammen. 
Wessen man sich zu versehen hat, wenn diese bis in den 
Grund verdorbenen, weder besserungsfähigen noch besse¬ 
rungsbedürftigen Menschen nach mehrjährigem Aufenthalt 
in diesem Milieu wieder auf die menschliche Gesellschaft 
losgelassen werden, brauche ich nicht auszuführen. 

Nach der Begründung soll ihnen gegenüber von allen 
auf Besserung gerichteten Massnahmen abgesehen w^erden. 
Das ist ganz vernünftig, w’^eil sie zw’^ecklos wären. Darin 
irrt aber die Begründung, und ich behaupte das auf Grund 
Ißjähriger Erfahrung, dass es möglich sei, solchen Personen 
gegenüber die Freiheitsentziehung zu einem wirklichen, 
von ihnen als solches empfundenen Straf übel zu gestalten, 
so lange sie in Gemeinschaftshaft verwahrt w''erden; es ist 



nicht möglich trotz strengem Arbeitszwangs und straffer 
Disziplin. Der zum erstenmal Bestrafte zieht die Einzel¬ 
haft vor, der mehrfach Rückfällii^e hasst sie und fürchtet 
sie mehr wie die Sünde. Dann wirft sich die weitere 
Frage auf, was soll denn mit diesen Menschen nach ihrer 
Entlassung geschehen, wo, wie und bei wem hofft man 
ihnen Arbeit und ehrliches Fortkommen zu verschaffen. 
Diese Menschen sind ja einfach auf die Strasse geworfen 
und müssen dem Verbrechen wieder verfallen. Dem Für¬ 
sorgeverein gebührt die Palme, der hier das unmögliche 
möglich macht. Schon jetzt begegnet man den grössten 
Schwierigkeiten einen entlassenen Zuchthäusler unterzu¬ 
bringen; sie werden unüberwindlich bei einem Grefangenen, 
der aus dem mit besonderer Etikette versehenen Zucht¬ 
haus abgeht. 

Von den Schwierigkeiten, die sich beim Strafvollzug 
mit Gemeinschaftshaft ergeben, will ich schweigen. Man 
wende nicht ein, dass sie auch bis jetzt im Zuchthaus mit 
Gemeinschaftshaft überwunden worden seien; hier waren 
die gefährlichen Elemente durchsetzt von relativ Harmlosen 

Mit meinen Ausführungen befinde ich mich in guter 
Gesellschaft. Vor 15 Jahren hat schon Gennat in den 
Jahrbüchern für Kriminalpolitik Bd. I S. 74 und 79, wenn 
auch aus anderen Gründen sich dahin ausgesprochen, dass 
wiederholt Rückfällige dauernd in Einzelhaft zu halten sein. 

Auch überzeugte Anhänger der Vergeltungsstrafe, z. B. 
Allfeld (der Einfluss der Gesinnung des Verbrechers auf 
die Bestrafung S. 169 und 170) spricht sich entschieden 
dahin aus, dass auch vom Standpunkt der gerechten Ver¬ 
geltung die Gesellschaft denjenigen als ihren Feind be¬ 
trachten und zur Ausscheidung aus ihren Reihen mit Fug 
und Recht lebenslänglich festhalten dürfe, der einen un¬ 
ausrottbaren Hang zum Verbrechen bewiesen habe und 
sich grundsätzlich gegen die öffentliche Ordnung auflehne. 
„Hier darf die Gesellschaft keine Schwäche zeigen, wenn 
ihre Ordnung nicht die Autorität einbüssen soll.“ 

Andere Anhänger der Vergeltungstheorie, (Kahl und 
van C a 1 k e r) empfehlen die Anwendung der sicheren Ver- 
wahrung in Verbindung mit Strafe. Wir würden damit 
nichts Neues in unser Strafrecht einführen, sondern an 
früher bereits Bestandenes wieder anknüpfen. Schon der 
Art. 176 der Carolina lässt die straff oder Versorgung der 
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personell zu bei Personen, von denen die künftige Begehung 
von Verbrechen begründeterweise zu erwarten ist. Der 
deutsche Gerichtsgebrauch hatte bereits früher sichernde 
Massnahmen zugelassen, wenn die Gefährlichkeit einer 
Person nachweisbar war. Auch die Praxis des 18. Jahr¬ 
hunderts hat sowohl bei der Verdachtsstrafe als auch bei 
der ordentlichen Strafe sichernde Massnahmen gegen den 
Rückfälligen für zulässig erklärt, wenn voraussichtlich nach 
der Strafverbüssung noch eine G-efahr für das gemeine 
Wesen übrig blieb. 

Auch in die Gesetzgebung hat die unbestimmte Ver¬ 
wahrung Eingang gefunden, so in die Theresiana und in 
das preussische allgemeine Landrecht. (Vergl. Lenz die 
Anglo-amerikanischeReformbewegung im Strafrechts. 269 ff.) 

Ich verkenne nicht, dass es schwierig sein mag, einen 
materiellen Unterschied zwischen Strafe und sicherer Ver¬ 
wahrung praktisch durchzuführen. 

Im einzelnen ist zu bemerken: 

Mit der Art und Zahl der geforderten Vorstrafen kann 
man sich einverstanden erklären, selbstverständlich auch 
damit, dass ausländische Vorstrafen zu berücksichtigen sind. 
Beim § 89 hat das richterliche Ermessen zu entscheiden, 
ob der Täter als gewerbs- und gewohnheitsmässiger Ver¬ 
brecher anzusehen ist; der obligatorische Charakter der 
Bestimmungen des § 88 fällt hier weg. Was unter erheb¬ 
lichen Vorstrafen zu verstehen sei, ist weder im Ent¬ 
wurf noch in der Begründung angegeben, weshalb die Ge¬ 
fahr besteht, dass die Ansichten der Gerichte hierüber 
ebenso auseinander gehen werden, wie die der Bekämpfer 
der kurzen Freiheitsstrafen über die Dauer derselben. 

Dass mit dem § 89 nur die dauernd, nicht etwa auch 
die vorübergehend Gefährlicheii getroffen werden sollen, 
ist klar. 

Nur von der letzten Strafe schreibt der Entwurf aus¬ 
drücklich vor, dass sie verbüsst sein müsse, ob frühere 
Verurteilungen genügen oder ob auch die übrigen Vor¬ 
strafen verbüsst sein müssen, wird nicht angegeben. Das 
letztere ist wohl anzunehinen, da der § 89 auf dem Gedanken 
der erhöhten Schuld aufgebaut ist. 

Die Strafbestimmung des § 89 ist unabhängig von den 
einzelnen gesetzlichen Tatbeständen des besonderen Teils, 
da die Zuchthausstrafe ausgesprochen wird ohne Rücksicht 
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auf die Schwere der Tat. Damit ist die für die schwersten 
Verbrechensarten bestimmte Freiheitsstrafe die Strafe für 
die gefährlichste Verbrechergruppe geworden. Unklar sind 
die Bestimmungen über die Verjährungsfristen, gilt die 
3jährige wie bei der letzten so auch bei den früheren Vor¬ 
strafen oder greift bezüglich dieser die fünfjährige Ver¬ 
jährung des § 87 Platz? 

Damit komme ich zum Schluss. 

Der Entwurf hat einen ganz engen technischen Rück¬ 
fallsbegriff aufgestellt und dabei das gewerbs- und gewöhn- 
heitsmässige Verbrechen gänzlich unberücksichtigt gelassen, 
der § 89 bringt der Gesellschaft nicht den genügenden 
Schutz gegen Gemeingefährliche, da er bei einer halben 
Massregel stehen bleibt. Die Bestimmungen des Entwurfs 
über Rückfall und Behandlung gemeingefährlicher Ver¬ 
brecher sind besserungsbedürftig und -fähig. 




Der Vorentwurf zu einem neuen Strafgesetzbuch. 

Von Strafaustaltsdirektor von Miciiaölis, Aachen. 


Der Vorentwurf, bearbeitet von der hierzu bestellten 
Sachverständigen - Kommission ist der Kritik übergeben 
Bevor derselbe zum Gesetz reif sein wird, wird noch längere 
Zeit vergehen; er wird mannigfache Aeiideningen erfahren, 
nachdem derselbe im einzelnen geprüft worden sein wird. 
Der Vorentwurf will nicht gänzlich Neues bringen, er will 
nur das historisch Gegebene zeitgemäss fortentwickeln und 
wenn er an diesem Standpunkte festhält, leuchtet ein, dass 
er es nicht mit einzelnen Theorien zu tun haben kann, 
dass er nicht einer bestimmten Richtung innerhalb der 
Strafrechtslehre folgt. Der Entwurf steht zwar im Allge¬ 
meinen auf dem Boden der sogen, klassischen Schule, macht 
jedoch der modernen Schule, dem Bedürfnis der Zeit ent¬ 
sprechend, Zugeständnisse; dahin gehören: bedingte Ver¬ 
urteilung und sichernde Massnahmen, was mit dem Zweck¬ 
gedanken der Strafe ira Einklänge steht. In'formalistischer 
Beziehung ist der Entwurf elastischer geworden. Der 
Richter, nicht an starre Kasuistik gebunden, hat die nötige 
Bewegungsfreiheit ohne unbeschränkt zu sein. Die Ein¬ 
fachheit in der Form findet ihren Ausdruck auch in der 
Knappheit der Bearbeitung. Während das geltende Straf, 
gesetzbuch 370 Paragraphen aufweist, hat der Vorentwurf 
deren 310, wobei zu beachten bleibt, dass der Inhalt ge¬ 
haltvoller geworden ist. — 

Wichtig scheint mir, dass auch Männer aus dem 
praktischen Strafvollzüge zu einzelnen Fragen Stellung 
nehmen. — 

Wenn man den Vorentwurf mit seiner Begründung 
durchgelesen, dann wird man sicherlich nicht von allen 
Neuerungen befriedigt sein; aber ebenso sicher ist die 
Anerkennung, dass viele Wünsche Berücksichtigung er¬ 
fahren haben. — 

Die Festungshaft ist fortgefallen; das Strafgesetz 
kennt nur noch drei Freiheitsstrafen: Zuchthaus, Gefängnis 
und Haft. Die Strafmündigkeit ist auf das 14. Lebensjahr 
heraufgesetzt worden; auch die Gefängnisgefangenen stehen 



unter BeschäftigungszwangPolizeiaufsicht ist in Fortfall • 
gekommen; Die vorläufige Entlassung kann schon statt- 
finden, sofern zwei Dritteile der erkannten Freiheitsstrafe 
verbüsst sind. Die vorläufig Entlassenen können einem 
Vertreter des Fürsorge Vereins oder einer anderen Person 
unterstellt werden; die Geldstrafen sind zeitgemäss bemessen 
worden; Teilzahlungen innerhalb eines Jahres sind zu¬ 
lässig, auch ist Tilgung durch freie Arbeit vorgesehen; 
über bedingte Strafaussetzung entscheidet das Gericht im 
Urteil; durch gute Führung kann der Erlass der Strafe 
verdient werden; die Strafaussetzung kann auch Erwachsenen 
gewährt werden. Als sichernde Massnahme dient das 
Arbeitshaus, sofern die strafbare Handlung auf Liederlich¬ 
keit und Arbeitsscheu zurückzuführen ist. Beträgt die 
verhängte Strafe nicht mehr als 3 Monate, so kann an 
ihre Stelle Unterbringung des arbeitsfähigen Verurteilten 
in ein Arbeitshaus auf die Dauer von 6 Monaten bis zu 
3 Jahren erkannt werden. Wirtshausverbot und Unter¬ 
bringung in eine Trinkerheilanstalt neben einer Freiheits¬ 
strafe von mindestens zweiwöchiger Dauer bis höchstens 
auf die Dauer von 2 Jahren sind vorgesehen. Aberkennung 
bürgerlicher Ehrenrechte ist zwar beibehalten, aber ge¬ 
mildert durch vorzeitige Wiedergewähr verwirkter Rechte; 
auch können Gefängnis- und Haftstrafen nach Ablauf einer 
Bewährungszeit im Strafregister oder in den sonstigen 
amtlichen Straf Verzeichnissen gelöscht werden. An Stelle 
der Polizeiaufsicht ist die Aufenthaltsbeschränkung getreten. 

Die Schuldfrage ist präziser beantwortet. Nicht straf¬ 
bar ist, wer zur Zeit der Handlung geisteskrank, blöd¬ 
sinnig oder bewusstlos war, sodass dadurch seine freie 
Willensbestiramung ausgeschlossen wurde. War die freie 
Willensbestimmung in hohem Grade beeinträchtigt — 
Minderwertigkeit — so finden die Vorschriften über den 
Versuch Anwendung. Zustände selbstverschuldeter Trunken¬ 
heit sind hiervon ausgenommen. — 

An Minderwertigen werden die Freiheitsstrafen unter 
Berücksichtigung ihres Geisteszustandes in besonderen, für 
sie ausschliesslich bestimmten Anstalten oder Abteilungen 
vollstreckt; dies gilt auch für Trunksüchtige. — 

Jugendliche werden nach den Vorschriften über den 
Versuch bestraft, doch darf auf lebenslängliches Zuchthaus 
nicht erkannt werden. Erscheint die Tat hauptsächlich 
als Folge mangelhafter Erziehung, so kann das Gericht — 
neben oder an Stelle einer Freiheitsstrafe — staatlich 
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• überwachte Erziehung anordnen. Die Freiheitsstrafen gegen 
Jugendliche sind in besonderen Anstalten oder Abteilungen 
zu vollstrecken, wobei die voll zurechnungsfähigen Jugend¬ 
lichen von vermindert Zurechnungsfähigen vollständig ab¬ 
zusondern sind. Freiheitsstrafen gegen vermindert zu¬ 
rechnungsfähige Jugendliche können auch in staatlich 
überwachten Erziehungs-, Heil- oder Pflegeanstalten voll¬ 
zogen werden. 

In besonders leichten Fällen kann die Strafe gemildert 
oder von ihr überhaupt abgesehen werden. 

Bei wahlweiser Anwendung einer Freiheitsstrafe darf 
auf Zuchthaus nur dann erkannt werden, wenn die Tat 
aus ehrloser Gesinnung hervorgegangen ist. 

Der Begriff des Rückfalles ist dem allgemeinen Rechts¬ 
empfinden entsprechend anders gefasst. Während das 
geltende Strafgesetz nur bei wenigen strafbaren Hand¬ 
lungen, nämlich bei Diebstahl, bei Raub, bei Hehlerei und 
bei Betrug die Rückfallsschärfung obligatorisch macht, er¬ 
kennt der Entwurf das Bedürfnis verstärkter Repression 
allgemein an. 

Die Gewohnheitsverbrecher sollen schärfer gefasst 
werden ! Tierquälerei findet empfindlichere Ahndung. Die 
Todesstrafe wird seltener zur Anwendung kommen. 

Während § 175 nur die widernatürliche Unzucht, 
welche zwischen Personen männlichen Geschlechts ge¬ 
schehen, bestraft, bezieht sich der § 250 des Entwurfes auf 
Personen gleichen Geschlechts. Kann nach § 17J des 
geltenden Rechtes der Vater, welcher mit seinen minder¬ 
jährigen Kindern unzüchtige Handlungen vornimrat, nicht 
bestraft werden, so begreift § 247 des Entwurfes die Eltern 
in die strafrechtliche Ahndung mit ein. § 180, der 
Kuppelei-Paragraph, der jetzt auch das bestraft, was die 
Polizei genehmigt, nämlich die Hergabe einer Wohnung 
an Prostituierte, findet im § 251 des Entwurfes eine ver¬ 
nünftige Korrektur. 

Beleidigungen sollen in Zukunft den veränderten Geld¬ 
verhältnissen gemäss und in Würdigung der Bedeutung 
immaterieller Güter bis zu 10000 Mark bestraft werden. 

Geringfügiger Diebstahl und Diebstahl aus Not braucht 
nicht bestraft werden, ebensowenig braucht Betteln aus 
Not bestraft werden. 

Als Straf zwecke kommen zur Geltung: Vergeltung, 
Besserung, Schutz der Gesellschaft, General- und Spezial¬ 
prävention. — 
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Dieser flüchtige Streifzug durch den Entwurf zeigt 
eine Fülle von Verbesserungen gegenüber dem geltenden 
Rechte. — 

Nun sei es gestattet, einige Punkte der Kritik zu 
unterziehen. 

§ 1 des Entwurfes hält an der Dreiteilung der straf¬ 
baren Handlungen fest; er folgt der historischen Entwick¬ 
lung und trägt dem Volksempfinden, welches zwischen 
Verbrechen und Vergehen einen Unterschied macht, Rech¬ 
nung. Es wird in Zukunft ebenso wie in der Gegenwart 
und Vergangenheit Vorkommen, dass gewerbs- und gewohn- 
heitsraässige Verbrecher in das Gefängnis kommen, blos 
deshalb, weil ihre Tat sich nicht als Verbrechen quali¬ 
fiziert. Solange wir in den Gefängnissen noch mit Ge¬ 
meinsamer Haft zu rechnen haben, solange wird das 
erziehliche Moment im Strafvollzüge zu kurz kommen. 

Durch die Reichskriminalstatistik ist nachgewiesen, 
dass die Zunahme der allgemeinen Kriminalität in Deutsch¬ 
land haupsächlich auf der Zunahme der Rückfälligkeit 
beruht. 

Wenn nun zweifelsohne an diesem Rückfalle das 
System der Gemeinsamen, nicht klassifizierten Haft ein 
Verschulden trifft, dann muss sich des Praktikers ein 
Kopfschütteln bemächtigen darüber, dass der Entwurf nicht 
auf einer Grundlage aufgebaut worden ist, die die Be¬ 
wertung der Tat hinter die Bewertung des Täters treten 
lässt. 

In den Strafanstalten wo Zuchthausstrafen zur Ver- 
büssung kommen, befindet sich vorzugsweise das Element, 
das als verloren für die menschliche Gesellschaft angesehen 
werden kann. Nicht klassifizierte Gemeinsame Haft mit 
der Hefe des Verbrechertums! Sapienti sat//f — 

Die bange Frage, was mit diesen unsozialen Menschen 
zu machen sein wird, gemacht werden muss, ihnen gegen¬ 
über hat sich der Strafvollzug ohnmächtig erwiesen, be¬ 
antwortet der Vorentwurf nicht. Von dem Strafmittel der 
Strafverschickung nimmt der Entwurf leider Abstand und 
zwar aus rechtlichen, finanziellen, wirtschaftlichen und 
politischen Bedenken. 

Das Wort Deportation verbindet die verschieden¬ 
artigsten Begriffe, falsche Vorstellungen hat es geweckt. 
Die Verfechter der Straf Verschickung denken beileibe nicht 
an eine Deportation der Franzosen, bei der, wie in Cayenne, 
die Gefangenen unblutig guillotiniert wurden, sie erblicken 
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nicht in jener Transportation der Engländer das Dorado, 
wo schliesslich Gefangen-Kolonisation neben freier Koloni¬ 
sation Aufruhr und Demoralisation zeitigte. Freie Kolo¬ 
nisten mit ehemaligen Verbrechern gemischt, eine Eiterbeule 
am gesunden Nationalkörper, muss auch diesen verderben! 
Nein, wir Anhänger der Verschickung denken wenigstens 
in Mehrheit ah eine Verschickung für die Dauer längerer 
Strafe. Diese Loslösung des Verbrechers aus verseuchtem 
Milieu, soll ihn geistig und körperlich zu einem anderen 
Menschen machen, sie soll ihn dem Verbrechermarkte ent¬ 
fremden und ihn befähigen, im Heimatlande wieder ein 
brauchbares Mitglied der menschlichen Gesellschaft zu 
werden. Es muss doch versucht werden, auch diejenigen 
zu retten, die die Zuchthäuser bevölkern; wir können uns 
doch nicht an dem Ergebnis der Statistik genügen lassen, 
nach" welcher 80 °/o aller Wahrscheinlichkeit nach rückfällig 
werden. Ist der vornehmste Staatszweck der Strafe Schutz 
der Gesellschaft, so fordert die Staatsethik schädliche 
Glieder des sozialen Körpers wiederzugewinnen. Diese 
Wiedergewinnung macht das Zuchthaus mit Gemeinsamer 
Haft unmöglich und deshalb müssen andere Strafmittel 
gefunden werden! Im § 34 der Begründung des Vorent¬ 
wurfes heisst es letzter Absatz „Statt dessen, also an Stelle 
der Straf Verschickung, dürfte es sich empfehlen, auf die 
Verbesserung des Vollzuges der bisher gegen die schweren 
und gefährlichen Verbrecher angewandten Strafen bedacht 
zu sein und auf diesem Wege eine Verminderung der 
schweren Kriminalität anzustreben.“ Als Mittel werden 
Strafschärfungen und Arbeiten in freier Luft vorgeschlagen. 
Der Praktiker könnte lachen, wenn die Sache nicht so 
bitter ernst wäre. Wer überhaupt Gefangene bei Aussen- 
ai'beiten kennen gelernt hat, der wird wissen, dass diese 
Beschäftigungsart zwar den Körper des Sträflings aus 
seiner Lethargie herausreisst, seinen Geist indessen schädigt, 
in seiner dunklen Seele die letzten lebensfähigen Atome 
zerstört. Der Zuehtliäusler insonderheit, der nur im engen 
Käfig sich fügt, geht bei vermehrtem Freiheitsmasse aus 
sich heraus und wird seinen Mitgefangenen, den Beamten, 
der freien Bevölkerung eine ernste Gefahr. Die Disziplin, 
die ihn doch mit erziehen soll, schwindet vollständig und 
um überhaupt die unbotmässige Masse noch in Zaum zu 
lialten, werden Vergünstigungen gewährt, welche sich mit 
dem Ernst des Strafvollzuges nicht mehr vereinbaren 
lassen. Der Kommandoführer macht aus der Not eine 



Tugend! Strafschärfungen in Verbindung mit Aussenarbeit 
gedacht, sind Widersprüche. Gerade die mit schwerer Körper- 
arbeit verbundene Aussenarbeit macht Kostverstärkung 
notwendig, Strafmilderungen und nicht Schärfungen! Also, 
was in dieser Hinsicht der Vorentwurf beabsichtigt, hat 
keinen praktischen Wert. — 

Die Aussenarbeit mit ihren Vergünstigungen gestaltet 
sich häufig bei hyperhumanitärer Handhabung der Dis- 
ziplinarstrafgewalt zum Anreiz, nach erfolgter Strafver- 
büssung neue Verbrechen zu begehen. — 

Noch zwei Worte über die Bestrafung Jugendlicher! 
Letztere können, wenn ihre böse Tat auf mangelhafter 
Erziehung beruht, neben oder an Stelle einer Freiheits¬ 
strafe staatlich überwachter Erziehung überwiesen werden. 
Ich warne davor. Jugendliche erst zu strafen und dann in 
die Erziehungsanstalt zu stecken. Für ehemalige jugend¬ 
liche Gefangene eignet sich das Erziehungshaus nicht. Wer 
erst einmal im Gefängnis gewesen ist, wird ein geeignetes 
Erziehungsobjekt nicht mehr abgeben. Entweder hat der 
jugendliche Rechtsbrecher nach seiner Gesaratindividualität 
Gefängnis verwirkt, dann muss er ins Strafhaus für Jugend¬ 
liche, oder aber seine moralische und sittliche Reife Hessen 
ihn strafrechtlich nicht verantwortlich erscheinen, dann 
gehört er in die Fürsorge. Interessant ist die Erfahrung: 
in der Erziehungsanstalt sind diejenigen Zöglinge, welche 
gerichtlich bedingt verurteilt oder verui'teilt worden waren 
mit bedingter Strafvollstreckung, das Strafhaus noch nicht 
kennen gelernt haben, die besten unter den Zöglingen; im 
Strafhause sind verunglückte Fürsorgezöglinge eine criix 
maxima. Sie lernten schon früh das Gefängnis kennen, 
sie kamen dann in Fürsorge, aus welcher sie entliefen, 
um auf dem Wege des Verbrechens zu stranden. — 

In der Gesellschaft befinden sich die verschiedensten 
Arten sozial kranker Elemente, Persönlichkeiten, die wegen 
ihrer kranken anormalen Eigenart derselben lästig und 
gefährlich werden. Hat die Gesellschaft ein Recht auf 
Schutz, dann müssen diese Schädlinge solange als von 
ihnen eine schädigende Wirkung zu erwarten ist, abge¬ 
sondert werden. Geistig Minderwertige, Geisteskranke auf 
Zeit, auf Lebenszeit in eine Bewahr- oder Heilanstalt. 
Rechtsbrecher aus sozialen, biologischen, anthropologischen 
oder sonstigen Gründen ins Strafhaus. Dies gebietet da.s 
Schutzbedürfnis der societas. Auf der anderen Seite abei’ 



darf der Staat sich nicht genügen lassen, unsoziale Elemente 
auszusondern und unschädlich zu machen; er muss alle 
Mittel anwenden diese Elenden und bemitleidungswürdigen 
Menschen gesund zu machen, körperlich, geistig, wirt¬ 
schaftlich ! Dazu gehört, dass das angewandte Mittel Erfolg 
verspricht. Die Gewohnheitsverbrecher in den Zuchthäusern 
mit Gemeinsamer Haft werden ebenso wenig der Gesell¬ 
schaft wiedergewonnen, als jene mit Zuchthaus bestraften 
Uebeltäter, die nach Erstehung eines verhältnismässig 
kurzen Teiles ihrer Strafe an die frische Luft zur Aussen- 
arbeit kommen, die ihrer ganzen Struktur nach eine er¬ 
ziehliche Wirkung nicht auszuüben vermag. Für diese 
Unglücklichen halte ich als Heilstätte geeignet: eine gesunde 
Kolonie, in der ernstem Strafvollzüge das Wort geredet 
wird, wo durch Arbeit und Belehrung Körper und Geist 
gesunden und jene Befähigung erlangen, um nach erstan¬ 
dener Strafe in den sozialen Heimatkörper mit Erfolg 
eingegliedert werden zu können. 


V. Alichaülis, 



Der Vorentwurf zu einem deutschen Strafgesetzbuch vom 
Standpunkt des praktischen Strafvoiizugs. 

Eine Kritik von Dr. juris Sc heitrer, Amtsgerichtsrat a. D., 
Strafanstaltsdirektor zu Lüttringliausen. 


Die an dem Vorentwurf bisher geübte Kritik ist, so¬ 
viel ich übersehe, anfänglich vorwiegend kriminalpolitischer 
Natur gewesen und zumeist von spezifischen Juristen aus¬ 
gegangen. 

Es mehren sich nun aber auch die Stimmen der 
Praktiker des Strafvollzugs, nachdem der Geheime Ober¬ 
regierungsrat Dr. Reichard-Karlsruhe die Kritik vom 
Strafvollzugsstandpunkte aus mit einer wertvollen Beleuch¬ 
tung des Entwurfs in diesen Blättern (Bd. 44 Heft 1) er¬ 
öffnet hat. 

Die geradezu mangelhafte Berücksichtigung der For¬ 
derungen des Strafvollzugs in dem Vorentwurf rechtfertigt 
es, wenn neben anderen Strafvollzugspraktikern auch ich 
meine Stimme erhebe; ich halte mich zu dieser Kritik um 
so mehr berechtigt und verpflichtet, da ich als langjähriger 
früherer Strafrichter die einschlägigen Fragen zugleich 
auch von der juristischen Seite zu beurteilen gew^ohnt bin. 

Ich beabsichtige übrigens nicht, mich mit dem Ent¬ 
wurf im Ganzen zu beschäftigen, werde mich vielmehr 
vorwiegend auf die im allgemeinen Teil enthaltenen, für 
den Strafvollzug in Betracht kommenden Vorschriften be¬ 
schränken und von dem besonderen Teil nur den Dieb¬ 
stahl in den Kreis meiner Betrachtungen ziehen. 

Es ist in der Tat auffallend, dass der mit der Aus¬ 
arbeitung des Vorentwurfs beauftragten Kommission ledig¬ 
lich praktische Juristen angehörten, nicht aber ein einziger 
Strafvollzugspraktiker! 

In dem Vorentwurf ist soviel über den Strafvollzug- 
bestimmt, dass nach Ansicht der Kommission (Einleitung 
zur Begründung Seite XI) „allenfalls ein besonderes Straf¬ 
vollzugsgesetz entbehrt . . . werden kann.“ Trotzdem hat 
man geglaubt, der Mitwirkung eines Praktikers des Straf¬ 
vollzugs entraten zu können! 



Diirf es da überraschen, dass in erster Linie die be¬ 
sonderen Strafvollzugsbestimmung-en vom Standpunkte der 
Praxis aus fast durchweg anfechtbar sind ? Es ist geradezu 
selbstverständlich, dass die im Strafvollzug nicht erfahrenen 
Verfasser des Entwurfs keine Rücksicht auf die Bedürf¬ 
nisse des Strafvollzugs nahmen und dass die in der Praxis 
mühsam gesammelten Erfahrungen unberücksichtigt blieben. 


Von den besonderen Straf Vollzugsvorschriften ist er¬ 
freulich nur die Forderung, dass die Zuchthausstrafe in 
ausschliesslich dazu bestimmten Strafanstalten vollstreckt 
werden soll; § 15 Abs. 1. Dadurch wird endlich mit dem 
üblen Zwnttersystem aufgeräumt. 

Der „strenge Arbeitszwang“ des § 15 Abs, 2 ist freilich 
ein dehnbarer Begriff. Jeder Zwang ist streng, sonst ist 
er eben kein Zwang! Also Avird sich der „Beschäftigungs- 
zwang“ des § 17 Abs. 1, der dort für Gefängnisgefangene 
aufgestellt ist, Amn dem Arbeitszwang gegen Zuchthäusler 
gar nicht wesentlich unterscheiden. Die Gefängnisgefangenen 
können doch nicht Avohl anders, als mit Arbeit „beschäftigt“ 
werden! 

Geradezu unheilvoll ist die Bestimmung in § 16 „Der 
Höchstbetrag der Gefängnisstrafe ist 5 Jahre, ihr Mindest¬ 
betrag 1 Tag“. Man hätte erwarten können, dass der 
EntAvurf hier über das Bestehende fortgeschritten Aväre! 
Nun, die Zusammensetzung der Kommission erklärt es, 
dass man es einfach beim Alten belassen hat. Hier ist 
eine der dunkelsten Stellen des ganzen . Entwurfs! Kein 
einsichtiger Praktiker kann zugeben, dass es bei dieser 
Bestimmung sein Bewenden hat! 

Jeder Sachkundige weiss, wie zAveck- und AAÜrkuugslos 
einerseits und Avie A^erderblich für den Bestraften andrer¬ 
seits kui'ze Freiheitsstrafen sind. 


Im Jahre 1905 sind im Deutschen Reich verhängt: 


Gefängnisstrafen von 2 

Jahren und mehi* . . 

2 748 

. n 1 

Jahr bis unter 2 Jahren. 

10071 

.. 3 

bis unter 12 Monaten . . 

47196 

„ 1 

bis unter 3 Monaten . . 

43107 

.. 8 

bis unter 30 Tagen . . 

65 723 

4 

bis 7 Tagen. 

43418 

1 

lu's 3 Tagen. 

40069 


Insgesamt . 

252332 
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Die Gefängnisstrafen bis zu 7 Tagen, welche gegen¬ 
wärtig noch Vs aller überhaupt verhängten Gefängnis¬ 
strafen ausinachen, lassen sich allein aus dem Gesichts¬ 
punkte der Vergeltung erklären und rechtfertigen. Auf 
diesem Standpunkt aber wollen wir doch nicht immer 
stehen bleiben; er ist zu unbefriedigend und mit unserem 
christlichen Sittengesetz unvereinbar. Bei längerer Frei¬ 
heitsentziehung gestatten deshalb sogar die Anhänger des 
Vergeltungsprinzips dem Besserungszweck eine weitgehende 
Einwirkung auf die Strafe. Bei den kurzen Strafen scheidet 
dieser Gesichtspunkt aus! 

Es leuchtet ein, dass ein Gefangener, der nur wenige 
Tage zu verbüssen hat, von all’ den Einrichtungen des moder¬ 
nen Strafvollzugs, die eine Einwirkung auf ihn beabsichtigen, 
unberührt bleibt. Die Freiheitsentziehung ist zu kurz, um sich 
tiefer bei ihm fühlbar zu machen. Er kommt nicht zu einer 
Beschäftigung, weder mit einer nützlichen Arbeit, noch mit 
sich selbst. Den Beamten gelingt es nicht, irgend einen 
Einfluss auf ihn zu erlangen. Untätig vertrödelt er in 
verderblichem Nichtstun die Stunden und das Gefängnis 
büsst den heilsamen Schrecken ein, den es vorher noch 
auf ihn aiisübte. Die Mitgefangenen, mit denen er beim 
Eintritt und Weggang, auf dem Spaziergang oder auch 
verbotener Weise in Berührung kommt, verschlimmern 
noch all dieses Unheil und der Verlust des Ehrgefühls ist 
meist die Folge der kurzen Freiheitsstrafe. 

Werden wir uns doch einmal darüber klar, dass das, 
was wir mit 3 oder 7 Tagen Gefängnis sühnen zu müssen 
vermeinen, nicht so schlimm ist, dass es nicht auch mit 
einer Geldstrafe abgegolten werden könnte. Aber dem 
Prinzip zu liebe, aus Bequemlichkeit und weil es schon 
seither so gewesen ist, wird an solch' nutzlosen Strafen 
festgehalten. Besser gar keine Strafe, als eine so ver¬ 
derbliche, die lediglich den Rückfall züchtet! Mit den 
kurzen Strafen bringen wir das Gefängnis nur in Miss¬ 
kredit ; wir erreichen damit gerade das Gegenteil von dem, 
was wir Avollen. 

Wir tun auch durchaus keinen Sprung ins Dunkle, 
wenn wir die Mindestdauer der Gefängnisstrafe erhöhen. 
Die Mindestgefängnisstrafe beträgt in Dänemark 2 Tage, 
in Oesterreich (Vorentwurf) 3 Tage, in Frankreich 0 Tage, 
in Belgien 8 Tage, in der Schweiz (Vorentwurf) 8 Tage, 
in Finnlaiid 14 Tage, in Norwegen 21 Tage, in Schweden 
1 ]\lonat. 
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Zweifellos ist in allen diesen Staaten aus Gründen des 
Strafvollzugs, nämlich weil die Wirkungslosigkeit und Ver¬ 
derblichkeit kurzer Freiheitsstrafen sich herausgestellt hatte, 
das Mindestmass, das früher ebenfalls 1 Tag war, erhöht 
worden. Und bei uns, wo dieselbe Not herrscht, wo die 
Praxis des Strafvollzugs ebenfalls die Erhöhung fordert, 
soll es beim Alten bleiben? Das wäre geradezu ein Ver¬ 
brechen an unserem Volke! 

Ein Mindestmass von 8 Tagen würde zwar nicht alle 
Wünsche der Praxis erfüllen, aber immerhin die . ganz 
kurzen Strafen beseitigen. Zunächst könnten damit Er¬ 
fahrungen gesammelt und so die WeiterentWickelung ange¬ 
bahnt werden. 

Die Bestimmungen des § 17 verraten deutlich die 
Hand des Theoretikers. Jede Anstalt muss Arbeiten ein¬ 
führen und teilt die Gefangenen schon im eigenen Interesse 
demjenigen Arbeitsbetriebe zu, der ihrem Beruf am meisten 
entspricht. Auf einen Beruf, dem jemand angeblich nach 
der Entlassung nachgehen will, lässt sich begreiflicher¬ 
weise keine Rücksicht nehmen. Dass man im übrigen Wünsche 
nach Möglichkeit berücksichtigt, ist selbstverständlich. Aber 
anders, als mit den eingeführten Arbeiten kann man die 
Gefangenen doch nicht beschäftigen! Selbstbeschäftigung 
ist selten; etwa eine auf tausend. 

Dem Gefangenen unter gewissen Bedingungen Selbst¬ 
beschäftigung zu gestatten, macht keine erheblichen Um¬ 
stände und lässt sich wohl rechtfertigen. Schwieriger 
schon gestaltet sich das Zugeständnis eigener Kleidung. 
Das eigene Interesse des Gefangenen spricht meist dagegen. 
Denn es ist am besten, wenn der Gefangene im Gefängnis 
möglichst wenig auffällt. Wer in eigener Kleidung sich 
den Mitgefangenen zeigt (beim Spaziergang, in Kirche und 
Schule und bei sonstigen Gelegenheiten), ist Gegenstand 
interessierter Neugier und nach seiner Entlassung Indis¬ 
kretionen und Erpressungen ausgesetzt, welche die Ver¬ 
günstigung eigener Kleidung mehr als “aufwiegen. 

Ueber Beschwerden wegen Verweigerung des Ge¬ 
brauchs eigener Kleidung soll das Gericht entscheiden. 
Will es sich den Gefangenen in seinem Anzug vorführen 
lassen, oder wie will es sich davon überzeugen, dass die 
Gefängnisverwaltung mit ihrer Verweigerung wegen Un¬ 
angemessenheit der Kleidung im Unrecht ist? Wird das 
Gericht es billigen, wenn die Gefängnisverwaltung den 
Gebrauch eigener Kleider untersagt, um dem Vermögens- 
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losen Häftling die eigene Kleidung für die Zeit der Ent¬ 
lassung aufzusparen und so für ihn zu sorgen ? Soll etwa 
das Tragen eigener Kleidung ein Privilegium für ver¬ 
mögende Uebeltäter werden? 

Mit den Schärfungen der Zuchthaus- und Gefängnis¬ 
strafen, die § 18 vorsieht, bürdet der Vorentwurf dem 
Strafvollzug eine üble Rolle auf. Die Zuchthaus- und 
Gefängnisstrafen enthalten, wenn mit Ernst und Energie 
vollzogen, zumal wenn sie in Einzelhaft verbüsst werden, 
an sich genügend Schärfe, um bei hinreichender Dauer 
auf den Bestraften die überhaupt mögliche Wirkung aus¬ 
zuüben. Die Schärfungen des Vorentwurfs müssen ver¬ 
bitternd wirken, wenn der Betroffene trotz etwaiger guter 
Führung in der Anstalt von Zeit zu Zeit wie ein mit 
Disziplinarstrafen Belegter behandelt wird. 

Soll während der Schärfung der Arbeits- resp. Be¬ 
schäftigungszwang wegfallen ? 

Auf einen zu solchen Schärfungen Verurteilten Einfluss 
zu erlangen, wird fast ganz unmöglich sein. 

Wenn Schärfungen wirken sollen, so müssen sie kurz 
sein und während der ganzen Strafzeit andauern; sie sind 
nur angezeigt in Verbindung mit Freiheitsstrafen bis zur 
Dauer von 4- Wochen. 

' In grösseren Gefängnissen würden die nach dem Vor¬ 
entwurf mit Schärfungen Bestraften ihren Mitgefangenen 
als Märtyrer erscheinen und der Disziplin grosse Schwierig¬ 
keiten bereiten, da sie an guter Führung kein Interesse 
haben. Viel wünschenswerter für den Strafvollzug wäre 
eine Bestimmung dahin, dass auf Antrag der Gefängnis¬ 
verwaltung durch Gerichtsbeschluss Arreststrafen, wenn 
sie eine bestimmte Dauer übersteigen, auf die Strafzeit 
nicht in Anrechnung kommen sollen. Angesichts der Vor¬ 
schrift in § 18, Abs. 4 würde die Strafverlängerung wohl 
keine grundsätzlichen Bedenken erregen. 

Auch bei der Haftstrafe ist das Älindestmass von 1 
Tag aus denselben Gründen zu verwerfen, wie bei der 
Gefängnisstrafe. Die Höchstdauer von 15 Jahren ist ent¬ 
schieden zu hoch; dieselbe dürfte keineswegs mehr als 
10 Jahre betragen. Diese Frist gewährleistet jedenfalls, 
soweit Besserung in Betracht kommt, die überhaupt mög¬ 
liche Wirkung auf den Gefangenen, während ihn die enorme 
Dauer von 15 Jahren in den allermeisten Fällen körperlich 
oder geistig zu Grunde richtet. Lieber lebenslänglich ein¬ 
sperren, wenn Unschädlichmachung in Frage kommt! Piir 
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besondere Fälle, in denen dies zu hart erscheint, mag’ durch 
Begnadigung oder vorläufige Entlassung gesorgt werden. 

Die Bestimmung in § 20, Abs. l, Satz 2, dass die 
Haftstrafen in besonderen Anstalten oder Abteilungen voll¬ 
streckt werden sollen, wird selbstredend nur zur Folge 
haben, dass die Bundesstaaten aus Ersparnisgründen die 
letztere Alternative wählen. 

Die im § 22 Abs. 1 hinsichtlich der Dauer der Einzel¬ 
haft bei Zuchthaus- und Gefängnis-Gefangenen gesetzten 
Fristen von 6 und 3 Monaten sind für den Normalfall 
entschieden zu kurz. Was durch angestrengte Arbeit an 
den Gefangenen während'3 oder 6 Monaten in der Einzel¬ 
haft erreicht ist, wird oft am ersten Tage der Gemein¬ 
schaftshaft verloren gehen. Die Gemeinschaftshaft ist über¬ 
haupt für alle noch besserungsfähigen Elemente, also doch 
etwa für bis Ys Bestraften ganz abzulehnen und 
nur aus den im § 22, Abs. 3 aufgeführten Gründen aus¬ 
nahmsweise zuzulassen. 

Wenn die Vorschrift des § 22, Abs. 2, Satz 3 Gesetz 
würde, so wäre der schlimmsten Verführung in der Ge¬ 
meinschaftshaft die Türe geöffnet. Gefangene., die er- 
wiesenermassen von verderblichem Einfluss auf die Mit¬ 
gefangenen sind, müssen von der Gemeinscliaftshaft aus¬ 
geschlossen bleiben, auch wenn dann die Einzelhaft länger 
als drei Jahre dauert; die Vorschrift muss in „soll“ statt 
„darf“ geändert werden. 

Die Ys' der bisherigen Yi'EiiGassung ist mit 

Freuden zu begrüssen. Doch ist zu beklagen, dass der 
Entwurf im übrigen über den bestehenden Zustand nicht 
hinaus will. 

Die vorläufige Entlassung soll eine besondere Ver¬ 
günstigung bleiben, die nach den Gesichtspunkten der 
Gnade gewährt wird. Der Bestrafte kann sie sich nicht 
verdienen, sondern sie wird ihm als ein Geschenk zuteil. 
Da liegt der Fehler der bisherigen Einrichtung und die 
Väter des Entwurfs wollen diesen Mangel nun verewigen. 
Dass in England das Institut der vorläufigen Entlassung 
sieh aus einem Gnadenakt in eine Strafvollzugseinrichtuug 
weiter entwickelt hat, und dass eine gleiche Fortentwick¬ 
lung von der Praxis in Deutschland mit guten Gründen 
vei'langt wird, bleibt unberücksichtigt! Es erschien der 
Kommission wichtiger, an toten Rechtsprinzipien festzu- 
Inilten, als den Bedürfnissen des Lebens nachzugeben. 
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Dass wir nur mit dem Aufgeben des bisherigen Stand¬ 
punkts weiter kommen, ist ohne weiteres einleuchtend. 
Eist wenn die Abkürzung der Strafe in die eigne Hand 
des Bestraften gelegt ist, wird er bestrebt sein, sich diesen 
Vorteil selbst zu verdienen. Erst wenn er sich die vor¬ 
läufige Entlassung selbst verdient hat, gewinnt sie wirklich 
inneren Wert für sein Leben. Recht ist mehr wert als 
Gnade. Angesichts der Vorschrift des § 38, Abs. 1 des 
Entwurfs ist es ganz inkonsequent, die vorläufige Ent¬ 
lassung nur als Vergünstigung zu behandeln! Wenn der 
völlige Erlass der Strafe (bei der bedingten Strafaussetzung) 
verdient werden kann, warum soll es nicht auch der teil¬ 
weise werden? 

Die Vorschrift in § 26, Abs. 1 muss also in „sollen¬ 
statt „können“ geändert werden ! Die näheren Bestimmungen 
unter Abs. 2 bieten genügende Gewähr, dass die Mas.sregel 
nicht in ungeeigneten Fällen angewendet wird. 

Solange wir keine selbständige Strafvollzugsbehörde 
besitzen, wird cs dabei bleiben müssen, dass die Ent¬ 
scheidung über die vorläufige Entlassung der obersten Justiz¬ 
aufsichtsbehörde zufällt. Hierbei scheint aber angesichts der 
bisherigen ]\Iängel des Verfahrens eine nähere Bestimmung- 
nötig, durch welche der unangebrachte Einfluss der An¬ 
klagebehörde in Sachen der vorläufigen Entlassung ab¬ 
geschnitten wird. In Preussen reicht die Staatsanwaltschaft 
die Akten des vorläufig zu Entlassenden mit einem Bericht 
ein und macht dabei einen Vorschlag, welcher in der Regel 
für den Minister massgebend ist. 

Xun ist aber der Staatsanwalt, nachdem er sich durch 
die Anklage und die Anträge in der Hauptverhandlung 
festgelegt hat, offenbar voreingenommen und folglich zu 
einer unbefangenen Beurteilung des Antrags auf vorläufige 
Entlassung ausserstande. Die Staatsanwaltschaft wird ihrer 
Ansicht über Schuld und Strafmass auch noch bei der 
vorläufigen Entlassung Geltung zu verschaffen bestrebt 
sein. Wo das Gericht nach ihrer Meinung zu milde ge¬ 
urteilt hat, wird sie durch Vereitelung der vorläufigen 
Entlassung ihrer Wertung der Straftat noch nachträglich 
zum Siege verhelfen. Das ist menschlich erklärlich und 
es wäre zu viel verlangt, wenn man etwas Anderes er¬ 
wartete. Also muss die Staatsanwaltschaft ausgescha,ltet 
werden. So wird in England verfahren. Warum soll diese 
weise Massregel nicht auch bei uns möglich sein 
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Dem Minister können die Akten aller an sich für die 
vorläufige Entlassung in Betracht kommenden Straf¬ 
gefangenen vorgelegt werden, damit er nach Anhörung 
der Gefängnisverwaltung selbständig entscheide. 

Die Bewilligung von Fristen zur Zahlung der Geld¬ 
strafen (§ 31), die jetzt auch in England in Vorschlag ge¬ 
bracht wird, ist zwar als gesetzliche Vorschrift neu, aber 
durchaus nichts neues gegenüber der Praxis. Das bis¬ 
herige Verlangen, dass Geldstrafen in einer Summe auf 
einmal gezahlt werden sollen, hat die Geldstrafen, soweit 
höhere Beträge in Frage kommen, zu einem Privilegium 
der Kelchen gemacht. Der auf sein Arbeitseinkommen 
Angewiesene kann selbstverständlich gar nicht anders 
als in Raten zahlen. Ihm gegenüber ist das Verlangen 
der sofortigen Erlegung der ganzen Strafsumme eine 
Härte, die endlich wegfallen muss. 

Auch zur Zahlung der Steuern gibt der Staat Fristen. 
Warum soll die Strafe nicht in ganz derselben Weise und 
nach denselben Grundsätzen wie die Steuer eingezogen 
werden? Warum nicht auch von denselben Behörden und 
zu denselben Kassen? 

Der jetzige Zustand, dass hundertausende von Geld¬ 
strafen nicht bezahlt, sondern als kurze Freiheitsstrafen 
abgesessen werden, ist ganz verwerflich und an vielem 
Elend schuld. Dieses leichtfertige Hineingeraten ins Ge¬ 
fängnis hat unsägliches Unglück über unser Volk gebracht 
und schreit als schw^ere Sünde gen Himmel! Es ist ein 
der Staatshoheit geradezu unwürdiger Zustand, dass die 
Gerichte auf Geldstrafen erkennen und dass man sich mit 
dem Absitzenlassen begnügt. Bei gutem Willen lassen 
sich die meisten Geldstrafen einbringen, ebenso wie die 
Steuern auch zum allergrössten Teile bezahlt werden. Die 
Vorschrift in § 32 — freie Arbeit zur Tilgung der Geld¬ 
strafe — zeigt erfreulicherweise einen Weg. Die unein¬ 
bringlichen Geldstrafen müssen den Gemeinden überwiesen 
und diese zur weiteren Vollstreckung verpflichtet werden. 
Dann wird’s schon gehen! 

Dass der Staat irgendwelche Arbeitsanstalten ein¬ 
richtet, halte ich für ganz unpraktisch. Alles dieses kann 
den Gemeinden überlassen werden. Nur muss im Gesetz 
ausgesprochen werden, dass derjenige, der eine fällige 
Geldstrafe nicht bezahlt, solange er im Verzug ist, von 
jeglichem aktiven wie passiven Wahlrecht ausgeschlossen 
bleibt, sich in keinem Wirtshaus sehen lassen und keine 



öffentliche Versammlung oder Veranstaltung (Theater, Kon¬ 
zert) besuchen darf. Ebenso muss der Lohn für die Be¬ 
zahlung von Geldstrafen mit Beschlag belegt werden und 
zwar zu einem bestimmten Anteil. Man wende nicht ein, 
dass darunter die Familie leide! Muss sie nicht noch viel 
mehr leiden, wenn der Ernährer im Gefängnis weilt? Man 
ziehe alle diese Konsequenzen und dann wird’s nicht mehr 
viel uneinbringliche Geldstrafen geben, gleichzeitig aber 
werden Hunderttausende vor der Schmach des Gefäng¬ 
nisses bewahrt! 

Die neueingeführte bedingte Strafaussetzung (§ 38) 
wird von den Praktikern des Strafvollzugs mit Freuden 
begrüsst werden; sie ist immerhin ein bedeutsamer Schritt 
auf dem Wege zur bedingten Verurteilung, welche das 
nächste Ziel bleiben muss. Bei vielen Strafprozessen wird 
der Zweck der Verfolgung, bestehe dieser nun in Ver¬ 
geltung, Abschreckung oder Besserung, schon durch das 
blosse Strafverfahren erreicht. Der Täter ist derart er¬ 
schüttert und niedergeschmettert, dass es einer weiteren 
Sühne nicht bedarf. Bei anderen wird die Aussicht, durch 
gute Führung die Strafe abzuwenden, eine äussere wie 
innere Umkehr herbeiführen. Jedenfalls trägt die beab¬ 
sichtigte Neuerung viel dazu bei, Rechtsbrecher vor dem 
Gefängnis zu bewahren und schon darin sieht der Straf¬ 
vollzugspraktiker einen grossen Vorzug. Die Beschränkung 
auf Gefängnis und Haft erscheint berechtigt, da nach 
§ 85 auf Zuchthaus, soweit das Gesetz mehrere Strafarten 
zur Wahl stellt, nur erkannt werden soll, wenn die Tat 
aus ehrloser Gesinnung hervorgegangen ist. Dagegen ist 
die Beschränkung der Massregel. auf Freiheitsstrafen bis 
zu 6 Monaten zu eng, der Ausschluss der Geldstrafen ganz 
ungerechtfertigt. Strafen bis zu einem Jahre und Geld¬ 
strafen bis zu 1000 M. können unbedenklich einbezogen 
werden. Ebenso empfiehlt sich die Streichung des Abs. 2 
des § 39, da sonst die ganze Einrichtung nur auf Jugend¬ 
liche beschränkt bleiben wird. 

Den sichernden Massnahmen der §§ 42, '43 (Arbeits- ' 
haus und Wirtshausverbot) wird jeder sozial Denkende zu¬ 
stimmen. Es hängt hier alles von der Ausführung ab. 

Mit der in §§ 50—52 geordneten Rehabilitation bleibt 
der Entwurf allerdings weit hinter den gerechten Erwar¬ 
tungen zurück! 

Im § 50 ist die Wiedereinsetzung des mit Ehrverlust 
Bestraften befriedigend geregelt; die Fristen dürften aller- 



dings besser etwas länger genommen werden. Im übrigen 
sind die Voraussetzungen der Rehabilitation übereinstimmend 
mit anderen modernen Gesetzgebungen angegeben. 

Dagegen fehlt es den Vorschriften der §§ 51, 52 an 
sozialem Verständnis. Wenn man einmal die Berechtigung 
der Rehabilitation anerkennt, dann muss man auch die 
Folgen ziehen! Die Streichung im Strafregister ist gewiss 
wichtig, aber nicht die Hauptsache, wie es nach § 51 er¬ 
scheinen könnte, sondern nur die Folge der Rehabilitation. 
Der Grundsatz muss aufgestellt werden, dass der Verur¬ 
teilte, wenn er sieh während gewisser Fristen einwandfrei 
geführt, auch den angerichteten Schaden nach Kräften 
wieder gut zu machen sich bemüht hat, Rehabilitation 
(Wiedereinsetzung) erlangen kann. Die Fristen mögen vor¬ 
sichtigerweise reichlich bemessen werden. Dafür muss aber 
die Rehabilitation ausnahmslos allen Bestraften zu Gute 
kommen. Die einzige Einschränkung, die man einstweilen 
gelten lassen kann, mag darin bestehen, dass niemand zwei¬ 
mal Rehabilitation nachsuchen darf. Vielleicht wird eine 
spätere Zeit auch darin milder denken. Die jetzigen Ein¬ 
schränkungen des § 51, Abs. 3 ziehen der Anwendung der 
Massregel engherzige Grenzen und sind nur vom Vergel¬ 
tungsstandpunkt aus verständlich. 

Die erteilte Wiedereinsetzung muss die Löschung im 
Strafregister nach sich ziehen. Dass die gelöschte Strafe 
nicht mehr mitgeteilt wird, ist selbstverständlich; ebenso 
notwendig ist aber, wenn die ganze Massregel nicht wir¬ 
kungslos bleiben soll, dass jeder Vermerk über früheres 
Bestehen eines Eintrags unterbleibt. Sonst werden Richter 
und Staatsanwälte voreingenommen sein und die Wieder¬ 
einsetzung ihren Zweck verfehlen. 

. Die Heraufsetzung der Altersgrenze der beschränkten 
Straffälligkeit von 12 auf 14 Jahre (§ 68) entspricht einem 
längst erkannten Bedürfnis und wird vermutlich keinerlei 
Beanstandung finden. Dagegen fragt es sich sehr, ob mit 
dem Festhalten an der anderen Altersgrenze von 18 Jahren 
(§ 69) das Rechte getroffen ist. 

Zivilrechtlich halten wir den Minderjährigen nur für 
beschränkt handlungsfähig. Ihn in strafrechtlicher Beziehung 
strenger zu behandeln, ist eine Härte, welche lediglich aus 
der Zähigkeit zu erklären ist, welche Rechtsgrundsätzen 
innewohnt. Nur wenige Menschen sind mit 18 Jahren so 
M eit goi’eift, dass man sie mit Erwachsenen vergleichen kann. 



747 


Maeheti wir uns doch klar, welche Volksschichten 
unter der falschen Altersgrenze leiden. Nicht die Kinder 
der wohlhabenden Klasse sind es, die in diesem Alter (18 
bis 21) mit dem Strafgesetz in Widerstreit kommen, sondern 
fast ausnahmslos der Nachwuchs der arbeitenden Bevöl¬ 
kerung. Es sind wohl ohne Ausnahme Personen, die im 
Erwerbsleben stehen, während die gleichalterige Nach¬ 
kommenschaft der besser gestellten Familien sich noch in 
der Ausbildung in Schule und Elternhaus befindet. Was 
bringt die jungen Leute zwischen 18 und 21 Jahren in 
Schuld und Strafe? Ihre allzufrühe Selbständigkeit, ver¬ 
bunden mit dem Mangel an Zucht und Erziehung. Und 
diese minder günstig gestellten jungen Mitmenschen wollen 
wir nun mit der ganzen Strenge treffen, als voll verant¬ 
wortlich behandeln ? Straftaten, welche in dem Alter von 
18 bis 21 Jahren begangen werden, sind durchweg die 
Folgen mangelhafter Erziehung sowie ungünstiger wirt¬ 
schaftlicher und sozialer Verhältnisse. Fast alle Gründe, 
welche für eine mildere Behandlung der Jugendlichen im 
Alter von 14 bis 18 Jahren angeführt werden können, 
sprechen auch für die Anwendung auf Minderjährige über¬ 
haupt. Ich befürworte also die Hinaufschiebung der Alters¬ 
grenze bis zur Volljährigkeit. 

Die Notwendigkeit anderweiter Regelung des Rück¬ 
falls (§§ 87 flg.) ist schon seit langem erkannt worden. Dass 
der Vorentwurf den Rückfall im allgemeinen Teil behan¬ 
delt und somit die besonderen Bestimmungen des bisherigen 
Rechts beseitigt, wird man mit Genugtuung begrüssen. 
Dagegen ist die Vorschrift des § 87 denn doch zu hart! 
Es muss zum ]\Iindesten verlangt w'erden, dass für die 
Anwendung der Rückfallsschärfungen nur Vorstrafen von 
gewisser Dauer in Betracht kommen, sonst führt die 
schematische Behandlung des Rückfalls zu krasser Un¬ 
gerechtigkeit. Als Mindestdauer der Freiheitsstrafe, welche 
den Rückfall begründen soll, würde ich 4 IMonate Vor¬ 
schlägen. 

Eine besondere Behandlung der gewerbs- und gewohn- 
heitsmässigen Verbrechen (§ 89) wird jedem mit den Ver¬ 
hältnissen Vertrauten als erwünscht erscheinen. Der Ent¬ 
wurf kommt aus lauter Folgerichtigkeit nicht zu einer ganzen 
Massregel, sondern bleibt auf halbem Wege stehen. 

Was wir bei den Unverbesserlichen brauchen, ist 
nicht eine besondere Ordnung des Strafvollzugs, sondern 
eine Verwahrung von unbestimmter Dauer, die sich an die 



748 


Strafe anschliessen muss, wenn sie nicht von vornherein 
an ihre Stelle treten soll. 

Dass man unverbesserliche Rechtsbrecher, deren Be¬ 
harrlichkeit und Gefährlichkeit durch zahlreiche schwere 
Strafen dargetan ist, wieder auf die Menschheit loslässt, 
kann man doch nur als eine Torheit bezeichnen. Wie weit 
man den Kreis der Straftaten ziehen will, welche zu einer 
Internierung führen sollen, ist Zweckmässigkeitsfrage. Mir 
würde es schon genügen, wenn man mit den Sittlichkeits¬ 
verbrechen einen Anfang machen wollte. Die mit dieser 
Verbrecherklasse gemachten Erfahrungen Hessen sich dann 
auch für andere Arten von Unverbesserlichen verwenden. 


Im Zusammenhang mit diesen Ausführungen möchte 
ich nur noch die Diebstahlsvorschriften des Entwurfs be¬ 
handeln und zwar ausgehend von kriminalpolitischen Ge¬ 
sichtspunkten. 

Die Zahl der im Deutschen Reich verurteilten Jugend¬ 
lichen (12. bis 18. Lebensjahr) betrug im Jahre 1906 nach 
der Reichs-Kriminal-Statistik 55270. Davon sind 27 440 
wegen Diebstahls (22 490 wegen einfachen Diebstahls, 4950 
wegen schweren Diebstahls) verurteilt. Also 49,6 Ins¬ 
gesamt sind 1906 (nach derselben Statistik) in Deutschland 
wegen Diebstahls 89389 Erwachsene und Jugendliche ver¬ 
urteilt. Das sind von insgesamt 533 767 Verurteilten 16,7 7o- 
Man kann also hiernach wohl sagen, dass der Diebstahl 
das besondere Vergehen der Jugend ist! 

Schon längst ist man in den Kreisen der Jugend¬ 
fürsorger nicht nur, sondern auch der Strafvollzugspraktiker 
zu der Erkenntnis gelangt, dass wir, wie überhaupt, so 
insbesondere auch die Jugend zu viel strafen und dass 
wir bisher nicht genug getan haben, um unsere Jugend 
vor dem Gefängnis zu bewahren. Wer auf diesem Stand¬ 
punkt steht, den müssen die Bestimmungen des Vorentwurfs 
über die Bestrafung des Diebstahls mit schwerer Sorge 
erfüllen. 

Die Strafsatzung des § 269 ist die alte harte des 
.Strafgesetzbuchs. Einfacher Diebstahl wird nach wie vor 
mit Gefängnis von 1 Tag bis zu 5 Jahren bedroht. In 
besonders leichten Fällen darf das Gericht allerdings die 
.Strafe nach freiem Ermessen mildern (§ 83^ also auch bei 
Erwachsenen auf Verweis und bei Jugendlichen wie Er- 



wachseneu auf Geldstrafe erkennen. Aber diese Milderung 
ist ganz in das freie. Ermessen des Richters gestellt und 
so wird erfahrungsgeraäss der eine Richter von dem 
Milderungsrechte Gebrauch machen, der andere nicht. 
Dieselbe Tat wird hier mit Verweis oder Geldstrafe, dort 
mit Gefängnisstrafe belegt werden. Daran zweifelt kein 
Einsichtiger! Hier ist aber für freies Ermessen kein Raum, 
sondern die Milderung muss in die besondere Gesetzes- 
Yorschrift hineingelegt werden, wenn sie Zweck haben soll. 

Mit der harten Bestrafung des Diebstahls befinden 
wir uns gegenüber der früheren Gesetzgebung in Deutsch¬ 
land im Rückstände, lediglich herbeigeführt durch die 
materielle Lebensauffassung, nämlich die übermässige 
Wertung materieller Güter, 

Während noch die Carolina den Diebstahl unter 
5 Gulden Wert beim Mangel erschwerender Umstände nur 
als geringen Diebstahl ansah und den Richter lediglich 
an wies, den Dieb zur Erstattung der poena duplt an den 
Beschädigten anzuhalten, schrieb das Allgemeine Landrecht 
vor, dass gemeiner Diebstahl, wenn der Wert des wirklich 
Entwendeten 5 Taler oder weniger betrage, nur mit Ge¬ 
fängnis von 8 Tagen bis 4 Wochen zu ahnden sei. Nach 
dem Bayerischen Strafrecht von 1813 war einfacher erster 
Diebstahl und nach der Verordnung vom Jahre 1816 jeder 
einfache Diebstahl bis zu 5 Gulden Wert lediglich polizei¬ 
lich zu bestrafen. Ebenso in Braunschweig bei Diebstählen 
unter 5 Taler Wert. In Hannover wurde nach dem Gesetz 
von 1847 geringfügiger Diebstahl mit Polizei-Gefängnis bis 
zu 14 Tagen oder auch mit Geldbusse bis zu 5 Talern 
bestraft. Nach dem Sächsischen Strafgesetzbuch von 1855 
wurden Entwendungen von Gegenständen, denen wegen 
ihrer Geringfügigkeit kein Wert beigelegt werden kann, 
nur auf Antrag verfolgt und mit Geldbussen bis zu 10 
Talern belegt. Das Bayerische Strafgesetzbuch von 1861 
behandelte den einfachen Diebstahl unter 10 Gulden Wert 
lediglich als eine mit Arrest bedrohte Uebertretung! 

Noch der Preussische Entwurf von 1847 hatte die 
milde Bestimmung, dass der Richter die Strafe bis auf 
8 Tage herabsetzen kann, wenn der Diebstahl an einer 
Sache von geringem Wert verübt sei. Dagegen stellt sieh 
schon das Preussische Strafgesetzbuch von 1851 auf den 
strengen Standpunkt, welchen ’ das Reichsstrafgesetzbuch 
dann übernahm und zum Schaden unseres Volkes seit 
40 Jahren behauptete. 

niälter für GefängniskunJe. XL.IV. 


1.Ö 
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Schon längst sind die jetzigen Strafmindestmasse von 
1 Tag resp. 3 Monaten resp. 1 Jahr als zu hoch erkannt 
und angegriffen worden; im Jahre 1900 ist ein dahin 
gehender Initiativantrag im Reichstag allerdings noch ab¬ 
gelehnt worden. 

Jetzt ist der Zeitpunkt gekommen, das harte Gesetz 
zu mildern. An Mustern milderer Gesetze fehlt es schon 
jetzt nicht. Das Strafgesetzbuch der Niederlande setzt auf 
einfachen Diebstahl wahlweise Geldbusse bis zu 60 Gulden 
oder Gefängnis bis zu 4 Wochen. Dasjenige von-Neuyork 
bedroht den Diebstahl bei einem Wert bis zu 25 Dollar mit 
Gefängnis bis zu 1 Jahr oder Geldstrafe bis zu 500 Dollar, 
allein oder neben einander. Im österreichischen Vorentwurf 
sind die „eigenmächtige Aneignung“ (§ 345) und die „Ent¬ 
fremdung“ (§ 347) vom Diebstahl abgezw^eigt und zu be¬ 
sonderen Vergehen ausgebildet, welche nur mit Ermächti¬ 
gung des Verletzten verfolgt und wahlweise mit Geldstrafe 
bedroht sind. Wir sehen hier eine weitgehende Differenzie¬ 
rung, welche den guten Erfolg haben wird, zahlreiche 
Verüber geringfügiger Diebstähle vor dem Gefängnis zu 
bewahren. 

Wenn wir Körperverletzung und Beleidigung mit 
Geldstrafen belegen, dürfen wir auch einfachen Diebstahl, 
wenn keine besondere Gefährlichkeit dargetan und kein 
erheblicher Schaden angerichtet ist, nicht schärfer ahnden. 
Die körperliche Unverletztheit und die Ehre sind unzweifel¬ 
haft höhere Rechtsgüter als das Eigentum. Also weshalb 
die Verletzung des Letzeren in allen Fällen mit schwererer 
Strafe belegen ? 

Mag immerhin das Mindestmass der Geldstrafe bei 
einfachem Diebstahl an Gegenständen von geringem Wert 
auf 10 oder 20 Mark bestimmt werden. Eine Geldbusse, 
deren Bezahlung den Dieb einige Wochen oder Monate zu 
Einschränkungen zwingt, ist eine nachhaltigere Abschreckung 
und heilsamere Erinnerung, als eine Freiheitsentziehung 
von wenigen Tagen, die der Verurteilte in Untätigkeit 
verbringt und die ihm das Ehrgefühl nimmt. 

Wenn wir, wie ich hiernach vorschlage, den einfachen 
Diebstahl an Sachen von nicht bedeutendem Werte zum 
Antragsvergehen machen und wahlweise mit Geldstrafe 
bedrohen, so werden wir jährlich allein Zehntausend Jugend¬ 
liche vor dem Gefängnis und somit vor dem Verderben 
bewahren, in das sie bisher durch unser allzuscharfes 
Strafgesetz gerieten. 



Diese Ausfülirungen wollen sich nur mit Einzelheiten 
des VorentWurfs beschäftigen; Andere mögen andere Punkte 
herausgreifen, die ihnen wichtiger erscheinenv 

Was nottut, ist, dass wir uns freimachen von dem 
Strafgesetz einer vom Materialismus beherrschten, über¬ 
wundenen Epoche und dass wir unser Strafrecht nach den 
gesteigerten sozialen Bedürfnissen der Gegenwart neu 
ordnen. Wenn es jetzt nicht gelingt, den Forderungen des 
modernen Strafvollzugs Geltung zu verschaffen, dann kehrt 
die Gelegenheit erst nach einem Menschenalter wieder! 
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Die im Vorentwurf zu einem deutschen Strafgesetzbuch 
vorgesehenen Schärfungen. 

Betrachtungen eines Strafvollzugsbeamten 
von LandesanstaUsinspektov Glauning. 


§ 18 des Vorentwurfes zu einem deutschen Strafgesetz¬ 
buch lautet; 

„Zeugt die Tat von besonderer Roheit, Bosheit oder 
Verworfenheit, oder ist nach den Vorbestrafungen des Täters 
anzunehmen, dass der gewöhnliche Strafvollzug auf ihn 
nicht die erforderliche Wirkung austiben werde, so kann 
das Gericht im Urteile Schärfungen der Zuchthaus- oder 
Gefängnisstrafe anordnen. 

Die Schärfungen bestehen darin, dass der Verurteilte 
geminderte Kost oder eine harte Lagerstätte erhält. Sie 
können auch vereinigt angeordnet werden und kommen an 
jedem dritten Tag in Wegfall. Die Dauer der Schärfungen 
darf im Zusammenhang vier Wochen nicht übersteigen. 
Schärfungen dürfen bei Strafen bis zu drei Monaten nur 
einmal, bei Strafen bis zu sechs Monaten nur zweimal und 
bei längeren Strafen in jedem Jahr höchstens dreimal an- 
geordnet werden. Der Zwischenraum zwischen zwei 
Schärfungen muss mindestens das Doppelte der Dauer der 
vorangegangenen Schärfung betragen. 

Hat der Gefangene sich mindestens ein Jahr lang 
gut geführt, so kann das Gericht für die übrige Strafzeit 
die Schärfungen mildern oder aufheben. 

Geschärfte Zuchthaus- oder Gefängnisstrafe darf nur 
an demjenigen vollstreckt werden, der nach dem Gutachten 
des Anstaltsarztes seiner Gesundheit nach dazu fähig ist. 
An schwangeren oder nährenden Frauen dai’f sie nicht 
vollzogen vvei-den. Erscheint die Vollstreckung hiernach 
ni(*ht zulässig, so hat das Gericht hierüber zu entscheiden. 
Ms kann dabei mit Rücksicht auf den Wegfall der Schärfung 
die Strafe in angemessener Weise erhöhen“. 

Zur Vorgesc])ichte dieser neu eingeführten Straf- 
scliärfungen führt die Begründung zum Vorentwurf S. 8r> 



u. folg’, etwa Folgendes aus: Derartige Schärfungen der 
Freiheitsstrafe seien bis zur Einführung des Eeiehsstraf- 
gesetzes, das nach dem Vorbild Preussens von der Auf¬ 
nahme solcher Bestimmungen Abstand genommen habe, 
in vielen deutschen Staaten zulässig gewesen ; die steigende 
Kriminalität und die wachsende Rückfallsziffer sei dann 
von vielen Seiten zum erheblichen Teil der Wirkungslosig¬ 
keit der Freiheitsstrafen zur Last gelegt worden und habe 
immer häufiger und nachdrücklicher eine Verschärfung 
ihres Vollzuges gegenüber den besonders gemeinen und 
rückfälligen Elementen gefordert; in dem 1892 dem Reichs¬ 
tag vorgelegten Entwurf eines Gesetzes über die Abän¬ 
derung von Bestimmungen des R.St.G. sei diese Auffassung 
dann von den verbündeten Regierungen anerkannt und 
durch einen entsprechenden Strafverschärfungsparagraphen 
auch berücksichtigt worden, der Gesetzentwurf sei aber 
damals unerledigt geblieben und mit ihm die Frage der 
Strafverschärfungen. 

Der Vorentwurf zu einem neuen deutschen Strafgesetz¬ 
buch hat nun in dem oben wiedergegebenen Paragraphen 
die Strafverschärfung erneut aufgenommen. 

Es kann hier nicht der Platz sein, um nocji einmal 
alles das zusammenzufassen, was über die steigende Krimi¬ 
nalität, die wachsende Rückfallsziffer und ihre Bekämpfung 
sowie auch über die Behandlung solcher Gefangener, deren 
Tat ehrloser Gesinnung entsprang, in den letzten Jahren 
geschrieben worden ist. Ich verweise allein auf die dies¬ 
bezüglichen Arbeiten in diesen Blättern, die ich wohl in 
erster Linie als bekannt voraussetzen darf. Ich glaube 
aber behaupten zu können, dass die Anschauung, die 
steigende Kriminalität und insbesondere die wachsende 
Rückfallsziffer sei von vielen Seiten zum erheblichen Teil 
der Wirkungslosigkeit der Freiheitsstrafen zur Last gelegt 
und immer häufiger und nachdrücklicher sei von der öffent¬ 
lichen Meinung, von Vertretern der Wissenschaft und der 
Praxis eine Verschärfung des Vollzugs der Freiheitsstrafen 
gegenüber rohen, gemeinen und rückfälligen Elementen 
gefordert worden (Begr. S. 83), nicht ganz zutreffen dürfte; 
zum mindesten sind ebenso viele Stimmen laut geworden, 
die in gerechter Erwägung der Verhältnisse die Ursachen 
dieser betrübenden Tatsachen vielleicht zum Teil im Straf¬ 
vollzug suchten, zum vielleicht grösseren Teil aber die 
Schuld hierfür auf andere Schultern gebürdet haben und 
die Besserung nicht in der oben gedachten Verschärfung des 



Strafvollzugs, sondern in ganz anderen Massnahmen sehen. 
Prof. Dr. S eu ff er t schreibt in seinem Buch „ein neues 
Strafgesetzbuch für Deutschland“ bei der Behu-udlung der 
Rückfallsfrage: „man hat der Strafvollstreckung die Schuld 
der Rückfallsmehrung gegeben; etwas hat sie gewiss dazu 
beigetragen, die Gemeinschaftsgefängnisse begünstigen den 
Rückfall; mehr noch die Strafgesetzgebung und — ich kann 
das Urteil nicht unterlassen — eine zu grosse Milde der 
Strafrechtspflege.“ Aehnlich sagt Prof. Dr. Heimberger 
(„zur Reform des Strafvollzugs“), dass die Strafe nur eines 
der Mittel zur Bekämpfung der Verbrechen sei, dass Unter¬ 
richt, sittliche und religiöse Erziehung, Hebung des 
Familiensinnes, Eindämmung des Alkoholgenusses, Besserung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse als mindestens ebenso 
wirksame Bekämpfungsmittel zu gelten haben. Dr. med. 
Pollitz spricht sich in dem Schlussworte seines Buches 
„Die Psychologie des Verbrechers“ dahin aus, dass sich für 
den, der sich die ursächlichen Momente, die zum Ver¬ 
brechen führen, vor Augen hält, genug Anhaltspunkte 
geben für eine nicht utopistische, sondern praktisch ge¬ 
dachte Verbrechensbekämpfung; sie liegt nach seiner An¬ 
sicht teilß auf dem persönlichen Gebiete, wie Verminderung 
degenerierter, minderwertiger Nachkojmmenschaft durch 
bessere Auslese und Ehehygiene, sachgemässer Versorgung 

der erheblich minderwertigen, antisozialen Elemente, Be¬ 
kämpfung des Alkoholismus, frühzeitige Fürsorge der ver¬ 
wahrlosten Jugend, humane, aber auch schnelle und 
energische Strafjustiz und nicht als letztes gute Gefängnis¬ 
ordnung, zum anderen aber liegt sie vorzüglich und haupt¬ 
sächlich auf zozialem und wirtschaftlichem Gebiet. 

Jedenfalls aber gehört der Strafvollzug zu den Mitteln, 
die uns zur Bekämpfung des Verbrechens zur Verfügung 
stehen. Dass der Strafvollzug noch nicht die Erfolge auf¬ 
zuweisen vermag, die man mit ihm und durch ihn gern 
erzielen möchte und die in allererster Linie das ständige 
Bestreben der Strafvollzugsbeamten bilden, ist wohl nirgends 
offener und ehrlicher zugestanden worden als gerade in 
diesen Blättern für Gefängniskunde. Aber wie den Straf¬ 
vollzug erfolgreicher gestalten, wie und wo ihn reformieren? 
Gehen die Reformvorschläge tatsächlich dahin, Schärfungen 
der bestehenden Freiheitsstrafen einzuführen? Soweit ich 
die einschlägige Literatur verfolgen konnte, von derartigen 
Forderungen habe ich nur wenig entdecken können. In 
der Hauptsache war einmal die Sozialmachung der anti- 
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sozialen Elemente und daun, wo es sich um Unverbesser¬ 
liche und Gewohnheitsverbrecher handelt, Sicherung* der 
bürgerlichen Gesellschaft vor solchen Elementen durch 
lange eventuell lebenslängliche Freiheitsstrafen oder auch 
Unterbringung in Zwischenanstalten gefordert. 

Der Vorentwurf zum neuen Gesetz bringt gegen Rück¬ 
fällige (§ 88) und gewerbs- bezw. gewohnheitsmässige Ver¬ 
brecher (§ 89) längere Freiheitsstrafen, wobei für die Kate¬ 
gorie der gewohnheits- bezw. gewerbsmässigen Verbrecher 
unter allen Umständen auf Zuchthaus erkannt werden 
soll. Bei solchen Individuen aber, deren Tat von besonderer , 
Roheit, Bosheit oder Verworfenheit zeigt, oder nach deren 
Vorbestrafungen anzunehmen ist, dass der gewöhnliche 
Strafvollzug auf sie nicht die erforderliche Wirkung aus¬ 
üben werde, soll das Gericht im Urteil Strafschärfungen 
der Zuchthaus- oder Gefängnisstrafe anordnen. 

Diese vSchärfungen sollen bestehen in verminderter 
Kost oder harter Lagerstätte oder auch in beiden; sie 
sollen die Dauer von 4 Wochen nicht überschreiten und 
können bei Strafen bis zu 3 Monaten einmal, bis zu 6 Monaten 
zweimal und bei längeren Strafen in jedem Jahr dreimal 
angeordnet werden. 

Werden diese Strafschärfungen tatsächlich den er¬ 
wünschten Erfolg haben? Nach S. 85 der Begr. sollen .sie 
also angewendet werden bei Verbrecherkategorien, bei 
denen Freiheitsstrafen mit gewöhnlichem Strafvollzug einer¬ 
seits zu gerechter Vergeltung nicht ausreichen und anderer¬ 
seits die Präventivzwecke der Abschreckung und Besserung 
nicht zu erfüllen vermögen. Und gerade solchen Elementen 
gegenüber wird durch Schärfungen weit weniger erreicht 
Averden als durch entsprechend längere Freiheitsstrafen. 
Gerade weil es sich hier um — S. 82 der Begr. — Leute 
handeln dürfte, die in der Strafanstalt Unterkommen, Nah¬ 
rung und Pflege von solcher Beschaffenheit vorfinden, wie 
sie sie in der Freiheit nicht selten entbehren müssen, 
Averden diese Art von Strafschärfungen ohne wesentlichen 
Eindruck auf sie bleiben; die davon Betroffenen werden 
sich ohne Schwierigkeit daran gewöhnen, von Zeit zu Zeit 
mit einer geringeren Nahrungszufuhr auszukommen und 
auf den Strohsack zu verzichten, ohne durch diese Kost¬ 
schmälerung oder Entziehung des Bettlagers besonders hart 
betroffen zu werden, denn — aus Gemeinem ist der Mensch 
gemacht und die Gewohnheit nennt er seine Amme! Es 
kann ihnen das auch wirklich gar nicht so schwer fallen, 
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dieser Forderung getecht zu werden. Wie werden nun in 
dieser Hinsicht diese Schärfungen wirken? Die Elemente, 
für die sie in Betracht kommen, sind wohl meist degenerierte, 
minderwertige, unterernährte Menschen. Wenn sie nun 
während der Strafverbüssung in bestimmten Zwischen¬ 
räumen regelmässig solchen Kostentziehungen, wenn aucli 
nur teilweisen, ausgesetzt werden, so ist wohl kein Zweifel* 
dass sich das an ihrer körperlichen Leistungsfähigkeit und 
Widerstandsfähigkeit bitter rächen wird. Wie aber sollen 
sie dann den Anforderungen gewachsen sein, die schon 
in der Strafanstalt und erst recht dann später nach ihrer 
Entlassung an sie gestellt werden! Die Begr. sagt zwar 
(Seite 87), dass gesunde Gefangene den Strafschärfungen 
ohne Bedenken unterworfen werden können, sei nach dem 
Ergebnis der über die gesundheitlichen Wirkungen des er¬ 
heblich strengeren militärischen mittleren und strengen 
Arrestes angestellten Erhebungen nicht zu bezweifeln; bei 
1 385 451 vollstreckten Arreststrafen seien im ganzen nur 
50 Erkrankungen, die auf die Arrestverbüssung zurück¬ 
zuführen waren, festgestellt worden. Diese Erhebungen 
aber dürften bei uns wohl ein ^vesentlich anderes Resultat 
zeitigen. Bei uns handelt es sich eben nicht wie beim 
Militär um durchweg gesunde, jugendfrische, auf dem Höhe¬ 
punkt ihrer körperlichen Leistungsfähigkeit stehende Älcn- 
schen, sondern, wie bereits oben erwähnt, um Individuen, 
die durch Trunk, Obdachlosigkeit, mangelhafte Ernährung, 
ciusschweifendes, unregelmässiges Leben, vielleicht auch 
lange und wiederholte Freiheitsstrafen, erbliche Belastung, 
Krankheit etc.,in den meisten Fällen körperlich und geistig 
vielleicht gerade noch an der Grenze, vielleicht auch schon 
jenseits der Grenze der Erwerbsfähigkeit stehen. Dann 
sind doch auch die militärischen Arreststrafen meist nur 
von kurzer Dauer und werden auch in der Regel nicht 
an ein und derselben Person öfter während eines Jahres 
vollstreckt werden müssen; ausserdem hat der Arrestat 
vorher und nachher seine gute Kost, die ihn in Verbindung 
mit der Tätigkeit in frischer Luft, mit dem Körper und 
Geist erfrischenden, stählenden Dienst gar schnell wieder 
über die Schäden der verbüssten Strafe hinwegbringen 
dürften. Unsere Leute aber, die vorher und nachher in 
den meisten Fällen in Zellen eingesperrt sind oder in 
Arbeitsräumen imtergebracht werden, sollen, nicht genug, 
dass ihnen die Kost geschmälert und das Bettlager ent¬ 
zogen, auch noch während der Dauer dieser Schärfungen 



arbeiten, sie sollen in dieser Zeit dasselbe Pensum leisten, 
das sie bei voller Kost und normaler Nachtruhe zu leisten 
eben imstande sind. Es ist aber wohl klar, dass der 
arbeitende Mensch mehr Kraft verbraucht und infolge der 
stärkeren Respiration auch eine gesteigerte Wärmeabgabe 
aufweist als der ruhende Körper, und daher auch eine 
Erhöhung des Fettumsatzes eintritt. Wenn nun schon der 
ganz oder teilweise hungernde oder ungenügend ernährte 
Mensch ohne Arbeitsleistung stetig Eiweiss, Fett und Kohle¬ 
hydrate zerstört, die er bei fehlender oder mangelhafter 
Nahrung von seinem eigenen Vorrat nehmen muss — und 
dieser Vorrat mag bei den Individuen, die hier in Betracht 
kommen, oft kärglich genug sein —, wie viel mehr wird 
dann erst der arbeitende Mensch unter solchen Ernährungs¬ 
verhältnissen von seinem Vorrat an organisiertem Eiweiss, 
aufgespeichertem Fett und Kohlehydraten zusetzen müssen, 
ist doch festgestellt worden, dass ein hungernder Mensch 
bei körperlicher Ruhe im Tag 208 g Fett zerstörte, bei 
Hunger und Arbeitsleistung aber nahezu noch einmal so 
viel; ebenso wird der durch Entziehung des Bettlagers 
weniger tiefe Schlaf den Fettkonsum erhöhen. Wie aber 
soll der Gefangene bei der zur Erhaltung der Körper¬ 
kraft eben hinreichenden Nahrung diese aufgezehrten 
Vorräte wieder ersetzen? Ist es da nicht ganz selbstver¬ 
ständlich, dass in der Mehrzahl der Fälle Schädigungen 
der Gesundheit eiiitreten müssen? Ist es nicht auch klar, 
dass unter solchen Umständen diese an und für sich meist 
unterernährten Körper, die wohl oft schon mit Krankheits¬ 
keimen eingeliefert werden und durch die Gefangenschaft 
Aveiteren Krankheiten ausgesetzt sind, weniger widerstands¬ 
fähig sich zeigen werden und in oder nach der Gefangen¬ 
schaft dem Siechtum verfallen? 

Das Gesetz bemerkt allerdings ausdrücklich, dass 
diese Strafschärfungen nur bei denjenigen Gefangenen an¬ 
gewendet werden sollen, die nach dem Gutachten des 
Anstaltsarztes noch dazu fähig sind. Aber ln wie vielen 
Fällen wird dann die vom Gericht ausgesprochene Straf¬ 
schärfung praktisch überhaupt zur Anwendung kommen 
können! Und werden nicht auch die Anschauungen der 
Aerzte gerade in dem Punkt, ob der körperliche Zustand 
des Gefangenen derartige Massnahmen noch verträgt oder 
nicht, vielfach auseinandergehen? Wie schon die ver¬ 
schiedenartigen Auffassungen der Richter einunddesselben 
Deliktes bei gleichen Verhältnissen und unter genau den- 



selben Umständen verschiedene Urteile zur Folge haben, 
so werden auch in diesem Falle die Gutachten der ver¬ 
schiedenen Aerzte, die sicher alle nach bestem Wissen und 
Gewissen abgegeben werden, sehr verschiedenartig aus- 
f allen. 

Wie aber steht es mit der psychischen Wirkung dieser 
Strafschärfungen. Aut die durchaus schlechten Elemente 
werden sie kaum irgendwelchen Einfluss ausüben, weder 
bessernd noch abschreckend. Bei denen aber, die vielleicht 
doch noch einen guten Kern haben, und die vielleicht gerade 
dieses Mal mit den besten Absichten und Vorsätzen in die 
Strafanstalt kommen, werden sie gerade das Gegenteil von 
dem bewirken, w^as das Gesetz beabsichtigt; anstatt sie zu 
heben und innerlich zu fördern, werden sie verbittern und 
ergrimmen gegen Justiz und Mitmenschen, anstatt zu läutern 
und sittlich zu festigen, w^erden sie verstecken und zur 
Verzweiflung treiben. Man darf hier nicht den Einwand 
machen, dass die Elemente, die der § 18 betreffen würde, 
keiner besseren Regungen mehr fähig sind; die Praxis im 
Strafvollzug zeigt immer wdeder, dass man zunächst noch 
bei keinem Menschen die Hoffnung aufgeben darf, auch 
hier geschehen noch Zeichen und Wunder und mancher, 
der verloren scheint, ergreift doch noch die i’ettende Hand, 
w^enn sie ihm geboten wdrd, und bew'ährt sich später, w’^enn 
man ihm hilft in der Freiheit wieder festen Fuss zu fassen. 
Nun versetze man sich einmal in die Lage eines solchen 
Menschen, dem endlich die Augen aufgegangen sind über 
seine Tat und sein Vorleben, der, wenn auch vielleicht spät, 
^ so doch noch nicht zu spät, damit begonnen hat, an seinem 
inneren Menschen zu arbeiten und nun immer und immer 
wieder von diesen Schärfungen getroffen, immer und immer 
Avieder von ihnen körperlich und seelisch zurückgeworfen 
wird. Wird er da nicht erlahmen in seinem Ringen, wird 
er da nicht verzweifeln daran, dass es noch eine Vergebung 
gibt bei den Menschen und dass er unter solchen Umständen 
jemals Avieder in die Höhe kommen kann! Wo -bleibt da 
der erzieherische Einfluss der Strafe ? Und sind da nicht 
dem Strafanstaltsbeamten Amn Amrnherein die Hände ge¬ 
bunden ? Wenn er den Gefangenen sittlich gehoben, w^enn 
er in ihm wieder Vertrauen zu sich und der Mitwelt er¬ 
zeugt hat, dann kommt Avie ein Keulenschlag, alles Avieder 
niederreissend, alles wieder zertrümmernd: die Schärfung! 
Das Gesetz lässt freilich zu, dass nach 1 Jahr guter Führung 
das Gericht die Schärfungen aufhebt oder mildert. Aber 
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man denke: nach einem Jahr! Dabei ist vielleicht gerade 
die erste Zeit die massgebende; gerade die erste Zeit steht 
noch unter dem Einfluss der Untersuchungshaft, dieses 
Hangens und Bangens in schwebender Pein, dieser furcht¬ 
baren Ungewissheit über Strafe und Zukunft, und ebenso 
unter der Einwirkung vielleicht der Isolierung; die Tat 
lastet' noch frisch auf dem Gewissen, der Eindruck der 
Handlungsweise auf die Angehörigen, die durch die Schuld 
des Gatten oder Vaters in Not geraten sind, die sich ihres 
Sohnes oder Bruders schämen oder ihm zürnen, hat viel¬ 
leicht doch irgendwie und irgendwo die Seele des Verur¬ 
teilten berührt. Später wirkt das Alles nicht mehr auf 
ihn ein; der Unruhe der Untersuchungshaft folgt die Regel¬ 
mässigkeit der Gefangenschaft, die Angehörigen haben 
Mittel und Wege gefunden, sich auch ohne Ernährer durchs 
•Leben zu schlagen, die Verbindung mit ihnen wird immer 
lockerer und hört vielleicht ganz auf. Und dann ist die 
Zeit vorbei, in der noch irgendwelche weichere, bessere 
Regungen durch die Seele zittern, dumpf und stumpf ergibt 
sich der Gefangene in sein Schicksal. 

„Die Verschärfungen und ihr Mass sind durch das 
erkennende Gericht im Urteil anzuordnen. Das entspricht 
der ‘Bedeutung des geschärften Vollzugs für den von 
ihm Betroffenen und folgt daraus, dass nur der Richter 
feststellen kann, ob die gesetzlichen Voraussetzungen 
für seine Anw'endung gegeben sind und in welcher 
Stärke“ (Begr. Seite 87). Der Anstaltsbehörde bleibt 
es lediglich überlassen nach Gehör des Arztes die 
Art der Kostschraälerung festzusetzen. Der Strafvollzugs¬ 
beamte ist demnach mehr oder weniger ausgeschaltet, 
— wenigstens in der Theorie, — in der Praxis wird er 
vielleicht doch Mittel und Wege finden, um den Straf¬ 
vollzug auch an diesen Elementen so zu handhaben, wie 
er es als Mensch und Christ verantworten kann. Der 
Richter allein ist der geeignete Mann, der nach der Per¬ 
sönlichkeit des Täters Strafverschärfungen aussprechen 
wird oder nicht. Ist der Ri(;hter tatsächlich der geneignete 
Mann hierzu? Ich glaube kaum! Nach alT den Erfahrungen, 
die wir Strafvollzugsbeamte gemacht haben, lernt der 
Richter wohl die Tat nicht aber den Täter kennen! Als 
Beweis für diese Behauptung verweise ich darauf, dass 
Spalte 9 der Aufnahmeverfügung und aktenmässigen Nach¬ 
richt, die bekanntlich vom Staatsanw^alt oder vom Richter 
selbst auszufüllen ist und sich über Charakter und sittlichen 



Zustand der Einzuliefernden ausspricht, in sehr vielen 
Fällen den Vermerk enthält „kann von hier aus nicht 
näher beurteilt werden“. Wie kann das auch anders sein 
bei der verhältnismässig doch nur kurzen Zeit, die der 
Richter während der Untersuchungshaft mit dem Ange¬ 
klagten beisammen ist; dabei handelt es sich doch meist 
nur um Vorführungen zum Zwecke von Verhören ötc. Wie 
kann sich da der Richter ein klares Bild schaffen von der 
Persönlichkeit des Täters, wie kann er auf Grund dieser 
oberflächlichen Beobachtungen für die ganze Dauer der 
Strafzeit derart einschneidende Massnahmen anordnen, wie es 
die Strafschärfungen sind ! In wie vielen Fällen lernen wir 
im Laufe des Strafvollzugs Tat und Täter von einem ganz 
anderen Gesichtspunkt aus betrachten, als es im Anfang 
geschah. Dabei stehen dem Strafvollzugsbeamten ganz 
andere Mittel zur Verfügung, einen Rechtsbrecher zu 
studieren wie dem Richter. Am allerschwierigsten wird 
es sein, gerade in der aufreibenden Zeit der Üntersuchungs- 
haft sich ein klares Bild über einen Menschen zu ver¬ 
schaffen. Ich möchte nicht den geringsten Zweifel hegen 
an der Tüchtigkeit und dem psychologischen Verständnis 
unseres’ Richterstandes, aber Menschen sind wir nun ein¬ 
mal alle, Menschen mit all ihren Schwächen und Irrungen. 
Und dann: sind denn Schärfungen im Strafvollzug über¬ 
haupt etwas Neues? Wenn die Schärfungen auch bisher 
nicht in der vom Vorentwurf vorgeschlagenen Weise ge- 
haudhabt worden sind, bestanden haben sie längst in 
unserem Strafvollzug gegenüber besonders rohen, gemeinen 
und anscheinend unverbesserlichen Leuten. Schema ist 
doch, Gott sei Dank, in unserem Strafvollzug ein längst 
überwundener Standpunkt, wir haben stolz das Banner des 
Individualismus gehisst. Jeder Strafanstaltsdirektor oder 
Inspektionsvorstand — ich habe hier sächsische Verhält¬ 
nisse im Auge — bemüht sich, seine einzelnen Leute genau 
kennen zu lernen und wird den Strafvollzug je nachdem 
schärfer oder milder handhaben. Die Zuteilung zur Arbeit, 
das Arbeitspensum, die Brotportionen, Vergünstigungen 
durch Sonntagsbeschäftigung, Briefwechsel, Besuche etc. 
Handhabung der Disziplinarstrafmittel, der Verkehr mit 
dem Gefangenen selbst etc. bieten eine Unmenge von 
Möglichkeiten je nach Gesinnung und Tat den Vollzug der 
Strafe strenger und empfindlicher oder milder zu handhaben. 
Freilich ist es bisher — horribile dictu — dem Strafanstalts¬ 
beamten überlassen gewesen, den Strafvollzug je nach der 
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Persönlichkeit des Täters zu gestalten, und das ist wieder¬ 
holt — ob mit Recht oder Unrecht, darüber zu urteilen, 
muss ich mir versagen — angegriffen worden. Oberlandes¬ 
gerichtsrat Sehmölder in Hamm sagt im Septemberheft 
1906 der preussischen Jahrbücher: „Der Strafanstalts¬ 
beamte ißt kein Pädagoge, kein Erzieher; er ist, wie dies 
schon sein Titel besagt, der Vollstrecker einer Strafe, 
d. h. ein Beamter, dem, wie, dem Soldaten im Kriege, die 
Aufgabe ‘gestellt ist, seinem Mitmenschen, weil es das 
Staatswohl erfordert, ein Uebel zuzufügen.“ Sehmölder 
hat übrigens damals schon für eine intensivereAusgestaltung 
der Freiheitsstrafen durch Verschärfungen plaidiert und 
die Ansicht vertreten, dass dadurch kürzere Freiheits¬ 
strafen und mit ihnen eine geringere Schädigung der Ge¬ 
sundheit eintreten könnte. Ob derartig gehandhabten 
kürzeren Strafen auch nur in gesundheitlicher Beziehung 
ein Vorzug gegenüber den längeren, soweit möglich nach 
allen Regeln der Hygiene vollzogenen Strafen einzuräumen 
sein wird, ist eine andere Frage. 

Derartige Anschauungen, die den Stand der oberen 
Strafvollzugsbeamten mit dem der Aufseher auf nahezu 
dieselbe Stufe setzen, stehen glücklicherweise nur sehr 
vereinzelt da. Dr. August Köhler sagt in seinen „Reform¬ 
fragen des Strafrechtes“: „Hinsichtlich der Ausgestaltung 
der Strafe hat die Tätigkeit der Juristen hinter dem sach¬ 
verständigen Gutachten der Beamten der Strafanstalten 
und der Kriininalstatistiker zurück zu treten“. 

Zum Schlüsse meiner Betrachtungen sei es mir ge¬ 
stattet, noch auf einen Punkt hinzuweisen, der gegen diese 
Strafschärfungen sprechen, zum mindesten dem Vollzug 
der Strafe Schwierigkeiten bereiten dürfte. Wie sollen 
Disziplinarstrafen gehandhabt werden, deren Verhängung 
sich nötig machen gegenüber Gefangenen, die sich augen¬ 
blicklich in der Periode der Strafschärfung befinden? Soll 
die Schärfung ausgesetzt oder die Disziplinarstrafe ver¬ 
schoben werden? Im ersteren Fall könnten Schärfung und 
Disziplinarstrafe dann leicht die Maximaldauer von 4 Wochen 
übersteigen, im letzteren Fall aber Avürde entgegen den 
Bestimmungen der Hausordnung die Disziplinarstrafe nicht 
dem zu ahndenden Vergehen auf dem Fusse folgen. 

Vielleicht ist es nicht unangebracht, einige Urteile 
über diese vorgesehenen Strafschärfungen zu bringen Avie 
sie teils in bereits früher erschienenen Schriften, teils aber 
auch in allei'jüngster Zeit gefällt worden sind. Professor 



Aschaffenburg sagt in seinem bekannten Werke ^Das 
Verbrechen und seine Bekämpfung“: „Ich will hier gleich 
vorweg nehmen, dass ich nicht daran denke, diH'ch Ver¬ 
schärfung des Strafvollzuges die Erinnerung (an die ver- 
btisste Strafe) lebendiger zu gestalten. Eine Umgestaltung 
in diesem Sinne würde die harmloseren und besseren 
Elemente unter den Verbrechern noch mehr zermalmen 
und bei den Gewohnheitsverbrechern wirkungslos bleiben 
Prof. V. Liszt spricht in seinem Artikel über „Strafrechts¬ 
reform“ (Münchener Neueste Nachrichten No. 537, Jahr¬ 
gang 1909) von den „allerdings aus verschiedenen Gründen 
bedenklichen Bestimmungen des § 18“, und Geh. Ober¬ 
regierungsrat Dr. R e i c h a r d t bekämpft ebenfalls diese 
Schärfungen in den im letzten Heft dieser Blätter er¬ 
schienenen Studien zu einer kritischen Besprechung zum 
Vorentwurf. Endlich möchte ich gerade an dieser Stelle 
noch der Ausführungen Erwähnung tun, die Oberdirektor 
AVenedicter in seinem Vortnig „zur Reform der Frei¬ 
heitsstrafe“ auf der 1908 getagten A^ersammlung des Vereins 
der Verwaltungsbeamten der österreichischen Strafanstalten 
und Gerichtshofgefängnisse über die Strafschärfungen ge¬ 
bracht hat; er sagte: „Als ein Ueberbleibsel nicht aus 
guter, sondern aus rauher alter Zeit bezeichne ich die 
gegenwärtig noch bestehenden urteilsmässigen Strafver¬ 
schärfungen des Fastens, harten Lagers, der Einzeln- und 
Dunkelarreste. Die Entziehung der Freiheit allein und die 
damit naturgemäss verbundenen Konsequenzen bilden für 
den modernen Rechtsstaat, welcher zur Erreichung eines 
besseren Zweckes die Freiheitsstrafe auch auf sittliche 
Grundlage stellt, das Mittel zur Bestrafung der Rechts¬ 
brecher. Ich muss dabei nur an unsere praktischen Er¬ 
fahrungen erinnern, nicht nur um das Zwecklose, sondern 
geradezu das Schädliche der urteilsmässigen Strafver¬ 
schärfungen darzutun. Dass ich dieselben an kranken, 
kränklichen, anämischen oder sonst augenfällig leidenden 
Sträflingen niemals praktizieren liess, gestehe ich ganz 
offen; das Gutachten des Anstaltsarztes, mein eigenes Ge¬ 
wissen haben mir dabei über so manches Bedenken von 
anderer Seite hinweggeholfen; für jeden menschlich denken¬ 
den Strafanstaltsvorsteher bedurfte es des Jüngsten diesbez. 
Erlasses nicht. Nun stelle man sich aber die AVirkung 
dieser Art Verschärfung der Freiheitsstrafe bei solchen 
Strafgefangenen vor, die sich stets nicht nur tadellos ver¬ 
halten, sondern deren ganzes Tun und Lassen allen be- 
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teilig'ten Strafvollzugsorganen den nachhaltigsten Beweis 
ihres ernstlichen und aufrichtigen Bestrebens nach Umkehr 
zum Guten liefern, wenn solche Individuen nicht nur zu 
Beginn und während der Strafe, sondern auch noch am 
Schlüsse, etw’^a noch am letzten Tag derselben, durch 
Applizierung einer oder mehrerer dieser Verschärfungen 
Vergeltung und Rache verfolgt. Verbitterung, Hass beim 
Gefangenen ist der Schlusseffekt einer derart gestalteten 
Freiheitsstrafe, und nicht selten musste ich beim Besuche 
solcher Individuen trotz versöhnender aber an Blasphemie 
erinnernder Versuche meinerseits von ihnen innerlich un- 
Avillig mich abwenden, in der Ueberzeugung, dass dieses 
drakonische Vergeltungsmittel in den Vollzug der modernen 
Freiheitsstrafe nicht mehr hingehört. Wann und bei welchen 
Strafgefangenen mit Verschärfungen anzusetzen ist, kann 
logisch nur die unmittelbare Strafvollzugsbehörde, das ist 
die Anstaltsvorstehung, ermessen, und kann dies ebenso 
logisch nur mittelst der festgesetzten Disziplinarstrafen der 
Fall sein.“ (Gross, Archiv, 33. Band). 

Und nun das censeo censeo! Ich hoffe, dass dieser 
§18 des Vorentwurfes nicht in das neue Strafgesetzbuch 
übernommen werden wdrd. Es gibt andere Mittel und Wege, 
um selbst solchen Elementen, wie sie hier ins Auge gefasst 
sind, die Strafe, wenn sie nicht mehr bessernd wirken kann, 
so doch abschreckend zu gestalten. Die Begr. führt zwar 
aus (Seite 84, 85), dass der verschärfte Strafvollzug durch 
Verlängerung der Zeitdauer der Strafe nicht ersetzt werden 
kann, insbesondere bei den kurzen Freiheitsstrafen sei dies 
nicht möglich. (Dabei heisst es in § 18, Absatz 3, dass mit 
Rücksicht auf den Wegfall der Schärfung die Strafe in 
angemessener Weise erhöht w^erden kann!) Aber wenn 
schon die Tat derart roh und der Täter derart gemein, 
warum dann nicht doch lange Strafen und Zuchthaus? 
In der Begr. heisst es (Seite 53): Zuchthaus ist und soll 
bleiben die Strafe der schweren Verbrechen, insbesondere 
derjenigen, die von ehrloser Gesinnung zeigen. Kann aber 
in solchen Fällen das Gericht unter keinen Umständen 
auf eine Zuchthausstrafe zukommen, dann — wer w^eiss, 
ob nicht die so strikte abgelehnte Prügelstrafe (Begr. § 35—37 
und 86) nicht doch weniger gesundheitsschädlich undförder- 
Ik-her wirken würde l^) 

b Vcrgl. iiieiueu Artikel „unser Reichsstrafgesetzbuch“, Türmer 
UH]'). ll('ft 5. 
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Der Vorentwurf zum neuen österreichischen ‘ Straf¬ 
gesetzbuch und Strafvollzugsgesetz plant eine „humanere 
Anwendung der Verschärfungen als der deutsche Entwurf“ 
so schreibt Strafansfaltsoberdirektor Marcovich, (Blatt, 
f. G., Band 44, 1. Heft). Spüren wir nicht den Vorwurf, der 
in diesen wenigen Worten des altbewährten Strafvollzugs¬ 
praktikers liegt? Soll das neue deutsche Strafgesetzbuch 
ihn tatsächlich verdi^men? Noch handelt es sieh nur um 
den Vorentwurf! Hoffen wir, dass auch in dieser Richtung 
Deutschland wie bisher so auch in Zukunft an der Spitze 
marschiert. Germans fo the frond! 


w 


B',aV.cr für Gefan^^ni.'^kiuuic XL1\*. 
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Mund- und Zahnpflege der Gefangenen. 

Von Direktor Dr. Gennat. 


Die Veröffentlichung in Bd. 43 S. 607 ff. dieser Zeit¬ 
schrift hat mein besonderes Interesse erregt, weil ich ohne 
Kenntnis der Einrichtungen im Zellen gef ängnisse Nürnberg 
auf den Gegenstand verfallen bin und geglaubt hatte, hierin 
der Erste zu sein. Angesichts des Schlussatzes auf S. 616 
hätte es sich für Hamburg nicht um eine Nachahmung, 
sondern um eine unabhängige, aus sich selbst erwachsene 
Schöpfung gehandelt, die überdies in der Ausführung anders 
gedacht war. 

Zu Anfang 1909 regte ich in einer Konferenz als 
wünschenswerte Ergänzung de% gesundheitlichen Mass¬ 
nahmen eine regelmässige und regelrechte Mund- und Zahn¬ 
pflege an. Der Gedanke wurde ärztlicherseits beifällig 
aufgenommen und führte nach einigen Zwischen Verhand¬ 
lungen zu einem von mir an die Behörde gerichteten An¬ 
träge. Eine Schilderung des Verlaufes der Angelegenheit 
dürfte für einen weiteren Kreis nicht uninteressant sein. 

Mein Bericht begann mit dem Hinweise darauf,- dass 
die erhöhte Aufmerksamkeit, welche in neuerer Zeit den 
Augen der Schüler, der Eisenbahnbeamten des Fahr- und 
Streckendienstes usw. zugewandt wird, auch den hiesigen 
Gefangenen zugute gekommen ist, indem seit dem 1. Mai 
1900 ein Augenarzt monatlich, in besonderen Fällen öfter, 
die Untersuchung und Behandlung vornimmt. 

Ich fuhr fort: 

Des Weiteren wird ärztlicherseits neuerdings nach¬ 
drücklich betont, wie schlecht es um das Gebiss des 
grösseren, wenn nicht grössten Teiles der Bevölkerung be¬ 
stellt sei, und entschied^en verlangt, dem Einhalt zu tun, 
sonst werde es damit noch schlechter. In Betracht kommt 
vor allem, dass durch Kauen ungenügend zerkleinerte 
Speisen nicht gehörig verdaut werden. Mit Gebisslücken, 
mit losen, abgebrochenen oder hohlen Zähnen lässt sich 
aber nur ungenügend kauen. Deshalb wird in den Schulen 
mehr und mehr sachverständige Mund- und Zahnpflege 



eingeführt uad auch beim Heere dazu tibergegangen, nach¬ 
dem ein zuerst bei den nach China gesandten Truppen ge¬ 
machter Versuch vom besten Erfolge begleitet gewesen ist. 

Bei Gefangenen ist nun eine regelrechte Verdauung 
um so wichtiger, als sie durch die sitzende Lebensweise 
und die im allgemeinen reizlose, gleichförmige und zu einem 
wesentlichen Teile in Htilsenfrüchten und schwerem Brote 
bestehende Kost mehr Störungen erleidet als unter anderen 
Verhältnissen. Die Beköstigung ist gewiss einiger Ver¬ 
besserungen fähig und soll solche erfahren, in der Haupt¬ 
sache aber muss sie bleiben, wie sie ist, wenn vermieden 
werden soll und muss, dass die meisten Gefangenen besser 
leben, als sie es in der Freiheit gewohnt sind. Der Mangel 
an Bewegung ist ein notwendiges Uebel und deshalb nicht 
zu beseitigen. 

Von wesentlichem Einflüsse auf die Zähne ist, was 
ihnen zu tun gegeben wird. Sie dürfen nicht überanstrengt 
werden, aber auch nicht untätig bleiben. Im Gefängnisse 
steht nun die Sache so, dass einerseits die warmen Speisen, 
weil grossenteils in Breiform gekocht, in nur geringem 
Masse das Kauen erfordern, andrerseits das Brot in der 
regelmässigen Form des Sichtbrotes (Roggenmehl mit 15 % 
Kleieauszug) mit harter Rinde gebac ken und in dicken 
Schnitten von 250 gr 'Gewicht verabfolgt wird, Täglich 
dreimal eine solche Brotportion zu bewältigen, dazu gehört 
nicht nur ein aufnahmefähiger Klagen, sondern auch ein 
kräftiges Gebiss. 

Ich habe nun schon seit längerem verfügt, dass die 
gemeinsamen Stationen zum Brotschneiden einige Messer, 
die von Hand zu Hand gehen, erhalten und lasse Gefangenen 
der Einzelhaft mit schlechten Zähnen ein solches fallweise 
geben. Viele kaufen sich Zahnbürsten. Wer nicht 50 Pfennig 
übrig hat und es beantragt, bekommt eine auf Kosten des 
Unterstützungsfonds. Staatliche Beschaffung würde einen 
namhaften Ausgabeposten ausmachen. Denn jeder Zugang 
müsste eine neue Zahnbürste erhalten. Gebrauchte wären 
nicht nur unappetittlich, sondern könnten auch Krankheiten 
der Mundhöhle übertragen. Die Zugänge aber gehen der 
vielen Kurzzeitigen wegen jährlich in die Tausende. In 
einzelnen Fällen, z. B. bei Syphiliskranken, kann der Arzt 
Zahnbürste, Zahnpasta, Zahnpulver, Mundwasser usw. auf 
Staatskosten verschreiben. 

Im übrigen werden gegen Zahnschmerzen die üblichen 
Mittel angewandt und auf Wunsch Zähne gezogen, worin 

if,* 
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nicht bloss die Heilgehilfen, sondern auch zwei der Aerzte 
wohlgeübt sind. 

Mit der weiteren Mund- und Zahnbehandlung steht 
es so, dass, wer sie wünscht und die Mittel dazu hat, sich 
einen Zahntechniker kommen lassen kann. Bezeichnet der 
Arzt dessen Hilfe als dringend erwünscht und fehlt es 
ganz oder zum Teile am Gelde, so greife ich, wenn es sich 
um kleinere Beträge handelt, mit dem Unterstützungsfonds 
ein, andernfalls muss die Sache unterbleiben. Wird ärzt¬ 
licherseits erklärt, dass die Heranziehung des Zahntech¬ 
nikers der Erhaltung der Gesundheit wegen notwendig 
sei, so übernehme ich die Kosten auf den Staat. 

Man wird nicht sagen können, dass der Zustand 
schlecht ist, aber sagen dürfen, dass er besser sein könnte, 
und zwar nach der Richtung, dass die Mund- und Zahnpflege 
allgemein geregelt werde. Die Meinung dabei ist nicht 
die, dass jeder ex officio entsprechender Behandlung zu 
unterziehen ist, sondern nur, wer, ihrer bedürftig, darum 
nachsucht. Die Aerzte und die Heilgehilfen werden immer¬ 
fort der Zähne wegen angegangen, bei mir mehren sich 
die Anträge auf zahnärztliche Behandlung in überraschender 
Weise und der Augenschein lehrt, wie selten und wohl 
noch seltener als sonst tadellose Kauwerkzeuge bei Ge¬ 
fangenen zu finden sind. Dass solche Erfahrungen nicht 
bloss hier gemacht werden, beweist eine Anfrage der Ge¬ 
fängnisdirektion in Dreibergen vom 2. März 1909, wie ich 
es mit diesen Dingen halte. 

Seit längerem bedienen sich nun die Gefangenen eines 
Zahntechnikers, der sich bereit erklärt hat, gegen eine 
jährliche Entschädigung von« 600 Mark in den hiesigen 
Anstalten die Mund- und Zahnpflege zu übernehmen. 

Diesem Berichte hatte ich einen Vertragsentwurf bei¬ 
gefügt, dessen wesentliche Bestimmungen lauteten: 

§ 1. Herr . . . übernimmt vom 1. Januar 1910 

ab die Verpflichtung, 

I. die Mund- und Zahnpflege der Insassen der Gefäng¬ 
nisse I und II und der Korrektionsanstalt wöchentlich 
an mindestens zwei Tagen, und zwar tunlichst Montags 
und Donnerstags, von 8 bis 11 Uhr vormittags in einem 
von der Gefängnisdirektion zu bestimmenden Raume 
vorzimehmen und zu dem Zwecke 

II. a) die notwendig erscheinende Behandlung eintreten 

zu lasse]), insbesondere Zähne zu reinigen, zu ziehen, 
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zu füllen — ohne Verwendung von Edelmetall — 
Nerven und Wurzeln zu behandeln, 

b) bei dringenden Fällen ausserhalb der gewöhnlichen 
Zeiten zu erscheinen, 

c) Material und Instrumente selbst zu stellen. 

§ 2. Herr . . . ist zur Befolgung aller hauspolizei¬ 

lichen Vorschriften verpflichtet. 

§ 3. Er leistet seine Dienste nach bestem Wissen 
und Können und nach den Grundsätzen und Lehren einer 
vorgeschrittenen Zahntechnik und hat Arzneimittel mit 
tunlichster Sparsamkeit zu verordnen. 

§ 4. Herr . . . bezieht eine jährliche Entschädigung 

von M 600.—, welche mit M 50.— am 1. jeden Monats für 
den vorhergehenden fällig und zahlbar ist. 

§ 5. Der Vertrag wird mit einmonatlicher, beiden 
Teilen freistehender Kündigung geschlossen, doch wirkt 
eine nicht am Monatsersten ausgesprochene Kündigung erst 
auf den zweitfolgenden Monatsersten. 

§ 6. Der Vertrag wird • mittelst Handschlages be¬ 
kräftigt. 

§ 7. Abänderungen, Ergänzungen und Zusätze bleiben 
Vorbehalten. 

Die Vorgesetzte Behörde war sehr einverstanden. Nacli 
§ 24 Ziff. 1 f des revidierten Gesetzes über die Organisation 
der Verwaltung vom 2. November 1896 sind aber alle die 
Staatskasse belastenden Verträge durch die Finanzdeputation 
abzuschliessen und diese widersetzte sich, weil die Sache 
nicht nötig oder wenigstens das Medizinalkollegium zu. be¬ 
fragen sei. Da es der Einstellung besonderer Mittel nicht 
bedurfte, sondern die Entschädigung aus vorhandenen ent¬ 
nommen werden konnte, scheint mir die Rechtmässigkeit 
der Weigerung der Finanzdeputation, die auf solche Weise 
aus einer gleich- zu einer übergeordneten Behörde würde 
und die Tätigkeit anderer gefährden oder lahmlegen könnte, 
zweifelhaft. Das nunmehr angegangene Medizinalkollegium 
trat ganz auf die Seite der Gefängnisdeputation, wies jedoch 
auf § 29 Abs. 'l Satz 1 der Gewerbeordnung hin, laut dessen 
amtliche Verrichtungen Seitens des Staates nur einer mit 
Approbation versehenen Fersen übertragen werden dürfen. 
Ein Zahnarzt wäre natürlich Tür M 600.— nicht zu haben 
gewesen. 

Ich machte geltend, es lasse sich bezweifeln, ob amt¬ 
liche Dienstleistungen in Frage stünden, da nicht jede im 
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Interesse des Staates vorgenommene oder auch nur öffentlich- 
rechtliche Merkmale tragende Handlung als amtlich an¬ 
zusehen sei, und verwies zum Beispiele dessen auf die 
landwirtschaftlichen Bediensteten der Korrektionsanstalt 
hin, machte auch darauf aufmerksam, dass der Zahn¬ 
techniker selbstredend der Kontrolle der Aerzte unterliege 
und dass die Heranziehung selbst einer approbierten 
Medizinalperson, etwa eines Ohrenarztes, dessen Tätigkeit 
noch nicht zu einer amtlichen stemple. Die Behörde folgte 
gleichwohl einem ihr von anderer Seite erstatteten, auf 
die Entstehungsgeschichte des § 29 ausführlich zurück¬ 
greifenden und zu einem entgegengesetzten Schlüsse 
kommenden Gutachten und beschloss, von weiterer Ver¬ 
folgung der Angelegenheit abzusehen, so dass es beim 
Alten zu bleiben habe. 

Das muss bedauert werden, lässt sich aber vor der 
Hand nicht ändern. 

Ist es übrigens richtig, dass der Zahntechniker, wenn 
staatsseitig herangezogen, amtliche Verrichtungen über¬ 
nimmt, dann macht es keinen Unterschied, ob die Heran¬ 
ziehung ein für allemal oder, wie es für die Zukunft bei¬ 
behalten werden soll, auf besonderen ärztlichen Antrag im 
Einzelfalle geschieht. Ich halte daher den Beschluss für 
insoweit nicht folgerichtig. 

Die druckfertige Reinschrift war eben abgesandt, als 
mir Heft 2 der Blätter für Gefängniswesen zuging, in dem 
auf Seite 167 ff. der Zahnarzt Dr. Kratz in Graz den 
Gegenstand behandelt. Er leistet auf Veranlassung der 
Direktion der dortigen Strafanstalt den Gefangenen zahn¬ 
ärztliche Hilfe, (S. 170), die aber fast nur im Zahnziehen 
zu bestehen scheint, (S. 170, 171). Weiteres, z. B., wer die 
Kosten trägt, ist nicht ersichtlich. Der Verfasser verlangt 
Zuziehung eines Zahnarztes, der vierzehntägig die Zu¬ 
gänge untersuchen und sonst monatlich zwei bis dreimal 
erscheinen soll. Zahnersatz müsse auf Kosten der Ge¬ 
fangenen beschafft werden, Instrumente seien vom Staate 
zu stellen. 

Ich erwähne ferner, dass für die Anstalt in Ludwigs¬ 
burg zufolge nachträglicher Mitteilung der dortigen Direktion 
ein Vertrag mit einem Zahnarzte besteht. Das Ausziehen 
von Zähnen bezahlt der Staat, den Zahnersatz der Ge¬ 
fangene, nötigenfalls unter Beihilfe der Armenkasse der 
Anstalt. 
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Dieser Umstände wegen fragte ich bei der Direktion 
Dreibergen an, wie die Sache dort geordnet sei, und erfuhr, 
dass ähnlich verfahren werde wie hier, ob erst jetzt oder 
schon vor meiner Auskunft, ist nicht ersichtlich. Das blosse 
Zahnziehen ist Sache des Anstaltsarztes. Hält dieser zahn¬ 
ärztliche Behandlung für notwendig, so erfolgt sie auf 
Staatskosten, hält er sie nur für wünschenswert, auf 
Kosten der Gefangenen, beides durch den Zahnarzt in 
Bützow, dem die Zahnkranken in die Wohnung zugeführt 
werden. 

Schliesslich sei bemerkt, dass nach einem Zeitungs¬ 
berichte in den „Hamburger Nachrichten“ vom 7. Juni d. J. 
die Reichstagskomraission für die Reichsversicherungs¬ 
ordnung dem § 136 folgende Passung gegeben hat: 

Bei Zahnkrankheiten mit Ausnahme von Mund- 
und Kieferkrankheiten kann die Behandlung auch 
durch Zahntechniker geschehen. Wer als Zahn¬ 
techniker im Sinne dieses Gesetzes zuzulassen ist, 
wird durch Verordnung der obersten Verwaltungs¬ 
behörde bestimmt. Die höhere Verwaltungsbehörde 
kann bestimmen, unter welchen Voraussetzungen auch 
Heildiener und Heilgehilfen bei Zahnkrankheiten, mit 
Ausnahme von Mund- und Kieferkrankheiten, selb¬ 
ständige Hilfe leisten können. 

Warum man sich bei Gefangenen, die keine Kranken¬ 
kassenbeiträge leisten, nicht einmal mit einem unter ärzt¬ 
licher Kontrolle arbeitenden Zahntechniker soll begnügen 
dürfen, vermag ich nicht einzusehen. 
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Hunde im Aufsichtsdienste. 

Von Direktor Dr. Gennat. 


Die auf S. 428 dieses Bandes behandelte Frage ist in 
Hamburg bei zwei verschiedenen Gelegenheiten gründlich 
erörtert, aber beide Male verneint worden. Der Verlauf 
interessiert, wie ich hoffe, über Hammonias Türme hinaus 
und war dieser: 

1. Auf Grund des Militärvertrages mit Preussen vom 
21. Januar 1867 § 4a hat Hamburg die Stellung von Wachen 
für Zwecke der öffentlichen Sicherheit zu beanspruchen 
und von diesem Rechte für die Gefängnisanstalten in Fuhls¬ 
büttel Gebrauch gemacht. Die Militärwache besetzte zu¬ 
letzt ausser drei Posten bei Tag und Nacht acht Nacht¬ 
posten, alle ausserhalb der Gebäude, während der Nacht¬ 
dienst innerhalb dieser von Aufsichtsbeamten getan wurde 
und getan wird. Mit Rücksicht auf die durch Einführung 
der zweijährigen Dienstzeit bei den Fusstruppen gesteigerten 
Anforderungen an die Ausbildung der Mannschaften bean¬ 
tragte die Militärverwaltung im Sommer 1905 die Auf¬ 
hebung ihrer Verpflichtung. Bei den Erörterungen darüber, 
ob oder inwieweit dem zu entsprechen sei, kam im folgen¬ 
den Jahre zur Sprache, ob bei etwaiger Ersetzung der 
Soldaten durch Aufseher an Kräften gespart werden könne, 
wenn Hunde mitverwandt würden. 

Von einem Besuche des Arbeitshauses in Rummels¬ 
burg im Jahre 1897 her w’ar mir bekannt,, dass dort die 
Nachtaufseher im Aussendienste durch Hunde begleitet 
werden. Eine Anfrage aus vorstehendem Anlasse ergab, 
dass dies zur persönlichen Sicherheit der Beamten geschehe 
und daher in Folge der Einführung der Massregel eine 
Verminderung der Zahl dieser nicht stattgefunden habe. 
Da ich ferner erfahren hatte, dass in einem braunschweigischen 
Gefängnisse Hunde zu Wachzwecken gehalten würden, 
erkundigte ich mich beim Oberstaatsanwälte des Herzog¬ 
tums und erfuhr, dass im Kreisgefängnisse zu Braunschweig 
zu zwei verschiedenen Zeiten vorübergehend je ein Hund 
Verwendung gefunden habe, eine Ersparnis an Personal 
aber nicht davon zu erwarten sei. 
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Die Militärwache wurde zwar nicht aufgegeben, aber 
1906 auf die Hälfte vermindert, so dass sie jetzt nur noch 
zwei Tages- und drei Nachtposten stellt. Für den Ausfall 
erhielt ich vollen Ersatz an Aufsehern. Es stehen also 
sechs auf Aussenposten (Gefängnis II einer, Korrektions¬ 
anstalt zwei, Gefängnis I drei) und tun ausserdem Nacht¬ 
dienst neben zwei Aufseherinnen in dem hier nicht in 
Frage kommenden Frauengefängnisse innerhalb der Ge¬ 
bäude einer in der Korrektionsanstalt, fünf im Gefäng¬ 
nisse II und sechs im Gefängnisse I, ferner je ein Ober¬ 
aufseher im Gefängnisse I und 11. 

Der Gebrauch von Hunden im Innern der Gebäude 
verbietet sich wohl von selbst und scheint nirgendwo stattzu¬ 
finden, auch von v. Baehr nicht in Aussicht genommen 
zu sein. Sie den Aufsehern zum Schutze ihrer selbst bei¬ 
zugeben, wie es seit Ende 1906 auch in Wolfenbüttel ein¬ 
geführt ist, unterliegt natürlich keinen Bedenken. Etwas 
anderes aber ist es, ob sie Aufseher ersetzen sollen oder 
ersetzen können. Dagegen habe ich Bedenkeni), die mir 
durch die günstigen Erfahrungen eines Vierteljahres in 
Ludwigsburg nicht widerlegt zu sein scheinen, weil ich den 
Zeitraum für ein abschliessendes Urteil als zu kurz ansehe. 
Meinerseits wäre wohl nicht sobald auf Einziehung eines 
Nachtaufsehers eingegangen worden. Es hängt von ört¬ 
lichen und räumlichen Verhältnissen ab, ob auf solche 
Weise eine Verringerung des Nachtwachpersonals zulässig 
ist. Massgebend ist Umfang und Anlage, bauliche Ein¬ 
teilung, Gestaltung, Gliederung und Sicherheit der Anstalt, 
Zahl und Art der Insassen und ich möchte fast meinen, 
dass, wo ein Hund Platzhalter ist, der Beamte sich auch 
auf andere Weise hätte erübrigen lassen. Wie die Dinge 
hier liegen, könnte ich trotz der Hunde keinen Mann 
entbehren und ich entschlösse mich schwerlich, nach dem 
Vorschlag von Baehrs Türen von einem zum anderen 
Hofe offen zu lassen, gebe aber gern zu, dass man ab¬ 
weichender Meinung und es anderwärts anders sein kann. 

Im Jahre 1908 hat man sich auch in Baden mit der 
Sache befasst, sie aber, soweit ich unterrichtet bin, fallen 
lassen. 

2. Bei uns kam sie Mitte 1907 wieder in Fluss, nachdem 
die Anweisung über den Waffengebrauch eine neue Fassung 

0 Neben denen, wenn schon in geringerem Masse, die in Ziff. 2 
behandelten theoretischen gelten. 
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erhalten hatte. In der Behörde wurden Stimmen laut, die 
Schusswaffen möchten nur im äussersten Notfälle ange¬ 
wandt und möglichst nicht auf Fliehende gerichtet werden. 
Die Besorgnis galt dem Umstande, dass des ausgedehnten 
landwirtschaftlichen Betriebes wegen stets und ständig 
eine beträchtliche Zahl von Gefangenen, namentlich Kor¬ 
rigenden, ausserhalb der Anstalten beschäftigt wird, so 
dass die Versuchung zu Entweichungen nahe liege und 
menschlich erklärlich, eben deswegen aber einigermassen 
verzeihlich sei. Es erscheine hart, wenn ein Flüchtling 
verwundet oder gar erschossen werde, zumal • schwere 
Verbrecher nicht auf die Felder hinauskämen. Deshalb 
wurde die Frage aufgeworfen, ob die Aufseher von Hunden 
begleitet werden sollten, die das Entweichen zu verhindern 
liätten. Eine Verminderung der Aufseher wurde also nicht 
bezweckt. Nach vielem Hin und Her, insbesondere er¬ 
gebnislosen Verhandlungen mit Abrichtern von Hunden und 
Polizeihundführern, auch einem kurzen missglückten Vorver¬ 
suche, wurde hiervon und damit von einer Abänderung der 
Anweisung über den Waffengebrauch Abstand genommen. 

Meines Wissens hätte es sich um etwas Neues, nach 
meiner Ansicht aber nicht Empfehlenswertes gehandelt. 
Der Schutz der Beamten kam weder an sich, noch wegen 
der Zeit, in die dieser bei Tageshelle sich abspielende 
Dienst fällt, noch wegen der Ausrüstung mit Karabiner 
und Seitengew^ehr in Frage. Darüber, dass wahrscheinlich 
das Publikum, vielleicht auch ein Teil der Presse ein 
Lamento erhoben hätte, wäre wohl hinwegzukommen ge¬ 
wesen, w^enn die Sache hätte sein müssen. Ich hatte aber 
schwererwiegende Bedenken. 

Zuvörderst ein rechtliches: Jedermann wird von Baehr 
darin beistimmen, dass nichts unversucht bleiben darf, 
Leben und Gesundheit der Beamten vor Angriffen der 
Gefangenen zu schützen. Eine Gefahr nach dieser Richtung 
besteht aber, wie erwähnt, mindestens nicht mehr als beim 
Innendienste, der bei Tage ohne Schusswaffen versehen 
wird, und bei Entweichungen, die allein in Betracht ge¬ 
zogen worden waren, gewiss nicht. Das Str.G.B. kennt 
nun als Inhaber des Rechtes und Träger der Pflicht der 
Beaufsichtigung wie im Allgemeinen, so hinsichtlich der 
Gefangenen nur Personen (§ 113 Abs. 1, 3. § 117 Abs. 1, 3. 
§ 120 Abs. 1, §§ 121, 122 Abs. 1, 3. § 347). Vorliegenden¬ 
falls aber würde es sich der Sache nach selbst dann um 
Beaufsichtigung durch Hunde handeln, wenn diese nicht 
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selbsttätig sein sollen, Wi\s sie gerade sein müssen. Dürfen 
auch nur zur Aussenarbeit Verpflichtete gezwungen 
werden, sich an Stelle einer Bewachung durch Menschen 
innerhalb, einer solchen durch Tiere ausserhalb des Ge¬ 
fängnisses zu unterwerfen ? Soweit es der Zustimmung der 
Gefangenen zur Aussenarbeit bedarf, Avürde sie sicherlich 
sehr häufig versagt werden. Als hier früher Soldaten zur 
Ueberwachung von Züchtlingen bei Aussenarbeiten heran¬ 
gezogen wurden, verweigerten nicht wenige die Arbeit, 
weil sie sich solche Aufsicht nicht gefallen zu lassen 
brauchten. Das war natürlich verkehrt, ist aber bezeich¬ 
nend und macht es gewiss, dass der Widerstand gegen 
tierische Bewachung einen ganz anderen Umfang annehmen 
würde. 

Weiter : Ich weiss mich frei von Gefühlsseligkeit, ver¬ 
hehle aber nicht, dass sich mein ethisches und ästhetisches 
Empfinden dagegen auflehnt, Menschen, selbst wenn sie 
etwas verbrochen haben, von bissigen, mehr oder weniger 
bösartigen Tieren dauernd bewachen zu lassen. Ich kann 
mich dabei des Gedankens an die ehemaligen Sklavenhalter 
Südamerikas nicht erwehren. 

Aber selbst wenn ich diese abstrakten Erwägungen 
überwände, käme ich über die praktischen nicht hinweg. 
Es stellt sich mir zunächst die entgegen, dass die An¬ 
wendung der Schusswaffe von schweren Folgen begleitet 
sein kann, dass aber, wie bekannt, nicht eine jede Kugel 
trifft. Die Gefahr von Verletzungen selbst ernster Art ist 
bei Verfolgung Flüchtiger durch Hunde weit grösser. Denn 
diese fassen mit ihrem starken Gebisse fest und ohne Rück¬ 
sicht darauf zu, ob sie die Kleidung zerreissen oder das 
Fleisch in die Zähne bekommen, wenn der Fliehende sich 
ihnen nicht stellt und stillhält. Setzt er sich gar zur 
Wehr, so sind gefährliche Verwundungen unausbleiblich. 

Ferner müssten die Hunde selbständig tätig sein, nicht 
erst von den Aufsehern in Bewegung gesetzt werden, weil 
das öfter zu spät käme, wenn nämlich, was bei Verteilung 
der Gefangenen über eine weite Fläche leicht vorkommt, 
die Entweichung erst nach einiger Zeit bemerkt wird. Sie 
dürfen deshalb nicht an der Leine geführt und erst ge¬ 
gebenen Falles losgelassen werden, sondern hätten den 
Trupp zu umkreisen und zu unterscheiden, ob ein Gefangener 
nur bei Seite träte, etwas holte oder zurückbrächte und 
dergleichen oder entflöhe. Es scheint mir unmöglich, das 
einem Hunde beizubringen. Würde er aber jeden sich 
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einzeln und berechtigter Weise fortbewegenden Gefangenen 
stellen, so würde er zu einem nicht geringen Teile die 
Arbeit lahm legen. Auch befürchte ich, dass die Aufseher 
bald dazu kämen, sich auf die Hunde zu verlassen und 
dadurch in der eigenen Aufmerksamkeit nachzulassen. 

Ich würde ein Dutzend Hunde benötigen. Ob sich 
Aufseher in genügender Zahl auch nur zur rechten Wartung 
und Pflege gegen angemessene Entschädigung finden wür¬ 
den, ist schwer zu sagen, noch schwerer, ob sie die sach- 
gemässe Abrichtung zu Wege zu bringen vermöchten. Ich 
halte letzteres, wie eben gesagt, im wesentlichsten Punkte 
für nicht ausführbar und weiss nicht, ob es auch nur ge¬ 
lingen würde, den Hunden beizubringen, dass sie Gefangene 
allgemein von anderen Menschen nach der Kleidung und 
dem Gerüche unterscheiden, und sie daran zu gewöhnen, 
dass sie einerseits nur, andrerseits jedem Beamten in 
Dienstkleidung zu folgen haben. Denn es ginge nicht, dass 
stets derselbe Hund mit demselben Aufseher auf das Feld 
hinauszöge. 

Der naheliegende Hinweis auf die Polizeihunde ver¬ 
fängt nicht, weil ihnen ganz andere Aufgaben gestellt sind. 

Ich wiederhole, dass ich gegen die Verwendung von 
Hunden als verstärkten Schutz der Aufseher, wenn solcher 
für nötig gehalten wird, nichts einzuwenden habe, darüber- 
hinaus mir aber wenig verspreche und bestreite, dass eine 
Herabminderung des Personals schlechthin die Folge sein 
kann oder sein muss. Mir scheint sogar, dass das im Wider¬ 
spruche zu dem verstärkten Schutze steht, wo dieser ge¬ 
wollt ist. Meist missrät es, zwei Fliegen mit einer Klappe 
zu schlagen. 
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Noch einmal; Kirchenzucht im Gefängnisse. 

Von Direktor Dr. Gennat. 


Durch freundliche Vermittelung ist mir nachträglich 
das auf S. 316 Anra. 2 dieses Bandes erwähnte Buch von 
Bienengräbei'i) zugänglich geworden. Es betitelt sich 
„Aus der Arbeit an Gefangenen und Entlassenen“, ist 1891 
erschienen und widmet dem Abendmahle von S. 57 ab 
einen ganzen Abschnitt. Die Ausführungen des Verfassers 
stehen in erfreulicher Uebereinstimmung mit den meinigen, 
weshalb ich zu diesen kurze Ergänzungen liefere. 

Bienengräber spricht nicht von einer früher 
grundsätzlich in allen, sondern von der in den bernischen 
Gefängnissen geübten Abendmahlsentziehung und erklärt 
die M assregel für ein grosses Unrecht (S. 60), weil das 
Abendmahl die höchste Wohltat sei, die dem Sträflinge zu 
Teil werden könne (S. 59). Es sei nicht richtig, solche, 
die ira Verbrechen beharren, ohne weiteres zurückzuweisen, 
wohl aber bedürften sie besonderer Vorbereitung und Ver¬ 
warnung (das.)-). Selbst Meineidige seien nach erstmaliger 
Zurückstellung und ernster Verwarnung bei erneuter Mel¬ 
dung zuzulassen (S. 69), grosse Vorsicht^) aber auch bei 
Untersuchungsgefangenen geboten (S. 66). Das Abend¬ 
mahl solle jährlich viermal gefeiert (S. 74), indessen auf 
eine regelmässige Teilnahme nicht gedrungen werden (§ 75). 
Gegen eine gemeinsame Feier der Gefangenen und Beamten^) 
beständen schwere Bedenken (S. 76). Wenn auch noch 
B i e n e n g r ä b e r auf S. 59 verlangt, dass Gefangene nicht 
in Ketten zum Abendmahl gehen"’), so verstehe ich das 
in einem zwanzig Jahre nach dem Inkrafttreten des St.G.B. 
veröffentlichten Werke nicht recht, weil von „Ketten¬ 
gefangenen“ die Rede ist. Es können doch nur solche 

*) Ehemals evaugelischem Anstaltsgeistlicheii. 

■) Zu verg'l. S. 320 dieses Bandes. 

'') Also nicht völlige Ausschliessung. Zu vergl. S. 321 dieses 
Bandes. 

') Zu vei'gl. S. 321 dieses Bandes. 

") Zu vergl. S. 318. Anm. dieses Bandes. 
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gemeint sein, die auf Grund der Hausordnung, namentlich 
im Wege der Disziplinarbestrafung, gefesselt worden sind. 

Mit Recht wendet sich Bienengräber dagegen, 
dass auf die Beteiligung der Gefangenen am Abendmahle 
hingewirkt werde. Nebenbei: ein schrofferer Gegensatz 
als regelmässiges Anhalten und gänzliches Fernhalten der 
Gefangenen lässt sich nicht denken. Bezeichnend ist jeden¬ 
falls, dass der Zwang durch die Grundsätze des Bundes¬ 
rates hat verboten w^erden müssen. Er findet sich noch 
— hier gemildert — in § 115 der Hausordnung für die 
Arrest- und- Korrektionshäuser der Rheinprovinz vom 
23. Oktober 1827^), wo es heisst, dass die Austeilung des 
Abendmahles den religiösen Bedürfnissen der Gefangenen 
angepasst werden solle und Gefangene, welche geraume 
Zeit verstreichen lassen, ohne daran teilzunehmen, vom 
Geistlichen besonders zu ermahnen seien, sowie in 
dem mit der auf S. 322 dieses Bandes aus der Hausord¬ 
nung für die Landes-Straf- und Korrektionsanstalten 
Sachsens mitgeteilten Bestimmung wörtlich gleichlautenden 
§ 57 Ziff. 2 der älteren Hausordnung für die sächsischen 
Anstalten zur Vollstreckung von Gefängnisstrafen vom 
3. Januar 18712). Nach Martens „Das hamburgische 
Spinnhaus“ (1823) war dagegen in dieser Anstalt jeder 
Zwang ausgeschlossen. 

Er darf oder dürfte übrigens — wenigstens von den 
Grundsätzen des Bundesrates unbehindert — gegen Militär¬ 
gefangene, gegen Polizeigefangene, gegen Korrigenden und 
gegen Untersuchungsgefangene geübt werden, denn diese ver- 
büssen keine Strafe, die Polizeigefangenen und die Korrigen¬ 
den keine gerichtliche Strafe und die Militärgefangenen 
der Regel nach keine von bürgerlichen Gerichten erkannte 
Strafe, soweit letzteres aber doch der Fall, finden die 
Grundsätze gleichwohl keine Anwendung. Indessen erklärt 
die Militärstrafvollstreckungsvorschrift vom 19. März 1908 
in Teil I § 57 Ziff. 6 die Teilnahme an der für evan¬ 
gelische Gefangene jährlich zweimal abzuhaltenden Abend- 


') Abgeclruckt bei Kichtei* „Um Verlorener Willen“ (1909) S. 31. 

-) Während in dem nach dem Tode König* Alberts — also 
nacii 1902 — erschienenen Buche von Quanter „Deutsches Zuehthaus- 
und Gefängniswesen“ auf S. 380 bemerkt wird, dass zur Teilnahme 
an den häufigen Abendmahlsfeiern nicht einmal aufgefordert werde, 
ritel xind Vorrede tragen keine Jahreszahl. 
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mahlsfeier für freiwillig’ und die Teilnehmer 
von jeder Arbeit während des Tages*). 


für befreit 


Schliesslich führe ich an, dass die Insassen des nach 
dem'Jahre 1340 in Benutzung genommenen Nürnberger 
Lochgefängnisses sich durch Empfang des Abendmahles 
auf den peinlichen Gerichtstag vorzubereiten hatten-), und 
dass für belgische Gefängnisse die Vorschrift besteht, dass 
jährlich einmal besondere geistliche Bussübungen mit den 
katholischen Gefangenen abzuhalten sind^). Von unter¬ 
richteter Seite ist mir gesagt worden, dass diese Uebungen 
mit dem Abendmahle schliessen und ihren Zweck verfehlt 
haben, wenn die Teilnehmer dem Abendmahle fernbleiben. 
Daraus folgt dann nicht nur, dass es gereicht, sondern 
auch, dass die Meldung der an den Bussübungen beteiligt 
Gewesenen vorausgesetzt und erwartet wird. 


[■. 0 Dasselbe galt schou — und zwar zu Gunsten silmtlicher In- 

sassen — für die ebenfalls jährlich zwei Kommunionstage des ham- 
burgischen Spinnhauses. Obenein gab es eine „aussergewöhnlich<-’' 

' Beköstigung (Martens a. a. 0.). 

*) Streng. „Das Zellengefängnis Nürnberg (1879) S. 9, 16. 

•') Starke. „Das belgische Gefängniswesen“ (1877) S. 153, 205. 
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Ergebnisse meiner Amerikafahrt. 

Von Georg“ Stamm er-Berlin. 


Der VIII. Internationale Gefängniskongress ist Vom 
2.-8. Oktober in Washington abgehalten worden. 34 Kultur¬ 
staaten hatten über 100 Vertreter entsandt und etwa weitere 
100 Interessenten, Philahtropen, Juristen, Gelehrte und Ge¬ 
fängnisbeamte, beiderlei Geschlechts, vorzüglich aus allen 
Staaten der weiten Union, hatten sich eingetimden, um an 
den Verhandlungen teilzunehmen. 

Dem Kongress ging eine Besichtigungs- und Studien¬ 
reise durch die Staaten Newyork, Ohio, Illinois, Indiana, 
Kentucky und Pennsylvania voraus, zu der die amerika¬ 
nische Regierung durch den Präsidenten des Kongresses 
zahlreiche Einladungen hatte ergehen lassen. Wenn es so 
auch nur im Fluge verstattet war, in das Wesen der 
amerikanischen Gefängnisse, in ihre Organisationen und 
baulichen Einrichtungen, in das Strafsystem, die Präventiv¬ 
massnahmen und die Entlassenenfürsorge einen Einblick 
zu gewinnen, so war Dank der vorzüglichen Arrangements 
auf der Reise und des äusserst geschickt auf gestellten, fast 
überreichen Arbeitsprogrammes dieser Einblick keineswegs 
ein flüchtiger. Es waren durchaus nicht lediglich Muster¬ 
anstalten, die dem Auge dargeboten worden waren; in 
mannigfachen Variationen zogen die Bilder an den Blicken 
vorüber, und weil immer wieder der Masstab des Ver¬ 
gleichs angelegt werden konnte, der zeigte, was hier gut 
war und dort zu wünschen liess, was dort besser war und 
woran es hier mangelte und was an vortrefflichen und 
weniger empfehlenswerten Mitteln aufgewendet worden 
war, um das erstrebte Ziel zu erreichen, deshalb darf ohne 
Bedenken Kritik geübt werden. Diese Kritik ist auch eine 
geläuterte, weil auf der einen Seite in unzähligen Vorträgen 
und Reden der in- und ausländischen Delegierten nicht nur 
die Selbstkritik, die Absichten und die aufgenommenen 
Eindrücke in gehaltvollen Worten zu Ohr gebracht worden 
waren, sondern weil auch durch verschiedentlichste Rück- 
s})i‘achcn mit ersten Fachautoritäten aller Länder der Welt 



das eigene Urteil immer wieder revidiert, abgeschliffen und 
in konkrete Formen gebracht werden konnte. 

Mit grossen Lettern lassen sich über das Gefängnis¬ 
wesen der Vereinigten Staaten, das so unendlich mannig¬ 
faltig und vielgestaltig ist, weil jeder Staat seine eigenen 
Wege zu gehen die Befugnis hat, die wuchtigen Worte 
setzen, unter denen das ganze System zu leiden hat: 
„Politik und Arbeitsmangel!“ Von der Politik ist 
die Seele des gesamten Körpers abhängig: das sind seine 
Beamten. Mit der politischen Strömung kommen und gehen 
sie, gleichwohl ob sie für das Amt taugen oder nicht. Und 
in enger Beziehung dazu steht der Arbeitsmangel. Tausende 
und abertausende Gefangene kranken und faulenzen in 
den Anstalten sittlich und moralisch dahin, weil sie be¬ 
schäftigungslos ihre Zeit verbringen müssen. Die Furcht 
vor der Konkurrenz des freien Gewerbes lässt die mass¬ 
gebenden Politiker vielfach den Arbeitsfleiss in den Gefäng¬ 
nissen unterbinden, und so kommt es, dass die oft in 
vollendetster und nicht selten luxuriösester Weise aus¬ 
gestatteten Anstalten einem der wichtigsten Probleme des 
Strafvollzuges: „der Erziehung; zur Arbeit“ nicht 
gerecht werden können. 

Wie in Amerika sich so oft die Gegensätze in krassester 
Form aneinanderreihen, und wie es befremdet, wenn man 
neben der üppigen Villa des Multimillionärs einen erbärm¬ 
lichen Schuppen mit womöglich riesenhaften Reklame¬ 
schildern erblickt, so wiederholt sich das Bild auf dem 
Gebiet des Strafvollzuges und Gefängniswesens. Neben 
den mustergültigen Reformatories die nicht übel genug zu 
beanstandenden County Jails (für kurzzeitige und Unter¬ 
suchungs-Gefangene), neben den unübertroffenen Einrich¬ 
tungen zur Verhütung des Verbrechens die Hochschulen 
für Vermehrung des Verbrechens, neben der höchsten 
Achtung vor dem Individuum die Kastration. 

Die Lichtblicke im amerikanischen Gefängniswesen 
sind unzweifelhaft die Behandlung der jugendlichen Ver¬ 
brecher und die Präventivmassnahmen, die unbestimmte 
Verurteilung und das Parol Work (bedingte Entlassung). 
Diese Lichtblicke sind meines Erachtens aber auch so 
starke, dass sie andere mangelhafte Dinge in den Schatten 
stellen und gleichsam ein Leuchtfeuer bilden für alle Kultur¬ 
völker, das den Weg weist weit in die Zukunft hinein. 
An diesen Zeichen kann heute kein vorwärtsstrebendes 
Staatswesen mehr vorüber, ohne seinen Kompass zu regu- 

Blätter für Gefän^niskunde. XLIV. 17 
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Heren, Es werden sich vielleicht mit der Zeit noch bessere, 
kürzere, geradere und billigere Pfade finden lassen, immer 
aber nur von diesem einen Wege aus, der hier gewiesen 
und in seinen Grundzügen festgelegt worden ist. 

Die Behandlung der jugendlichen Verbrecher geschieht 
in den Reformatories. Mag man im Einzelnen darüber 
streiten, ob diese oder jene Einrichtung gut, bessei'ungs- 
fähig oder verkehrt ist; mag es der müitary drill, das 
Zeitungslesen, das Rauchen in der Freizeit, das Musik¬ 
spielen, das Halten von Vögeln oder anderen Tieren sein, 
das Anstoss erregt, nicht gefällt und meines Erachtens 
auch nicht zu gefallen braucht, w^eil es typisch amerikanisch 
ist und für andere Völker kaum einem Bedürfnis entspricht, 
darüber bin ich mir klar — und mit mir sind es viele —, 
dass der Grundgedanke der allein richtige und das System 
unübertrefflich ist. 

Es ist nicht ein jeder ein Verbrecher, dei‘ in der 
Jugend einen Fehltritt begeht, und es ist die Verurteilung 
zur Strafe kein Masstab für den sittlichen und moralischen 
Wert des Individuums. Deshalb ist es Pflicht, einen jeden 
Jugendlichen, der zum ersten Mal einer Untat überführt 
und verurteilt w’orden ist, von vorn herein gänzlich aus¬ 
zuscheiden aus dem grossen Haufen mehr oder weniger 
übler Menschen, die den Gefängnissen zugeführt -werden 
müssen. Das ist hier erreicht! Für diese erstmalig be¬ 
straften Jugendlichen hat der Amerikaner seine Reformatories 
— das bedeutet Besserungsanstalten. Nichts von Schuld 
und Sühne, von Vergeltung und Niederbeugung wird hier 
gepredigt. Der Bursche oder das Mädchen haben gefehlt, 
und es wird ihnen hier lediglich die „letzte Gelegen- 
h e i t“ an die Hand gegeben, auf den ordentlichen Weg 
zu kommen und nützliche Glieder der menschlichen Gesell¬ 
schaft zu werden. Deshalb garnicht zu Unrecht der sehr 
beliebte und populäre Name für diese Anstalten: „Schule 
der letzten Gelegenheit!“ — Für das Leben sollen die 
Insassen erzogen werden, nichts in ihnen Lebendiges darf 
daher ei’stickt w^erden, vielmehr sind neue Lebensgaben 
ihnen zu reichen, w'enn das Werk seinen Zweck er¬ 
füllen soll. 

Dieser Leitsatz zieht sich in allen Reformatories wie 
ein mehr oder weniger geschickt eingeflochtener Faden 
durch das System hindurch. 

Zunächst ist es das Haftsystem, das volle Billigung 
verdient: Gemeinschaftshaft bei Tage, Einzelhaft bei Nacht! 
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So nützlich und zweckmässig* die Tag* und Nacht streng* 
durchgeführte Einzelhaft bei erwachsenen und vorbestraften 
Verbrechern ist, so wenig gut und unzweckmässig erachte 
ich ihre Anwendung bei Jugendlichen, Wenn es gelänge, 
den Jugendlichen in der Zelle fortgesetzt angespannt zu 
beschäftigen, so Hesse sich über die Einzelhaft reden. Dies 
ist aber ein Phantom; und da der Jugendliche über ein 
nur kleines Erinnerungsfeld verfügt, über die Zukunft sich 
wenig* graue Haare wachsen lässt und den Kopf voller 
phantastischer Hirngespinste zu haben pflegt, so ist es 
gar nicht möglich, dass er den Zeilenraum aus sich selbst 
heraus nur mit guten Gedanken füllt. Dummheiten, unsitt¬ 
liche und unmoralische Vorstellungen und Onanie werden 
die unausbleiblichen Folgen sein, die eine wohlorganisierte 
Gemeinschaftshaft sehr wohl zu beseitigen in der Lage ist, 
ohne ihrerseits schädliche Einflüsse zu zeitigen. 

Und die Organisation dieser Gemeinschaftshaft für 
Jugendliche bei Tage ist das, was zu allererst gefällt. Ich 
habe die Jugendlichen, mehrere Hunderte an der Zahl, 
nach Klavierbegleitung in einem Turnsaal Freiübungen 
ohne Kommando nach einem eingettbten Drill machen 
sehen und muss sagen, dass mir dies die Lösung des Problems 
der richtigen Behandlung zu sein scheint. Der "Wille wird 
unterordnet, der Körper gebogen, die Muskeln gesteift, die 
Sehnen gereckt. Die Musik spielt immer Aveiter, taktmässig* 
schreiten die Uebungen fort, es gibt kein Nachklappen, 
weil der Rhytraus alle erfüllt, und keine Disziplinlosigkeit, 
weil die Massensuggestion alle mit fortreisst. Vom Nacken 
und Kreuz bis zur Fuss- und Fingerspitze kein Nerv, der 
nicht mitzuarbeiten hätte. Als die Uebung beendet war, 
blickte man in helle Augen. Wogender Atem und feuchte 
Haut bestätigten, dass hier kein Spiel getrieben, sondern 
Kraft geweckt und Arbeit geleistet war. — So gingen die 
Jungens zur Arbeit in helle, luftige Arbeitssäle, ein jeder 
von dem anderen genügend getrennt, sodass Plaudern un¬ 
möglich oder doch sehr erschwert ist, dagegen so nahe, 
dass die Phantasie genügend angeregt und beschäftigt ist 
und nicht auf Abwege zu verfallen braucht. In den Arbeits¬ 
stätten musste gefallen, wie planmässig die Ausbildung eines 
jeden Jugendlichen nach Charakter und Veranlagung in 
einem bestimmten Arbeitszweig durchgeführt wird. Ein 
jeder Häftling, der das Reformatory verlässt, nimmt gute 
praktische Kenntnisse für das Leben mit heraus, sei es als 
Schlosser, Drucker, Maurer, Schreiner oder sonst etAvas. 

17 ^^^ 
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Die Arbeit ist unlukrativ und bezahlt sich nicht, sie wird 
geleistet um nichts anderes zu Wege zu bringen, als eine 
Berufs-Ausbildung des Jugendlichen in der Schule der letzten 
•Grelegenheit. 

Ich fand einen ITjährigen Berliner Jungen, der an 
demselben Tage bedingt entlassen werden sollte und fragte 
ihn, was er über das Reformatory zu sagen hätte. Erent- 
gegnete, dass er nicht wünschte, noch einmal hierher zu 
kommen, es wäre sehr streng, weil von früh bis spät un¬ 
ausgesetzt alle Kräfte . angespannt seien. Vernachlässige 
man sich, so erhielte man „Zeitverlust“ und müsste länger 
in der Anstalt bleiben, dies wäre ein so faszinierender An- 
.sporn, dass man gar nicht anders könnte, als alles ordent¬ 
lich mittun, was verlangt würde. Die wenigen, die immer 
wieder undiszipliniert seien, kämen auch sehr bald fort in 
ein Staatsgefängnis, wo sie die Chance verlören, etwas zu 
lernen und gut zu werden, weil sie dort eben nur be¬ 
fangene seien, während hier im Reformatory alles darauf 
zugeschnitten ist, sie etwas lernen zu lassen, lebensfrisch 
und lebensbrauehbar zu machen. 

Dann war es der military drill, der das allgemeine 
Interesse aller Reiseteilnehmer erweckte. Ich bin Soldat 
gewesen und war von vornherein sehr eingenommen gegen 
die Verpflanzung der militärischen Sitten und Bräuche in 
eine Strafanstalt. Ich sah darin, gelinde ausgedrückt, einen 
groben Unfug und eine Degradierung des Landesvertei¬ 
digungswesens. Ich habe alle Phasen dieses military drills 
mit grösster Aufmerksamkeit und Zurückhaltung verfolgt, 
und muss gestehen, dass ich von seiner Nützlichkeit durch¬ 
drungen bin, und dass mir an dem Prinzip alles gefallen 
hat, nur nicht der Name! Warum >'>military drilh‘1 ~ 
Wenn man „Turndrill“ oder „Turnübungen im Freien“ dafür 
setzen wollte, träfe man die viel richtigere Bezeichnung. 
Sieht man von Kanonenschüssen, Fahneneinholungen, 
Rapporterstattung und ähnlichen, mir überflüssig erschei¬ 
nenden Dingen ab, so bleibt eine Uebungsperiode zurück, 
die alle Jugendlichen der Anstalt erneut versammelt, um 
unter den Klängen eines selbst gebildeten, durchaus guten 
Orchesters kommandolose Stab-, Marsch-, Schwenk- 
und Reihenübungen vornehmen zu lassen. Wieder war der 
Wille der vielen huiidert Jugendlichen unter den einen 
Willen des leitenden Beamten gebeugt, wieder hob die 
Musik die Freudigkeit und riss den Einzelnen zur Hergabe 
seines Besten hinweg, und wieder sah man nach Beendigung 
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der tadellos durchgeführten Uebungen, dass Arbeit geleistet 
war, wirkliche Arbeit, der sich niemand während dieser 
Stunde auch nur für einen Moment entziehen konnte. Da¬ 
durch war das Werk gekrönt. Mit gesunder Müdigkeit 
marschierten die Jungen zum Essen im Gemeinschaftssaal 
und zur kurzen Erholungszeit in der Zelle. 

Andere Eindrücke aus den Reformatories halte ich für 
zu unwesentlich, um sie heute hier zu besprechen, ich 
komme gelegentlich vielleicht darauf zurück. Ganz all¬ 
gemein möchte ich sagen, dass mich als ehemaligen lang¬ 
jährigen preussischen Strafvollzugsbeamten das Auslegen 
einer Anstaltszeitung durchaus nicht gestört hat, dass ich 
vielmehr auch hierin eine Gelegenheit sehe, die jungen 
Leute dem Leben zu erhalten und durch gute Einflüsse 
fürs Leben zu gewinnen. Auch die Kanarienvögel in den 
Zellen, die hier und da auftauchten, vermochten meinen 
Unwillen nicht zu erregen. Vielleicht war der Eindruck 
der ohne Zweifel herrschenden straffen Disziplin so gross, 
dass alle diese Kleinigkeiten, deren Nützlichkeit diskutierbar, 
die aber keineswegs schädlich sein können, daneben gar 
nicht in Betracht kommen konnten. Die Grösse der Grund¬ 
gedanken des Systems und die geschickte Durchführung 
des Prinzips in der Praxis haben mich voll erfüllt, und 
ich bin der Ueberzeugung, dass dieser und kein anderer 
Weg die richtige Behandlung der erstmalig bestraften 
Jugendlichen weist, für die in allererster Linie auch bei 
uns zunächst Sonderanstalten geschaffen werden müssten! 

Noch vollkommener und dem Ideal nahe muss ich die 
Präventivmassnahmen hinstellen, die in Amerika getroffen 
worden sind, und die zusehends Verbreitung finden. Es 
sind die Boy- und Girl-Schools nach dem Cottages-System, 
in denen diejenigen Kinder von etwa 10—16 Jahren Auf¬ 
nahme finden, die eine Missetat begangen haben und vom 
Jugendgericht dorthin überwiesen worden sind. Die Cottages 
nehmen ein ausserordentlich wichtiges Kapitel in der 
modernen Strafrechtsgeschichte ein, und es wird über sie 
noch des einzelnen erschöpfend zu schreiben sein, denn 
es ist eine Fülle von Anregungen, die aus ihnen fliesst 
und ein Kapital an Erfahrungen, das hier bereits auf¬ 
gespeichert ist und zur Nachahmung drängt. Nur soviel 
sei gesagt, dass wir frische, blühend aussehende Jungen 
trafen, die immer zu etwa 20 in einem Landhäuschen 
wohnen und unter der Pflege und Aufsicht eines Haus¬ 
vaters und einer Hausmutter stehen; die sie ausbilden in 
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allen Zweigen einer Industrie oder der Land-, Garten- und 
Hauswirtschaft. Jedes Haus bildet eine Familie, es hat 
seinen Vater und seine Mutter, die für ihre Jungen sorgen. 
Man hatte den Eindruck eines wirklichen Heims. Keine 
Mauer und vergitterte Fenster; Freiheit ringsum. Eine 
hübsche Veranda, wohlgepflegte Blumen, saubere Ställe 
und Geschirre. Die Knaben sollen für ihr Leben inter¬ 
essiert werden, ein jeder darf deshalb seinen kleinen Lieb¬ 
habereien nachgehen. Der eine hat seinen Hund, der 
andere seine Katze, der dritte seinen Blumengarten, der 
vierte seine Gemüsezucht, ein anderer sein Fohlen, sein 
Kalb, seine Hühner, die ihm besonders anvertraut sind, 
für die nur er allein sorgt und die verkommen, w^enn nicht 
er sie hegt und pflegt und zieht und ihrer wartet. All¬ 
jährlich findet eine Ausstellung statt, wir konnten eine 
solche besichtigen, und es war geradezu herzerfreuend, 
was sich hier dem Auge darbot. Das waren wieder Taten, 
keine Spielereien, die vorgeführt und zur Schau gestellt 
waren. Man muss es gesehen haben, wie ein kleiner Strick 
von 16 Jahren das selbst gezogene Fohlen im Geschirr 
vorfuhr, wie ein anderer, kaum drei Käse hoher Junge mit 
seinem preisgekrönten Bullen fertig wurde, ein dritter mit 
seinen Milchkühen Triumphe einheimsen konnte, ein anderer 
mit seinen Tauben, seinen edelrassigen Hunden, seinen fast 
zentnerschweren Melonen usw^ Ein sprühendes Leben, ein 
Vorwärtsstreben und Vorwärtsdräugen teilte sich einem 
jeden von uns ausnahmslos mit. Ein Rechtsanwalt aus 
Kiew versicherte mir, ihm seien Tränen in die Augen ge¬ 
treten ; mir selbst war es nicht anders gegangen. „Will 
man das Leben eines Kindes ändern, muss man seinen 
Lebenszweck ändern!“ Diese Worte stehen über der 
Arbeit in diesen Cottages. Und wahr ist es: Das hier zur 
Durchführung gebrachte System ändert den Lebenszweck, 
denn es schafft einen Lebenszw^eck. „Das beste, was ich 
Ihnen zeigen kann, sind meine Jungens“, konnte stolz der 
Leiter der Anstalt sagen, und wenn man den Kindern in 
die Augen sah, erfasste man es und verstand die sich 
allgemein mitteilende innere Bewegung; „Man fand hier 
ein Ideal greifbar erreicht!“. 50 solcher kleiner Kinder¬ 
kolonien waren in Industry vorhanden, sie bedecken einen 
Raum von etwa 6 km Länge und 4 km Breite. Jede 
Kolonie hat ihren Namen und jede ihre Feld- und Vieh¬ 
wirtschaft, die sie gleich Farmern selbst bestellt und be¬ 
sorgt. In anderen Schools fand man dasselbe; hier sind 
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die Häuser grösser, dort kleiner, hier werden nebenher 
diese, dort jene Industriezweige betrieben. 

Man mag im Einzelnen auszusetzen und zu bekritteln 
haben, vielleicht den etwas reichlichen Luxus in der Bau¬ 
ausführung, die Lehn- und Schaukelstühle in den Wohn¬ 
zimmern der Jungens, den reichen Bilderschmuck der 
Zimmer, die nur 8stündige Arbeitszeit, die mit Schulunter¬ 
richt abwechselt oder dies oder das — es besser zu machen 
ist immer freies Betätigungsfeld jedermann gegeben —, 
aber auch der schärfste Kritiker und ärgste Pessimist wird 
zugestehen, dass hier das richtige System und ideale Ge¬ 
danken eine Uebersetzung in die Praxis erfahren haben, 
wie sie besser bis heute nicht erdacht und getätigt wor¬ 
den sind. 

Dass das Prinzip der unbestimmten Verurteilung in 
Amerika populär geworden ist und kein verständiger 
Mensch sich mehr findet, der zu dem bestimmten Straf¬ 
urteil zurückkehren möchte, darf wohl als bekannt und 
selbstverständlich vorausgesetzt werden. Man muss die 
Disziplin in den Strafanstalten, das frische, aussichtsvolle 
Arbeiten an sich selbst bei jedem einzelnen der Gefangenen 
gesehen haben, dann würden auch den in dieser Richtung 
etwas rückständigen Europäern die Augen aufgehen, dass 
hier ein Schatz zu heben ist, der zweifelsohne in nicht zu 
ferner Zeit Allgemeingut aller Kulturvölker sein wird. 

Wer bei uns das Strafhaus betritt, geht ein ohne 
einen Hoffnungsschimmer für die Zukunft. Das Gericht 
hat das Strafmass festgesetzt nach bestem Ermessen, soweit 
es menschlichem Wissen und Verstehen gegeben ist, 
hundertfach variierend nach Provinz und Gau, Auffassung, 
Erfahrung und Gewohnheit. Das Urteil ist gesprochen und 
dem Delinquenten alle Hilfe abgeschnitten; auch die Hilfe 
aus sich selbst heraus durch eiserne Kraft und Läuterung 
des Willens und Wollens. Ob er sich gut führt, fleissig 
arbeitet und die ernstesten Vorsätze für die Zukunft hat, 
ob es feststeht, dass er nie wieder Missetaten begehen und 
heute schon ein nützliches Glied der Gesellschaft sein 
würde, oder ob in Rachsucht und Trägheit verfallen er 
seine Zeit verbringt mit unheilvollen Plänen für kommende 
Tage, der eine wie der andere unterliegt dem auf den 
Tag bestimmten Strafmass des Gerichtes. Er bleibt aus¬ 
sichtslos im Kerker, bis das Jahre vorher feststehende 
Entlassungsdatum erreicht ist, und er ist ein freier Bürger, 
ob gut oder schlecht, wenn die Strafe abgesessen ist. Die 
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hier und da auftretende vorläufige Entlassung ist eine 
solche Einzelerscheinung und von so grosser Unberechen¬ 
barkeit, dass ihr eine zuverlässige Beseitigung der dem 
bestimmten Strafurteil anhaftenden verhängnisvollen Be¬ 
gleiterscheinungen nicht zugesprochen werden kann. 

Dieser lähmenden, monotonen, bedrückenden Folge 
unseres bestimmten Strafurteils stehen gegenüber die segen¬ 
bringenden Folgen der unbestimmten Verurteilung in Amerika. 
Wer nicht an sich selbst arbeitet, täglich und stündlich, 
kommt auf lange nicht in die Freiheit, in die er nicht 
gehört. Wer dagegen durch Unterordnung seines Willens 
in die wohlausgedachten Anstaltsbräuche und durch Be¬ 
zähmung seiner selbst fortgesetzt sich bezwingt, bis gleich¬ 
sam die Gewalt über sicli selbst ihm zur Gewohnheit 
geworden ist, der kann auf Probe nach draussen und dann 
in der Freiheit weiter zeigen, wie er es meint und was er 
kann. Bewährt er sich, so ist er frei, fällt er in seine 
Fehler zurück, so wird die Gesellschaft auf länger vor 
ihm geschützt, und er wird gründlichere Proben seines 
Wohlverhaltens abgeben müssen, wenn in absehbarer Zeit 
er wieder die Freiheit zu neuen Versuchen schauen will. 
Bei uns kämpft der Beklagte bis zur Verurteilung und 
ergibt sich dann in sein Schicksal; hier in Amerika beginnt 
der schwerste Kampf erst nach der Verurteilung: Der 
* Kampf mit sich selbst, mit den eigenen Fehlern 
und Schwächen! Dieser Kampf wird aber tatsächlich 
aufgenommen und durchgeführt, weil das, Parole Work 
winkt, die Aussicht auf eine baldige Entlassung bei guter 
Führung! Dieser Ansporn ist so gross, dass er mit Leben, 
Kraft und Mut erfüllt, mit Eigenheiten und Eigenschaften, 
die an sich selbst schon immer segenbringend sein werden, 
Avem sie zuteil wurden. 

In der unbestimmten Verurteilung liegt der Schlüssel 
zu der guten Disziplin, die in den amerikanischen Gefäng¬ 
nissen anzutreffen ist; Dunkelarrest und Fesselungen, oder 
gar Peitsche und Knute gibt es — wenigstens in den 
ßeformatories — überhaupt nicht. Das Kollegium des An¬ 
staltsgerichtes erkennt auf „Zeitverlust“ bis zum Höchst- 
mass von je 6 Monaten für jede Disziplinlosigkeit, und das 
ist heilsamer und wirkt geräuschloser als Kettengeklirr. 

Der Segen und die Vorteile der unbestimmten Ver¬ 
urteilung sind überall sichtbare; ich habe lange gesucht 
und nicht eine Tatsache, nicht eine Ideenverbindung finden 
können, die der unbestimmten Verurteilung entgegenstände. 
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Das schärfste, was gegen sie ins Feld geführt werden kann, 
sind die Bedenken, ob wohl Heuchelei gezüchtet und Will¬ 
kür getrieben werden könnte. Nun ich meine, wer ein 
Jahr lang — das ist die Mindestzeit — gegen nichts ver- 
stossen hat, was von ihm verlangt wurde und was garnicht 
so wenig ist, mit dem kann man es ruhig mal versuchen 
selbst auf die Gefahr hin, dass er geheuchelt hat. Wenn 
solche Heuchelei wirklich möglich sein sollte, so wäre sie 
hier auch schon Selbstüberwindung zu nennen, die nie 
schadet. Und was die „Willkür“ anbetrifft, so ist ganz 
kurz zu sagen, dass wohl zu einem Kollegium, in dem 
Strafanstaltsbeamte, Richter, der Anstaltsarzt und Aiistalts- 
geistliche nebst freien Bürgerii vertreten sind, dasselbe 
Vertrauen gerechtfertigt ist, wie zu einem Richterkollegium. 

In bewährter Begleitung der unbestiininten Verur¬ 
teilung marschiert das Ptxrole Work — die bedingte Ent¬ 
lassung — allen modernen Straf Problemen würdig voran. 
„Es sollte eigentlich kein Gefangener direkt in die volle 
Freiheit entlassen werden!“ Diese gewichtigen und zu be¬ 
herzigenden Worte gab mir Geh. Rat Dr. Kr oh ne als 
seine Ansicht mit auf den Weg. Sie deckt sich völlig mit 
meiner Ueberzeugung, und wenn es möglich war, konnte 
in Amerika dies Urteil nur noch erhärtet werden. Das 
Parole Work funktioniert ausgezeichnet. 50—60 Gefangene 
werden im Durchschnitt monatlich aus den Reformatories 
auf Parole entlassen und ca. 10 Gefangene wegen schlechten 
Betragens monatlich wieder zurückgeholt. Monatlich muss 
ein jeder über sich und sein Ergehen an die Anstaltsver¬ 
waltung berichten, er darf sich des Telephons dazu bedienen 
und telephonisch wird gegebenenfalls auch kontrolliert, ob 
die Angaben richtig sind. 3—4 Jtihre dauert die Parole. 
Wer sie gut tibersteht, ist endgültig frei und erhält vom 
Gouverneur seines Staates den Bürgerbrief. 

Wenn in dem weiten grossen Amerika eine solche 
Massnahme möglich ist und sich ohne alle Schwierigkeiten 
fast Fall für Fall genau durchführen lässt, dann sollte bei 
uns im kleinen, engen Europa das doch auch ausführbar 
sein! Welch’ ein neuer, guter und besserer Zweck erwächst 
daraus auch den Gefangenen an stalten, die durch diese Ar¬ 
beit den Freibrief erhalten, fürderhin nicht mehr bloss 
Bussaiistalten zu sein, sondern Besserungsanstalten für 
sozial Kranke im wahrsten und weitesten Sinne des Wortes. 

Wer sich 1 Jahr lang gut führt, hat Anspruch auf 
die bedingte Entlassung. Diese Probeentlassung dauert daun 
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3—4 Jahre. Wer allen Anforderungen genügt, ist frei, wer 
sich etwas zu schulden kommen lässt, kehrt zurück. Tat¬ 
sächlich w^ährt also jede Mindeststrafe 4 Jahre, durchschnitt¬ 
lich mithin länger als die richterlich festbegrenzten Straf¬ 
masse bei uns. Aber welche Wohltat gewährt sie gegen¬ 
über den letzteren, und wieviel mehr passt sie sich den 
Avahren Lebensverhältnissen an. 

Es wird aber durch dieses Parole Work die Strafe 
tatsächlich in zwei Teile zerlegt. In die BeAvährungsperiode 
im Strafhause und in die Bewährungsperiode in der Frei¬ 
heit. Wie für die erstere die Gefängnisverwaltung aus¬ 
schliesslich zuständig ist, so tritt für die zweite die Ge¬ 
fängnis Verwaltung in Beziehung zur „freien Liebestätigkeit.“ 
Die Beispiele in Amerika zeigen, welch’ ein unendlich nütz¬ 
liches und segenbringendes Werk der freien Liebestätigkeit 
in Verbindung mit der Strafentlassenenfürsorge Vorbehalten 
ist. Wie es nicht ausbleiben kann, dass wir uns auch in 
Deutschland die Grundprinzipien des Parole Work zu eigen 
machen Averden, die Anlehnung an die freie Liebestätigkeit 
suchen und — wenn sie nützlich arbeiten sollen — alle 
Fürsorge-, Gefängnis- und Strafentlassenen-Vereine zu- 
sammenschliessen müssen zu einem einheitlichen Ganzen, 
das nach gleichen Grundsätzen und gleichen Zielen arbeitet, 
damit die materiellen und ideellen Opfer sich nicht zer¬ 
splittern, sondern zu voller Kraftentfaltung kommen, so 
AAÜrd es nötig und unabweisbar, neben die Gefängnisver- 
Avaltung ein staatliches Fürsorgeamt zu stellen, das alle 
Fäden in seiner Hand vereinigt, für die gute Sache ein- 
tritt, die Verbindung mit der Oeffentlichkeit und den Staats¬ 
behörden aufrecht erhält und für die richtige und zweck¬ 
mässige VerAvendung zur Verfügung gestellter Mittel die 
Gewähr bietet. 

Wir dürfen im Strafvollzüge die Hände noch nicht 
in den Schoss legen und sagen, es ist gut Avas ist und 
braucht nicht besser zu sein. Die Kultur steht nicht still, 
sie schreitet unentwegt vorwärts, sie hebt wie launisch 
bald dieses, bald jenes ihrer Schosskinder ans Licht einpoi' 
und zeigt es der Welt, die dann plötzlich entdeckt, wie 
Aveit es mit der Zeit mitgeschritten, wie weit es zurück¬ 
geblieben ist. Ueber das Gefängniswesen decken sich 
noch dunkle Wolken der Unlust des Publikums, der Un¬ 
sicherheit der Staatsverwaltungen, des Missvergnügens der 
Budgetbewilliger. Doch der Schleier wird eines Tages 
zerreissen und sich vor aller Augen kund tun, was geleistet 
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schon zum wallen bringen, fehlt es nicht; die neuen eng¬ 
lischen Gesetze, der Prevention of crime Act und der 
Children Act, die bahnbrechenden Reformen in Amerika, 
alles das wird einmal viele Augen sehend machen und 
das Gefängniswesen in die vordersten Reihen moderner 
Staatsprobleme stellen, gleichberechtigt mit dem Strafrecht, 
das einer durch das Gefängnis wesen auf gedrungenen allge¬ 
meinen Umgestaltung heute schon allerwärts entgegen geht. 

Eine offenherzige Kritik leuchtet auch in dunkle Ecken, 
und es erw'ächst mir die Pflicht, auch diese Schattenseiten 
im amerikanischen Gefängniswesen zu zeigen. Vielleicht 
können diese Zeilen dazu beitragen, die erheblichen Schäden, 
die mit leichter Mühe beseitigt werden können, zu beheben. 
Es sind nicht Schäden einer Theorie, nicht Kleinigkeiten 
und Auffassungssachen, sondern es sind generelle Grund¬ 
schäden im System, die vergiftend wirken und unserer 
Zeit, sowie dem hohen Stande amerikanischer Kultur un¬ 
würdig sind. Ich meine die Zustände in den County Jails 
und — schlechtweg gesagt — die Kastration. 

In den amerikanischen County Jails, das sind die Ge¬ 
fängnisse zur Verbüssung kürzerer Strafen und für Unter¬ 
suchungsgefangene, befinden sich ungezählte Tausende die 
monatelang ohne die geringste Arbeitsleistung im Nichtstun 
bei Zigarren- und Zigaretten-Rauchen dahinbrüten und ver¬ 
sumpfen. Und das nicht etwa jeder allein in der Zelle, 
nein, innerhalb ihrer Zellblocks in Gemeinschaft mit 10 bis 
20 anderen. Und schlimmer noch. Immer und immer wieder 
zeigten Beispiele, dass diese Gefangenen, die Tags über zu 
vielen zusammen waren, des Nachts zu Zweien in eine Zelle 
innerhalb ihrer Blocks zusammengesperrt wurden. Das ist 
unsittlich und unmoralisch; w^enn man nicht jedem Ge¬ 
fangenen sein eigenes Nachtquartier geben kann, dann soll 
man wenigstens drei Individuen zusammensperren, um Ver¬ 
gewaltigungen zu verhindern und Zeugen sittlicher Ver¬ 
fehlungen zu schaffen. Und auch damit nicht genug! Ich 
konnte mich überzeugen, dass in einem County Jail ein 
Mörder mit einem Checkfälscher zusammen geschlossen 
war, bei jenem stand der Mord fest, bei dem anderen sollte 
die Fälschung erst noch erwiesen werden. Welche Per¬ 
spektiven öffnen sich, wenn man bedenkt, wie der Fehl¬ 
tritt eines jungen Mannes ihn von Staatswegen zum Wohn- 
und Schlafgenossen eines Mörders und womöglich zur Ziel- 
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scheibe dessen sinnlicher Begierden machen kann! Hier 
sollte Einsicht und Achtung vor den Mitmenschen einen 
Riegel vor die Zellen schieben, in denen nur immer einer 
sitzen darf, der es nicht nötig hat, seine Zeit plaudernd 
auf den Gängen des Zellblocks mit anderen rauchend und 
zotend zu verbringen. Was nutzen alle Präventivmass¬ 
nahmen und die besten Reformatories, wenn eine Unter¬ 
suchungshaft oder kürzere Strafhaft solche schweren, nie 
wieder gut zu machenden Schäden zeitigt. — Und dann 
die Kastration! Richtig gewählt ist dieser Ausdruck nicht; 
ein Arzt belehrte mich, dass es Vasektomie heissen müsste, 
da nur eine Durchschneidung des Samenkanals stattfindet, 
die zur Sterilisation führen soll. Ich muss gestehen, dass 
ich mir als Zweck der Kastration, oder also besser gesagt 
„Vasektomie“ oder „Sterilisation“ immer die Absicht vor¬ 
gestellt hatte, zu verhindern, dass der abgefeimte Ver¬ 
brecher verbrecherisch geartete Kinder in die Welt setzt. 
Das ist aber keineswegs der Falt, der Grundgedanke dieser 
Massnahme ist vielmehr das Bestreben, die Fortpflanzung 
der Degenerierten zu beschränken durch die gesetzliche 
Bestimmung, dass alle Individuen, die in irgend welchen 
Anstalten — also nicht nur Gefängnissen, sondern auch 
Arbeitshäusern, Irrenanstalten und Armenasylen etc. — 
der Oeffentlichkeit zur Last fallen, sterilisiert werden sollen, 
wenn sie laut ärztlichem Gutachten als Degenerierte zu 
betrachten sind. In den Strafanstalten sind es hauptsächlich 
geistig defekte Sexualverbrecher und unheilbare Onanisten, 
die zu diesem Zwecke unter das Messer genommen werden. 
Das Gesetz schreibt vor, dass mutmasslich unheilbare 
Degenerierte, die in Staatsinstituten Aufnahme gefunden 
haben, auf Veranlassung des Anstaltsleiters nach Antrag 
des Anstaltsarztes von einem Board of physicians«, das 
aus 2 unabhängigen Aerzten besteht, auf ihren Geistes¬ 
zustand zu untersuchen sind. Ergibt der Befund, dass 
Degeneration vorliegt, so ist an den Gouverneur zu be¬ 
richten und dabei gleichzeitig zu erwähnen, ob der Be¬ 
troffene mit seiner eventuellen Sterilisierung einverstanden 
ist. In der Hand des Gouverneurs liegt die Entscheidung, 
ob — eventuell auch gegen den Willen des Mannes — zur 
Ausführung der Operation zu schreiten ist. In den meisten 
Fällen sollen die Leute den Vorstellungen der Aerzte Folge 
geben und die Sterilisierung für sich direkt erbitten; sie 
haben von anderen gehört, wieviel wohler diese sich fühlen, 
und die krankhaften Beschwerde ihres Zustandes lassen 
’ S ihnen eine Wohltat erscheinen, davon befreit zu werden. 



79a 


Wir hatten Gelegenheit einer Vasektomie beizuwohnen, 
die nach dem Vorgesagten also keineswegs ein Strafakt, 
sondern eine administrative Massnahme ist. Die Operation 
wird vom Anstaltsarzte im Beisein eines anderen Arztes 
ohne Narkose vollzogen, sie dauert nur wenige Minuten, 
soll verhältnismässig schmerzlos sein und gestattet es, die 
Arbeit unmittelbar darauf wiederaufzunehmen. Der Operierte 
ist von sexuellen Lustgefühlen hinfort befreit, soll körper¬ 
lich und geistig sich zusehends erholen und fast in allen 
Fällen glücklich darüber sein, dass ihm auf diese Weise 
geholfen worden ist. 

Soweit ich feststellen konnte, ist die Vasektomie noch 
in den Staaten Utah, Indiana und Connecticut gesetzlich 
gestattet. Die Absicht, eine Gesundung der Bevölkerung 
dadurch herbeizuführen, ist keine verwerfliche, und die 
Möglichkeit, bei etwa eintretender Heilung durch eine 
Gegenoperation die Zeugungsfähigkeit wiederherstellen zu 
können, wirkt weiter versöhnlich; trotzdem ging aber das 
wohl einstimmige Urteil aller Anwesenden dahin, dass diese 
Massnahme nicht gutgeheissen werden kann. Jeder Staat 
muss, wie so vieles andere, auch seine Verbrecher-und 
Degenerierten ertragen und auf andere Mittel sinnen, sich 
der schädlichen Begleiterscheinungen zu erwehren. Die 
Mittel, erfolgreich dagegen ankämpfen zu können, dürfen 
noch nicht als erschöpft angesehen werden, und es ist 
dem Stande unserer heutigen Kultur würdiger auf anderen 
Wegen die Volks Wohlfahrt zu fördern. 

Der bleibende Eindruck von dem in Amerika Gesehenen 
ist der, dass das Gefängniswesen und alle damit im Zu¬ 
sammenhänge stehenden Bestrebungen in den Händen weit¬ 
blickender, sozial empfindender, warmherziger Männer sind, 
dass die Gefängniswissenschaft aufstrebend eine Bedeutung 
erlangt hat, die als führend anerkannt werden muss, und 
dass in dem amerikanischen Gefängniswesen, schon bei dem 
Stande von heute, Gesichtspunkte erprobt und für bewährt 
befunden anzusprechen sind, die von Einfluss auf zukünftige 
Strafrechts- und Strafvollzugsgesetze aller Staaten sein 
werden. Das Studium des amerikanischen Gefängniswesens 
kann einem jeden Lande nur zum Nutzen und zum Fort¬ 
schritt gereichen. 
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Korrespondenz. 


I. Aus Strafanstalten. 

Aus dem Jahresbericht der Strafanstalt Lenzburg- 
(Kanton Aargau) pro 1909. 

Durchschnittlicher Tagesstand der männlichen Sträflinge 194,27, 
„ » » -weiblichen „ 25,80. 

Die Zahl der Detinierten bewegte sich: in der Männerabteilung 
zwischen 180—213, in der Weiberabteilung zwischen 22—30. 

Im Berichtsjahr sind 20 Personen bedingt auf Wohlverhalten 
freigelassen worden; im Ganzen stehen 32 unter Schutzaufsicht, 
30 verhielten sich gut, 2 mussten in die Strafanstalt zurückversetzt 
werden. 

Die Anstalt ist nach gemischtem S^'stem mit 'progressiver 
Klasseneinteilung eingerichtet; 38*/o sind "in Einzelhaft, mit der 
der Strafvollzug beginnt. Der Verpflegungstag kostet 46 Kp. 

Bei der Gesamtzahl der Gefangenen von 467 betrug das 
Krankheitsprozent 13,39, das Mortalitätsprozent 0,21; beim durch¬ 
schnittlichen Tagesbestand von 220 Gefangenen 28,18, bezw. 0,45. 
Der Reinertrag des Arbeitsbetriebs betrug 1 Fr. 38 Cts.; der Verdienst¬ 
anteil des Gefangenen pro Tag 13,14 Rp. 

Der Gesamt-Staatszuschuss belief sich auf 54120 Fr., so dass 
der einzelne Gefangene pro Tag kostete 67 Rp. = 244 Fr. im Jahr. 

ScJnt'. 


Kriminalstatistik der Strafanstalt Mitrovica (Slavonien) 
für 1908 von Strafanstalsdirektor Dr. Milan Kostic. 

Ein in der kroatisch-juristischen Moatsschrift abgedruckter 
Vortrag, den der Verfasser anlässlich eines Besuchs von Professoren 
und Studenten in seiner Strafanstalt gehalten hat. 

Die Strafanstalt Mitrovica wurde in d.en Jahren 1895/99 nach 
progressivem System neu erbaut; sie ist belegt mit 530 erwachsenen 
und 153 jugendlichen Gefangenen bis 20 Jahren (in besonderer 
Abteilung); mit ihr verbunden ist eine 16 Km. entfernte Zwischen¬ 
anstalt für 150 Gefangene, die als „Gebesserte“ mit landwktschaft- 
lichen Arbeiten beschäftigt werden. Bestimmt ist die Anstalt für 
alle Jugendlichen der Königreiche Kroatien und Slavonien und für 
die Erwachsenen aus den Sprengeln der Gerichtshöfe Osijck, Lozega 
und Mitrovsca. 

V'^orherrschend sind die Blntsverbrechen (60,6%), während 
Diebe nur mit 26,6% vertreten sind; der Verfasser ei’klärt das mit 
den schlechten Sitten des Volkes, in erster Linie mit der herrschenden 
Trunksucht; bei 60,76% der Gefangenen war der Alkohol die Haupt- 
ursache des Verbrechens (und zwar hauptsäehlichWein und Branntwein, 
während das Bier eine untergeordnete Rolle spielte). Demzufolge 
widmet der Verfasser dem Zusammenhang zwischen Alkoholismus 
iud V»*rbi-(*cheii mit grossem Verständnis besondere Aufmerksamkeit. 
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In der Strafanstalt wird mit Eifer durcii Belehrung’, namentlieh 
in den Zellen, mit Wort und Schrift gegen den Alkoholismus in 
voi’bildlicher Weise angekämpft. Auffallend ist, dass den Gefangenen 
Wein in kleinen Quantitäten als Nebengenuss gestattet ist. 

Das Progressiv-System der Anstalt besteht in der Stufenfolge 
von Einzelhaft, Gemeinschaftshaft, Zwischeuanstalt uml bedingtem 
Urlaub; von letzterem, der sich auf ein Gesetz von 1875 grüiidet, 
wurde in den Jahren 1903/08 in aufsteigenden Zahlen bei 1,58% 
11,0% der Gefangenen Gebrauch gemacht. Die gemacliten Erfahrungen 
sind günstig, die Zahl der Widerrufe ist gering (7 Fälle in G Jahren). 

Der ganze Vortrag gibt- ein anschauliches Bild eines wohl- 
geordneten moderen Strafvollzii^gs, an dessen Spitze ein Mann steht, 
der ein tiefes Verständnis und ein warmes Herz für seinen Beruf 
hat, und dem viel daran gelegen ist, dass das Interesse für diesen 
wichtigen Zweig der Strafreclitspflege in weiten Kreisen, namentlich 
auch bei der juristischen Jug’end seines Vaterlandes, geweckt wird. 


Die Invalidenversicherung im kgl. Zellengefäiignisse 

Nürnberg. 


Seit 1. November 
In validen vei Sicherung 
Anstaltsschule ist seit 
lehrplan 


aufgenommen. 


1903 
der 
1891 
In 


wird im Zellengefängnisse 


G efangenen 


durchueführt. 


Nürnberg 


die 

In hiesiger 

die Invalidenversicherung in den Schul¬ 
des 


sechsmonatigen 


Zeiträumen 


infolge 


steten Wechsels der Gefangenen wird das Invalidenversicherungsgesetz 
in mehreren Unterrichtsstunden — kurze Fragen und Mitteilungen 
genügen nicht — gründlich durchgearbeitet und es kann mit Gemig- 
tming konstatiert werden, dass die Gefangenen den hohen Wert dieser 
Versicherung anerkennen und aus Nörglern Freunde der Arbeiter¬ 
versicherungsgesetze werden. 

Der Unterzeichnete, welcher sich mit der Invalidenversicherung 
eingehend vertraut gemacht hat (s. Gutachten über das von den 
H. Kgl. Bayer. Staatsniinisterien der Justiz und des Kultus empfohlene 
Werkclien ^,Die Invalidenversicherung, leichtfasslich zusammengestellt 
und an praktischen Rechenbeispielen erläutert von Ernst Troelltsch- 
Nürnberg“ in den Blättern für Gefängniskunde 1901 Band 35 S. 134), 
besorgt die bei der Invalidenversicherung der Gefangenen einschlä¬ 
gigen Arbeiten d. i. Kontrolle und Aufbewahrung der Quittungskarten, 
Einkleben und Entwertung der Marken, Umtausch, Erneuerung, Gültig¬ 
keitsanerkennung’ der Karten etc. seit 1. November 1903 freiwillig. 

I. Vom 1. November 1903 bis 31. Dezember 1909 sind 1724 In- 
validen-Quittungskarten Vorgelegen und geprüft worden. 515 dieser 
Karten Avurden von den Qefang’enen mitgebracht und 1209 Karten 
mussten diu’ch die kgl. Verwaltung des Zelleng’efängnisses a’ou den 
Gemeindebehörden, Staatsanwaltschaften, Polizeidirektionen und Ver- 

erholt Averden und zwar: 


si cb erun gsan stalten 



mitgebracht: 

erholt: 

im ganzen A’orgelegen 

1903/04 

185 

190 


37o 

1905 

52 

232 


284 

1906 

62 

253 


315 

1907 

68 

202 


270 

1908 

62 

130 


192 

1909 

86 

202 


288 


515 

1209 


1724 



II. Bezüglich dieser 1724 Karten mussten von der kgl. Ver¬ 
waltung des Zellengefängnisses für 543 resp. 579 Karten^) Anträge*) 
auf Umtausch, Erneuei'ung und Gttltigkeitsanerkennung der Quittungs¬ 
karten gestellt werden und zwar: 



Umtausch 

Gültigkeits- 

im 


resp. Erneuerung: 

Anerkennung : 

ganzen 

1903/04 

54 

50 

104 

1905 

69 

21 

90 

1906 

76 

24 

100 

1907 

67 

18 

85 

1908 

58 

16 

74 

1909 

.65 

25 

90 


389 

154 

543 


III. Von den 543 Gefangenen, für welche Anträge auf Umtausch, 
Erneuerung und Gültigkeitsanerkennung der Karten gestellt werden 
mussten, hatten 227 d. i. 41,87o eine Strafzeit von über 3 bis 
11 Monaten und 316 d. i. 58,27o von 1 Jahr und mehr und 
zwar: 


3 Mon. 

= 5 

1 

Jahr 

==: 

49 1J.8M.= 

6 

2.6 

= 

24 

3.8 = 1 6.1 


2 

4 „ 

= 25 

1 J. 1 M 

. = 

8 1.9 = 

3 

2.7 

— 

1 

4 J. = 10 7 J. 

= 

1 


= 14 

l 

»2 „ 

= 

3 1.10 = 

5 

29 


2 

4.6 = 6 7.3 

in 

1 

6 r, 

= 66 

1 



20 1.11 = 

1 

2.10 

-- 

1 

5 J. = 8 8 J. 

= 

1 

7 « 

= 24 

1 

4 

V ^ V 

= 

6 2 J. = 

37 

3 J. 

= 

31 

5.2 = 2 8.2 

= 

1 


= 28 

1 

» ^ n 

= 

2 2.1 = 

1 

3.1 

= 

1 

5.4 = 1 12 


1 


= 25 1 

V ^ 71 

= 

48 2.3 = 

4 

3.3 

= 

4 

5.7 = 1 12.6 

= 

1 

10 „ 

= 40 

1 

7 

« * » 


5 2.4 = 

2 

3.6 

= 

9 

6 J. = 2 15 

=: 

4 

227 

(1. i. 41,8 7o 



316 

d. i. 58,2%. 

- 

= 


im ganzen 543 
Gefangene 




ln hiesiger Anstalt werden seit November 1903 die Quittungs¬ 
karten von sämtlichen versicherungspflichtigen Gefangenen 
erholt; denn es kommen häufig Fälle vor, dass die Quittungskarte 
eines Gefangenen mit einer Strafzeit von über 3 bis 11 Monaten schon 
nach einigen Tagen, Wochen öder Monaten nach dessen Strafantritt 
umgetauscht werden muss. Ebenso kommt es nicht selten vor, dass 
die Karte eines Gefangenen mit kurzer Strafzeit bereits ungültig ist 
und Antrag auf Gültigkeitsanerkennung gestellt werden muss. 

IV. Von den oben aufgeführten 543 Karten waren 154 beim 
Eintritt der Gefangenen in die Strafanstalt ungültig. Für wieviele 
dieser Karten die Gültig’keit anerkannt wurde, kann nicht angegeben 
werden, da in früheren Jahren die Versicherungsanstalt Mittelfranken, 
die hier in Betracht kommt, sich die Bescheidung des Antrags auf 
Anerkennung der fortdauernden Gültigkeit der Quittungskarte für 
den Fall des Renten- oder Erstattungsanspruches Vorbehalten hatte. 
Seit Juli 1906 werden nun von den Versicherungsanstalten Bayerns 
die Anträge auf Gültigkeitsanerkennung der Karten sofort entschieden. 
Von den seit dieser Zeit vorgelegten 69 Karten wurde die Gültigkeit 
von 57 Karten anerkannt; von den 12 nicht anerkannten Karten lag 
die Verfallzeit zu weit zurück. 

V. Für zwei entlassene Personen wurden auf Antrag der kgl- 
Verwaltung Invalidenrenten erwirkt. 

iuir die Gelaufenen mit langjährigen Frciheits.strafcn mussten 32 Ouiltung>- 
karten zweimal und 2 dreimal umgetauscht werden 

2) Die Anträge erfolgen immer ein Monat vor Verfall der Karten in Partien 
von 1 bis 6 oder mehr Stück. 



VI. lii 3')i) Quittuiigskarten mnssten 2997 Marken iin Werte von a 14 im Jahre 1909 auch ä 20, 24 

und 30 geklebt werden im Gesamtbeträge von 461.52 welcher auf Kosten des Obsorgevereins für ent¬ 
lassene Gefangene, des Staates und der Gefangenen selbst bestritten wurde und zwar vom 
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Erklärung zu dieser Tabelle. Beispiel: Von den 135 ver¬ 
sieh ei'ungspflicMi gen Gefangenen, welche bei ihrem Strafantritt ein 
Alter von 24 Jahren hatten, waren 

22 im Besitze der I. Quittungskarte 


10 

14 

22 

25 

26 
10 

6 


II. 

III. 

IV. 

V. 

VI. 
VH. 

VIII. 


Bei regelmässiger Arbeit und Instandhaltung der Quittuugs- 
karten könnte eine versicheruugspflichtige Person im Alter von 24 
Jahren im Besitze der IX. Karte sein; im Falle der Ausübung der 
Militärdienstpflicht würde sich die Anzahl der Karten um 1 bis 2 
mindern. 

Die Durchführung’ der Invalidenversicherung in den Straf¬ 
anstalten bildet einen Teil der Gefangenen-Fürsorge. Vielleicht bieten 
vorstehende Zusammenstellungen der Herren Strafanstaltsbeamten 
manches Interessante. 


Emst Troelltsch, Kgl. Hauslehrer 
am Zellengefängnisse Nürnberg und Ausschussmit¬ 
glied des Obsprgevereins für entlassene Gefangene. 


Die Gefängnisse des Kantons Basel-Stadt und Jahres¬ 
bericht der Strafanstalt Basel-Stadt, zwei kleine Schriften, 
die einen Einblick in den vorzüglich geordneten Strafvollzug’ im 
Kanton Basel gewähren. 

Die Strafanstalt Basel-Stadt, erbaut im Jahre 1861/64, 
hatte im Jahre 1909 einen durchschnittlichen Stand von 114,63 Zucht¬ 
haus- und Gefängnis-Gefang’enen; sie ist nach dem Progressiv-System 
eingei’ichtet mit Schweiggebot unter den Gefangenen; 66 Tag- und 
93 Schlafzellen und 4 Werkstätten. Das Aufsichtspersonal besteht 
aus 1 Oberaufseher, 11 Werkmeistern (Aufseher), 2 Portier, je 1 Heizer, 
Koch, Krankenwärter, Gärtner, 2 Ausläufern, 3 Nachtwächtern. Jeder 
Angestellte hat Anspruch auf 52 Sonn- und Feiertage pro Jahr, 
ferner im 1.—5. Dienstjahr auf 1 Woche, bei mehr als 5 Dienstjahreu 
auf 2 Wochen und bei mehr als 10 Dienstjahren auf 3 Wochen Urlaub. 

Kosten eines Gefangenen im Jahr für den Staat: 239 Ir. 
Reinertrag der Arbeit pro Mann und Tag: 2 Fr. 68 Cts., Verdienst¬ 
anteil des Gefangenen pro Tag 16,2 Cts., Verpflegungskosten pro 
Mann und Tag 52,7 Cts. 

Der sog. „Lohnhof“ dient in Basel vornehmlich als Unter¬ 
suchungsgefängnis und Haftlokal; überdies werden dort auch kleinere 
Gefängnisstrafen abgebüsst und seit 1899 ist dort eine M eibei- 
strafanstalt eingerichtet; im Ganzen sind 100 Zellen vorhanden, 40 
für Frauen. 


„Zur Anwendung des Reiclisgesetzes y. 30. 6. 00«, 
mitgeteilt von der Direktion des K. pr. Zentral-Gefängnisses in Weil, 

Der Strafgefangene S. machte nach seiner Entlassung 
Gefängnisverwaltung einen Anspruch auf Grund des Ges. v. 30. b. Uü 

18 ^^= 
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geltend, weil er bei Beschäftigung mit landwii'tschaftlicher Aussen- 
arbeit sich beim Schieben einer Karre eine Blase anfgescheuert habe, 
die ihm im Gefängnislazarett aufgeschnitten worden sei und ihn 
noch mehrere Tage nach der Entlassung an der Wiederaufnahme 
seiner Arbeit gehindert habe. 

Der Anspruch ist von der Ausführungsbeliörde abgelehnt wor¬ 
den. Nach § 10 Abs. 2 des RG. musste der Anspruch, dass es sich 
um die Folgen einer Körperverletzung handelte, bei Vermeidung des 
Ausschlusses, vor der Entlassuirg angebracht werden. Abgesehen 
davon aber liegt ein Unfall im Sinne des Gesetzes nicht vor. Nach 
ärztlicher Feststellung handelte es sich um eine spontane Entzündung 
des'Daumens. Es kann dahin gestellt bleiben, ob diese überhaupt 
auf die vom Verletzten angegebene Ursache zurückzuführen ist. 
Denn bei der Betriebsarbeit allmählich entstellende Verletzungen oder 
allmähliche Verschlimmerungen krankhafter Anlagen eines Gefangenen 
sind keine Unfälle im Sinne des § 1 des gedachten Gesetzes. Ein 
solcher ist vielmehr dadurch bedingt, dass die körperliche Beschädi¬ 
gung des Gefangenen durch ein plötzliches, den regelmässigen Arbeits¬ 
betrieb in aussergewöhnlicher Weisse unterbrechendes Ereignis ver- 
lU’sacht wird. 


Der Statistik über die Gefängnisse der Ju.stizVerwal¬ 
tung in Preussen für das Rechnungsjahr 1908 (1. April 1908 
bis 31. März 1909) i.st gegenüber dem Stand der in unseren Blättern 
Bd. 40 S. 590 ausführlich besprochenen Statistik für 1902 folgendes 
zu entnehmen: 

1. Einleitung. 

a) Dem Ministerium des Innern unterstehen die sämtlichen zur 
Vollstreckung von Zuchthausstrafen bestimmten 32 G902: 33) Straf¬ 
anstalten, 

21 (1902: 20) grössere Gefängnisse und 
49 (1902: 54) in einem Teil der Rheinprovinz gelegene 
sogen an nte K an to n gef än gni sse. 

Die Belegungsfähigkeit der letzteren schwankt zwischen 3 und 
48 Köpfen; ihre Belegung betrug am 31. März 1909 insgesamt 367 
Gefangene, ihre Durchschnittsbelegung im Rechnungsjahr 1908 
322 Köpfe. 

b) Die Zahl der dem Justizministerium unterstellten aller übrigen 
Gefängnisse Preussens betrug am 31. März 1909 1061 (1902: 1049). 

Eine besondere Gruppe der 1061 Gefängnisse bilden die. soge¬ 
nannten „besonderen Gefängnisse“. 

Es sind dies die folgenden 14 Anstalten. 

Strafgefängnis in Plötzensee, 

Strafgefängnis in Tegel, 

Untersuchungsgefängnis in Berlin-Moabit, 
Stadtvogteigefängnis Berlin mit dem Frauengefängnis 
Barnimstrasse, 

Gerichtsgefängnis in Beuthen O.-Scbl., 

Geriehtsgefängnis in Hannover, 

Straf« efängnis in Preungesheim, 

Zentralgi fängnis in Bochum, 

Zentralge.fiingnis in Werl (seit 1. 7. 1908), 
Stvafgefäirgnis in Glückstadt, 

Zentralgefängnis in Neumünster, 
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Gerichtsgefclngnis in Danzig, 

Zentralgefilngnis in Wronke, 

ZentralgefäiigMis in Gollnow. , u o 

Es sind dies durchweg grössere Anstalten mit erh^licher be- 
leo’ung (sämtlich mehr als 400 Gefangene, 4 mehr als 1000 Gefangene). 
° c) Im Rechnungsjahr 1908 war der Tagesdurchschnitt 

an Zuchtliausgefangenen ....... 11 obl Kopte 

an Gefängnisgefangenen (einschliesslich der 
Untersuchungs-, Polizei-, Haft-, und 
Zivilhaftgefangenen) ^ 

in den Gefängnissen der Justizverwaltung oJ 111 Kopte 

(darunter 8466 Untersuchuugsgefangene 
in den Gefängnissen des Ministeriums des 

Innern . 9 409 Kopfe 


sodass im Tagesdurchschnitt vorhanden waren 52 881 Köpfe 

Nach der Volkszälilung vom 1. Dezember 1905 betrug die Be¬ 
völkerung Preussens 87 293 324 Einwohner. Legt man diese Zahl zi^ 
gründe, so entfallen auf 100 000 Einwolmer Pretissens 141.80. die sich 
in Strafanstalten oder Gefängnissen befanden. 


2. Verwaltung der Gefängnisse. 

Die obere Leitung sämtlicher dem Justizministerium unterstellten 
Gefän«’nisse eines Oberlandesgerichtsbezirks ist dem Oberstaatsanwalt 
übertragen. Die Gefängnisse werden mindestens alle 2 Jahre, die- 
ienio-en mit einer Belegungsfähigkeit von 200 Köpfen aufwärts min- 
desiens alle Jahr von dem Oberstaatsanwalt oder dessen Beauftragten 
revidiert. Ebenso wird von Vertretern des Justizministeriums im 
Laufe des Jahres regelmässig die Besichtigung verschiedener Ge¬ 
fängnisse vorgenommen. 


3. Beamte. 

Als Vorsteher sind nur bei den aufgeführteii 14 „Besonderen 
Gefängnissen“ Direktoren im Hauptamt angestellt. Im übrigen ver¬ 
sehen das Amt eines Vorstehers , . or. /-i r.. 

Beamte der Staatsanwaltschaft bei 86 Gefängnissen, 

Amtsrichter bei.961 Gefängnissen. 

Zur Mitwirkung bei der Verwaltung ist bei dem 
Strafgefängnis in Plötzensee, 

Strafgefängnis in Tegel, 

Untersuchungsgefängnis in Berlin-Moabit, 
Stadtvogteigefängnis Berlin nebst Filiale, 
Gerichtsgefäiignis in Beuthen O.-Schl., 

Gerichtsgefängnis in Hannover, 

Zentralg'efängnis in Bochum, 

Zentralgefängnis in Danzig 
je eine Aufsichtskommission, bestehend äus 

einem vom Justizminister ernannten Vorsitzenden, 
einem oder zwei richterlichen Beamten, 


einem Staatsanwalt, 
dem Gefängnisdirektor, 

den Gefängnisgeistlichen, _ . . 

den Gefängnisärzten und bei einzelnen dieser Kommissionen 
einem Mitglied des Fürsorgevereins 
bestellt worden, welche nach Bedarf zusammentiit . 

Diese Einrichtung hat sich bewährt. 
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Bei der Bedeutung’, welche das Gefängnis wesen und der Straf¬ 
vollzug in der Rechtspflege gewonnen.haben, erschien es erwünscht, 
den Beamten, welche die Verwaltung von Gefängnissen zu leiten oder 
zu beaufsichtigen berufen sind, eine besondere wissenschaftliche und 
praktische Vorbildung zu geben. Aus diesem Grunde werden all¬ 
jährlich Lehrkurse abgehalten, zu den Gerichtsassessoren, Amtsrichter 
und Staatsanwälte einberufen werden, welche für das Gefängniswesen 
Interesse und Befähigung gezeigt haben. In den Lehrkursen, die 
unter der Leitung eines Vortragenden Rates des Justizministeriums 
stehen, wechseln wissenschaftliche Vorträge mit praktischer Unter¬ 
weisung und Besichtigung von Gefängnissen und Wohlfahrtseinrich¬ 
tungen für Gefangene ab. 

Um tüchtige Gefängnisdirektoren zu gewinnen, -werden ferner 
alljährlich mehrere Richter, Staatsanwälte und Gerichtsassessoren, 
die ihrer Persönlichkeit nach sich zur Anstellung als Gefängnis¬ 
direktor eignen, den Verwaltungen grösserer Gefängnisse auf die 
Dauer von 3 Monaten zur Unterweisung und Dienstleistung bei¬ 
gegeben. 


4. Gefangenenstand und-jährlicher Zugang. 

Die Gesamtzahl der in den Gefängnissen der Justizverwaltung 
untergebrachten Gefangenen betrug im Rechnungsjahr 1908 : 476667 
(412 810 Männer, 63857 Weiber). 

Der jährliche Zugang an. Gefangenen stellte sich im Rechnungs¬ 
jahr 1908 auf 449015 (387 499 Männer, 61516 Weiber). 

Die Durchschnittszahl der jugendlichen Strafgefangenen betrug 
im Jahr 


1899 . 

. . 1562 

1900 . 

. . 1509 

1901 . 

. . 1442 

1902 . 

. . 1282 

1903 . 

. . 1058 

1904 . 

. . 976 

1905 . 

. . 796 

1906 . 

. . 717 

1907 . 

. . 568 

1908 . 

. . 581 


Der stete Rückgang dieser Zahl (auch die geringe Zunahme im 
Jahr 1908 bedeutet in Anbetracht des Anwachsens der Durchschnitts¬ 


zahl aller Gefangenen von 30 000 im Jahr 1907 auf 32111 im Jahre 
1908 eine Verminderung des Anteils der Jugendlichen) ist vorwiegend 
auf die fortgesetzte Steigerung der auf Grund des Allerhöchsten Er¬ 
lasses vom 23. Oktober 1895 bewilligten Aussetzungen der Strafvoll¬ 
streckung zurückzuführen. 

Es wurden Strafaussetzungen bewilligt 

im Jahr 1899: 4168 Personen, davon 3374 Jugendlichen 


„ 1900: 4386 

„ 1901: 5315 

„ 1902: 7461 

„ 1903: 8770 

„ 1904: 8941 

1905: 10179 
„ 1906:11 116 

„ 1907: 11 98.5 

1908: 14 533 


3782 

4630 

6308 

7618 

76.30 

8675 


9123 
10 359 




r 


V 
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5. U n t e r b r i n g u n g der Gefangenen. 

Am Schlüsse des Rechnungsjahres 1908 waren vorhanden an 
‘Gefängiiisräumen: 

19 596 Eiuzelzellen für Tag und Nacht, 

2879 gemauerte Isolierschiafzellen, 

313 Schlafräume mit Schlafkojen für 4000 Gefangene, 
3463 Zellen für Gemeinschaftshaft, in welchen 17 129 Ge- 
•fangene untergebracht werden konnten. 

Von dem täglichen Durch.schnittsstand an Gefangenen (32111) 
lionnten untergebracht werden am Schlüsse des Rechnungsjahres 1908: 

in Einzelzellen für Tag und Nacht . . . 61,04 Prozent 

in gematierten Isolierschiafzellen . . . 8,97 „ 

in Schlafkojen zur nächtlichen Trennung 
der Gefangenen in gemeinschaftlichen 

Schlaf räumen.. 12,46 „ 

zusammen 82,47 Prozent 

Der Rest befand sich in Gemeinschaftsräumen ohne nächtliche 
Trennung. 

Wie in den vorausgegangenen Jahren, so hat auch im Jahre 
1908 eine nicht unbeträchtliche Vermehrung der Einzelzellen für Tag 
und Nacht, sowie der gemauerten Isolierschiafzellen stattgefunden. 
Der Prozentsatz derjenigen Gefangenen, welche zur Nachtzeit getrennt 
werden konnten, ist seit 1895/96 bis Schluss des Rechnungsjahres 1908 
A on 36,66 auf 82,47 gestiegen. 

6. Arbeitsbetrieb. 

Von der Tagesdurchschnittszahl der Gefangenen in sämtlichen 
“Gefängnissen waren unbeschäftigt 15,52 Prozent, beschäftigt 84,48 
Prozent. 

Bei Gefängnissen mit einer geringen Beleg’ung lässt sich nicht 
in dem Masse Beschäftigung finden wie bei grösseren Gefängnissen; 
bei den 895 Gefängnissen mit einer Belegungsfähigkeit von unter 50 
Kö|-fen, unter denen 781 eine Belegung.sfähigkeit von weniger als 
2.7 Köpfen haben, hält es oft schwer überhaupt Arbeitsgelegenheit zu 
erlangen. 

Im Untersuchungsgefängnis Berlin-Moabit, das iiTi wesentlichen 
nur zur Aufnahme von, zur Arbeit nicht verpflichteten, Untersuchungs- 
gefangeinen dient, waren durchsclmittlich nur 70,30 Prozent beschäf¬ 
tigt, während in den übrigen 13 besonderen Gefängnissen 93,25 Pro¬ 
zent, im Strafgefängnis Tegel (in dem neben -kurzen vorzugsweise 
lange Strafen zu vollstrecken sind), sogar 96,67 Prozent der durch¬ 
schnittlich inhaftierten Gefangenen beschäftigt waren. 

Von den im Tagesdurchschnitt 27 127 beschäftigten Gefangenen 
waren 2683 mit Hausarbeiteti, 24 444 für Dritte gegen Lohn bosi häftigt. 

Im Rechnungsjahr 1908 belief sich der Gesamtbetrag der Ein¬ 
nahmen 

an Arbeitslöhnen auf .... 3 923 265 M 
an Beiträgen der Unternehmer 

zur Unfallfürsorge auf . . 29 215 

sonstiger Art auf. 2 689 986 JC 

zusammen 6 642 466 ^ 

Die Ausgaben an Aufsichtskosten und Verpflegungszulagen, 
sowie an Beiträgen zur Invalidenversicherung betrugen 283 754 ^7/, 
<Ue Ankaufspreise für Rohmaterialien 2 553 480 tJC. 
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An die Gefangenen sind bewilligt oder für sie reserviert worden 
861 390 

Von dem reinen Arbeitsverdienst entfallen im Rechnungsjahr 
1908 auf jeden Gefani<enen überhaupt 113 .A Si auf jeden gegen 
Lohn beschäftigten Gefangenen 148 89 

üie Beschäftigting der Gefangenen für Reichs- und Staats¬ 
behörden hat an Ausdehnung gewonnen; namentlich werden für die 
Heeresverwaltung Bekleidungs- und Ausrüstungsstücke in grösserem 
Umfange, sowie für die Eisenbahnverwaltung und die Berg-, Hütten- 
und Salinenverwaltung einfachere Gebrauchsgegenstände, angefertigt 

üie Klagen der freien Industrie über ihre Schädigung durch 
die Gefängnisarbeit sind hiedurch allerdings nicht beseitigt wwdenr 
denn sobald die Herstellung von Bedarfsgegenständen für die Reiehs- 
und Staatsverwaltung und insbesondere auch für die Justizverwaltung 
in grösserem Umfange in Aussicht genommen war, sind die davon 
getroffenen Gewerlietreibenden mit Klagen hervorgetreten und be¬ 
müht gewesen, sich die Lieferungen zu erhalten. 

Üie früher durch Gefangene angefangenen Landeskulturarbeiteu 
sind auch im Jahr 1908 fortgesetzt worden. Im Kreise Wiedenbrück 
sind auf 8 Arbeitsstellen 230 bis 252 Gefangene mit Meliorations¬ 
arbeiten wie Urbarmachung von Heide- und Oedland, Ausrodung von 
Holzbeständen, Aufforstung, Entwässerung von Wiesen, Anlegung 
von Wegen, Gräben und Kanälen beschäftigt; auch im Kreise Hagen 
führen ungefähr 60 Gefangene Lande.-kulturarbeiten aus. Auf der 
kurischen Nehrung werden von 46 Gefangenen Wande.rdüiien befestigt 
und Aufforstungen vorgenommen. Bei Siassfurt wird durch 2 Ge¬ 
fangenenkommandos von je ungefähr 70 Mann die Bode und die 
Neisse die P'reiwaldauer Biele von xingefähr 80 Gefangenen reguliert. 
Ausserdem werden noch an verschiedenen Orten von kleineren Ge¬ 
fangenenabteilungen ähnliche Arbeiten ausgeführt. 

Die Verwaltung der Arbeitskassen bei den Gefängnissen der 
Justizverwaltung ist durch eine unterm 3. März 1904 erlassene Kosten¬ 
ordnung einheitlich ger< gelt. 

Ferner sind unterm 31. März 1904 allgemeine Anordnungen über 
die Berechnung und Verteilung des aufkommenden Arbeitsverdienstes 
der Gefangenen g*etroffen, durch welche namentlich die Höhe der 
zu erhebenden Arbeitslöhne und die Bemessung der Arbeitsbeloh¬ 
nungen der Gefangenen einheitlich geregelt ist. 

7. Verpflegung der Gefangenen. 

Die Grundlage für die Beköstigung bildet eine Kostordnungr 
welche von der wissenschaftlichen Deputation für das Medizinalwesen 
begutachtet und empfohlen ist; sie ist den unter dem 31. März 1903 
erlassenen Vorschriften über die Verpflegung der Gefcingenen in den 
Gefängnissen der preussischen Justizverwaltung beigefugt. 

8, Seelsorge. 

Bei den 14 besonderen Gefängnissen, mit Ausnahme des Gerichts¬ 
gefängnisses zu Danzig, waren 19 (15 evangelische, 4 katholische) 
etatsmässige Geistliche angestellt. 

9, Aerztliche Behandlung. 

In Bezug auf die Prüfung der gesundheitlichen Verhältnisse ü» 
len Gefängnissen und die Ueberwachung des Gesundheitszustandes 
lor Gefangenen sind eingehende Anordnungen getroffen. 
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10. Krankheitsfälle und Sterblichkeit. 

Bei den Gefängnissen mit einer Belegungsfähigkeit für 50 und 
mehr Gefangene erkrankten von 100 Gefangenen nach der täglichen 
Durchschnittszahl der Gefangenen: 1,14, nach der Gesamtzahl der im 
Laufe des Jahres unterg’etn’achten Gefangenen; 32,52. 

Von den erki’ankten Gefangenen wurden 

98,36 Prozent in der Anstalt behandelt, 

109 - einer besonderen Krankenanstalt über- 

wiesen, 

0,55 „ aus der Haft entlassen. 

Von den Krankheitsfällen entfielen 

0,62 Prozent auf Tuberkulose, 

2,91 „ „ akute Infektionskrankheiten, 

2’l0 „ „ Geschlechtskrankheiten, 

4.52 ,, „ äussere Verletzungen, 

0,73 „ B Geistesstörungen. 

Von den Todesfällen entfielen 

20,55 Prozent auf Tuberkulose, 

9,59 „ „ akute Infektionskrankheiten. 

36*30 „ „ Selbstmord. 

Die Todesfälle umfassten 

0,04 Prozent der Gesamtzahl 

0 55 „ Durchschnittszahl der Gefangenen. 


11. Vorläufige Entlassung und Fürsorge. 

Die Zahl derjenigen in den Strafanstalten und Gefängnissen der 
Verwaltung des Innern, sowie in den Gefängnissen der Justizverwal- 
tnng^ einsitzendeii Gefaiigc<^nen, welche nach der Dauer ihrer Stillzeit 
einen Antrag auf vorläufige Entlassung gemäss § 53 R.Str G B. hätten 
stellen können, ferner die Zahl derjenigen Gefangenen, welche einen 
solchen Antrag nicht gestellt haben, sowie endlich die Zahl derjenigen, 
deren Antrag von den Anstaltskonfe.renzen oder den Aufsichts- 
kommissioiien im Bereiche der Justizverwaltung abgelehnt worden 
ist, steht nicht fest. Dass die letztere Zahl nicht unerheblich ist, folgt 
daraus, dass im Geschäftsbereich der Verwaltung des Innern im Jahre 
1908 322 Anträge von Zuchthausgefangenen und 215 Anträge von 
Gefängiiisgefangenen durch die Anstaltskonferenzen abgelehnt also 
gar nicht erst der Entscheidung des Justizministers unterbreitet 

worden sind.^n L^nfe des Rechnungsjahres 1908 zur Entscheidung 
des Justizministers gebrachten 497 Anträgen auf vorläufige Entlassung 
sind 387 bewilligt und 110 abgelehnt worden. D'ivon kommen auf 
die Justizverwaltuug 196 Anträge, von welchen 172 bewilligt und w4 

abgelehnt wurden.^ Bewilligungen hat im Jahr 1908 im ganzen 

in 11 Fällen stattgefunden und zwar , u „ 

in 5 Fällen wegen des gleichen Verbrechens oder 

2 ^ ^ eines anderen Verbrechens oder Veigehens, 

I 4 ü aus anderer Veranlassung. .. i. , i 

Die für die Gefangenen angesammelten -A.vbeitsbelohnungen 

werden ihnen bei der Entlassung nur bis zu einer „der 

ausgehändigt. Der Rest wird der Polizeibehörde des 
einem dort bestehenden Vereine zur Fürsorge fui entlass 
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gefangene zur sofortigen oder allmählichen Aushändigung übersandt. 
An derartigen Vereinen waren neben 12 Zentralstellen 440 vorhanden. 
Bei 341 dieser Vereine waren Beamte der Justizverwaltung Vorsitzende, 
Die Vereine gewähren auch den entlassenen Gefangenen, die 
über keine oder nicht über eine ausreichende Arbeitsbelohnung ver¬ 
fügen, insbesondere den jugendlichen Gefangenen, die erforderlichen 
Mittel und sorgen nach Möglichkeit für ihr ferneres Fortkommen. Zu 
diesem Zwecke können den betreffenden Vereinen Zuschüsse aus staat¬ 
lichen Mitteln bewilligt werden. 

Amtsrichter Rehm-Ravensburg. 


II. Aus Vereinen und Versammlungen. 

Die Gefängnis-Gesellschaft fiir die Provinz Sachsen 
und das Herzogtum Anhalt hat ihr 26. Jahrbuch ausgegeben. 

Aus dem Geschäftsbericht der Gesellschaft, die auf eine 
25jährige Wirksamkeit zurückblicken kann, ist ersichtlich, dass sich 
nunmehr 43 Vereine ihr angeschlossen haben mit zusammen 5600 
Mitgliedern und 33931 ^ Jahreseinnahme; sie unterhält 3 Schreib- 
stub^en (in Halle, Magdeburg und Erfurt), die im Jahre 1909 277 
Personen, darunter 120 Bestrafte, beschäftigten. Das von der Halleschen 
Fraueiihilfe für Gefangenenfürsorge unterhaltene Asyl für weibliche 
Strafentlassene beherbergte 11 Insassen, 8 wurden in Stellung gebracht. 
Auf dem im April in Magdeburg abgehaltenen Instruktionskursus 
der Sächsischen Familienhilfe behandelte der Agent der Gefängnis- 
Gesellschaft, Pastor Haarmami, Halle a. S., „Die Arbeit der Frau 
in der Gefangenensache“. Der Bericht schätzt die Frauen als wert¬ 
volle Mitarbeiter, zumal in der Fürsorge für die Familien der 
Gefangenen. 

Die 26. Jahresversammlung dev Gesellschaft wurde am 7. und 
8. Juni in Halberstadt abgehalten; in der Sondcrversammlung der 
Juristen und Strafvollzugsbeamten sprach Staatsan waltDr.Feisenberger- 
Magdeburg über „Strafzweeke und Verbrechensbekämpfung im V.-E. 
zu einem deutschen Strafgesetzbuch“, während in den Sonder- 
versatnmlungen der evangelischen und katholischen Geistlichen je 
gesondert das Thema; „Sind an die Predigt im Gefängnisse besondere 
Anforderungen zu stellen?“ von Oberpfarrer Horn-Halberstadt und 
Dechant v. Hähling-Dessau behandelt wurde. 

In einer g'emeinsamen Abend versammlunghielt Pastor Hochbaum- 
Magdeburg einen Vortrag; „Aus der pi’aktischen Arbeit eines Fürsorge¬ 
vereins“, während in der Generalversammlung Superintendent 
Schuster-Ascbersleben über „Die Fürsorge für die gefährdete und 
verwahrloste Jugend“ sprach. 

Die 5 gehaltvollen Referate sind im Jahrbuch abgedruekt und 
la.ssen dasselbe als eine sehr wertvolle Bereicherung der Gefängnis- 
Literatur erscheinen. Schw. 


Der Jahresbericht dev Zentrale fftr private Fürsorge 
in Frankfurt a. M. für das Rechnungsjahr 1. XI. 07/31. X. 09 

gibt ein anschauliches Bild von der regen Tätigkeit dieser Ver¬ 
einigung (Geschäftsleitung: Prof. Dr. Klumker und Dr. W. Polligkeit) 
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in Absicht auf die Zentralisierung des Unterstützungswesens in 
Frankfurt (Zentral-Auskunftstelle), ferner auf dem Gebiete der Berufs- 
vormundschaftsbewegung, des Jugendgerichts und der Trinkerhiife, 
der Kinderfürsorge. Weiterhin gibt der Bericht Aufschluss über die 
Entwickelung der wissenschaftlichen Untersuchungen der Zentrale 
(Dr. Spann in Brünn: Die unehelichen Kinder des Vormundschafts¬ 
gerichts in Frankfurt a. M , Dr.Feld: Die Kinderarmenpflege in Elsass- 
Lothringen und Frankreich) und über eine Reihe von Vorträgen, die 
Prof. Dr. Klumker an der Frankfurter Akademie für Sozial- und 
Handelswissenscliaften hielt (P.sychologie der Armut, Probleme der 
Kinderfnrsorge und des Armenwesens). 

Die Bibliothek der Vereinigung besteht aus 3500 Werken aus 
der Spezialliteratur über Armenpflege und Kinderfürsorge. Im 
November 1909 ist dem Verein vom f Herrn Dr. Georg Speyer in 
Frankfurt ein Vermächtnis von 100000 M. zugeflossen. 

Ein Anhang zum Bericht enthält Mitteilungen über den Frank¬ 
furter Verein fiir llekonvaleszenten-Aiistalten, Walderholungsanstalten 
undKinderschutz, ferner überFerienwanderungen, dieArbeitslehrkolonie 
und Beobachtungsanstalt „Steinmühle“, die Jugendkommission des 
Notstands-Ausschusses und den Kindergarten für schwachbefähigte 
und sprachgebrechliche Kinder. 

Das von der Zentrale herausgegebene „Jahrbuch der Fürsorge“ 
ist in seinem 4. Jahrgang erschienen und wird von allen Fürsorge¬ 
arbeitern eifrig benutzt werden. Das Jahrbuch hat sich besonders 
zu einem unentbehrlichen Hilfsbuch aller Freunde und Arbeiter der 
Kinder- und Jugendfürsorge ausgebildet. Es enthält eine vollständige 
Uebersicht aller Literatur des verflossenen Jahres, die über Fragen 
der Kinder- und Jugendfürsorge erschienen ist; sie umfasst in diesem 
Jahre nicht weniger als 1486 Nummern, zu denen ein ausführliches 
Schlagwortverzeichnis die Durchsicht erleichtert. Es sind auch alle 
Zeitschriften und die wichtigeren Zeitiingsaufsätze verarbeitet worden, 
so dass hier über jede Frage dieses Gebietes alles irgend Wertvolle 
zu finden ist, das im deutschen Sprachgebiete und zum Teil auch 
das, was im Ausland erschienen ist. Dieser ausländische Teil soll 
später noch eine besondere Erweiterung erfahren. Ueber die Recht¬ 
sprechung in Sachen der Kinderfürsorge ist wieder eine Jahres- 
ttbersicht gegeben, die bei der grossen AVichtigkeit, die Rechtsfragen 
für die praktische Fürsorgearbeit haben, von Jahr zu Jahr an Wert 
zunimmt. Dazu kommt eine Abhandlung von Dr. Samson, der die 
Rechtslage der gesetzlichen Berufsvormundschaft, wie sie sich seit 
1900 auf der Grundlage des Bürgerlichen Gesetzbuches entwickelt 
hat, eingehend untersucht und unter anderem zum Ergebnis kommt, 
dass nach unserem Rechte die Berufsvormundschaft der Armen¬ 
behörden die elterliche Gewalt ausschliesst. Eine Reihe interessanter 
Schilderungen gibt Professor Klumker über die Beobachtungsheime, 
die in Dänemark die Grundlage dessen bilden, was man bei uns 
Zwangserziehung nennt. Die Schilderung verschiedener Anstalten, 
wie die ausführliche Wiedergabe von Gutachten, wie sie von diesen 
Anstalten erstattet werden, erlaubt einen lebendigen Einblick in die 
Arbeit dieser Anstalten, die bei uns bisher nur ganz vereinzelt 
vorhanden sind. Schw. 


Aus dem 41. Jahresbericht des Frankfurter Gefängnis¬ 
vereins, erstattet in der HanptVersammlung vom 24. Febr. 1910 
dxirch den Vorsitzenden, I. Staatsanwalt Geh. Justizrat v. Reden, ist 
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hervorzuheben, dass der Verein 12 Vorstandssitzungen und 104 
ordentliche Sprechtage (Geschäftsführer: Obersekretär Becker) gehalten 
hat; eingegangeu sind 460 schriftliclie Unterstüizungsanträge.; die 
Sprechtage, waren von 741 Personen besucht. Von 435 Strafentlassenen 
konnten 355 unterstützt werden, 80 mussten abgewiesen werden, 
Zahl der Mitglieder: .1048; Einnahmen: 7600 M,. 

Die für Strafentlassene eingerichtete Uebergangsstation 
im ehemaligen Hotel Landsberg, Zieg-elgasse 22, steht am Sclilusse 
ihres 1. Geschäftsjahres und hat ihre Unentbehrlichkeit erwiesen 
(46 Personen wurden aufgenommen mit 756 Verpflegungstageii). 

Auf dem Gebiet der Familien-Fürsoi'ge hat der Verein 
besonders segensreich gewirkt: 255 Familien wurden mit Eat und 
Tat unterstützt. Schw. 


Denkschrift der Thüringischen Gefängnis-Gesellschaft 
für das Jahr 1909. 

Die Gesellschaft (cf. Heft I, S. 185 dieses Bandes) hielt am 
11. Okt. 1909 ihre 14. Generalversammlung, in der Strafanstalts- 
Direktor Deusing-Untermassfeld einen Vortrag hielt über: „Der 
Kampf gegen die Verbrechensursachen, insbesondere die Bekämpfung 
des Kückfalls in Verbrechen durch Ftirsm’ge für die, Bestraften“. 
Nach einem Referat von Geh. Kirchenrat D. Spinner wurde die An¬ 
stellung eines Agenten be.schlossen, der die Bestrebungen der Gesell¬ 
schaft durch Wort und Schrift fördern, mit den Orts- und Landes¬ 
vereinen Fühlung halten und die Gründung neuer anregen soll 
(150 M. Gehalt, Gewährung von Fahr- und Tagegeld bei Reisen und 
Erstattung barer Auslagen). Gewählt wurde Oberpfarrer Hohl in 
Lobeda. _ Schw. 


Das Stuttgarter Fürsorgeheini, über das schon auf S. 184 
dieses Bandes berichtet ist, versendet seinen 2. Jahresbericht für 
das Jahr 1909. In Fürsoige genommen wurden im Berichtsjahr 191 
junge Männer (129 Evangel., 61 Katholiken, 3 Israeliten). 29 kamen 
aus Strafanstalten, 25 von der Polizei, 58 wurden von der Strasse 
und aus Herbergen weggeholt, 77, kamen von selbst oder wurden 
durch Privatpersonen zngewiesen. Die niedere Zahl der von der 
Polizei Uebernommenen erklärt sich daraus, dass im letzten Jahre in 
Württemberg eine planmässige und sehr dankenswerte Versorgung 
der Wanderarmen in den 27 neu errichteten Wanderarbeitsstätten 
organisiert worden ist. 65*470 Fürsorge Genommenen haben 

unmittelbar durch das Heim und seine Arbeitsvermittelung wieder 
geordnete Unterkunft gefunden, eine weitere Anzahl hat dieses Ziel 
mittelbar erreicht durch das Fürsorgeheim. 

Das Jugendheim ist auch vertreten beim Jugend-Sekretariat 
des Jugend Vereins, das die Jugendgerichts- und Polizeihilfe unter 
Mitwirkung von Vertretern solcher Vereine organisiert hat, die schon 
seither einzeln die Jugendfürsorge ausgeübt haben. 

Der Bericht enthält noch eine Reihe ergreifender Bilder aus 
der Arbeit des Heinis, das bei einem Schuldenstand von 118000 M. 
der werktätigen Hilfe aller wohlmeinenden Menschen, die sich füi' 
die 60 notwendige, Arbeit an der gefährdeten Jugend unseres Volkes 
interessieren, empfohlen wird. Schw. 


lieber die TJiiterbringung geisteskranker Verbi*echer 

statteten Dr. Stengel und Dr. Hegar auf der Versammlung süd- 
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westdeutscher Irrenärzte im Jahre 1908 Referate ab, denen folgende 
Leitsätze zur Unterlage dienten: 

I. Dr. Stengel: 1. Geisteskranke Gefangene müssen mög¬ 
lichst frühzeitig aus dem geordneten Strafvollzug ausscheiden 
und psychiatrischer Behanditing' zugeführt werden. 

Dieser Forderung wird am besten entsprochen durch An¬ 
gliederung von Irrenabteilungen an Strafanstalten, durch soge¬ 
nannte Strafanstaltsannexe, in deren günstigen Aufnahme¬ 
bedingungen ihr Hauptwert liegt. 

2 . In diese htiafanstaltsannexe sollen nur die im Strafvollzug geistig 
Erkrankten aufgenomnien werden, während die mit dem Straf¬ 
gesetz in Konflikt gekommenen, aber nicht verurteilten Kranken 
Verpflegiingsobjekte für die allgemeinen Irrenanstalten bleiben. 

3. Die. Strafanstaltsannexe sollen, soweit dies möglich ist, die Heilung 
der geisteskranken Sträflinge erzielen, sollen aber im übrigen 
keinen definitiven Verwahrutigsort für die niclitgeheilten Straf¬ 
gefangenen darstellen, welche möglichst frühzeitig, spätesfens 
aber mit Ablauf der Strafzeit in die. für ihre dauernde Verwahrung 
allein in Betracht koiiiinenden Irrenanstalten versetzt werden 
messen. 

4. Die Zahl der aus den badischen Strafanstalten den Irrenanstalten 
zur definitiven Verwahrung überwiesenen Kranken ist nicht so 
gross, dass bei gleichinässiger Verteilung auf die einzelnen An¬ 
stalten Schwierigkeiten bei ihrer Unterbringung erwachsen 
könnten. 

Der grösste Teil gehört zur Gruppe der Verblödungsprozesse 
und unterscheidet sich hinsichtlich der Verpflegung nicht von 
den nicht kriminellen Kranken mit gleicher Kränkheitsform. 

Der kleinere Teil gehört zur G tippe des Kntartungsirreseins 
und bedarf, da zur Entweichung neigend und in der Freiheit 
gefährlich, der sorgsamsten Verwahrung. 

Von den in den Strafanstalten in grosser Anzahl befindlichen 
psychisch Minderwertigen wird nur ein verhältnismä.s.sig kleiner 
Teil spychoiisch und bedarf psycidatiischer Behandlung; der 
weitaus grösste Teil verträgt einen die Individualität berücksich¬ 
tigenden Strafvollzug gut. 

II. Dr. H egar : 1. Bei den in den badischen Irrenanstalten unter¬ 
gebrachten Geisteskranketi, die sich gegen die Strafgesetze ver¬ 
gangen haben, handelt es sich um zwfi Gruppen: 

A) eine kleinere Anzahl, bei denen Kriminalität und Psychose 
nicht in Zusammenhang stehen, oder bei denen die Kriminalität 
in direkter Kausalwirkung aus der (meist exogen entstandenen) 
Psychose ent.-^pringt. 

b) Bei der grössten Mehrzahl beruht die Kriminalität: 

z. T. auf einem durch herediiäre Faktoren entstandenen Defekt¬ 
oder Krankheitszustand oder einer in ihren Ursachen noch 
nicht bekannten individuellen psychopathischen Anlage; 
z. T. auf einem meist in den Jnnglingsjahren sich entwickelnden 
endogenen Krankheilsprozess, bei dem das Verbrechen das 
erste und w<‘sentlichste pathognostische Merkmal ist. 

Die Einwirkung des Milieu ist niclit sicher nachzuweisen, 
ebenso ist in den meisten Fällen nicht wahrscheinlich, dass die 
P.sychose eine Folge der aus der Kriminalität entstehenden Schäd¬ 
lichkeiten ist. 
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Nur Kranke der Gruppe b können in der Frage der Unter- 
bringunggrössereSchwierigkeiten machen wie dieNichtkriminellen. 

2. Bei der Unterbringungsfrage ist von einer Abtrennung der sog. 
psychisch Minderwertigen bei der Unbestimmtheit der Abgrenzung 
und der damit verbundenen Unkenntnis ihrer Zahl abzusehen; 
die Behandlung kann sich auch bei den vielfachen psychotischen 
Zuständen derselben nicht von der in den Irrenanstalten geübten 
prinzipiell unterscheiden. 

3. Die Versorgung der geisteskranken Rechtbrecher in Spezial- 
a!»stalten bietet zurzeit noch grosse Schwierigkeiten, so dass die¬ 
selbe nur für grössere Länder empfohlen werden kann. Es ist 
bei ihrer Errichtung mit einem raschen Anwachsen der Krankeii- 
zahl zu rechnen. 

4. Die Errichtung von gesonderten Adnexen an Irrenanstalten mit 
Auswahl der gefährlichsten Kranken aus einem grossen Atif- 
nahmebezirk ist zu verwerfen. 

5. Der weitaus grösste 'Feil der geisteskranken Rechtbrecher unter¬ 
scheidet sich in den Anforderungen an Unterbringung und Be¬ 
handlung nicht von den nichtkriminellen Kranken; die von dem 
kleineren Teil ausgehenden Misstände lassen sich verringern und 
erträglich machen durch folgende Massnahmen: 

a) Durch die regionäre Verteilung der Kranken auf möglichst 
viele Anstalten; diese Massnahme muss allen anderen voraus¬ 
gehen. 

b) Durch Verteilung innerhalb der Anstalten und ‘durch Anlage 

zweckmässiger, gesicherter Bauten oder Abteilungen, die in 
organischem Zusammenhang mit der Irrenanstalt bleiben 
müssen, v. E. 


Die Schlesischo Gefängnis-Gesellschaft, in der in vier Re¬ 
gierungsbezirken 72 Einzel-Vereinigungen zusammengefasst sind, hat am 
25. Oktober d. J. in Breslau unter Leitung ihres Vorsitzenden, des Land¬ 
gerichtspräsidenten Dr. V. Staff ihre 4. Jahresversammlung unter zahl¬ 
reicher Beteiligung*, namentlich auch von Mitgliedern des Verbandes 
deutscher Schutzvereiue für entlassene Gefangene, der in den folgen¬ 
den Tagen in Breslau versammelt war, abgehalten. 

Den Jahresbericht erstattete Pastor Just-Breslau, der Geschäfts¬ 
führer des Vereins, während der Geschäftsführer der Rheinisch.-Westf. 
Gefängnisgesellschaft, Strafanstaltspfarrer Just-Düsseldorf, über das 
Thema: „Schundliteratur und Verbrechen“ referierte und Landgerichts¬ 
rat Langer-Breslau einen Vortrag hielt über: „Der Vorentwurf zum 
Reichsstrafgesetzbuch und der progressive Strafvollzug“. 

Die Just'schen Leitsätze lauteten: 

1. Die Schund 1 iteratur in jeder Gesta 11, sei es als 
perverser Moderoman oder als glatter Hintertreppenroman, 
sei es als blutrünstige Räuber- und Detektivgeschichte oder 
als sexuelle Aufklärungsschrift gewöhnlicher Sorte, ist 
als Feind der heranw^achsenden Jugend zu be¬ 
trachten. _ 

2. Die Schundliteratur ist in zahlreichen gerichtsnotorischen 
Füllen als Ursache von Vergehen und Verbrechen 
j n g e n d I i c h e r P e r s o n e n festgestelit worden und muss 
deshalb entschieden bekämpft werden. 
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Dieser Kampf dürfte erfolgreicli diirchzuführeii sein, wenn 
Behörden und Parlamente, Kirche und Schule, 
Haus und Vereine, Presse und Buchhandel pflicht¬ 
gemäss das berechtigte Interesse der her an¬ 
wachsenden Jugend wahrnehraen, 

wahrend Langer seinen Ausführungen folgende Leitsätze zu Grunde 
legte: 

1 . Der Besserungszweck der Strafe ist bisher nur gegenüber 
den jugendlichen Verurteilten vollständig durchgeführt, nicht 
aber gegenüber den erwachsenen. 

2. Hinsichtlich der erwachsenen besserungsfähigen Verurteilten 
mit langen Strafen ist der progressive Strafvollzug das beste 
Mittel zur Durchführung des Besserungszwecks. 

3. Soweit Besserungsfähigkeit nicht anzunehmen ist und dem¬ 
gemäss der Besserungszweck der Strafe nicht erreicht werden 
kann, ist auch der progressive Strafvollzug nicht anzuwenden. 

4. Da die Mittel des'Strafprozesses vorläufig noch nicht aus¬ 
reichen, um die Besserungsfähigkeit vor oder bei Beginn 
des Strafvollzuges festzustellen, muss man sich mit einem 
äusseren Merkmal derselben begnügen. Es soll deshalb der 
progressive Strafvollzug in der Hauptsache nur, wie bei 
Jugendlichen, an Erstbestraften mit langen Strafzeiten 
angewendet werden. 

ö. Ein auf dieser Grundlage eingerichteter progressiver Straf¬ 
vollzug soll keine vollkommene Nachahmung des englisch- 
irischen Progi-essiv-SySterns sein, insbesondere verlangt er 
keine schematische Klassifikation. Er ordnet sich unschwer 
in unser Rechtsleben ein und verlangt nicht eine vollständige 
Umänderung der bestehenden Strafvollzugseinrichtungen. 

G. Die Begründung zum Vorentwurf lehnt deshalb zu Unrecht 
die Einführung eines progressiven Strafvollzugs ab. 

Zur Verteilung kam das 3. Jahrbuch der Gesellschaft, aus 
dessen gediegenem Inhalt folgende zum Abdruck gebrachte Vorträge 
hervorgehoben sein sollen: 

1 . Jugendgerichte und Jugendfürsorge, von Landgericht.s- 
Präsident v. Staff-Breslau. 

2 . Die Freiheitsstrafe und ihr Vollzug, von Strafanstaltssekretär 
V. Baehr-Breslau. 

Bedeutung des Arbeitshauses und Seelsorge in demselben, 
von Pfarrer Wiedemann, 

4. Einfluss und Grenzen der Seelsorge an den geistig Minder¬ 
wertigen in Fürsorgeerziehung und im Strafvollzug, von 
Strafanstallspastor Lehnert. 

Die Zusammenstellung und Verwaltung von Anstaltsbiblio¬ 
theken, von Strafanstaltslehrer Rukop-Gross-Strelitz. 

G. Aus der Aibeit an den weiblichen Gefangenen, von Frau 
Dr. Henschke. 

7 . Die g’eistig Minderwertigen im Strafvollzüge, von Straf¬ 
anstaltsarzt Dr, Peter Rixen, leitender Arzt der Irrenabteilung 
des Strafgefängnisses in Breslau. 

Alkohol und Kriminalität, von Professor Gonser-Berlin. 
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Bericht und Verhandlung gaben lebendiges Zeugnis von der 
regen Tätigkeit und warmen Hingvbung, mit der die Gesellschaft die 
Probleme der Gefangenen- und Entlassenen - Fürsorge eifrig und 
erfolgreich zu lösen bemüht ist. Sch7a. 


Vom 30 . deutschen Juristentag zu Danzig 

(12. u. 13. Sept. 1910). 

Als einziger strafrechtlicher Verhandlungsgegenstand stand auf 
der Tagesordnung ; 

„Die Strafmittel nach dem Vorentwurf zum 
Deuts chen Straf gesetzbuc h“ 

a) die Strafmittel im allgemeinen 

b) die Freiheitsstrafe im besonderen. 

Gutachten hierzu hatten erstattet (schon vor dem Erscheinen 
des V.-E.): 

Wirkl. Geh. Ober-Reg.-Eat Dx'. Kr oh ne, Berlin, 

Reich sgerichtsi’.at Eber tu a y e r, Leipzig. 

(Abgedruckt in den Verhandlungen des 29. D. Jurist.-Tages, 
Band IV. S. 199 ff. u. Bd. I S. 259 ff.) 

In der ei’sten Plenarsitzung wurde der Gegenstand der 3. Ab¬ 
teilung (unter dem Vorsitz des Oberlandesger.-Präsidenten Dr. Frhrn. 
V. Call, Exzell., Innsbi'uck) zugewiesen. 

Als Referenten wai’en bestellt: 
zu a: Senats-Präsident Dr. 01shausen, Exzellenz, Leipzig 
u. Geh. Justiz-Rat Pi’ofessor Dr. D. Kahl, Beidin, 
zu b: Professor Dr. Goldschtnidt, Berlin 

u. Landgerichtspräsident Di*, von Staff, Breslau. 

Die Leitsätze zu a von Exzellenz 01shausen lauteten: 

I. Das Strafmittelsystem des DVE. ist im allgemeinen durchaus 
zu billigen; namentlich sind andere Sti*afmiitel, als die in ihm vor- 
geschlageuen, nicht zu empfehlen. 

II. Die einzelnen Strafmittel des DVE. betreffend. 

A. T 0 d e s s t r a*f e. 

1 . Insbesondei'e ist zu billigen, dass sie 

a) in den schwersten Fällen des Hochverrats (§ 100) ausschliess¬ 
lich, beim Morde (§ 212) wahlweise neben Zuchthaus an¬ 
gedroht ist, 

b) im Rahmen des StGB. Aveiter keine Anwendung findet; 

2 . dagegen ist zu fordern, dass mit ihr der Verlust der büi’gerlichcn 

hJhrenrechte von Rechtswegen verbunden sei. 

B. Geldstrafe. 

1. Insbesondere ist zu billigen, dass 

a) ihr Anwendungsgebiet gegenüber dem RStGB. bedeutend er¬ 
weitert ist, 

b) ihre Androhung mit Höchstbeträgen erfolgt, die in bestimmten 
Summen ausgedrückt sind, 

c) sie bei strafbaren Handlungen, die auf Gewinnsucht beruheu, 
auch als Nebenstrafe Anwendung finden kaiin (§ 36), 



(1) als „Ersatzstrafe“ für den Fall ilirer Uneinbringlichkeit Haft 
und, wenn auf die Geldstrafe neben einer anderen Freilieits- 
strafe erkannt ist, diese einzutreten hat (§ 34); 

2 . dagegen ist zu fordern, dass 

a) bei wahlweiser Androhung von Geldstrafe mit Freiheitsstafen 
— von Ausnahmen abgesehen — die Summen der zulässigen 
Höchstbeträge der Geldstrafe in ein bestimmtes Verhältnis zu 
dem Höchstbetrage der wahlweise angedrohten Haftstrafe 
gesetzt werden, 

b) bei Festsetzung der „Ersatzstrafe“ für uneinbringliche Geld¬ 
strafen feste Summen zu Grunde gelegt werden, die lediglich 
danach abgestuft sind, ob die Ersatzstrafe in Haft, Gefängnis 
oder Zuchthaus besteht. 

C. Verweis. 

Insbesondere ist zu billigen, dass er auch gegen Personen ttlier 
18 Jahren als Hauptstrafe Anwendung finden kann. 

D., Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte. 

Insbesondere ist zu billigen, dass 

a) die AdbER. nur als Nebenstrafe angedimht ist (§ 45), 

b) die Teilaberkennung der bER. in grösserem Umfange, als 
bisher, zugelassen ist (§ 47). 

Kahl machte folgende Abänderungsvorschläge zu diesen 
Leitsätzen: 

I. Zur Todesstrafe. 

1 . Auch bei Hochverrat nach § 100 des V. E. ist die Berück¬ 
sichtigung mildernder Umstände zuzulassen und für diesen Fall 
lebenslängliches Zuchthaus oder Zuchthaus nicht xinter zehn 
Jahren anzudrohen. 

2. Es ist wünschenswert, dass der Volizug der Toclessti*afe für 
das Reichsgebiet einheitlich gestaltet wei-de. 

II. Zur Geldstrafe. 

Es empfiehlt sich, § 31 des V. E. dahin abzuändern, dass die 
Bestimmung der Fristen für Teilzahlungen einer Geldsti’afe dem 
richterlichen Ermessen überlassen wird. 

III. Zum Verweis. 

Für § 37 des V. E. wird folgende Fassung vorgeschlagen; 

„Die Strafe des Verweises besteht in Erteilung einer Rüge. 
Der Verweis wird vom Richter mündlich in öffentlicher Sitzung erteilt.“ 

IV. Zu den Nebenstrafen. 

Sollen die aus dem bisherigen Institut der Polizeiaufsicht her- 
vorgegang’enen Uebelstände mit Eintritt des neuen Strafg'esetzbuchs 
beseitigt werden, so bedarf § 53 des V. E. einer zusätzlichen Normativ¬ 
bestimmung, durch welche die Befugnis der Einzelstaaten zu sicher¬ 
heitspolizeilichen Aufenthaltsverboten insoweit beschränkt wird, als 
notwendig ist, um bestraften Personen eine gesicherte Arbeits¬ 
gelegenheit zu erhalten und ihren Rückfall ins Verbrechen zu ver¬ 
hindern. 

Wider Erwarten ergab sich über Ziff. I der Olshausenschen 
Thesen eine heftige Debatte über die Todesstrafe, in der namentiich 

Blätter für Gefängniskunde. XI.IV. 19 
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Prof Dr Liepraann, Kiel und Justizrat Fr iedmaun, Glogau sich 

für Äufhebung der Todesstrafe, Kahl, 01 sh aus en, v. Staff u. . . 

eine erheb.,ehe Mehrheit ,i,r Be,he- 

halt«»!' der Tbdeestre^ Statt folgende Leltshtee antgeetellt: 

, Me "*S;ets-vom khter in bertimmter Dauer testrnsetzende, 

— Freiheitsstrafe muss auch im künftigen 
sächlichste Strafe bleiben. I^ie ß®strebmig-en desVE., ihi 
duugsgebiet einzuschränken, sind 

vpvschiedener Arten der Freiheitsstrafe: — Zuchthai^, Gefängnis, 
S - enSüriät dem praktischen Bedürfnis. Daneben hat 
als sdbständige Strafart gegenüber 

und Willensschwächen Gewohnheitsverbrechern das m staatliche 

Verwaltung zu übernehmende Arbeitshaus . „tg., 

sondere Art des Vollzugs der Zuehthausstrafejn getieimte^r 
Anstalten gegen einzelne Verbrechergruppen, § »y 

9 Dem ^l^rtfall^ der Festungshaft ist zuzustimmen. 

?ei an Thre Stelle tretenden Haft 

wegen politischer Straftaten ohne ehrlose öesinming uiid we 
Zweikampfs bestraft sind, hat aut Wunsch 

in besonderen Haftanstalten und Einzelhaft zu 

^ All*- Hftv Ausarböitunff ein6S Ti6ucn Stiaifg6S6t^DUcu 

' oleichzeitig diejenige eines Reichsstrafvollzugsgesetzes ei- 

fol^en. Die Kommissionen für beide Gesetzeswerke haben 
steter gegenseitiger Fühlung zusammeaizuwirken. wj„ijQr,o’ 

4. Die einzelnen Arten der Freiheitsstrafe sind 

auf die bürgerliche Stellung des Bestraften und die Ai 
Strafvollzuges streng zu sondern. Mit der Zuchthaussti ^ . 
stets Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte zu Ge- 

der Strafe des Arbeitshauses ist dies zulässig. Neben dei^ 
fängnisstrafe kann auf bestimmte eiP®. 
erkannt werden. — Der Vollzug der „^pJer 

milder als der der Zuchthausstrafe, der der Haft^tiafe nniae 

als der der Gefängnisstrafe sein. — stets, 

5. Zuchthaus-, Arbeitshaus- und ^^[^"Snisstrafen sind .. c 

Gefängnis- und Haftstrafen tunlichst in getrennten Anstalten 

zu volistrecken. — moipniD-eii, 

6 . üebertretungen sind stets mit Haft zu bestrafen- D ] g ^ 
für welche Gefängnisstrafe angedrohk — pd ^“£®", Qe- 
ist — so besonders Landstreicherei, Bettel, Arbeitssche , 
werbsunzucht, — sind als Vergehen zu Behänden. 

T. Der Mindestbetrag der Zuchthausstrafe beU-ägt PjJV’ .„e 

Strafe des Arbeitshauses ein Jahr, der Gefängnisstiafe eine 
Woche. — Der Höchstbetrag der Gefängnisstrafe beti ^ , 

Jahre: — abgesehen von dem Falle der Bealkonkiu’re 
solchen, — milderen, — Fällen, in denen Gefängniss _ ^ 

Stelle der grundsätzlich verwirkten Zuchthausstraie w 
Die Haftstrafe ist stets eine zeitige. — „ anvch 

iS. Zuchthaus-, Arbeitshaus- und Gefängnisstrafen duiie ^ 

Kostminderung und hartes Lager geschärft werden, sow ' . ^ 
Rücksicht auf wirksamen Strafvollzug es erfordert. 
Schärfungen sind besonders auch für kurze Strafen ange ‘ ^ 
und auch g’egenüber Jugendlichen zulässig. — 



Bei längeren Strafen dürfen Schärfungen nur für deren 
erste Hälfte verhängt werden. Sie können jederzeit axif Antrag' 
oder nach Anhörung der StrafvoUzugsbehörde von dem Gericht 
gemildert oder in Wegfall gebracht werden. — 

Ihr Vollzug steht unter steter Ueberwachung des Gefängnis¬ 
arztes. 

9. Die Diszipiinarmittel im Strafvollzug hat das Reichsstrafvollzugs¬ 
gesetz zu bestimmen. Prügelstrafe und Lattenarrest sind un¬ 
zulässig. — 

10 . Ai’beitahausgefangene und, — soweit sichere ßewaclnmg und 
strenger Abschluss von der Aiissenwelt möglich ist und nicht 
Einzelhaft wirksamer erscheint, — auch Zuchthausgefangene 
sind tunlichst im Freien zu beschäftigen. Es empfehlen sich 
hierfür besonders Landeskultiuarbeiten oder Arbeiten auf An¬ 
staltsland. Um dessen Beschaffung zu erleichtern, ist die An¬ 
lage von Zucht- und Arbeitshäusern in kleineren Orten an¬ 
gebracht. — 

11. Kürzere Strafen sind tunlichst in voller Dauer in Einzelhaft 
zu vollstrecken, längere nach dem Befinden der Strafvollzugs¬ 
behörde, soweit es zur wirksamen Gestaltung der Strafe an¬ 
gebracht und, — nach dem Gutachten des Anstaltsarztes, — 
ohne gesundheitliche Schädigung möglich ist. 

Ijänger als zwei Jahre darf Einzelhaft ohne Zustimmung 
des Gefangenen nur währen, wenn Tatsachen dafür vorhanden 
sind, dass der Gefangene auf Mitgefangene sonst einen schäd¬ 
lichen Einfluss an Silben wüi'de. — 

Die Goldschmidt’sehen Thesen lauteten: 

I. Die Aufstellung von Zuchthaus, Gefängnis und Haft als 

Arten der Freiheitsstrafe im V. E. ist zu billigen. 

II. Die Bestimmung des Anwendungsgebiets der Frei¬ 
heitsstrafen im V. E. ist in folgenden Punkten abzuändern; 

1 . Die „Haft“ des künftigen Rechtes darf weder als Polizei- noch 
als Ersatzstrafe verwendet werden. 

Sie ist bei den „Verbrechen“ politischen Charakters 
obligatorisch und bei allen „Vergehen“ fakultativ der 
nicht ehrlosen Gesinnung Vorbehalten. 

'2. Die Bestimmung des Anwendungsgebiets des Gefängnisses: 
a) Gefängnis darf auf „Uebertretungen“ nicht angedroht 
werden. Von den in §§ 305, 306 V. E. mit Gefängnis bedrohten 
„Uebertretungen“ sind die für die Androhung von Gefängnis 
reifen, insbesondere die in den §§ 361 Ziff. 3—8, 362 St.G.B. 
mit „geschärfter Haft“ bedrohten (Landstreiclierei, Bettel, 
Arbeitsscheu, Gewerbsunzucht) zu Vergehen zu erheben, 
b) Die Ausdehnung der Strafbemessungsvorschrift des § 20 St.G.ß. 
in § 85 V. E. auf die alternative Androhung von Zuchthaus 
uud Gefängnis widerspricht dem Verhältnis dieser beiden 
Freiheitsstrafen zu einander ebensosehr, wie die alternative 
Androhung von Zuchthaus und Gefängnis im besonderen Teil 
überhaupt. In dem einzigen Fall dieser Art ini V. E, (§ 217 
Abs. 1, 2: Abtreibung) ist die Schwangere nur mit Gefängnis 
zu bedrohen, dem Dritten gegenüber ist Gefängnis bei „mil¬ 
dernden Umständen“ zuzulassen (dazu Leitsatz 11 3b). 

3. Die Bestimmung dev Anwendungsgebiete des Zuchthauses: 
a) Die im besonderen Teil wiederholt (§§ 126, 175, 181, 182, 19Ü, 
209, '230, 260, '271, 275, 276, 302) vorgesehene Knüpfung der 

19 ^^^ 



Zttchthausstrafe an den 

Fälle“ (§ 84 V. E.) verstoeet f ff lefängais 

Ug.. Es mnss daher, fr„!l‘‘‘.'\®w£en beider Autstelluas 
in Zuchthaus in Frage kommt, —„„„ auch mit elastischeren 

bestimmter QuaUfikationsmerlcmale, wenn 

Tatbeständen als z a die .^es § ^43 

Stelle gerade des letzteien tietenae 9 

gutes Vorbild. TTr«o»-aiiri<a“ ist dem Richter all- 

JeTnlfn naÄ; -•■»-tllehea 

c) MirFrelheUsstvale noch hiebt 
’ keine .mildernden Umstände odei g verurteilt 

(§§ 82, 8S V. E.) vorliegen, ™'; Zuchthans- 

wJrden dürfen, wenn Verhältnis zu 

strafe verwirkt ist, oder Gef ^ y g j gtehen würde, 

der .besonderen Schwere des Palles Abschnitt des 

Eine’dies »n Stelle 

t^r* v“Än ZucffiulsSafe häSe Gefängnis von gleicher 

d) DrobHgaSe Androhung fg #Töhfc 

"> wbs- oW gewobnheitsmäss«e Verbreche, in § 89 

Rücksicht auf d 1 e S chwe 1 e d ev o e|a S.j. . ver¬ 
setzt mindestens einen Vorbehalt für ganz ge gtrafen 

gehen voraus. Besser noch werden die ges^^^^ 

G'Äafrahmen der betreffenden 

§ 88 V. E. beim Rückfall tut, ®"J®P^®Ä® hun^ an ver- 

werbs- oder Gewohnheitsmässigkeit dei Begehn g ^ 

schiedenen Stellen des besonderen Teils (so §§^ 

276, 281, 295, 296, 302) als Bewerbs- oder ge- 

Daneben wäre dann aber gegen gsetLüngen des 

wohnheitsmässige Verbrecher f 
§ 89 V. E. und, sofern sie für die Bechtssichei 

erscheinen, ohne Rücksicht ^Ypafimmter Dauer vorzu- 

sehen wie dies auch der 28. Juristentag 
c) Als Gegenstück der unter c) und d) fordern, 

des Anwendungsgebietes der ZucMhaupti afe s m 
dass ,im dritten und ferneren den gesetz- 

auf Zuchthaus erkannt werden kann, sobald eine aen «^^ 

liehen Höchstbetrag übersteigende Gefangnisstiafe^^^^^^^^ 

ist. Entsprechendes wäre natürlich für ^e Beo*ehung 

wegen Gewerbs- oder Gewohnheitsmassigkeit „. ^aft als 
zu fordern, sofern diese (Leitsatz d) ^b\®, , ^ v^ärde. 
Strafschärfungsgrund dem Rückfalle ^^®,^®^^®Äeti4ge der 
III. An der Bestimmmig der Mindest- und Hoc ^^^^Ihxnen: 
Freiheitsstrafen im V. E. sind folgende Aenderunge Jahre, 

Der Mindestbetrag der Zuchthausstrafe ist aut ^yt 

der der Gefängnisstrafe auf eine Woche zu erhöhen. »herab¬ 
ist der Höchstbetrag der Gefängnisstrafe auf ^ ®Vt„ , i.upfyages 
zusetzen. Ausnahmefälle einer Ueberschreitung des Hochstoe b 



von drei Jahren Gefängnis (z. B. oben Leitsatz II 3c, Real¬ 
konkurrenz) bleiben Vorbehalten; auch in ihnen darf der Höchst¬ 
betrag' der Gefängnisstrafe (und folglich der ausschliesslich an¬ 
gedrohten oder statt Gefängnis erkannten „Haft“) fünf Jahre nicht 
übersteigen. Die lebenslängliche Haftstrafe ist zu beseitigen. 

IV. Die Vorschriften des V, E. über den Vollzug der Freiheits¬ 
strafen sind in folgenden Punkten abzuändern oder zu ergänzen: 

a) Die in § 18 V. E.. vorgesehenen „Schärfungen der Zuchthaus¬ 
und Gefängnisstrafe“ sind zu beseitigen. 

b) Die Gefängnisstrafe ist, soweit ihre Dauer zwei Jahre nicht 
übersteigt, wähi'end der ganzen Strafdauer in Einzelhaft zu 
vollstrecken. Haftgefangene sind während der ersten drei 
Monate ihrer Strafzeit, bei kürzerer Strafzeit und auf Ver¬ 
langen während der ganzen Strafdauer in Einzelhaft zu halten. 
Zuchthatissträflinge sollen tunlichst im Freien beschäftigt 
werden. 

c) Der Vollzug von Zuchthausstrafen und von ininde.stens 1 Jahr 
betragenden Gefängisstrafen soll im Sinne einer Milderung des 
.Strafzwang'cs in Stufen erfolgen, die sich namentlich durch 
die Höhe der Arbeitsbelohnung, das Ausmass der Besuche, des 
brieflichen Verkehrs und der Lektüre unterscheiden. Gefangene, 
auf welche der Strafvollzug in Stufen anzuwenden ist, sollen 
nur daun v'orläufig entlassen werden, wenn sie in die oberste 
Strafstufe aufgestiegen sind. Für das Aufsteigen in eine höhere 
Stufe sind Fleiss und Betragen des Gefangenen massgebend. 
Die Anforderungen sind für Vorbestrafte höher zu bemessen. 
(Vgl. zu diesem Leitsatz § 565 des österreichischen Entwurfes 
eines Gesetzes zur Abänderung der Strafprozessordnung). 

d) Die zulässigen Disziplinarmittel sind gesetzlich festzulegen. 
Dieselben sollen sich für Gefangene verschiedener Strafarten 
unterscheiden. Unter den zulässigen Disziplinarmitteln dürfen 

. körperliche Züchtigung und Lattenarrest sich nicht befinden. 

e) Ueber Beschwerden, welche die Gesetzmässigkeit der Art und 
Weise der Strafvollstreckung oder die Anwendung schwerer 
Disziplinai’inittel betreffen, soll das Gericht binnen kurz zu 
bemessender Frist entscheiden; die Beschwerden haben keine 
aufschiebende Wirkung. Die Zuziehung von V'ertrauenspersonen 
zu den Konferenzen in den grösseren .Strafanstalten und die 
Bildung eines obersten Reichsorgans zur Kontrolle des Frei¬ 
heitsstraf Vollzugs sind in Aussicht zu nehmen. 

f) Die vorläufige Entlassung ist als intregrierender Bestandteil 
des Vollzuges längerer Freiheitsstrafen anzuerkennen. Sie sollte 
wegen der „Vergangenheit“ (§ 26 Abs. 2 V. E.) des Gefangenen 
niemals grundsätzlich ausgeschlossen sein und im übrigen da, 
wo sie zulässig ist, die Regel bilden. Der vorläufig Entlassene 
sollte stets unter „Schutzaufsicht“ (§ 28 Abs. 1 V. E), niemals 
unter polizeiliche Aufsicht gestellt werden. 

V. Neben der Zuchthausstrafe sollte stets auf Ehrverlust er¬ 
kannt werden müssen, wenn nicht der Umstand, dass die Tat nicht 
aus ehrloser Gesinnung hervorg’egangen ist, besondere Bevüeksich- 
tig'ung verdient. 

Da der Vortrag der beiden ausführlichen und vorzüglichen 
Referate zu b ungemein viel Zeit in Anspruch genommen hatte, wtirde 
von einer Diskussion und Abstimmung abgesehen. Nur über Ziff. 3 



— 818 


der V. Staffschen Thesen (gleichzeitige Ausarbeitung eines Reichs¬ 
strafvollzugsgesetzes) wurde abgestimmt. 

Im Einzelnen wurden zu a und — soweit es das Reichsstraf¬ 
vollzugsgesetz betrifft zu b — folgende Thesen angenommen: 

1. Die Androhung dev Todesstrafe ist nicht über das geltende 
Recht hinaus auszudehnen. 

2. Mit der Todesstrafe ist der Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte 
von Rechtswegen verbunden. 

3. Der Vollzug der Todesstrafe ist für das Reichsgebiet einheitlich 
zu gestalten. 

4. Es ist zu billigen, dass 

a) das Anwendungsgebiet der Geldstrafe g'egenüber dem 
Reichs-Strafgesetzbuch bedeutend erweitert ist, 

b) ihre Androhung’ mit Höchstbetritgen erfolgt, die in bestimmten 
Summen ausgedrückt sind, 

c) sie bei strafbaren Handlungen, die auf Gewinnsucht beruhen, 
- auch als Nebenstrafe An\vendung finden kann (§ 36), 

d) als „Ersatzstrafe“ für den Fall ihrer Uneinbringlichkeit Haft 
und, wenn auf die Geldstrafe neben einer anderen Freiheits¬ 
strafe erkannt ist, diese einzutreten hat'(§ 34). 

5. Es ist zu fordern: 

a) § 31 des Vorentwurfs ist dahin abzuändern, dass den Ver¬ 
urteilten zur Abtragung der Geldstrafe eine Frist von zwei 
Jahren anstatt einer solchen von einem Jahre gewährt werden 
kann 

b) Bei wahlweise!' Androhung von Geldstrafe mit Freiheitsstrafen 
— von Ausnahmen abgesehen — sind die Summen der zu¬ 
lässigen Höchtbeträge der Geldstrafe in ein bestimmtes Ver¬ 
hältnis zu dem Höchstbetrage der wahlweisen angedrohten 
Haftstrafe zu setzen. 

c) An Stelle der „Haft“ als Ersatzsti’äfe hat gegen Arbeits¬ 
fähige entsprechend dem Beschlüsse des 23. Juristentages 
und dem Gutachten Krohnes Ab verdienen der uneinbringlichen 
Geldstrafe in einer Anstalt (Gefängnis, Arbeitshaus) zu treten. 

6. Es ist zu billigen, dass der Verweis auch g*egen Personen über 

18 Jahre als Hauptstrafe Anwendung finden kann. 

7. Die Strafe des Verweises hat in Erteilung einer Rüge zu bestehen. 

Der Verweis ist vom Richter und zwar tunlichst mündlich zu 
erteilen. 

8. Es ist zu billigen, dass 

a) die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
nur als Nebenstrafe angedroht ist (§ 45), 

b) die Teilaberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte in grösserem 
Umfange als bisher zugelassen ist (§ 47). 

9. .Sollen die aus dem bisherigen Institut der Polizeiaufsicht 

her vorgegangenen Uebelstände mit Eintritt des neuen Straf¬ 
gesetzbuches beseitigt werden, so ist § 53 des Vorent!Vurfs zu 
streichen, und es bedarf im Einführungsgesetz einer Normativ¬ 
bestimmung, durch welche die Befugnis der Einzelstaaten zu 
sicherheitspolizeilichen Aufenthaltesverboten insoweit beschränkt 
wird, als notwendig ist, um bestraften Personen eine gesicherte 
Arbeitsgelegenheit zu erhalten und ihren Rückfall ins Verbrechen 
7Ai verhin(l(‘rn. • 
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10. Bei Vorlieben mildernder Umstände ist dem Richter all¬ 

gemein ein nach dem ordentlichen Strafrahmen abgestuftes 
Strafmilderungsrecht einzuräumen. 

11. Mit der Ausarbeitung eines neuen Strafgesetzbuches muss gleich¬ 

zeitig diejenige eines Reichsstrafvollzugsgesetzes er¬ 
folgen. 

Abgelehnt wurden folgende Anträge: 

1. Die Todesstrafe ist als Strafmittel in das Strafgesetzbuch 

nicht axifzuuehmen. 

2. Die Todesstrafe ist stets ausschliesslich auzudroheu. 

3. Es ist zu foi’dern, dass bei Festsetzung der Ersatzstrafe für unein- 

bi'ingliche Geldstrafen feste Summen zu Grunde gelegt werden, 
die lediglich danach abgestuft sind, ob die Ersatzstrafe in 
Haft, Gefängnis oder Zuchthaus besteht. 

4. Der Verweis ist als Strafe sowohl Jugendlichen wie Erwachsenen 

gegenüber abzulehnen. 

Die Leitsätze der Referenten Landgerichts-Präsident Dr. von 
Staff und Professor Goldschmidt wurden von der Versammlung 
zur Kenntnis genommen. No. 3 Satz 1 der Leitsätze des Landgerichts- 
Präsidenten Dr. von Staff ist durch die oben unter No. 11 an¬ 
geführte These zum Beschluss erhoben. 

Es wurde beschlossen, über das Ergebnis der Verhandlungen 
an das Plenum lediglich zu berichten. Entgegenstehende Anträge 
wurden abgelehnt. Zum Berichterstatter wurde der Senatspräsideut 
Exzellenz Dr. 01shausen gewählt. 

In der 2. Plenarsitzung stellten die in der Abteilung unter¬ 
legenen Gegner der Todesstrafe den Antrag, dass das Plenum Stel¬ 
lung zur Todesstrafe nehmen solle; es wurde aber mit Stimmen¬ 
mehrheit beschlossen, diesem Antrag nicht stattzugeben, da es nicht 
angängig sei, einen einzelnen Teil eines Abteilungs-Beschlusses heraus¬ 
zugreifen und vor das Plenum zu bringen. Die Antragsteller bean¬ 
tragten hierauf, die Gesamtbeschlüsse der III. Abteilung vor da.s 
Plenum zu enieuter Verhandlung zu bringen. Nachdem der Vor¬ 
sitzende, Geh. Justizrat Prof. Dr. Brunner- Berlin darauf aufmerksam 
gemacht hatte, dass die Annahme dieses Antrags die Zulassung einer 
Diskussion über alle Strafmittel im Gefolge haben werde, w'urde dei- 
Antrag mit 80 gegnm 70 Stimmen abgelehnt. Schwandner. 
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Aus der deutschen Literatur. 

Die Arbeitsanstalt und ihre Stellung in VE. zu 

einem dentschen St.Ges.B. von H. von Ja-rotzky, Direktoi 
Rhein. Provinzial-Arbeitsanstalt Bra\iweiler, Strafanstaitsduektoi a.D., 
Hauptmann a. D. Brauweiler 1910, Im Selbstverlag des Verf. (86 Seiten). 

Erfreulicherweise mehrt sich die Zahl der 
Praktikern im Strafvollzug zu den einzelnen ihr 
rührenden Bestimmungen des VH Die 
durch reiche Erfahrung berufenen Kritikers 

enthaltenen Bestimmungen über »sichernden Massnahme 

Arbeitshauses. Verfasser erörtert zunächst den i'echththeu Ohmaktei 
der geltenden Arbeitshausstrafe als eiaei’Poli^eimassregel und „Ne 
strafe“ zur Sicherung der staatlichen Autorität geg^en die Ungebjmden- 

heit des Bettler- und Landstreicherwesens und zum Schutz dei 

geordneten Armenpflege und tadelt dann am VE., dass er, aUeidings 
ohne ganz mit der Stellung der Arbeitshausstrafe als Ne . 

brechen, diese dennoch zu einer Kriminalstrafe macht ui^. 
wesentlichen Anteil an der Bekämpfung der gefährlichen 
zuweist; er tadelt die nur fakultative Anwendung der Massiesei, 
ebenso, dass nur bei mindestens vierwöchigen G®^ängTiis- und mr 
strafen auf Arbeitshaus erkannt werden kann, ferner, dass das 
und nicht die Polizeibehörde sie verhängt und dass sie nicht vei 
längert werden kann; dass der Begriff der Liederlichkeit nicht test 
umgrenzt ist und namentlich das Fehlen jeglicher ges 
Vollzugsbestimmungen. , . - 

Nach Erörterung dieser. Bedenken bespricht Verfasser die sich 
aus der Neuerung für die Strafrechtspflege ergebenden Folgen; ei 
hebt dabei die allgemein verbreitete irrige Meinung hervor, 
der Arbeitszwang im Arbeitshaus wirksamer sei, als im ixetaUeUi», 
er schlägt die bessernde Wirkung des Arbeitshauses auf 
mässige Verbrecher sehr gering an und fürchtet von ' 

täuschung, die man mit dem Arbeitshaus in dieser Richtinig ci 
werde, eine Beeinträchtigung ihrer jetzigen auf den Schutz ae 
Gesellschaft gegen das Bettlerunwesen beschränkte und aneruan 
Wirksamkeit. Bedenklich ist ihm der Uebergang eines deiMVichtigsieu 
Gebiete des Strafvollzugs, aber auch die Abwälzung der Kosten \ 
Staat auf die kommunalen Verwaltungen. Dann aber furchtet 
von der Vermertgung der bisherigen Arbeitshaus-Bevölkerung i 
den künftig dorthin einzuweisenden gewohnheitsmässigen Eigentum. 
Verbrechern eine Uebervölkerung des Arbeitshauses und d^it ei ' 
wesentliche Erschwerung des Arbeitsbetriebes, namentlich aber auc 
die Gefahr der sittlichen Verschlechterung' der seitherigen me 
iiarmlosen und Willensschwächen Elemente. Verfasser zeigt an i 
Hand seiner Erfahrungen mit der Strafgesetznovelle vom 2a ’ 

dass das Arbeitshaus sich im Kampf gegen das Dirnen- und Zuhalte - 
wesen als unwirksam gezeigt habe; er schliesst daraus, <la8S aue 
die vom VE, geplante Massregel nicht die erwartete durchgreifende 



WirkUHg gegenübei' den gewohnheitsmässigen Eigentums Verbrechern 
äussern werde. Verfasser kommt so zu einer ablehnenden Stellung 
gegenüber der vom VE. geplanten Ausdehnung des Anwendungs¬ 
gebietes des Arbeitshauses und fasst am Schluss seine Gedanken 
und Wünsche über Gestaltung und Unterscheidung der Freiheits¬ 
strafen und des Arbeisshauses dahin zusammen: 

1. Zwei Freiheitsstrafen: Gefängnis (von 1 Woche bis5 Jahren) 
für Gelegenheitsverbrecher bei leichteren Rechtsverletzungen 
und beim P’ehlen einer ehrlosen Gesinnung; Zuchthaus 
(von 1—15 Jahren) für Gewohnheitsverbrecher bei schweren 

, Rechtsverletzungen und bei ehrloser Gesinnung. 

2. Grössere Differenzierung im Vollzug beider Strafavteu 
(Milderung der Gefängnis- und Schärfung der Zuchthaus¬ 
strafe) und progressiver Vollzug der Zuchthausstrafe. 

3. Arbeitshaus als polizeiliche Siclierungsmassregel zur Unter¬ 
stützung der öffentlichen Armenpflege durch zwangswei.se 
nutzbringende Beschäftigung der gewohnheitsmässigen Bettler 
und Landstreicher. 

Zur Reform des Arbeitshauses verlangt Verfasser: 

a) Entlastung des Arbeitshauses von den eigentlichen Gewohnheits¬ 
verbrechern, ferner von ausländischen Vagabunden, die aus 
dem Lande zu weisen sind, sowie von Arbeitsunfähigen, für die 
die Armenverbände zu sorgen haben 

b) Die kurzzeitigen Haftstrafen müssen als wertlos in Wegfall 
kommen. 

c) Festsetzung der Dauer der Unterbringung durch diejenige 
Stelle, welcher die Verwaltung und der Vollzug der Arbeitshaus¬ 
strafe unterstehen, unter Berücksichtigung des Grades der 
Verwahrlosung und der Arbeitsscheu; Heraufsetzung der 
Höchstdauer auf 4 Jahre mit Verkürzungs- und Verlängeinings- 
möglichkeit. 

d) Einheitliche Regelung des Strafvollzugs im Arbeitshaus ini 
Deutschen Reiche. 

Das Studium dieser mit grosser Sachkenntnis und reicher 
Erfahrung’ geschriebenen Ki’itik des V.-E. kann unsern Lesern 
besonders auch als Voi’bereitung für unsere Mannheimer Tagung 
warm empfohlen werden. Sch'd'. 


Statistik über die Fäi'sorgeevzielmng Minderjähriger 
lind die Zwangserziehung Jugendlicher (§ 56 StGB.) für da.*- 
Rechnungsjahr 1908. Kgl. Preuss. Ministerium des Innern. 

Der umfangi’eiche Vorbericht bringt Erhebungen über die Häufig¬ 
keit der Anwendung der in Betracht kommenden vier Paragraphen BGB. 
durch die Vormundschaftsgerichte. In 4367 Fällen sind vormund¬ 
schaftsrichterliche Schritte getan im Interesse schutzbedürftiger Min- 
derjähi’iger. Die Uebersicht, nach Oberlandesgerichten geordnet, zeigt 
als Mindestzahl 69 (Kassel) und als Höchstzahl 808 (Hanau). Die 
weiblichen Minderjährigen (2314) übersteigen die männlichen um 
261 Personen. Die Gruppe der Schulpflichtigen ist am stärksten 
beteiligt, die Vor schulpflichtigen lind Schulentlassenen erreichen rund 
nur die Hälfte der Zahl der Schulpflichtigen. Gegen 1906 ist ein 
Rückgang von 252 männlichen und ein Zuwachs von 53 weiblichen 
Jugendlichen zu verzeichnen. Es zeigte .sich wieder, dass die Provinzen 
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mit der grössten Zahl vormundsehaftsrichterlicher Anordnungen auch 
die grösste Zahl von Fürsorgezöglingen hatten, abgesehen von Berlin, 
wo die vormundsehaftsrichterliche Fürsorge in verhältnismässig hoher 
Zahl von Fällen zur Anwendung kam, während die Zahl der in Für¬ 
sorgeerziehung gekommenen Jugendlichen erheblich abnahm. Der 
§ 1800 BGB. wurde am wenigsten angewandt, § 1666 in den meisten 
Fällen. 

Die 4367 Mihderjährigen ergeben mit den zu gleicher Zeit in 
Fürsorgeerziehung befindlichen 44325 Personen die Zahl 48692, Minder¬ 
jährige, denen besonderer Schutz und besondere Fürsoi'ge zugewendet 
wird. Die 44325 Personen (Bestand vom 31. 3. 09) bilden die Summe 
aus 30256 männlichen und 14039 weiblichen Zöglingen, die überwiesen 
waren aus dem Gesetze v. 13. 3. 70 = 5,8 ®/o und aus dem Gesetze 
v. 2. 7, 00 = 94,2 %. Im Vei'hältnisse zu der gleichen (0—21 Jahre 
alten) Bevölkerung kommen auf 10 000 Personen männl. Geschlechtes 
32,9 und weiblichen Geschlechtes 15,4 Pürsorgezöglinge nach beiden 
Gesetzen und zwar am 31. 3. 09. 

Der Zugang des Jahres 1908 wird in 67 tabellarischen Ueber- 
sichten des Vorberichtes besprochen. Die statistischen Angaben haben 
zum ersten Male zur Grundlage neue, für die Geschlechter verschie¬ 
denfarbige Personalbogen, welche, durch Umgestaltung, Ergänzung, 
Erweiterung und Einschiebung neuer Uebersichten möglichst er¬ 
schöpfende Auskunft zu geben imstande sind. Es wurden der Für¬ 
sorgeerziehung überwiesen 7363 Personen (davon 1017 unehelich), 
geg‘en 1907 = 442 mehr oder 6,4 . Die im Vei’gleiche mit den Vor¬ 

jahren und mit der bisher höchsten Ziffer des Jahres 1901 erhebliche 
Steigerung schreibt der Bericht zum Teil der zum ei'Sten Male fühlbar 
werdenden Tätigkeit der Jugendgerichte zu. 

Die Zeit zwischen dem Anträge auf Einleitung der Fürsorge- 
Erziehung bis zum Erlass des vormundschaftlichen Beschlusses schwankt 
zwischen unter einem Monate und einem Jahre und länger, 68% aller 
Fälle wurden erledigt vor Ablauf von 2 Monaten. Die Rheinprovinz 
zeigte eine ganz auffallende Zunahme der.Zöglinge beider Geschlechter, 
Berlin zeigte eine Abnahme in bedeutsamer Höhe. Sonst war eine 
Abnahme resp. Zunahme teils beider Geschlechter, teils bei männlichen 
oder weiblichen Zögling'en in weniger bedeutendem Umfange zu er¬ 
kennen. Die Uebersichten bieten ein interessantes, reiches Beob¬ 
achtungsmaterial. Die Tabelle über die häuslichen Verhältnisse der 
Eltern und Geschwister bieten ein böses Bild der Zerrüttung vielen 
Familienlebens, auch geistige Mängel der Eltern Averden vielfach 
bezeugt. 

Die Tatsache, dass die Zahl der schulpflichtigen Zöglinge, welche 
Strafen bis zu 2 Jahren verbüsst haben, geAvachsen ist, ist lebhaft zu 
beklagen und begründet kräftig die Forderung der Heraufimckung 
des Beginnes der Strafmündigkeit auf das 14. Jahr. 

Die an Aöelen Orten eingerichteten Fürsorgeausschüsse haben, 
Avie es scheint, dazu geführt, den § 56 häufiger anzuAvenden, der , 
Zugang der ZAA'angszöglinge ist stärker geAvorden, aber die grosse 
Zahl der vor der Ueberweisung in Fürsorgeerziehung gerichtlich be¬ 
straften Jlindei'jährigen hat dadurch keine merkbare Verminderung 
erfahren. 

Gesamtkosten der Fürsorgeerzieluing 1908 = Mk. 9021931.79, 
davon entfielen auf den Staat Mk. 5970332.78 und auf die Kommunal- 
verhihide Mk. 3051599.06, Avas seit 1900 für den Staat eine Steigerung 



um Mk, 5 132489.68, Tür die Verbände eine solche von Mk, 2211464.90 
bedeutet. Der Zög'üng* kostet durchschnittlich Mk. 203 54. 

Die (6) staatlichen Erziehungsanstalten (§ 56 RStG.) wiesen vom 

1. 4. 08—31. 3. 09 einen Zug*ang von 118 Zwangszöglingen auf; daneben 
fanden 383 Fürsorgezöglinge Aufnahme. Der Rückgang in der Zahl 
der aus § 56 eingelieferten Jugendlichen im Vergleiche mit den Für¬ 
sorgezöglingen erklärt sich durch die Wirkung des Gesetzes vom 

2. 7. 00. Der Bericht über die sechs Anstalten hebt die grossen 
Schwierigkeiten der Aufgabe der Zurechtrenkung der vielfach gründ- 
lichst verdorbenen Zöglinge hervor. Wenn übrigens dort bei den 
männlichen Personen fast die Hälfte und bei den Mädchen einer 
einzelnen Anstalt die Mehrzahl als geistig anormal (?) bezeichnet und 
dann an andrer Stelle hervorgehoben wird, dass der Erfolg des 
Schulunterrichtes in Frage gestellt werde bei fast der Hälfte aller 
Eingelieferten infolge schwacher geistiger Befähigung, so scheinen 
die statistischen Angaben der Tabelle V damit nicht in Einklang zu 
stehen d. h. zu niedrig eingesetzt zu sein. 

Religiöse Beeinflussung, frei von einschnürender Engherzigkeit, 
die dem jugendlichen Frohsinne unnatürlichen Zwang antäte, Schul¬ 
unterricht bei Trennung der normal bezw. scliAvach begabten Zög¬ 
linge, gcAverblicher Fortbildungsunterricht, auch Handarbeitsunter¬ 
richt, überlegte Befriedigung des Lesebedürfnisses, Hausarbeit, Be¬ 
schäftigung im Handwerke oder bei der Landwirtschaft — haben 
unter verständiger Pflege des Frohsinnes und Spieles ein günstige.-; 
Gesamtergebnis erzielt. Besondere Schwieiügkeiten ergaben sich bei 
Aufrechterhaltung der Disziplin nicht. Körperliche Züchtigung war 
nur selten nötig. Zwei Anstalten glauben ohne jede körperliche 
Züchtigung auskommen zu können!! Sehr erfreulich ist es, dass von 
den im Berichtsjahre ins 20. bezw. 21. Lebensjahre eingetretenen 
Zöglingen ungefähr 70—80% dei’ männlichen und 50—60% der weib¬ 
lichen ■ in günstiger Entwickelung begriffen waren. Die Zwangszög¬ 
linge (§ 56) bewährten sich besser, als die Fürsoi-gezöglinge, weil 
nach dem Berichte bei letzteren eine gründlichere Verwahrlosung 
und mehrere Vergehen, bei jenen gewöhnlich nur ein einzelnes nur 
geringfügigeres Vergehen, das zur üeberweisung führte, vorlag. 

Oslebshausen b. Bremen. Fliege7ischmidt. 


Strafe und Verbrechen. Geschichte und Organisation de.s 
Gefängniswesens. Von Dr. med. Pollitz, k. Strafanstaltsdirektov 
in Düsseldorf-Derendorf. Leipzig 1910. A^erlag von B. Q. Teubner. 
(.323. Bändchen der Sammlung „Aus Natur und Geisteswelt). 

Der Verfasser, welcher auf Grund langjähriger Tätigkeit als 
Strafanstaltsarzt, sodann als Strafanstaltsleiter über eine reiche Er¬ 
fahrung lind eine hervorragende Sachkenntnis verfügt, gibt in dem 
kleinen Werke, welches sich an seine „Psychologie de.s Verbrechens“ 
(No. 248 derselben Sammlung) anschliesst, eine kurze Uebersicht über 
die Entwicklung tind innere Organisation des heutigen Strafvollzugs 
und über die wichtigsten Massregeln zur Bekämpfung des Verbrechens. 
Allen denjenigen, welche sich rasch und sicher über die vielen und 
schwierigen, theoretischen und praktischen Strafvollzugsprobleme 
orientieren wollen, insbesondere solchen, welche einen der neuerdings 
mancherorts eingeführten Kurse zur Unterweisung im Gefängniswesen 
mitniachen oder sich sonst für die Tätigkeit eines Gefängnisbeamieu 
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vorbereiten wollen, sei das Büchlein bestens empfohlen. Das.selbe 
wird aber auch manchem erfahrenen Strafanstaltsbeamten zum Nach- 
schlagen willkommen sein und ihm wertvolle Winke nach dieser oder 
jener Richtung geben können. Ebeuso werden Aerzfe, Geistliche und 
Lehi'er, Rechtsanwälte, richterliche und Verwaltungsbeamte aus der 
anregenden Darstellung der Verbrechensbekämpfung reiche Belehrung 
ziehen können. Möge das Bändchen aber auch in die weitesten Ki*eise 
des durch gern gelesene Kriminalliteratur vielfach einseitig beein¬ 
flussten grösseren Publikums hineindringen und das Verständnis ver¬ 
breiten für das, was der Strafvollzug in der Bekämpfung des Ver¬ 
brechens zu leisten versucht, und was auf diesem besonders ge¬ 
arteten Gebiet überhaupt geleistet werden kann. Es wird dann auch der 
— besonders von K r o h n e beklagte — Irrwahn allmählich zerstört wer¬ 
den, als bedürfte es nur eines neuen Strafgesetzes, eines neuen vStraf- 
prozesses, anders geschulter Richter und besserer Strafvollzugsmethoden 
um dem Ueberhandnehmen der Kriminalität zu steuern. — Pollitz behan¬ 
delte zunächst in gedrängter Kürze, aber ei’schöpfend die äusserst lehr¬ 
reiche Geschichte der Freiheitsstrafe, welche nicht nur beweist, dass 
gar manche der anscheinend so aktuellen Vorschläg'e unserer Tage 
in vergangenen Zeiten längstens erprobt worden sind, sondern auch 
lehrt, dass der Strafvollzug in seinem streng gerechten, aber 
humaneren heutigen Prinzip einen fortgesetzten Kulturfortschritt be¬ 
deutet, dessen Wert und Grösse nicht d^adurch vermindert wird, dass 
es bisher noch keiner Methode gelungen ist das Phänomen des Ver¬ 
brechens aus der menschlichen Gesellschaft zu beseitigen. Aus der 
Geschichte der drei Hauptdeportatiousländer (England, Frankreich, 
Russland) ist z. B. zu ersehen, dass die Deportation, die immer wieder 
von vielen Laien und auch von angesehenen Kriminalisten warm 
empfohlen wird, trotz des guten Willens und der Arbeit erfahrener 
Männer, in früherer und in unserer Zeit sich als unbrauchbares Straf¬ 
mittel erwiesen hat, indem weder eine Verminderung der heimatlichen 
Ki’imiualität und die Entlastung des Mutterlandes von kriminellen 
Elementen, noch die kulturelle Aufschliessung kolonialer Gebiete 
noch auch die Besserling der Sträflinge selbst erreicht wurde und 
zu erreichen ist. Mit Recht lehnt daher Pollitz — ganz abgesehen 
von politischen und finanziellen Folgen — die Deportationsstrafe ab. 
Selbstverständlich wird auch die Prügelstrafe abgelehnt. Im übrigen 
betont auch Pollitz, dass die viel umstrittenen Strafrechtstheorien den 
Strafvollzug nicht direkt beeinflussen. Die Strafe muss, den ver¬ 
schiedenen Strafzwecken entsprechend, Genugtuung gewähren, ab- 
schrecken, bessern, den Rechtsbrecher zur Einordnung in die staatliche 
Rechtsordnung erziehen. — Die einzelnen Frag'en des Gefängniswesens 
(Unterbringung der Gefangenen in Gemeinschafts- oder Einzelhaft, 
Beschäftigung, Beköstigung derselben, religiöse Einwirkung, ärztliche 
Fürsorge, Verkehr nach aussen, Disziplinarstrafen usw.) erörtert 
Pollitz als erfahrener Fachmann ausführlich unter dem Hinweis 
darauf, da.ss auf diesem Gebiet eine ins Einzelne gehende Gesetz¬ 
gebung, die niemals die Buntheit der Lebenserscheinungen erschöpfen 
könnte, verfehlt wäre und dass daher in einem künftigen Strafvoll- 
zugsgcsetz eine engherzige Festleg'ung' aller Vorschriften, die im 
scheinbaren Interesse der Gerechtigkeit vielfach ungerecht wirken 
würde, zu vermeiden ist. Zum Schluss bespricht das kleine Werk in 
anr<‘gender Weise die Bekämpfung des Verbrechens durch sichernde 
iSIassnaluaen, die Erziehung der verwahrlosten Jugendlichen, die Ver¬ 
sorgung der geistig minderwertigen und der geisteskranken Rechts- 
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brecher, den Kampf geg’en den die meisten iiild schlimmsten Ver¬ 
brechen erzeug'enden Alkoholismus, sowie die guten Wirkungen der 
Strafaiissetzung bei Zufallsverbrechen. Amtsrichter Rehm. 


1. Die Kriminalität <ter Jiigendlicheii und ihre Be¬ 
kämpfung, Prof. L i e p m a n n, Kiel. Tübingen, Verlag von 
Mohr 1909. 

2. Das Strafverfahren gegen Jugendliche von Professor 
Oetker, Würzburg. Stuttgart, Verlag von Enke 1909. 

Gegenüber der abgetanen Rätselfrage des § 56 handelt es sich 
nach Liepmann bei der Reife lediglich um ein von Erfahrung und 
Erinnerung abhängiges Gleichgewicht der Antriebe und Hemmungen. 
Mit dem vierzehnten Lebensjahre habe die Strafmündigkeit zu be¬ 
ginnen und nur in allgemein geistiger Reife finde sie ihre Begrün¬ 
dung. Die Sisyphusarbeit des bisherigen Strafvollzuges habe positiv der 
Rechtsordnung auch geschadet, weil neue Uebel schaffend. Er verlangt 
Kontrolle pflichtvergessener Eltern und Erzieher, seine Beweiszahlen 
aus der preussisehen Statistik 1906 gewinnen au Kraft dadurch, dass 
die Statistik 1908 eine Steigerung gezeigt hat. Man solle die Eltern, 
die schuldhaft sich erweisen, mit Gefängnis (cf. § 361, 9) bestrafen; 
hier waimt Prof. Oetker vor brutaler Behandlung der Elternrechte, 
•Schuldhaftmaehung für fremde Schuld und vor entsprechender 
■Schwäche gegen die Jugendlichen. Weitere Forderungen Liepmanns 
sind: strengere Strafen für körperliche Misshandlung, Anzeigepflicht 
für jedermann, der von solcher Kenntnis erlangt, Sondei’delikte in 
dieser Hinsicht nach dem Vorgänge andrer Staaten, scharfe Ahndung 
von Ausbeutung, Ueberanstrengung, sittlicher Gefährdung, besonders 
auch in Bezug auf Heimarbeit und häusliche Dienstleistung! 

Mit den Zahlen der Statistik wird die Antwort auf die unbe¬ 
greifliche Behauptung Birkenmeyers gegeben, dass nämlich auch bei 
Jugendlichen sich zeigen werde, wie eine energische Repression des 
Verbrechens zugleich die beste Prävention bilde! Die sicher zu 
wünschende Differenzierung des Zöglingspersonales anlangend schlägt 
L. A'or, Fürsorgeanstalten für die Jugendlichen unter 16 Jahren imd 
Zwangserziehungshäuser für die älteren Elemente eiuzurichten, diese 
letzteren unter schärferer Anforderung an Arbeit und Zucht. Wenn 
er aber dann konsequent verlangt, dass schwere Disziplinarvergehen 
und Entweichungen mit Gefängnis bestraft Averden, so Aväre das ein 
Weg, die unbequemen Elemente abzuschieben, aber auch ein Weg, 
der zu reichlicher Benutzung seitens der gründlich Verwahrlosten 
einladen würde. Abschiebung derart ist doch nur denkbar, Avenn 
alle Versuche erziehlicher Einwirkung gcAvissenhaft geschehen sind 
nach Zeit und Individualität. 

Die Alternative des heutigen Rechtes: mit Erziehung, aut Strafe 
verwirft L. Jedenfalls biete in manchem Falle auch bei verant¬ 
wortungsreifen Jugendlichen die Fürsorge- resp. Zwangserziehung 
bessere Garantie für das Eingreifen in den Lebensgang, als das 
Gefängnis und ganz sicher bei den Elementen A^om 14.—16. Jahre. 
Bei diesen ist die Erziehungsmassregel obligatorisch zu erklären, 
Avährend sie bei den älteren Jugendlichen nur fakultativ an Stelle der 
Freiheitstrafe zu setzen sei und zwar unter A’‘erständiger Rücksicht 
auf die Art der Tat und des Täters. SchAverste Elemente ins Ge¬ 
fängnis, mindestens G Monate, progre.s.siver Vollzug mit jedesmaliger 
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Fiitlassuno- bei Wohlverhalteu und Unterstellung- iinter 
lÄlvsoi-Sv! Was das Strafverfahren angeht, so begrusst L. 

RnSo- wei hier die Retormavheit wirklich ru Ende gedacht sei. 
Del-'Ausschluss der Volksschullehrer vom Sehottenamte wird allei- 

dings J?“ Straflosigkeit bis sum 14. Jahiu, Straf- 

SSÄfÄ 

amerikanischem Muster sei das stiiUte o-egen 

Schrittes. Männer, die der Vereraigung 

Jugendliche mit der vörmundschaftsrichterhchen runkt c ^ 
seien nicht zu finden. Wer das Jugemis rafrech aus dem 

hano’e mit dem allg'cm. Strafrechte lost, kommt m Gefa , 

in Sicherungspolizei und Erziehungspolitik za 

der unteren Stufe mag die Vere nigung geseh^ e^^^ 

richterspezialistentum ist abzuweisen! Jugendgerichte «md 

der Strafkammer einzurichten; ein Amtsrichter könne umht 2 

richter und eine Mehrzahl von Schöffen ersetzen, hiei p 

0 a-egen den von L. betonten Fetischismus der ^ahl '- . , 

“ "Das Strafverfahren anlangend, so dürfe nicht Fn^^ 
Erziehnngszweck den Rechtsgang bestimmen. zu 

fahren ist unannehmbar, eben weil es aiit ganz 

nehmende Ermittelung ankomme. Die Veifolgmngspflicht de^s Staats 
Lwaltes zu beschränken, sei 

losigkeit zu bestimmen und niciit Ppportumtatsgrunde 
von Strafgericht undVormnndschaftsbehorde seien . j^ach 

Erziehungsanordnungen seien nicht Sache des iTvyiphuno's- 

Rechtskraft des Urteils soll die Vorraundschaftsbehorde die » 

frage entscheiden; eimstweilige Anordnungen seien 
Strafrichters. Untersuchungshaft ist zu vermeiden, an dne Stc tie^ 
Unterbringung in eine Erziehiingungsanstalt oder sonstige u 
wachung, jedenfalls absolute Trennung von Erwachsenen et^ ^ 
Oeffentlichkeit sollte ganz ausgeschlossen werdp oder ^ „ 

bestimmten, von den Gemeindebehörden periochsch zu ^ /g ij\ 

Vertrauenspersonen der Zutritt gestattet werden Oetker k ' q { 

die Idee Liepmanns der .,krimiiiellen Zwangserziehui^' nii , ' q. 

hebt er gegen L. hervor, dass das Prinzip der Gleichbehandl » 
gleicher Schuld es nicht leide, je nach den Erziehungschancen &i , 
eintretcn zu lassen oder nicht. Ein Gesichtspunkt 
Schuld könne nicht zum Kriterium der Bestrafung gemacht i 
Willirend beide ein Jugendstrafrecht fordern, das der „„ 

noch iinlertig ist, gerecht wird, kommen beide zu verstmi • 
Resultaten. Ich muss gestehen, dass ich die Auffassung 1 ro . 



für die zutreffendere halte gegenüber dem Notschreie, der aus der 
verwahrlosten Jugend zu uns dringt. Im 2. Teile seiner Schrift ver¬ 
wirft Oetker die unnatürliche Verbindung von Strafe und Erziehung 
in Amerika und sagt, dass es heisse, das materielle Recht und das 
Verfahren mit unlöslichen Widersprüchen belasten, wolle man ein 
Jugendstrafrecht fordern, was lediglich durch den Besserung.sgedanken 
charakterisiert wei’de. Lichtseiten des amerikanischen Jugendgerichts¬ 
verfahrens werden anerkannt, aber die Hauptschwäche wird gefunden 
in der strafrechtlichen Behandhing des Jugendlichen, die aber grade 
als wStärke gepriesen worden sei. — 

Oslebshausen b. Bremen. FUegrnschmüit. 


Die Deutsche Juristeiizeitung widmet in der ersten Hälfte 
des laufenden Jahrgangs dem Vorentwurf zum deutschen Strafgesetz¬ 
buch eine Serie von Artikeln aus der Feder berufenster Autoren, 
deren grösstenteils zustimmende Stellung sympathisch berührt. 

In einer einleitenden Erörterung der beiden ersten Nummern 
bespricht Professor Dr. W ach-Leipzig die charakteristischen Grund¬ 
züge und die Gesamtanlage des Vorentwurfs. So wünschenswert es 
an sich wäre, das einfache Polizeidelikt von dem Verbrechen zu 
trennen, demnach ersteres aus dem künftigen Strafgesetzbuch über¬ 
haupt axi.szuscheiden, so erkläi't sich doch Verfasser zunächst noch 
mit der Uebernahme der Uebertretungen nach der alten Methode- 
einverstanden, wenngleich er einer eingehenden Gesamtrevisiou 
aller Polizeidelikte das Wort redet. Dagegen steht er bezüglich der 
Einarbeitung der Nebengesetze in das kommende Strafgesetzbuch 
prinzipiell auf einem andern Standpunkt als der Entwurf. Während 
dieser nur die beiden Reichsgesetze vom 3. Juli 1893 und vom 9. April 1900 
aufnimmt, wünscht Wach unter Hinweis auf den österreichischen und 
schweizei’ischen Entwurf eine Hereinbeziehung aller derjenigen Neben¬ 
gesetze, „deren innerer begrifflicher gegenständlicher Zusammenhang 
mit dem Inhalt des Strafgesetzbuchs ihren selbständigen Fortbestand 
unmöglich macht“. Verfasser wendet sich gegen die auch im Ent¬ 
wurf aufgenommene Trichotomie der Delikte, während er in folgenden 
Punkten begrüssenswerte Fortschritte erblickt: Freiere Behandlung 
der Tatbestände, kühne Entwicklung der Strafzumessungsgründe 
§§ 81 ff. E., damit Hand in Hand gehende Steigerung der richterlichen 
Freiheit, Ablehnung der unbestimmten Verurteilung, Ablehnung der 
schablonenhaften Klassifikation in Uuvei’besserliche, Besserungsfähige 
und Abschreckungsbedürftige, Einführung der Definition in § 12 als 
eines wichtigen Hilfsmittels zur Interpi’etation des Gesetzes, aller¬ 
dings mit der Modifikation, dass Verfasser diesem Hilfsmittel im Hin¬ 
blick auf neuere, ausländische Strafgesetze ein weiteres Anwendungs¬ 
gebiet wünscht. 

Dr. V. Bü 1 0 w-Leipzig erörtex't in Nr. 4 die Lehre vom untaug¬ 
lichen Versuch im A^orentwurf (vergl. §§ 75—77 E und Begründung 
Pg. 279 insbesondere Pg. 281 ff). Statt der umständlichen Ausdi-ucks- 
weise in § -43 StGB, hat der Entwurf in § 75 sich für eine gefälligere 
Wendung entschieden, die jedoch durchaus das gleiche sagt. Der 
Begp-iff des strafbaren Versuchs erfordert auch nach dem Entwurf 
einesteils den Vorsatz ein A^erbrechen oder Vergehen zu begehen und 
andernteils die Betätigung dieses A^orsatzes durch äussere auf die 
A^erwirklichungdes A^erbrechens- oder Vergehenstatbestands hinziolende 
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Handlungen. (Begründung Pg. 282.) Obgleich nun dort in klarer, 
zweifelsfreier Weise die sogenannte subjektive Theorie (Reichsgericht) 
als die konsequentere und somit richtige dargelegt ist, schlägt Biilow 
zwecks endgültiger Erledigung des durch keine juristischen Gründe 
zu erledigenden Streites zwischen der objektiven und der subjektiven 
Theorie folgende Fassung des Gesetzestextes vor: 

§ 75. Wer den Entschluss, ein Verbrechen oder Vergehen zu 
verüben, dui'ch Handlungen, betätigt hat, welche dazu dienen sollten, 
und nach der Vorstellung des Täters von der tatsächlichen Sachlage, 
geeignet waren, den' verbrecherischen Vorsatz zur Ausführung zu 
bringen, ist, wenn die strafbare Handlung nicht zur Vollendung ge¬ 
kommen ist, wegen Versuchs zu bestrafen. 

An einer Reihe gutgewählter Beispiele polemisiert Verfasser 
unter teil weiser Wiederholung seiner Ausführungen in Band XI 
Seite 40 der deutschen Juristenzeitung gegen die objektive Theorie 
und weist die Unhaltbarkeit der Unterscheidung zwischen absolut 
und relativ untauglichem Versuch nach, 

Ueber Strafen und Strafensystem handelt in Nr. 7 Professor 
V. Lilien tha 1-Heidelberg. Mit dem Hinweis darauf, dass es Sache 
der Praxis ist, eine genügende Unterscheidung in die drei vom Ent¬ 
wurf unter Eliminierung der Festungshaft akzeptierten Strafarten — 
Zuchthaus, Gefängnis, Haftstrafe — hereinzubringen, wirft Verfasser 
die Frage auf, ob eventuell nicht mit der ersten und dritten Strafart 
auszukommen wäre; er bekämpft die im Entwurf a.ufgenommeneu 
kurzzeitigen Freiheitsstrafen, die im Interesse einer gerechten Ver¬ 
geltung nicht notwendig seien, weil ein objektiv begründetes Ver¬ 
hältnis zwischen einem bestimmten Quantum Schuld und Freiheits¬ 
verlust niemals besteht und wendet sich des Weiteren mit sehr schwer¬ 
wiegenden Argumenten gegen die Aufnahme des § 18 (Begründung 
Pg. 82 ff.) der schon im Urteil Strafschärfungen, geminderte Kost und 
harte Lagerstätte vorsieht. Die unwesentlichen Abweichungen vom 
geltenden Recht in der Regelung der Geldstrafe § 30 ff. E.: das 
Mindestmass bei Verbrechen und Vergehen Mk. 6.—, Gewährung von 
Teilzahlungen und Stundung im Urteil, Möglichkeit des Abverdienens 
der Geldstrafen durch Arbeit werden als „gute Neuerungen“ be¬ 
zeichnet. 

Von grossem Interesse sind die Ausführungen des Reichs¬ 
gerichtsrats Ebermayer-Leipzig, die sich mit dem nunmehr auf ge¬ 
setzlicher Grundlage einzuführenden Institut der bedingten Straf¬ 
aussetzung (im Prinzip identisch mit der in den meisten Bundesstaaten 
Avohlbekannten bedingten Begnadigung) beschäftigen. Vergl. §§ 38 
bis 412 und Pg. 130/147 Begründung. Als eine der Voraussetzungen 
für die Anwendung dieser Ausnahmemassregel verlangt der Entwurf 
in negativer Richtung, dass Verurteilter bisher wegen eines Ver- 
i)rechens oder Vergehens zu einer Freiheitsstx*afe noch nicht verurteilt 
war. Dieser Regelung gegenüber möchte Verfasser die Wohltat 
'lieses Instituts auch dem zukommen lassen, dessen frühere Ver¬ 
urteilung zu einer Freiheitsstrafe schon lange zurückliegt oder der 
wegen eines verhältnismässig leichten Falles verurteilt wurde. Ferner 
weist E, mit Recht auf die grossen Schwierigkeiten hin,* die durch 
die getroffene Regelung dem Richter erwachsen, der in der Haupt- 
vcrhandlung neben der Schuld- und Straffrage unter Umständen 
unter Heranziehung eines umfangreichen Zeugenapparates und durch 
eingellendes Studium des Individuums noch darüber zu befinden hat, 
ob „der Tiitcr einer besonderen Berücksichtigung würdig erscheint 



und zu der Erwartung’ berechtig’t, dass er auch ohne den Vollzug’ 
der Strafe sich künftig wohl verhalten werde“ § 39 E. Die Aus¬ 
dehnung des Instituts auch auf Erwachsene § 39 Abs. 2 sowie die 
Ablehnung der Schutzaufsicht 'werden vom Verfasser gebilligt. Zu 
§ 40 macht er mit Recht darauf aufmerksam, dass wenn Verurteilter 
während der Bewährungsfrist eine zweite Verui’teilung vermeiden 
und seine schlechte Führung der Oeffentlichkeit gegenüber genügend 
verheimlichen konnte, der Erlass der Strafe von ihm „verdient“ ist. 
Diesem unbefriedigenden Resultat entgeht man, wenn in allen Fällen 
in denen über den Verurteilten keine Kunde mehr eihlief vor der 
definitiven Entscheidung über den Erlass der Strafe vom Gericht 
über dessen Führung von Amtswegen Erhebungen zu machen sind. 
(Vergl. in dieser Richtung z. B. die württemb. Justizministerialver- 
fügung betr. die Erteilung von Strafaufschub mit der Aussicht auf 
Begnadigung nach Ablauf einer Probezeit vom 26. Febr. 1896 Ziff. 3 
Abs. 5.) Nach der Begründung S. 144 soll bei Schweigen des späteren 
Urteils (Nachurteil) über die Frage der Aussetzung an den Eintritt 
der Rechtskraft unmittelbar die Folge sich daran knüpfen, dass die 
Strafaussetzung des bedingten Urteils beseitigt und die dort verhängte 
Strafe vollstreckbar wii’d, dies auch dann, wenn das Schweigen in» 
Nachurteil über die Strafausset'zung auf Irrtum oder einem Versehen 
des Richters beruht. Diese Behandlung versucht Verfasser mit Recht 
dadurch zu umgehen, dass in Jedem Fall einer Nachverurteilung ein 
Ausspruch des Gerichts darüber herbeigeführt werden soll, ob diese 
Nachverurteilung die Strafaussetzung beeinflusst. 

Reichsanwalt Dr. N a g e l - Leipzig bespricht in Nr. 10 die 
Stellung des Vorentwurfs zu der Lehre von der Konkurrenz (Abschnitt 9 
des Entwurfs und Begründung Pg. 368/396). An Stelle der früheren 
Idealkonkurrenz ist die von Liszt gegebene Lehre von der echten 
Gesetzes-Konkurrenz. allerdings modifiziert getreten: Bei dem kon¬ 
kreten Verbrechensfall greifen die tatbestandlichen Vorschriften der 
einzelnen verletzten Gesetze Platz und nur die schwerste Straf¬ 
drohung des einen Gesetzes verdrängt die der andern aber freilich 
mit der Massgabe, dass auf Nebenstrafen und sichernde Massnahmen 
erkannt werden muss oder kann, wenn sie auch nur in einem der 
verletzten Gesetze vorgeschrieben oder zugelassen sind. § 90 E. 
(Durchbrechung des Absorptionsprinzips.) Mit dem Hinweis auf die 
ungemessene Ausdehnung des Begriffs der fortgesetzten Handlung 
in der Praxis der Gerichte und der grossen Schwierigkeiten, mit 
denen die Gesetzgebung bei Festlegung dieses Begriffs zu kämpfen 
hätte (auch die Begründung überlässt diese Frage der Wissenschaft) 
schlägt Nagel im Anschluss an den schweizerischen und österreichischen 
Entwurf eine einheitliche Behandlung der Real- und Idealkonkurrenz 
in der Weise vor, dass der Richter zur Festsetzung einer Gesamt¬ 
strafe, die in der angedrohten schwersten Strafart zu bemessen ist, 
und innerhalb bestimmter Grenzen sich bewegen muss, in beiden 
Fällen ermächtigt werden soll. Hierdurch wäre allerdings einer Reiht; 
unfruchtbarer Tüfteleien über die Frage nach der Handlungseinheit 
und Handlungsmehi’heit der Boden entzogen. 

Unter Bezugnahme auf seine Ausführungen im Gerichtssaal 
Bd. 74 S. 362 ff. stellt Reichsmilitärgei’ichtsrat May er-Berlin in Nr. 12 
seinen Begriff der „strafbaren Handlung“ zur Diskussion. In der Be¬ 
gründung S. 369 ist Handlung definiert als eine von einem Willen 
geleitete menschliche Tätigkeit, durch welche Veränderungen in der 
Aussenwelt verursacht werden. Dieser These gegenüber will Ver- 
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fasser in den Begriff der Handlung unter Heranziehung' von § 1 E. 
und § 1 des RStGB. die gesamte objektive und subjektive Tätseite 
einschlies&lich des Erfolgs einbeziehen. Nach der Lehre von der 
„natürlichen Handlung“ hängt die Frage ob Einheit oder Mehrheit 
des Verbrechens vorliegt, mit der Mehrheit der Ursachen zusammen. 
Dem gegeuüber ist nach Mayer, der auch in der Handlung des § 90 E. 
eine mit Strafe bedrohte Handlung I. S. des § 1 E. erblickt nur die 
Einheit oder Mehrheit der Wirkungen von Bedeutung. Mayer nimmt 
somit immer dann Realkonkufrenz an, wenn ein Mensch oder eine 
Gesamtheit mehrmals oder wenn mehrere Menschen oder Gesamt¬ 
heiten verletzt werden, wobei es gleicbgiltig sein soll, ob diese Mehr¬ 
heit von Verletzungen durch eine oder durch zahlreiche natürliche 
Handlungen oder Unterlassungen verursacht werden. Ob diese von 
der herrschenden Lehre völlig abweichende Theorie, welche auch 
wie an einem Beispiel gezeigt wird, in der Praxis zu ganz unbe¬ 
friedigenden Ergebnissen führt, viele Anhänger finden wird und ob 
der Autor dabei nicht den Unterschied zwischen dem abstrakten 
Verbcechensbegriff und deni konkreten Verbrechensfall ausser acht 
gelassen hat, dürfte zweifelhaft sein. 

Gerichtsassessor Weinsberg'. 

Besonders hervorzuheben ist die wertvolle literärische 
Festgabe der Deutschen Juristen-Zeitung zur Jahrhundert¬ 
feier der Universität Berlin: „Die Juristische Fakultät der 
Universität Berlin von ihrer Gründung bis zur Gegenwart in 
Wort und Bild, in Urkunden und Briefen. Mit 460 handschriftlichen 
Widmungen. Herausgegeben von Dr. jur. Otto Liebmann. 
550 Seiten Querquart und 39 Bildertafeln. Elegant gebunden Mk. 20.— 
(für Abonnenten der Deutschen Juristen:Zeitung Mk. 14.—). 

Der Prachtband enthält nach einer Titelzeichnung von Professor 
Heroux und einem Festgedicht von Professor‘Piloty eine vorzüg¬ 
liche Darstellung der Geschichte der juristischen Fakultät von Professor 
E. Hey mann. Es folgen Urkunden und Briefe, vieles in Faksimile, 
aus der Gründungszeit der Hochschule; hierauf stainmbuchblattartige 
Eintragungen der Ordinarien der jurist. Fakultät im Jubiläumsjahr, 
die sich fortsetzen in dem Abschnitt „Der deutschen Juristen Dank 
an die Universität Berlin“ — 468 Eintragungen und Widmungen in 
Faksimile. 

Das interessante Werk mit seinem reichen i'echts- und kultur¬ 
historischen Material und seiner Heranziehung so vieler bedeutender 
und hervorragender Persönlichkeiten ist eine Zierde jeder juristischen 
Bücherei. ' • - Srfne. 


Strafen und sichernde Massnahmen nach dem Vor¬ 
entwurf zu einem deutschen Strafgesetzbuch von Professor 
Dr. Oetker, Stuttgart. F. Enke. 

Die aus einem Vortrag hervorgegangene Schrift (36 S.) gibt 
die Stellungnahme des Verfassers zum Vorentwurf wieder. GebiUigt 
werden: Die Beibehaltung der Todesstrafe als fakultative Strafe; die 
Nichtaufnahme der Deportation; die Strafschärfungen in § 18; das 
Recht des Richters ln besonders leichten Fällen von Strafe abzusehen; 
die den „Lohngedanken“ zur Geltung bringenden Institute der vor¬ 
läufigen Entlassung, Rehabilitation und bedingten Strafaussetzung, 
lei'/tere allerdings nur soweit sie sich nicht auf stellvertretende Frei- 



heitsstrafen und nicht auf die Fälle der Haft bezieht, welche auch 
die Fälle der bisherigen Festungshaft decken; die sichernden Mass¬ 
nahmen, deren Ausspruch aber dem Richter der freiwilligen Gerichts¬ 
barkeit und nicht dem Strafrichter übertragen werden soll. Dagegen- 
beanstandet der Verfasser: Die Ersetzung der Festungshaft durch 
Haft statt durch „Einziehung“, bezüglich deren allerdings nicht gesagt 
ist, in was für Anstalten sie vollzogen werden solle; die Gefängnis¬ 
strafen unter 10 Tagen; die zu niederen Mindestmasse der für die 
Einzelhaft als zulässig erklärten Zeit; die konfusen Wirkungen des 
Ehrverlustes je nachdem Zuchthaus oder Aberkennung’ der bürger¬ 
lichen Ehrenrechte ausgesprochen ist; die Bestimmungen über Be¬ 
messung der Geldstrafen, an deren Steile er 3 Stufen und Einreihung 
in dieselben nach der Steuerklasse vorschlägt; die Unbegrenztheit 
der „Einziehung“ statt nur in Fällen schuldhafter Ermöglichung der 
Benutzung des Gegenstandes durch den Eigentümer; die allzu weit¬ 
gehende Berücksichtigung des „Rückfalls“ im Entwurf; die Behand¬ 
lung des gewerbs- und gewohnheitsmässigen Verbrechers; die Ver¬ 
werfung der dauernden Unschädlichmachung der Unverbesserlichen; 
das Wirtshaus verbot und die auf die Polizeiaufsicht bezügliche Be¬ 
stimmung des § 53, die weder dem Gericht noch der Polizeibehörde 
genügende Verantwoi'tung auferlege. v. E. 


Fürsorge für die schulentlassene männliche Jugend, 
namentlich iin Anschlüsse an die Fortbildungsschule. 3. Heft 
der neuen Folge der Schriften der Zentralstelle für Arbeiter-Wohl- 
fahrtseinrichtungen. Berlin, C. Heymann’s Verlag 1909. 

Die der Erziehung dienenden Einrichtungen, d. h. Massnahmen 
zur Sammlung, Unterhaltung, Belehrung und Förderung der Jugend¬ 
lichen und solche behufs körperlicher Tüchtigmachung werden be¬ 
handelt und vor allen Dingen der Frage das Interesse zugewandt, 
wieweit die Fortbildungsschule teils als solche, teils in A^erbindung 
mit den übrigen Jugendfürsorgeeinrichtungen geeignet ist, die Auf¬ 
gabe jener Einrichtungen und Massnahmen mitzuttbernehmei». 

Der Vorbericht bespricht in der ersten Hauptgruppe die Jugend¬ 
vereinigungen und -Heime einschliesslich der Jugendabteilungen von 
Korporationen Erwachsener [a) evangelische, b) katholische, c) jüdische, 
d) interkonfessionelle, e) Abteilungen bei Korpoi ationen Erwachsener]. 
Die 2. Hauptgruppe behandelt die speziellen Jugendfürsorgevereine, 
die für die Jugend tätigen sonstigen Wohlfahrtsvereine, endlich alle 
anderen Faktoren, welche sich mit der Sorge für die Schtüentlassenen 
befassen (Schulen, Kirche, Innere Missionen, Charitas, gewerbliche 
Interessenvertretungen einschliesslich Arbeitgeberorganisationen und 
kommunale und staatliche Behörden). 

Es ist ein reiches Material, was hier geboten wird und wer sich 
informieren will über das was geschah, geschieht und noch wünschens¬ 
wert bleibt, wird reichlich Belehrung und Aufklärung und auch An¬ 
regung und Fingerzeige finden, für das, was die Jugendlichen an 
Fürsorge verlangten und wie inan in Stadt und Land die Sache an¬ 
zugreifen habe. Was die Frage, ob die Fortbildungsschule die qu. 
Aufgabe mitzuübernehmen geeignet sei, angeht, so dürfte es Zustim¬ 
mung finden, wenn betont wurde, dass man nicht eher neue Fürsorge¬ 
einrichtungen direkt an die Fortbildungsschule anschliessen solle, 
bevor man versucht habe, die schon in der Fürsorge tätigen Ver- 
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eiuigungeu und Vei-anstaltungeu zu föi’deru und in organische Ver¬ 
bindung mit der Fortbildungsschule zu bringen. 

Der Versammlungsbericht bringt 4 Referate, welche die allge- 
.meine Bedeutung und Notwendigkeit von Massnahmen zur weiteren 
Erziehung der gewerblich tätigen männlichen Jugendlichen (Direktor 
Bauer, Herrnhut), die Nützlichkeit der körperlichen Uebungen 
(Prof. V. G ruber, München), Organisation der Fürsorge, gemeinsame 
Arbeit der hier tätigen Korporationen untereinander und mit der 
Fortbildungsschule, Beteiligung der kommunalen und staatlichen Be¬ 
hörden (Dr. Recke, Berlin) und endlich Fürsorgeeinrichtungen im 
direkten Anschlüsse an die Fortbildungsschule (Direktor Uhr mann, 
Krefeld) erschöpfend und überzeugend behandeln. Ueber den Verlauf 
der Diskussion äusserten manche Redner ihre Befriedigung. Jeden¬ 
falls hat sich gezeigt, dass die Art der Abfassung des Vorberichtes 
als Vorarbeit für die Referate, diese letzteren klar und verständlich 
macht und sie entlastet von den gesclüchtlichen und statistischen 
Einzelheiten bezw. ergänzt da, wo eine Erörterung von Fragen, die 
sich zu einer Konferenzbehandlung nicht eignen, nur unnütz zeit¬ 
raubend sein würde. 

Die zur Verhandlung stehenden Fragen fanden durch den 
Vorbericht und die ausgezeichneten Referate ihre wesentliche Klärung, 
sodass die Diskussion um deswillen erfreulich glatt und befriedigend 
verlief. Die Zentralstelle hat — so äusserte sich der letzte Diskus¬ 
sionsredner — den Befähigungsnachweis für ihre Aufgabe geführt 
und wenn es bei der Begründung der Zentrale in Zweifel gezogen 
sei, ob man durch Objektivität, durch Toleranz, die keine verwaschene 
Toleranz ist, die jedem Individiuum seine Eigentümlichkeit belässt, 
aber jedes achtet, was der andere tut, die erstrebten grossen Erfolge 
erreichen könnte, so habe eben die Tagung in Darmstadt diesen 
Beweis geliefert. Die reichhaltige Schiift verdient es, warm empfohlen 
zu werden. 

Oslebshausen b. Bremen. Fliegenschmidt. 


Heinersdorffy „Er gab — ich nahm“, Preis 6 Mk., Verlag 
der Kaiserswerther Diakonissenanstalt. 

Ein emeritierter Pastor — der bekannte Gründer des Elberfeld- 
Barmer Zufluchtshauses — gibt hier Erinnerungen aus seinen 44 Amts¬ 
jahren, von denen über die Hälfte dem Gefängnisdienst gewidmet 
war, zuerst in Königsberg*, später in Dortmund und Elberfeld. In 
der ganzen Art, wie er sein Amt auffasste und führte, repräsentiert 
er sich dem Leser als „der geborene Mann der inneren Mission“. 
Speziell als Gefängnisseelsorger bewahrte er sich bis zum Schluss 
einen edlen christlichen Optimismus. Das hindert ihn nicht, gegen 
„die notorischen Gewohnheitsverbrecher, die sich durchaus nicht 
bessern wollen“ den Gesetzgebern ein kräftiges Einschreiten zim Ge¬ 
wissenssache zu machen. Das Buch sagt dem Fachmann nichts neues, 
aber es ist geeignet, weitere Kreise für die vielfach noch verkannte 
Gefüngnisarbeit zu interessieren. B. 


Ueber „Untersuchungshaft« in Wien schreibt Paul Schiff 
im Recht“, Wien, Kommissionsverlag der Wiener Volksbuchhandlung 
J. Brand. Inwieweit die Schilderung der als gänzlich unzureichend 
nnu eine.s zivili.^iierten Landes ttnwürdig bezeichneten Untersuchungs- 
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räume frei von subjektiven Anschauungen und Empfindungen ist, 
lässt sich für Dritte nicht bestimmen. Jedenfalls hat aber der Ver¬ 
fasser recht, wenn er darauf hinweist, dass vielfach die Unter¬ 
suchungshaft in schlechteren Bäumen und schlechteren Verhältnissen 
vollzogen wird als langjährige Strafen an abgefeimten Verbrechern. 
Diese beklagenswerte Tatsache findet sich aber nicht nur in Oesten-eich, 
sondern auch in anderen Ländern. v. E. 


Dr, Bernhard, Beiträge zur Kenntnis der ScblafA^erhält- 
nisse Berliner Gemeindeschüler 39. Beiheft der „Zeitschrift zur 
Kinderforschung“. Langensalza, Hermann Beyer & Söhne, 13 .S. 25 Pf. 

Eine interessante Schrift, die insbesondere den Lehrern an 
Strafanstalten wertvollen Stoff für Aufklärung und Anregung gibt, 
Avodurch in dieser wichtigen Präge auf die Gefangenen sehr segens¬ 
reich geAvirkt werden kann. v. E. 

Professor Dr. W. Kisch, Unsere Gerichte und ihre Ke- 
forni. Wissenschaft und Bildung. Einzeldarstellungen aus allen Ge¬ 
bieten des Wissens. Herausgegeben von Privatdozent Dr. P. Herre. 
Bd. 39.) Verlag von Quelle & Meyer in Leipzig. Gr. 8®. 171 Seiteii. 
Geheftet Mk. 1.—, in Originalleinenband Mk. 1.25. 

Das Buch beschäftigt sich mit der Lehre vom Gerichte, 
seinem Wesen und seinen Aufgaben, seinen A^erschiedeuen Arten 
und seiner rechtlichen Stellung, gibt sodann einen Emblick 
in die Geschichte, Organisation und Kompetenz der einzelnen 
Straf- und Zivilgerichte unter Berücksichtigung der militärischen, 
konsularen und kolonialen Gerichtsbehörden und beschäftigt sich in 
einem dritten Abschnitt mit den Nebenorganen der Gerichtsbarkeit, 
der Rechtsanwaltschaft, der Staatsanwaltschaft, den Gerichtsschreibern 
und Gerichtsvollziehern. 

Hieran schliesst sich dann eine Betrachtung über die Refonn- 
inöglichkeit unserer Zivil- und Strafgerichte, AA'oraus herA'orgehoben 
Averden soll, dass der Verfasser für Einführung der Berufung gegen 
die Entscheidung der mittleren Gerichte eintritt. 

Bei den vielfachen Anfragen, welche Gefangene über Prozess¬ 
führung an die Oberbeamten der Gefängnisse stellen, bietet das Buch 
den letzteren wertvolle Anhaltspunkte. v. E. 


Die Gaunersprache» ein Beitrag zur Völkei’psychologie be¬ 
titelt sich ein Aufsatz unseres Mitai’beiters, Anstaltsgeistlicher Klee- 
niann in Leipzig, im Archiv für Kriminalanthropologie von Gross 
auf den wir die Leser hinzuweisen nicht verfehlen Avollen. 


Dr. ined. Net er, Die Behandlung der straffälligen 
Jugend, Heft 30 der Zeitschrift „Der Arzt als Erzieher“. Verlag der 
ärztlichen Rundschatr, München. 

Obgleich A^on einem Arzt geschrieben, beschränkt sich die Ab¬ 
handlung durchaus nicht auf die Aufgaben der ärztlichen Berufs¬ 
tätigkeit in dieser Frage. Der Verfasser behandelt A'ielmehr, und zAvar 
fast noch intensiver wie die medizinische Seite, die in dem Problem 
enthaltenen juristischen, psychologischen und sozialen Momente. Das 
Buch ist sehr hübsch geschrieben, zeigt eine tiefe Kenntnis der ein- 
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•sehlägigen juristischen Literatur und bringt sehr richtige Eeform- 
vorschläge, die doppelt wertvoll sind, weil sie sich in gemässigten 
Grenzen halten. Der Abhandlung ist das dänische Gesetz über die 
Behandlung verbrecherischer und verwahrloster Kinder und junger 
Personen beigedrukt. v. E. 


Klein, Alexander, I. Staatsanwalt, Vertreter des Oberstaats¬ 
anwalts beim Kammergericht. Die Vorschriften über Verwaltung und 
Strafvollzug in den Preussischen Justizgefäng^iissen, II. Auflage, Berlin 
1910, Verlag von Franz Vahlen, W 9, Linkstr. 16, brosch. M. 16.—, 
geb. Mk. 18.50. 

Das in Band 41 S. 134 dieser Blätter ausführlich besprochene 
Buch, ein Kommentar der Gefängnis-Ordnung vom 21. XII. 98 für die 
preussischen Justiz-Gefängnisse, ist nunmehr in II. vermehrter und ver¬ 
besserter Auflage erschienen. Der Plan des Buches ist unverändert ge¬ 
blieben : neubearbeitet sind die Abschnitte über die Gefangenen-Sammel- 
transporte und über die Verpflegung der Gefangenen infolge des Erlasses 
neuer Bestimmungen. Aenderungen in allen Tellen des Buches wurden 
veranlasst durch dieEinrichtung der Rechuungsämter, durch die Kassen¬ 
ordnung für die Justizbehörden vom 28. III. 07, und durch die Etats¬ 
vorschriften für die Justizverwaltung vom 12. III. 08; ausserdem sind 
zahlreiche seit dem Erscheinen der I. Auflage (Juni 1905) ergangene und 
bisher im Druck nicht veröffentlichte Justizministerial-Erlasse und die 
im Justizministerial-Amtsblatt bekanntgemachten neuen Vorschriften 
berücksichtigt. Die Erfahrungen aus der Praxis der grossen und kleinen 
Gefängnisse wurden auch für die II. Axiflage sorgfältig berücksichtigt, 
desgleichen die Rechtsprechung und die Literatur. Der Kommentar 
zur Gefängnisordming ist um 28, der sonstige Inhalt um 63 Seiten 
erweitert. 

Das vorzügliche Werk hat dadurch an Wert erheblich gewonnen, 

Schw. 


Die Firma F r a n z V a h 1 e n-Berliu W 9, Linkstr. hat einen Ver¬ 
lagskatalog' erscheinen lassen, der eine Uebersicht bietet über die Ver¬ 
lagstätigkeit dieser auch in unseren Kreisen rühmlich bekannten Ver¬ 
lagsfirma während der ersten vier Jahrzehnte ihres Bestehens; er um¬ 
fast eine alphabetische und eine systematische Uebersicht, sowie ein 
alphabetisches Sachregister. 


Aus der belgischen Literatur. 

Revue de Droit Penal et de Criiiiinologie, publie par 
R. de R 3 'ckero et Henri Jaspar. Bruxelles, veuveFerd.Larcier. 
20 Fr. jährlich — das Monatsheft 2 Fr. 

Das Januarheft d. J. beginnt mit einer Rede des Professors 
T li i r y anlässlich der Eröffnungssitzung des Wintersemesters der 
rniversität Lüttich über die „ZustandsVerbrecher“. Derselbe tritt 
für die Unterscheidung von Gelegenheits- und Zustandsverbrecber 
ein, Avobei er ausdrücklich betont, dass ein Gelegenheits Verbrecher 
aueli im Fall der Rückfälligkeit noch nicht zum Zustandsverbrecher 
wird, ilc.^sen charakteristisches Merkmal er in seiner gefährlichen 



\'eraulagung erblickt, die ihn immer wieder zu antisozialen Hand¬ 
lungen treibt. Während für die GelegenbeitsVerbrecher die Ver¬ 
urteilung zu bestimmter Strafe als angemessen erscheine, verwirft er 
diese Behandlung für die Zustandsverbrecher. Nachdem er diesen 
gegenüber auch die Todesstrafe und die Transportation sowie die 
lebenslängliche Einsperrung für unzulässig begründet hat, tritt er 
dafür ein, diese Personen an besonderen Orten in Gemeinschaftshaft 
mit nächtlicher Trennung dauernd mit der Massgabe zu verwahren, 
dass ihre bedingungsweise Entlassung bei eing*etretener Besserung 
und ihre Wiedereinsperrung bei erneutem antisozialen Verhalten jeder¬ 
zeit erfolgen könne. Eine Kommission, bestehend aus einem Richter 
als Vorsitzenden, dem Direktor, dem Arzt der Anstalt und einem 
Ministerialvertretev, hätte die diesbezüglichen Entscheidungen zu 
treffen. Für die Entscheidung, ob jemand als gefährlicher Zustands¬ 
verbrecher anzitsehen sei, ist nach Ansicht des Verfassers das Merk¬ 
mal des pathologischen Degeneriertseins von wesentlicher Bedeutung. — 

Es folgt dann ein Artikel „le crime et l’hygiöue sociale“, 
eine langathmige Polemik seitens des Advokaten des Cressonnieres 
gegen den Staatsanwalt Raphaßl Simons. Letzterer hatte in einem 
Artikel „Le crime et la defense sociale“ sich gegen die verweich¬ 
lichten Reformgedanken, welche im 19. Jahrhundert im Stx’afrecht sich 
Geltung zu verschaffen suchten, gewendet und ist für eine strammere 
Strafgesetzgebung und eine Verschärfuii“' der Strafen und des Straf¬ 
vollzugs eingetreten. Demgegenüber betont der Verfasser, dass 
„soziale Abwehr“ sich nicht nur als ein Recht der Gesellschaft nach 
Beseitigung gefährlicher Elemente darstelle, sondern auch den Begriff 
der .sozialen Gesundheitspflege in sich fasse. Jener Grundsatz führe 
nicht zur Unschädlichmachung der Verbrecher, sondern zur Beseiti¬ 
gung der Quellen der Verbrechen. — 

Es folgen dann wie in allen Heften, eine grosse Reihe gericht¬ 
licher Entscheidungen, an die sich drei Artikel über das Bettelwesen 
und die Ausbeutung der Kinder hiei'bci in Paris und Antwerpen mit 
interessanten Details anschliessen. 

Aus den übrigen Nummern der Chronik seien genannt, kurze 
Abhandlungen über internationale Verbi'echer, die Arbeitscheuen 
Londons, das Zellengefängnis in Sagamo, die Bewegung im hollän- 
dischen Protestantenbund auf Abschaffung des Eides, da die Fälle 
der Eidesverweigerung mangels Glaubens an Gott sich in der letzten 
Zeit mehrten, und Eindrücke über die Strafkolonie in Noumea. • 

Das F e b r u a r h e f t enthält u. a. einen Artikel über das belgische 
Militärgerichtsverfahren, der sich günstig darüber ausspricht, sodann 
ausser den Entscheidungen eine Bibliographie und Chronik. Aus 
letzterer ist folgendes hervorzuheben: G. B e r r y hat im Dezember 1909 
einen Gesetzentwurf zur Verhütung der Ausbeutung der Kinder ein¬ 
gebracht. Darnach sollen bestraft werden Eltern, Vormünder, Pflege¬ 
eltern etc., die ein Kind oder Lehrling unter 16 Jahren entgeltlich 
oder unentgeltlich an Seiltänzer, Akrobaten und ähnliches fahrendes 
Volk oder Bettler übergeben haben, mit Gefängnis von —2 Jahren 
und mit Geldstrafe bis zu 200 Fr.; Vermittler und Agenten dagegen 
mit Zuchthaus von 5—10 Jahren. Jedes solches Kind soll als „morale- 
ment abandonne“ gelten und der für solche Kinder bestimmten 
Anstalt übergeben werden. 

Das Märzheft bringt einen Artikel über den schweizerischen 
Vorentwurf zu einem Strafgesetzbuch von 1908, der sehr klar ge¬ 
schrieben ist und gut orientiert; einen Aufsatz über Identifizierung 
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dui'oh FiiigerälKirücke und von Direktor Bertraud in Naniür 
eine Abhandlung über die Verantwortlichkeit des Personals, nament¬ 
lich des Vorstandes an Strafanstalten bei Ausbrüchen, die, abgesehen 
von einem geschichtlichen Ueberblick über die Bestrafung bei Ent¬ 
weichungen und einer Kritik der derzeitigen belgischen Gesetzes¬ 
bestimmungen, viele interessante Gedanken über die Aufgaben der 
Gefängnisbeamten überhaupt hat. Er regt unter anderem, im An¬ 
schluss an Fliegenschmidt’s Buch über den Beruf des Gefängnis¬ 
vorstandes, die Frage an, ob es nicht zweckmässig wäre die ver- 
w'altungsliechnische Leitung in den Gefängnissen von der erzieherischen 
wissenschaftlichen Behandlung der Gefangenen zu trennen. Aus der 
Bibliographie ist eine Besprechung des Werkes von Professor Prins 
„la döfense sociale et les transformations du droit p6nal“, Brüssel, 
Misch und Thron, hervorzuheben, in der Prins darlegen will, dass 
der Begriff der „döfense sociale“ ganz verschieden ist von dem 
klassischen Begriff der Strafe, der viel enger ist; dass er bisweilen 
unabhängig von der Zurechnungsfähigkeit, aber niemals unabhängig 
vom psychischen Zustand des Individuums erfasst werden kann. 

Das Aprilheft bringt die Fortsetzung der Aufsätze des März¬ 
heftes und bespricht den von der Duma genehmigten Gesetzentwurf 
über die bedingte Verurteilung, der die viel umstrittene Bestimmung’ 
enthält, dass dieselbe auch durch die Geschworenen ausgesprochen 
werden kann. Desgleichen findet sich ein Artikel über den neuesten 
Stand dieser Frage in der Schweiz. — 

Aus dem M a i h e f t ist neben einer Abhandlung über die 
italienische Strafrechtsstatistik ein Artikel von Raphael Simons über 
den Missbrauch mit der bedingten Verurteilung in Belgien hervor¬ 
zuheben, der seiner Ansicht nach ausser Frage steht und auf die 
mangelhaften gesetzlichen Bestimmungen und die Anwendung des 
Gesetzes in der Praxis zurückzuführen ist. Es folgen dann gericht¬ 
liche Entscheidungen, Nachrichten über Daktyloskopie usw. 

Das J u n i h e f t enthält Aufsätze über die preussische und 
schwedische Kriininalstatistik und über eine neue Methode der Ab¬ 
nahme von Fingerabdrücken auf photographischem Weg, sodann 
Rechtsprechungen und verschiedene Notizen. 

Das J u 1 i h e f t bringt einen Aufsatz über die Kindergesetz¬ 
gebung in Ungarn, die sich bekanntlich. Dank des Interesses der 
Regierung (Ministerpräsident Koloman v. Sz611) und der ungemein 
entwickelten Tätigkeit der Schutzvereine zu einer grossartigen Insti¬ 
tution ausgestaltet hat. Der Artikel gibt zusammenfassender wie die 
Veröffentlichung'en der internationalen kriminalistischen Vereinigung, 
Mitteilungen Band XVI S. 402 ff und Band XVII S. 92 ff, ein Bild 
über die Fürsorge, die die ungarische Gesetzgebung der verwahrlosten 
und verbrecherischen Jugend angedeihen lässt. Er Aveist Interessenten 
namentlich auf das Buch von Zoltan v. Bosnjak und Graf J. Weesheim 
hin, das unter dem Titel Le droit de l’enfant abandonne et le systfeme 
hongrois de protection de l’enfance 1909 bei Benkö in Budapest er¬ 
schienen ist. — 

Eine zweite Abhandlung von M, Bodeux befasst sich mit der 
Zunahme der Ki’iminalität und ihrer Ursachen. Leider ist die inter¬ 
essante Abhandlung zu gross und zu sehr auf Statistik und Einzelfälle 
ciufgebaut, als dass man sie eing'ehend wiedergeben könnte. Das 
vesultat ist kurz ung’efähr folgendes: Es besteht eine zunehmende 
Kriminalität der Jugend; in Frankreich hat sich die Zahl der ver¬ 
urteilten Minderjährigen in 50 Jahren vervierfacht, in Italien in 



10 Jahren mehr als verdoppelt, ln der Mehrzahl der Fälle ist die 
Ursache in schlechtem Beispiel und der Vernachlässigung der Er¬ 
ziehung zu sxichen, vor allem in schlechter Lektüre und im Alkohol¬ 
genuss. 7'. E. 


Amerikanische Literatur. 

B. Liiidsey, Jugendrichter in Denver: »»Die Aufgabe des 
Jiigendgericlits**. Verlag bei Eugen Salzer, Heilbronn. 

Lindsey wurde 1900 Grafschaftsrichter in DenA’^er in Colorado, 
gründete dort das Jugendgericht. Als Jugendrichter erwai’b er sich 
grossen Rtif. In vorliegender Schrift bietet er seine Ansicht vom 
Jugendgerichte, dessen Bedeutung er darin findet, die Verbrechen zu 
verhindern, bevor sie begangen werden; es solle sich nur mit den 
Jugendlichen befassen und mit denen, welche für die Fehler derselben 
verantwortlich sind. Eine ganz andere Methode als bei Erwachsenen 
sei erforderlich auf Grund der endlich gewonnenen Erkenntnis, dass 
es ausgemachtes Unrecht und folgenschwere Torheit war, junge, nicht 
ausgereifte Menschen als Erwachsene anzusehen und zu behandeln. 
„Aus dem Munde dieser Unmündigen“ habe er das meiste gelernt 
für die zutreffende Behandlungsart. Manche feine psychologische 
Beobachtung bietet die Schrift. Man hat den Eindruck, dass der 
Verfasser so recht an seinem Platze und von edler Begeisterung für 
seine Aufgabe ei’füllt ist. Immer wieder betont er, dass es darauf 
ankomme, die Kinder zu verstehen, dass man mit ihnen ihre Sprache 
.sprechen müsse, um ihr Vertrauen zu gewinnen. Dieses Vertrauen 
muss dem Verfasser in reichstem Masse zu Gebote stehen; bei seinen 
reichlichen Erfolgen richtiger Behandlui^g verteilt man seine scharfe 
Verurteilung des früheren unbarmherzigen Mechanismus des Straf¬ 
gesetzes. Einfach und ohne jede hochtönende Phrase ist die Schrift 
geschrieben. Rührende Züge des Vertrauens der Jungen zur Person 
des Richters werden erzählt und die besonderen Fälle, die erwähnt 
werden, lassen auf eine ganz ausserordentliche Begabung für den 
Verkehr mit der Jugend schliessen. Der Richter fühlt sich als Be¬ 
schützer der gefährdeten Jugend und seine Worte sind die eines 
warmherzigen Anwaltes derselben. Als Leitstern des Jug’endgerichtes 
stellt er hin Liebe verbunden mit Gerechtigkeit; um der Grö.sse der 
Aufgabe willen verlangt er besondere Jugendrichter. 

Napoleon I., der sicherlich die' Menschen auszuwählen und au 
richtige Stelle zu setzen verstand, sprach es einmal aus, dass der 
Mensch immer das leiste, was man ihm zutraue. Darin liegt Wahr¬ 
heit. Wenn aber Lindsey gelegentlich sagt, dass keiner der Jungen 
das Gericht im Stich geiassen, wenn an anderer Stelle die Erfolge 
des Appells an das Ehi'g’efühl so ausnahmslos hervorgehoben werden 
könnten, wenn gesagt wird, dass von 100 Jungen, die voin Jugend¬ 
gerichte nicht verurteilt und damit vor dem verderblichen Einflüsse 
des Gefängnisses bewahrt wurden, nicht mehr als 5 vom Hundert 
infolge der Schutzaufsicht jemals die Besserungsanstalt zu sehen 
bekämen, wenn betont wird, dass nur manchmal Misserfolge zu ver¬ 
zeichnen seien etc., dann weiss man doch nicht recht, warum die 
amerikanische Jugend in solchem Masse anders geartet sein soll, dass 
bei ihr der Appell an das Ehrg'efühl fast ausnahmslos wirkt und 
warum das und die erziehliche Beeinflussung von gewiss auch Uicli- 
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tigen Erziehern oder Richtern nicht ebensolche Erfolge bei uas auf¬ 
weist! Es sei denn, dass in der Person des Richters von Denver die 
Erklärung liegt, der das alles hat, wie ers vom Jugendrichter und 
dessen Helfei-n verlangt, bei ganz besonderer Begabung eine auf¬ 
richtige Begeisterung und nie ermüdendes persönliches Wirken! 
Freilich meint auch er, dass man nicht zuviel vom Jugendgerichte 
erwarten dürfe, er kennt sie auch die Kinder mit verkrüppelter Seele, 
an deren Stolz zu appellieren unmöglich ist, die die Güte als Schwäche 
stets auslegen. Er verwahrt sich gelegentlich dagegen, dass sein 
Mitgefühl zu einer schlaffen Rechtfertigung oder zur Beschönigung 
führen könne; Abschreckungstheorie hält er für im Grunde falsch, 
er bedarf ihrer auch nicht. 

Die Schrift bietet viel Interessantes und Anregendes. Möchte 
sie viele Leser finden. Die wie ein roter Faden sich durch sie hin¬ 
durch ziehende Klage über das Unrecht gegen die Jugend, die man 
heilen zu können meinte mit Strafdosen, welche selbst für Erwachsene 
kaum angebracht wären, klang ja auch bei uns laut genug. Der 
Jugendrichter ist aber ja auch bei uns schon in Tätigkeit und — um 
mit den Worten des Buches zu schliessen — ^mit der Zeit wird schon 
ein wirklich befriedigendes System entstehen. Wir müssen nur ge¬ 
duldig uns weiter bemühen und nicht müde werden!“ 

Oslebshausen b. Bremen, Fliegemchmidt. 


Das Gesetz über das unbestimmte Strafurteil in Victoria. 

(Nachstelieudes ist der englischen Zeitschrift Seeking-Saving, 
Oktoberheft 1909, entnommen.) 

Das Gesetz über unbestimmtes Strafurteil trat in Victoria in 
Australien am 1. Juli in Kraft. Es ist eine sehr fortschrittliche 
Massregel. Da es die Einführung des unbestimmten Strafurteils, die 
Ernennung* eines Aufsiehtsrats hierfür, die Einrichtung von Reform¬ 
gefängnissen und ein Bewährungssystem für Erwachsene und 
Jugendiiche voi*sieht, verschafft es der Strafgesetzgebung dieser 
Kolonie den Vorrang vor derjenigen anderer Erdteile. Obgleich die 
obenerwähnten besonderen Zusätze schon zum Teil in andern Ge- 
fängnissystemen existieren, kommen sie noch in keiner andern Straf¬ 
gesetzgebung zusammen vor, und ihre, Annahme wird ohne Zweifel 
die. Aufmerksamkeit anderer Länder auf das fernere Wirken des 
Gefänguissystems in Victoria lenken. 

Die Vorschriften des Gesetzes, die sich auf das unbestimmte 
Strafurteil beziehen, bevollmächtigen einen Richter des obersten 
Gerichts oder den Vorsitzenden des „Court of General sessions“ 
einen noch nicht vorbestraften oder einen Gelegenheitsverbrecher, 
.sowohl als einen Gewohnheitsverbrecher unter ein unbestimmtes 
Strafurteil zu stellen. Indem der Richter jemand für einen Gewohn- 
hoitsverbrecher erklärt, kann er als zu seinem Urteil gehörig au- 
ordnen, dass der Angeklagte nach Beendigung der ihm auferlegten 
Gcfängt)isstrafe so lange in einem Reformgefängnis gehalten werde, 
als es der Direktor für notwendig hält. Nach § 5 kann der Richter, 
Avenn jemand eines anklagbaren Verbrechens überführt ist, sei er 
vorbestraft oder nicht, mit Berücksichtigung* seiner früheren Ver¬ 
hältnisse, seines Charakters, seines Umgangs, seiner Gesundheit, 
'eines if(Msfcszustandes, der Art des Verbrechens oder irgend welcher 
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besondei'ei* Umstände A. als zu seinem Urteil gehörig anordnen, dass er 
nach Ablauf der ihm auferlegten Gefängnisstrafe in einem Reform- 
gefängnis zurückbehalten werde, solange es der Direktor für notwendig 
hält; oder B. er kann ihn, ohne ihm ein bestimmtes Strafmass auf¬ 
zuerlegen, dazu verurteilen, sogleich in ein Reformgefängnis gebracht 
und dort so lange zurückbehalten zu werden, als der Direktor für 
notwendig hält. Wenn ein „Court of Petty sessions“ unter dem Vor¬ 
sitz eines Polizeirichters einen Verbrecher zu nicht weniger als 
3 Monaten Gefängnis verurteilt, wegen einer bestimmten Art von 
Verbrechen, für welche er schon zweimal vorbestraft ist, kann er 
anordnen, dass derselbe vor Ablauf seines Straftermins vor ein 
höheres Gericht gebracht werde. Nachdem der Richter, vor dem er 
erscheiht, die nötigen Angaben gehört hat, kann er anordnen, dass der 
Angeklagte nach Ablauf seines Straftermins in einem Reformgefängnis 
zurückbehalten werde, solange es der Direktor für wünschenswert 
hält. Jede in irgend einem Gerichtsgefängnis verhaftete und nicht 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes verurteilte Person kann auf 
Befehl des „General in Council“ und auf Empfehlung des Aufsichts¬ 
rats für unbestimmtes Strafurteil mit dem Einverständnis des General- 
iiispektors der Strafanstalten für den Rest seines Termins in ein 
Reformgefängnis gebracht werden. Wenn der Aufsichtsrat es für 
nötig hält, kann eine so versetzte Person auch in das Ortsgefäugnis 
zurückgeschickt werden, und die im Reformgefängnis verbrachte Zeit 
wird ihm dann nicht als Strafe angerechnet. . Der „General in 
Council“ kann jedes Gefängnis oder jedes andere passende Gebäude 
in ein Reformgefängnis im Sinne des Gesetzes verwandeln, oder 
irgend ein Reformgefängnis oder einen Teil eines solchen zur Auf¬ 
nahme von Gewohnheitsverbrechern oder Personen irgend einer vor¬ 
geschriebenen Klasse bestimmen. Jeder in einem Reformgefängnis 
Verhaftete wird zu einem Handwerk oder anderer Beschäftigung an¬ 
gehalten, und ein Teil des Reinertrags, den der Verkauf oder die 
Benutzung der Erzeugnisse seiner Arbeit einbringt, wird ihm überlassen. 
Ein Teil wird nach Ermessen des Aufsichtsrats zur Erhaltung seiner 
Familie oder irgend welcher vtm thnmbhängigen Personen verwendet. 
Der Aufsichtsrat wird aus drei vom „General in Council“ ernannten 
Mitgliedern bestehen, zwei sind zu einem Beschluss nötig, aber alte drei 
müssen zugegen sein, Avenn ein Beschluss über die probeweise Ent¬ 
lassung einer in einem Reformgefängnis befindlichen Person oder die 
Versetzung’ von einem gewöhnlichen in ein Reformgefängnis oder 
umgekehrt gefasst Averden soll. Eine der Hauptaufgaben des Auf¬ 
sichtsrats wird sein, genau zu untersuchen, ob die in einem Reform¬ 
gefängnis befindlichen Personen genügend gebessert sind, um auf 
Probe entlassen zu werden, oder ob irgendAvelche gute und hin¬ 
reichende Gründe für die bedingte Entlassung einer solchen Person 
A'orhanden sind. Der „General iii Council“ kann auf Empfehlung des 
Aufsichtsrats die bedingte Entlassung einer aus einem Ortsgefängnis 
A’ersetzten Person anordnen, aber nicht für länger als die noch übrige 
Strafzeit, in jedem andern Fall für ZAvei Jahre. Von einem so Ent¬ 
lassenen wird während seiner Probezeit, solang'e er sich in Victoria 
aufhält, verlangt, dass er seine Adresse und Beschäftigung mindestens 
einmal in 3 Monaten persönlich bei einem Polizeibeamten melde, oder 
Avo sonst bestimmt Avurde. Wenn er die Bedingungen seiner Ent- 
la.ssung nicht erfüllt oder mit berüchtigten Dieben, Schwindlern oder 
andern Verbrechern verkehrt, so kann er mittels Vorladung oder 
Haftbefehl vor ein „Court of Petty sessions“ gebracht und wieder 



in ein Eeforingefäugnis geschickt werden. Sollte er eines anklag¬ 
baren oder eines auf dem Weg des summarischen Gerichtsverfahrens 
strafbaren Verbrechens überführt werden, so kann das „Court of 
Petty sessions“ oder der Richter, vor welchem er überführt wurde, 
anordnen, dass er nach Ablauf seiner Gefängnisstrafe, wenn ihm 
eine solche auferlegt ist, in einem Reformgefängnis gehalten werde, 
solange es der Direktor für notwendig hält. Wenn während seiner 
Probezeit keiner dieser Fälle eintritt, so nimmt man an, dass ein so 
Entlassener in vollem Masse die Gefängnisstrafe oder Haft abgesessen 
habe, zu der er verurteilt war. Besondei’e Vorschriften existieren für 
die Entlassung von Erstmaligen auf dem Weg der Friedensbürgschaft 
und zwar durch das Gericht, vor w'elchem solche Verbrecher verhört 
werden, und für die Ernennung von „probation officers“, indem die 
entsprechenden Vorschi'iften im „crimes act“ zurückgenommen werden. 

Das Gesetz für unbestimmtes Strafurteil ist im wesentlichen 
eine Reformmassregel, und sein Erfolg und Nutzen wird hauptsäch¬ 
lich von der Tüchtigkeit und Fähigkeit des Apparats zur Ausführung 
der Vorschriften abhängen. Es wird daher von der grössten Wichtig¬ 
keit sein, dass die Beamten der Reformgefängnisse mit besonderer 
Sorgfalt nach ihren persönlichen Eigenschaften und ihrer Befähigung 
für die ihnen gestellten Aufgaben gewählt werden. Hierüber sagt 
S. J. Barrows, der verstorbene Sekretär der Gefängnisgesellschaft 
von New-York: „Das unbestimmte Strafurteil hat keinen Sinn, wenn 
es nicht mit einem Avirksamen Reformsystem verbunden wird. Leute 
in ein Gefängnis zu schicken, wo sie keine Arbeit, keine Schule, 
keine Anregung zu ihrer Entwicklung finden, ist nur eine Parodie 
auf den wahren Grundsatz des unbestimmten Strafurteils. Der Ge¬ 
fangene muss unter eine ganze Reihe von moi'alisch, physisch und 
intelluktuell fördernden Einflüssen gebracht werden. Wie ein Schüler 
muss er eine gewisse Anzahl Stufen durchmachen und eine gewisse 
Anzahl von guten Zensuren erlangen, ehe er steigen kann. Er muss 
im Gefängnis seine bedingte Entlassung, und Avährend dieser eint* 
absolute Entlassung verdienen.“ 


Seit Mai d. Jahres erscheint in Chicago alle zwei Monate die Zeit¬ 
schrift des amerikanischen Instituts für Kriminalrecht und* Kriminal¬ 
wissenschaft, herausgegeben von James Garn er, Professor des Staats¬ 
rechts in Illinois. Die Redaktion der Blätter für Gefängniskunde hat 
sich bereit erklärt mit dieser Zeitschrift in SchrifteiiAvechsel zu treten. 
Ueber die beiden ersten Hefte vom Mai und Juli ds. Js., die einen 
reichhaltig*en und interessanten Inhalt aufweisen, möge folgendes 
initgeteilt werden. 

Im Juni des verflossenen Jahres wurde in Chicag'o auf Be¬ 
treiben der Northwestern University zum ersten Mal ein die gesamten 
Vereinigten Staaten umfassender Kongress für Kriminalrecht und 
Kriminalwissenschaft abgehalten, der zahlreich von Männern beschickt 
wui'de, die in ihrer Berufstätigkeit in näherer oder fernerer Beziehung’ 
zu den Problemen der Kriminalwissenschaft stehen. Die Delegierten 
bildeten drei Gruppen, von denen sich die erste mit der Frage der 
Behandlung der Verbrecher befasste, während die zweite und dritte 
die Frage der Vorbildung und der Bestellung der Beamten, denen 
die Strafrechtspflege im weitesten Sinn obliegt, sowie Fragen aus 
' materiellen und Prozessrecht bearbeiten sollte. Aus der Ueber- 
n le der Thennm, die nunmehr dem Kongress Vorlagen, mögen 
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erwähnt sein: Unbestimmte Verurteilung (indeterminate sentence) Wieder¬ 
einsetzung {rehabüitation) Jugendgerichtshöfe, Entschädigung für er¬ 
littene Untersuchungshaft, Beschäftigung der Strafgefangenen, Bui’eaus 
zur Identifizierung der Verbrecher, Probezeit und Entlassung auf 
Ehrenwort, Auswahl der Geschworenen, Einschränkung der Straf¬ 
gesetze, Individualisierung im Strafvollzug. 

Weil jedoch an eine eingehende Behandlung dieser Unmenge 
von Gegenständen nicht zu denken war, so beschränkte sich die 
Konferenz auf eine Auswahl von sieben Fragen, deren Erörterung 
jedoch erst bei der nächsten Versammlung an der Hand eingeholter 
Referate erfolgen sollte. Eine weitere Frucht dieser Konferenz war 
die Gründung' des American Institute of criminal Law and Criminology 
mit dem ausgesprochenen Zweck, dem Studium der amerikanischen 
Strafrechtswissenschaft neue Ziele und Richtungen zu geben und 
speziell die schon vorhandenen Strömungen, welche auf eine rasche 
und sichere Justiz hinzielen, zusammenzufassen. Die von diesem 
Institut zu fördernden Fragen wurden Generalkomitees und einzelnen 
Sektionen zugewiesen, von denen die 4 ersteren Fragen von mehr 
genereller Bedeutung (Zusammenwirken mit Vereinigungen ähnlicher 
Tendenzen, Bearbeitungen ausländischer klassischerWerke für Amerika, 
Redaktion einer Fachzeitschrift) behandeln, während die Sektionen 
die Lösung von Detailfrag'en in Angriff nehmen, (cf, unten). Die 
Arbeit dieser Redaktionskommission sind nun die beiden ersten Hefte, 
<lie neben grösseren wissenschaftlichen Aufsätzen Mitteilungen und 
Kritiken von Gesetzentwürfen, Berichte über Kongresse, richterliche 
Entscheidungen, Rezensionen über die neuesten Erscheinungen in 
der Literatur einschliesslich der ausländischen, sowie kurze Inhalts¬ 
angaben der auf dem Kontinent erscheinenden Fachzeitschriften ent¬ 
halten. 

In einer längeren philosophischen Abhandlung setzt sich zunächst 
Thomas Hill Green, verst. Professor der Philosophie an der Oxford¬ 
universität über das Recht des Staates auf Bestrafung des Ver¬ 
brechers, über den Zweck der »Strafe, deren Vergeltungs-, Besserungs¬ 
und Preventiv-Charakter auseinander. Er untersucht ferner, inwieweit 
der Strafe Elemente der Privatrache anhaften, 

William Healy, Vorstand der Irrenklinik für Jugendliche in 
Chicago, legt in seinem Aufsatz „die Notwendigkeit des Studiums der 
Individualitäten bei jugendlichen Rechtsbrechern“ an 10 Tatbeständen 
die Ursachen ihrer Kriminalität ilar: Schlimme Gesellschaft, Laster¬ 
haftigkeit der .Vluttei', Armut, geistige Unfähigkeit, Vererbung, 
schlechte Erziehung, Räuberlektüre, schlimme Gewohnheiten auf 
sexuellem Gebiet, angeborene Faulheit, völlige geistige Umnachtung 
in der Familie, Quälerei durch andere Kinder, Alkoholismus der Eltern. 

Sowohl Leitartikel, als ein längerer Aufsatz von Lawson, 
früherem Vorstand der ’Anwaltskammer in Missuri, jetzt Dekan der 
Juristenfakultät daselbst, behandeln mit teilweise heissender Kritik 
den durch den amerikanischen Strafprozess geschaffenen Rechtszu¬ 
stand. {The Technicalilies — Förmlichkeiten — in Procedure Civil 
and Criminal, Heft 1 Pg'. 63 —85.) Es wird Klage geführt über die 
allzugrosse Betonung der Förmlichkeiten des Prozesses und das Ueber- 
wiegen des Gefühls beim Geschworenengericht, über die nahezu un¬ 
eingeschränkte Möglichkeit der Appelation, über die Vorteile, die 
dem Reichen dadurch erwachsen, dass er sich tüchtiger Rechtsbei¬ 
stände bedienen kann im Gegensatz zum Armen. Das Urteil des 
Präsidenten Taft, der als Mann aus dem Anwaltsstand eine lange 
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Praxis hinter sich hat, g*eht dahin: ,,ein Strafverfahren in Ameiika 
ist ein Spiel, bei welchem der Rechtsbrecher, dessen Partei das 
sportliebende Publikum ergreift, im Vorteil ist, wenn er Sieger bleibt. 
Im Gegensatz zum englischen Strafprozess ist der amerikanische mit 
dem Spruch der Geschwor*enen keineswegs erledigt, es besteht nacli 
der Verurteilung durch die Jury für den Angeklagten noch so grosse 
Hoffnung auf eine günstigere Wendung, dass ein berühmter Verteidiger 
zu einem des Mords schuldig Gesprochenen mit aller Ruhe sagen 
konnte: „Nur Geduld, es ist noch nichts verloren, der Prozess hat ja 
erst begonnen“ (Seite 75 und 76 Heft 1). Interessante Beispiele zeigen 
den auf die Spitze getriebenen Formalismus im Verfahren, der einem 
deutschen Juristen völlig unverständlich sein muss. Es ist nichts 
seltenes, dass wegen übex’aus geringfügiger Schreibfehler, sei es im 
Spruch der Geschworenen, in der Anklageschrift oder im ‘Eröffnungs¬ 
beschluss, oder wegen einer angeblich nicht ganz präzisen Ausdrucks¬ 
weise in einem dieser Aktenstücke, das Vei’fahreh vom höchsten 
Gei’ichtshof für nichtig erklärt wird. Der Merkwürdigkeit halber sei 
folgender Fall in wörtlicher Uebersetzung wiedergegeben (Seite 76 
und 77 Heft 1): Ein Mann namens S. wurde des Mordes au E. über¬ 
führt. Der höchste Gerichtshof stiess das Urteil um, weil der Tat¬ 
bestand im Anklagebeschluss nicht exakt genug geschildert war. Er 
enthielt folgenden Passus: S. tötete vorsätzlich und mit Ueberlegung 
den E. dadurch, dass er seinen Revolver abfeuerte, der mit Pulver 
und Bleikugeln geladen war und den er damals in seiner Hand fest¬ 
hielt. Die Aufhebung des Urteils wird von dem „Splitterrichter“ 
folgendermassen begründet: Wir können nicht sehen, dass die Schuss¬ 
waffe auf den E. abgefeuert wurde, es kann möglich sein, dass der 
Täter in die Luft oder auf einen Schwarm Vögel geschossen hat; es 
erhellt auch nicht, dass E. getroffen wurde; er mag vielleicht ein 
Schwächling gewesen sein, der schon aus Furcht vor dem Losfeuern 
der Schusswaffe starb — von alledem enthält der Anklagebeschluss 
nichts. Mit Recht nennt Verfasser diese Art Rechtssprechung ein 
albernes System und vergleicht es mit dem Kriminalpi*ozess aus der 
englischen Rechtsgeschichte während der Zeit der Zwistigkeiten 
zwischen Krone und Volk oder Katholiken und Protestanten, wo alle 
diese Spitzfindigkeiten des formalen Rechts ausgenutzt wurden, um 
die Opfer eines religiösen oder politischen Fanatismus zu retten. Als 
Resultate einer solchen Rechtssprechung führt der Verfasser an: 
grosses Misstrauen aller rechtlich Denkenden und grosses Vertrauen 
bei den Rechtsbrechern; grosse Zunahme der Mordfälle; Ueber- 
wucheruug der Lynchjustiz als Protest des Volkes gegen eine un- 
ertx’ägliche Rechtslage: In' lhe United States tijudge Lynch<i, executes more 
people every year than do all our judicial tribunals. (Der Lynchjustiz 
fallen jährlich mehr Personen zum Opfer als unsere Gerichtshöfe 
Todesurteile aussprechen). 

Eduard L i n ds e y, Mitglied der amerikanischen antropologischen 
Gesellschaft, bespricht den von Sterling am 6. Januar 1910 bei dem 
Kongress eingebrachten Gesetzentwurf betreffend die Errichtung eines 
kriminologischen Laboratoriums in Washington. Dieses Institut soll 
der Erforschung der vom Normaltypus abweichenden Klassen von 
Individuen dienen und soll sich insbesondere mit Statistiken auf 
Jinthropolog'ischem und antropometrischem Gebiet befassen. Es wird 
dann im weiteren Verlaxtf die Theorie Lombrosos vom geborenen 
\ erbrecher in ablehnender Weise kritisiert mit der Begründung, dass 
>ich zwischen ))hysischen Anomalien und de^m Verbrechen kein not- 



wendiger Zusammenhang feststellen lasse. Verfasser Ijekämpft die 
Individualisierung der Strafe als mit dem staatlichen Strafrecht nicht 
vereinbar, dessen Zweck nicht sein könne, den Charakter des Einzelnen 
auf eine ideale Höhe zu bringen, sondern das neben seinem subsi¬ 
diären Reform- und Erziehungschai’akter die Beziehungen der Einzelnen 
in der Gesamtheit regeln soll. 

Frederick Griff in von der New-York City Bar setzt sich im 
zweiten Heft aus Anlass des Falles Thaw mit der Geistesstöi’ung als 
Grund der Verteidigung auseinander. Er untersucht, waruri» die 
gesetzliche Regelung betr. den Einfluss der krankhaften Störungen 
der Geistestätigkeit fvuf die Bestrafung des Verbrechers mit soviel 
Schwierigkeiten verbunden und die Anwendung des Gesetzes so 
vielen Schwankungen txnterworfen ist. 

William Gemmill, Strafrichter im Municipal Court in Chicago, 
gibt interessante Einzelheiten aus seiner Praxis in dem Aufsatz „Ver¬ 
brechen und seine Bestrafung in Chicago“. Ihm gilt die Furcht vor 
der Strafe als das beste Abschreckungsmittel, er tritt für rasche 
energische Bestrafung ein, behandelt die Gründe für Ab- und Zu¬ 
nahme der einzelnen Verbrechens-Kategorien und setzt sich ein¬ 
gehend mit der Frage auseinander, auf welche wirksame Weise der 
Trunkenheit zu begegnen ist. Des weiteren folgen eine längere 
Abhandlung von William Schofield, Mitglied des höheren Gerichts¬ 
hofs in Massachusetts über „das Sachverständigengutachten des 
Arztes, Reformvorschläge für die Praxis“, eine Arbeit von Arthur 
Mac Donald über vergleichende Kriminalstatistik in Deutschland. 
Frankreich und England und den Schluss bildet eine kritische Würdi¬ 
gung des Lebenswerkes Cesare Lombrosos von Adalbert Albrecht. 

Die erste Sektion des Instituts veröffentlicht im Anhang des 
zweiten Heftes ein genau ausgearbeitetes Schema zwecks Feststellung 
sämtlicher Merkmale und Daten, die sich axif den Delinquenten, 
dessen Vorleben und seine straflxare Handlung beziehen. Als die 
Hauptgesichtspunkte, die bei der Untersxxchung ins Auge zu fassen 
sind, werden angegeben: 1) ausführliche Familiengeschichte unter 
besonderer Berücksichtigung- einer etwa x'^orhandenen erblichen 
Belastung; 2) eingehende Dai-stellung des äusseren Entwicklungs¬ 
gangs; 3) Würdigung der Umgebung; 4) genaue Schilderung des 
Charakters; 5) Anthropometrische Messung einschliesslich der Photo¬ 
graphie ; 6) ärztliche Begutachtung, insbesondere nach der psycho¬ 
pathischen Seite; 7) Grad des Intellektes; 8) Abfassung eines Lebens¬ 
laufs durch den Verbrecher. 

Gerichtsassessor yi’/'iffr-Weinsberg. 


Unbestimmte Verurteilung 

von Georg Stammer-ßerlin. 

„Wenige Worte über eine grosse Sache!“ 

So leitete Frederick Howard Wines einen Vortrag ein, den er 
vor der Handelskammer in Springfield (Illinois) über die unbestimmte 
Verurteilung-, die Strafentlassung auf Probezeit und das neue ameri¬ 
kanische Strafrecht hielt. 

Den interessanten Ausführungen entnehmen wir folgende bf*- 
merkenswerte Gedanken: 
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Dififf-iStrafrechtswissenschaft lehvt die Kunst mit Verbrechen 
und Verbrechern uinzugehen. Das altamerikanische Strafrecht liess 
bedenkliche Lücken dieser Kunst erkennen, und es ist eine rein 
natürliche Folge, dass daraus neue Gfesetze und Einrichtungen ent¬ 
sprangen, die moderner Intelligenz und Zivilisation besser angepasst 
sind. So erstand ein neues Strafrecht und in enger Anlehnung an 
dieses eine fortschrittliche Bewegung* auch auf dem Gebiete' des Ge¬ 
biete des Gefängniswesens. Das bedeutendste Problem ist hier die 
„Unbestimmte Verurteilung“ und untrennbar mit ihr vei'bunden: die 
Strafentlassung auf Probezeit. Wollte man das eine aufgeben, verlöre 
man das andere; beides aber wäre ein nicht wiedereinzuholender 
Rückschritt auf der stetig aufwärtssteigenden Bahn der Wissenschaft 
und Gesittung, 

Der alte Strafvollzug krankte an vielen Üebeln, an keinem 
aber mehr als an der politischen Beeinflussbarkeit der Gefängnis¬ 
aufsichtsbehörden, der kontraktraässigen Vergebung der Gefangenen¬ 
arbeitskräfte und der häufigen und oft brutalen • Anwendung der 
Disziplinarstrafmittel. Den Vorteil des Systems hatten die geld¬ 
saugenden Arbeitgeber und die einflussreichen politischen Macht¬ 
haber, die hilflosen Opfer der immer offensichtlicher werdenden 
Schäden waren die Gefangenen. 

Eine Besserung der Rechtsbrecher war zwar auch schon damals 
bestimmungsmässig gefordert, doch glaubten an sie weder Gefängnis¬ 
beamte noch sonst jemand. Alle Reformgedanken scheiterten am 
System. War die Sicherheit der Anstalten gewährleistet, so dass die 
Gefangenen nicht entweichen konnten, waren die Arbeitserträge so 
gross, dass sie die Unterhaitugsausgaben deckten und war den 
Sträflingen das Leben so unerträg'lich gestaltet, dass der Schrecken 
vor den Greueln einige Aussicht bot, ihnen den Mut zu weiteren 
Untaten zu nehmen, so war man zufrieden und glaubte der All¬ 
gemeinheit den rechten Dienst erwiesen zu haben. 

Zu einer Aenderung der Auffassung führte die Einsicht, dass 
„Furcht erniedrigt und verschlechtert“, dass aber „Hoffnung belebt, 
auf richtet und bessert.“ Anstatt für schlechtes Verhalten mit Strafen 
zu drohen; wurden für besonders gute Leistungen Belohnungen in 
Aussicht gestellt. Man liess die Gefangenen am Arbeitsverdienst 
teilnehmen und i*äumte ihnen die Möglichkeit der Verkürzung der 
Haftzeit ein. Die erzielten Erfolge bereiteten den Weg vor für die 
Annahme und Einführung der „Unbestimmten Verurteilung“. 

Dies heute in greifbarer Gestalt vor uns stehende Strafproblem 
hat seine Geschichte. Sein Vorläufer ist die bedingte Straf entlassung, 
die 1846 in Frankreich Eingang und vielseitige Nachahmung fand. 
Die namentlich bei jugendlichen Verbrechern g’esammelten guten 
Erfahz’ungen halfen das Vorurteil gegen die kommende unbestimmte 
Verurteilung besiegen. Aber es war ein weiter Weg und es galt 
viele Bedenken niederzukämpfen. Die alten Gesetze stehen auf dem 
Boden der vergeltenden Gerechtigkeit. Nicht die Zukunft des Ver¬ 
brechers und die Sicherheit der Allgemeinheit haben sie im Auge, 
sondern die begangene Straftat, die der Vergangenheit angehört. Sie 
wollen die Strafe dem Verbrechen anpassen, obwohl das für irrende 
Menschen unmöglich ist. Die Vergeltung liegt allein bei Gott. Jeder 
ri'ehtdenkende Mensch muss das bestätigen, und wer es zugibt, muss 
anerkennen, dass das alte Strafrecht auf kranker Basis steht, über 
di(‘ das F.nde früher oder später überall hereinbrechen muss. 
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Das neue Strafrecht besti'aft das Verbrechen, indc Ji es den 
Verbrecher während des Straf vollzug-es einer zielbewussten, huf prak¬ 
tischen Erfahrungen beruhenden Behandlung unterwirft, die das (5ute 
sucht sowohl für ihn, wie für die Allgemeinheit. Wie ein Geistes¬ 
kranker, der sich oder anderen gefährlich ist, von der mensch¬ 
lichen Gesellschaft getrennt und zu dem Zwecke seiner Wieder¬ 
herstellung einer planmässigcn Behandlung unterworfen wird, die 
zur Freilassting führt itn Falle siner Heilung und zu dauernder 
Internierung im Falle seiner Unheilbarkeit, so sind logischer Weise 
die Rechtsbrecher, die nichts anderes sind als sozial Kranke, analog 
zu behandeln. Warum soll ein Verbrecher, der von seinen ver¬ 
brecherischen Ideen geheilt ist, nicht freigelassen werden, und warum 
soll er nicht dauernd interniert bleiben, wenn er ein Unverbesser¬ 
licher ist? Das Motiv beider Fälle ist das nämliche: Der Schutz der 
menschlichen Gesellschaft steht obenan; er wiid am wirksamsten aus¬ 
geübt durch das Eindämmen der Ursachen der Gefahr, d. h. durch 
Wiederherstellung oder durch dauernde Absonderung. 

Wenn aber die Hofinung auf Besserung der Rechtsbrecher 
eine Chimäre wäre? — Es unterliegt keinem Zw«*ifel, dass Verbrecher 
teils unverbesserlich sind, teils besserungsfähig. Es ist hier dasselbe, 
wie bei den Irren und anderen Kranken. Wie aber die Häuser, die 
solche bergen, auf Hoffnung begründet sind und nicht auf Ver¬ 
zweiflung, so muss auch in den Strafhäusern Gelegenheit zur 
Besserung und Heilung gegeben sein. Oder wollte man, weil alle 
Gefangenen nicht gebessert werden können, darauf verzichten, den 
Be.sse.riingsfähigen und Bes<erungswilligen die Haud zu reichen 
zur Vorbereitung für den Wiedereintritt in ein geordnetes soziales 
Leben ? Dasjenige Staatswesen, das so an seinen Mitgliedern — und 
seien es die niedrig.sten und verworfensten — handeln Avürde, beginge 
ein Verbrechen, das schlimmer wäre, als alle Untaten seiner Unholde. 

Nun gibt es aber kein auf Besserung und Wiederherstellung 
binauslaufendes Strafsysteni, das wirksamer wäre, als die Unbestimmte 
Verurteilung’. Es ist eine unanfechtbare Tatsache, dass jedes Ge¬ 
fängnis einem Markstein gleicht, der Zeugnis ablegt für die Ungleich¬ 
heit des Urteils und für die Ungerechtigkeit bei Zuerkennung des 
Strafmasses. Die durch das Gesetz und die Gerichtshöfe begangenen 
Irrtüincr, die nirgends sichtbarer werden, als während der lang¬ 
jährigen Strafhaft, untergraben die Staatsautorität und sind unserer 
fortgeschrittenen Zeit unwürdig. Das einzige gleiche Urteil ist das 
unbestimmte Strafurteil, das die Bemessung der Dauer der Freiheits¬ 
strafe in die Hand des Einzelin<*nschen legt. Anstatt in den Kerker 
geworfen zu werden mit Drohungen für die Zukunft, jeglicher 
belebender Hoffnung beraubt, werden die Rechtsbrecher hier mit 
Aussicht auf eine selbst zu verdienende Strafentlassung einem 
ermutigenden Straf- und Besserungsverfahren unterworfen, das durch¬ 
aus keine Schwäche zeigt und ein freundliches Gesicht auch nur 
dem zuwendet, der seine Mitarbeit zu seiner Besserung durch sein 
Verhalten bezeugt. Der niederdrückende, die physischen und geistigen 
Kräfie oft untergrabende Einfluss der Gefangenschaft ist aufgehoben. 
Die wohldurchdachte konsequente und strenge Methode, nach der in 
enger Anlehnung an die Bedürfnisse und Anforderungen des prak¬ 
tischen Lebens die Behandlung der Sträflinge sich vollzieht, spornt 
immer wieder dazu an, das nicht zu verlieren, was durch Fleiss und 
Wohlverhalten errungen worden ist. So wird zur Gewohnheit, was 
gewiesen und zum Eigenbesitz, was gegeben worden war. Damit 

I Blatter für Gef.ingniskunde XLIV. 21 
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teilt sich dem Bessei’un^sfähigen das mit, was allein ihn befähigt 
als nützliches Glied wieder unter freien Menschen zu leben, d. i. die 
Selbstüberwindung. 

Ein stärkeres Heilmittel gegen das Verbrechertum als die 
soziale Wiederherstellung dui’ch die Aussicht auf eine mehr oder 
weniger frühzeitige Strafentlassung auf Probe gibt es nicht. Des¬ 
halb kann auch mit vollem Recht gesagt werden, dass der Sträfling, 
der sich die Freiheit nicht verdienen kann aus eigener Kraft mit 
Unterstützung seiner Vorgesetzten, unheilbar und für die Freiheit 
unbrauchbar ist. Für solche Elemente ist die. dauernde Internierung 
das einzig mögliche, wenn anders die Oeffentlichkeit nicht schweren 
Gefahren ansgesetzt werden soll. 

Wie die unbestimmte Verurteilung den Strafzweck adelt und 
hebt, so fördert sie auch den Geist, der ein modernes Gefängnis¬ 
wesen erfüllen muss. Die Aufgaben dieses Strafsystems, vor denen 
„Engel zittern und jubeln möchten“, können nur durch ein gutes, 
gebildetes und weitausschaueudes Beamtenpersonal gelöst werden. 

Noch nicht überall hat das neue System Freunde und volles 
Verständnis gefunden. „Der Teufel heult, dass ihm die Seelen ent¬ 
rissenwerden“; so bekämpfen noch viele aus kleinlichen Bedenken und 
Unverstand die neue Methode und belächeln Gesetz und Gericht, das 
so anders aussieht, als die alten Einrichtnngen, die ihre Unzuläng¬ 
lichkeit doch zur Genüge dargelegt haben und wert sind, vergessen 
zu werden. Aber nur Unwissenheit, Vorurteil und falche Interessen 
erheben sich als Gegner der „Unbestimmten Verurteilung“, die ihre 
Bahnen ziehen wird, auch gegen die Anstrengungen ihrer Feinde. 
Die Uhr der Zivilisation steht nicht still, Geschlechter gehen und 
Geschlechter kommen, es gibt kein zurück; die „Unbestimmte 
Verm*teilung“ hat in der Welt ihren Platz erobert, dass sie Gemeingut 
der Völker wird, ist nur eine Frage der Zeit. 
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anstalt Sulzbach. 


Preussen. 

Verliehen wurde: 

K e in p e, Inspektor der Prov.-Besserungsanstalt Könitz, der Preuss. 
Kronenorden IV. Kl. 

Langebartels, Direktor des Strafgefäng'nisses Halle a. Saale, der 
Königl. Kronenorden III. Kl. mit der Zahl .50. 

Versetztwurden: 

Langer, Gef.-Inspektor in Plötzensee, als Gef.-Direktor an das 
Unters.- Gef. Breslau. 

Meyer, Major a. D., Strafaustalts-Vorsteher, jetzt in Lukau. 
Pfleger, Dr., Medizinalrat, als Gerichtsarzt nach Berlin. 

Koppen, Strafanst.-Assistent als Strafanstalts-Sekretär nach Koblenz. 
Messerschmidt, Strafanstalts-Inspektor nach Hameln. 

Apitz, Strafanstalts-Inspektor in Gross-Strelitz zum Strafamstalts 
Vorsteher in Saarbrücken. 

Tie de, Strafanstalts-Inspektor in Düsseldorf, jetzt in Wittlich. 


Sachsen-Weimar. 

Versetzt wurde; 

J a c 0 b i, Strafanstalt.s-Direktor in Gräfenroda nach Ichtershausen. 


W ürttemberg. 

Befördert wurde; 

Wieland, tit. Inspektor, zum Inspektor am K. Zuchthaus Ludwigs¬ 
burg. 


Ungarn 

Versetzt wurde; 

Pejnovic, Milan, Direktor der Strafanstalt Glina au die vStraf- 
anstalt Mitrovica. 
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Eingretreten sind: 

Braunschweig. 

Holland, Oberstaatsanwalt. 


Oldenburg. 

Ibbecken, Marg., Fräul., Oberin der Weiberstrafanstalt Vechta. 


Preussen. 

Stollenwerk, Kaplan, Gefängnis-Geistlicher in Essen a. R. 
Schmitt, ev. Gefängnis-Geistlicher in Koblenz. 

Sachsen. 

Sachsenburg, K. Korrektionsanstalt in Sachsenburg bei Franken¬ 
berg. 

Winkler, Inspektions-Assistent. 


Württemberg. 

von Rom, Dr., Amtsrichter in Esslingen. 

Stettner, Buchhalter am K. Zuchthaxis in Ludwigsburg. 


Oesterreich. 

Lohsing, Dr. Ernst, Hof- und Gerichtsadvokat in Wien. 
Uhmann, Dr. Ernst Walther, Hof- und Gerichtsadvokat in Wien. 


Ungarn. 

Kostic, Dr. Milian, Strafanstalts-Direktor in Mitrovica. 


Ausg^etreten sind: 

Baden. 

Arnold, Stadtpfarrer, Hausgeistlicher am Arbeitshaus Kislau. 
Benkieser, Dr., Oberamtsrichtei*, Karlsruhe. 

Lutz, Dr., Oberamtsrichter, Ettlingen. 

Bayern. 

Beck, Dr., Medizinalrat, früher Hausarzt am Arbeitshaus Rebdorf. 
Besold, Hauslehrerin an der Strafanstalt Sulzbach. 

Dörfler, G., Strafanstalts Lehrer in Amberg, 

Gossmann, Dr. med., Mediz.-Rat, Bayreuth. 

Hennen mann, Dr., Pfarrer am Zuchthaus Würzburg. 

Iior(!ld, Dr. med., Arzt in Sulzbach. 

Nützei. K., Hausleiirer am Zuchthaus Würzburg. 

^ t i c k 1; Dr.. K. Bezirksarzt in Ebern. 
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Elsass-Lothringeii. 

Bauer, Strafanstalts-Inspektor in Ensisheim. 

Hennig, Notar in Hatten. 

f 

Hessen. 

Weiberstrafanstatt Mainz mit dem Provinzial - Arresthaus Mainz 
verschmolzen. 

Preussen. 

Deekert, Strafanstalts-Assistent in Münster i. W. 

Frye, Generalvikariats-Sekretär in Münster i. W. 

von Haustein, Strafanstalts-Sekretär in Berlin, jetzt in Elberfeld. 

Beider, Pastor in Netphen. 

Herrmann, Superintendent in Neu-Stettin. 

Kuhn, Strafanstalts-Sekretär in Elberfeld. 

von Kurnatowski, Strafanstalts-Inspektor in Hameln. 

von Rohden, Di*., Konsistorialrat in Steglitz. 

Schulte, Pfarrer in Tegel. 

Schraidt, Gefängnis-Oberin.spektor in Eberbach. 

Stöbener, Gefängnis-Inspektor in Elberfeld. 

Schweitzer, Kaplan, Gefängnis-Geistlicher in Essen. 

W o e d e, Pfarrer in Ragnit. 

Oesterreich. 

Ra datier, Direktor der K. Böhm. Landesbesserungsanstalt Grulich. 
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